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Vorwort. 


Der  Verfasser  wollte  nrsprflnglich  nur  ein  kleineres 
Heft  bearbeiten,  das  die  Ulmer  Jadennrknnden  enthalten 
sollte,  weiche  sißh  seit  der  schon  im  Jahre  187S  erfolgten 
Heransgabe  der  Presserschen  Ulmer  Jndennrknnden- 
sammlnng  noch  yorgefnnden  hatten,  nnd  im  Anschlnss 
hieran  eine  knrzgefasste  Darstellung  der  Verhältnisse  der 
alten,  im  Jahre  1490  aufgehobenen  Ulmer  Jadengemeinde 
geben.  In  dieser  Absicht  wurde  das  Schriftchen  begonnen, 
als  unter  der  Arbeit  dem  Verfasser  bei  seinem  Bestreben, 
noch  ungeklärten  Dingen  nachzuspüren,  immer  neuer  Stoff 
zuwuchs,  aber  ihm  auch  die  Thatsache  immer  bestimmter 
vor  Augen  trat,  dass  eine  lesbare  zusammenfassende 
Behandlung  gerade  der  Wirtschaftsgeschichte  des 
Judentums  im  Mittelalter  für  die  heutige  Zeit  ein 
dringendes  Bedürfnis  ist  Die  beiden  Werke,  welche 
wir  in  Deutschland  heute  für  ähnliche  Zwecke,  wie  sie 
das  Yorliegende  Buch  verfolgt,  besitzen,  sind  veraltet:  das 
Depping'sche  Buch  über  die  „Juden  im  Mittelalter^ 
stammt  in  seiner  deutschen  Uebersetzung  vom  Jahre  1884, 
das  Stobbe'sche  Werk  über  die  „Juden  in  Deutsch- 
land^ vom  Jahre  1861.  Beide  Arbeiten  sind  wie  die 
Hegersche  Abhandlung  über  die  Judenschuldenablösnng 
yon  1385/92  nicht  mehr  den  Anforderungen  der  Zeit 
entsprechend,  weil  seither  die  Forschungen  von  Aronius 
nnd  Wiener,  die  Untersuchungen  von  Höniger,  Stern, 
Weizsäcker  und  anderen  ein  reichhaltiges  neues  Material 
zu  Tage  gefördert  haben. 

Seit  bei  den  Juden  selbst  sich  mit  der  Erstarkung 
ihrer  wirtschaftlichen  Macht  auch  der  6inn  für  die  hoch- 
interessante Geschichte  ihres  Volks  neu  belebt  hat,  seit  sie 
es  wieder  wagen,  sich  öffentlich  als  Juden  zu  fühlen, 
statt  ans  Elugheitsgrfinden  ihre  Zugehörigkeit  zum  Juden- 
tum thunlichst  zu  verschleiern,  ist  viel  Neues  gefunden 
worden.  Oerade  darum  schien  es  dem  Verfasser  aber 
auch  an  der  Zeit,  einmal  offen  darauf  hinzuweisen,  dass 
die  Sage  von  der  unsäglich  schlechten  Behand- 
lung, welche  das  Judenvolk  im  eigentlichen  Mittel- 
siter   erfahren  haben  soll,   ein  Märchen  ist  und   die 
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eigentlich  schlechte  Behandlang  der  Jaden  erst 
mit  der  Beformationszeit  beginnt  Der  Jade  hat 
es  heate,  and  wir  wollen  ihm  das  herzlich  gönnen  and 
ans  mit  ihm  darüber  frenen,  nicht  mehr  wie  in  den 
Zwanzigerjahren  notwendig,  seiae  Stellang  darch  die  Er- 
regang  des  christlichen  Mitleids  zn  verbessern. 
Wenn  sich  die  Jaden  in  irgend  etwas  als  Meister  der 
sogenannten  „Nfirnbergerei",  d.  h.  der  sophistischen 
Verdrehangskanst,  wie  sie  anf  der  Nflrnberger  Jadenhoch- 
schale  des  15.  Jahrhanderts  im  Schwang  war,  erwiesen 
haben,  so  ist  es  in  der  Verschleierang  der  wahren  Ent- 
wicklang ihrer  Oeschichte.  Um  so  angezeigter  ist  es  aber 
darnm  aach,  daraaf  hinzaweisen,  dass  der  Jade  in  alten  Zeiten 
kein  so  bedaaemswertes  Geschöpf  war,  wie  sich  der  Darch- 
Schnittschrist  den  „Jaden  des  Mittelalters"  aasmalt. 
Der  Jade  hat  anter  den  Karolingern  and  den  Sachsenkaisern 
wie  anter  den  Saliern  genan  die  gleiche  bevorzagte 
Stellang  eingenommen,  die  er  beate  wieder  geniesst,  and 
aach  die  Ereazzfige  des  12.  and  18.  Jahrhanderts  haben 
ihm  nar  vorübergehend  schlimme  Tage  gebracht,  wie 
aach  das  14.  Jahrhandert  trotz  der  Jadenhetze  von  1349 
den  Jaden  ans  in  mächtiger  Stellang  zeigt.  Erst  das 
15.  Jahrhandert  hat  seine  Stellang  erschüttert  and  ihn 
in  jene  Lage  gebracht,  welche  die  Zeiten  der  Be- 
naissance  ihm  bescheerten.  Die  Wiedergebart  des 
Bomanismns,  d.  h.  des  politischen  and  wirtschaftlichen 
Abschlasses  der  romanischen  Völker  von  Byzanz  and 
der  Levante,  das  Aafhören  des  internationalen,  gross- 
römischen Weltreichs  mit  Byzanz  als  Weltmittelpankt, 
wie  es  die  Entdeckung  des  Seewegs  nach  Indien  and 
Amerika  mit  sich  brachte,  der  endgültige  Sieg  der  Türken 
and  Tartaren,  des  Halbmonds  über  das  Erenz,  des 
Silbers  der  Levante  über  das  Gold  der  Ponente,  wie 
es  die  Entdeckung  der  Goldfelder  am  Cap  and  in 
Venezuela  herbeiführte,  hat  als  Folge  des  Abschlasses 
der  griechischen  Eirche  und  des  Protestantismus 
von  Bom  in  den  romanischen  Ländern  den  Lombarden 
an  die  Stelle  des  Juden  gesetzt 

Die  Art  der  Behandlung  des  Stoffs,  die  der  Verfasser 
gewählt  hat,  war  das  System,  vom  Einzelnen  aufs  All- 
gemeine zu  kommen,  d.  h.  im  vorliegenden  Falle  vom 
Gesichtspunkte  der  Erforschung  der  Geschichte  einer 
einzelnen  Judengemeinde  der  Geschichte  des  ganzen  Juden- 
tums näherzutreten  und  so  zu  allgemeinen  Schlüssen  zu 
gelangen.  Aus  diesem  System  heraus  ist  die  vorliegende 
Arbeit  entstanden  und  wenn  der  Verfasser  das  Gesamt-^ 
bild,  das  sich  ihm  dabei  vor  Augen  gestellt  hat,  kurs 
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züsammenfABsen  soll,  so  möchte  er  zunächst  betonen,  dass 
die  so  oft  namentlich  von  sogenannter  „antisemitischer^ 
Seite  aufgestellte  Unterscheidung  ihm  durchaus  verfehlt 
erscheint,  als  ob  die  Judenfrage  des  Mittelalters  ansschUess^ 
lieh  eine  Beligionsfrage  gewesen,  die  Judenfrage  der 
Gegenwart  und  Zukunft  dagegen  lediglich  eine  Rassen-, 
Sitten-  und  Eulturfrage  sei.  Die  Judenfrage  ist  nach 
Auffassung  des  Verfassers,  so  lange  es  eine  solche  giebt 
~  and  eine  Judenfrage  hat  es  thatsächlich  gegeben,  seit 
es  Juden  giebt,  —  stets  dieselbe  gewesen,  die  sie  noch 
hente  ist,  nämlich  eine  Sittenfrage.  Ist  Sitte  die 
Summe  von  sittlichen  Grundsätzen,  nach  denen  eine 
bestimmte  Vereinigung  von  Menschen  zu  leben  pflegt,  so 
ist  damit  gesagt,  was  den  Juden  yon  jeher  vom  Nichts 
Juden  geschieden  hat:  nicht  das  Dogma,  nicht  die  Form 
seines  Gottesdienstes,  sondern  der  anders  geartete  Inhalt 
seiner  Lebensanschauung.  Diese  Lebensanschaunng 
aber  gerade  ist  ein  untrennbarer  Teil  der  Volksseele,  sie  ist 
eine  unvermeidliche  Folgerung  der  Sitten  und  Gebräuche 
emer  bestimmten  Volksart  oder  Ilasse,  und  deshalb  ist 
noch  zu  allen  Zeiten  jedem  Benegatentum  der  Fluch 
des  Unglücks  aufgedrückt  gewesen.  Der  Mensch  soll  sich 
geben  als  Erzeugnis  des  Bodens  und  der  Einflüsse,  aus 
denen  er  sich  herausentwickelt  hat;  jedes  Abweichen  yon 
diesem  Entwicklungsgang  ist  eine  Störung  der  innem 
Einheit  des  Einzelwesens,  welche  äusserUch  und  innerlich 
abschreckend  wirken  muss. 

Die  natürliche  Zuchtwahl,  die  Wichtigkeit  der  Be In- 
hal tun  g  der  Basse,  auf  die  der  Landmann  bei  seinem 
Stück  Vieh  mit  Becht  alles  halt,  ist  sie  der  Mensch  nicht 
in  erster  Linie  sich  selbst  schuldig,  mag  er  nun  ein  Nicht- 
jade  oder  ein  Jude  sein?  Was  die  Bassenkreuzung 
f&r  Früchte  zeitigt,  dafllr  sollte  uns  doch  der  S  p  a  n  i  e  r  als 
abschreckendes  Beispiel  dienen.  Dort  hat  man  die  Ver- 
schmelzung der  semitischen  Basse  mit  dem  Eaukasier  prak- 
tisch durchgeführt:  das  Ergebnis  ist  namentlich  in  Bezug 
auf  den  Charakter  kein  zur  Nachahmung  ermunterndes 
gewesen.  Der  reine  Bassenspanier  heisst  sich  nicht  um- 
sonst „Hidalgo^,  d.  h.  „Sohn  von  Einem";  der  Geringste 
nach  Charakter  aber,  auf  den  der  reinere  Eastilianer 
mit  Verachtung  herabsieht,  ist  der  Katalane,  jener  Misch- 
ling aus  westgotisch-maurisch-jüdischem  Blute.  Mögen 
also  lieber  Eaukasier  und  Semite  sehen,  wie  sie  neben 
einander  auskommen;  es  wird  am  besten  gehen,  wenn 
jeder  hübsch  in  seinem  Bahmen  bleibt  und  der  Hofherr 
dafb:  sorgt^  dass  die  beiden  Teile  keinen  Grund  zur  Klage 
wegen  Beyorzugung  haben. 
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Wenn  man  sich  fragt,  was  dem  Jaden  zu  aUen  Zeiten 
seine  hervorragende  Stelinng  im  politischen  und 
wirtschaftlichen  Leben  der  Völker  yerschaflEt  hat,  so  geht 
die  Antwort  dahin,  dass  er  dies  seiner  Eigenart  ver- 
dankt Der  Jude  ist  der  geborene  Grosshändler,  d.  h. 
Exporteur  und  Importeur;  er  nimmt  dem  Produzenten 
des  einen  Lands  sein  Erzeugnis  ab  und  giebt  ihm  dafür 
die  Ware  des  andern  Lands,  bringt  die  gekaufte  Ware 
in  das  Land,  wo  sie  mangelt,  und  nimmt  daf&r  die 
entbehrlichen  Erzeugnisse  des  andern  Lands.  Er  nimmt, 
was  man  gerne  los  sein  möchte,  und  giebt,  was  man 
gerne  haben  möchte.  Geschieht  die  Handelsth&tigkeit 
des  Juden  in  dieser  Weise,  so  ist  sie  berechtigt  and 
segensreich  für  die  Völker  beider  Länder  wie  ftr  den 
Juden,  der  in  den  beiden  Ländern  als  Einkäufer  waltet 
und  deshalb  als  willkommener  internationaler  Gast 
erscheint. 

Ist  so  die  Aufgabe  des  Juden,  den  Warenaustausch 
zu  vermitteln,  so  erscheint  als  notwendiges  Hilfsmittel  zu 
dieser  Thätigkeit  des  Juden  eine  gewisse  Summe  von 
Freihandelsrecht  und  das  Bestreben  des  Juden  ist 
deshalb  auch  —  und  man  kann  ihm  das  von  seinem  Stand- 
punkte aus  nicht  verdenken  —  zu  allen  Zeiten  gewesen, 
diese  Sunune  von  Freihandelsrecht  möglichst  umfassend 
zu  gestalten;  denn  jede  Beschränkung  seines  Frei- 
haudelsrechts  durch  nationalwirtschaftliche  Massregeln  ist 
eine  Einschränkung  seiner  Thätigkeit.  Solche  Massregeln 
werden  indes  nur  durchgeführt,  wenn  sich  die  Bewohner 
des  einen  oder  andern  Lands  durch  die  Thätigkeit  der 
Juden  erheblich  geschädigt  fühlen  und  das  Verlangen 
nach  solchen  beschränkenden  Massregeln,  wenn  es  erheb- 
lich geäussert  wird,  muss  deshalb,  zumal  wenn  damit 
eine  erhebliche  jüdische  Bevölkerungszunahme  ver- 
bunden ist,  den  Machthabern  der  Länder  immer  ein  Zeichen 
sein,  dass  die  Thätigkeit  des  Juden  als  Austauschvermittler 
nicht  im  Interesse  des  Lands  vor  sich  geht;  denn 
diese  Thätigkeit  des  Juden  bedarf  wegen  ihrer  hervor- 
ragenden Wichtigkeit  für  die  Wirtschaft  der  Völker  genauer 
Aufsicht  in  der  Bichtung,  dass  sie  nicht  zum  Vorteil  der 
Juden  auf  Kosten  des  Volks  geschieht,  sie  muss  vielmehr 
derart  geordnet  sein,  dass  das  betreffende  Land  dabei 
möglichst  viel,  der  Jude  möglichst  wenig  Nutzen  hat 

Als  Mitglied  der  Nation  aber  wird  der  Jude  nie 
betrachtet  werden  dürfen,  seine  Aufgabe  ist  eine  inter- 
nationale, soll  der  Jude  national  gemacht  werden,  so 
muss  er  aus  der  Haut  fahren  und  aufhören,  Jude  zu  sein. 
Wohl  hat  auch  der  Jude  ein  nationales  Bewusstsein,  auch 
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er  kennt  das  Gteffihl  der  Treue;  ja  diese  Treae  ist  oft  bei 
ihm  entwickelter  als  beim  Landesbewohner,  aber 
des  Jaden  Treae  ist  nar  Treae  zam  Jaden,  nicht 
Treae  zam  Lande,  zar  Heimat:  „übi  bene,  ibi  patria!^ 
Der  Jade  ist  fiberall  za  Hause  and  nirgends,  das  ist  sein 
Schicksal  von  jeher  gewesen.  Das  „ünstät-  und  Flfichtig- 
sein''  ist  der  Flach  gewesen,  der  ihn  von  jeher  in  die  Welt 
getrieben  hat,  es  ist  aber  auch  seine  Freude  gewesen,  denn 
der  Jade  hat  es  so  gewollt.  Wie  es  deshalb  verkehrt  er- 
scheinen mass,  den  Juden  national  machen  zu  woUen,  von 
ihm  Vaterlandsliebe,  Begententreue  u.  s.  w.  zu  verlangen, 
von  ihm  zu  erwarten,  dass  er  Freud  und  Leid  mit  dem  an- 
gestammten Fürstenhause  und  den  Volksgenossen  teile, 
so  muss  es  unrecht  erscheinen,  den  Juden  deshalb  zu 
verachten,  weil  er  diese  Eigenschaften  nicht  besitzt. 

Es  ist  von  jeher  das  chanücteristische  Merkmal  der 
Jaden  gewesen,  dass  sie,  geeint  durch  ihre  alle  NichtJuden 
verachtende  Weltanschauung,  inmitten  von  Feinden 
allen  Angriffen  zum  Trotz  sich  als  ein  zusammen- 
gehöriges Volk  erhalten  haben,  dass  sie  in  oft  heldenhafter 
Abgeschlossenheit  gegen  die  NichtJuden  durch  eine  be- 
wundernswerte Geduld  und  Geschicklichkeit  sich 
allen  Widerwärtigkeiten  entgegen  immer  wieder  grossen 
Reichtum  verschafften  und  sich  damit  ihren  Verfolgern 
immer  aufs  neue  unentbehrlich  zu  machen  und  sich  die 
wirtschaftliche  Herrschaft  über  dieselben  zu  verschaffen 
wussten.  Diese  Zähigkeit,  mit  der  sie  inmitten  fremder 
Volker  mit  anderen  Leben^ewohnheiten  an  ihren  ange- 
stammten Sitten  festhalten,  gereicht  den  Juden  im  höchsten 
Grade  zur  Ehre  und  wenn  man  dem  Juden  darum  schon  vor- 
warf, dass  er  anderes  Brot  als  die  ihn  umgebenden  Landes- 
bewohner esse,  dass  er  bestimmte  Fleischsorten  verschmähe, 
dass  er  nur  seinen  koschem  Judenwein  trinke,  dass  er 
andere  Ansichten  in  Bezug  auf  geschlechtliche  Sitte  und 
Beligion  habe,  so  musste  man  doch  —  und  mochte  man 
nan  von  diesen  Dingen  denken,  wie  man  wollte,  —  immer 
einräumen,  dass  dieses  Festhalten  an  seinen  dem  Juden 
heiligen  Gebräuchen  eine  Willensstärke  ersten  Bangs 
verriet.  Thatsächlich  war  es  denn  auch,  wenn  hierüber 
Klage  gefuhrt  wurde,  nicht  sowohl  der  Neid  und  Aerger 
der  nichtjfidischen  Kreise  darüber,  dass  es  den  Juden 
mit  Hilfe  dieser  Dinge  und  des  bei  ihnen  in  höchster 
Weise  entwickelten  Genossenschaftsgeftthls,  des  Ein- 
tretens für  den  jüdischen  Nächsten,  aber  eben  auch 
nur  für  diesen,  gelang,  über  den  weniger  genossen- 
Schaft  lieh  veranbigten  Landesbewohner  Herr  zu  werden 
sondern    es    war    die    hässliche    Kehrseite    diesec 
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Genossenschaftsgeftkhls ,  die  traurige  Thatsache,  dass  dem 
Juden  dem  Nichtjuden  gegenüber  jedes  Mittel  erlaubt 
schien.  Diese  Gepflogenheit,  mit  welcher  der  Jude,  wenn 
er  derselben  huldigte,  der  Judengenossenschaft  den  Stempel 
der  Verächtlichkeit  aufdrückte,  ist  es  denn  auch 
gewesen,  welche  die  Völker  von  jeher  als  Ausfluss  der 
spezifisch  pharisäisch-talmudischen  Lehre  aufs 
schärfste  als  gegen  die  gute  Sitte  und  das  Völker- 
recht yerstossend  bekämpften.  Dieser  verirrte  Standpunkt 
aber,  gegen  den  sich  die  jüdischen  Sadducäer,  die 
Earaiten,  vergeblich  gewehrt  haben,  ist  es  auch  immer 
wieder  gewesen,  welcher  der  mit  so  viel  Mühe  und 
Fleiss  aufgebauten  wirtschaftlichen  Stellung  der  Juden 
den  Hals  gebrochen  hat,  welcher  ihnen  bei  aller  Achtung 
vor  ihren  schätzenswerten  Eigenschaften  und  Talenten  den 
Fluch  der  Nationen  zugezogen  hat  Erklärlich  freilich 
ist  dieser  Standpunkt  des  Juden  recht  wohl  aus  seiner 
Beschäftigung.  SeinGeschäft  ist  ein  internationales, 
erlaubt  also  kein  Vaterland.  Verfehlt  ist  es  deshalb  auch, 
dem  Juden  ein  Vaterland  geben  zu  wollen.  Wir  brauchen 
den  Juden  so,  wie  er  ist,  als  internationalen  Juden, 
warum  sollen  wir  ihn  also  durchaus  als  national  und 
unsersgleichen  betrachten? 

Ist  das  ausgeprägte  jüdische  Nationalitätsge- 
fühl von  jeher  des  Juden  Stärke  gewesen,  so  hat  er 
den  Eückhalt,  den  ihm  dieser  feste  Bund  mit  seinen 
Glaubensgenossen  gewährte,  mit  bewundernswerter  Schlau- 
heit auszunützen  verstanden:  Indem  er  allen  Nichtjuden 
den  Eosmopolitismus ,  das  Weltbürgertum,  predigte, 
machte  er  die  „nationale  Genossenschaft''  zu  einem 
jüdischen  Monopol  und  siegte  so,  in  der  Einheit 
stark,  über  die  zersplitterten  Gegner.  Der  einzige 
Gegner,  der  sich  dem  Juden  gewachsen  zeigte,  war  deshsdb 
auch  die  ascetische  Scholastik  und  Mystik  des  Mittel- 
alters. Nur  die  scharfen  Speise-  und  Mässigungsgesetze 
der  christlichen  Kirche  konnten  mit  ihrer  willenstärkenden 
Kraft  ein  Geschlecht  zeugen,  welches  die  jüdische  Rasse 
und  den  auf  ähnlichen  Grundsätzen  aufgebauten  Mosaismus 
derselben  übertrumpfte  und  dem  durch  seine  Bedürfnis- 
losigkeit die  Hilfe  des  Juden  entbehrlich  wurde. 
Der  kommunistische  Gedanke  der  internationalen 
römischen  Kirche  hat  dem  Socialismus  des  inter- 
nationalen Judentums  stets  den  erfolgreichsten  Wettbewerb 
bereitet,  ja  dasselbe  zeitweise  völlig  in  die  Ecke  gedrückt; 
am  schlimmsten  aber  ist  es  den  Völkern  gegangen,  wenn 
beide  internationale  Genossenschaften,  Kirche  und  Juden- 
tum  oder   Beamtentum    und  Judentum    —  denn   das 
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Beamtentum  der  nachldrclilichen  Zeit  entspricht  inhaltlich 
der  Kirche  des  Mittelalters  —  im  festen  Bande  ein  Volk 
gemeinsam  beherrschten. 

Wenn  man  die  Oeschichte  des  Jadenvolks  am 
geistigen  Ange  yorfibergleiten  lässt,  kann  man  sich  in  der 
That  das  schwere  Bedaaem  nicht  versagen,  dass  ein  so 
hoch  begabtes  Volk  durch  seine  Masslosigkeit,  seine 
ünfihigkeity  sich  selbst  zn  beherrschen  and  zu  beschränken, 
immer  wieder  selbst  zerstören  mnss,  was  es  mit  beispiel- 
losem Fleisse  and  Geschick  geschaffen  hat  Will  man 
aber  im  Besondem  die  Stellung  der  Juden  zum 
deatschen  Volke  betrachten,  so  sagt  der  Volkswitz 
wohl  nicht  umsonst:  ,, Jedes  Volk  hat  die  Juden,  die  es 
yerdient*^  So  hat  sich  auch  das  heutige  deutsche  Volk 
die  jttdische  Herrschaft,  unter  der  es  steht,  durch  seine 
politische  und  wirtschaftliche  Einsichtslosigkeit  selbst  zu- 
gezogen. Die  Selbstsucht,  die  alt  hergebrachte  Trunksucht, 
Völlerei  und  Liederlichkeit,  das  den  Nächsten  im  Stiche 
lassende  Wesen,  die  leider  heute,  teilweise  durch  schwere 
Fehler  der  massgebenden  Kreise,  einen  nicht  unbedeutenden 
Teil  des  deutschen  Volks  wie  mit  einem  Bann  umstricken 
durften,  haben  die  Herrschaft  der  Juden  gezeitigt, 
die  wir  heute  in  Deutschland  wieder  haben.  Sc^en  aber 
Iiat  noch  niemand  vom  Juden  gehabt  und  am  besten  ist 
stets  der  gefahren,  welcher  sich  so  eingerichtet  hat,  dass 
er  des  Juden  nicht  bedurfte.  Das  gilt  vor  allem  fOr 
diejenigen  Staatsmänner,  welche  ihren  Fürsten  und  dem 
Volke  gegenfiber  die  Verantwortung  für  die  herrschenden 
Beglerungsgmndsätze  tragen.  Möge  das  so  oft  mit  Hecht 
als  Master  gerühmte  deutsche  Beamtentum  nicht  das  gleiche 
Vorige  Ende  nehmen  wie  die  deutsche  Ministerialitftt  des 
Hittelalters.  Die  Erhaltung  der  Bechtsbegriffe,  des  Ver- 
ständnisses für  die  Bedürfnisse  und  Forderungen,  welche 
der  gesunde  Volksgeist  an  seine  Vögte  von  Gottes  Onaden 
und  deren  Ministerialen  stellen  muss,  sollte  stets  der 
oberste  Leitsatz  der  Staatsraison  sein  und  darf  nicht 
durch  ein  System  fiskalischer  Plusmacherei  ersetzt  werden. 

Zum  Schluss  möchte  der  Verfasser  noch  denjenigen 
herzlich  danken,  welche  ihm  bei  dem  Zustandebringen 
seiner  Arbeit  mit  Bat  und  That  zur  Seite  gestanden 
sind.  Vor  allem  dankt  er  seinem  hochgeschätzten  Lehrer, 
Herrn  üniversitätsprofessor  Dr.  Gustav  Schmoller  in 
Berlin  für  die  freundliche  Beratung,  die  er  ihm  durch 
Angabe  von  Quellen  u.  s.  w.  zu  teU  werden  liess.  Dank 
schuldet  der  Verfasser  weiter  dem  Herrn  Oberstudienrat 
Dr.  Julius  Hartmann  in  Stuttgart,  der  ihm  durch 
gütigen    Hinweis    wertvolle    Nachrichten     für    die    Ge- 
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schichte  der  Ulmer  Juden  des  14.  Jahrhunderts  yerschaffte. 
Weiterer  grosser  Dank  gebührt  dem  Herrn  Professor 
Dr.  Gnstay  Yeesenmeyer,  dem  bewährten  langjährigen 
Vorstand  der  Ulmer  Stadtbibliothek,  der  seitens  der  Stadt- 
behörde mit  der  Bearbeitung  des  zweiten  Bands  des 
Ulmer  Urkundenbuchs  beauftragt,  dem  Verfasser  in 
liebenswürdigster  Weise  den  jederzeitigen  Einblick  und 
die  Benützung  der  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Urkunden, 
Begesten  u.  s.  w.  ermöglicht  hat  Herzlichen  Dank  schuldet 
der  Verfasser  endlich  dem  Ulmer  Stadtbibliothekar,  Herrn 
Präzeptor  C.  F.  Müller,  der  ihm  das  reiche  Material 
der  Ulmer  Stadtbibliothek  in  umsichtiger  Weise  zugäng- 
lich machte  und  namentlich  den  seither  unbekannten 
Judenfreiheitsbrief  der  Stadt  Ulm  vom  Jahre  1541  dem 
Verfasser  herbeischaffte. 

Ist  dem  Verfasser  yielleicht  gelungen,  manche  seither 
weniger  genau  festgelegte  Thatsache  der  Judengeschichte 
des  Mittelalters  sachgemässer  zur  Darstellung  zu  bringen, 
so  steht  doch  fest,  dass  noch  unendlich  viel  gerade  auf 
diesem  Gebiete  zu  thun  ist,  und  so  wäre  des  Verfassers 
schönster  Dank  für  seine  Mühe,  wenn  die  vorliegende 
Arbeit  Anlass  zu  weiteren  Lokalforschungen  und 
Einzelarbeiten  gäbe.  Die  Geschichte  der  Herren  von 
Landau,  eine  Geschichte  der  Pfandschaft  Beichenweiher, 
Aalen  u.  s.  w.,  weitere  Einzeluntersuchungen  über  die 
Grundschuldenablösung  von  1885—1302,  über  die  Steaer- 
gesetze  Kaiser  Sigmunds  u.  s.  w.  wären  vortreffliche 
Aufgaben,  wert  der  Behandlung  durch  berufene  Federn. 

So  übergiebt  der  Verfasser  das  Werk  langer  arbeits- 
voller Jahre  der  Oeffentlichkeit  mit  der  Bitte,  die  Arbeit 
so  aufzunehmen,  wie  sie  gemeint  ist:  in  sachlicher  Weise 
die  Wahrheit  zu  fördern. 


Ulm,  im  März  1896. 


Dr.  Eugen  Nubling. 


Einleitung. 


I)    Die  politische  und  wirtscliaftliclie  Bedeutung  des 
Judentums  seit  dem  Anfang  unserer  Zeitreclinung. 

a«  Tod  Kaiser  Ängnttiu  bis  Kauer  KonsUntiii  (81  t.  Chr.~828  n.  Chr.) 

Man  kann  den  lebhaften  Einfluss,  den  das  Judentum 
seit  den  ältesten  Zeiten  auf  den  Gang  der  Inneren  und 
änsseren  Dinge  ausgeübt  hat,  nicht  hoch  genug  anschlagen. 
Weil  die  Juden  immer  da  sind,  wo  der  Mittelpunkt 
des  Weltverkehrs  ist,  sind  sie  auch  stets  im  Mittel- 
punkt des  geistigen  Lebens,  der  wirtschaftlichen  Fragen 
und  der  Politik.  Längst  ehe  das  römische  Eeich 
die  Judengemeinde  in  Jerusalem  aufhebt  und  die  dortige 
Judenstadt  mit  Fremden  bevölkert,  sehen  wir  mit  dem 
Schwinden  der  Bedeutung  Jerusalems  als  Welthandels- 
mittelpunkt die  jüdischen  Kaufleute  sich  nach  den  Orten 
ziehen,  welche  die  Stelle  Jerusalems  tlbernommen  haben, 
und  so  ist  nicht  nur  in  Bom  zur  Zeit  der  Geburt  des 
Heilands  längst  eine  ansehnliche  Judenstadt  jenseits  des 
Tiber,  sondern  auch  in  den  beiden  anderen  grossen  Welt- 
städten, welche  damals  als  gefährliche  Nebenbuhler  der 
Stadt  Rom  zur  Seite  treten,  in  Alexandria  und  An- 
tiochia  am  Oront^s,  sind  grosse  Judengemeinden.  Soll 
doch  Aegypten  damals  eine  jüdische  Bevölkerung  von 
1  Million  Seelen  gehabt  haben.  Aber  auch  sonst  findet 
man  die  Juden  überall.  Sie  begleiten  die  römischen  Heere 
als  Armeelieferanten  bis  nach  Mesopotamien 
und  Persien,  nach  Syrien,  Armenien  und  Kappadocien, 
nach  Aegypten  und  Mauretanien,  nach  Spanien,  Gallien 
und  Germanien,  nach  Bhätien  und  den  Donauländern. 
Sie  sind  rechtsfähig  im  ganzen  Reiche  und  haben  das 
Recht,  eine  Reihe  von  wichtigen  Aemtern  zu  bekleiden.^) 

Trotzdem  sind  sie  schon  damals  wenig  zufrieden  mit 
ihrer  äusseren  Lage.  Ihr  Ideal  ist  die  vor  1000  Jahren  ge- 
wesene Zeit  König  Davids  und  Salomos,  als  Jerusalem  den 
Mittelpunkt  des  Weltverkehrs  bildete,  als  hier  die  Waren 
aas  Aegypten,  Phönicien  und  Arabien  aus  einer  Hand  in  die 
andere  wanderten  und  sich  eine  gewaltige  Fülle  politischer 

J  Scharer.  Geschichte  des  jfldiacben  Volks  im  Zeitalter  Jesu  ChrisU, 
&  493  ff. 
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und  wirtschaftlicher  Macht  in  der  Hand  der  Herrscher 
dieser  Stadt  vereinigte.  Es  ist  den  Jaden  ein  Dom 
im  Ange,  dass  überall,  wo  ihre  Oeschäftsinteressen  in  Be- 
tracht kommen,  der  römische  Zoll-  nnd  Steaerpächter  sitzt 
nnd  seine  Gebühren  namens  des  Reichs  erhebt,  Gebühren, 
welche  in  hohem  Grade  den  freien  Handelsverkehr 
des  jüdischen  Weltvolks  beschränken.  So  spielt  schon 
damals  ein  scharfer  Kleinkrieg  zwischen  den  römischen 
Generalpächtem,  den  ,, Zöllnern  nnd  Sündern",  und  dem 
jadischen  Handelsvolk,  welches  sich  gegen  die  Tempel- 
nnd  y ermögenssteaern ,  Haaszinsen  nnd  Umgelder  des 
römischen  I^ichs  wehrt,  bis  die  römische  Beichsregiernag 
den  jüdischen  BandenfUirem  wie  dem  Gaulonäer  Jadas 
immer  schärfer  entgegentritt  nnd  mit  dem  Beichsland- 
pfleger  Pontias  Pilatas  in  Cäsarea  ein  Mann  nach 
Palästina  kommt,  der  das  jüdische  Tempelstift  namens 
des  Beichs  in  Besitz  nimmt,  den  römischen  Adler  auf 
demselben  aufrichtet  und  das  Patronat  auf  das  Hohe- 
priesteramt mit  den  hieza  gehörenden  Gefallen^  für  das 
Beich  einzieht.  Aber  schon  im  Jahre  40  wieder  erklärt 
es  P.  Petronius,  der  Beichslandvogt  von  Syrien,  fttr  ge- 
fährlich, die  Juden  zn  einer  feindseligen  Stimmung  gegen 
Bom  zu  reizen,  nnd  als  unter  Kaiser  Vespasian  der  Krieg 
gegen  die  Juden  erneut  ausbricht,  drohen  ernste  Feind- 
seligkeiten der  Juden  jenseits  des  Euphrat"),  bis  schliesslich 
Titas  im  Jahre  70  die  Judengemeinde  in  Jerusalem 
völlig  aufhebt,  wobei  der  Tempel  in  Flammen  aufgeht 

Wie  wir  so  die  Juden  in  Jerusalem  im  Hader  nut 
dem  Beiche  um  die  Steuerleistungen  sehen,  so  finden 
wir  ähnliche  Kämpfe  im  zweiten  Mittelpunkte  der  damaligen 
Judenschaft,  in  Alexandria.  Hier  und  in  Cyrene  ist 
der  Hauptsitz  der  politischen  Machenschaften  des  Juden- 
tums gegen  das  Bömerreich.  Im  Jahre  39  befiehlt  Kaiser 
Galigula,  sein  Bild  in  den  Synagogen  von  Jerusalem  und 
Alexandria  aufzustellen,  um  damit  das  römische  Beich  zum 
Patronatsherm  der  betreffendenTempelgefäUe  zu  erklären  und 
die  Würde  des  römischen  Staatsoberhaupts  als  Augustus 
oder  oberster  Beligionsherr  des  Beichs  festzustellen. 
Aller  Widerstand  der  Juden  gegen  diese  Verordnungen 
ist  vergeblich;  umsonst  macht  sich  eine  Gesandtschaft 
unter  Führung  des  Hochmeisters  Philo  aus  Alexandrien 
namens  der  Alexandriner  Judengemeinde  auf  den  Weg: 
die  Beichsregierung  beharrt  bei  ihrem  Beschluss.') 

Weitaus  den  stärksten  Prozentsatz  an  jüdischen  Be- 
wohnern hatte  Syrien  mit  seiner  Hauptstadt  Antiochia 

«)  Vergl.  Makkabäer,  Buch  1,  Kap.  10,  V.  28-46. 
")  SchOrer,  Geschichte  der  Jaden,  Bd.  2,  8. 600  ff.,  610. 
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am  Orontes,  wie  aach  Damaskas  und  andere  Städte 
dj^es  Lands  Tansende  von  Jaden  zählten  nnd  auch  in 
den  Städten  Eleinasiens  eine  Unmasse  yon  Juden  bis  in 
die  hintersten  Winkel  des  Schwarzen  Meers  wohnte, 
während  in  Italien  namentlich  Rom  der  Sitz  einer 
starken  Jndengemeinde war.  Mit  dem  römischen  Bürger- 
rechte beschenkt,  siedeln  sich  hier  die  Juden  schon  unter 
Pompejus  jenseits  des  Tiber  (Trasteyere)  an.  Beim  Tode 
Cäsars  klagen  sie  an  seinem  Scheiterhaufen,  unter  Kaiser 
An  gast  US  ist  die  Gemeinde  bereits  8000  Seelen  stark 
nnd  anter  Kaiser  Tiberius  wird  im  Jahre  19  die  ganze 
Jndengemeinde  aus  Bom  yerwiesen,  weil  sie  zahlreiche 
begflterte  heidnische  Bürger  zum  Uebertritt  bewogen,  ihnen 
grosse  Summen  als  Tempelsteuem  abgenommen  und  nach 
Jerusalem  geschickt  hatte,  so  dass  sich  die  römische 
Beichskammer  in  ihren  Gefällen  geschädigt  gesehen 
nnd  4000  waffenfähige  Juden  durch  den  judenfeindlichen 
Burggrafen  Sejan  zur  Bekämpfung  der  dortigen  Auf- 
standischen nach  Sardinien  geschafft  hatte.^  Es  ist 
darum  auch  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  Juden  an  dem 
im  Jahre  81  erfolgten  Sturze  des  Burggrafen  Sejan 
einen  hervorragenden  Anteil  hatten;  wenigstens  wird  be- 
rlchtety  dass  Kaiser  Tiberius  nach  dem  Sturze  Sejans  ein- 
gesehen habe,  dass  die  Juden  von  diesem  bei  ihm  yerleumdet 
worden  seien,  und  den  Befehl  erliess,  die  Juden  künftig 
Sberall  im  Beiche  zu  dulden  und  an  der  Ausübung  ihrer 
Gebräuche  nicht  mehr  zu  hindern.  So  kehren  die  Juden 
wieder  nach  Bom  zurück  und  zur  Zeit  Kaiser  Galigulas 
(37—41)  ist  die  Gemeinde  wieder  sehr  stark,  ja  die 
B^ierung  des  Kaisers  Claudius  (41 — 54^  beginnt  mit 
einem  al^emeinen  Toleranzedikt  für  die  Juden,  dem 
freilich  später  einschränkende  Bestimmungen  folgen,  ver- 
anlasst durch  Unruhen,  welche  die  steigende  Bedeutung 
des  Christentums  in  den  Judengemeinden  hervorruft. 
Wie  die  Juden  in  diesen  grossen  Weltmittelpunkten 
die  Grosshandelsthätigkeit  in  Händen  haben,  so  sind  sie 
ebendaselbst  mannigfach  wenn  auch  nicht  die  öffentlichen, 
so  doch  die  thatsächlichen  Leiter  der  grossen  geistigen 
and  politischen  Bewegungen  der  Zeit.  Jüdische 
Gelehrte  sind  es,  welche  auf  der  alexandrinischen  Hoch- 
schule den  neuplatonischen  Ideen  mit  ihrem  inter- 
nationalen Eklekticismus  zum  Durchbruch  verhelfen.  Es 
ist  ein  Gemengsei  von  jüdischen,  persischen  und  griechischer 
Gedankenschnipfeln,  das  hier  in  gewandter  Mache  zu  einer 
religiös-philosophischen  Weltsystem  zusammengearbeit 
wird,  ein  wissenschaftliches  Vermittlungsgeschäft,  bei  de 
jeder  seine  Bechnung  finden  soll,  bis  man  schliesslich  einsiet 
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dass  der  „Spiritus  zum  Teufel^  ist.  Jüdische  Männer  sind 
es,  welche  in  Jerusalem,  Antiochia  u.  s.  w.,  scharf  be- 
aufsichtigt von  der  Beichsgewalt ,  die  ersten  Christen- 
gemeinden gründen;  in  Jerusalem  streiten  sich  der 
heidenfreundliche  Apostel  Paulus  und  der  mehr  dem 
Judentum  zuneigende  Petrus  um  die  wichtige  Frage,  ob 
man  es  lediglich  dem  Gewissen  des  Einzelnen  überlassen 
dürfe,  dem  Menschen  den  Weg  zum  Heil  zu  weisen,  oder 
ob  dazu  die  Beobachtung  einer  Reihe  von  Gesetzen  zu 
verlangen  sei,  ob  auch  für  den  Christen  die  jüdischen 
ascetischen  Speisegesetze  gelten  sollen,  Fragen,  die 
später  wiederholt  lebhafte  Meinungskämpfe  zwischen  den 
mehr  paulinisch  denkenden  Griechen  und  dan  Lateinern 
hervorrufen. 

Bereits  ist  denn  auch  das  Judentum  derart  mit  dem 
römischen  Reich  verwachsen,  dass  die  kaiserlichen  Erlasse 
gegen  dasselbe  nicht  mehr  von  dauernder  Wirkung  sind. 
Fehlt  es  schon  zur  Zeit  des  Kaisers  Augustus  nicht  an 
politischen  Beziehungen  der  Juden  zum  römischen 
Hofe,  so  wird  ihre  Stellung  zur  Zeit  Kaiser  Neros(54 — 68) 
noch  einflussreicher.  Im  Bunde  mit  dem  Alexandriner 
Josephus  gelingt  es  der  dem  Judentum  ergebenen 
buhlerischen  Kaiserin  Poppäa,  auf  den  dem  Magismus 
und  der  Dämonologie  zugeneigten  Kaiser  Nero  einen 
schwerwiegenden  Einfluss  auszuüben ,  der  darauf  hinzielt, 
den  Hofkreisen  eine  bessere  Meinung  über  die  Juden 
beizubringen,  eine  Thatsache,  der  gegenüber  die  Streitig- 
keiten des  Apostels  Petrus  mit  dem  Magier  Simon, 
die  sich  in  der  Legende  bis  nach  Rom  vor  den  Kaiser 
fortpflanzen  ^),  ebenfalls  einen  politischen  Beigeschmack  be- 
kommen. Der  Magier  Simon  gilt  als  Stammvater  der 
Simonie,  der  Zuwendung  öffentlich-rechtlicher  Vorteile 
um  Geld,  und  man  hat  von  Seiten  der  Anhänger  des 
Petrus  bekanntlich  der  Lehre  des  Apostels  Paulus  vor- 
geworfen, dass  sie  Simonie  treibe,  wenn  sie,  den  Glauben 
in  den  Vordergrund  stellend,  die  Aufnahme  in  die  Gemein- 
schaft lediglich  von  der  Bezahlung  der  Gemeindesteuer 
abhängig  mache  und  nicht  auch  die  Beobachtung  des 
Gesetzes  verlange,  und  so  ist  dieser  legendenhafte  Streit 
um  die  Gunst  des  Kaisers  Nero  ein  interessantes  Problem 
auch  für  die  Wirtschaftsgeschichte. 

Immer  schärfer  treten  damals  gerade  die  wirtschaft- 
lichen Fragen  in  den  Vordergrund.  Die  entscheidende 
Stimme  des  Staatswesens  haben  die  selbstherrlichen  Kaiser, 
welche  wie  Nero  als  Freunde  des  persischen  Magismus 

*)  Kurts,  Lehrbach  der  Kircbeugeachichte,  Bd.  1«  8.  60. 
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mit   dem  BegriflF  des  persönlichen  Gottes  auch  den 
Begriff  des  Uerrschertums  von  Gottes  Gnaden  ver- 
binden.   Sie  ziehen  daraus  die  wirtschaftliche  Folgerung, 
dass  sie  auf  Grund  ihrer  Unverantwortlichkeit  gegenüber 
den  Menschen  ohne  weitere  Bücksicht  auf  die  Würdigkeit 
des  Bewerbers   die  Aemter   des  Reichs    nach  Gutdünken 
vergeben  dürfen,  und  laden  so  den  Vorwurf  der  Simonie 
auf  sich.     In  der  äussern  Politik  je  nach  Gutdünken  der 
hinter  ihnen  stehenden  Interessenkreise  national  oder  inter- 
national betrachten  sie  die  GeiUlle  des  Bömerreichs  als  ein 
ihnen  kraft  göttlicher  Verleihung  gebührendes  persönliches 
Becht,  mit  dem  sie  thun  und  treiben  dürfen,  was  sie  wollen. 
Sie  öffiien  das  Reich  der  fremden  Einfuhr  oder  hemmen  die- 
selbe, indem  sie  das  Reichsgebiet  mit  der  grossen  Zoll- 
schranke des  Limes  umgeben  und  von  der  Skotengrenze 
in  Britannien  zur  Porta  Westphalica,  zum  Rhein -Donaulimes 
und  zum  Rotenturmpass  bis  hinüber  zur  Porta  üaspia  und 
nur  medischen  Mauer   im  Euphratthal   einen  Kranz   von 
Zollburgen    ziehen,    der  dem  freien  Handelsverkehr 
hemmend  im  Wege  steht^) 

Neben  ihnen  steht  das  Judentum.  Den  Nationalis- 
mus als  Domäne  des  jüdischen  Priesterstaats  betrachtend, 
predigt  es  allen  NichtJuden  den  Internationalismus,  möchte 
thunlichst  alle  Schranken  niederreissen  und  das  Reich 
Her  freien  Einfuhr  der  innerasiatischen  Waren  aus 
Kaschmir,  Hindostan  und  Turkestan  öffnen  und  begünstigt 
deshalb  den  Zerfall  der  nationalen  Reichsgewalt  und  die 
Kleinstaaterei.  Scharf  bekämpft  von  den  Persern, 
welche  darin  für  ihren  seitherigen  Handelsverkehr  mit 
dem  Westen  den  Untergang  ihres  Handelsmonopols 
erblicken,  wird  das  Judentum  unterstützt  von  den 
Parthern  und  Griechen  und  man  begreift  es,  wenn 
im  Jahre  114  unter  Kaiser  Trajan  der  Parther  krieg 
dadurch  als  besonders  gefährlich  erscheint,  dass  sich 
im  Rücken  der  Römer  die  reichen  Juden  Mesopo- 
tamiens in  Nehardea  und  Nisibis  erheben,  weil  Kaiser 
Trajan  den  Krieg  an  Parthien  erklärt;  man  versteht 
tt  aus  diesen  Gründen  heraus,  wenn  die  Juden  der 
Parther feindlichen  Haltung  der  Regierung  entgegen 
auf  Cypern,  in  Gyrene,  in  Palästina  Aufstände 
erregen*),  bis  Kaiser  Hadrian  im  Jahre  135  die  Juden- 
gemeinde in  Jerusalem  erneut  aufhebt,  die  dortige 
Jadenstadt  mit  NichtJuden  bevölkert  und  scharfe  Gesetze 
Regen  das  mosaische  Gesetz  und  dessen  L eh renerlässt, 
die  zwar  von  Kaiser  Antoninus  Pius  gemildert^  ^b^t 

•)  Hfrd,  OtBchicbte  des  LevsaiebaDdels,  Bd.  1,  8.  5  ff. 
9  SeäOJvr,  Oetcbicbte  der  Juden,  Bd   1,  8.  497. 
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von  Kaiser  Markus  Aarelius  wieder  verschärft  werden. 
Man  begreift  aber  auch  die  furchtbare  Strenge,  mit  welcher 
die  römische  und  die  persische  Staatsgewalt  gegen  die  ge- 
lehrten Häupter  der  damaligen  reUgiOs-philosophischen 
Parteien  vorgeht  Diese  geistigen  Bestrebungen,  wie  sie 
sich  in  den  Alexandrinern  Philo  und  Josephns,  in  den 
Lehren  des  gotisch-parthischen  Kaufmanns  Manes, 
wie  sie  sich  nicht  zum  wenigsten  im  Christentum  zeigten, 
hatten  eben  auch  ihre  ganz  bestimmte  wirtschaftspoli- 
tische Bedeutung:  Sie  waren  epochemachend  auch  fttr 
den  Durchbruch  neuer  wirtschaftlicher  Ideen,  wie  z.  B.  die 
Lehren  Lockes  für  die  Physiokratie  und  damit  die 
Emanzipationder  Juden  und  desKapitalsim  18.  Jahr- 
hundert Jedes  dieser  religiOs-philosophischen  Systeme 
hatte  auch  seine  wirtschaftspolitischen  Folgerungen.  Der 
Paulinismus,  welcher  die  christlichen  Gnadenmittel  als 
Gewissenssache  des  Individuums,  d.  h.  nach  damaliger 
politischer  Auffassung  entsprechend  der  Auffassung  der 
Reformationszeit  der  Landesherrschaft  (cujus  regio, 
ejus  religio)  betrachtete,  läugnete  das  Aufsichtsrecht 
des  Augustus  alssummus  pontifex  und  erschien  darum 
reichsgefährlich,  den  Absolutismus  der  Kleinen  be- 
günstigend. Man  hielt  ihn  f&r  wirtschaftlich-kosmopolitisch 
und  damit  universell-freihändlerisch,  und  so  ergieng  es  ihm 
wie  dem  Freimaurertum  des  18.  Jahrhunderts.  Der  Petri- 
nismus  dagegen  war  wirtschaftlich  national,  nur  setzte  er 
an  die  Stelle  der  weltlichen  Staatsgewalt  die  Macht  der 
Kirche.  Ein  „Kauft  nicht  bei  Juden,  bei  Parthem,  bei 
Griechen"  konnte  es  nicht  mehr  geben ,  wenn  diese  Völker 
im  universell-paulinischen  Sinne  von  den  einzelnen  Landes- 
herren ohne  Zustimmung  des  römischen  Reichs  aus 
„Barbaren"  zu  „Nächsten"  gemacht  wurden,  und  der 
nationale  Reichsgedanke  sölmte  sich  deshalb  mit  dem 
Christentum  erst  aus,  als  es  durch  Kaiser  Konstantin  zur 
Reichsreligion  erhoben  und  damit  entsprechend  der 
Lehre  des  Petrus  der  Begriff  des  „Nächsten"  dem  Begriff 
„römischer  Reichsbfirger"  gleichgestellt  wurde.  Damit  trat 
der  „Ketzer"  an  die  Stelle  des  „Barbaren"  und  man  war 
wieder  auf  dem  alten  national-wirtschaftlichen 
Boden  angelangt 

Dem  römischen  Cäsarentum  erschien  als  gefährliche 
wirtschaftspoUtische  Beigabe  aller  dieser  neuen  Richtungen 
die  Gefährdung  des  absoluten  Königtums  und  der 
Macht  der  Krone  und  so  sehen  wir  als  wirtschaft- 
liches Seitenstück  zum  politischen  Kampf  zwischen 
priesterlichem  Mosaismus  und  weltlichem  Cäsarentum  und 
dem  als  versöhnende  Kraft  zwischen  beide  tretenden  gallisch- 
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hellenischen  ChriBtentam  im  wirtschaftlichen  Kampf 
iwiBcfaen  Juden  und  Heiden  als  Ausgleich  den  gallisch- 
iiellenischen  Freihandelsgedanken.  Dieser  Gedanke 
aber  hat  zwei  Richtungen,  den  heidenchristUchen  nniversell- 
panlinischen  und  den  jadenchristUchen  national-petri- 
nisdien.  Wie  es  der  entere  dem  Gewissen  des  Indi- 
Tidnnms,  d.  h.  praktisch  kirchenrechtlich  gesprochen  dem 
Landesbischof,  Aberlässt,  sich  selbst  das  Gesetz  zn  geben, 
so  mnss  er  auch  wirtschaftlich  liberal  wirken.  Der  Fetrinis- 
mus  aber  beschrfinkt  das  commerciom  anf  diejenigen,  welche 
dai  „Gesetz"  halten,  identifiziert  seit  Kaiser  Konstantin 
die  chrisUiche  Kirche  mit  dem  rfimischen  Beich  and 
damit  wirtschaftlich  mit  dem  KontinentalzoUverband 
des  rSmischen  Reichs,  eine  Einrichtung,  wie  sie  der  Cäsaris- 
mos  des  ersten  Napoleon  nen  aufleben  liesa.  Seither  bilden 
die  Griechen  nnd  Lateiner  eine  kirchliche  und  wirt- 
scbafUiche  Interessengemeinschaft  g^en  die  nicht  dem 
Bomanismas  eingegliederten  V&lker,  die  sich  aber  nur 
IcDTze  Zeit  anlHcht  hält,  bis  um  das  Jahr  396  mit  dem 
Aufhören  der  wirtschaftlichen  Interessengemeinschaft  auch 
der  politische  Verband  zwischen  Born  nnd  Byzaoz  wieder 
serföUt 

Der  groBsrOmische  oder  romanische  Kirchenstaats' 
gedanke  berahte  anf  der  persönlichen  Terbindung  der 
beiden  Schwerter,  des  kirchlichen  nnd  des  weltlichen,  anf 
der  Vereinigung  Ton  Angnstas  nnd  Kaiser  (Gäsar). 
Fuhrt  der  Angnstus  als  „tribunns"  die  Ansicht  Aber  die 
innere  oder  Harknngssicherheit  und  Dbt  das  wichtige, 
gerade  vom  jOdiscben  Hohenpriestertnm  so  viel  um- 
strittene Asjlreeht  der  Tempelstätten,  ist  er  als 
„pontifez"  Herr  Ober  den  Landfrieden,  das  ,Jns  circa 
Sacra"  die  „treuga  Dei",  und  bezieht  die  Binnenzölle 
ffir  die  Instandhaltung  nnd  Sicherung  der  Brficken  und 
Wege,  die  UDnze  und  Wage  n.  e.  w.,  so  sorgt  der  Kaiser 
als  Herr  in  den  Burgen,  als  „summus  praetor",  für  die 
äussere  oder  Reichssicherheit  und  bezieht  die  Grenz- 
sClle.  So  ist  die  Vereinigung  beider  Aemter  eine  Ver- 
bindung Ton  summus  pontifez  und  snmmns  praetor,  von 
Bischofsgewalt  und  Grafengewalt,  von  CivilTerwaltiuig 
und  Uilitärrerwaltung,  ron  geistlichem  Landfrieden  und 
weltlichem  Reichs&ieden,  tou  Kreuz  nnd  Band,  wie  sie 
ana  in  den  Bischofsst&dten  des  Ulttelalters  als  getreues 
Spi^elbild  altrOmischer  Verhältnisse  in  neuem  Gewände 
entgegentritt.  Zu  Grunde  aber  geht  im  Bömerreich  diese 
Terbindong  daran,  dass  der  Westen,  in  welchem  der 
Bisch  ofsgewalt  die  erste  Rolle  zukommt,  dem  Ostens 
in   welchem  die  Vogtsgewalt    tonangebend   Ist,   nich' 
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mehr  die  Mittel  gewährt,  die  barbarischen,  die  ketzerischen 
Völker  abzuhalten,  and  so  der  Brach  zwischen  Westrom 
and  Ostrom  erfolgt 

Sind  seit  der  Anfrichtang  des  römischen  Ereazes 
in  Palästina  die  von  dort  vertriebenen  Jaden  mit  Vor- 
liebe nach  Parthien,  Innerasien  and  China  gezogen, 
wo  sie  in  Eaifongfu  eine  grosse  blühende  Gemeinde 
gründen,  hatten  sie  von  Mesopotamien  aus  die  Parther 
gegen  das  sie  verfolgende  römische  Reich  gehetzt,  so 
bessert  sich  seit  Kaiser  Septimias  Severas  (193  bis 
211)  ihre  Stellang  im  Römerreiche  wesentlich.  Die 
zanehmende  wirtschaftliche  Bedrängnis  der  Reichs- 
regierang zwingt  dieselbe,  den  Jaden  gegenüber  sich  zu 
Einränmangen  herbeizalassen,  am  deren  Hilfe  za  erhalten. 
So  gelingt  es  den  Jaden  wieder,  im  römischen  Reiche 
nicht  allein  Daldang  ihrer  Religionsgebräache, 
sondern  aach  emeat  in  steigender  Anzahl  das  römische 
Bürgerrecht  zu  erhalten.  Als  römischer  Bürger  aber 
ist  der  Jude  frei  von  jeder  unmittelbaren  Steuer 
(tributum)  und  darf  mit  keiner  entehrenden  Strafe  belegt 
werden;  er  ist  reichsunmittelbar,  freier  vollberechtigter 
Genosse  des  Reichsverbands,  der  keinem  Landesherrn 
zu  Diensten  verpflichtet  ist,  sein  Gerichtsherr  ist  der 
Viztum,  der  Procurator  des  Eaisers;  gefallt  ihm  dessen 
Spruch  nicht,  so  steht  ihm  das  Recht  der  Berufung 
(provocatio)  an  das  Reichskammergericht  zu.  Der  Jude 
ist  auch  zur  Erwerbung  von  Aemtern  berechtigt,  d.  h.  er 
kann  Münzstätten,  Zollstätten  u.  s.  w.  pachten  und  namens 
des  Reichs  verwalten,  und  darf  nicht  gezwungen  werden, 
in  eine  öffentliche  Eörperschaft  einzutreten.  Es 
sind  die  ersten  Bestimmungen  über  die  bürgerlichen 
Rechtsverhältnisse  der  Juden,  welche  uns  die  Juden  in 
geradezu  bevorzugter  mächtiger  Stellung  zeigen.  Die 
Juden  machen  von  dieser  Stellung  denn  auch  ausgiebigen 
Gebrauch,  indem  sie  ihre  zum  Christentum  übergetretenen 
Landsleute  in  Palästina  in  harter  Weise  verfolgen.'^) 

b.    Von  Kaiser  Konstantin  bis  Kaiser  JasUnian  (323—527). 

Seit  dem  8.  Jahrhundert  sind  neben  Rom,  Galiläa 
und  Syrien  vor  allem  die  Euphratländer  die  Mittel- 
punkte des  Judentums.  Hier  wohnen  die  gelehrtesten 
Talmud isten,  hier  sitzen  die  reichen  jüdischen  Gross- 
händler  und  vermitteln  den  Warenaustausch  der  Völker. 
Rom  zehrt  als  Hauptstadt  des  Reichs  nur  noch  vom 
alten  Ruf,  es   hat  die   alte  Ehrenstellung  bewahrt,   die 

^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  ?.  26. 
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eigentlichen  beiden  wettbewerbenden  Reichsmittelpnnkte 
aber  sind  Antiochia  am  Orontes  nnd  Byzanz,  wahrend 
Älexandrien  immer  mehr  in  den  Hintergrund  tritt  Wie 
in  Antiochia  der  Jnde  unter  Kaiser  Heliogabal  und  der 
Zenobia  tonangebend  ist,  so  spielt  er  in  Byzanz  eine  her- 
vorragende Eolle.  Immerhin  aber  geht  man,  seit  die  Juden 
ihre  Thätigkeit  mehr  in  das  den  Griechen  feindliche 
persische  Sassanidenreich  verlegen,  denselben  im 
römischen  Eeiche  immer  schärfer  auf  den  Leib. 

Seit  unter  dem  im  deutschen  Trier  geborenen  Kaiser 
Konstantin  (323~-337)  die  Bömer  die  Herrschaft  dauernd 
nach  Byzanz  yerlegt  haben  und  das  erste  gallisch- 
hellenische Kaisertum  im  Osten  fest  begründet  worden 
ist,  haben  sich  der  Staat  und  die  christliche  Kirche  zur 
gegenseitigen  Wahrung  ihrer  Interessen  zusammengefunden 
nnd  die  weltlichen  Machthaber  seben  sich  veranlasst,  die 
Macht  der  Vertreter  der  Heilandslehre  als  gleich- 
berechtigten Machtfaktor  neben  der  göttlichen 
Macht  des  Augustus  anzuerkennen.  Um  den  wachsenden 
Austritten  aus  der  christlichen  Gemeinschaft  zu 
steuern,  wird  der  üebertritt  zum  Judentum  mit  Ver- 
mögenseinzug belegt,  damit  die  8  teuer  kraft  der 
christlichen  Bischofsgemeinden  nicht  noch  mehr 
geschmälert  wird,  man  hebt  das  Hei rats recht  zwischen 
Jaden  und  Christen  auf,  man  beschränkt  den  Wucher 
durch  gesetzliche  Massnahmen,  man  schQtzt  die  zum 
Christentum  übergetretenen  Juden  gegen  ihre  jüdischen  Ver- 
folger. Die  Judengemeinden,  welche  seither  unter  ihren 
Jadenbischöfen  den  Christengemeinden  und  ihren  Christen- 
bischofen  in  den  Eeichskolonien  gleich  gestanden  hatten, 
werden  der  Vogtei  der  Christengemeinden  unterthan, 
seit  Kaiser  Konstantin  das  Christentum  zur  Staats- 
religion erhoben  und  damit  alle  NichtChristen  zu 
blossen  Beisitzern  gemacht  hat.  Der  Aufenthalt 
in  Jerusalem  wird  den  Juden  verboten;  ihre  Hinter- 
sassen zu  beschneiden  oder  christliche  Hintersassen 
za  haben,  wird  ihnen  untersagt  und  im  Jahre  321  in 
Köln  bestimmt,  dass  die  Juden  ebenfalls  zum  Eintritt 
in  die  Zwangskörperschaften  und  zur  Teilnahme  an 
den  städtischen  Lasten  verpflichtet  sein  und  nur 
2  bis  3  Judenfamilien  gemeindesteuerfrei  als  Reichs- 
kammerknechte in  der  Stadt  sitzen  dürfen  sollten.  Es  war 
offenbar  der  Schluss  einer  Reihe  von  harten  Kämpfen 
der  christlichen  Bürgergemeinden  gegen  die 
Steuervorrechte  der  römischen  Reichsbtirger, 
Kämpfe,  die  unter  Kaiser  Julian  (361—363)  freilich 
einen  Rückschlag  erfuhren,  welcher,  der  wirtschaftlichen 


ünterstatzmig  der  Juden  bedürftig,  ihnen  die  Gründung 
neuer  Judengemeinden,  namentlich  in  Jerusalem, 
gestattete.*) 

So  ist  das  4.  Jahrhundert  eine  der  glänzendsten 
Zeiten  des  Judentums  im  römischen  Reiche  und  unter 
Kaiser  Theodosius  (879 — 395)  dem  Grossen,  welcher 
ebenfalls  wie  Kaiser  Julian  der  wirtschaftlichen  Hilfe 
der  Juden  dringend  bedarf,  kommt  es  denn  auch,  wie  schon 
unter  Kaiser  Julian,  wegen  der  Steuerbevorzugungen, 
welche  die  Juden  als  unmittelbare  Beichskammerknechte 
in  den  Städten  gemessen,  in  den  Jahren  884  und  890  in 
Mailand,  Saloniki,  Alexandria  und  anderen  Frei- 
städten des  Beichs  zu  grossen  Judenkrawallen.*)  Die 
athanasischen  Bischöfe  zeigen  sich  dabei  als  heftige 
Gegner  der  Juden  und  hintertreiben  den  Befehl  der 
Beichsregierung  zum  Wiederaufbau  der  Synagogen  und 
namentlich  yeranlassen  der  Bischof  Ambrosius  von 
Mailand  und  der  italienische  Feldhauptmann  Stilicho 
scharfe  Gesetze  gegen  die  steigende  Einfuhr 
griechischer  und  levantischer  Erzeugnisse  nach 
Italien.  Die  Juden  dagegen  gebrauchen  die  g  r  i  e  c  h  i  s  c  h- 
arianische  Gegenpartei  zu  ihren  Zwecken  und  als  im 
Jahre  408  der  hellenen-  und  judenfeindliche  Parteigänger 
Stilicho  ermordet  wird,  bringen  sie  es  dahin,  dass  in 
Italien  das  seitherige  Einfuhrverbot  f&r  griechische 
Waren  aufgehoben,  so  dem  Einfuhrmonopol  der  Perser 
nach  Italien  ein  Ende  bereitet  und  allen  griechischen 
Kaufleuten  und  damit  auch  den  Juden  die  Niederlassung 
in  Italien  erlaubt  wird.')  Seither  schärft  sich  freilich  in 
Byzanz  der  Kampf  mit  rersien,  dessen  Handelsinteresse 
durch  diese  Einräumungen  an  die  Parther  und  Goten 
schwer  geschädigt  wird. 

Hatten  die  Judengemeinden  des  Beichs  seither  wie 
die  Christengemeinden  ihren  Beichshochmeister  oder 
Patriarchen  gehabt,  der  den  Titel  „illustris^  fahrte 
und  den  Judenbann  selbstständig  verhängte,  so  standen 
sie  in  Streitigkeiten  unter  sich  zunächst  unter  dem 
Gericht  der  Judengemeinde,  von  dem  aber  eine 
Berufung  an  das  Beichskammergericht  möglich  war, 
während  bei  Streitigkeiten  mit  Andersgläubigen  das 
bfirgerliche  Gericht  zuständig  war.  Eine  Verordnung 
der  Kaiser  Honorius  (895—423)  und  Arkadius  (395 
bis  402)  erneuerte  die  Freiheitsrechte  der  Synagogen- 
vorstände und  sicherte  ihnen  erneut  den  bestrittenen 
gleichen  Bang  mit  den  christlichen  Kirchenvor- 

*)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  28  f. 
*)  Fisciier,  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  1. 
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ständen.  Man  erlaubte  den  Jaden  wieder,  christliche 
Leibeigene  als  Schnldsklaven  zu  haben,  nur  sollten 
diese  nicht  an  der  Ansttbang  ihrer  Religion  gehindert 
werden,  Zustände,  die  im  Frankenreiche  im  6.  Jahr- 
hundert zn  schlimmen  Folgen  fahrten.  Dagegen  wurde 
die  Orfindung  neuer  Judengemeinden  und  der 
Ban  weiterer  Synagogen  untersagt  und  den  Juden 
die  Erwerbung  der  Ritterwttrde  verboten,  ohne  dass 
dies  jedoch  ihrem  Ansehen  schaden  sollte,  wohl  weil  die 
Christen  sich  weigerten,  gemeinsam  mit  Juden  Heeres- 
dienste zu  leisten,  während  ihnen  das  Recht,  Aemter  zu 
erwerben,  nach  wie  yor  erhalten  blieb. 

Wie  immer,  wenn  es  ihnen  schlecht  geht,  suchen 
auch  diesmal  die  Juden  Hilfe  gegen  ihre  Feinde  bei  aus- 
wärtigen Völkern,  und  wie  es  im  3.  und  4.  Jahrhundert 
die  tartarischen  Parther  und  die  t&rkischen  Hunnen  sind, 
die  ihnen  Hilfe  bringen,  so  baut  sich  ihre  Hoffnung  im  5.  und 
6.  Jahrhundert  auf  die  Goten  und  Alemannen,  deren 
Ffirsten  sich  in  ihrer  schweren  Oeldnot  den  Juden  zur 
Verlegung  stellen  und  mit  der  Juden  Geld  ganz  Gallien 
diesseits  und  jenseits  der  Alpen  wie  die  spanischen  Länder 
erwerben.  In  Orleans,  Arles,  Barcelona,  Toledo  u.  s.  w. 
entstehen  jetzt  erneut  unter  dem  Schutze  der  Goten  blähende 
Jadengemeinden.  So  ist  die  Stellung  der  Juden  in  den 
gotisch-arianischen  Gebieten  damals  wesentlich  besser 
als  im  katholischen  Römerreiche  und  es  scheint  die 
Ansicht  Menzels  nicht  unberechtigt,  der  den  Wunsch 
der  Italiener,  wieder  unter  die  Herrschaft  der 
Byzantiner  zu  kommen,  darauf  zurückführt,  dass  sich 
die  Italiener  von  der  dortigen  Regierung  kräftigeres 
Auftreten  gegen  die  Juden  yersprachen.'^) 

Unter  dem  Schutze  der  Goten  entwickelt  sich  denn 
auch  vor  allem  in  Spanien  und  der  Proyence  eine 
neue  Litteraturperiode  der  Juden,  die,  wenn  auch 
durch  hart-e  Verfolgungen  unterbrochen,  diebestenBlüten 
der  jüdischen  Litteratur  und  Poösie  zeitigt. 
Den  Juden  ist  diese  Zufluchtsstätte  in  Spanien  um  so 
erwünschter,  je  mehr  ihnen  sonst  der  Boden  damals 
anter  den  Fassen  schwindet;  denn  wesentlich  ungfinstiger 
als  die  arianischen  Völker  des  Nordens  stehen  den 
Juden  die  engverbundene  römische  Staatsgewalt  und 
römische  Kirche  gegenüber.  Kaiser  Justinian  I. 
(527 — 565)  ist  kein  Freund  der  Juden.  Seine  Gesetzgebung 
beraubt  im  „Titulus  de  Judseis^  die  Juden  auf  ewige 
Zeit   des  Rechts,   öffentliche  Aemter  zu  erwerben 

^•)  DeppiDg;  Jaden  im  Mittelalter,  S.  27,  81  f. 
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und  Zeugnis  vor  Gericht  ges^en  einen  Christen  ab- 
zugeben, und  verbietet  den  Juden,  ihre  zum  Christentum 
übergetretenen  Kinder  des  Pflichtteils  zu  berauben,  während 
ihnen  das  Recht  unbenommen  bleibt,  in  Glaubenssachen 
sich  selbst  Recht  zu  sprechen.'*^)  Auch  die  römische 
Kirche  geht  seit  dem  5.  Jahrhundert  immer  schärfer 
gegen  die  Juden  vor.  Sie  verbietet  den  Christen,  mit 
Juden  gesellig  zu  verkehren,  untersagt  die  Ehe  mit 
Juden,  verbietet  den  Juden,  an  christlichen  Feiertagen  die 
Häuser  zu  verlassen ;  sie  zwingt  die  Juden  zur  Ehrerbietung 
gegen  die  katholischen  Geistlichen,  wahrt  das  Asylrecht 
der  Kirchen,  verbietet  den  Juden,  Steuer-  und  ZoUpächt^r 
zu  werden.  Papst  Gregor  I.  (590—604)  verlangt  zwar, 
dass  man  den  Juden  die  gemachten  Zusagen  ehrlich 
halte,  er  macht  den  ehrlichen  Schiedsrichter  in  der 
Steuerstreitigkeit  der  Judengeraeinden  von  Rom  und 
Sizilien;  aber  als  er  erfährt,  dass  der  Jude  Nasas  dem 
Elias  Christenblut  opfere,  giebt  er  der  Präfektur 
Sizilien  strengen  Auftrag,  in  der  Sache  einzuschreiten, 
und  verbietet  allen  Juden  ernstlich,  heidnische  Leibeigene 
zu  beschneiden  und  zu  Juden  zu  machen.  Getaufte 
Juden  bevorzugt  der  Papst  in  jeder  Beziehung,  in- 
dem er  ihnen  zwei  Drittel  bis  drei  Viertel  ihrer  seit- 
herigen Steuern  erlässt  und  ihnen  geschäftliche 
Vorteile  zuwendet,  wie  man  auch  solche  Konvertiten 
schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  in  den  höchsten  Kirchen- 
stellen findet. 

c.  Von  Kaiser  Justinian  bis  Kaiser  Karl  dem  Grossen  (525—769). 

Hatte,  nicht  zum  wenigsten  infolge  der  jüdischen  Bei- 
hilfe, im  5.  und  6.  Jahrhundert  die  römische  Kirche  nicht 
vermocht,  mit  den  am  Arianismus  hängenden  Goten 
fertig  zu  werden,  so  wird  es  freilich  im  7.  Jahrhundert 
anders,  als  die  Goten,  um  dem  steigenden  Druck  der 
Juden  he  rrschaft  zu  entrinnen,  sich  um  Hilfe  an  den 
Krummstab  wenden.  Die  Goten,  die  ursprünglich  die 
Juden  günstig  behandeln,  treten  ihnen  aufs  schärfste 
gegenüber,  als  sie  um  das  Jahr  600  vom  Arianismus  zum 
Katholicismus  übergehen.  Das  damals  neu  bearbeitete 
westgotische  Gesetzbuch  nenntdie  Juden  eine  fluch- 
würdige Sekte,  untersagt  ihnen,  ihre  Feste  zu  begehen 
und  die  Beschneidung  rituell  zu  vollziehen,  und  befiehlt 
ihnen,  Schweinefleisch  zu  essen  und  keinen  Unterschied 
zwischen  reinen  und  unreinen  Gerichten  zu  machen. 
Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  sind  nichtig, 
jüdische  Leibeigene,  die  Christen  werden,  sind  frei- 
zulassen.     Die     Aufsicht     über     den     Vollzug     dieser 


—    XXIX    — 

Gesetze  fuhrt  die  Kirche,  deren  Strafen  allen  welt- 
lichen Richtern  in  Aussicht  gestellt  werden,  die  sich, 
durch  Geschenke  oder  andere  Gründe  veranlasst,  als 
Judenfreunde  heweisen.  Kein  Christ  darf  ferner 
Patron  eines  Juden  werden  und  alle  christenfeindlichen 
Bücher,  vor  allem  der  Talmud,  werden  verboten.**) 

Ebenso  wenig  günstig  wie  das  5.  und  6.  Jahrhundert 
ist  den  Juden,  wenigstens  zeitweise,  das  7.  Jahrhundert 
in  Byzanz.  Ist  der  zum  Kaiser  ausgerufene  Feld- 
hauptmann Phokas  (603—610)  ihnen  freundlicher  gesinnt, 
so  ist  ein  um  so  schärferer  Gegner  der  Juden  der 
Kaiser  Heraklius  der  Karthager  (610 — 641),  weshalb 
die  griechischen  Juden  von  Palästina  dem  König 
Kosru  U.  von  Persien  zur  Eroberung  dieses  Lands 
verhelfen.")  Als  freilich  bald  darauf  Mohammed  die 
(^laubensfahne  gegen  die  Juden  und  ihre  persischen 
Schatzherren  erhebt,  geht  ihnen  diese  Heimstätte  verloren ; 
wenn  wir  aber  sehen,  wie  die  Araber  im  Jahre  672 
den  Koloss  von  Rhodus  an  einen  jüdischen  Alteisen- 
liindler  auf  den  Abbruch  verkaufen,  so  zeigt  uns  das  schon 
damals  das  wirtschaftliche  Verhältnis  des  Araberreichs 
in  wenig  günstigem  Lichte  und  so  steigt  der  Stern  der 
Juden  ganz  erheblich  im  8.  Jahrhundert.  In  Spanien 
ist  man  den  Juden,  welche  das  Erbkönigtum  als  Feld- 
zeichen gegen  die  das  römische  Wahlkönigtum  ver- 
teidigende Kirche  aufgepflanzt  haben,  bei  Hofe  derart 
verpflichtet,  dass  diese  ein  Vorgehen  der  Eegierung  gegen 
die  katholische  Kirche  veranlassen  können,  bis  eine 
Verschwörung  der  katholischen  Partei  unter  dem  Grafen 
Boderich  gegen  den  Hof  die  Austreibung  der 
Joden  durchsetzt,  was  die  Judenschaft  damit  beant- 
wortet, dass  sie  die  Araber  ins  Land  ruft,  welche  nun- 
Diehr  seit  dem  Jahre  710  5  Jahrhunderte  lang  das  Land 
^  sich  und  die  Juden  behaupten.**)  Ebenso  günstig  ge- 
staltet sich  die  Lage  der  Juden  in  Byzanz,  wo  der  Kaiser 
Leo  in.  der  Isaurier  (717 — 741)  den  Juden  derart  ver- 
pflichtet ist,  dass  er,  um  ihnen  und  den  Parthern  zu  Willen 
2u  sein,  angeblich  um  ihnen  die  Bekehrung  zum  Christentum 
2Q  erleichtern,  mit  roher  Gewalt  den  dem  Volke  in  Fleisch 
^i  Blut  übergegangenen  Bilderdienst  abschafft,  um 
die  Macht  der  Kirche  zu  schwächen,  während  die  katho- 
lischen Geistlichkeit  von  Damaskus  aus  unter  dem  Schutze 
des  Islam  gegen  dieses  Vorgehen  des  griechischen  Staats 
Verwahrung  einlegt.**) 

")  Deppinp,  Jaüen  im  Mittelalter,  8,  34,  14. 

^*)  Karu,  Lehrbuch  der  KircheDgeacbichte  S.  336. 


d.  Von  Kalter  Kari  dem  Groeeen  bis  Kaiier  Friedrich  BattenMia 

(769-1151). 

Wie  die  arabischen  Abbasiden  in  Persien,  nament- 
licb  der  Ehalif  Haron  al  Baschid  zu  Bagdad,  im  unter- 
schied zu  dem  ihnen  feindlichen  Hanse  Omar  in  Damaskus 
die  Juden  als  ihre  besonderen  Lieblinge  behandeln,  wie  sie 
ihnen  einen  besondem  Exilarchen  mit  dem  FOrstenütel 
„Geon^  geben,  so  ist  es  auch  unter  dem  Freunde  des  Ehalifen 
und  der  Perser,  dem  fränkischen  Kaiser  Karl  dem  Grossen. 
Die  Juden  sind  es,  welche  die  damals  neu  eröffneten 
Handelsbeziehungen  zwischen  dem  Frankenlande 
und  Persien  anbahnen,  ein  Jude  ist  es,  der  die  fränkische 
Gesandtschaft  zum  Khalifen  nach  Bagdad  bringt;  die 
Juden  sind  es,  welche  yon  Persien  aus  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert, als  der  Welthandel  sich  wieder  seine  Bahn  durch 
Innerasien  schafft,  in  zunehmender  Menge  nach  dem 
parthischen  Gasaren-  oder  Zigeunerlande  an  der  Wolga 
strömen,  wo  sie  ein  grosses  vom  Easpisee  bis  zu  den 
Earpathen  sich  erstreckendes  Reich  mit  der  Hauptstadt 
Itil  oder  Astrachan  gründen,  dessen  Ffirstenfamilie  dem 
jüdischen  Glauben  angehört,  bis  im  Jahr  969  der 
Russenzar  Swätoslaus  yon  Eiew  sich  dieses  Reichs  be- 
mächtigt, wie  auch  das  grosspolnische  Reich  des 
Franken  Samo  jüdischen  Einflüssen  unterworfen  gewesen 
zu  sein  scheint  ^^ 

So  stehen  seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  die 
Juden  mächtiger  als  je  da.  Ihre  Macht  ist  wieder 
einmal  auf  einem  Höhepunkt  angekommen,  der  einen 
Rückschlag  als  unausbleiblich  erscheinen  lässt,  und  in 
der  That  zeitigt  das  9.  Jahrhundert  die  ersten  Erschei- 
nungen dieses  Rückschlags.  Seit  in  Byzanz  die  Mace- 
d  onier  an  der  Spitze  der  Regierung  stehen,  weht  dort  eine 
jndenfeindliche  Luft  Man  will  die  Juden  helle- 
nisieren,  man  bringt  die  Bilder  in  die  Eirchen 
zurück  und  schränkt  die  Juden  erneut  ein.  Auch  im 
Frankenreiche  wird  ihre  Stellung  immer  schwieriger. 
Wohl  haben  sie  eine  eifrige  Schützerin  an  Judith  von 
Bayern,  der  Gemahlin  Eaiser  Ludwigs  des  Frommen, 
welche  ihnen  am  Hofe  die  Stange  gegen  die  Bischöfe 
und  die  Eirche  hält,  ihnen  erneut  volle  Freizügigkeit 
und  bürgerliche  Gleichstellung,  Bevorzugung  ihrer  Handels- 
thätigkeit  und  eigene  Vertretung  durch  das  Amt  eines 
obersten  Judenhochmeisters,  ähnlich  dem  Bagdader 
Ezilarchen,  verschafft,  aber  schon  der  Vertrag  von 
Verdun     bringt    mit     seiner     erhöhten     Stärkung     der 

**)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  49  ff. 
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Kirche  Angriffe  auf  die  Jaden   and   Schritt  am  Schritt 
gewinnen   ihnen  M&nner    wie   die  Erzbischdfe  Agobard 
und  Amolo  von  Lyon   den   Boden  ab,  indem  sie  ent^ 
schieden    gegen   den   Menschenhandel    and    Grand- 
vacher    der    Jaden    auftreten.      Sie    erzwingen    die 
Aufhebung   des  Gesetzes,  dass  jüdische  Eigenleate  nar 
mit  Einwilligang  ihrer  Herren   getaaft  werden   dürfen; 
sie  setzen  es  darch,  dass  den  Metzgern   verboten  wird, 
die  von  der  ifidierchen  Religion  den  Jaden  zam  Verzehren 
yerbotenen  Fleischteile  aafzokaafen,  da  man  den  Jaden 
nachsagt,   dass  sie   diese  Teile  vorher  darch  Urin  ver- 
onreinigen,  am  die  Christen  zu  verderben;  sie  bewirken, 
dass  den  Jaden  verboten  wird,  die  christlichen  Beligions- 
gebraache  lächerlich  za  machen,  dass  die  Märkte  nicht 
mehr  der  jüdischen  Feiertage   wegen    anf  andere  Tage 
verlegt  werden,  dass  den  Jaden  das  Halten  von  christ- 
lichen   Dienstboten   verboten    wird.    Nicht   mit   Unrecht 
sieht  man  in  der  Jadenschaft  den  Schaldigen  daf&r,  dass 
es  an  billigen  Arbeitern  anf  dem  Lande  fehlt,  dass 
die  Landwirtschaft   immer  schlechtere  Erträge  gewährt. 
Bittere  Klagen    ertönen   namentlich   seit   dem  10.  Jahr- 
hondert,    dass   manche  Bischöfe  ihr  Amt   haben   nieder- 
legen müssen,  weil  sie  nicht  mehr  die  Mittel  besitzen, 
ilure  den  Jaden  verpfändeten  Güter  and  Eigenleate  bei 
den   jüdischen    Gläabigem    aaszalösen,    dass    zahlreiche 
weltliche  Grandherren  nnr  dadarch  sich  über  Wasser  haben 
halten    können,    dass    sie     einen    grossen    Teil    ihres 
Grund  and  Bodens  an  die  Jaden  verkaaft  and  damit  den 
Best  gerettet  haben,  and  in  Bom  ist  man  entrüstet,  dass 
die  karolingischen  Herrscher  den  Jaden   die  Erwerbang 
Ton  Grondeigentam  gestattet  haben,   dass  überall   neae 
Jadengemeinden  in  Menge  entstehen,  dass  die  Begierang 
den    Menschenhandel    der    Jaden    aas  Frankreich   nach 
Spanien  and  den  Barbareskenstaaten  stillschweigend  daldet, 
ja  dass  christliche  Geistliche  zam  Jadentam  übertreten.  Das 
alles  aber  kann  die  Kirche  nar  erreichen,  wenn  es  ihr 
gelingt,  die  Macht  der  Jaden  bei  Hofe  za  brechen. 
Der  Grand    des  Mangels   an  Arbeitskräften   in 
den  alten  Ländern  Earopas  ist  die  zanehmende,  nicht  zam 
wenigsten  von  den  Jaden  geförderte  Erschliessang 
nener  Ealtarländer.  Wie  die  Jaden  sich  seit  dem  9.  Jahr- 
hondert  in  Südrassland  and  an  der  Wolga  festsetzen, 
so  strömen  sie  seit  derselben  Zeit,  nachdem  dnrch  die 
Besiegong  der  Sachsenstämme  darch  das  Frankenreich 
die  Bahn    für    sie    freigeworden    ist,    in    Scharen    aas 
itm  Frankenlande  and  Alemannien  nach  dem  eigentlichen 
Germanien,  nach  den  Ländern  nördlich  dem  Thüringer- 
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wald  und  den  ostelbischen  Ländern,  die  bis  dahin 
eine  von  Qrossgrnndbesitzern  and  deren  Söldnern  schwach 
bevölkerte  Landschaft  mit  extensivem  Wirtschaftsbetrieb 
gewesen  waren,  nm  von  den  dortigen  Ländereien  Besitz 
zu  nehmen,  dort  Handel  zu  treiben  und  Geld  auszuleihen. 

Je  mehr  die  Zufuhr  von  Bodenerzeugnissen  aus  den  neu- 
erschlossenen östlichen  Rohstoffländern  steigt,  um  so  mehr 
verlassen  die  alten  Staaten  Europas  die  seitherige  Betriebs- 
weise und  beginnen  die  Waid  Wirtschaft,  die  Forst- 
wirtschaft und  den  Flachsbau.  Wo  seither  der  Wind  durch 
die  Roggenhalme  gestrichen  war,  waidet  seit  den  Sachsen- 
kaisern das  deutsche  Pferd,  das  gesuchte  wertvolle  Hand- 
werkszeug des  jetzt  zu  erhöhter  Bedeutung  gelangenden 
deutschen  Reiters;  man  findet  es  einträglicher,  den  Pferde- 
bedarf im  Lande  selbst  zu  decken,  statt  ihn  wie  seither 
aus  Ungarn  zu  kaufen.  Der  durch  diese  Betriebsänderung 
überflüssig  gewordene  Landbewohner  aber  zieht  nach  den 
Städten,  welche  jetzt  in  immer  grösserer  Menge  entstehen 
und  in  welchen  sich  seit  den  Sachsenkaisern  jene  erste 
Blütezeit  des  deutschen  Industrialismus  entwickelt,  welche 
ihren  Zusammenbruch  mit  dem  Aufhören  des  Absatzes 
nach  Innerasien  im  13.  Jahrhundert  findet.  Die  Donau- 
länder, Russland  und  Innerasien  sind  die  Länder,  nach 
welchen  die  gewerblichen  Erzeugnisse  der  Abendländer 
seit  dem  10.  Jahrhundert  wandern,  und  so  ist  es  der 
Bedeutung  vor  allem  Spaniens  als  Ausfuhrland  ent- 
sprechend, dass  dort  immer  wohlhabendere  Judengemeinden 
entstehen,  deren  Rabbiner  und  Hochmeister  sich  aus  den 
Spitzen  der  geistigen  Kräfte  der  Euphratländer, 
Aegyptens  und  Syriens  ergänzen  und  welche  dort  eine 
neue  Blütezeit  der  hebräischen  Litteratur  zeitigen, 
während  mit  dem  wirtschaftlichen  Rückgang  der  per- 
sischen Judengemeinden  eine  Ebbe  auch  in  den  littera- 
rischen Leistungen  der  dortigen  gelehrten  Judenschaft 
eintritt,  die  erst  im  12.  Jahrhundert  einer  neuen  geistigen 
und  wirtschaftlichen  Hochflut  des  dortigen  Judentums 
Platz  macht 

Die  Zeit  städtisch-gewerblicher  Blüte,  wie  sie 
das  10.  Jahrhundert  im  Abendlande  zeitigt,  ist  freilich 
nur  von  kurzer  Dauer.  Schon  mit  Kaiser  Heinrich  IIL 
hat  sie  ihren  Höhepunkt  erreicht  und  im  notleidenden 
Volke  gährt  es  gegen  die  Juden,  welche  bei  all  der 
Not  der  Zeit  sich  immer  mehr  bereichern,  während  der 
gemeine  Mann  mit  der  Verzweiflung  ringt.  Während  in 
Persien  die  seitherige  bevorzugte  Stellung  der  Juden 
immer  mehr  notleidet,  während  man  ihnen  dort  ihre  be- 
vorzugte Stellung  nimmt,  klagt  im  Abeudlande  die  Kirche 


immer  schärfer,  wie  die  Jadenschaft  ihren  Bilder- 
dienst und  den  Glauben  an  einen  persönlichen  Gott  yer- 
höhne^  wie  sie  die  Heilkraft  der  Reliquien  anzweifle. 
In  Syrien  und  Aegypten,  den  Mittelpunkten  des  da- 
maligen Welthandels,  zanken  sich  Christen  und  Juden 
am  die  schmäler  werdende  Beute,  und  als  in  Persien  die 
judenfreundlichen  Abbasiden  im  10.  Jahrhundert  die  Herr- 
schaft yerlieren,  ziehen  die  Juden  sich  in  steigendem  Masse 
nach  Cyrene,  Marokko  und  Spanien.  Da  der  abendländische 
Absatz  nach  den  Donauländern  und  Innerasien  stockt, 
sieht  sich  der  Kaufinann  des  Westens  veranlasst,  selbst 
nach  den  seitherigen  Absatzgebieten  zu  reisen,  dort  seine 
Erzeugnisse  abzusetzen  und  dafQr  die  Erzeugnisse  Inner- 
asiens einzutauschen.  So  wachsen  seit  dem  10.  Jahrhundert 
die  persönlichen  Beziehungen  der  Abendländer  zu 
den  romanischen  Ländern,  zu  Griechenland,  Syrien  und 
Aegypten.  In  Deutschland  wie  in  Italien,  (Milien,  Spanien 
nnd  Britannien  wächst  das  Interesse  fttr  die  griechische, 
syrische  und  hebräische  Sprache  und  Litteratur  und 
in  den  Pflanzstätten  des  damaligen  Wissens,  den  Kloster- 
schalen der  Benediktiner,  wie  St  Gallen,  sind  fleissige 
ITdnehe,  wie  Ekkehard,  eifrig  bestrebt,  dem  neuen  Zuge 
der  Zeit  gerecht  zu  werden  und  yon  geistreichen 
Jaden  den  Judäo-Hellenismns  des  Alexandriners  Philo 
und  den  Geist  der  Bomantik,  vor  allem  Piatos,  wie 
die  Geheimnisse  der  leyantischen  Sprachen  sich  beibringen 
za  lassen. 

Mit  dem  Schwinden  der  Ausfuhr  der  westlichen 
Länder  nach  der  Levante  sinkt  aber  auch  die  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  so  mächtige  Stellung 
der  Juden  in  den  westlichen  Ländern  und  mit  dem 
Schwinden  der  wirtschaftlichen  Stellung  der  Juden 
als  gesuchter  Aufkäufer  der  Landeserzeugnisse  hört 
aach  die  Bifite  ihrer  geistigen  Kultur  auf.  Der  erste 
Zasammenbruch  der  westeuropäischen  Wirt- 
sehaftsverhältnisse  erfolgt  am  Ende  des  11.  Jahr- 
hunderts. In  Antiochia  und  Byzanz,  in  Bom  und 
Venedig  hasst  man  die  Juden  wie  in  Deutschland, 
wo  sie  den  besten  Grundbesitz,  Salzsiedereien,  Bergwerke 
Q.  s.  w.  in  Händen  haben.  Man  beschuldigt  sie,  die 
Zerstörung  der  Heiliggrabkirche  durch  die  Araber 
veranlasst  zu  haben,  man  zwingt  sie  zur  Taufe;  der  Staat 
zankt  sich  mit  der  Kirche,  in  deren  Schutz  sie  stehen, 
Qm  ihre  Steuer  gefalle.  Schon  unter  Kaiser  Heinrich  lY. 
BQttssen  die  Juden  um  das  Jahr  1060  yon  den  gegen  sie 
erfolgenden  Angriffen  des  Volks  geschützt  werden. 
Kaiser  Heinrich  IV.  ist  ihnen  wenig  günstig  gesinnt  und 
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die  Jnden  stellen  sich  deshalb  aach  im  Kampfe  zwischen 
Vater  and  Sohn  auf  die  Seite  des  jangen  Kaisers 
Heinrich  V.  and  verraten  an  diesen  die  Stadt  Nürnberg 
zur  Aasplündernng ,  eine  Hilfeleistang,  die  Heinrich  V. 
damit  belohnt,  dass  er  allen  darch  Zwang  zar  Taufe 
veranlassten  Jaden  die  BQckkehr  znm  Judentum  frei- 

8tellt.^0 

Der  steigende  Druck,   den   die  damals  fortwährend 

wachsende  Einfahr  aus  den  Ländern  der  Levante 
auf  die  Warenpreise  der  wie  Spanien  von  jüdischen 
Ministern  regierten  westlichen  Länder  übt,  hat  seine 
Schaldigkeit  gethan:  der  Landedelmann  wie  der  Bauer 
sind  wirtschaftlich  zu  Grunde  gerichtet  und  zu  jeder  That 
bereit;  auf  dem  Handwerker  der  Städte,  der  auf  den 
Innern  Markt  angewiesen  ist,  lastet  erschreckend  die 
mangelnde  Kaufkraft  des  Landes.  Es  gilt,  die  west- 
europäischen Länder  von  diesen  gefährlich  gewordenen  Be- 
völkerungsklassen zu  säubern,  indem  man  ihnen  Gelegenheit 
verschafft,  im  fernen  Osten  ein  neues  Heim  zu  finden. 
So  haben  die  Kreuzzüge  auch  ihre  gate  wirtschaftliche 
Bedeutung,  so  hat  aber  auch  die  damit  verbundene  erste 
grössere  Judenverfolgung  ihren  erklärlichen  Wirtschaft* 
liehen  Hintergrund.  Der  Durchmarsch  der  fränkischen 
Heereskörper  nach  der  Levante  bringt  auch  für  die 
Bheinlande  und  Alemannien  starke  Quartierlasten,  welche 
die  Stadtgemeinden  und  deren  Juden  mit  Geld  ablösen, 
so  dass  die  Truppen  vorwiegend  dem  platten  Lande 
zur  Last  fallen  und  damit  grosser  Unwille  erregt 
wird.  Trotz  allen  Bemühungen  können  die  Truppen- 
führer Ausschreitungen  der  ausmarschierenden,  meist 
schwer  verschuldeten  Landedelleute  und  ihrer  in  der 
gleichen  Lage  befindlichen  bäuerlichen  Hintersassen  nicht 
ganz  verhindern.  Es  geht  beim  Durchzag  meist  über  die 
Juden  her,  welchen  die  Ausziehenden  die  Schuld  zu- 
schieben, dass  sie  die  angestammte  Scholle  verlassen 
müssen,  um  im  fernen  Kleinasien  und  Syrien  ein  gefahr- 
liches Würfelspiel  um  Tod  oder  Leben  auf  neuer  wirt- 
schaftlicher Grundlage  zu  wagen.  Die  Folgen  dieser  ersten 
Judenkrawalle  sind  denn  auch  lediglich  vorübergehende. 
Sobald  die  gefährlichen  Gäste  im  fernen  Syrien  sind, 
blühen  tiberall  die  Judengemeinden  wieder  herrlicher 
denn  zuvor,  und  beim  zweiten  grossen  Bauernabschab 
vom  Jahre  1146  geht  die  Sache  wesentlich  glimpflicher 
ab,  da  die  Behörden  bei  Zeiten  die  nötigen  Vor« 
Sichtsmassregeln  treffen.  Die  Führer  erklären  ihren  Aus- 
'vanderern,    man  könne  von   den  Juden   doch   wahrlich 
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nieht  mehr  yerlangen,  als  dass  sie  den  Aasmarschicrenden 
ihr  Kapital  stunden ;  wenn  man  die  Juden  aus  dem  Lande 
jage,  werden  es  gewisse  Christen  noch  schlimmer  als  die 
Juden  treiben. 

Die  grossen  Kriege  aber  mit  ihren  Lösegeldem  und 
Entschädigungen  wie  ihren  Quartierlasten  für  die 
Klöster,  die  prunkvollen  Ritterspiele  und  Volksfeste, 
welche  der  Hof  der  Hohenstaufen  dem  Volke  veranstaltet, 
das  flotte  Leben  der  adeligen  Kleriker,  die  gestiegene 
anspruchsvolle  Lebenshaltung  weiter  Bevölkerungskreise 
haben  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  furchtbar  gesteigert. 
Bischofsinsignien  und  Altargerate  liegen  neben  Sceptern 
and  Kronen  in  den  Truhen  der  St&itejuden,  fast  alle 
Klöster  und  Stifter  mfissen  den  Juden  Zinsen.  In  Scharen 
setzen  sich  unter  den  Hohenstaufen  die  Juden  in  Frank- 
reich, England,  Polen  und  Lombardien  in  den  bischöf- 
lichen Städten  fest  In  der  Provence  vor  allem  sind 
sie  mächtiger  als  irgendwo;  in  Arles,  Marseille,  Nar- 
honne,  Beziers,  Montpellier,  Genua,  Barcelona 
Q.  8.  w.  giebt  es  grosse  Judengemeinden  mit  berühmten 
Jndenhochschulen.  In  London  stellen  ihre  Häuser  des 
Königs  Palast  in  Schatten,  ganz  Unteritalien  und 
Sizilien  ist  voll  von  Juden;  in  Palermo  und  Neapel, 
in  Capua  und  Amalfi,  in  Benevent  und  Trani 
haben  sie  grosse  Gemeinden,  deren  Mitglieder  den  reich- 
entwickelten Grossverkehr  zwischen  Spanien  und  der 
Provence  einerseits  und  der  syrisch-ägyptischen  Kfiste 
anderseits  vermitteln.  Ganz  Syrien,  vor  allem 
Damaskus,  ist  deshalb  auch  von  Juden  belebt  wie 
Persien,  Medien  und  die  Euphratländer,  nur  Jeru- 
salem b^nügt  sich  mit  einem  einzigen  Juden.  Aber 
auch  die  Donauländer  mit  ihrem  lebhaften  Handels- 
verkehr nach  dem  Osten,  der  Handelsmittelpunkt 
Begensburg,  dann  Böhmen,  Polen,  Russland  und 
Armenien  sind  wirtschaftlich  in  den  Händen  des  auser- 
wählten Volks,  welches  einen  seltsamen  Stern,  der  am 
Himmel  erschienen  ist,  als  Botschaft  des  näherkommenden 
Messias  und  der  Weltherrschaft  des  Judenvolks 
betrachtet.  Im  heiligen  Lande  f&hrt  das  christliche  Junker- 
tum im  Bunde  mit  dem  jüdischen  Grosskapital  ein  zügelloses 
Schlemmerleben,  so  dass  die  Moslems  den  Kreuzfahrern  höh- 
nend zurufen,  mit  welchem  Rechte  sie  das  heilige  Grab  an- 
sprechen, da  sie  doch  die  Mörder  des  Heilands  bei  sich  füttern, 
Ton  denen  es  jetzt  in  Palästina  wimmle,  und  immer  lauter 
geht  die  Klage,  dass  verschuldete  Christen  den  jüdischen 
Glauben  annehmen,  um  sich  wieder  auf  die  Beine  zu 
helfen.    Wie  die  Stellung  der  Juden  im  Westen  aber  immer 
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mächtiger  wird,  so  blüht  jetzt  eine  neue  jfidische  Litteratur- 
periode  empor.  Geht  die  Blflte  des  spanischen  Talma- 
dismns  mit  Maimondes  um  das  Jahr  1200  zn  Ende,  so 
gedeiht  jetzt  die  Frucht  der  l^abbalistischen  Studien 
in  der  Provence  und  in  Süddeutschland,  z.  B.  in 
Rotenburg  a.  d.  Tauber,  das  seither  einen  hervorragenden 
Mittelpunkt  des  deutschen  Judentums  bildet 


II)  Die  Steuerverhftltnisse  der  Juden. 

a.    Der  Judeiiscbatz. 

Wohl  die  wichtigste  Folge  der  Ereuzzüge  und  des 
durch  sie  bewirkten  Bevölkerungsabschubs  ist,  dass 
es  die  Juden  seit  dem  11.  Jahrhundert  für  richtig  finden, 
vom  Lande  mehr  nach  den  bischöflichen  Städten  zu  ziehen 
und  sich  dort  auf  den  ihnen  verpfändeten  reichssteuerfreien 
Besitzungen  niederzulassen.  Die  Juden  thun  dies  einmal 
der  bessern  Sicherheit  wegen,  dann  aber,  um  auf 
diese  Weise  das  für  sie  jetzt  immer  wichtiger  werdende 
Marktrecht  in  den  Bischofsstadten  zu  erhalten.  Nach 
dem  reinigenden  Gewitter  der  Kreuzzüge  und  der  damit  ver- 
bundenen Grundschuldenentlastung  nimmt  die  Bedeutung 
des  Kornbaus  wieder  zu  und  der  Bewohner  des  platten 
Lands  bedarf  deshalb  des  Juden  nicht  mehr  derart,  wie 
der  nunmehr  immer  mehr  notleidende  Städter.  Dieser 
Wegzug  der  steuerkräftigen  Juden  vom  Lande  schädigt 
freilich  die  Einkünfte  der  gräflichen  Landes- 
herren ganz  gewaltig  und  erhält  seither  als  Pfahl- 
bürgerfrage eine  steigende  Bedeutung  in  dem  Kampfe 
zwischen  Staat  und  Kirche,  zwischen  Land  und  Stadt. 
Wie  im  11.  Jahrhundert  der  wirtschaftliche  Zu- 
sammenbruch der  Landwirtschaft  erfolgt  ist,  so 
fallt  jetzt  im  12.  Jahrhundert  der  städtische  Wohl- 
stand im  Abendlande  zusammen,  die  Juden  aber  sitzen 
stolz  wie  die  Könige  als  wirtschaftliche  Machthaber  der 
Nationen  auf  ihren  gemeindesteuerfreien  Höfen  sicher  hinter 
Mauer  und  Turm  wie  die  Edelknechte  und  Klosterpfaffen. 

Auch  der  Jude  umgiebt  wie  der  Klosterpfaffe  und 
Edelknecht  seit  dem  11.  Jahrhundert  seinen  Freihof  aus 
Sicherheitsgründen  mit  Mauer  und  Turm;  wie  diese 
hat  auch  der  Jude  seine  Häuser,  Höfe,  Gärten,  Weinberge, 
Aecker  und  Eigenleute,  seine  Synagogen,  Friedhöfe, 
Spitäler,  Bäder,  Tanzhäuser,  Schlachthäuser,  Backöfen  und 
Keltern  unmittelbar  vom  Keiche  zu  Lehen.  Der  Jude  ist 
stolz  darauf,  Reichskammer knecht  zu  sein,  niemands 
Dienstmann  als  des  Königs;  er  hat  volle  Handelsfreiheit  im 
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ganzen  Seiche,  zahlt  nur  die  Reichszölle  und  Reichsstenern, 
kein  Landesherr  oder  kirchlicher  Stadtherr,  kein  Bischof 
oder  Abt  darf  Zölle,  Steaem,  Quartier-  oder  Spann- 
dienste yon  ihm  fordern.  Seinen  Hof  bewacht  er  mit  seinen 
Eigenlenten  um  sein  eigen  Geld,  dem  Christen  giebt  er 
Beeht  nach  Jadenrecht;  seinen  Rabbi,  Hofmeister  und  Gre- 
meinderat  setzt  der  Barggraf  des  Orts  namens  des  Königs, 
seine  Streitigkeiten  mit  Christen  schlichtet  der  Barggraf, 
seine  Streitigkeiten  mit  Jaden  der  Jadenhofmeister.  Und 
wie  seit  dem  12.  Jahrhundert  die  der  Reichskammer  steaer- 
pflichtigen  Bürger  in  den  Reichsbargen  and  die  landesherr- 
lichen Handwerker  in  den  Vororten  dieser  Bargen,  nachdem 
sie  die  Pfandschaften  anf  die  Reichsämter  erworben  haben, 
beginnen,  ihre  Vorsteher  selbst  za  wählen  and  so  aas 
Beichskammerknechten  Freilente,  bezw.  aas  Leib- 
eigenen Reichskammerknechte  werden,  indem  sie  aas 
ihren  Bfirger-  and  Hand  Werkskörperschaften  adelige 
Zwangsgenossenschaften  bezw.  Zünfte  machen,  so 
legen  sich  aach  die  jüdischen  Reichskammerknechte  teilweise 
die  freie  Wahl  ihrer  Hofmeister  za,  bis  der  Meister 
der  Bürgergemeinde  sich  über  die  HAndwerkszanftmeister, 
den  Jadenmeister,  die  Klosterherren  and  Freihöfe  erhebt, 
denen  er  arsprfinglich  gleichstand,  indem  er  sich  das 
Barggrafenrecht  and  damit  das  fürstliche  Recht  aaf 
die  freie  Wahl  des  Reichsvogts  erwirbt,  die  seither 
meist  der  am  Orte  angesessene  oder  reichbegüterte  Bischof 
oder  Abt  vom  Reiche  za  Lehen  gehabt  hatte,  so  dass  mit 
der  Zeit  aas  zahlreichen  Reichsstädten,  d.  h.  dem  Reiche 
stenerpflichtigen  Städten,  Freistädte,  d.  h.  steaerfreie, 
im  Fürstenrang  stehende  Städte  werden.  Wie  anter 
den  Karolingern  and  Sachsen  das  Reich  in  seiner  wirt- 
schaftlichen Not  seine  barggräflichen  Rechte  and  Vogtei- 
gebühren  an  die  geistlichen  Herren  hatte  abtreten  müssen, 
so  müssen  diese  jetzt  in  ihrer  wirtschaftlichen  Not  diese 
Gebühren  den  demokratischen  Stadtkörperschaften  zarück- 
pben  and  so  kommt  es,  dass  z.  B.  König  Ludwig  der 
Bayer  den  Jaden  solche  Rechte  einräumen  mass,  dass  das 
Volk  marrt,  and  dass  die  Jaden  mit  den  Städten,  in 
deren  Patronat  sie  treten,  solch  günstige  Schutzyerträge 
schUessen,  dass  das  Reich  nicht  mehr  die  rechtliche  Mög-  J 

lichkeit  hat,  ausserordentliche  Schätzungen  bei  ihnen  zu 
erheben  oder  ihre  Jahressteuer  zu  erhöhen. 

b.    Die  einzelnen  Steuerleistangen. 
er.  Die  Beioluiieneni. 

Unter  den  einzelnen  Steuerleistungen  der  Jude 
ist  die  erste  der  goldene  Opferpfennig,  die  alte,  fi 
arme    und    reiche    Juden    gleiche   Tempelkopfs teue 
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Kaiser  Titas  hatte  diese  Eopfsteaer  im  Jahre  70  für  das 
römische  Reich  eingezogen  and  anf  ewige  Zeit  dieses  zam 
Oberlehensherm  oder  Patron  fftr  das  Hohepriesteramt  ge- 
macht and  seither  war  der  Jade  Reichskammerknecht, 
^seryas'^  des  römischen  Reichs  wie  der  Edelknecht  and  der 
ReichsstadtbOrger,  kein  Leibeigener  eines  Landesherm.  Sein 
Leib  and  seine  Habe  gehören  dem  Reiche ;  w  o  er  in  diesem 
wohnt,  ist  der  Reichskammer  gleich,  er  hat  Freizügigkeit 
im  ganzen  Reiche,  nnr  mass  er  im  Reiche  bleiben 
and  diesem  Steuer  zahlen.    Wohnt  er  im  Gan,  d.  h.  in 
der  freien  Reichspirsche,   so  schützt  ihn  der  Qaagraf 
oder  Landgraf  and  dessen  Vogt  als  Patronatsherr  namens 
des  Reichs,  wohnt  er  in  einer  Reichsstätte,  so  schützt 
ihn  der  Barggraf  dieser  Stätte  and  dessen  Vogt  ebenfalls 
namens  des  Reichs;  gefällt  dem  Jaden  der  Patron  nicht 
mehr,  so  sacht  er  angehindert  einen  andern  Wohnort.  Stellt 
er  sich  wie  der  Edelknecht  and  der  Reichsbürger  seit  dem 
10.  Jahrhnndert  mit  Vorliebe  in  den  Schatz  der  Kirche 
and  verschafft  deshalb   dieser  die  Pfandschaften  auf  die 
kaiserlichen  Barggrafenämter,  so   erwerben   im    18.  und 
14.   Jahrhnndert    die   Reichsstädte   wieder   die  Barg- 
grafenämter and  damit  den  Jadenschatz  and  der  Ertrag 
wird    zwischen    ihnen    and    dem   Reiche    geteilt,    eine 
Teilang,     die     indes     nur     die     Jahressteaer,     die 
Gerichtsgebühren  and  Erbschaftssteuern  betrifft,  während 
der     Opferpfennig     stets    dem    Reiche    bleibt      Das 
Reich  zieht  diese  Reichsgefälle    teils   anmittelbar  darch 
Reichsbeamte  ein,  teils  überlässt  es  den  Einzag  jüdischen 
Generalpächtern  and  von  allen  Reichsjadengefallen  bezieht 
das  Erzbistum  Mainz  ein  Zehntel  als  erblicher  Lehensherr 
des  Reichskanzleramts  zur  Bestreitung  der  Kosten  der 
Reichskanzlei,  eine  Leistung,  die  übrigens  schon  unter  König 
Ruprecht  scharf  bestritten  wird.    Bald  aber  bemächtigen 
sich  die  Landesherren  wieder  des  Opferpfennigs,  die  Reichs- 
städte der  dem  Reiche  gehörigen  Hälfte  der  Jahressteaer, 
so    dass    das   Reich    immer    mittelloser    wird    und    die 
„Reichsstädte"  sich  zu  steuerfreien  „Freistädten**, 
herausbilden. 

Nachdem  so  die  ordentlichen  Einnahmen  des  Reichs 
verschleudert  sind,  bleibt  nichts  übrig,  als  den  Reichs- 
bedarf durch  ausserordentliche  Steuererhebungea 
aufzubringen,  sogenannte  „Schätzungen^,  wie  sie  seit 
dem  14.  Jahrhundert  immer  mehr  aufkommen.  Christea 
und  Juden  leiden  gleichmässig  unter  diesen  Steuer- 
erhebungen, welche  als  abgeschätzter  Wert  schuldiger 
persönlicher  Dienste  (servitia)  oder  Ablösungsgelder 
iter    dem    Namen    Krönungssteuern,   Kreuzzugssteuern, 
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Beiehskriegfssteuern,  Komfahrtstenern,  Eonzilsstenern  q.s.w. 
namentlich     seit    Kaiser    Sigmond    eine    immer    weitere 
Ansbildong  erfahren.  Zn  diesen  Seryitien  oder  Ablösnngs- 
geldem  gehörte   auch  das  Federlappengeld,    die  Betten- 
besoignng,  wenn  der  König  kam,  die  Pfeffer-  nnd  Ingwer- 
liefernng  for  den  Hof,   die  EdelmetalUieferung   fOr   die 
Mftnze,   die  Kleiderstoffliefernng  f&r  die  Hofstaaten,  das 
Quartier-,  Wachen-  and  Befestignngsgeld.  Die  letzte  Steuer 
endlich  war  die  Kl  ei  der  Steuer  der  Joden,  eine  Zahlung, 
welche  die  Juden   daf&r  leisteten,   dass  man  ihnen  ge- 
stattete,   ohne    das    vorgeschriebene   Judenabzeichen 
öffentlich  zu  erscheinen. 

Die  Umlage  der  Judensteaern  besorgte  die  Jaden- 
gemeinde, die  Gemeindegenossen  waren  solidarisch  haftbar. 
Das  freie  Zngsrecht  der  Juden  endlich  wurde  mannig- 
fach dadnrch  beschränkt,  dass  die  Juden  nicht  eher  aus  dem 
Schntzyerband  entlassen  wurden,  bis  sie  die  vorhandenen 
Landesschulden,  soweit  sie  an  denselben  beteiligt  waren, 
bezahlt  hatten.  Die  Zusammenfassung  der  Juden  nach 
Provinzen  u.  s.  w.  zu  einem  Reichsverband  ist  ernstlich 
nie  vorhanden,  sie  geht  Aber  den  Landesverband  nicht 
hinaus.  Anläufe  zu  einer  politischen  Zusammenfassung 
der  Beichsjudenschaft,  wie  sie  unter  König  Buprecht 
erfolgen,  verlaufen  im  Sande. 

Die  Erhebung  der  „Schätzung^,  die  bei  den 
freien  Reichsständen  meist  als  Vermögenssteuer 
in  Gestalt  des  100.  Pfennigs  geschah,  erfolgte  bei  den 
Jaden,  die  als  Knechte  keinen  Grundbesitz  hatten,  als 
Einkommenssteuer  vom  dritten  Teil  ihres  gesamten 
Zins-  and  Geschäftsertrags ;  Hausgeräte  u.  s.  w.  war  dabei 
ausgeschlossen.  Die  Steuer  traf  nur  die  reichen  Stadt- 
juden, nicht  die  armen  Schacherjuden  auf  dem  Lande. 
Die  Steuererträge  der  einzelnen  Judengemeinden  betrugen 
z.  B.  im  15.  Jahrhundert  von  900  Gulden  (Ulm)  und 
weniger  bis  zu  12000  Gulden  (Nürnberg)  und  84000  Gulden 
(Köln),  was  ein  Gesamteinkommen  der  Juden  dieser  Stadt 
von  252,000  Gulden  und  dies  als  15prozentige  Beute 
vom  Vermögen  gerechnet  ein  Gesamtvermögen  der  Kölner 
Juden  von  1,680,000  Goldgulden  darstellen  würde,  eine 
Summe,  die,  den  Goldgulden  zu  rund  50  Mark  Ge- 
brauchswert gerechnet,  etwa  einem  heutigen  Vermögen 
Ton  84  Millionen  entspräche.  Wie  reich  in  der  That 
einzelne  Juden  in  den  Städten  damals  noch  waren, 
zeigt  das  Beispiel  des  Juden  von  Windsheim  in  Franken, 
der  2400  Gulden  Schätzung  bezahlte,  also  ein  Beuten- 
einkommen  von  7200  Gulden  und  ein  Vermögen  von 
48,000   Goldgulden,   d,  h,   nach   heutigem   Gebrauchswert 


_    XL    — 

2,4  Millionen  hatte,  wobei  anzunehmen  ist,  dass  wie  heute 
auch  damals  wohl  vielfach  zn  nieder  fatiert  wurde. 

Die  Juden  gewährten  diese  Schätzung  indes  nur  unter 
der  Bedingung,  dass  künftig  nie  mehr  eine  derartige 
ausserordentliche  Steuer,  sondern  lediglich  die  her- 
gebrachte Jahressteuer  von  ihnen  sollte  erhoben  werden 
dürfen  und  dass  niemand,  auch  das  Reich  nicht  mehr, 
jemand  einer  Judenschuld  sollte  ledig  sagen  und 
damit  die  Judengemeinschaft  nötigen  dürfen,  diese  Schuld 
dem  betreffenden  Judengläubiger  zu  ersetzen.  Ferner  sollte 
kein  Jude  mehr  anderswo  als  an  seinem  Wohnsitze 
verklagt  werden  und  niemand  mehr  einen  höhern 
Geleitzoll  von  den  Juden  erheben  dürfen,  als  von 
den  Christen.  Niemand  sollte  weiter  bei  Fehden  die 
Juden  einer  feindlicheuHerrschaft  als  Geiseln  behandeln 
dürfen,  auch  durfte  niemand  mehr  die  Hauszinsen 
der  Juden  steigern  und  die  Wuchergebühren  for 
ihre  Darlehen  herabsetzen.  Verpfändete  das  Reich 
eine  Judengemeinde,  so  durfte  nur  der  regelmässigeSteuer- 
betrag  verpfändet  werden.  Als  Steuer  aber  sollte  künftig 
statt  des  seitherigen,  nur  bei  ausserordentlichen 
Veranlassungen,  also  unregelmässig,  erhobenen  dritten 
Pfennigs  vom  Einkommen  jeder  Jude  alljährlich 
regelmässig  den  zehnten  Pfennig  seiner  gesamten 
Habe  mit  Ausnahme  der  Nahrungsmittelvorräte,  Betten, 
Kleider  und  Hausgeräte  geben.  Es  haben  eine  Reihe 
von  Gelehrten  diese  Steuern  vom  dritten  und  vom  zehnten 
Pfennig  entsprechend  dem  100.  Pfennig  der  Reichastände 
als  Vermögenssteuer  aufgefasst.  Der  zehnte  Pfennig 
war  dies  thatsächlich  nicht,  sondern  er  war  ein  „Zehnter^ 
vom  Einkommen')  und  so  ist  es  wohl  sicher  auch  mit  dem 
„Dritten'^  gewesen.  Der  Jude  besass  keine  Liegenschaften 
wie  der  freie  christliche  Reichsstand  oder  „römische  Bürger" 
und  war  schon  aus  diesem  Grunde  steuertechnisch  anders  zu 
behandeln  als  ein  freier  Reichsstand.  Er  war  Reichskammer- 
knecht  und  deshalb  zehntenp flichtig  wie  jeder  andere 
Kammerknecht  Die  Steuer  wurde  deshalb  vom  Juden 
in  der  Art  erhoben,  dass  man  ihm  alljährlich  den  zehnten 
Teil  seiner  gesamten  Barschaft  abnahm,  d.  h.  den  zehnten 
Teil  der  Beträge,  welche  er  als  Rente  aus  seinen  Pfand- 
briefen bezog.  Dem  Juden  alle  Jahre  den  zehnten  Teil 
seiner  Pfandbriefiforderungen  zu  konfiszieren,  wäre  denn 
doch  ein  Verfahren  gewesen,  wie  es  selbst  im  Mittelalter 
undenkbar  erscheint,  und  eine  Einkommenssteuer  von 
Zehn  vom  Hundert  war  gewiss  schon   drückend    genug. 

>)  Lang,  Bist.  £ntwicklaog  der  deutschen  Steaerverfassong. 
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m  diesen  Eeichsgefällen  sah  die  Reichskamnier  freilich 
der  Segel  keinen  Pfennig;  sie  wanderten  unmittelbar 
die  Hände    der  jüdischen  Generalpächter    der- 

ugen  grossen  Landesherren,  welche  das  Geld  zum  Kriege 

rgeschossen  hatten. 

ß.  Die  YogteigtbftlureB. 

Keine  eigentlichen  Steuern  waren  die  Hauszinsen 
r  Juden  9  ein  Mittelding  zwischen  privatrechtlicher 
istung  und  Grundsteuer.  Hatten  die  Juden  schon  im 
.  Jahrhundert  den  besten  Grundbesitz  in  den  Städten, 
(ist  unmittelbar  vom  Beiche  zu  Lehen  gehende  und  des- 
Ib  landesherrlich  steuerfreie  Häuser,  im  Besitz  gehabt, 

hatten  sie  es  seit  diesem  10.  Jahrhundert,  dem  Beispiel 
r  Edelknechte  und  anderer  Leute  folgend,  aus  wirt- 
lafüichen  und  Sicherheitsgründen  vorgezogen,  ihre 
egenschaften  in  den  Schutz  der  Kirche  zu  stellen,  weil 
ön  „unterm  Krummstabe"  damals  „am  besten  wohnen" 
ir.  Seit  im  13.  Jahrhundert  dieser  Schutz  indes  immer 
»niger  kräftig  wurde,  schössen  die  Juden  der  Reichs- 
walt  das  Geld  vor,  die  Judenhäuser  von  der  Kirche 
izulösen,  und  kamen  so  in  den  Schutz  der  Reichs- 
Irgergemeinden,  welche  die  Burggrafenämter  in  den 
Idten  von  der  Geistlichkeit  erworben  hatten.  Es  geschah 
8  namentlich,  weil  die  Kirche  begonnen  hatte,  die  Juden 
Igen  allzuhoher  Wuchergebühren  zu  strafen,  und  es 
lob  sich  ein  scharfer  Streit  zwischen  Staat  und  Kirche, 

die  Kirche   das  Recht  habe,   einen  Juden  um    Geld 

strafen,  oder  ob  sie  lediglich  ihm  das  „commercium" 
t  den  Christen  entziehen,  d.  h.  den  geschäftlichen 
)ykott  über  ihn  verhängen  dürfe.  Seither  wohnt 
r  Jude  wieder  lediglich  im  Schutze  des  Reichs 
d  ist  ausschliesslich  Reichskammerknecht,  d.  h. 
ichssteuerpflichtig,  nicht  landessteuerpflichtig.  Er  zahlt 
m    Reiche    durchschnittlich    für    ein    Judenhaus    mit 

Familienwohnungen  wöchentlich  einen  Gulden  Haus- 
is  oder  52  Gulden  jährlich,  was  rund  einem  Ge- 
auchswert  von  2700  Mark  entsprochen  haben  mag; 
iche  Grossjuden  zahlen  wesentlich  mehr,  weniger 
mittelte  Juden  wesentlich  weniger.  Zieht  ein  Jude 
u  an,  so  muss  er  am  letzten  Aufenthaltsort  abgerechnet 
iben  und  schwören,  dass  er  alles  erhalten  hat,  was 
an  ihm  froher  schuldig  gewesen  ist,  damit  es  keine 
reitigkeit  mit  der  frühem  Schutzherrschaft  giebt. 
lllt  dem  Juden  Grundbesitz  zu,  so  hat  er  ihn,  wie  der 
Bistliche,  binnen  Jahresfrist  an  einen  Stadtbürger  zu 
irkaufen.    In   der  Regel  ordnete  der  Jude   sein  Steuer- 
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Verhältnis  zar  Reichsstadt  durch  eine  „Lösung''  (sors), 
d.  h.  er  kontingentierte  seine  Gesamtleistung  Vertrags- 
massig  auf  eine  bestimmte  Summe,  so  dass  die  Stadt, 
wenn  das  Reich  höhere  Anforderungen  an  die  Steuerkraft 
der  Juden  stellen  wollte,  selbst  sehen  musste,  wie  sie  mit 
dem  Reiche  in  der  Sache  zurechtkam.  Die  Schlichtung 
der  hiedurch  entstehenden  Streitigkeiten  erfolgte  meist 
durch  Vergleiche,  wie  z.  B.  seit  1394  die  Juden  dahin 
gebracht  wurden,  dass  sie  an  der  Abtragung  der 
hochangeschwollenen  älteren  städtischen  Verpflichtungen 
entsprechenden  Anteil  nahmen,  oder  in  der  Art,  dass  die 
Juden  sich  zu  ausserordentlichen  „Schätzungen'^  zu  be- 
sonderen Zwecken  freiwillig  verstunden. 

/•    DU  LutdMedttiigtbtÜutm. 

Keine  eigentliche  Reichssteuer  endlich  war  der  Ge- 
leitzoll der  Juden.  Er  war  der  Beitrag  derselben  zu  den 
Landfriedenskosten  und  gehörte  dem  betreffenden 
Landfriedensverband.  Die  Juden  standen  wie  die  Laien 
der  Städte  sowie  alle  Geistlichen,  Mönche,  Nonnen,  Bauern, 
Jäger  und  Fischer  im  Schutze  des  Landfriedens,  der  dem 
Versicherten  gegen  seih  Geleitgeld  entschädigungspflichtig 
war,  wenn  ihm  unterwegs  ein  Schaden  erwuchs;  der  Jude 
trug  deshalb  auch  wie  alle  die  genannten  Personen  keine 
Wehr  wie  der  nichtstädtische  Laie.  Dieser  Königs  fr  ieden 
der  Juden  wurde  dem  Kaiser  Vespasian  zugeschrieben, 
der  bekanntlich  den  Friedenstempel  in  Rom  erbaut  und 
damit  eine  Art  „Gottes  fr  ieden"  geschaffen  hat,  wie  er 
tausend  Jahre  später  wieder  in  christlicher  Form  auf- 
gelebt ist,  und  die  Juden  waren  stets  bestrebt,  es  dahin  zu 
bringen,  dass  von  ihnen  kein  höherer  Geleitzoll  als  von 
anderen  Personen  hiefür  gefordert  wurde.  Eine  besondere 
Rolle  spielten  dabei  die  zahlreichen  Judenleichen, 
welche  bei  der  Seltenheit  geweihter  Judenfriedhöfe  oft 
grosse  Strecken  geführt  werden  mussten,  um  ihre  letzte 
Stätte  zu  finden,  Transporte,  welche  gerne  zu  hohen  Zoll- 
forderungen benützt  wurden. 


III)    Der  Gewerbebetrieb  der  Juden. 

a.    Der  freie  Gewerbebetrieb. 

Der  Gewerbebetrieb  der  Juden  des  Mittelalters 
scheidet  sich  in  deren  freie  Gewerbethätigkeit  und 
in  deren  zünftigen  Gewerbebetrieb.    Zu  der  freien  Ge- 
werbethätigkeit   gehörte    vor    allem    der   Grosshandel 
md  das  Wechselgeschäft  wie  der  Beruf  des  Arztes 
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und  Gelehrten,  zur  zttnftigen  Gewerbethätigkeit  das 
Discontgeschäft,  d.  h.  der  Zwischenhandel  mit 
Forderungen  oder  der  Ankauf  von  anerkannten 
Forderungen  zum  Zweck  des  Wiederverkaufs  mit  Ge- 
winn. Von  jeher  haben  die  Juden  als  Grosshändler, 
d.  h.  als  Kauf  eute,  welche  sich  damit  befassen,  den  fQr  den 
innem  Kleinbedarf  nicht  erforderlichen  Ueberschuss  an 
Erzeugnissen  eines  politischen  Bezirks  nach  einem  andern 
politischen  Bezirk  auszufahren  und  dagegen  die  für  den 
Kleinverkehr  des  eigenen  politischen  Bezirks  erforder- 
lichen Erzeugnisse  des  Auslands  einzutauschen  und  einzu- 
führen, die  ausschlaggebende  Rolle  gespielt  und  wir  sehen 
dabei  die  ganze  Unternehmungslust,  den  weiten  geschäfts- 
männischen Blick  der  Juden  im  hellsten  Lichte,  so  dass 
man  ruhig  sagen  kann,  die  Geschichte  des  Welt- 
handels ist  die  Geschichte  des  Judentums  und  die 
Geschichte  der  Welthand  eis  wegeist  die  Geschichte 
der  Wanderungen  des  Juden  volks.  Wo  der  Mittel- 
punkt des  Welthandels  ist,  da  ziehen  die  Juden  hin. 
Als  unter  Alexander  dem  Grossen  das  Kaspimeer  erhöhte 
Bedeutung  für  den  Weltverkehr  erhält,  erscheinen  dort  die 
Juden;  als  unter  Kaiser  Vespasian  sich  der  Welthandel 
nach  Persien  zieht,  füllt  sich  dieses  mit  Juden,  als  unter 
Kaiser  Markus  Aurelius  der  Seeverkehr  mit  Indien 
und  China  wächst,  wandert  der  Jude  nach  diesen  Ländern. 
Im  8.  Jahrhundert  blühen  die  Juden  in  Spanien,  Frank- 
reich und  SOdrussland,  im  9.  Jahrhundert  sind  sie 
am  Rhein,  im  10.  in  Venedig,  im  11.  im  heiligen 
Lande,  im  12.  in  der  Provence,  im  13.  in  Rom  und 
London,  in  Wien  und  Madrid,  im  14.  in  Franken 
und  Alemannien.  Die  J u d e n  werden  reich  im  Lande, 
die  Bauern  werden  arm,  schreibt  schon  im  13.  Jahr- 
hundert ein  kastilianischer  Schriftsteller  und  ebenso  klagen 
die  Oesterreicher  über  ihren  Handel.  Wo  es  etwas  zu 
handeln  giebt,  steht  der  Jude  lange  unübertroffen  da  als 
Grosshändler,  als  Einfuhrhändler  und  Ausfuhrhändler. 
Würzwaren,  Seidenzeuge,  Kattune,  Brokate  führt  er  aus 
Indien,  Persien,  Griechenland  und  Aegypten  im  frühen 
Mittelalter  über  das  rote  Meer  und  Aegypten  ein  und 
holt  dafür  die  Erzeugnisse  des  Abendlands,  um  sie  nach 
der  Levante  zu  füliren.  Gold  ist  dabei  das  Tauschmittel, 
dessen  er  sich  im  internationalen  Verkehr  bedient. 

Eine  weitere  Thätigkeit  ist  die  Hand  eis  Vermittlung 
des  Juden,  die  Maklerei  und  Agentur,  als  ergänzende 
Thätigkeit  des  Einfuhrhandels.    Die  Ware  an  dfew  Mäwii 
zu  bringen,  ist  die  interessanteste  Aufgabe  des  geNV«iwdA.ekTL 
jDdai7/  der  Hofjade  des  Mittelalters  ist  der  uuvermevd\\e\v^ 
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Ratgeber  der  Herrenhöfe,  der  BeisefBhrer  in  ferne  Länder, 
der  Sterndeuter,  Spieler,  Arzt,  Armeelieferant;  er  prägt 
falsche  Münzen,  wenn  der  Fürst  Gtold  braucht,  und  nimmt 
den  Hass  des  Volks  dafür  aaf  sich,  wenn  es  nnr  einen  Profit 
dabei  giebt;  er  ist  es  aber  auch,  der  im  18.  Jahrhundert 
den  gewaltigen  Fortschritt  des  arabischen  Ziffernwesens 
in  der  christlichen  Welt  einführt 

Ein  anderer  Gewerbebetrieb,  dem  die  Juden  sich  von 
jeher  mit  Vorliebe  zuwenden,  ist  die  Heilkunde.  Schon 
im  6.  Jahrhundert  ist  die  Kirche  bestrebt,  die  jüdischen 
Aerzte  zu  verdrängen,  dagegen  üben  vom  8.  bis  zum 
12.  Jahrhundert  die  Juden  die  Heilkunde  unbeschränkt 
aus.  Erst  im  13.  Jahrhundert  wird  durch  Eonzilbeschlüsse 
den  Christen  erneut  untersagt,  sich  jüdischer  Aerzte  zu 
bedienen,  und  den  Judenärzten  verboten,  einen  Christen 
ärztlich  zu  beraten.  Im  14.  Jahrhundert  wird  von  ihnen 
lediglich  verlangt,  dass  sie  die  Staatsprüfung  wie  die 
Christenärzte  ablegen,  und  im  15.  und  16.  Jahrhundert 
sieht  man  die  Jndenärzte  als  Giftmischer  oft  eine  recht 
bedenkliche  Eolle  spielen. 

Sehen  wir  in  diesen  Stellungen  den  Juden  mit  Erfolg 
thätig,  so  zeigt  er  wenig  Beruf  für  die  Wirksamkeit  des 
Staatsbeamten.  Thatsächlich  erregt  der  Jude  das 
meiste  Aergernis,  wo  es  ihm  gelingt,  öffentliche  Aemter 
in  seinen  Besitz  zu  bringen,  weil  sein  Individualismus  und 
Eigennutz  auf  Kosten  seines  sozialen  Pflichtgefühls  all- 
zusehr entwickelt  sind. 

b.    Die  zünftige  Gewerbe  thätigkeit  des  Jaden. 
cc.  Dm  UntenobM  tob  Ziai  ud  Wnolitr. 

Neben  ihrer  Thätigkeit  als  freie  Grosshändler, 
Wechsler,  Makler,  Aerzte,  Künstler  treiben  die  Juden  als 
zünftige  Kleinhändler  das  Discontgeschäft,  d.  h. 
den  Zwischenhandel  mit  Forderungen,  indem  sie 
von  der  Obrigkeit  das  ausschliessliche  Recht  haben, 
Forderungen  aufzukaufen  und  gegen  Entgeld  zu  stunden. 

Die  Stellung  des  Juden  als  öffentlicher  Darleiher, 
als  usnrarius  publicus,  ist  im  Mittelalter  wie  jede 
Berufsthätigkeit  ein  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e  s  A  m  t.  Wie  der  öffentliche 
Wechsler,  der  campsor  publicus,  das  ausschliessliche 
Eecht  hat,  fremde  Geldmünzen  gegen  Landesmünze  unter 
Abzug  einer  Gebühr  (disconto)  aufzukaufen  und  mit 
Gewinn  wiederzuverkaufen,  wie  der  öffentliche  Münz  er, 
der  monetarius  publicus,  das  ausschliessliche  Recht  hat, 
das  die  Landeswährung  bildende  Edelmetall  gegen  Landes- 
münze unter  Abzug  einer  Gebühr  zu  kaufen,  abzuwägen 
und  mit  dem  Währungsstempel  versehen  als  Landes- 
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mflnze  wiederzaverkaafen ,  wie  der  öffentliche  Metzger 
(carnifex)  das  ansschiiessliclie  Recht  hat,  Vieh  za  kaufen, 
abzuschlachten,  abzuwägen  und  gegen  Erhebung  einer 
Schlachtgebühr  wieder  zn  rerkanfen  u.  s.  w.,  so  hat  der 
öffentliche  Darleiher  (asurarins)  das  ausschliessliche 
Hecht,  unbestrittene  Forderungen  fflr  Nutzungen 
(Renten,  usus)  gegen  Landeserzeugnisse  oder  Landesmünze 
za  kaufen  und  gegen  eine  Bemühungsgebühr  (usura)  dem 
Verkäufer  zu  stunden.  In  diesem  Sinne  ist  es  völlig 
zutreffend,  wenn  Neuere  darauf  hingewiesen  haben,  dass 
auch  in  dem  Aufschlag  des  Kleinhändlers  eine 
StundungsgebOhr  (usura)  enthalten  sei.  Jeder  Zwi- 
schenhandel, d.  h.  jedes  Nehmen  von  Handelsgewinn 
vom  „Marktgenossen^ ,  vom  „Nächsten'',  ist  eben  nach 
kirchlicher  Auffassung  zunächst  Wucher  und  wird  erst 
durch  ein  Ausnahmegesetz  als  berechtigt  erklärt.  Nur 
Tom^Nichtmarktgenossen'',  vom  Fremden,  vom  „Abenteurer'' 
und  seinem  Gute  darf  man  einen  Handelsgewinn  nehmen. 

Es  entsteht  also  zunächst  die  Frage:  Was  ist  der 
usus,  auf  deutsch  die  Nutzung,  auf  französisch  die  Rente? 
nRendita"  ist  das  aus  der  Weggabe  eines  „caput"  sich 
ergebende  anerkannte  Forderungsrecht.  DerBenten- 
käufer,  der  Kapitalist,  giebt  eine  durch  den  Gebrauch 
nicht  verzehrbare  Sache  einem  andern,  dem  Arbeiter, 
und  erhält  dafür  vom  Beliehenen  den  nach  Abzug  seines 
Arbeitslohns,  des  „fructus",  verbliebenen  Rest  des 
ususfructus,  den  „usus."  Das  Mittelalter  kannte  nur  ein 
Einkommen,  das  entsteht  aus  dem  Zusammenwirken 
Yon  Arbeitsstoff  (Kapital)  und  Arbeitskraft.  Der 
Auteil  des  Besitzers  des  Arbeitsstoffs  hiess  Nutzung, 
Rente  oder  Dividende  (usus),  der  Anteil  des  Arbeiters 
hiess  Arbeitslohn  (fructus). 

Grundsätzlich  verschieden  von  der  Nutzung,  vom 
usus,  war  der  Zins,  der  census.  Da  es  jedermann  ge- 
stattet war,  den  nach  Abgabe  des  fructus  oder  Arbeits- 
lohns ihm  verbleibenden  Anteil  am  Ertrage  seiner  Sache 
(usus)  frei  zu  verwenden,  so  war  es  ihm  auch  gestattet, 
die  voraussichtliche  wechselnde  Höhe  dieses  Ertrags 
seiner  Sache  zu  schätzen,  d.  h.  ihren  voraussicht- 
lichen Ertrag  an  durch  den  Gebrauch  verzehrbaren 
Gegenständen  in  Landeserzeugnissen  oder  Landesmünze 
abzuschätzen  und  sich  den  dabei  herausgerechneten  vor- 
aussichtlichen Marktwert  von  einem  andern  in  Landes- 
erzeugnissen  oder  Landesmünze  herauszahlen  zu  lassen, 
wodurch  dieser  das  Becht  auf  die  gesamte  Nutzung 
(usus)  der  betreffenden  nicht  verzehrbaren  Sache  erwarb. 
So  entstand    aus   dem   usus  der    „census".     Aus    der 
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zweifelhaften  Rente  oder  Dividende  wurde  ein  Teil 
als  fester  Zins  oder  Zehnte  aasgeschieden  und  vor- 
weggenommen and  zwischen  den  Herrn  der  dnrch  den 
Gebraach  nicht  verzehrbaren  Sache,  des  capat,  den  Kapi- 
talisten, and  den  Gebraacher  der  Sache,  den  Arbeiter, 
trat  eine  dritte  Person,  der  Zinsmann  oder  Unternehmer. 
Der  Unternehmer  bezieht  jetzt  das  Gesamterzengnis,  den 
asasfractus,  äberlässt  dem  Arbeiter  den  Arbeitslohn 
(fractus),  zahlt  dem  Kapitalisten  den  Zins  (censns)  und 
behält  den  Rest,  den  asus  minas  censns,  als  Unternehmer- 
gewinn.  Nehmen  wir  ein  Beispiel:  Der  Eigentümer  einer 
nicht  verzehrbaren  Sache,  z.  B.  der  Grandherr  eines 
Ackers,  leiht  diesen  Acker  einem  Zinsmann  oder  Dienstmann 
and  erhält  dafür  die  Schätzung,  den  censns,  wahrend 
der  Dienstmann  als  Unternehmer  das  Recht  anf  den 
Wirtschaftsertrag  des  Ackers  erwirbt,  den  er  sich  dadurch 
verschafft,  dass  er  den  Acker  durch  einen  Söldner  bestellen 
lässt,  diesem  den  fractus  dafür  ttberlässt  und  den  usus 
einstreicht 

Man  sieht,  auch  der  Christ  darf  im  Mittelalter 
Zins  kaufen.  Was  aber  darf  er  nicht?  Verfolgen  wir 
das  Beispiel  weiter.  Der  Dienstmann  kann  den  census, 
d.  h.  die  festgesetzte  Anzahl  Garben,  Weihnachtshühner, 
Landesmünze  oder  ähnliches,  nicht  bezahlen,  weil  die 
Schätzung  des  Nutzens  (usus)  für  das  laufende  Jahr  za  hoch 
war;  da  er  nun  Gefahr  läuft,  dass  ihn  der  Zinsgläubiger, 
also  in  diesem  Falle  der  Grundherr,  vom  Acker  jagt,  wenn 
er  mit  dem  census  drei  Jahre  im  Rückstande  bleibt,  so  geht 
er  darauf  ein,  dass  der  Eigentümer  des  Ackers  sich  vom 
gewerbsmässigen  öffentlichen  Nutzungshändler  oder 
usurarias  die  rückständige  Sanune  herauszahlen  lässt,  und 
verpflichtet  sich,  dem  usurarius  die  Nutzung  oder  den  usus 
des  von  ihm  gepachteten  Guts,  also  seinen  Unternehmer- 
gewinn, seinen  Arbeitslohn  als  Unternehmer,  so  lange  zu 
überlassen,  bis  die  Forderung  des  Juden  an  den  Gutsherrn 
zuzüglich  der  Gebühr  des  usurarias  für  die  Stundung 
der  Schuld,  aus  dem  Ertrage  des  Guts  oder  sonstwie 
gedeckt  worden  ist.  So  tritt  zum  census  des  Gutsherrn 
die  usura  des  Darleihers,  der  Schaden,  der  dem  Zins- 
gläubiger infolge  der  verspäteten  Zinszahlung 
dadurch  entstanden  ist,  dass  er  das  Geld  beim  Darleiher 
holen  musste. 

Das  Recht  des  usurarius  besteht  also  in  dem  An- 
kaufe von  fälligen  Forderungen  für  Nutzungen  zum 
Zweck  der  Stundung  gegen  eine  Stundungsgebühr 
(usura)  und  der  Zweck  des  usurarius  ist,  die  Folgen  des 
jährlich  wechselnden  Wirtschaftsertrags,  welcher  die  Ein- 
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Bahmen  des  Kapitalisten  gefährdet,  ffir  den  Kapitalisten 
dadurch  weniger  f&hlbar  za  machen,  dass  der  osorarius 
gegpen  Verpfändung  künftig  sa  erhoffender  bes- 
serer Wirtschaftserträge  dem  Gutsherrn  die  ans- 
gebliebenen  Barmittel  zor  Verfügung  stellt.  Der  dominus 
oder  signore  wälzt  das  Odium  des  Pfändungsge- 
schäfts  auf  den  usurarius  ab,  der  sich  nun  mit  den 
Zinsleuten  des  Herrn  herumschlagen  kann,  wenn  ihnen  der 
Hagel  die  Felder  verwüstet  hat,  und  es  ist  darum 
aach  der  Wert  des  usurarius  fftr  die  Gesundung  einer 
notleidenden  Wirtschaft  immer  ein  sehr  zweifelhafter 
gewesen,  da  er  notwendig  stets  eine  erhöhte  Belastung 
der  Wirtschaft  herbeiführte.  Eine  kluge  Regierung  hat 
es  deshalb  stets  vorgezogen,  durch  Herabminderung 
der  Zinslasten  und  Steuern  selbst  eine  Gesundung 
zu  ermöglichen,  als  nach  dem  Rezept  der  englischen 
Physiokraten  und  des  Liberalismus  mittelst  des  usurarius 
vom  Regen  in  die  Traufe  zu  kommen. 

DerUnterschied  zwischen census  und  usuraist also 
der,  dass  der  Zins  oder  census  das  im  Voraus  abgeschätzte 
Entgeld  f&r  die  Ueberlassung  einer  Nutzung  oder  den  usus 
einer  nicht  verzehrbaren  Sache,  der  Wucher  oder  die 
usura  aber  das  Entgeld  fir  die  Nutzung  einer  verzehr- 
baren Sache,  eines  zum  Lebensunterhalt  bestimmten 
Arbeitslohns,  des  Unternehmergewinns,  ist  Zins 
(census)  ist  die  Gebühr  f&r  eine  Oberlassene  Nutzung  (usus), 
ist  die  fällige  Forderung,  Wucher  (usura)  ist  die  Gebühr 
far  die  Stundung  eines  fälligen  Zinses  (census)  oder  einer 
aberlassenen  Forderung  und  der  grundlegende  Unterschied 
zwischen  beiden  mit  Rücksicht  auf  die  Weggabe  an  einen 
andern  ist  der,  dass  die  Ueberlassung  einer  Rente  (usus) 
an  einen  Unternehmer  gegen  einen  Zins,  also  der  kauf 
einer  Forderung  als  Entgeld  für  das  Darleihen  einer 
nicht  verzehrbaren  Sache,  der  Ankauf  des  voraussieht* 
liehen  Ueberflusses  am  Gesamtertrag  der  Sache  über 
den  Untemdmiergewinn  ist,  die  Ueberlassung  eines  dem 
Kapitalisten  zustehenden  Zinses  oder  einer  anerkannten 
Forderung  an  den  öffentlichen  Darleiher,  also  der  Kauf 
einer  verzehrbaren  Sache  wie  Landesmünze  als 
Entgeld  für  die  Abtretung  einer  Forderung,  aber  in  der 
Regel  die  Wegnahme  von  zum  Leben  notwendigen  Ein- 
konunensteilen  des  Schuldners  nach  sich  zieht  und  damit 
m  Not  und  Elend  führen  kann. 

Census  und  usura,  Zins  und  Wucher,  seit  Auf- 
hebung des  Wucherverbots  gleichbedeutend, 
dnd  alM  im  Mittelalter  grundverschiedene  Dinge. 
Censas,  Zins,  Zehnter,  Dienst,  ist  die  fest  vereinbarte 
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Leistung  des  Beliehenen  fhr  eine  dargeliehene,  durch  den 
Gebrauch  (usus)  nicht  yerzehrbare  Sache;  es  kommt 
her  von  censere,  und  heisst  auf  deutsch  Schätzung,  d.  h. 
durch  Schätzung  im  Voraus  in  Naturalien,  Greld  oder 
persönlichen  Diensten  festgesetzter  Bentenanteil  an  einer 
nicht  yerzehrbaren  Sache  (res  inconsumptibilis).  Es  ist 
dabei  aber,  vollends  in  Zeiten  mit  sinkendem  Warenpreise 
und  steigendem  Geldpreise  durchaus  notwendig,  dass  der 
Beliehene  die  als  eigentlicher  Nutzungserzeuger  wirkende 
unverzehrbare  Sache  selbst  empfängt.  Der  Einwand  ist 
dabei  nicht  stichhaltig,  dass  der  Nutzeffekt  derselbe  sei, 
wenn  z.  B.  ein  Unternehmer  mit  der  dargeliehenen  Landes- 
währung des  Kapitalisten  ein  Schiff  kaufe;  denn  dieses 
werde  ihm  Rente  (usus)  tragen  und  er  werde  einen  Teil 
dieser  Rente  als  Zins  dem  Kapitalisten  geben,  den  andern 
als  Unternehmerlohn  selbst  behalten  können.  Dies  stimmt 
deshalb  nicht,  weil  dann  der  Unternehmer  dem  Lehens- 
herrn eben  kein  Sehiff,  sondern  LandesmOnze  schuldet 
und  bei  steigendem  Geldpreise  und  sinkendem 
Warenpreise  bei  der  Rückgabe  des  Lehens  dadurch  in 
Schaden  kommt,  dass  er  sein  Schiff  mit  Verlust  wieder  in 
Geld  umsetzen  muss.  Man  sieht  daraus,  der  Feudalismus, 
d.  h.  die  Lehenswirtschaft,  die  Beschränkung  der 
Darleihe  auf  durch  den  Gebrauch  nicht  yerzehrbare  Gfiter, 
erhält  den  Unternehmer  und  damit  denjenigen,  der 
zwischen  Kapitalist  und  Arbeiter  steht,  den  Mittel- 
stand; die  freie  Darleihe  aber,  die  Geld  Wirtschaft, 
die  Aufhebung  der  Wucherbeschränkung,  der  Liberalismus, 
zerreiben  das  Unternehmertum  und  zerstören  den 
Mitteistand  und  damit  auch  den  Ast,  auf  dem  die  Ar- 
beiterschaft sitzt,  zum  Nutzen  des  Kapitals. 

Ist  also  Zins  das  Entgeld  für  eine  nicht  durch  den 
Gebrauch  yerzehrbare  Sache,  so  ist  Wucher  (usura)  das 
Entgeld  für  eine  durch  den  Gebrauch  yerzehrbare  oache. 
Verbraucht  der  Beliehene  das  dargeliehene  Gut  nicht  zur 
Beschaffung  yon  Rente  tragenden,  yon  produktiven  Werten, 
sondern  verwendet  es  zum  Lebensunterhalt,  so  ist  das 
dargeliehene  Gut  durch  den  Gebrauch  verzehrt.  Wucher 
Tusura  gleich  Gebühr  für  einen  usus,  eine  Nutzung)  ist 
deshalb  nach  mittelalterlichem  Begriff  die  allwöchentlich 
fällige  Gebühr  des  Beliehenen  für  eine  gestundete  durch 
den  Gebrauch  verzehrbare  Sache  (res  consumptibilis)  wie 
Landesmünze,  Getreide,  persönliche  Arbeitsleistung  u.  s.  w. 

Hat  diesen  durchaus  berechtigten  Unterschied  zwischen 
beim  Gebrauche  verzehrbaren  und  nicht  verzehrbaren 
Dingen  das  heutige  Recht  auf  die  Seite  geworfen,  so  spielte 
f^T  im  Mittelalter  die  grösste  Rolle.    Zu   den  durch  den 
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Gebrauch  nicht  yerzehrbaren  Dingen  gehörten  nicht  nnr 
alle  liegenden  Gfiter,  sondern  auch  alle  freien 
Grosshandelsgflter  wie  Tflcher,  Leinwand,  namentlich 
aber  auch  gemünztes  Oold  in  Silberwähmngsländern, 
kurz  alle  Dinge,  welche  keinen  obrigkeitlich 
festgesetzten  Wert  hatten.  Man  nannte  diese 
Sachen  freie  oder  Abenteaer guter,  und  jedermann 
durfte  mit  ihnen  than  und  treiben,  was  er  wollte,  im 
Unterschiede  zn  den  zünftigen  oder  W&hrnngsgQtern, 
welche  nnr  der  hiezn  von  der  Obrigkeit  besonders  berech- 
tigte Monopolist  im  Lande  einkaufen  und  unter  Zuschlag 
einer  Bemfihungsgebflhr  wiederverkaufen  durfte.  Alle 
diese  Dinge,  die  sogenannten  Währungsgüter,  hatten  einen 
obrigkeitlichen  Marktpreis,  eine  Taxe,  und  zu  ihnen  ge- 
hörten namentlich  die  Landesmünze,  Getreide,  Eisen,  Salz, 
Brot,  Vieh  u.s.w.,  vor  allem  aber  dde  persönliche  Arbeits- 
kraft des  Nebenmenschen.  Mit  ihnen  sollte  der  mit  ihrem 
Vertrieb  Beliehene  keinen  Handels-  und  Eonjunkturen- 
gewinn  machen,  sondern  er  sollte  lediglich  bei  dem 
Handel  mit  denselben  eine  ein  gewisses  Mass  nicht  Qber- 
schreitende  Gebühr  für  seine  Bemühung  erhalten.  Man 
sieht,  der  Socialismus  des  Mittel^ters  hat  nicht  nur 
das  Getreidemonopol  des  Staats,  sondern  auch 
den  Staatshandel  mit  ^len  im  Lande  selbst  zu  be- 
schaffenden Erzeugnissen  vollständig  durchgeführt 
gehabt  und  das  Mittelalter  hat  in  Europa  den  Socialismus 
thatsächlich  praktisch  zur  Geltung  gebracht 

Ein  Zinsenyerbot,  d.  h.  ein  Verbot,  ein  Entgeld  für 
dargeliehene  Sachen  zu  nehmen,  hat  es  also  auch  im  Mittel- 
alter nie  gegeben,  sondern  nur  ein  Wucherverbot 
Jedermann  hatte  auch  im  Mittelalter  das  Becht,  einem 
andern  eine  Sache  zu  leihen  und  sich  dafEUr  ein  festes  Ent- 
geld in  Landeswährung  auszubedingen,  nur  durfte  es  eben 
keine  Sache  sein,  welche  durch  den  Gebrauch  verzehrt 
wurde,  kein  Währungsgut.  Man  durfte  einem  andern 
einen  Acker,  ein  Haus,  ein  Schiff,  ein  Trinkgefäss,  eine 
freie  Handelsware  wie  Gold,  Tücher  u.  s.  w.  gegen  Entgeld 
leihen,  nicht  aber  eine  bestimmte  Menge  Landesmünze, 
Getreide,  Vieh,  wie  man  auch  niemand  seine  persönliche 
Arbeitskraft  zur  Herstellung  von  Marktware  auf  feste 
Zeit  abkaufen  durfte,  ausser  man  war  hiezu  als  Angehöriger 
der  damit  beliehenen  Zwangskörperschaft  oder  Zunft  von 
der  Behörde  ausdrücklich  monopolisiert. 

Der  Grund  dieser  Unterscheidung  war,  dass  zwischen 
dem  Gebrauch  der  nicht  verzehrbaren  und  der  verzehr- 
baren Dinge  ein  grundlegender  Unterschied  besteht.  Das 
nicht  verzehrbare  Gut  lässt  einen   wiederholten   Ge- 

IV 
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brauch  (secnndus  osns)  zu,  das  yerzehrbare  Gut  nur  einen 
einmaligen  Gtobranch  (primns  asns).  Man  durfte  im 
Mittelalter  einem  andern  eine  Anzahl  Tuchballen  oder 
Goldstücke  leihen  und  sich  dafür  die  Bezahlung  einer 
bestimmten  Menge  Landessilbermünze,  Getreide  oder  eines 
andern  Währungsguts  ausbedingen,  das  war  kein  Wucher, 
denn  der  Beliehene  konnte  mit  dieser  vertretbaren  Sache 
als  „Unternehmer'^  einen  Handelsgewinn  (fenus 
justum)  machen,  während  das  bei  einem  mit  festem  Preis 
versehenen  Währungsgut  nicht  möglich  war.  So  hatte  das 
Darleihen  also  auch  im  Mittelalter  keine  Schwierigkeit  für 
den  Christen,  solange  er  sich  mit  einem  justum  fenus,  dem 
gemeinen  Eaufmannsnutzen,  dem  obrigkeitlich  genehmigten 
Gewinnsatz  begnügte.  Streng  verboten  aber  war  es  dem 
Christen,  bei  einer  rückständigen  Forderung  eine  Ge- 
bühr für  die  Stundung  zu  nehmen;  dazu  war  nur  der 
öffentliche  Darleiher,  der  usurarius  publicus,  befugt. 
Kurz,  Zinsgeschäfte  durfte  auch  der  Christ  machen, 
Wuchergeschäfte  nur  der  Jude,  d.  h.  auch  der  Christ 
durfte  nicht  durch  den  Gebrauch  verzehrbare  Dinge  einem 
andern  gegen  Entgeld  verleihen,  nur  der  Jude  aber 
durfte  durch  den  Gebrauch  verzehrbare  Dinge  einem  andern 
gegen  Entgeld  stunden.  Die  Leihgebühr  für  nicht 
verzehrbare  Dinge  hiess  Zins,  die  Leihgebühr  für 
verzehrbare  Dinge  hiess  Wucher. 

ß.  Die  «ffentlioVnolLtUobt  OMUltung  det  BarleibgMoUfti. 

Das  Handwerksrecht  des  öffentlichen  Darleihers,   des 
usurarius  publicus,  war  ein  öffentliches  Lehen  wie  jedes 
Handwerksmonopol.     Nur    dem    privilegierten   Wucherer 
stand   der  Zwischenhandel  mit   Forderungen,    der 
Aufkauf  von  anerkannten  Schuldforderungen  zum  Zweck 
der  Stundung   gegen   Gewinn,   zu.     Die    Sicherung 
dieses  Rechts  der  öffentlichen  Darleiher  geschah  dadurch, 
dass  der  Wettbewerb  auswärtiger  Darleiher  ver- 
boten  wurde.     Für   dieses    Recht    hatte   der   öffentliche 
Darleiher  aber  auch  die  Pflicht,  das  Geldbedürfnis 
der  Landesherrschaft  und   ihrer  Hintersassen  gegen  g>e- 
nügende   Pfandsicherheit  ausreichend  zu  befriedigen, 
wie  der  zünftige  Metzger  und  Bäcker  die  Pflicht  hatten , 
genügende  Fleisch-  und  Brotmengen  zu  beschaffen.    Der 
öffentliche  Darleiher  hatte  die  Aufgabe,  dem  Geldbedürfnis 
jedes  Angehörigen    des    betreffenden    politischen  Bezirks 
^derzeit  bis  zu  den  mit  ihm  obrigkeitlich  vereinbarten 
renzen  gegen  doppelte  Sicherheit  gerecht  zu  werden, 
>bei   die  Aufnahme   von   Staats-   und  Gemeindeanlehen 
»st   bei   der   Gesamtheit  der  Darleiher  als  Darleiher- 
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genossenschaft  nnter  solidarischer  Haftbarkeit  der  Genossen 
fwr  die  Beschaffung  der  Anleihe  erfolgte. 

Da  also  der  Christ  nor  nicht  verzehrbare  Dinge  gegen 
Entgeld  (Zins)  ausleihen,  nur  der  öffentliche  Darleiher 
aber  durch  den  Gebrauch  verzehrbare  Dinge  wie  Landes- 
fflünze  gegen  Entschädigung  stunden  durfte,  so  war 
es  allgemeine  Sitte,  dass  der  Käufer  der  Leistung  bei 
allen  Zeitgeschäften,  also  wenn  eine  Leistung  von 
Währungsgut  wie  Landesmttnze,  Getreide,  persönlichem 
Dienst  u.  s.  w.  auf  einen  spätem  Zeitpunkt  vereinbart 
wurde,  also  auch  der  Darleiher  einer  nicht  verzehrbaren 
Sache,  sich  ausbedang,  dass  falls  der  Verpflichtete  mit 
der  Zahlung,  also  z.  B.  mit  dem  Zinse,  im  Rückstände 
blieb,  der  Gläubiger  das  Recht  haben  sollte,  den  ihm 
hiednrch  entstandenen  Schaden  dadurch  auszugleichen, 
dass  er  sein  Forderungsrecht  an  einen  öffentlichen 
Darleiher  (usurarius)  verkaufte  und  dieser  das  Recht 
erhielt,  die  rückständige  Forderung  zuzüglich  seiner  Dar- 
leihergebühr (rückständiger  census  als  caput  +  usura) 
beim  Schuldner  nötigenfalls  mit  Gewalt  einzutreiben. 

Hiess  die  Gebuhr  für  Ueberlassung  einer  Nutzung 
als  abgeschätzte  Entschädigung  für  den  dadurch  dem 
Weggebenden  entgehenden  Vorteil  der  eigenen  Benützung 
(lacrum  cessans)  census,  so  hiess  die  weitere  Forderung, 
welche  der  Gläubiger  bei  Nichteinhaltung  des  Zahl- 
nngstags  geltend  machte,  im  Mittelalter  der  Schaden 
(damnum  emergens),  weil  sie  durch  den  Nachteil  entstand, 
der  dem  Gläubiger  dadurch  verursacht  wurde,  dass  er 
sein  Geld  nicht  zur  Verfügung  bekam.  Die  Forderung 
dagegen,  welche  der  öffentliche  Darleiher  für  seine  Be- 
mühung geltend  machte,  hiess  das  „Gesuch^  (provisio), 
weil  sie  die  Unkosten  darstellte,  welche  der  jüdische  Dar- 
leiher durch  das  Suchen  des  nötigen  Bargelds  auf  sich 
nahm.  Blieb  der  Schuldner  auch  beim  Darleiher  mit  der 
Zahlung  im  Rückstande,  so  entstand  diesem  ebenfalls  ein 
Schaden  (damnum  emergens),  weil  er  sein  fallig  ge- 
wordenes Geld  nicht  anderweitig  verwenden  konnte,  und 
so  setzte  sich  die  Wuchergebühr  (usura)  aus  dem 
„Gesuch"  (provisio,  lucrum)  und  „Schaden"  (damnum) 
zosanunen.  Der  öffentliche  Darleiher  des  Mittelalters 
war  also  wie  der  heutige  gewerbsmässige  Wechsel- 
bändler  gewissermassen  eine  Art  Gerichtsvollzieher, 
Vollstreckungs-  oder  Pfändungsbeamter ,  der  die  Ein* 
treibung  vonForderungen  gewerbsmässig  besorgte, 
wie  jener  die  Eintreibung  von  Wechselforderungen.  Der 
öffentliche  Geldwechsler  des  Mittelalters  entsprach 
der  heutigen  Reichsbank,  für  den  öffentlichen  Dar- 
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leiher  des  Mittelalters  giebt  es  heute  noch  kein  Oegen- 
stück,  da  das  Hypotheken-  and  Lombardgeschäft 
noch  nicht  öffentlich-rechtlich  organisiert  ist. 

Die  Einrichtung  der  Darleiherkörperschaften 
erfolgte  aus  der  Erkenntnis  heraus,  dass  ein  politischer  Be- 
zirk sich  nicht  mehr  in  der  wirtschaftlichen  Lage  fählte,  den 
Wechsel  der  Konjunktur  selbst  zu  tragen ;  die  Einrichtung 
von  Darleiherzünften  war  deshalb  auch,  wie  überhaupt 
die  Einrichtung  von  Handwerkszünften  oder  öffentlichen 
Monopolbetrieben,  ein  Stück  Socialismus,  wie  sie  nur 
wirtschaftlich  sinkende  Zeiten  einem  Volke  bringen. 
Wirtschaftlich  steigende  Zeiten  bedürfen  derartiger  Ein- 
richtungen nicht,  erst  das  Sinken  des  Wohlstands  schafft 
für  ein  Volk  mit  seinem  Eleinerwerden  der  wirtschaftlichen 
Durchschnittsportion  die  Gefahr  des  Priyatmonopols 
und  durch  diese  Entwicklungsstufe  hindurch  sieht  sich 
endlich  der  Staat  veranlasst,  lieber  Staatsmonopole  zu 
schaffen,  wie  das  öffentliche  Bordell  vom  Staate  eingerichtet 
wird,  weil  sich  dieser  nicht  in  der  Lage  sieht,  die  Bordelle 
überhaupt  aus  der  Welt  zu  scliaffen  und  darum  das 
kleinere  Uebel  dem  grossem  vorzieht.  Es  ist  deshalb 
auch  dieselbe  Erwägung,  mit  welcher  die  Kirche  fort- 
während die  Duldung  des  jüdischen  öffentlich-rechtlich 
gestalteten  Darleihermonopols  rechtfertigt,  dass  wenn 
man  die  Juden  heute  verjage,  die  Christen  es  morgen 
doppelt  so  schlimm  treiben  werden. 

War  die  Gefahr  für  den  öffentlichen  Wechsler  und 
Zinshändler,  sein  Geld  wieder  zu  erhalten,  nicht 
gross,  so  war  die  Aussicht,  dasselbe  durch  gericht- 
liches Vorgehen  zu  erpressen,  eine  Sache,  welche 
eine  gewisse  Härte  des  Gemüts  bedingte,  und  dies  hat 
das  Darleihergewerbe  von  jeher  zu  einem  anrüchigen 
gemacht  und  den  Vertretern  desselben,  den  Juden, 
den  „Schandfleck^  aufgedrückt,  wie  man  die  rote 
Judenbrustscheibe  des  Mittelalters,  das  Judenabzeichen, 
nicht  umsonst  taufte.  Es  lag  nun  aber  bei  diesem 
Darleihermonopol  wie  bei  jedem  Handwerksmonopol  die 
Gefahr  nahe,  dass  die  damit  Beliehenen  es  im  Ueber- 
masse  ausnützten,  und  diese  Gefahr  war  es  denn 
auch,  welcher  die  Kirche  mit  ihren  Wuchergesetzen 
entgegenarbeitete.  Was  die  Kirche  bezweckte,  war,  den 
Gewinnanteil  des  Darleihers  nicht  übermässig 
werden  zu  lassen.  Die  Kanonisten  giengen  davon  aus, 
dass  niemand  mehr  erhalten  solle,  als  er  zu  seinem 
Lebensunterhalt  bedürfe.  Dieser  berechtigte  Anteil  am 
lationalen  Wirtschaftsertrage  hiess  fenus  justum;  jeder 
lehrbezug  war  ungerecht  Die  Gebühr  für  Ueberlassung 
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einer  Natznng,  der  „censos^  eines  „qsqs^,  sollte  deshalb 
eigentlich  keine  im  Voraus  festgesetzte  Höhe  haben, 
sondern  sie  sollte  thnnlichst  einen  Anteil  am  wirklichen 
Ertrage  bilden.  Schon  beim  Natnralzehnten  war 
dies,  sofern  er  nicht  einen  verhältnismässigen  Anteil 
am  Ertrag,  sondern  wie  dies  seit  dem  Jahre  1420  meist 
yereinbart  wurde,  die  alljährliche  Leistung  einer  festen 
Anzahl  Garben,  Frflchte,  Geflfigel,  Haustiere  u.  s.  w.  be- 
traf, wie  bei  der  Ofiltenleistung,  d.  h.  der  Leistung  in 
barem  Gelde,  in  der  That  nicht  mehr  der  Fall.  Wenn 
dem  Gntspächter  viel  wuchs,  so  kam  er  gut  weg,  wenn 
dem  Pächter  aber  wenig  wuchs,  so  kam  er  schlecht 
weg.  Die  Kirche  hätte  darum  am  liebsten  auch  den 
festen  Zins  vollständig  verboten,  der  eben  thatsächlich 
nichts  anderes  ist,  als  Spekulation,  als  Verkauf  einer 
Sache  um  festen  Preis ,  welche  noch  nicht  vorhanden  ist, 
ein  Verkauf  einer  bestimmten  Menge  Frucht  auf  dem 
Halm  mit  der  Gefahr,  dass  sie  der  Wirtschafter  liefern 
moss,  auch  wenn  ihm  ein  Hagel  die  Hoffnung  vernichtet. 
Da  dies  aber  sich  als  praktisch  undurchführbar  erwies, 
war  sie  redlich  bestrebt,  die  Auswüchse  des  Zins- 
geschäfts thnnlichst  zu  beschränken,  indem  sie  sich 
bemfihte,  den  Gewinnanteil  (census)  des  Kapitalisten 
an  den  Nutzungen  (usus)  nicht  übermässig  werden 
zu  lassen.  Der  Zins,  die  feststehende  Leistung  des  mit 
der  Nutzung  eines  nicht  verzehrbaren  Guts  beliehenen 
Mietmanns,  sollte  keine  drückende  Abgabe  sein,  die  den 
Pächter  zu  Grund  richtete,  sondern  lediglich  der  Ausdruck 
der  Verbindung  des  bedürftigen  Wirtschafters  mit  dem 
Lehensherm  zu  einer  Erwerbsgesellschaft  mit  gemeinsamer 
Tragung  von  Nutzen  und  Schaden. 

Lag  die  Gefahr  der  Verwischung  dieses  Verhältnisses 
schon  dadurch  nahe,  dass  z.  B.  der  Grundherr  den  Boden 
am  eine  feststehende  Leistung  verpachtete  und  so 
dem  Pächter  als  Unternehmer  die  Folgen  des  Kon- 
jnnkturenwechsels  des  Jahrgangs  zuschob,  indem  er  diesem 
die  zweifelhafte  Menge  des  usus  gegen  die  feststehende 
Menge  des  census  verkaufte,  so  wurde  es  noch  schlimmer, 
wenn  der  census  so  hoch  angesetzt  wurde,  dass  der  usus 
nicht  mehr  ausreichte,  um  dem  Beliehenen  die  Begleichung 
des  census  und  die  Bestreitung  seines  Lebensunterhalts  zu 
gewähren,  und  es  war  deshalb  ein  Schritt  weiter  auf  der 
schiefen  Ebene,  wenn  der  Wirtschafter  in  der  Hoffnung 
aof  künftige  bessere  Zeiten  die  Nutzung  dieser  Zukunft 
im  Voraus  an  einen  Darleiher  verkaufte  und  dafür 
diesem  eine  Gebühr  bezahlte.  Das  Natürlichste,  erklärten 
die  Kanonisten,  sei  die  Gütergemeinschaft  und  niemand 
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sollte  eigentlich  mehr  haben,  als  er  zum  Lebensunter- 
halt brauche.  Reichtum  sei  gerade  keine  Sflnde,  aber 
eine  Gefahr  ffir  die  Seele,  der  Eigennutz  als  Triebfeder 
sei  verwerflich.  Das  negotium,  die  Spekulation,  der 
Handel  mit  freiem  Gut,  im  Unterschied  zur  mercatura, 
zum  Handel  mit  Währungsgut,  mit  Waren,  welche 
einen  durch  staatliche  Taxe  festgesetzten  Preis  haben, 
und  bei  denen  es  deshalb  keinen  Eonjunkturenwecbsel 
gebe,  raube  dem  Menschen  den  Frieden.  Des  Menschen 
vornehmste  Beschäftigung  sei  der  Ackerbau ;  Industrie  und 
Kaufmannschaft  missfallen  zwar  Gott  nicht,  Spekulation 
aber  sei  ihm  nicht  wohlgefällig:  das  waren  die  Grund- 
gedanken der  christlichen  Eigentumslehre.  Der  praktische 
Versuch  zur  Durchführung  dieses  kommunistischen  Ideals 
war  der  ungeheure  Kirchenbesitz  des  Mittelalters  mit 
seinem  „Noblesse  oblige''  gegenüber  dem  Zinsmann,  der 
„unterm  Krummstab  am  besten  wohnen^  sollte. 

Jeder  Mehrgewinn  über  den  landesüblichen 
Kaufmannsgewinn,  den  gemeinen  Gewinnanteil,  galt 
als  Wucher  (usura).  Mehr  als  den  usus,  als  den 
thatsächlichen  Ertrag  der  Grundrente  oder  Kapitalrente 
zu  nehmen,  war  dem  Christen  verboten.  Wer  dies  that, 
ohne  wie  der  öffentliche  Darleiher  hiezu  berechtigt  zu  sein, 
war  selbst  ein  usurarius  und  damit  ein  unehrlicher  Mann, 
ein  Dieb  und  Räuber.  Wer  einem  andern  etwas  verkaufte 
oder  lieh,  sollte  nur  soviel  dafür  nehmen,  als  die  Sache 
zuzüglich  des  ihm  durch  die  Weggabe  entstehenden  Ge- 
winnentgangs wert  war.  Der  Gläubiger  sollte  ausser 
der  dargeliehenen  Sache  (caput)  nichts  weiter  beanspruchen 
als  den  Verlust  (Interesse),  der  ihm  nach  gemeinem  Urteil 
(judicio  bonorum  mercatorum)  dadurch  entstanden  war, 
dass  er  sein  Gut  nicht  selbst  verwaltet  hatte  (lucrum 
cessans  et  damnum  emergens).  Beides  zusammen,  Hauptgat 
(caput)  und  entgangener  Gewinn  (Interesse),  bildeten  die 
Schuldsumme  (sors,  Lösungssumme).  Ueber  diese  hinaus  For- 
derungen zu  stellen,  war  dem  Christen  verboten,  und  unter 
keiner  Form  sollte  er  dafür  eine  Entschädigung  nehmen, 
dass  der  Schuldner  mit  der  Heimgabe  im  Rückstande 
blieb  (Stundungsgebühr),  sondern  er  hatte,  wenn  dieser 
Fall  eintrat,  lediglich  das  Recht,  seine  Forderung  an  einen 
öffentlichen  Darleiher  zur  Eintreibung  zu  ver- 
kaufen, der  dann  dem  Gläubiger  die  Summe  auszahlte 
und  dieselbe  vom  säumigen  Schuldner  gerichtlich  eintrieb 
oder  dem  Schuldner  die  Summe  gegen  eine  obrigkeitlich 
festgestellte  Gebühr  (usura)  länger  stundete. 

Dabei  war  es  bis  auf  J ustinian  dem  Darleiher  erlaubt, 
falls  der  Schuldner  mit  der  Stundungsgebühr  (usura)   im 
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Söckstande  blieb,  diese  zam  Kapital  zn  schlagen  und 
Standongsgebtthr  von  der  Stondongsgebühr  (osara  nsorarom) 
za  nehmen,  seit  dem  5.  Jahrhundert  wurde  dies  verboten. 
Wenn  deshalb  ein  Christ  etwas  verkaufte  und  dabei  den 
Preis  höher  stellte,  weil  die  Zahlung  später  erfolgte,  so 
galt  er  als  Wucherer,  ebenso  wenn  er  den  Preis  niederer 
stellte,  weil  die  Zahlung  früher  erfolgte.  Sconto,  d.  h. 
Abzug  der  Zeit  wegen,  Säumnisgebuhr,  war  Wucher  und 
eines  Christen  unwürdig.  Wer  mehr  als  den  usus  nimmt, 
d.  k  die  Entschädigung  für  den  entgehenden  Gebrauch, 
ist  ein  nsurarius,  dem  die  Eirchengemeinschaft  verboten 
wird  und  der  kein  ehrliches  Begräbnis  erhält,  und  es  ist 
Grundsatz,  dass  der  Staat  nicht  gestatten  soll,  dass  zu 
viel  Grundzinsen  entstehen,  d.  h.  dass  die  Schätzung, 
der  census,  der  Anteil  des  Darleihenden  am  Nutzen 
(osas)  der  dargeliehenen  Sache,  zu  hoch  angesetzt  wird, 
da  sonst  eine  Ueberschuldung  des  Lands  entsteht. 
In  dieser  Erwägung  galten  namentlich  die  Leibrenten, 
die  Lebensversicherungen  des  Mittelalters,  für  unsittlich, 
weil  sie  auf  den  frühen  Tod  spekulierten. 

Verstand  die  Bechtssprache  des  Mittelalters  unter 
fenus  jedes  Wechselgeschäft  mit  der  subjektiven 
Hoffnung  auf  Gewinn,  mochte  es  nun  gegen  Landes- 
mflnze  als  Kauf  oder  gegen  Ware  ak  eigentlicher  Aus- 
wechsel erfolgen,  so  war  das  fenus  jedermann  gestattet, 
nur  galt  bis  zum  5.  Jahrhundert  der  Grundsatz,  dass 
der  Handel  sich  für  den  Geistlichen  nicht  schicke  und 
den  Laien  zu  überlassen  sei.  Aber  schon  seit  dem 
6.  Jahrhundert  findet  die  Kirche  nichts  mehr  dahinter, 
wenn  die  niedere  Geistlichkeit  Handelsgeschäfte 
treibt.  Verboten  war  dagegen  auch  den  Laien  das  über- 
mässige fenus.  Edelleute,  galt  im  8.  und  9.  Jahr- 
hundert als  Grundsatz,  sollen  nicht  mehr  als  4  vom 
Hundert,  Bürger  nicht  mehr  als  6,  Kaufleute  nicht  mehr 
als  8  vom  Hundert  als  fenus  oder  Handelsnutzen  nehmen 
und  unter  Konstantin  galt  als  fenus  justum  oder  be- 
rechtigte Nutzungsabschätzung  (census  des  usus) 
die  centesima,  der  100.  Pfennig  im  Monat,  also  ein 
Handelsgewinn  von  12  vom  Hundert  oder  der  halbe 
Jahresertrag  bei  Früchten.  Man  bestimmte  dies  damals, 
weil  mannigfach  sogar  Geistliche  das  Wucherverbot  durch 
die  Pfandnutzung  umgangen  hatten. 

Ist  also  das  Nehmen  von  fenus  jedermann  gestattet, 
80  lange  es  ein  fenus  justum  bleibt,  so  ist  es  Sünde,  so 
bald  fenoris  redundantia,  also  übermässiger  Nutzen, 
vorliegt-  Man  umgieng  nämlich  vielfach  das  Wucherverbot 
dadurch,  dass  man  sich  ein  benutzbares  Pfand  geben  liess 
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und  sich  am  Ertrage  desselben  schadlos  hielt,  weshalb  die 
Kirche  bestimmte,  dass  der  Ertrag  des  Pfands  nor  bis 
zur  Höhe  des  fenns  jostom  dem  Darleiher  gehören,  aller 
weitere  Nutzen  aber  demSchaldner  an  der  sors  abge- 
zogen werden  sollte.    Ein  anderer  Weg  zur  Bewncherong 
war,   dass  man  den  Schuldner  mehr  unterschreiben 
liess,  als  er  erhalten  hatte,  oder  dass  der  Geldbedttrftige 
vom  Kapitalisten  eine  Ware  gegen  Kredit  aber   dem 
Marktpreise  kaufte,  um  sie  sofort  gegen  bar  um  weniger 
Geld  wiederzuverkaufen,  oder  dass  der  Geldbedflrftige  ein 
sogenanntes  Handgeld  gab.    Die  Kirche  schritt  gegen 
alle  diese  Umgehungen  dadurch  ein,  dass  sie  die  Darleiher 
schwören  liess,  die  ganze  Summe  ausbezahlt  zu  haben, 
und  dass  sie  bis  zum  Jahre  1420  grundsatzlich  verlangte, 
dass  auch  das  liegende  Pfand,  nicht  nur  das  fahrende 
Pfand,   stets  in   den   Besitz   und   die  Verwaltung    des 
Gläubigers  überzugehen  habe,  der  davon  den  gesamten 
usus  (Rente)  und  fructus  (Arbeitsertrag)  bezog,  seine  Kosten 
tdi  entgangenes  justum  fenus  und  Verwaltung  abzog  und 
den  Best,  falls  sich  ein  solcher  ergab,  dem  Schuldner 
an  der  Forderung  abschrieb   bezw.   die  Mehrkosten 
demselben  belastete,  wenn  solche  eintraten.    Erst  seit  dem 
Jahre  1420  wurde  es  gestattet,  dass  das  liegende  Pfand 
im  Besitze  und  der  Verwaltung  des  Schuldners  blieb 
und  trotzdem  mit  einem  dinglichen,  also  gerichtlich  klag- 
baren, Hechte  auf  einen  jährlichen  festen  Rentenertrag 
(census  als  geschätzter  Durchschnittsusus)  belastet  wurde; 
eine  Einräumung,  welche  die  Kirche  damit  rechtfertigte, 
dass  der  Schuldner  ja  bei  einem  liegenden  Pfände  aus  dem 
Pfandgegenstande  die  Rente  beziehe  und  diese  deshalb  wohl 
verpfänden  könne.  Der  Grund  war  der,  dass  die  Verpflichtung 
des  Gläubigers,  das  Gut  selbst  zu  bewirtschaften,  bei  dem 
damaligen  Sinken  der  Grundrente  viele  EjBipitalisten 
abschreckte,  überhaupt  Geld  zu  leihen.    Strenge  verboten 
blieb  dagegen  die  sogenannte  „Satzung^,  d.  h.  der  Ver- 
kauf eines  Guts    an    einen   andern  mit  dem  Recht  der 
Wiedereinlösung. 

Was  die  Förmlichkeiten  des  Darleihgeschäfts 
betrifft,  so  galt  als  Grundsatz  bei  der  Judenanleihe 
doppelte  Sicherheit.  Als  Pfänder  dienten  Liegen- 
schaften, Fahrnis  oder  persönliche  Bürgschaft. 
Den  Pfandbrief  fertigte  bis  zum  13.  Jahrhundert  die 
Judenkanzlei  mit  ihrem  Siegel  aus,  seither  musste,  um 
Betrügereien  zu  verhindern,  der  Pfandbrief  von  einem 
königlichenNotar  beglaubigt  sein,  wenn  er  gerichtlich 
klagbar  sein  sollte,  wobei  der  Jude  schwören  musste, 
'ediglich  die  gesetzliche  Wucher  gebühr  zu  nehmen 
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lieb  der  Schuldner  mit  der  Wuchergebühr  oder  der 
Bimzahlung  im  Rückstande,  so  durfte  der  Jude  das 
Tand  verkaufen.  Hatte  die  Wuchergebühr  die  Höhe 
»  Darlehens  erreicht,  so  dass  also  der  volle  Wert  des 
ir  Hälfte  beUehenen  Pfands  erreicht  war,  so  musste 
»gerechnet,  d.  h.  die  Gesamtschuld  heimbezahlt  oder 
\s  Pfand  verkauft  werden.  Die  rückständigen  Wucher- 
»bühren  zum  Kapittd  zu  schlagen  und  davon  wieder 
achergebühr  zu  nehmen,  durfte  nur  mit  G^enehmigung 
18  Reichs  geschehen,  wie  dies  im  Jahre  1385  in  Deutsch- 
nd,  im  Jahre  1887  in  Frankreich  geschah.  Gieng  ein 
fand  verloren,  so  musste  der  Gläubiger  nach  ale- 
annischem  Pfandrecht  den  Verlust  dem  Schuldner 
setzen.  Nach  romanisch  -  heutigem  Rechte  ist  dies  be- 
kuntlich  umgekehrt  und  das  untergegangene  Pfand  dem 
^hnldner  verloren.  Das  für  den  Juden  gültige  tal- 
ud lache  Recht,  das  am  härtesten  namentlich  in  Frank- 
ich im  13.  Jahrhundert  angefochten  wurde,  machte  den 
laubiger  nur  verantwortlich  bei  Verlust  durch  Dieb- 
lahl  und  Fahrlässigkeit,  nicht  aber  bei  Feuers- 
runst  und  Ueberschwemmung,  eine  Auffassung,  die 
unentlich  in  dem  Falle  eine  Hauptrolle  spielte,  wenn 
chuldner,  deren  Judenschulden  die  Reichsregierung 
bemommen  hatte,  ihre  Pfandscheine  mit  Gewalt 
erausverlangten.  Die  Juden  zündeten  dann  ihre 
[&u8er  an  und  konnten  so  auf  Grund  des  Talmud 
icht  mehr  wegen  Herausgabe  der  Pfandscheine  belangt 
rerden,  die  dann  einige  Zeit  nachher  als  Inhaberpapiere 
a  Venedig  oder  bei  anderen  auswärtigen  Gerichten 
egen  beliebige  deutsche  Reichsangehörige  geltend  gemacht 
mrden. 

Betreffs  der  Heimzahlung  galt  der  Grundsatz,  dass 
renn  der  Schuldner  dem  Gläubiger  das  Geld  brachte,  das 
Yand  zurückzugeben  war.  That  er  dies  nicht,  so  durften 
weiter  keine  Leihgebühren  berechnet  werden.  Brachte 
'er  Jude  sein  Pfand  dem  Christen  und  dieser  gab  nicht 
as  Geld  zurück,  so  hatte  er  jeden  Schaden  zu  tragen,  der 
öm  Pfände  fortan  zustiess. 

Man  muss,  um  diese  ganze  Entwicklung  richtig  zu 
erstehen,  in  Betracht  ziehen,  dass  das  Judenpfand  des 
Mittelalters  ein  reines  Inhaberpapier  und  der  Schuldner 
edem  Pfandinhaber  erfüUungspflichtig  war.  Während 
0118t  jeder  angebliche  Schuldner  sich  durch  den  Eid,  dass 
f  nichts  schulde,  von  der  Klage  frei  machen  konnte,  war 
ies  anders,  sobald  der  Gläubiger  einen  Pfandschem  \v«A.\ä« 
Bt  diesem  in  der  Hand  stand  dem  Gläubiger  das  TSL^döt  iw, 
^iTiBTseits  zu  schwören,  dass  er  darauf  eine  \)eÄlvmm\.^ 


—  Lvm  — 

Forderung  habe.  Darfte  der  christliche  Gläubiger  dabei 
lediglich  dieEapitalforderang  beschwören,  so  darfte  der  Jude 
auch  die  Stundnngsgebührenfordernng  in  seinen 
Eid  einbeziehen.  Hatte  der  Christ  seinen  Zins,  seine  Gülte, 
Miete  oder  sonstige  Forderung  nicht  erhalten,  so  blieb 
ihm  nichts  flbrig,  als  das  Pfand  zu  verkaufen  und  sich  so 
zu  decken  oder  seine  Forderung  an  einen  Juden  zu  yer- 
kaufen,  der  dann  sehen  musste,  wie  er  mit  dem  Schuldner 
einig  wurde.  Der  christliche  Gläubiger  liess  sich  die  im 
Mckstand  befindliche  Summe  vom  Juden  unter  Bürgschaft 
seinerseits  für  den  Eingang  der  Forderung  ausbezahlen 
und  überliess  dafür  dem  Juden  seinen  Pfandbrief.  Es 
war,  wie  man  sieht,  der  gleiche  Hergang,  wie  wenn  man 
heute  einen  Wechsel  beim  Bankier  „discontiert^ 
Löste  dann  der  Schuldner  den  Pfandschein  nicht  ein, 
so  hielt  sich  der  Jude  wie  heute  der  Bankier  an  den 
Garanten,  der  ihm  denselben  verkauft  hatte.  Der  Jude 
hatte  deshalb  auch  ganz  wie  heute  der  Wechselgläubiger 
beim  Konkurs  das  erste  Recht. 

Die  Darlehensverträge  schieden  sich  nach  ihrer 
Beschaffenheit  in  zwei  Arten,  einmal  in  solche  mit  be- 
schränkter Haftpflicht,  bei  welcher  lediglich  das 
Pfand  haftete,  und  dann  in  solche  mit  unbeschränkter 
Haftpflicht,  bei  welchen  das  ganze  Vermögen  des 
Schuldners  haftete.  Bei  ersteren  durfte  der  Gläubiger  das 
Pfand  verkaufen,  sobald  der  Schuldner  seinen  Pflichten 
nicht  nachkam,  doch  hatte  er  das  Pfand  erst  dreimal 
vor  Gericht  aufbieten  zu  lassen;  bei  letzteren  hatte  der 
Schuldner  gelobt,  die  volle  Schuld  zu  bezahlen,  und  war 
hiezu  mit  seinem  ganzen  Vermögen  verbunden. 

Wie  der  Metzger,  der  Bäcker,  der  Sattler  Meisttaxen 
hatten,  so  hatte  eine  solche  auch  der  Jude.  Sie  betrug 
für  den  Goldgulden  im  18.  Jahrhundert  bis  zu  4  Pfennig 
und  sank  im  16.  Jahrhundert  bis  auf  1  Häller.  Bei  Gülten 
und  Grundzinsen  wie  sie  auch  der  Christ  kaufen  durfte, 
war  das  Maximum  10  vom  Hundert  im  Jahre. 

Strenge  verboten  war  den  Juden  schon  seit  den  Karo- 
lingern das  Darleihen  auf  Kirchengut,  wie  kirchliche 
Gewänder,  Altarkelche,  Reliquien  u.  s.  w.,  da  sie  schon 
damals  begonnen  hatten,  die  Kirchen  und  Klöster  zu 
plündern,  wie  früher  in  Spanien  die  Moscheen.  Ebenso 
war  den  Juden  das  wissentliche  Leihen  auf  ge- 
stohlenes Gut,  auf  Militärausrüstungsstücke,  auf 
blutige  und  nasse  Gewänder  und  auf  zerdrückte 
"^delmetallwaren  verboten.  War  es  alemannischer 
echtsbrauch  gewesen,  dass  auch  der  gutgläubige  Käufer 
ne   gestohlene   Sache   ohne  Entschädigung  heraus- 
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geben  mnsste,  so  hatte  aHmählich  der  Jade  das  talmu- 
dische  Gesetz  darchgebracht,  dass  er  einfach  schwören 
durfte,  die  gestohlene  Sache  gntgläubig  erworben  zu 
haben,  am  Entschädigung  beansprnchen  zu  dürfen.  Seither 
worden  denn  auch  die  Jaden  die  straflosen  Helfers- 
helfer bei  den  ziüiUosen  Raabanfällen  aaf  Eirchen- 
gat  and  Haastiere,  welche  jene  wilden  Zeiten  mit 
sich  brachten,  and  diese  Bestimmungen  haben  nicht  zam 
wenigsten  zu  den  Verboten  des  talmadischen  Rechts 
und  zam  Hass  des  Volks  gegen  dieses  Recht  gefShrt 
Das  schlimmste  Pfand  aber  war  das  Personalpfand 
oder  die  BQrgschaft.  Es  ist  die  gefährlichste  Klippe 
für  die  deutsche  Freiheit  gegenüber  den  Juden.  Kann  der 
Schuldner  nicht  bezahlen,  so  muss  er  oder  der  Bürge  in  die 
Schuldknechtschaft  wandern.  Es  ist  ein  altdeutscher 
Eechtsbrauch ,  der  nach  jüdischem  und  nach  römischem 
Recht  nicht  zulässig  ist.  Während  der  christliche  Gläubiger 
deshalb  den  Schuldner  im  Hause  bei  Wasser  und  Brot  fest- 
setzt, darf  der  Jude  seinen  Schuldner  nur  einem  ehrsamen 
Christenmann  in  Gewahr  geben  und  es  entwickelt  sich 
hieraus  im  14.  Jahrhundert  die  sogenannte  Leistung, 
indem  der  Bürge  auf  Ehrenwort  verpflichtet  ist,  so  lange 
in  einem  bestimmten  offenen  Gasthause  zu  wohnen,  bis 
der  Schuldner  bezahlt,  bis  das  Gesetz  bestimmt,  dass  der 
Jnde  die  Kosten  dieses  „Einliegens^  bezahlen  müsse. 

Am  schwersten  hielt  es  für  die  Juden,  ihre  Staats- 
a n  1  e  h  e  n  zurückzuerhalten.  Verschuldeten  Landesherr- 
schaften musste  meist  die  Reichskasse  die  Schulden 
abnehmen,  was  daraufhinauskam,  dass  die  reichen  Reichs- 
städte die  Schulden  des  platten  Lands  heimzahlen 
mnsst^n,  das  sie  ausgewuchert  hatten.  Da  die  grössten 
Steuerzahler  der  Reichsstädte  aber  wieder  die  Juden 
waren,  so  kam  also  die  Sache  praktisch  darauf  hinaus, 
dass  die  Regierung  den  Juden  in  der  Gestalt  von  Steuer- 
schätzungen  den  Raub  wieder  abnahm,  den  sie  vorher 
an  den  leichtfertigen  Edelleuten  vom  Lande  ausgeübt 
hatten,  wenn  es  der  Jude  nicht  verstand,  sich  rechtzeitig 
durch  Wegzug  zu  drücken. 

Der  Gerichtsstand  des  Juden  war  der  Patronats- 
herr.  Streitigkeiten  von  Juden  mit  Juden  gehörten  vor 
das  jüdische  Gemeindegericht,  Streitigkeiten  von  Christen 
mit  Jaden  vor  das  bürgerliche  Gericht.  Seine  Eid  e  schwur 
der  Jude  vor  dem  Judengericht,  der  Christ  vor  dem 
Christengericht;  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  erhielt  der 
Judeneid  auch  vor  dem  bürgerlichen  Gericht  eine  mehr 
religiöse  Form  und  damit  auch  für  den  Christen 
erhöhte    Sicherheit,    wie   auch    die    jüdische   Pfandge- 
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richtsbarkeit   seither    der  Aufsicht   der    bflrgerlichen 
Gerichte  unterlag. 


IV)    Der  Kampf  der  Kirche  gegen  die  Juden 
im  13.  und  14.  Jahrhundert 

a.    Das  18.  Jahrhundert. 

So  ist  die  Macht  des  Judentums  am  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  eine  geradezu  furchtbare  geworden, 
üeberall  in  Westeuropa,  in  England,  in  Spanien, 
in  Frankreich,  am  Rhein,  vor  allem  aber  in  Oester- 
reich  und  in  den  Donauländern,  dem  klassischen 
Boden  des  Judenwuchers  und  der  unterwertigen 
Währung,  sind  die  Juden  die  allmächtigen  General- 
pächter und  MQnzmeister  und  stehen  als  solche  an 
der  Spitze  der  Finanzverwaltung,  während  die  Klagen 
über  den  Mangel  an  sittlichem  Halt  innerhalb  der 
Christenheit  wie  über  den  Uebermut  der  Juden 
und  die  Missachtung,  welche  die  Juden  und  Araber 
der  christlichen  Kirche  zu  teil  werden  lassen,  täglich 
wachsen.  Die  Wuchergebühr  hat  eine  erschreckende 
Höhe  erreicht  und  schwankt  von  30 — 37  vom  Hundert,  die 
verlotterte  Staatsgewalt  ist  machtlos  gegen  die  Juden. 
Bitter  klagt  die  Kirche,  wie  die  städtischen  Aemter, 
die  seither  die  Bischöfe  und  Aebte  im  Besitze  gehabt 
hatten,  mit  Hilfe  dienstwilliger  Juden  in  die  Hände  der 
Städtebürger  und  des  Reichs  zurückkehren,  wie  die 
Kirche,  welche  sich  seither  aus  wirtschaftlicher  Not  der 
Juden  angenommen  hatte,  wenig  Segen  von  diesem  Dienste 
erfahre. 

Diesen  Schäden  tritt  der  thatkräftige  Papst  Inno- 
cenz  in.  mit  gewaltiger  Hand  entgegen.  Neben  die 
versumpften  Benediktiner  treten  die  kampfesfreudigen, 
von  sittlichem  Ernst  getragenen  Bettel or den,  voran  die 
rede-  und  schriftkundigen  Dominikaner,  um  mit  Wort 
und  Schrift  den  christlichen  Glauben  gegen  die  zer- 
setzende Kritik  des  Judentums  in  Schutz  zu  nehmen. 
Man  errichtet  hebräische  Lehrstühle,  man  veranstaltet 
Religionsgespräche,  wo  christliche  und  jüdische  Ge- 
lehrte vor  den  Gebildeten  der  Nationen  ihre  gegenseitigen 
Ansichten  verteidigen;  man  erneuert  die  allmählich  ausser 
Gebrauch  gekommenen,  schon  aus  dem  3.  Jahrhundert 
stammenden  Einschränkungen  des  gesellschaftlichen 
und  geschäftlichen  Verkehrs  zwischen  Christen  und 
^uden,  man  hebt  die  rechtliche  Giltigkeit  des  Talmud 
^  Gesetzbuch   auf,    bestraft   die  Juden,    wenn   sie  die 
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Einrichtangen  der  christlichen  Kirche,  namentlich 
den  Bilderdienst,  verhöhnen,  man  verbietet  bei  Todes- 
strafe den  Rücktritt  von  zam  Christentum  übergetretenen 
Juden  zum  Mosaismns.  Verlangt  ein  Jude  zu  hohe 
Wuchergebühren  oder  nimmt  er  sonst  übermässigen 
Gesehäftsgewinn,  so  verbietet  die  Kirche  allen  ihren  An- 
gehörigen den  Geschäftsverkehr  mit  demselben,  woraus 
sich  allmählich  ein  vollständiges  kirchliches  Wucher- 
recht herausbildet;  hat  ein  Jude  Kirchenzehnten  durch 
Pfandschaften  an  sich  gebracht,  so  verlangt  die  Kirche, 
dass  die  betreffende  kirchliche  Körperschaft  für  den  da- 
durch entstehenden  Einnahmeausfall  schadlos  gehalten  wird. 
Als  Mittel,  den  bedrängten  Schuldnern  zu  helfen,  gebraucht 
die  Kirche  seit  den  Kreuzzügen  vor  allem  die  Auf- 
hebung der  Stundungsgebühren.  Diese  Aufhebung 
geschieht  in  der  Art,  dass  der  Gläubiger  nur  den  wirk- 
lichen Nutzen  der  Pfandschaft,  den  usus,  über  die 
Dauer  der  Stundung  beanspruchen  darf.  Beicht  der  Ertrag 
der  Pfandschaft,  welche  im  Besitz  des  Gläubigers  stehen 
moss,  wenn  sie  rechtsgültig  sein  soll,  zur  Deckung  der 
Wacherforderung  nicht  aus,  so  ist  dies  der  Schaden  des 
Oläabigers.  Die  Kirche  bringt  auch  diese  Einräumung  bei 
den  Juden  dadurch  zu  stände,  dass  sie  über  jeden  Juden, 
der  sich  nicht  auf  die  Stundung  über  die  Dauer  der 
Abwesenheit  des  Schuldners  einlässt,  den  Geschäfts- 
boykott verhängt 

Die  Staatsgewalt  verhält  sich  diesem  Vorgehen 
der  Kirche  gegenüber  anfänglich  durchaus  ablehnend. 
Ein  Aufruf  des  Papstes  an  die  Landesherren,  worin  er 
diese  auffordert,  der  Kirche  im  Kampfe  gegen  die  Juden- 
schaft beizustehen  und  nicht  länger  zu  dulden,  dass  die 
Geitslichen  schlechter  gestellt  seien  als  die  Edelknechte 
and  Reichskammerknechte,  macht  anfänglich  nur  wenig 
Eindruck  und  nur  langsam  gelingt  es  der  zielbewussten 
Arbeit  der  Bettelorden,  der  Dominikaner  und  Franziskaner, 
den  Juden  den  Pfandbesitz  des  westeuropäischen 
Bodens  abzujagen  und  ihn  mit  Hilfe  der  Lombarden 
in  die  Hände  der  Kirche  zu  bringen.  Es  ist  wiederholt 
ein  Stück  Grundschuldenablösung,  deren  Durch- 
führung die  Kirche  gegen  die  verjudete  Staatsgewalt 
übernimmt,  ein  Stück  praktischer  internationaler 
Kommunismus,  der,  im  Geiste  der  ersten  Christen- 
gemeinde des  Petras  und  Jakobus  durchgeführt,  den 
national-jüdischen  Socialismus  übertrumpft  und  der 
Kirche  damals  nicht  umsonst  den  Ruf  einträgt,  dass 
„anterm  Krummstabe  gut  wohnen"  sei.  Immer 
mehr  tritt  der  bessere  Teil  der  Klostergeistlichkeit,  dem 
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es  in  den  vom  Feadaladel  bewohnten ,  geistig  and  sittlich 
verjadeten,  prassenden  Benediktinerstiften  nicht  mehr 
gefällt,  in  die  nen  aufkommenden  jadenfeindlichen  Bettel- 
ord en  über  and  der  Kampf  ist  ein  so  thatkräftiger, 
dass  die  Jadenschaft,  ihrer  alten  Gewohnheit  folgend,  von 
einem  Uebermass  ins  andere,  vom  Uebermut  in  die  Unter- 
wQrfigkeit  gerät  Sie  sieht  ein  Ende  mit  Schrecken  vor 
sich,  wenn  es  so  weiter  geht,  and  sacht  daram  den  Schatz 
der  Kirche,  den  sie  seither  höhnend  zarückgewiesen 
hatte,  jetzt  mit  immer  dringenderen  Yorstellangen  nach 
and  dieser  Schatz  wird  ihr  denn  anch  in  reichem  Masse 
za  teil.  Je  weniger  sich  die  Staatsregierangen  in  der 
Lage  sehen,  den  ihnen  obliegenden  Jadenschatz  der 
von  der  Kirche  losgelassenen  Volksmacht  gegenüber  za 
handhaben,  am  so  mehr  zeigt  sich  die  Kirche  in  der  Ver- 
fassang,  diese  Bewegang  einzudämmen.  Sie  hat  den  Jaden 
die  Peitsche  gezeigt,  sie  kann  anch  das  Zackerbrot  reichen, 
wenn  ihr  der  Jade  den  Willen  that.  Sie  verbietet  deshalb 
strenge,  die  Jaden  zar  Taafe  za  zwingen,  sie  za 
schmähen,  wenn  sie  sich  taafen  lassen,  oder  sie  am 
Lanbhüttenfeste  za  misshandeln.  Dabei  stellt  sie  den 
Grossjaden,  die  sich  taafen  lassen,  die  höchsten 
Kirchenstellen  zar  Yerfügang,  so  dass  gar  bald  derartige 
Renegatengestalten  in  Menge  sich  zeigen  and  eine 
zam  Teil  recht  hässliche  Rolle  spielen. 

Immerhin  bilden  diese  Uebertritte  von  Juden  zum 
Christentum  die  verschwindende  Minderheit  und  der  Jude 
zieht  es  vor,  sein  Vermögen  noch  mehr  als  seither  statt 
in  den  Schutz  der  gräflichen  Landesherren  in  den 
Schutz  der  unter  dem  Regiment  der  Kirche  stehenden 
städtischen  Burggrafen  zu  stellen,  indem  er  sein  steuer- 
freies Grundeigentum  der  Kirche  Schenkt  unter 
der  Bedingung,  dass  sie  ihm  dasselbe  gegen  einen  massigen 
Pfeffer-,  Ingwer-,  oder  sonstigen  Jahreszins  als  Erblehen 
zurückgiebt,  oder  dass  er  seine  bewegliche  Habe  dadurch 
anlegt,  dass  er  steuerfreies  Gut  der  Kirche  damit  als 
Lehen  erwirbt. 

Beeinflusst  von  der  Geistlichkeit  erfolgt  denn  auch 
jetzt  namentlich  in  Frankreich  von  Staatswegen 
eine  Ablösung  der  unerträglich  gewordenen  Grund- 
schulden,  indem  die  Regierung  alle  Leihgebühr- 
forderungen für  ungültig  erklärt,  die  nicht  älter  als 
ein  Jahr  sind,  und  alle  über  5  Jahre  alten  Pfand - 
schulden  derart  ablöst,  dass  die  Patronatsherr- 
schaften  der  Juden  diesen  ihre  Forderungen  an 
lauptgut  und  rückständigen  Leihgebühren  unter  Abzug 
n  einem  Drittel  der  Forderung  heimzahlen  und  sich 
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dafAr  deren  Pfandbriefe  aasfolgen  lassen,  deren  Aus- 
lösung non  die  Schnldner  binnen  drei  Jahren  in 
bestimmten  Baten  vornehmen  mossten.  Zur  Durchführung 
der  Massregel  wurden  alle  Juden  in  ganz  Frankreich  „ge- 
heimt^,  d.h.  es  wurde  ihre Patronatsherrschaft  oder 
Landeszugehörigkeitfestgestellt,  worauf  im  Jahre  1239 
alle  Judenpfandbriefe,  betreffs  deren  eine  Verstän* 
dlgnng  der  Patronatsherrschaften  des  Schuldners  und  des 
Gläubigers  nicht  zu  erzielen  gewesen  war,  fbr  gericht- 
lich unklagbar  erklärt  wurden.  Es  war  genau  derselbe 
Weg,  der  100  Jahre  später  auch  in  Deutschland  betreten 
wurde  und  den  Thomas  von  Aquino  damit  rechtfertigte, 
dass  er  erklärte,  wenn  es  zu  einem  solchen  Zwangsyergleich 
gekommen  sei,  so  sei  das  die  eigene  Schuld  der  Juden 
und  die  Regierung  habe  zweifellos  das  Secht,  einen  solchen 
gerichtlichen  Zwangsyergleich  mit  Ledigsagung  eines 
TeUs  der  Forderungen  durchzuführen  Nur  werde  es  sich 
empfehlen,  dass  der  Staat  hiebei  durchaus  mit  Mässigung 
verfahre,  da  es  Pflicht  des  Christen,  also  auch  des  christ- 
lichen Staats,  sei,  sich  mit  Andersgläubigen  wohl  zu 
vertragen,  damit  das  Ansehen  der  Kirche  nicht  geschädigt 
werde.  Das  Richtige  werde  darum  sein,  den  Juden  ausser 
ihrer  althergebrachten  Jahressteuer  keine  weitere 
Stenerleistung  zuzumuten,  ihnen  aber  all'  das  wieder 
abzunehmen,  um  was  sie  durch  Nehmen  allzuhoher 
Leihgebühren  ihre  Schuldner  in  ungesetzlicher  Weise 
geschädigt  haben.  Diese  Summen  seien  dann  denjenigen 
heimzugeben,  denen  sie  die  Juden  abgenommen  haben, 
aach  wenn  die  Geschädigten  im  Auslande  wohnen. 

Dem  Zwangsyergleiche  yom  Jahre  1239  folgte  eine 
weitere  Massregel  in  Frankreich  im  Jahre  1260.  Auch 
diesmal  hatte  die  Patronatsherrschaft  dem  jüdischen 
Gläubiger  zwei  Drittel  der  rflckständigen  Hauptsumme 
samt  Zinsen  namens  des  Schuldners  auszuzahlen,  während 
der  Schnldner  seine  reduzierte  Schuldsumme  in  zwei 
Jahreszielem  an  den  Patron  heimzuzahlen  hatte,  und  kein 
Jade  sollte  mehr  das  Recht  haben,  sich  durch  Zwangs- 
vollstreckung oder  Oefangensetzung  des  Schuldners 
eigenmächtig  Zahlung  zu  yerscbaffen.  Allen  ünterthanen 
aber  wurde  weiter  strenge  yerboten,  künftig  wieder 
Geld  bei  Juden  aufzunehmen,  und  kein  Jude  sollte  mehr 
das  Recht  haben,  Geld  gegen  eine  Stundungsgebfihr 
auszuleihen,  wie  auch  kein  franzosisches  Gericht  mehr 
einen  jüdischen  Darlehensy ertrag  besiegeln  durfte  und 
Staatsyerträge  mit  den  benachbarten  Ländern  ge- 
schlossen wurden,  nach  denen  diese  sich  yerpflichteten, 
keine    Klage    eines    Juden    gegen    einen    französischen 
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ünterthanen  wegen  einer  in  Frankreich  eingegangenen 
Schuldverpflichtung  anznnehmen.  Dagegen  wurde  allen 
Juden  nach  wie  vor  der  Aufenthalt  in  Frankreich  unter 
der  Bedingung  gestattet,  dass  sie  ein  Handwerk  oder 
die  Kaufmannschaft  wie  die  christlichen  Ünterthanen 
aus&bten.  Es  ist  der  gleiche  Weg,  den  schon  die  lici- 
nische  Gesetzgebung  im  alten  Rom  im  Jahre  367 
y.  Chr.  beschritten  hatte.  Man  zog  die  von  den  Gläubigem 
zu  viel  erhobene  Leihgebühr  von  der  Schuld  ab  und 
verlangte  von  den  Schuldnern,  dass  sie  den  Best  in 
drei  Jahreszielern  abtragen.^) 

War  es  den  Juden  seit  dem  9.  Jahrhundert  gelungen, 
die  alten  Eleidervorschriften  allmählich  in  Abgang 
zu  bringen,  so  leben  auch  diese  jetzt  wieder  aufs  neue 
auf.  Die  Kirche  verlangt,  dass  der  ortsangesessene  Jude 
wieder  den  vorgeschriebenen  roten  Judenhut,  den  roten 
Judenmantel  und  die  Judenscheibe,  der  fremde  Jude 
aber  die  gelbe  Judenkappe  und  die  gelbe  Scheibe  und  die 
Judenfrau  die  himmelblaue  Judenborte  am  Kleide  U*age. 
Die  Erneuerung  der  Vorschrift  entspricht  dem  damaligen 
Zuge  der  Zeit,  der  Abgrenzung  der  Stände  auch 
ätisserlichen  Ausdruck  zu  geben,  und  wie  die  Kirche  vom 
Ordenspriester  verlangt,  dass  er  sich  des  Ordenskleids 
bediene,  dass  er  die  „Uniform^  trage,  statt  in  ,,CiviP 
galanten  Abenteuern  nachzugehen,  so  sollen  auch  der  Ritter, 
der  Stadtgeschlechter,  der  Zunftbürger,  der  Jude  durch 
eine  eigene  Tracht  kenntlich  sein.  Die  Landestracht 
und  Standestracht  verdrängt  die  Weltmode  der  vorüber- 
gezogenen grossen  Zeit  der  Kreuzzüge.  So  ist  auch  der 
rote  Mantel  keine  Judentracht,  sondern  eine  Standes* 
tracht  für  den  „öffentlichen  Darleiher",  den  „usurarius 
publicus,"  der  „Freimann"  ist  wie  der  Henker  und  dem 
deshalb  die  rote  Tracht  wie  diesem  gebührt. 

Neben  der  alten  Kleidervorschrift  erhalten  die  Juden 
die  Auflage,  christliche  Gasthäuser  und  Bäder  zu 
meiden.  Da  der  Jude  die  Speisen  der  Christen  verschmähe, 
da  er  anderes  Fleisch,  andern  Wein,  anderes  Brot  geniesse, 
da  er  andere  Begriffe  von  Beinlichkeit  habe  als  der 
Christ,  erklärt  die  Kirche,  so  zieme  es  sich  nicht,  dass 
der  Christ  mit  ihm  zusammen  speise  und  bade,  und  es 
wurde  deshalb  auch  den  Metzgern  verboten,  die  von  den 
Juden  verschmähten  Fleischteile  anzukaufen  und  an 
Christen  wiederzuverkaufen,  sondern  dieses  „Juden- 
fleisch"  durfte  nur  auf  der  Freibank  vom  Judenmetzger 
mit  rotem  Judenhut  verkauft  werden. 

^)  Ut  deducto  eo  de  capite,  qaod  usnris  pemomeratam  esset,  id  quod 
«sset,  triennio  aeqais  portionibus  persoWeretur. 
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Ebenfalls  wieder  schärfer  angewendet  wurden  die 
Beschränkungen  der  Joden  an  christlichen  Feier- 
tagen. Sie  durften  an  Fasttagen  kein  Fleisch  mehr 
essen  y  da  sich  der  Bürger  sagte,  dass  auch  der  Jude  die 
Pflicht  habe,  sich  der  zur  Erhaltung  des  Viehstands 
nötigen  Schonzeit  fOr  dasselbe  zu  fftgen,  und  durften  sich 
bei  der  Fronleichnamsprozession  nicht  mehr  auf  die  Strasse 
stellen;  auch  war  es  ihnen  verboten,  öffentlich  fiber  den 
Christenglauben  zu  sprechen  oder  zu  schreiben. 

Des  weitem  wurde  der  Ghettozwang  mehr 
nnd  mehr  durchgeführt;  Zaun  und  Mauer  trat  zwischen 
Christen  und  Juden,  eine  gegenseitige  Liegenschaftsbe- 
reinigung förderte  die  Durchfflhrung  der  Massregel  in 
den  Städten.  Verboten  wurde  femer  erneut  strengstens 
die  Heirat  zwischen  Christen  und  Juden  und  der 
geschlechtliche  Verkehr  mit  Juden,  da  der  Christ 
Aber  das  Weib  anders  denken  sollte,  als  der  Jude,  der 
seine  Tochter  wie  eine  Sklavin  verkaufe.  Strenge  unter- 
sagt wurde  endlich,  mit  Juden  im  gleichen  Hause  zu 
wohnen  oder  Dienstbote  oder  Amme  bei  einem  Juden 
zu  sein.  Unterstützt  wurden  diese  kirchlichen  Vorschriften 
durch  die  öffentlichen  Predigten  der  Oeistlichkeit 
g:egen  die  Juden.  Ueberall  ermahnten  die  Priester  das 
Volk,  sich  nicht  durch  die  Lästerreden  der  Juden  im 
Glauben  wankend  machen  zu  lassen.  Man  solle  den  Juden 
nicht  zu  nahe  treten,  lehrten  die  kirchlichen  Wander- 
prediger, denn  sie  seien  auch  Menschen  und  der  Blut- 
aberglauben,  den  man  ihnen  nachsage,  habe  insofern 
mit  ihrer  Religion  nichts  zu  thun,  als  der  Mosaismus 
denselben  verbiete  und  die  Juden  selbst  im  Glauben 
aneins  seien,  wie  die  Christen  vielerlei  Glauben  haben; 
man  solle  sie  darum  schützen  an  Leib  und  Leben,  aber 
jeden  weitem  Verkehr  mit  ihnen  meiden. 

So  war  die  Lage  der  Juden  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  eine  ziemlich  bedrängte  geworden  und 
mit  Freuden  begrüssten  die  Juden  die  anstürmenden 
Tartaren,  Gasaren  oder  Zigeuner,  welche  sie  als 
Nachkommen  der  von  Alexander  dem  Grossen  nach 
dem  Easpisee  verbrachten  Judenkolonisten  hielten 
und  von  denen  sie  deshalb  hofften,  dass  sie  der  ihnen 
allzu  mächtig  gewordenen  abendländischen  Eirchen- 
gewalt  den  Garaus  machen  werde. 

b.  Das  14.  Jahrhundert. 

Im  Jahre  1306  geht  man  in  Frankreich  erneut  gegen 
die  Juden  vor.  Man  verschlechtert  die  Währung, 
um  den  Schuldnern  durch  Hebung  der  Warenpreise 
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die  Heimzahlung  zu  erleichtern,  zahlt  den  Juden 
von  ßeichswegen  ihre  Forderungen  aas  und  verweist  sie 
dann  des  Lands,  nachdem  alle  nicht  zur  Auszahlong  ein- 
gereichten Jadenpfandbriefe  fär  klaglos  erklärt  sind. 
Dabei  dflrfen  die  aaswandernden  Jaden  ihr  Vermögen 
lediglich  in  Waren,  nicht  aber  in  Edelmetall  aasführen. 
In  Scharen  strömen  jetzt  die  Jaden  aas  Frankreich 
nach  Burgand,  den  Rheinlanden  and  dem  übrigen 
Deutschland  herein,  aber  schon  im  Jahre  1315  haben  sie 
es  durch  ihren  Einfluss  am  französischen  Hofe  dahin  ge- 
bracht, dass  ihnen  das  Anfenthaltsrecht  in  Frankreich 
erneut  auf  12  Jahre,  also  bis  zum  Jahre  1827,  eingeraamt 
wird.  Sie  dürfen  Kaufmannschaft  und  Handwerk  treiben 
und  Geld  auf  Pfänder  leihen,  aber  die  rückständige 
Wuchergebühr  nicht  zum  Hauptgate  schlagen. 
Ihre  früheren  Synagogen  und  Häuser  dürfen  sie  von 
den  Personen,  an  welche  sie  die  Krone  verkauft  hatte, 
wieder  einlösen,  dagegen  sollte  das  talmudische  Recht 
keine  Gültigkeit  haben.  Wird  ihr  Aufenthaltsrecht 
im  Jahre  1327  nicht  verlängert,  so  haben  sie  ihr  Ver- 
mögen flüssig  zu  machen  und  binnen  Jahresfrist  das  Land 
zu  räumen.  So  sitzen  die  Juden  bald  in  Frankreich 
wieder  fester  als  je.  Sie  sind  nicht  mehr  dem  Sterbfall- 
recht, d.  h.  der  Erbschaftssteuer,  unterworfen  und 
ihre  Besteuerung  darf  nur  noch  im  Verhältnis  zum 
Vermögen  erfolgen;  bei  Verfehlungen  sind  sie  gegen 
Bürgschaft  freizulassen. 

In  den  Jahren  1320  und  1321  erneut  vertrieben,  be- 
nützen die  französischen  Juden  die  wirtschaftliche  Not  der 
Krone,  wie  sie  sich  als  Folge  der  Gefangennahme  König 
Johanns  durch  den  Vertrag  von  Bretigny  im  Jahre  1353 
einstellt,  um  wiederholt  die  Rückkehr  nach  Frank- 
reich durchzusetzen.  Den  Abschluss  des  Vertrags  besorgt 
der  jüdische  Generalpächter  und  Hofbankier  Manasse 
von  Vesoul,  der  zum  Reichsjudenkommissär  von 
Frankreich  ernannt  wird,  während  Reichsjudenvogt 
ein  Fürst  von  Geblüt  wird.  Die  Bedingungen  sind  dies- 
mal noch  günstiger  als  beim  letzten  Vertrag.  Die  Juden 
sind  von  allem  Zwang  zum  Anhören  der  christlichen 
Predigten  und  von  jeder  Verpflichtung  zur  Anwohnung 
bei  den  christlichen  Gottesdiensten  befreit  und  der 
Talmud  wird  ihnen  als  Gesetzbuch  erneut  gestattet 
Im  Jahre  1363  kommt  ein  neuer  Vertrag  zu  stände,  in 
dem  bestimmt  wird,  die  Juden  sollen  noch  drei  weitere 
Jahre  in  Frankreich  bleiben  dürfen,  aber  künftig  wieder 
das  Judenabzeichen  tragen.  Während  im  Jahre  1370 
die  Juden  ausBrabant,  im  Jahre  1374  aus  dem  Elsasa 
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aitögetrieben  werden,  erhalten  sie  ihre  Stellang  in  Frank- 
reich, dank  der  einflnssreichen  Persönlichkeit  Manasses, 
unani^refochten  aufrecht,  bis  im  Jahre  1380  auch  in  Paris 
das  Volk  die  Jndenyiertel  stürmt  and  die  Juden  sich 
immer  mehr  aus  Frankreich  ziehen  und  sich  wieder  im 
Elsass  (Strassburg  1382)  und  in  Burgund  (1384)  oder 
in  Polen  und  Italien  eine  Unterkunft  schaffen,  nachdem 
ihnen  im  Jahre  1392  in  Frankreich  entschieden  entgegen- 
getreten wird.  Man  hebt  damals  die  Bestimmung  auf,  nach 
der  jeder  Jude,  der  sich  taufen  liess,  sein  Vermögen 
der  Judengemeinde  abtreten  musste,  da  diese  eine 
eigene  körperschaftliche  Steuergenossenschaft  bildete, 
welche  der  unmittelbaren  Besteurung  der  Krone  und 
nicht  der  Kirche  unterstand.  Diese  Bestimmung  wird 
jetzt  abgeschafft,  wodurch  den  Judengemeinden  der  Grund- 
pfeiler ihrer  Macht  verloren  geht.  Aber  auch  das  Recht  des 
Personalpfands,  d.  h.  der  Yerhängung  der  Schuldhaft 
über  saumseb'ge  Schuldner,  wird  den  Juden  genommen, 
wie  auch  ihre  Pfandbriefe  nur  dann  noch  gerichtliche 
Gültigkeit  haben  sollten,  wenn  sie  auf  den  königlichen 
Kanzleien  ausgefertigt  waren.  Jetzt  löste  sich  die  Juden- 
herrschaft in  Frankreich  auf.  Der  Sohn  des  Grossjuden 
Manasse  von  Vesoul  und  zahlreiche  andere  reiche  Juden 
traten  zum  Christentum  über;  die  strenggläubig  ge- 
bliebenen Juden  von  Paris  antworteten  mit  Gewaltthätig- 
keiten  und  es  gab  zahlreiche  Klagen,  dass  die  Juden  ihre 
getauften  Genossen  umbringen.  Von  christlicher  Seite 
dagegen  gieng  man  gegen  die  Juden  wegen  Wucherge- 
bührenüberforderung vor  und  im  Jahre  1394  wurden  sie 
wegen  Vergehens  gegen  die  Gesetze  der  christlichen  Kirche 
auf  immer  aus  Frankreich  ausgewiesen.  Kein  Juden- 
pfandbrief hatte  mehr  gerichtliche  Gültigkeit,  sondern  die 
Krone  trieb  selbst  alle  Judenforderungen  ein,  zog  davon 
die  Forderungen  ab,  welche  die  Staatsgläubiger  fQr  die 
ihnen  verpfändeten  Judensteuern  hatten,  und  folgte 
den  Juden  den  Best  aus.  An  die  Stelle  der  Judenschaft 
aber  trat  als  öfientlicher  Darleiher  die  lombardische 
Grossfinanz. 

Wie  im  eigentlichen  Frankreich,  so  sassen  auch 
im  englischen  Aquitanien  an  der  Garonne  und  in 
der  Provence  die  Juden  als  reiche  Grosshändler  und 
drückten  durch  Einfuhr  fremder  Schafwolle  für 
die  dortigen  Webereien  derartig  die  Wollpreise, 
dass  in  den  Jahren  1320  und  1821  die  Schafhalter 
(pastourenx)  einen  grossen  Aufstand  erregten,  gegen 
den  sich  alle  Bannbullen  der  Kirche  als  unwirksam 
erwiesen.     Ebenso    wurde    in   Deutschland    jetzt   die 
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Stimmung  gegen  die  Jaden  immer  erregter.  „Die 
Habsacht  der  Christen  and  der  Jaden  heimliche 
Sünden  haben  die  Jaden  erschlagen",  melden  die  Zeit- 
genossen von  den  grossen  Jadenkrawallen  des  Jahr- 
handerts.  Das  Reich  hat  einer  Beihe  von  schwerver- 
schaldeten  LandiBsherrschaften  dadurch  za  helfen 
gesacht,  dass  es  die  Schulden  dieser  Reichsstande  oder 
Einzelstaaten  bei  den  Juden,  welche  in  erster  Linie 
durch  die  gesteigerten  Anforderungen  des  Reichs, 
namentlich  durch  die  furchtbar  angeschwollene  Heeres- 
last, entstanden  waren,  auf  die  Reichskammer  über- 
nommen hatte,  und  den  Reichsstädten  lag  nun  die 
wenig  erfreuliche  Aufgabe  ob,  den  dadurch  entstandenen 
Abmangel  der  Reichskammer  zu  decken,  diese  For- 
derungen namens  des  Reichs  heimzuzahlen  und  die  ihm 
vom  Reiche  dafür  überlassenen  Schuldobligationen  der 
bankerotten  Reichsstände  bestmöglichst  zu  liquidieren. 
Die  Juden  waren  von  dieser  Transaktion  indes  keines- 
wegs erbaut;  ihnen  schien  die  Fortsetzung  des  seitherigen 
Schuldverhältnisses  der  kleinen  Reichsstande  weit  vor- 
teilhafter, als  die  Zwangsliquidation  durch  die  Reichs- 
städte. So  flüchteten  sie  ihre  Scbuldobligationen  und  ihre 
Person  in  den  Schutz  der  Reichsstädte  und  erklärten, 
sie  haben  ihre  Pfandbriefe  an  Christen  verkauft,  worauf 
nach  einiger  Zeit  die  Pfandscheine  bei  irgend  einem 
Landgerichte  eingeklagt  und  Vollstreckungsbefehle  gegen 
die  verschuldeten  Reichsstände  ausgewirkt  wurden,  da 
der  Judenpfandschein  des  Mittelalters  völlig  der  heutigen 
Obligation  au  porteur,  dem  Inhaberpapier,  entsprach. 
Wohl  schon  damals  lebte  in  Ulm,  wenn  sie  auch  erst 
im  Jahre  1376  erstmals  urkundlich  vorkommt,  eine  der 
interessantesten  Figuren  der  reichbewegten  Judengeschichte 
des  14.  Jahrhunderts,  der  Ulmer  Grossjude  Jäcklin. 
In  Ulm  wohnhaft  ist  er  lange  Zeit  der  allmächtige  Geld- 
geber der  Stadtgemeinde  wie  namentlich  der  tief  ver- 
schuldeten benachbarten  Landesherren,  der  Grafen  von 
Wirtemberg,  von  Werdenberg,  von  Helfenstein, 
von  Landau-Markgröningen.  Seine  Frau  war  die 
Tochter  des  Grossjuden  Moses  von  Ehingen,  seine  Söhne 
waren  grosse  Geschäftsleute  in  Strassburg  und  Ried- 
lingen und  die  Geschäftsteilung  der  Familie  fand  offenbar 
in  der  Art  statt,  dass  Moses  von  Ehingen  aus  die 
Finanzen  des  vorderösterreichischen  Hauses  Habsburg 
dirigierte,  während  Jäcklin  von  Ulm  ans  die  Herrschaften 
Helfenstein,  Werdenberg  und  Wirtemberg,  der 
Strassburger  das  Hans  Mömpelgard  und  der  Ried- 
linger    das  Haus    Landau  bewucherte.    Schwer  hatte 


namentlich  Wirtemberg  seit  Jahrzehnten  nnter  den 
gewaltsamen  Pfand angen  des  Städtebands,  den 
sogenannten  „Jndenbränden",  gelitten  and  schon  im 
Jahre  1346  hatte  das  Reich  die  elsässische  Herrschaft 
Reichenweiher  aaf  das  Reich  übernommen  und  Wirtem- 
berg von  der  Pflicht  befreit,  den  Bürgen  aaf  diese  Pfand- 
Bchaft  die  ihnen  von  den  Jaden  aaferlegten  Leistangen 
zn  ersetzen.  Mit  dieser  Ledigsagang  war  die  be- 
treffende Landesherrschaft,  war  das  Haas  Wirtem- 
berg seiner  Zahlnngspflicht  gegenüber  den  Jaden  für 
das  Gebiet  des  deatschen  Reichs  enthoben  and  an 
seine  Stelle  die  Reichskammer  getreten,  aber  den 
solidarisch  haftbaren  Bürgen  war  damit  nicht  geholfen 
nnd  aaf  diese  richteten  sich  deshalb  jetzt  die  Angriffe 
der  jüdischen  Glänbiger.  Dabei  war  aasserdem  aach  für 
den  Schaldner,  das  Haas  Wirtemberg,  selbst  bei  der  Eigen- 
schaft der  in  Betracht  kommenden  Jadenpfandscheine  als 
Inhaberpapiere,  als  acceptierte  Wechsel,  die  Ge- 
fahr nicht  aasgeschlossen,  dass  ein  beliebiger  Geschäfts- 
mann mit  einem  solchen  Pfandschein  in  der  Hand  von 
einem  ansländischen  Gericht,  z.  B.  in  Venedig, 
Beschlag  aaf  das  Eanfmannsgnt  deatscher  Reichs- 
angehöriger legen  liess.  So  blieb,  wenn  der  Zweck  der 
Massregel,  die  Sieberang  der  yerschaldeten  Reichsstände 
vor  T^iteren  gerichtlichen  Zagriffen,  erreicht  werden 
wollte,  nichts  übrig,  als  sich  der  betreffenden  Jaden- 
pfandbriefe  mit  Gewalt  za  bemächtigen,  and  dieser 
Gmnd  scheint  es  in  der  That  in  ersten  Linie  gewesen  za 
sein,  der  die  grossen  Jadenkrawalle  der  Jahre  1348 
nnd  1349  in  den  deatschen  Reichsstädten  hervorrief. 

Als  Mittel,  die  Erbitterang  weiterer  Bevölkernngs- 
kreise  gegen  die  Jaden  hervorzarafen ,  diente  die  Be- 
hanptnng,  die  Jaden  haben  die  Brannen  veranreinigt 
und  so  den  schwarzenTod,  die  Cholera  des  Mittelalters, 
ins  Land  gebracht  Die  Behanptang  mochte  nicht  ganz  aas 
der  Laft  gegriffen  sein.  In  steigender  Menge  war  damals 
das  fremde  Volk  namentlich  aas  Frankreich  ins  Land 
hereingestrSmt  nnd  seine  ünreinlichkeit  war  bald  an- 
angenehm aafgefallen.  Man  zieh  die  Jaden,  dass  sie  ihre 
Xachtstühle  in  die  öffentlichen  Brannen  leeren, 
dass  sie  die  von  ihnen  nach  ihren  Speisegesetzen  ver- 
schmähten Fleischteile  mit  Urin  veranreinigen,  ehe 
sie  dieselben  an  die  christlichen  Metzger  zam  Verwarsten 
verkaafen,  man  erzählte  sich,  die  Maaren  and  Jaden  nnd 
sonstigen  Aassätzigen  aller  Länder  haben  sich  ver- 
schworen, alle  Christen  za  verderben,  nnd  steigerte  so  den 
Haas   gegen  die  Jaden.     Vergeblich   waren  die  Proteste 
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der  Jaden  gegen  diese  .  Beschuldigungen.  Unter  den 
Medizinern  waren  zwei  schroff  getrennte  Lager,  das  der 
Lokalisten  und  das  der  Eontagionisten,  und  obgleich 
die  Juden  dnrch  die  bedeutendsten  gelehrten  Autoritäten 
der  Eontagionisten  erklären  Hessen,  dass  die  Pest  lediglich 
auf  Ansteckung  beruhe  und  nicht  durch  örtliche 
Ursachen  entstehe,  so  stellte  sich  doch  das  Volk  auf 
die  Seite  der  Lokalisten  und  erschlug,  von  fanatischen 
Geisseibrüdern  erregt,  die  Aerzte  samt  den  Juden, 
obgleich  die  Eirche  durch  Ballen  feierlich  erklärte,  die 
Juden  seien  unschuldig  an  der  Pest,  denn  sie  sterben 
daran  wie  die  Christen. 

Bevor  der  Sturm  ausbricht,  haben  sich  meist  die 
Zünfte  in  den  Städten  an  die  Spitze  der  Regierung  gesetzt 
Die  Bürgermeister  und  Stadträte  werden  abgesetzt 
und  in  Anklagezustand  gebracht,  weil  sie  mit  den  Juden 
unter  der  Decke  gesteckt  und  die  Städte  leicht- 
fertig in  Schulden  gestürzt  haben,  und  an  die  Stelle 
des  seitherigen  verlotterten,  in  den  Händen  reicher 
jüdischer  Hintermänner  befindlichen  Regiments  der  alten 
verschuldeten  Stadtgeschlechter  tritt  die  Herrschaft  der 
Zünfte.  Der  gesunde,  sittlich  unverdorbene  Mittel- 
stand nimmt  das  Regiment  in  seine  kräftige  Hand  und 
die  Grundlage  der  Stadtverwaltung  wird  eine  andere.  Da 
bei  den  Erawallen  indes  vielfach  die  Häuser  der  Juden, 
vielleicht  absichtlich  durch  Brandstiftung  seitens  der  Juden 
selbst,  in  Flammen  aufgehen,  steht  den  Juden  bei  den 
nach  Ledigsagung  der  verschuldeten  Reichsstände 
erfolgenden  E  lagen  derselben  gegen  ihre  jüdischen 
Gläubiger  auf  Herausgabe  ihrer  Pfandscheine  der 
Rechtseinwand  zu,  dass  diese  Pfandscheine  durch  höhere 
Gewalt  aus  ihrem  Besitze  gelangt  seien.  So  ist  der  Jude 
der  Pflicht  enthoben,  das  vom  Schuldner  rechtskräftig 
zurückgeforderte  Pfand  zu  ersetzen,  das  dann  nach 
einiger  Zeit  anderwärts  gerichtlich  zur  Vollstreckung 
präsentiert  wird  und  nach  talmudischem,  im  Ver- 
kehr mit  Juden  gültigem  Rechtsgrundsatz  eingelöst  werden 
muss,  da  der  Eläger  beschwört,  dass  er  die  Forderung 
gutgläubig  erworben  habe. 

Man  hat  sich  die  Entwicklung  der  städtischen 
Judenkrawalle  der  Jahre  1348  und  1349  also  in  der 
Art  zu  denken:  Die  Stadtgemeinden  kommen  in  grosse 
Verlegenheit,  als  die  Schuldner,  welche  das  Reich  ihrer 
Schuld  ledig  gesagt  hat,  von  ihnen  als  Patronatsherren 
der  jüdischen  Gläubiger  ihre  lediggesagten  Pfandbriefe 
herausverlangen.  Da  die  Städte  hiezu  nicht  in  der  Lage 
sind,  weil  die  Juden  erklären,  die  Pfandscheine  nicht  mehr 


Zu  besitzen,  mflssen  sie  fttr  diese  Forderungen  aufkommen, 
deren  anderweitige  Geltendmachung  jeden  Augenblick 
droht  So  erscheint  als  einfachstes  Mittel,  sich  der  Juden- 
pfandscheine mit  Gewalt  zu  bemächtigen,  und  die 
Städte  bringen  dieses  Mittel  nach  dem  Sturz  der  Be- 
giernng  der  alten  verjudeten  Stadtgeschlechter  zur 
Anwendung.  Sind  damit  die  Judenpfandscheine  teilweise 
in  die  Hände  der  Stadtgemeinden  gelangt,  so  steht  dieser 
Forderung  der  Stadtgemeinden  an  die  verschuldeten 
Landesherren  die  Gegenforderung  dieser  Landesherren 
far  geleistete  Reichsdienste  gegenfiber  und  das 
Reich  weist  diese  Summen  den  Landesherren  auf  die 
Steuern  der  Judengemeinden  an.  Es  sind  darum  bei 
dem  Judenkrawall  vom  Jahre  1348  zweierlei  Inte- 
ressen im  Spiele,  einmal  das  Interesse  der  Landes- 
herren, denen  die  Judensteuern  f&r  ihre  Reichsdienste 
verpfändet  sind,  und  dann  die  Reichsstädte,  welche 
als  Patronatsherren  der  Juden  fBr  die  Ledig- 
sagung  der  Landesherren  zu  sorgen  haben.  Der  Aus- 
gfleich  der  Sache  geschieht  darum  auch  in  der  Weise, 
dass  zwischen  den  Landesherren  und  den  Reichs- 
städten ein  Abkommen  dahin  getroffen  wird,  dass  sich 
beide  Teile  verpflichten,  künftig  nie  mehr  einen  Juden 
eines  andern  Teils  ohneEinwilligung  des  andern  Teils 
insPatronat  aufzunehmen,  worauf  die  Stadtgemeinden 
ihren  Juden  deren  Forderungen  bei  den  Landesherren 
durch  Erlass  der  den  Städten  vom  Reiche  flberlassenen 
Jndensteuern  auf  eine  Reihe  von  Jahren  heimzahlen 
nnd  so  das  Patronat  Aber  die  Juden  erwerben,  wobei 
die  Reichskammer  sich  verpflichtet,  kflnftig  die  Juden- 
steuem  an  niemand  mehr  höher  zu  verpfänden,  als  die 
I      gewöhnliche  Jahressteuer  betrug. 

Auf  Grund  dieses  Ausgleichs  entstehen  wenige  Jahre 
nach  der  Zerstörung  vom  Jahre  1348  wieder  überall  in 
I  den  Reichsstädten  blühende  Judengemeinden  und 
!  Jadenhöfe.  Man  äberlässt  den  Juden  lehensweise  reichs- 
1  städtische  Plätze  zu  ihren  Synagogen  und  Friedhöfen, 
j  Tanzhäusern  und  Badstuben;  das  Reich  erklärt  die 
j  Juden  aller  ihrer  Steuerpflichten  gegen  ihre  seitherigen 
,  landesherrlichen  Patrone  ledig  und  bestimmt,  dass 
die  Juden  künftig  wieder  lediglich  Reichskammer- 
knechte  sein  und  ausschliesslich  der  Reichskammer  und 
den  Reichsstädten  zu  „dienen"  haben  (servire  gleich 
Steuer  zahlen)  sollen.  Wo  sich  ein  königlicher  Burggraf 
befindet,  also  in  den  „reichssteuerfreien  Städten",  beziehen 
jetzt  das  Reich,  das  Burggrafenamt  und  das  städtische 
Ammansamt  je  den  dritten  Teil  der  Judengefälle,  wo  kein 
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solcher  ist,  also  in  den  „Reichstädten",  bekommt  die  eine 
Hälfte  das  Reich,  die  andere  Hälfte  die  Stadt    Betreffs 
des  Gerichtsstands  der  Jaden  wird  bestimmt,  dieselben 
sollen  nur  vor  dem  königlichen  Gericht  der  betreffenden 
Reichsstadt  Recht  za  geben  and  za  nehmen  schaldig  sein. 
Earz  die  mit  dem  Rechte  zar  Aafnahme  von  Jaden  be- 
liehenen  Reichsstädte  haben  jetzt  aafZeitein  ähnliches 
Recht  im  Besitz,  wie  es  im  Jahre  1355  darch  die  goldene 
Balle    Kaiser  Karls  IV.  den    Kurfflrsten   aaf   ewige 
Zeiten  verbrieft  wird.  Die  Aafnahme  von  Jaden  seitens 
der  Städte  erfolgt  lediglich  aaf  Zeit,  meist  aaf  10  Jahre, 
während  deren  der  jüdische  „Pfahlbfirger''  sein  Bürger- 
recht nicht  anfsagen  darf,  wie  dies  bei  den  Edelknechten 
und    Klosterpfaffen    ebenfalls    gehalten    wird.     Bei  aus- 
wärtigen Kriegen  hat  der  Jadenbürger  keine  Beihilfe 
zu  leisten,  wohl  aber  hat  er  an  den  Kosten  f&r  die  In- 
standhaltung der  Stadtbefestigung  und  deren  Bewachung 
seinen  Anteil  zu  tragen. 

Im  Jahre  1370  sind  die  Juden  bereits  wieder  so 
mächtig  in  den  deutschen  Reichsstädten,  dass  das  Reich 
bei  der  Stadt  Nürnberg  Klage  führt,  weil  die  dortigen 
Juden  angefangen  haben,  ihren  Vorsteher  ohne  Ein- 
willigung der  Burggrafschaft  zu  wählen,  sich  eine 
eigene  Ordnung  gemacht  und  ein  eigenes  Gericht 
gewählt  haben.  Es  ist  eine  Bewegung,  wie  sie  entsprechend 
der  zünftigen  Entwicklung  der  Handwerkerkreise  auch 
die  Juden  damals  ergriffen  hat.  Je  mehr  die  Anfor- 
derungen des  Reichs,  des  Staats,  der  Gemeinden 
an  die  Steuerkraft  der  Einzelnen  wachsen  und  je  mehr 
gleichzeitig  die  Erwerbsverhältnisse  zurückgehen, 
um  so  mehr  schliesst  sich  das  Volk  zur  Selbsthilfe  in 
Zünfte  unter  selbstgewählten  Vorstehern  zusammen, 
da  die  alten  Handwerksämter  unter  von  den  Be- 
hörden gesetzten  Vorständen  sich  nicht  mehr  be- 
währen, und  so  tritt  auch  an  die  Stelle  der  alten  Hand- 
werkskörperschaft der  „usurarii  publici^  unter  einem  vom 
Reiche  gesetzten  Meister  die  freie  Judendarleiher- 
zunft des  14.  Jahrhunderts. 

Es  ist  die  wilde  Zeit,  in  welcher  der  Kampf  um  die 
Steuervorrechte  der  Ausbürger  und  Pfahlbürger, 
vor  allem  um  die  reichen  Steuerquellen  der  Judenhöfe, 
Klosterhöfe  und  Herrenhöfe  zwischen  der  Kirche 
undder  Reichsgewalt  immer  schärfer  tobt  Die  Reichs- 
städte verlangen  von  den  als  römische  Reichsbürger 
gemein  desteuerfreien  jüdischen  Reichskammerknechten, 
Edelknechten  und  Pfaffen  die  gleichen  „Dienste"  wie  von 
'en  Angehörigen  der  Gemeinde  und  so  verlieren   diese 
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Kategorien  immer  mehr  das  Becht,  gemeindesteuer- 
freien  Besitz  in  den  Beichsstädten  zn  haben,  nnd 
werden  gezwungen,  entweder  in  den  Gemeindeverband 
einzutreten  oder  anf  das  Land  tn  ziehen.  So  wird  der 
Streit  zwischen  den  gräflichen  Vögten  der  kirchlichen 
Landesherren  einerseits  nnd  den  Beichsstädten 
andererseits  immer  schärfer.  Die  Städte  wollen  die 
Klöster,  anf  deren  Grund  die  Juden  in  den  Städten 
wohnen,  in  ihre  Vogtei  zwingen,  die  Landesherren 
wehren  sich  gegen  den  Verlnst  dieser  Vogteirechte. 
Seit  dem  Jahre  1381  werden  alle  geistlichen  Körper- 
schaften, welche  das  Stadtbflrgerrech  t  nicht  annehmen 
wollen,  ans  den  Städten  geschafft,  so  die  Cisterzienser 
von  Bebenhansen  und  die  Benediktiner  von 
Eeichenau  in  Ulm,  die  beide  in  wirtembergischer 
Vogtei  stehen,  wie  die  in  werdenbergischer  Vogtei 
befindlichen  Augustiner  zu  den  Wengen  sich  der 
Vogtei  der  Gemeinde  ffigen  müssen. 


V)  Die  6rund8chuldenablö8ung  in  Schwaben. 

Je  härter  seit  den  70er  Jahren  des  14.  Jahrhunderts 
die  Zeiten  werden,  je  schmäler  die  Durchschnittsportion 
des  Einzelnen  sich  gestaltet,  je  mehr  die  Steuerbedürf- 
nisse des  Beichs  wie  der  landesherrlichen  Elosteryögte 
nnd  der  Stadtgemeinden  wachsen,  um  so  schärfer  wird 
derAerger  gegen  das  fremde  Volk,  das  es  versteht,  in 
dieser  allgemeinen  Notlage  nicht  nur  aufrecht  zu  bleiben, 
sondern  sich  immer  mehr  zu  bereichem.  Man  ist  empört, 
dass  die  Juden  nur  noch  auf  Gold,  Silber  und  Edelsteine 
leihen  wollen,  dass  sie  das  Geld  kippen  nnd  wippen, 
d.  h.  die  Stücke  auslesen,  die  guten  Stücke  aus  dem 
Lande  führen  und  dieses  dafür  mit  unterwertig 
geprägtem  Geld  überschwemmen. 

Im  Jahre  1370  klagt  Baden  beini  päpstlichen 
Stahl  wegen  der  allzuhohen  Wuchergebühren,  welche 
die  Juden  von  Strassburg  nehmen,  worauf  der  Papst 
die  Stadt  Strassburg  mit  dem  Interdikt  belegt,  weil  sie 
dies  ihren  Juden  gestattet,  auch  in  der  ülmer  Gegend 
ist  der  ganze  hohe  und  niedere  Adel  in  den  Händen  der 
Jaden.  Dem  Bestreben  der  reichen  Gross  Juden,  die 
Städte  zu  verlassen  und  sich  in  das  Patronat  benach- 
barter verschuldeter  Landesherren  zu  begeben,  treten 
ihre  jüdischen  Gemeindegenossen  hindernd  entgegen,  da 
dieJndensteuern  in  einer  nahezu  unerschwinglichen 
Höhe   auf  Jahre   hinaus    an    einzelne  Landesherren    für 
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Leistangen   im   Dienste   des    Reichs    yerpf&ndet    sind 
and  die  jQdischen  Gemeindegenossen  keine  Last   haben, 
ihre    Stenerkraft    durch    den    Wegzag    der   reichsten 
Steuerträger  geschmälert  zu  sehen.  Im  Jahre  1376  erklagt 
Graf  Eberhard  von  Wirtemberg  beim  Reichshofgericht 
4000  Gulden  gegen  den  Juden  Jäcklin  und  die  Stadt 
Ulm,   welche   diese  zu   zahlen    verweigert   hatten.     Die 
Summe  war  wohl  eine  Forderung  tfir  nicht  ausgefolgte, 
vom  Reiche   lediggesagte   Judenpfandscheine    der 
Grafschaft  Wirtemberg.    Die  Folge  dieser  Auflehnung  der 
Stadt  gegen  die  Reichsgewalt  war,  dai»  Kaiser  Karl  IV. 
mit  den  Bayern,  Wirtembergern  und  der  Reichs- 
armee vor  die  Stadt  zog,   um  wie  im  Jahre  1354   vor 
Zürich  mit  Spott  und  Hohn  abziehen  zu  müssen,  und  der 
Friedensschluss    brachte   der   Sta^t   Ulm    und    dem 
Juden    Jäcklin    die    Aufhebung    d^r    Reichsacht 
Ulm  löste  namens  des  Reich  bei  dem  Juden  Jäcklin    die 
diesem  verpfändete  Stadt  Langenau  der  Grafen  Wer- 
denberg   ein    und    brachte    deren    Herrschaft   Alb  eck 
durch  Kauf  an  sich,  indem  sie  Jäcklin  hiefür  den  Ertrag 
der  Ulmer  Thor  zolle  verpfändete.    Kaum  war  dies  Ge- 
schlecht um  Haus  und  Hof  gebracht,  so  geriet  das  Haus 
Helfen  stein   in  gleiche  Not  und  auch  dessen  wichtigste 
Gebietsteile   löste   Ulm   bei  Jäcklin   ein,   so   dass   dieses 
seither  den  Grafen  von   Wirtemberg   an  Macht  gleich- 
gestandene Haus  teilweise  buchstäblich  an  den  Bettel- 
stab kam.    Beide  Vorgänge  waren  typische  Beispiele  f&r 
die  Berechtigung   der  im  Jahre  1385  erfolgenden  allg^e- 
meinen    Grundschuldenablösung    durch    das    Reich; 
denn  wenn  auch  nicht  so  schlimm  wie  diese  zwei  Familien 
so    doch   schlimm    genug   waren    Hunderte   von  anderen 
grossen  und   kleinen  Edelleuten   den  Juden   verschuldet. 
Die   Reichskammer,    welche    bei    der    abnehmenden 
Steuerkraft  dieser  Edelleute  wie  der  Reichsstädte,  deren 
Reichssteuergefälle   auf  Jahre   hinaus  verpfändet  waren, 
sich  nicht  anders  zu  helfen  wusste,  schlug  in  ihrer  Not 
eine  alljährlich  zu  zahlende  Reichsjudeneinkommen- 
Steuer  von  Zehn  vom  Hundert  vor,  die  später  sogenannte 
„Kowertsche".*)    Die  Judengemeinden  aber   stützten   sich 
auf  die  Schutzverträge  mit  den  Städten,  nach  denen  ihre 
Stenerleistungen  an  das  Reich   genau   festgesetzt  waren, 
und  weigerten  sich,  die  Steuer  zu  zahlen.    So  waren  die 
Städte  in  einer  Zwickmühle.    Das  Reich  drohte,  es  werde 
die  Juden  einzeln  vorladen  und  die  Steuer  ohne  Hilfe 
der  Städte  einziehen,  die  Juden  beharrten  auf  ihrem  Schein. 

')  Lang,  Hist.  Entwicklcmg  der  deutschen  Steuenrerfassong. 
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Das  Reich,  die  Landesherrschaflen,  die  St&dte,  die  kleinen 
Mchsstände,  die  Landedelleate  wie  die  Stadtebürger  and 
Baaern  aber  sind  derart  mit  Pfandschulden  überlastet, 
dass  an  eine  Heimzalilang  nicht  za  denken  ist 

Der  Grund  dieser  Erscheinung  war  der,  dass  darch 
den  Abschlnss  aller  dieser  Pfandverbindlichkeiten  in 
&old  bei  dem  fortwährenden  Steigen  des  Goldwerts  nnd 
dem  Sinken  der  Warenpreise  der  Ertrag  der  ver- 
pfindeten  Domänen  und  Grandstücke  derart  zarückge- 
gangen  war,  dass  er  dem  seitherigen  hohen  Zinsfasse  nicht 
mehr  gerecht  zu  werden  vermochte.  Es  war  eine  lieber- 
beleihang  des  Volksyermögens  eingetreten  und  so 
eine  Menge  künstlicher  Werte  geschaffen  worden, 
welche  nicht  effektiv  vorhanden  waren,  deren  scheinbares 
Vorhandensein  aber  aaf  den  Leihgeldmarkt  drückte,  and 
80  blieb  nichts  übrig,  als  entweder  die  Leihgebühr 
herabzusetzen  oder  durch  Abschreibung  eines  Teils 
der  Grundschaldenforderungen  den  Leihgeldmarkt 
za  erleichtern.  Die  Beichsregierung  schlug  zunächst  den 
letzten  Weg  ein,  indem  sie  im  Jahre  1385  auf  einem 
Städte  tag  in  Ulm  zwei  einschneidende  Masregeln  vor- 
nahm. Sie  föhrte  einen  allgemeinen  Zwangsvergleich 
durch,  welcher  alle  rückständigen  Leihgebühren  für 
Grandschuldforderungen  und  Judenforderungen  auf 
fahrende  Pfänder  dem  geliehenen  Kapital  zuschlug  und 
sodann  die  neugebildete  Gesamtforderung  des  Gläubigers 
am  25  vom  Hundert  kürzte,  so  dass  dieser  also  nur 
75  vom  Hundert  seiner  Forderung  bekam,  und  nahm  weiter 
eine  Aenderung  des  Münzwesens  dahin  vor,  dass  sie 
die  seitherige  Verpflichtung  des  Schuldners,  einein  Gold 
eingegangene  Verbindlichkeit  in  diesem  bezw.  in  Silber 
na^h  dem  laufenden  Marktwertverhältnis  zu  be- 
zahlen, aufhob  und  bestimmte,  dass  künftig  alle  neuen 
Schulden  nach  einem  ein  für  allemal  festgesetzten 
Wertverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  bezahlt 
werden,  alle  älteren  Goldschulden  aber  nach  dem  Wert- 
Verhältnis  heimbezahlt  werden  sollten,  das  an  dem  Tage 
der  Eingehung  der  Schuld  zwischen  Gold  und  Silber 
geherrscht  hatte. 

Die  Durchführung  der  Massregel  erfolgte  mit 
grosser  Energie.  Im  ganzen  Reiche  wurden  an  einem 
bestimmten  Tage  alle  Juden  „geheimt^,  d.  h.  man  stellte 
iiire  Heimatsverhältnisse  fest  und  bestimmte,  dass  kein 
Reichsstand  vor  Ablauf  eines  Jahrs  einen  Juden  eines 
andern  Reichsstands  solle  aufnehmen  dürfen,  so  dass  also 
das  Freizugsrecht  der  Juden  ein  volles  Jahr  aufgehoben 
wurde-     Dann  wurden   alle    Papiere    und   Bücher    der 
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Jaden  durch  die  Steuerbehörden  mit  Beschlag  belegt, 
eine  genaue  Aufnahme  ihrer  Schuldforderungen  auf- 
genommen, alle  nicht  landesangebörigen  Juden  in  ihre 
Heimatgemeinde  abgeschoben.  Die  Pfandbriefe  der 
Juden  aber  wurden  diesen  abgenommen,  es  wurde  eine 
genaue  Aufstellung  gemacht,  was  jeder  Jude  an  ausgeliehenen 
Kapitalien  und  rückständigen  Leihgebühren  zu  fordern  hatte, 
und  diese  Forderung  wurde  dann  in  d  e  r  Art  neu  berechnet, 
dass  zunächst  bei  allen  Forderungen,  die  nicht  älter  als 
ein  Jahr  waren,  die  Leihgebührforderung  gestrichen  und 
nur  noch  das  Kapital  gerichtlich  anerkannt  wurde,  bei 
allen  älteren  Forderungen  aber  die  rückständige  Leih- 
gebühr zum  Kapital  geschlagen  und  dann  von  dieser  neu 
gebildeten  Schuldsumme  der  Betrag  von  25  vom  Hundert 
abgezogen  wurde.  Die  so  festgestellten  Forderungen 
zogen  nun  die  Stadtgemeinden  von  den  einzelnen  Reichs- 
ständen, Landesherren,  Edelleuten  u.  s.  w.  ein,  indem  sie 
ihnen  dafür  die  von  den  Juden  abgelieferten  Pfandbriefe 
ausfolgten.  Die  Bezahlung  seitens  der  Schuldner  konnte 
aber  natürlich  nur  in  den  wenigsten  Fällen  in  barem 
Gel  de  erfolgen,  sondern  sie  geschah  dadurch,  dass  sie 
die  den  Städten  schuldig  gewordenen  Summen  durch  neue 
Pfandscheine  auf  ihre  Festen,  Städte,  Dörfer  u.  s.  w. 
versicherten  und  sich  verpflichteten,  diese  Pfandschaften 
bis  zum  Jahre  1387  einzulösen  und  in  der  Zwischenzeit 
mit  10  vom  Hundert  zu  verzinsen. 

Betrachtet  man  den  Wert  dieser  Massregel,  so  war 
dieselbe  sicher  eine  grosse  Erleichterung  für  die 
Schuldner;  denn  erstens  wurden  sie  25  vom  Hundert  ihrer 
Schuld  los,  zweitens  hatten  sie  nur  noch  10  vom  Hundert 
Zins  zu  zahlen,  während  sie  seither  oft  20  vom  Hundert 
hatten  den  Juden  bezahlen  müssen.  Aber  dies  war  nicht 
der  einzige  Weg  der  Heimzahlung.  Viele  Reichsstände 
hatten  Gegenforderungen  an  die  Reichsstädte  bezw. 
an  deren  «Judengemeinden,  indem  ihnen  die  Reichskammer 
als  Bezahlung  für  ihre  persönlichen  Dienste  und  die  Dienste 
ihrer  Hintersassen  die  Erträgnisse  der  Judensteuern 
der  einzelnen  Städte  verpfändet  hatte.  Diese  Gegen- 
forderungen für  verpfändete  Judensteuern  betrugen  allein 
fQr  die  dem  schwäbischen  Städtebund  angehörigen 
Judengemeinden  40000  Goldgulden  nnd  das  Reich  benutzte 
die  Gelegenheit,  sich  dieser  Schulden  ledig  zu  machen, 
indem  es  die  Judengemeinden  zwang,  diese  Steuern  für 
das  Reich  wieder  einzulösen.  So  gestaltete  sich  das 
Tanze  grossartige  Abrechnungsgeschäft  folgender- 
\assen:  Die  verschuldeten  Edelleute  u.  s.  w.  zahlten 
3n  Städten  ihre  Schulden  bei  den  Städtejuden  heim,  die 
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Städte  benutzten  dieses  Geld,  soweit  sie  es  hiezu  bedurften, 
daza,  der  Reichskammer  ihre  verpfändeten  Jadenstenem 
einzalösen,  nnd  die  Eeichskammer  entband  dafür  die 
Stadtejuden  nach  der  Tilgung  aller  seitherigen  Steuerver- 
pllichtungen  auf  zwei  weitere  Jahre  aller  Steuerver- 
pflichtangen  gegen  das  Reich  und  versprach,  sich  in 
alle  weitere  Zukunft  mit  der  Hälfte  der  von  den 
Städten  seither  erhobenen  Judensteuern  und  der  alther- 
gebrachten Reichsjudenkopfsteuer,  dem  Opferpfennig, 
zu  begnügen.  So  stand  den  Forderungen  der  Juden  an 
die  Städte  fftr  ihre  ausgelieferten  Pfandbriefe  die  For- 
derung der  Städte  an  die  Juden  für  deren  eingelöste  Juden- 
Bteaem  gegenüber  und  der  zu  Gunsten  der  Juden  sich 
ergebende  Saldo  wurde  in  d  e  r  Art  ausgeglichen,  dass  die 
Städte  den  Juden  ihre  Hauszinsen  und  Steuergefälle 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  erliessen. 

Dass  das  Gesetz  von  1385  keine  Judenberaubung 
war,  erhellt  z.  B.   aus  den  Nachrichten  über   die  Herren 
vonHornstein  in  Bussmannshausen  bei  Ulm.    Der 
fiitter  Magnus  von  Hornstein  war  dem  Juden  Moses 
in  Ulm  die  Summe  von  400  Goldgulden  schuldig  gewesen 
Qpd  hatte  diese  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  im  Jahre  1385 
diesem  Juden  unter  Abzug  von  25  vom  Hundert  bei  Häller 
^öd  Pfennig  bis  auf  37  Gulden  heimbezahlt,  welche  im 
Blickstande  blieben.    Das  Geld  hiefür  hatten  ihm  die  Stadt 
Dlm  und  der  reiche  Ulmer  Geschlechter  Ritter  Heinrich 
^aib    gegen    Pfandsicherheit    auf    die    Hornstein'schen 
besten    und    Dörfer    vorgestreckt,    dem   er    es    noch    im 
Jahre  1393  nach  der  Judenschuldentilgung  schuldig  war. 
Von  einer   Beraubung    der  Juden   kann  also  bei  der 
Sache  keine  Rede  sein.    Es  war  ein  schwerer  Staats- 
5>ankerott,  wie  er  auch  zu  anderen  Zeiten  vorgekommen 
ißt,  der  auf  einem  Vergleich  mit  75  vom  Hundert  beruhte, 
Ws  bei  einem  Zinsfusse  von  20  vom  Hundert  gewiss  sehr 
inständig   war,   und   der  das  deutsche   Reich  zwar  von 
^inen    unerträglich   gewordenen   Schulden   befreite,   aber 
^uch   seiner    wichtigsten   Steuergefälle,    der   Ein- 
kommenssteuer  der  reichsten   Staatsbürger,   der 
Städtejuden,    auf   zwei    Jahre    ganz    und    auf   ewige 
^iten  zur  Hälfte  beraubte. 

Dass  es  nicht  möglich  war,  mehr  zu  bieten,  dass  im 
Gegenteil  die  Verhältnisse  einen  noch  stärkern  Eingriff 
bedingt  hätten,  zeigte  die  weitere  Entwicklung.  Die  Heim- 
Mahlung  seitens  der  Schuldner  an  die  Reichsstädte, 
^Ji  denen  die  Juden  wohnten,  sollte  bis  Lichtmeaa  1388 
^rfolgen;  geschah  das  nicht,  so  lag  es  im.  BeVveibekXL  di^x 
Städte,  den  Betrag: noch  länger  zu  stunden  oder  di^PiwiÖL- 
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Schäften  anter  den  Hammer  zu  bringen.  Während  also  der 
Jude  verpflichtet  war,  den  Vergleich  von  75  vom  Hundert 
anzunehmen,  stand  es  dem  Schuldner  frei,  dies  zu  thun 
oder  zu  unterlassen.  Nur  gieng  er,  wenn  er  sich  gegen 
den  Vergleich  sperrte,  auch  der  Wohlthat  des  Nach- 
lasses von  25  vom  Hundert  der  Schuld  verlustig.  Die 
Massregel  wirkte  denn  auch  entschieden  reinigend  und 
der  Nachlass  von  25  vom  Hundert  gewährte  zahlreichen 
Schuldnern  wenigstens  wieder  einige  Luft.  Diese  Art 
der  Heimzahlung  der  Judenschulden  brachte  es  denn 
auch  mit  sich,  dass  alle  sogenannten  Freistädte,  wie 
Regensburg,  Zürich,  sowie  alle  Forsten,  wie  die 
EurfQrsten,  Markgrafen  u.  s.  w.  nicht  in  das  Gesetz 
einbezogen  wurden.  Da  diese  Stände,  entsprechend  den 
senatorischen  Provinzen  des  alten  Römerreichs,  reichs- 
steuerfrei waren,  so  konnten  die  Forderungen  ihrer 
Juden  auch  nicht  durch  Einlösung  der  betreffenden  Juden- 
reichssteuern ausgeglichen  werden,  wie  dies  bei  den 
kaiserlichen  Provinzen,  den  Reichsstädten,  der  Fall 
war,  und  so  fiel  die  Grundlage  der  ganzen  Massregel 
allen  freien  Reichsständen  gegenüber  weg. 

Weitere  Schwierigkeiten  entstanden  indes,  als  es  sich 
im  Jahre  1388  zeigte,  dass  bei  zahlreichen  Schuldnern 
trotz  der  gewährten  Erleichterung  an  eine  Heimzahlung 
nicht  zu  denken  war,  und  den  Städten  fiel  nun  die 
schwierige  Aufgabe  zu,  den  christlichen  Geldherren 
der  Städte,  welche  den  Edelleuten  die  nötigen  Summen  zur 
Heimzahlung  ihrer  Judenschulden  dargeliehen  hatten, 
dadurch  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen,  dass  sie  diese 
dargeliehenen  Gelder  bei  den  Schuldnern  eintrieben. 

Die  Durchführung  dieser  Schuldeintreibung 
führte  denn  auch  mannigfach  zu  gezwungenen  Ge- 
bietserwerbungen der  Reichsstädte,  wenn  die 
Schuldner  nicht  in  der  Lage  waren,  die  nötigen  Geldmittel 
zu  beschaffen,  und  ganze  Grafschaften  fielen  auf  diese  Weise 
den  Reichsstädten  zu,  indem  die  Städte  den  anderen 
Gläubigern  ihre  Forderungen  herauszahlten.  In  den  meisten 
Fällen  freilich  klopfte  der  städtische  Gerichtsvollzieher 
vergeblich  an  die  Burgthore  der  Schuldner  und  die  Folge 
waren  neue  Judenbrände  und  Viehbeschlagnahmen 
und  endlich  der  Schrecken  des  grossen  Städtekriegs, 
bis  die  Schlacht  bei  Döf fingen  den  Städten  einen  Damm 
entgegensetzte. 

So  versteht  man  es,  wenn  auf  dem  grossen  Reichs- 
tage zu  Nürnberg,  einem  der  wichtigsten  jener  interes- 
santen Zeit,  auf  welchem  König  Wenzel  empört  über  die 
Haltung   der  auf  ihren  Geldsack   pochenden  Städteboten 
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vom  Throne  anfetand,  sein  Pferd  befahl  und  in  loderndem 
Zorn  anter  Verwflnschangen  gegen  die  jeden  höhern  Ge- 
sichtspankts  bare  Interessenpolitik  der  yerjadeten  St&dte 
auf  seine  nahe  Feste  ritt,  Graf  Eberhard  der  Greiner  sich 
bitter  Qber  seine  Gläubiger  in  den  Reichsstädten 
beschwerte,  welche  sein  Land  mit  Pfändungen  ver- 
wüsten ond  seinen  Edelleaten  nnd  Banem  das  Vieh  im 
Zwangsverfahren  wegtreiben.  Der  Reichstag  bestimmte 
deshalb,  es  sollen  die  Reichsstädte  alle  verpfändeten  Festen 
and  Dörfer  der  Grafschaft  Wirtemberg  and  ihrer  Hinter- 
sassen herausgeben  nnd  die  gegenseitigen  Forderungs- 
ansprüche  dann  durch  ein  Schiedsgericht  erledigt 
werden,  inzwischen  aber  die  Gläubiger  das  Haus  Wirtem- 
berg mit  den  Zinsen  massig  halten. 

Wie  im  Jahre  1387  in  Paris  ein  wilder  Haufen  die 
Judenviertel  stürmt  und  die  Pfandbriefe  derEdel- 
lente  vernichtet,  so  dass  die  Gerichte  die  Juden  dem 
talmudischen  Recht  zufolge  der  Verpflichtung  entbinden, 
Ar  diese  ihnen  gewaltsam  abgenommenen  Pfandscheine 
Ersatz  zu  leisten,  wenn  sie  von  den  Ausstellern  zu- 
rückverlangt werden  sollten,  so  kommt  es  im  gleichen 
Jahre  in  Nördlingen  zu  einem  Sturm  auf  das  Juden- 
viertel. Auch  hier  werden  eine  Reilie  von  wichtigen 
Pfandbriefen  der  Juden  vernichtet  und  zahlreiche 
Jaden  erschlagen,  aber  auch  hier  greifen  die  Reichsbe- 
hörden mit  kräftiger  Hand  ein  und  der  Nördlinger  Rat 
moss  die  Pfandbriefe  der  erschlagenen  Juden  zum 
grossen  Aerger  des  Städtebunds  unmittelbar  der 
Reichskammer  abliefern,  welche  diese  Summen  namens 
der  Hinterbliebenen  den  Landesherrschaften  der 
Schuldner  gegenflber  geltend  macht  So  ist  z.  B.  der 
ülmer  Geschlechter  Hans  Kr  äfft  von  seinem  Vater  her 
dem  Juden  Jäcklin  400  Goldgnlden  schuldig,  die  der 
Jade  so  lange  gestundet  hatte.  Jetzt  verlangt  das 
Reich,  wahrscheii^ch  durch  die  Grafen  von  Wirtemberg, 
Zahlung  dieser  Schuld  von  der  Stadt  Ulm,  die  nicht 
erfolgt  und  zu  einem  Rechtsstreite  f&hrt,  der  erst  mit 
dem  allgemeinen  Friedensschluss  im  Jahre  1393  seine 
Erledigung  flndet  Der  Erfolg  des  Nördlinger  Krawalls 
war  also  jedenfalls,  dass  eine  Anzahl  wichtiger  Pfand- 
briefe den  Händen  der  Nördlinger  Juden  entrissen  und 
ia  die  Hände  des  Reichs  gebracht  wurde. 

Wie  man  in  Frankreich  damals  alle  Stundungs- 
briefe erloschen  erklärt,  so  ist  dies  auch  in  Deutsch- 
lajid  auf  Lichtmess  1388  beabsichtigt,  nachdem  auch  in 
Deutschland  wie  in  Frankreich  den  Juden  die  Wucher- 
forderung    zum   Kapital    geschlagen    worden    ist 


und  wie  in  Frankreich  die  Juden  ans  der  Massregel  er- 
neate  Kraft  gewinnen,  so  ist  es  auch  in  Dentschland  der 
Fall.    Die  Luft  ist  wieder  rein  geworden.    Immer  mehr 
macht  sich  aber  jetzt  in  den  Städten  eine  entschiedene 
Strömung    gegen   die   Juden    geltend.     Die    Juden 
haben    es  klug   verstanden,    ihre   Forderungen    auf  die 
Stadtgemeinden  und  ihre  christlichen  Mitbürger  über- 
zu wälzen    und    diese    den    nötig    gewordenen    Streich 
gegen    die    verschuldeten    Edelleute    führen    zu    lassen. 
So  ist  auch  der  Zweck  der  Massregel  wohl  begreiflich, 
die  am  25.  August  1387  auf  dem  Esslinger  Städtetag 
beschlossen  wird  und  dahin  geht,  kein  Städtekaufherr 
solle   künftig   mehr   weder    in    Deutschland    noch   in 
Welschland  einem  Juden  einen  Wechselbrief  ab- 
kaufen  und   niemand    solle    mehr    erlaubt  sein,    Edel- 
metall nach  Welschland  auszuführen.    Man  wollte  um 
jeden  Preis   verhindern,    dass   die  Juden    ihre    ungültig 
erklärten  Pfandscheine  an  christliche  Personen  abstiessen 
und  diese  dazu  benützten,  ihre  Forderungen  einzutreiben. 
Weniger  war  man  freilich  mit  dem  sonstigen  Verlauf  des 
Esslinger    Tags   einverstanden.     Nürnberg   namentlich 
klagte  bitter  über  diese  Verhandlungen.   Die  verschuldeten 
Edelleute,  meinten  die  Nürnberger,  hätten  gerne  ihre 
Streitigkeiten  ausgeglichen,  aber  die  Städte  sitzen  kleinlich 
auf  den  letzten  schuldigen  Pfennig  hinauf  und  überlegen 
nicht,  dass  sie  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Landesherren 
durch    die    Ausbürgeraufnahmen    selbst    verschuldet 
haben.    Jeder  einzelne  städtische  Kapitalist  verlange  wo 
möglich,  dass  man  seiner  Forderung  wegen  Krieg  anfange, 
und    übersehe   dabei,   dass    die   im    Schutze    der   Städte 
stehenden  Wucherer  z.  B.    dem   Hause   Wirtemberg 
20  vom  Hundert  Wucher  abgenommen  haben.    Wohl  mit 
Recht   beschwerte   sich  Nürnberg,    dass   die  Reichsstadt 
Nördlingen    nach    dem  dortigen   Judenkrawall    im 
Jahre  1387  dem  Bundesbrief  zuwider  die  Pfandbriefe 
der   erschlagenen   Juden    unmittelbar   an   das   Reich 
ausgefolgt   habe,    statt    diese    Pfandbriefe    an    den 
Schwäbischen  Bund  nach  Ulm  abzuliefern,   so  dass 
die  Reichskammer    diese  Forderungen    nunmehr  namens 
der    Hinterbliebenen    der   erschlagenen    Juden    bei    der 
Bundeskasse  geltend  mache.   Die  Mahnung  war  vergebens, 
die  Städte  gaben  nicht  nach,  bis  die  Schlacht  bei  Döf- 
fingen    zu    Gunsten    der    Edelleute    entschied    und    die 
Städter  gefügiger  machte.   Des  Greiners  einziger  Sohn 
freilich,  Graf  Ulrich,  lag  entseelt  auf  der  Wahlstatt,  aber 
auch  die  Städter  hatten  ihren  Stadthauptmann  Heinrich 
Besserer  verloren.  Nun  kam  die  Heidelberger  Ueber- 
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einkauft  zu  stände,  der  Krieg  war  za  Ende,  die  Edel- 

leQte  and  Elosterrfaffen,  die  seither  in  zunehmender 

Zahl  in  die  Vogte'    der  Städte  und  des  Reichs  als 

Augbfirger  übergetreten  und  so  mit  ihrer  Steuerkraft 

den  Landesherren  entgangen  waren,   mussten  wieder 

ans  den  Städten  austreten  und  die  Städte  dem  Hause 

Wirtemberg  eine  Entschädigung  zahlen.    Der  Krieg  hatte 

die  Städte    viele   Tausende  gekostet    und    die   Steuern 

;     Wuchsen  ins  ungeheure,  so  dass  jeder,  der  es  machen 

konnte,  das  Land  aufsuchte  und  die  Stadträte  verordnen 

^Qssten,  dass   kein  Jude   oder   Christ   10  Jahre  lang 

^ehr  sein   Bürgerrecht  sollte  aufgeben  dürfen,   bis    die 

Kriegsschulden  heimbezahlt  seien. 

Die  Niederlage  hatte  die  Städte  gefügig  gemacht,  auf 
4ie  Pläne  König  Wenzels  einzugehen,  der  nichts  anstrebte, 
^Js  die  wuchernden  Schösslinge  des  Grosskapitals  zu  be- 
^hneiden,  und  in  seinem  Streben,  es  beiden  Teilen  Recht 
^n  machen,  zwischen  zwei  Stühle  sass,  so  dass  die  gross 
angelegte  Natur  des  Fürsten,  vom  Ekel  gegen  seine  Zeit 
^ifasst,  sich  dem  Trünke  und  der  Jagd  ergab.  Ln 
-Februar  1390  setzte  die  Reichsregierung  den  Städte- 
Abgeordneten  in  Nürnberg  auseinander,  wie  es  so  nicht 
^»«reiter  gehen  könne,  wie  die  Fürsten  und  Freiherren 
iiren  Grund  und  Boden  verlassen  und  ausser  Land 
"^rerden  ziehen  müssen,  wenn  man  so  weiter  wirtschafte, 
^nd  wie  auf  diese  Weise  das  Reich  seine  erprobtesten 
^nd  treuesten  Kriegsleute  und  Beamten  verlieren 
^^erde,  und  man  kam  überein,  die  Edelleute  u.  s.  w. 
Sollten  den  Städten,  denen  sie  Geld  schuldig  seien,  eine 
Abschlagszahlung  machen  und  den  Rest  ihrer  Schulden 
^urch  persönliche  Leistungen  im  Dienste  des  Reichs 
^nd  seiner  Städte  abverdienen. 

So   kam   das  wichtige   Grundschuldentilgungs- 
S'esetz  vom  Jahre  1390  zu  stände.    Es  erfolgte  zunächst 
^ine    allgemeine    Abrechnung;    jede    Reichsstadt 
"V^erhandelte  mit  den  einzelnen  Schuldnern  und  stellte 
^ie    Höhe    ihrer    Forderung   an   Hauptgut   und   rück- 
ständigem Wucher,  an  Leibrenten  u.  s.  w.  fest;  hatte 
^ixan  sich  auf  diese  Weise  vereinbart,  so  wurde  die  Höhe 
^er  Anzahlung  des  Schuldners  und  die  Art  der  Dienst- 
leistung festgesetzt,  welche  gewöhnlich  in  der  Art  erfolgte, 
^ass  der  Schuldner  als  Kastenvogt,  Burgvogt  oder  in  einer 
S^inlichen,    eines    Edelmanns    würdigen    Stellung    gegen 
^festes  Jahrgehalt  auf  eine  Reihe  von  6  bis  8  Jahren   in 
^en  Dienst  einer   Reichsstadt  trat    und   die  Reid\§>%lÄ.Ä\* 
4ie  Hälfte  des  Gehalts  zur  Schuldenti\puT\s  "^^^^ 
^^endete.    Da/tir  hatte  dann  die  Reichsstadt  die  P^\Q,\vt, 
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den  Glänbigern  deren  Fordernngen  heimzuzahlen.  Die 
Beichsstädte  ziehen  jetzt  je  nach  Bedarf  von  ihren  Hinter- 
sassen, welche  den  Jaden  Geld  schnlden,  15  bis  80 
Tom  Hundert  der  Schuld  ein  und  lösen  damit  von  der 
Beichskammer  die  von  derselben  yerpfftndetenJaden- 
steuern  ihrer  Judengemeinden  ein,  ferner  zahlen  sie 
allen  ihren  Hintersassen,  welche  Geld  bei  anderen 
Beichsständen  oder  deren  Hintersassen  zu  fordern  haben, 
mit  denen  eine  Vereinbarung  zu  stände  gekommen  ist, 
deren  Forderungen  aus;  reicht  der  Betrag  nicht  aus,  so 
wird  ein  Anlehen  bei  den  städtischen  Juden  gemacht 
und  damit  die  Sache  heimbezahlt  Nach  Abwicklung  dieser 
Geschäfte  zwischen  den  einzelnen  Städten  und  Landes- 
herrschaften spricht  dann  das  Beich  beide  Teile  aller 
ihrer  Judenschulden  ledig  und  bestimmt  durch 
Beichsgesetz ,  dass  alle  auf  diese  Weise  heimbezahlten 
Judenschulden  gerichtlich  klaglos  gemacht  sein  sollen. 
Das  alles  war  aber  nur  dann  möglich,  wenn  eine  Ver- 
einbarung mit  den  Schuldnern  zu  stände  gebracht 
und  von  diesen  eine  annehmbare  Anzahlung  geleistet 
werden  konnte,  wie  z.  B.  Wirtemberg  seine  sämtlichen 
Mühlen,  Häuser,  Gärten,  Vogteirechte  u.  s.  w.,  die  es  in 
der  Stadt  Ulm  und  der  Vorstadt  Schweighofen  (Neu-Ulm) 
hatte,  mit  Ausnahme  des  Patronats  auf  die  St  Georgs- 
kirche, an  Ulm  abtrat  und  dem  Beiche  eine  Barzahlung  von 
2000  Goldgulden  machen  musste ,  ehe  der  Graf  Eberhard 
der  Milde  und  seine  Hintersassen  ihrer  Judenschulden 
ledig  gesagt  wurden,  so  dass  die  Stadt  Ulm  mit  Becht 
diesen  Ausgleich  einen  „guten  Briefe  nannte. 

Wie  schwierig  diese  Abrechnungen  zum  Teil  waren, 
zeigen  gerade  die  schwäbisch-wirtembergischen 
Verhältnisse,  welche  bis  zum  Jahre  1393  bedOrfen, 
um  endlich  in  Ordnung  zu  kommen,  das  zeigt  der  Streit 
der  Stadt  Ulm  mit  dem  Grafen  von  Wirtemberg- 
Landau  um  die  verpfändete  Feste  Bück  bei  Blaubeuren. 
Die  halbe  schwäbische  Bitterschaft  ist  bei  dem  Fidl  als 
Bürge  und  Selbstzähler  und  leistungspflichtig 
beteiligt  und  die  neuerfundenen  Kanonen  brnnmien  wieder- 
holt von  und  nach  der  Feste,  bis  der  Ulmer  Bat  und  der 
hauptsächlich  beteiligte  Ulmer  Grosskapitalist,  der  Bitter 
Eaib,  ihre  Pfandschaft  in  Besitz  nehmen  können.  Zahl- 
reiche andere  Schulden  bei  den  Juden  aber  konnten 
überhaupt  nicht  getilgt  werden,  indem  jegliche  Grundlage 
zu  einem  annehmbaren  Vergleich  fehlte:  in  diesem  Falle 
bestand  die  Forderung  einfach  fort  und  es  kam  mannigfach 
das  16.  Jahrhundert  heran,  bis  alles  endlich  in  Or&nng 
gebracht  war. 
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Das  Beich  hatte  sich  bei  dem  ganzen  Bechtsgeschäft 
den  St&dten  gegenOber  verpflichtet,  fltr  jeden  Schaden 
einzaatehen,    der    ihnen    aas    bestrittenen   Ffand- 
schaftBforderDngen,ZablnngBanfahigkeitderSchaldner 
D.  9.  w.  entstehen    sollte.      Blieb    also    ein  Schaldner  im 
Bflckstand,  so  zog  die  Stadt  ihre  Forderung  der  Reichs- 
kammer  ab.    Das  Reich  aber  trat  den  Städten,  nachdem 
diese  die  verpföndeten  Jadenstenern  der  Reichskammer 
eingelöst  hatten,  erneut  das  Recht  ab,  Jnden  za  halten 
gegen  Äbiieferuag  des  Opferpfennigs  nnd  der  halben 
Steuer-,  Gerichts-  nnd    Erbschaftsgefälle  an  die 
Reichskammer,  während  die  Städte  sich  den  Jaden  gegen- 
Qber  verpflichten  mossten,  das  Eigentum  derselben  künftig 
an  niemand  mehr  verpfänden  za  lassen.    Bei  Streitig- 
keiten mit  Borgern  sollte  sich  der  Jude  mit  dem  b&rger- 
lichea    Stadtgericht   begnSgen    mDssen    and    bei    keinem 
Hof-  oder  Landgericht  Berufang  einlegen  dDrfen. 
AUeJodenforderangenfÖrHandelsgeschäfte  blieben 
gültig,  nur  alle  vor  der  Tereinbarnng  abgeschloBsenen 
wncherpflichtigen  Jadenforderangen  worden  un- 
gültig erklärt,  soweit  eine  Vereinbarung  zu  stände  kam, 
und  wer  sich  gegen  eine  solche  getroffene  Vereinbarang 
anflehnte  nnd  einem  Juden  half,   wurde  wegen  Land- 
friedensbruchs bestraft     Ferner  wurde  bestimmt,    es 
Bolle    bei    der    Heimzahlung    von    den    Schaldnem    kein 
Au f g e  1  d    wegen     der    inzwischen    verscblechterten 
Goldwährung    verlangt   werden    dDrfen.      Betreffs   der 
Stundung  der  Schuldbeträge  hatten  die  Städte  als 
Gläubiger  freie  Hand.    Hatte  sich  ein  Schaldner  nach 
Inkraftreten    des    Gesetzes    mit    seinem    Jadengläuhiger 
Dllmittelbar  derart  abgefunden,  dass  der  Jude  das  Pfand 
verkauft  and  sich  damit  bezahlt  gemacht  hatte,  so  blieb 
es  dabei  und  der  Schuldner  hatte  kein  Elagrecht  mehr 
auf  das  Pfand.    War  ein  StädtebOrger  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  einem  fremden  Jaden  noch  Geld  schuld^, 
so  hatte  diese  Schuld  keine  Gültigkeit  mehr,  sondern 
der    Jade    hatte  sich    d iesfalls   an    seine   Landesherr- 
Schaft  za  halten  and  diese  hatte  für  seine  Bezahlung  zn 
sorgen.    Alle  Pfandsicherbeiten,  die  vor  dem  Tage 
des   Inkrafttretens    des  Abkommens  des  Reichs  mit  dem 
betreffenden  Reichsstand,  also  z.  B.  vor  dem  1.  Oktober  1390 
eingegangen  worden  waren,  hatten  die  Jnden  anszafolgen 
und  mit  der  Landesherrschaft  zu  verrechnen.    Hatte   der 
Jade  das  Pfand  nicht  mehr  im  Besitz,  so  hatte  er  eine 
rechtsgfiltige  Ledigsagang  auszufertigen.    Weigert 
sieb   der  Jade,  weil  er  angeblich  den  Pfandschein   scbo 
vor   dem  Tage  der  Uebereinkanft   an   einen   Christa 
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verkauft  hatte,  und  der  Schuldner  bezweifelte  die 
Angabe,  so  hatte  sie  der  Jade  za  beschwören.  Konnte 
er  das  nicht,  so  hatte  er  den  Pfandwert  dem  Schuldner  za 
ersetzen.  Alle  Schuldner,  welche  von  der  Ledigsagong 
ihrer  Schuld  bei  den  Juden  Gebrauch  machen  wollten, 
hatten  deshalb  dies  der  Landesherrschaft,  ihres 
Judenglänbigers  anzuzeigen,  worauf  sie  Stundung 
ihrer  Schuld  nach  Vereinbarung  erhielten.  Hatte  der  Jude 
sein  Pfand  in  eine  Freistätte  geflQchtet,  so  war 
es  von  derselben  auszufolgen.  Die  Kosten  des  Ver- 
fahrens hatten  die  Judengemeinden  zu  zahlen. 
Bürgern,  welche  frfthere  Judenschulden  an  sich 
gebracht  hatten,  waren  diese  yon  den  Städten  zu  ersetzen. 
Die  Termine  der  Ledigsagung  waren  sehr  verschieden; 
bei  einzelnen  Städten  erfolgte  die  Ledigsagung  auf  den 
1.  Oktober  1390,  bei  anderen  auf  den  9.  März  1391,  wie 
eben  die  Verhandlungen  zustande  kamen.  Wer  sich  bis 
zu  dem  betreffenden  Zeitpunkt  nicht  mit  der  Landesherr- 
schaft seiner  Gläubiger  verständigt  hatte,  blieb  vorerst 
zur  Bezahlung  seiner  vollen  Schuld  verpflichtet;  kam 
nachträglich  noch  ein  üebereinkommen  zu  stände,  so 
war  die  Judenforderung  ungültig.  Keine  Stadt  aber 
durfte  mehr  eine  Herrschaft,  welche  dem  Gesetz  beigetreten 
war,  wegen  einer  Forderung  ihrer  Juden  anfordern,  dagegen 
hatte  jede  Stadt  volle  Macht,  die  Schulden  ihrer  Hinter- 
sassen bei  ihren  eigenen  Juden  nach  Belieben  ohne 
Einspruch  des  Reichs  zu  stunden  oder  ganz  aufzuheben. 
Man  sieht  ans  dem  ganzen  Verlaufe,  dass  es  sich  auch 
bei  diesem  Staatsgeschäft  in  keiner  Weise  um  eine  Be- 
raubung handelte;  es  war  eine  nötig  gewordene  Zwangs- 
liquidation grössten  Massstabs,  die  freilich  teilweise  den 
Gläubigern  schwere  Verluste  brachte  und  einen  allgemeinen 
Staatsbankerott  darstellte,  aber  die  ganze  Abwicklung 
der  Massregel  war  eine  gesetzlich  durchaus  korrekte 
und  unantastbare.  Wäre  das  nicht  der  Fall  gewesen,  so 
hätten  die  Städte  doch  nicht  die  Judenforderungen 
mit  solcher  Strenge  einkassieren  können,  wie  sie  es 
thatsächlich  den  Edelleuten  gegenüber  gethan  haben.  Die 
Massregel  brachte  denn  auch  zahllose  Schwierigkeiten  mit 
sich.  Vor  allem  gieng  die  Klage  der  verschuldeten 
Edelleute  dahin,  dass  die  Städtejuden  ihnen  ihre 
Pfandscheine  nicht  ausfolgen,  nachdem  sie  sich  mit 
den  Stadtgemeinden  der  Juden  verständigt  hatten,  und  es 
kam  deshalb  teilweise  bis  zu  Fehdebriefen  an  die 
Städte,  in  deren  Schutz  die  jüdischen  Gläubiger  standen, 
weil  die  Juden  die  Pfandbriefe  verschleppt  hatten 
und  sie  anderwärts  durch  Christen  gegen  die  Edelleute 
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einklagen  liessen.  Dann  nahmen  manche  Schuldner  an, 
auch  die  nach  dem  Gesetzerlass  eingegangenen  Schalden 
seien  ungfiltig,  weshalb  das  Eeich  erklärte,  das  sei  nicht 
der  Fall,  wie  denn  aach  z.  B.  die  Stadt  Nürnberg  über 
diesen  Punkt  mit  ihren  Juden  wegen  eines  städtischen 
Anlehens  streitig  wurde. 

Wohl  eine  der  letzten  Herrschaften,  mit  der  die  Ver- 
einbarung zu  Stande  kam,  war  die  Grafschaft  Wirtem- 
berg.  Am  18.  März  1392  hatte  Graf  Eberhard  der 
Qreiner  die  Augen  mitten  im  besten  Wirken  geschlossen 
und  sein  Enkel,  Graf  Eberhard  der  Milde,  war  ihm 
gefolgt  Die  Aussöhnung  mit  den  Städten  verzögerte  sich, 
weil  die  Ulm  er  Grossjuden  sich  weigerten,  einen  erheb- 
lichen Teil  der  gewaltigen  Eriegskosten  zu  zahlen, 
welche  das  Zwangsverfahren  gegen  Wirtemberg  ge- 
bracht hatte,  weshalb  das  Beich  der  Stadt  am  5.  Juni  1392 
erlaubte,  diese  Steuer  mit  Gewalt  von  den  Juden  zu 
erheben.  Erst  am  11.  August  1392  traten  Ulm  und  Augs- 
hurg  der  Vereinbarung  bei  und  schlössen  Frieden  mit 
dem  Reiche.  Das  Keich  verzieh  den  Städten,  was  sie  im 
Städtekrieg  gethan  hatten,  und  erlaubte  ihnen,  auch 
ferner  Juden  zu  halten  und  zu  besteuern  gegen  Ab- 
tragung der  halben  Steuergefälle  an  das  Reich.  Die 
Stadt  aber  erklärte  alle  fremden  Edelleute  ihrer 
Judenschulden  bei  den  Ulmer  Juden  ledig,  während 
die  Pfand  Schäften,  welche  diese  Edelleute  der  Stadt 
neuerdings  gesetzt  hatten,  in  Kraft  bleiben  sollten.  Hatte 
«in  Jude  eine  Pfandschaft  nicht  ausgefolgt,  so  musste 
<ier  Schuldner  denselben  beim  Ulmer  Stadtgericht  einklagen 
und  sich  mit  dessen  Spruch  begnügen,  der  Stadt  aber 
«ollte  der  Ausgleich  keinen  Schaden  bringen  und  das 
ieich  gestattete  ihr,  zur  Heimzahlung  ihrer  Schulden- 
last 10  Jahre  lang  ein  Umgeld  zu  erheben.  Am  gleichen 
11.  August  1392  schloss  Augsburg  einen  ähnlichen 
Frieden  mit  dem  Reiche.  In  Masse  aber  zogen  jetzt  die 
christlichen  und  jüdischen  Grosskapitalisten  aus  der  Stadt 
aufs  Land  und  aus  dem  Lande,  um  nicht  die  steigen- 
den Steuerlasten  der  Städte  tragen  zu  müssen,  so  dass 
die  Städte  mit  schweren  Strafen  gegen  solche  ungesetz- 
liche Auswanderungen  vorgiengen,  das  Vermögen  der 
Juden  genau  aufnahmen  und  sie  Bürgschaft  für  ihr 
ferneres  Bleiben  stellen  liessen,  wie  auch  ein  schlimmes 
Nachspiel  für  die  Stadt  Ulm  war,  als  am  15.  August  1392 
der  Ritter  von  Landau  die  Stadt  Bla üb  euren  durch 
einen  Handstreich  eroberte,  so  dass  die  Ulmet  dsÄ 
Nachsehen  hatten. 
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Vi)    Der  ROckgang  des  abendländischen  Judentums  seit 

dem  i5.  Jatirhundert. 

Mit  dem  15.  Jahrhondert  hat  die  Stellung  des 
Judentams  in  Westeuropa  endgültig  ihren  Höhe- 
punkt erreicht.  Seither  geht  es  mit  der  Macht  der  Juden 
im  Westen  rasch  abwärts. 

Blickt  man  nach  den  einzelnen  Ländern,  so  ist 
ihre  Stellung  in  Spanien  und  Portugal  noch  am 
Anfang  des  15.  Jahrhundert  eine  sehr  mächtige.  An- 
dalusien und  Portugal  sind  der  Mittelpunkt  des 
Judentums  und  des  Welthandels.  Hier  trifft  man 
ihre  gelehrtesten  Talmudisten,  Mediciner,  Mathematiker, 
Dichter  und  Philosophen;  Lissabons  Judenhoch- 
schule ist  der  Mittelpunkt  der  geistigen  Bestrebungen 
der  damaligen  Judenschaft  Aber  auch  hier  geht  es 
mit  ihnen  seit  dem  15.  Jahrhundert  rasch  abwärts. 
Im  Jahre  1413  ist  ein  grosser  Weltkongress  in  Tor- 
tosa,  auf  dem  sich  die  hervorragendsten  christlichen  und 
jQdischen  Theologen  mehrere  Monate  streiten.  Ein  ge- 
taufter Babbi,  Joseph  Lorka  aus  Murcien,  der  Vertraute 
des  Gegenpastes  Benedikt  Xm.,  war  der  Veranstalter 
des  yiel  Geschrei  verursachenden  öffentlichen  Schauspiels, 
das  nach  89  Verhandlungen  zahlreiche  üebertritte  von 
Jud en  zum  Christentum  herbeiführte.  Seither  verbietet 
man  den  Christen  immer  schärfer  den  Umgang  mit  Juden 
und  das  Betreten  ihrer  Häuser,  die  Juden  dürfen  keine 
christlichen  Dienstboten  mehr  haben,  man  verschliesst 
ihnen  alle  zünftigen  Berufe,  namentlich  die  Heil- 
kunde, das  Apothekergewerbe,  den  Lebensmittel- 
handel, die  Gastgeberei,  den  Zollpacht,  nimmt 
ihnen  den  Titel  Herr,  unterstellt  sie  den  bürgerlichen 
Gerichten  und  Steuerbehörden,  kurz  hebt  ihre 
politischen  Staatsverbände  auf  und  macht  sie  ledig- 
lich zu  Gemeindeverbänden;  sie  dürfen  sich  nicht 
rasieren  lassen,  keine  Prunkgewänder  tragen,  müssen 
abgesondert  wohnen.  Man  verbietet  strenge  den 
Talmud  und  die  Anwendung  der  talmudischen  Rechts- 
vorschriften, alle  neu  erbauten  Synagogen  werden 
geschlossen,  man  verlangt,  dass  die  Juden  jährlich 
drei  christliche  Predigten  anhören,  man  wirft  ihnen 
Lasterhaftigkeit  und  Blutaberglauben  vor.  Die 
zahlreichen  getauften  Juden  erhalten  zwar,  wenn  sie 
sich  durch  grosse  Geldmittel  auszeichnen,  hohe  Staats- 
ämter, führen  aber  ein  trauriges  Leben  voll  Kummer  und 
Sorgen.  In  Menge  wandern  darum  die  Juden  namentlich 
aus  Eastilien  nach  Afrika,  Portugal  und  Syrien  aus, 
wo  sie  die  Araber  gegen  die  Christen  hetzen,  oder  nach 
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'izilien  and  Neapel,  Florenz  und  Venedig,  während 
enna  und  Mailand  nichts  von  den  Jaden  wollen. 

In  ähnlicher  Weise  geht  es  den  Jaden  in  der  Pro- 
ence  zanächst  noch  recht  gat  anter  König  Ben6,  denn 
ästhetisch  angelegte  Troabadoarfärst  braacht  Oeld  ffir 
^Mine   „Liebeshöfe.^     Aber   aach    hier  steigert   sich    wie 
dberall  der  Hass  gegen  die  Jaden.  Der  Städter  wirft  ihnen 
^^or,  dass  sie  das  Getreide  aas  dem  Lande  führen 
'Kuid  so  das  Brot  yerteaern  and  die  Löhne  steigern 
^md  dass  sie  dorch  ihre  Haasierer  den  angesessenen  Ge- 
^hftftsleaten  die  Nahrang  nehmen,  während  der  Landmann 
y   dass   sie  ihm  za  wenig   fär  seine  Fracht  zahlen. 
Da  die  Begierangen  that-  and  verständnislos  der 
^■Dedrohlichen  Entwicklang  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
^Kos^en,  greift  das  Volk  anter  dem  klagen  Beistand  der  ein- 
sichtsvolleren Kirche  zar  Selbsthilfe,  indem  es  der 
^IBCacht  der  Jaden  darch  ein  Vorgehen  die  Spitze  abbricht, 
^^elches  auf  denselben  Grandsätzen  wie  die  Jndengemein- 
^haft  anfgebaat  ist,  darch  die   genossenschaftliche 
<}e8taltang  des  Darlehensgeschäfts.   Dieselbe  zeigt 
^ch  in  ihren  ersten  Anfangen  in  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhanderts  in  der  bargandischen  Freigrafschaft 
und  in  der  Lombardei,  von  wo  aas  sie  sich  dem  Zage 
^er  Zeit  aaf  freiwillige  körperschaftliche  Gestaltang  des 
^Erwerbslebens  folgend  immer  kräftiger  heraasbildet. 

Ist  diese  Organisation  des  Hilfskassenwesens 

^er  Thätigkeit  der  Franziskaner  za  danken,  so  werden 

^eit  gefährlicher  fbr  die  Jadenschaft  die  Dominikaner. 

Ihr  Einflass  bringt  es  za  stände,  dass  der  reichste  and 

inassgebendste  Jade  der  damaligen  Zeit,   der  Grossjade 

Abarbanel,  aas  Lissabon  nach  Kastilien  fliehen  mass, 

l)is  aach  hier  die  Dominikaner  anter  Arbnes  and  Tor- 

qaemada  das  Oberwasser  gewinnen.  Wie  in  der  Provence 

die  Stadt  Marseille  die  Jaden  aasweist,  so  geht  man 

in  Spanien  and  Kastilien  gegen  dieselben  vor.    Aach 

liier  dürfen  die  Jaden  nar  Wechselbriefe  und  Waren 

mitnehmen,    kein   Edelmetall.    Die  Städte  lösen   die 

verpfändeten  Jadensteaern  auf  Kosten  ihrer  Juden  ein 

and  weisen   die  Jaden    aus  dem  Lande,   die  sich  meist 

nach   Navarra,  Biskaja  und  Portugal   wenden,  bis 

m  auch  dort,  wie  in  der  Provence  und  in  Frankreich, 

ausgewiesen  werden    und    nach    der  Levante    oder 

nach   Avignon,  Oranien   und    Neapel  wandern,  von 

^0  z.  B.  der  reiche  jüdische  Grossbankier  Abarbanel  nach 

Venedig  zieht  und  dessen  Finanzen  beherrscht 

Gleichzeitig   beginnt   auch    die    deatBcYie   Jxkdi^Wr 
ÄtsweisDiz^.     Man  schafft  eigene    Gericl\tÄ\\öl^  ^ 
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Jadenwachersachen  unter  Mitgliedern  des  west- 
phälischen  Gerichts.  Missionsprediger  suchen  die 
Juden  zum  Uebertritt  zu  bewegen,  man  raubt  Juden- 
kinder,  um  sie  zu  taufen,  und  bezichtigt  die  Juden  der 
Eirchenschändung  und  des  Bituaimords,  so  dass 
die  Juden  offen  mit  Rache  am  Hause  Habsburg 
durch  fremde  Kriege  drohen. 

Die  Juden  hatten  trotz  aller  Massregeln  der  Behörden 
bei  der  Schuldentilgung  vom  Jahre  J390  noch  eine 
Menge  von  Pfandbriefen  zurQckbehalten  und  es 
kamen  immer  wieder  neue  Forderungen  durch  Christen  zu 
Tage,  welche  erklärten,  sie  haben  diese  Pfandbriefe  vor 
dem  Tilgungstermin  von  den  Juden  erworben. 
König  Buprecht  bestätigte  deshalb  das  Gesetz  von  1390 
und  erklärte  nochmals  alle  zurückbehaltenen  Pfand- 
briefe für  ungflltig  und  alle  Zugriffe  auf  Grund  solcher 
Pfandbriefe  fürLandfriedensbruch.  Man  sieht  daraus, 
wer  das  Baubrittertum  gezeitigt  hat  Im  Jahre  1421 
werden  die  Juden  aus  Steiermark  und  Kärnten  ver- 
trieben, im  Jahre  1424  aus  Zürich,  1426  aus  Mähren, 
aus  Köln,  1429  aus  Bavensburg,  1439  aus  Augsburg, 
1454  aus  Znaim,  Brunn,  Wien.  Die  Gründe  der 
Ausweisung  sind  Getreidewucher,  Geldwucher, 
persönlich  anmassendes  Auftreten.  Nach  der  Aus- 
treibung werden  die  Synagogen  in  Kirchen  verwandelt, 
die  Friedhöfe  niedergelegt  und  deren  Grabsteine  zu 
öffentlichen  Bauten  verwendet,  die  demBeiche  gehörigen 
Judenhäuser  aber  an  Privatpersonen  verkauft. 

In  Ulm  sind  nur  noch  6  Judenfamilien  in  11  Juden- 
häusem.  Die  dortige  Judengemeinde  hat  der  Stadt 
6000  Gulden  unverzinslich  zu  leihen  oder  300  Gulden 
Jahressteuer  zu  zahlen.  Ausserdem  zahlt  jeder  er- 
wachsene Jude  2  Gulden  Kopfsteuer,  nur  der  Schul- 
rufer und  der  Friedhofaufseher  der  Gemeinde  sind 
steuerfrei,  während  für  die  Synagoge  und  den  Fried- 
hof die  6  Juden  312  Gulden  Hauszins,  also  den  Gold- 
gulden zu  50  Mark  Gebrauchswert  gerechnet  15,600  Mark 
aus  312,000  Mark  Kapital  zahlen.  Heilbronn  will  da- 
mals seine  Juden  ausweisen,  Esslingen  nimmt  neuerdings 
solche  auf.  Sie  dürfen  nur  noch  einen  Pfennig  Wucher- 
gebühr  die  Woche  erheben;  die  Männer  müssen  gelbe 
Schäublein  tragen,  die  Frauen  blaue  Schleier.  Bald 
darauf  hat  Ulm  nur  noch  3  Juden,  alle  dauernd  ansässigen 
fremden  Juden  werden  aus  der  Stadt  geschafft 
Wollen  sie  dennoch  in  die  Stadt  kommen,  so  unterliegen 
sie  dem  Geleitszwang  und  einer  Tagessteuer  von 
einem  Gulden,  während  der  angesessene  Jude  1  Gulden 
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Wocbensteuer  zahlt.   Im  Jahre  1457  befiehlt  das  Beich  den 
Städten,  die  Juden  nicht  darch  angerechte  Steuern 
zu  drfleken,   da  diese  sonst  aus  den  dem  Reiche  steuer- 
pflichtigen Reichsstädten  aufs  Land  ziehen  und  so 
die  Steuerkraft  des  Reichs    notleide.    Die   Städte 
klagen  demgegenüber,  sie  kommen  durch  die  Pflicht,  ihren 
Joden  die  Forderungen  einzutreiben,  in  schlimme  Händel 
mit  den  Edelleuten,   femer  unterstützen   die  Juden   die 
Diebe  und  sie  wären  dieselben  deshalb  am  liebsten  ganz 
los.   Gesteigert  wird   diese   Stimmung   gegen   die  Juden 
aach  in  Deutschland  in  erster  Linie  durch  die  Bettel- 
orden.   Die  Barfüsser  und  Dominikaner  yerbieten 
den  Bäckern,  den  Juden  zu  backen ,  den  Metzgern,  ihnen 
zu  schlachten  u.s.w.,  man  verhöhnt  die  Stadträte,  die  sich 
der  Juden  annehmen,  die  Bauern  verlangen  ein  Jubel- 
jahr mit  Schuldentilgung  und  so  treibt  eine  Stadt  um  die 
^dere  die  Juden  aus  ihren  Mauern.  Im  Jahr  1496  verlassen 
sie  Neapel,   1499  Aschaffenburg,  Nürnberg,   Ulm. 
Was   den   Juden  ihre   seither   so    mächtige   Stellung 
^^ubt,   ist,  dass  man   sie   nicht  mehr  braucht.     Die 
hiesigen  Edelmetallfunde  des   15.  Jahrhunderts  hatten 
^ine  ungeheure  Geldentwertung  geschaffen,  das  Geld 
'^  auf    der  Strasse,    die  Warenpreise    stiegen:    so 
^ar  der  Jude  entbehrlich.    Die  öffentlichen  Dar- 
l^^henskassen,    die   „montes    pietatis",    versorgten    den 
^leinen  Mann  mit  Geld   und  bald   nahm  man  den  Juden 
^in  Recht  um  das  andere.     Sie  durften  keinen  Grund- 
besitz mehr  erwerben,  womit  ihnen  der  wichtigste  Teil 
^es  Pfandgeschäfts,  dieDarleihe  aufliegende  Pfänder, 
"V^erloren  gieng  und  die  Judengenossenschaften  ihren 
Charakter    als   Hypothekenbanken   verloren,    den  sie 
^«ither  dadurch  bewahrt  hatten,  dass  sie  zwar  auf  liegende 
-Pfänder  hatten  darleihen  dürfen,  aber  dieselben  binnen 
^ines   Jahrs   wie    die   Geistlichen   hatten    wieder- 
^V^erkaufen   müssen.    So  hatte  der  Jude  jederzeit  einen 
gesetzlichen    Entschuldigungsgrund,    wenn     er    in    hart 
"V^irkender  Weise  mit  dem  Zwangsverkauf  vorgieng.   Jetzt 
^ber  hatte  der  Ueberfluss  an  Leihgeld  den  Zinsfus 
"ungeheuer  gedrückt.    Die  Fruchtpreise  stiegen  unter 
diesem  Verhältnis  von  Jahr  zu  Jahr  und  erhöhten   den 
^ert  der  Grundstücke,   so  dass  die  Schuldner  immer 
^ehr  in    die  Lage   kamen,  der   Judenhilfe   sich   zu  ent- 
schlagen.      So  ward    der   einst   so    gesuchte   Jude    rasch 
Unwert,   seit  Geld   um   3'/2  Prozent   in  Menge  zu  haben 
^war,  seit  die  Kirche  den  Christen   die  Belastung  em^^ 
Grundstücks  mit  einem  dinglichen  Recht  gestattet  \i^\XÄ, 
i       ohne  dass  dieses  in  den  Besitz  des  Gläubigers  \ibeTg\eTi%- 
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Da  die  Leihgebühr  sank,  konnte  der  Jade  nicht  mehr 
mit  Gewinn  arbeiten,  es  gieng  ihm  mit  seiner  Handels- 
ware, dem  Geld,  wie  in  Zeiten  des  Warenpreisdrucks 
dem  Unternehmer  mit  seiner  Ware.  Er  verlor  daran, 
statt  zn  gewinnen.  Trotzdem  haben  noch  im  Jahre  1490 
die  Juden  in  Ulm  eine  grosse  Macht  und  noch  im 
Jahre  1510  erklärt  ein  Begensbnrger  Jude  dem 
dortigen  Hat  feierlich  die  Fehde,  aber  immer  mehr 
ziehen  sich  die  reichen  Grossjuden  der  Städte  aus 
dem  Lande  nach  den  neu  erschlossenen  Rohstoff- 
ländern des  Westens  und  Südens  und  nur  die  armen 
Schacherjuden  bleiben  auf  dem  Lande  zurück,  um 
hier  ein  mehr  oder  minder  kümmerliches  Dasein  weiter 
zu  fristen,  bis  andere  Zeiten  dem  Treiben  der  Juden  auch 
im  deutschen  Lande  wieder  neue  Bahnen  erschliessen. 
Hat  so  das  15.  Jahrhundert  die  Stellung  der  Juden 
in  Westeuropa  völlig  erschüttert,  so  zieht  das 
16.  Jahrhundert  die  Folgerungen  dieses  Verfahrens: 
es  ist  die  schwerste  Zeit  des  Judentums.  Der  Jude, 
der  zur  Stadt  kommt,  darf  nur  einkaufen,  nicht  verkaufen. 
Bleibt  er,  z.  B.  in  Ulm,  länger  als  3  Tage,  so  muss  er 
täglich  einen  Gulden  Aufenthaltssteuer  zahlen.  Kauft  ein 
Bürger  einem  Juden  etwas  ab,  so  hat  der  Bürger  10  Gulden 
Strafe  zu  geben.  Klagt  der  Jude  in  Ulm,  so  unterliegrt 
er  dem  Anwaltszwang  und  kann  sich  nicht  selbst  ver- 
teidigen wie  der  Bürger.  Einzelne  Juden  dürfen  in  den 
Landstädten  der  Herrschaft  Ulm  ausnahmsweise 
Wohnung  nehmen,  aber  nur  gegen  fahrende  Pfänder 
leihen,  nicht  auf  Grundeigentum.  Die  Wuchergebühr 
beträgt  nur  noch  1  Häller  flkr  Ortsangesessene,  1  Pfennig 
für  die  Angehörigen  der  Herrschaft  Ulm,  2  Pfennig  für 
ausser  Lands  wohnende  Personen,  wie  auch  der  Gülten- 
zins von  früher  10  vom  Hundert  auf  5  vom  Hundert 
herabgesetzt  ist,  seitdem  die  Wald-,  Fischerei-  und  Waid- 
rechte den  Gemeinden  überwiesen  worden  sind.  Von 
sonstigen  Gewerben  dürfen  die  Juden  nur  noch  Kleinhandel 
mit  wertvollen  Einfuhrwaren,  nicht  aber  mit  eigentlicher 
Krämerware  oder  Währungsgut  und  zünftigen  Erzeugnissen 
treiben,  wie  ihnen  überhaupt  jedes  zünftige  Gewerbe 
verboten  ist.  Auf  Wein  am  Stock  und  Frucht  auf 
dem  Halm  darf  der  Jude  nicht  leihen,  gestohlene 
Güter  muss  er  herausgeben.  Er  ist  umgeldpflichtig, 
feuerwehr-  und  stadtdienstpflichtig  und  muss  deshalb 
in  Kriegsföllen  die  Stadtsöldner  unterhalten  helfen. 
Nachts  darf  er  nicht  ausgehen.  Sein  Wohnhaus 
erstellt  der  Bat,  da  der  Jude  keine  eigene  Liegenschaft 
haben  kann,  und  der  Jude  zahlt  dafür  Hauszins  und 
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Bankostenbeitrage  und  leiht  gewisse  Snmmen  oByerzitis- 
lieh  auf  einige  Jahre.  Pfandbriefe  mfissen  in  der 
Batskanzlei  gefertigt  werden,  nm  gerichtlich  gflltig  zu 
sein.  Eifrig  ist  man  dabei  auf  christlicher  Seite  immer 
mehr  bestrebt,  die  Jaden  znm  OlanbensQbertritt  zu 
Teranlassen,  nnd  zahlreiche  Gelehrte,  namentlich  getaufte 
Jaden,  aber  auch  Theologen  wie  Reuchlin  suchen  die 
Juden  durch  den  Hinweis  zum  Christentum  zu  bestimmen, 
dass  die  Kabbala  dasselbe  lehre. 

Der  formelle  Grund  zur  Ausweisung  ist  auch  in 
Deutschland  meist  die  Bezichtigung  des  Kitualmords, 
so  in  der  Mark  und  Berlin,  wie  diese  Anklage  auch  in 
Baden,  Bayern,  Ungarn,  Polen,  Galizien,  Frank- 
reich,    Bussland    damals    eine    grosse    Rolle    spielt 
Daneben  aber  ist  die  Klage  Aber  die  allzahohen  Wucher- 
gebfihren  der  Juden  die  Haupttriebfeder,  welche  gegen 
die  Jaden    arbeitet.    Im  Jahre  1580  werden   die  Juden 
anch    ans    Wirtemberg    ausgetrieben,    das   damals 
unter   österreichischer  Herrschaft  steht,  wie  auch 
Herzog  Christoph  ein  Feind  der  Juden  ist;  während 
Bayern  denselben  günstiger  gegenfibersteht    Ulm  erhält 
im    Jahre    1541   ein  besonderes  „Privileg  wider   die 
Juden '',  nach   dem  kfinftig  kein  Jude  mehr  ohne  Ein- 
willigung    des    Bats    einem    Ulmer    Hintersassen  Geld 
leihen    durfte   und    alle  solche  Klagen   an  fremden 
Hof-  und  Landgerichten  ungültig  sein  sollten;  nur 
in    Ulm    durften  solche  Klagen  angebracht   werden.     Im 
Jahre  1551  bestätigte  Kaiser  Ferdinand  das  Privileg  vom 
Jahre  1541  und  erweiterte  es  dahin,  dass  kein  Jude  bei 
Strafe    von   10  Mark  Gold  und  Verlust  seiner  Forderung 
einem  TTlmer  Hintersassen  mehr  etwas  sollte  leihen  dfirfen. 
Es  -wurde  infolge  dessen  allen  Juden  in  den  Herrschaften 
der  Umgegend  verlesen,  sowie  den  umliegenden  Land-  und 
Hofgerichten  eine  Abschrift  zugestellt.    Alle  Herrschafts- 
gerichte  waren  verpflichtet,  ihre  Juden  vorzuladen  und 
ihnen  das  Privileg  zu  verkünden  und  die  Juden  mussten 
bei    Verlast  der  Forderung   genau   nach   Ulm   berichten, 
was  sie  noch  zu  fordern  hatten.    Die  Publikation  verlief 
meist  so,   dass  nur  die  Juden  erschienen,  welche  keine 
Forderungen   hatten,  die  anderen  aber  ausblieben,   und 
die     erschienenen    Juden    erklärten,    sie   haben  ebenfalls 
PriTilegrien  vom  Reiche,  die  sie  sich  nicht  nehmen  lassen. 
Da   die  Jaden  dieses  Privileg  aber  alsbald  dadurch  um- 
giengen,  dass  sie  die  Schuldner  schriftlich  auf  ihr  Klag- 
freiheitsrecht  verzichten  Hessen,  so  bat  im  Jahr  1559 
DTm  um  Abhilfe  beim  Eeiche,  worauf  ein  solcher  Verzicht 
als  rechtsungültig  erklärt  wurde. 
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Vli)    Die  allmähliche  Beseerung  der  Lage  der  abend- 
ländischen Juden  seit  dem  17.  Jahrhundert. 

War  so  das  16.  Jahrhundert  fbr  die  Jadenschaft 
Westeuropas  eine  schlimme  Zeit  gewesen,  so  gestaltete 
bereits  das  17.  Jahrhundert  ihre  Lage  wieder  etwas 
besser.  Da  die  noch  vorhandenen  wenigen  Juden  meist 
unbemittelte  Leute  waren,  so  stellte  die  Erklärung  der- 
selben, zum  Christentum  übertreten  zu  wollen,  meist 
den  letzten  verzweifelten  Schritt  sittlich  und  wirtschaftlich 
verkommener  Existenzen  dar,  der  wenig  Aussicht  auf 
bessernde  Wirkung  versprach.  Von  Bitualmorden  ver- 
lautet jetzt  in  Schwaben  wenig  mehr;  die  vorkommenden 
Fälle  betreffen  meist  die  slavischen  Länder,  Nieder- 
deutschland, Oestereich,  Lothringen. 

In  den  einzelnen  Ländern  Deutschlands  bilden  die 
Juden  auch  damals  noch  politische  Körperschaften  unter 
ihren  Landesrabbinern  und  gewählten  Gemeindevorständen. 
Li  der  Ausübung  ihrer  Beligion  sind  die  Juden  auch 
in  dieser  für  sie  feindlichsten  Zeit  nicht  gehindert. 
Mit  Steuern  und  Abgaben  sind  sie  genau  so  über- 
lastet wie  der  einheimische  Bürger  und  Landmann. 
Sie  zahlen  ihre  Beichssteuem ,  ihre  Landessteuern,  ihre 
Gemeindesteuern,  ihr  Geleitgeld  an  den  Landfrieden,  den 
sogenannten  Leibzoll,  wenn  sie  verreisen,  die  Wehr- 
steuer für  die  Freiheit  vom  Heerdienst,  das  Silbergeld 
an  die  Münze,  das  Federlappengeld  für  die  Befreiung 
vom  Jagddienst  War  ihnen  der  dauernde  Aufenthalt 
in  den  Städten  auch  verboten,  so  hielt  sie  das  nicht  ab, 
Einlass  in  die  Städte  zu  erlangen.  Die  Kreistage  des 
schwäbischen  Landfriedens  z.  B.  führten  stets  eine 
Menge  von  Juden  in  die  Bundeshauptstadt  Ulm,  wo 
sie  als  Proviantfaktore  und  Geschäftsträger  des 
Kaisers  und  der  einzelnen  Fürsten  eine  hervor- 
ragende Bolle  spielten,  so  dass  der  ülmer  Bat  gegen  den 
Uebermut  der  mit  Weibern  und  Kindern  und  zahlreicher 
Dienerschaft  sich  breit  machenden,  in  ritterlicher 
Tracht  mit  dem  Degen  an  der  Seite  auftretenden 
fremden  Gross  Juden  thatkräftig  einschritt. 

Vollends  aber  seit  dem  18.  Jahrhundert  beginnt  auch 
in  Deutschland  das  Judentum  sich  immer  kräftiger 
aus  der  tiefen  Kluft  herauszuarbeiten,  in  die  es  das 
Beformationszeitalter,  die Benaissance,  die  Wiedergeburt 
des  Bomanismus  geworfen  hatte.  Der  Mittelpunkt  der 
jüdischen  Thätigkeit  liegt  deshalb  damals  auch  ausserhalb 
des  grossrömischen  Literessenkreises,  in  den  vom  Katho- 
lizismus  abgefallenen    Ländern.     Die  Türkei,   Bussland, 
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Idolen,  Sachsen,  Prenssen,  Holland,  die  Schweiz  sind  die 
Oteg^enden,  wo  der  Jade  seine  Bechnang  findet,  es  sind 
die  Länder,  wo  sich  die  Bitaalmordbeschaldigungen 
gegen  ihn  finden,  Beschuldigungen,  welche  deshalb  auch 
^w^irtschaftspolitisch  bedeutsam  sind,  weil  sie  immer 
dort  erschallen,  wo  der  Jude  sich  wirtschaftlich  un- 
angenehm fühlbar  macht. 

In  Deutschland   hält  man  zunächst  noch  an  den 
alten  Einschränkungsbestimmungen  gegen  die  Juden 
fest    Noch  die  Halsgerichtsordnung  vom  Jahre  1709  setzt 
auf  den  BQck tritt  eines  getauften  Juden  zum  Juden- 
tum  den  Tod.    Aus   den  Städten  ist  der  Jude  meist 
ausgeschlossen,  aber  es  ist  ihm  gelungen,  an  Markttagen 
^^enigstens  wieder  Zulassung  zu  erhalten,  wo  er  bald  als 
Rosskamm  und  Yiehkäufer  eine  grosse  Bolle  spielt 
Dagegen    erlaubt    der    Merkantilismus    der  Zeit   mit 
aeiner  Begünstigung  des  kleinen  Manns,  des  Mittelstands, 
dem  Juden  in  keiner  Weise  das  Hausieren  mit  yerar- 
l>eiteten   Erzeugnissen,    den  Kleinhandel  mit  Waren. 
Vom  Kleinhandel  und  Kleingewerbe  mit  Währungs- 
S^t,  d.  h.  vom  zwangskörperschaftlich  geordneten  Gewerbe- 
l>etrieb,  von  der  Zunftangehörigkeit,  ist  der  Jude  ausge- 
schlossen. Bierbrauereien,  Branntweinbrennereien 
^n  besitzen  oder  Staatsgefälle  zu  pachten,   ist  ihm 
"^erboten,  ebenso  der  Erwerb  von  Grundbesitz  und 
^as  Ausleihen  von  Geld  auf  solchen.    In  den  Städten 
4arf  der  Jude  Häuser  nur  in  bestimmten  Stadtteilen,  auf 
5)em  Lande  nur  solche  besitzen,  die  schon  von  Alters  her  in 
Jüdischem  Besitz  waren.    Schuldurkunden  über  höhere 
^^etrage  sind  nur  gültig,  wenn  sie  vor  dem  Bichter  ausge- 
J^ertigt  worden  sind.   Der  ordentliche  Schutzjude  kann 
^«in  Schutzrecht  nur  auf  ein  Kind  vererben,  jedes  weitere 
^^ind  muss  sein  Schutzrecht  neu  erkaufen.  Fremde  Juden 
'Verden  nur  hereingelassen,  wenn  sie  sehr  bemittelt  sind 
^nd  eine  gute  Steuerquelle  bilden.    Ausserordent- 
1^  iche  Schutzjuden  und  die  Knechte  und  Mägde  der 
^uden   dürfen    nicht   heiraten.      Bei   dem   Schutzerwerb 
^^uss   der  Jude   eine  bestimmte  Menge  Landeserzeug- 
isse    aus    den    grossen   Staats fabriken  übernehmen, 
abriken    anzulegen     ist     ihm    gestattet,     dagegen 
"V^erboten,    mit   Getreide    und    sonstigen    Landeser- 
^  eugnissen  zu  handeln;  denn  der  Jude  soll  Handel  und 
Industrie  heben,  den  Bodenbau  aber  dem  Christen 
fassen,  damit  jeder  an  seinem  Platze  bleibe.    Nimmt  die 
Ajizahl  der  Juden  allzusehr  zu,  so  werden  die  ärmsten 
'^^d  unsittlichsten  aus   dem  Lande  geschafft.    D^t   Jm^l!^ 
«ahlt  das  Bekratierangsgeld    und   die  Sto\g^^i\)AiT 


I 


—    XCIV    — 

nnd  ist  in  Bezug  auf  die  Bei igionsübnng  unbeschränkt, 
wie  sein  Babbi  weitgehende  Befugnisse  in  Ehe-,  Erb- 
Schafts-  und  Vormundschaftssachen  hat,  dagegen 
ist  sein  Zeugnis  vor  Gericht  nicht  vollgültig. 

Erst  seit  den  80er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  be- 
ginnen sich  diese  Verhältnisse  allmählich  zu  ändern.  Man 
hebt  den  Leib  zoll  der  Juden  auf  und  gewährt  ihnen, 
erst  zögernd,  dann  immer  rascher,  eine  Erleichterung  nach 
der  andern.  Im  Jahre  1760  erhalten  die  Juden  im  Ulmer 
Städtchen  L  ei  p  heim  das  Becht,  auf  den  dortigen  Märkten 
auch  mit  Waren  zu  handeln,  während  sie  sonst  nur  mit 
Vieh  handeln  durften.  Auch  in  Ulm  selbst  hält  sich 
schon  damals  wieder  ein  privilegierter  Jude  auf  und 
die  Eriegsjahre  1799  und  1800  bringen  zahlreiche 
jüdische  Armeelieferanten  mit  den  österreichischen 
Truppen  in  die  Stadt  herein,  indem  namentlich  die  reiche 
HofjQdin  Eaulla  des  Fürsten  von  Hohenzollern  in 
Hechingen  grosse  Abschlüsse  mit  der  österreichischen 
Eriegsleitung  macht.  Laut  klagen  die  ehrsamen  Burger, 
wie  die  reichen  Juden  die  besseren  Bürger  zum  Hazard- 
spiel  verleiten,  während  die  armen  Juden  stehlen  und 
hehlen,  wo  es  etwas  zu  stehlen  nnd  zu  hehlen  gebe,  und 
die  Spione  für  die  Franzosen  machen.  Welche  Bolle 
schon  damals  der  Jude  wieder  im  polititschen  Leben 
der  Deutschen  spielt,  zeigt  der  Jude  Süss,  der  berüchtigte 
Finanzminister  des  Herzogs  Earl  Alexander  von 
Wirtemberg. 

Als  dann  Ulm  im  Jahre  1805  seine  Beichsfreihelt 
verliert  und  unter  bayerische  Herrschaft  kommt, 
hört  sein  Judenfreiheitsrecht  auf  und  im  Jahre  1806 
siedelt  sich  der  erste  Ulmer  Jude  wieder  dauernd  in 
der  Stadt  an.  Auch  als  Ulm  im  Jahre  1810  württem- 
bergisch wird,  geht  es  mit  der  Zuwanderung  neuer 
Juden  sehr  langsam.  Im  Jahre  1815  verleiht  Eönig 
Friedrich  auf  Empfehlung  des  Hofjuden  Eaulla 
einem  weitem  Juden  das  Ulmer  Schutzbürgerrecht^ 
was  grosse  Aufregung  in  der  Stadt  verursacht  und  den 
gesamten  Handelsstand  zu  einer  Beschwerde  beim 
Landtage  in  Stuttgart  veranlasst,  die  aber  vergeblich 
ist,  obgleich  sie  die  schlimme  Wirksamkeit  der  Juden 
als  Hausierer  nnd  Schleichhändler  scharf  zeichnet 
Man  klagt  über  die  bayerischen  Zollschranken,  welche 
den  Ulmer  Eaufleuten  den  Absatz  an  die  bayerischen 
Landkrämer  geraubt  und  diese  den  bayerischen 
Juden  ausgeliefert  haben,  man  schreibt  den  Juden  die 
Schuld  zu,  dasB  die  Liederlichkeit  und  Untreue  der 
Dienstboten  zunehmen,  man  betont,  dass  unter  Bayern 
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80  etwas  den  ülmern  nicht  angethan  worden  sei.  Man 
bittet  dringend,  bei  der  Verf&gang  über  das  Bürgerrecht 
mehr  aof  die  angesessene  Bürgerschaft  zu  hören 
ood  den  gewerblichen  Zwangskörperschaften  ihr 
woUverbrieftes  altes  Becht  zu  lassen. 

Im  Jahre  1816  werden  die  Juden  in  Hessen  in  die 
bfirgerlichen  Zwangsgenossenschaften  oder  Zünfte 
fogelassen.    Die  seitherige  Jndenzanft  hört  auf  und  an 
äireStelle  tritt  die  Synagogengemeinde.  Bahnbrechend 
ftr  die  Anfioiahme  der  Jaden  in  dem   neuen  Königreich 
Württemberg  und  damit  in  der  neuen  württembergischen 
Kreisstadt  Ulm  war  das  Gesetz  vom  Jahre  1828  über 
die  bürgerliche    Gleichstellung    der  Juden.     Der 
Gesetzentwurf  von  1827  über  die  bürgerlichen  Rechte  der 
9f  Israeliten^,  d.  h.  auf  deutsch  „Gotteskämpfer^ ,  wie 
Jetzt   die    Schwäche    einer    den    christlichen   Staat    yer- 
Iftognenden   Begierung    dem  Christentum   zum   Hohn   die 
Jadenschaft  amtlich  benannte,   fand  seitens  der  Ulmer 
I^andtagsabgeordneten  und  des  Ulmer  Handelsstands  leb- 
haften Widerspruch.     Man  sah  in  Ulm  nicht  ein ,  warum 
Xkian  Preussen  und  Bayern  vorauseilen  sollte,  statt 
^e  Sache  gleichmässig   durch   einen  Bundesakt  zu 
Ordnen;  man  wies  darauf  hin,  wie  in  Bussland  und 
^olen    die   Juden   eingeschränkt   werden,   und   be- 
t;onte,  dass  die  deutschen  Juden  kein  Haar  anders  seien, 
^Is  die  polnischen;  man  war  nicht  gegen  den  Versuch, 
<lie  Juden  zu  bessern,  aber  man  wies  auf  die  schäd- 
liche Wirjning  hin,  die  ein  schroffer  Uebergang  yon 
^er  seitherigen  weitgehenden  Judenbeschränkung  zur 
O^ndenfreiheit  auf  den  Charakter  der  christlichen 
Staatsbürger  ausüben  müsse,    da  böser  Umgang  gute 
Sitte  verderbe.     Betonte   der  Begierungsentwurf   selbst, 
Qs   fehle  den  Juden  an  Ehrgefühl,   am  Gemeinsinn 
gegenüber  den  NichtJuden,  er  strebe  nicht  nach  wahrer 
Herzensbildung    und    widerstrebe   den    Sitten    und 
Clebräuchen    des    Lands,    er    scheue     alle    eigentlich 
erzeugende  Arbeit  und  wolle  nur  handeln  und  der 
Schacherhandel  sei  sein  Begleiter,  so  ffigten  diesen  Be- 
weggründen die  Ulmer  bei,  die  Juden  seien  Diebshehler, 
aie  kaufen   den  Dieben  und  Bäubern  ihre  Beute  ab  und 
fördern  so  das  Verbrechen,  treiben  Falschmünzerei, 
"Wucher,    Qüterzersttickelung,    Gauklerei,    Zau- 
l)erei;  die  Kinder    und  Eindeskinder   der  christ- 
lichen   Bevölkerung   werden    diesem    Schritt     der 
Begierung  dereinst  fluchen  und  die  Eegierungsvorlage 
««i  eine    weitgehende  Umwälzung    der    aeit\v^t\g^TL 
^erhältnJMö,  die  von  den  schwersten  Folge^u  ^e^sv 
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werde.  Nur  mit  Abscheu  könne  sich  der  Christ  von 
dieser  gewaltsamen  Vermischung  mit  demJudenvolk 
abwenden.  Man  solle  doch  für  die  Juden  eine  eigene 
Judenstadt  mit  eigener  Markung  in  der  Nähe  von 
Stuttgart  bauen;  das  sei  besser,  als  sie  ins  ganze  Land 
hereinzulassen.  Wenn  sie  dort  dann  im  Laufe  der  Zeit 
unter  Aufsicht  des  Staats  zu  anstandigen  Menschen  ge- 
worden seien,  könne  man  ihnen  allmählich  mehr  Rechte 
einräumen.  Die  Herrenhuter  und  Quäcker  wohnen  ja 
auch  in  eigenen  Dörfern.  Dann  aber  erscheine  es 
bedenklich,  die  Juden  als  vollgQltige  Zeugen  vor  Ge- 
richt zuzulassen,  während  doch  ihre  Glaubwürdigkeit 
vor  Gericht  sehr  zweifelhaft  sei.  Wenn  man  den  Juden 
bessern  wolle,  brauche  das  doch  nicht  so  zu  geschehen, 
dass  man  den  Christen  opfere.  Die  Erziehung  des 
Christen  erfordere  einen  wirtschaftlichen  Aufwand, 
mit  dem  der  Jude  nicht  zu  rechnen  habe,  deshalb  sei  er 
im  Vorzug,  der  Christ  dürfe  nicht  dem  NichtChristen 
gegenüber  lügen,  betrügen  und  wuchern  wie  der 
Jude,  ohne  aufzuhören,  ein  Christ  zu  sein.  Darum 
werde  es  so  kommen,  dass  der  Christ  werde  sein  müssen 
wie  der  Jude,  wenn  der  Regierungsentwurf  durchgehe. 
Auch  diese  Vorstellung  freilich  war  vergebens,  das  Gesetz 
kam  zu  stände,  5  Jahre  bälder  als  in  Hessen,  wo  die 
Juden  erst  im  Jahre  1833  ins  Bürgerrecht  zuge- 
lassen wurden. 

Mit  dem  Gesetz  von  1828  war  den  Juden  in  Würt- 
temberg die  Bahn  frei  und  bald  wurde  auch  die  „gute 
Stadt  Ulm"  einer  der  bevorzugtesten  ünterkunfts- 
orte  fbr  den  neuen  Staatsbürger,  so  dass  im  Jahre  1845 
in  Ulm  ein  jüdischer  Filialgottesdienst  eingerichtet 
werden  konnte,  nachdem  die  Gemeinde  auf  57  Köpfe 
angewachsen  war.  An  der  Spitze  der  Filialgemeinde  stand 
ein  Anwalt,  später  ein  Eirchenvorsteher.  Heute  hat 
die  Ulmer  Gemeinde  wieder  eine  eigene  Synagoge  mit 
eigenem  Rabbiner  und  ist  mit  645  Köpfen  eine  der 
blühendsten  des  Lands. 

Damit  glaubt  der  Verfasser  dem  Leser  in  kurzen 
Zügen  eine  Uebersicht  über  den  Inhalt  des  vor- 
liegenden Werks  gegeben  zu  haben,  in  dem  derselbe 
systematisch  geordnet  der  Oeffentlichkeit  wiederzugeben 
suchte,  was  er  in  jahrelangem  Sammeln  an  Nachrichten 
über  die  Judengemeinden  überhaupt  und  über  die  Juden- 
gemeinde der  Stadt  Ulm  im  Besondern  gefunden  hat. 
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1)  Inner  Bück  auf  die  Stellung  der  Ulmer  Jaden  bis 
zun  Begfnne  des  14.  Jahrliiinderts. 

Mit  den  römischen  Kanflenten  sehen  wir  auch  die 
Jaden  seit  Eroberung  der  neuen  Proyinzen  jenseits  der 
Alpen  in  Scharen  nach  Rhätien  und  Wendelicien 
hereinstrSmen  y  wie  die  in  unserer  Gegend  gefundenen 
Jndendenkmale  aus  dem  4.  Jahrhundert  hinlänglich 
beweisen')  und  es  ist  deshalb  die  Nachricht  des  Ulmer 
Chronisten  Felix  Fabri,  der  um  das  Jahr  1490  schrieb, 
nicht  unwahrscheinlich,  dass  sich  in  Ulm  schon  längst 
Tor  der  Geburt  des  Heilands  eine  blühende  Juden- 
gemeinde befunden  habe.  Der  Chronist  meldet,  man 
habe,  als  man  nach  dem  Judenkrawall  des  Jahrs  1349 
die  Hinterlassenschaft  der  erschlagenen  Hebräer  geordnet 
habe,  unter  anderen  Schriftstücken  Briefe  aus  der  Zeit 
der  Hinrichtung  des  Heilands  entdeckt,  in  welchen  die 
Jndengemeinde  Jerusalem  diese  Thatsache  der  Ulmer  Juden- 
gemeinde mitgeteilt  habe^,  eine  Legende,  die  immerhin 
zeigt,  dass  man  im  Jahre  1349  mannigfach  der  Ansicht 
war,  dass  es  in  Ulm  schon  in  solch  früher  Zeit  Juden 
gegeben  habe.  Ueber  die  Schicksale  jener  ältesten  Zeiten 
dieser  etwaigen  Judengemeinde  freilich  weiss  man  nichts. 
Sind  durch  schwäbische  Judengrabsteine  des  4.  Jahr- 
hunderts schwäbische  Juden  in  dieser  Zeit  nachgewiesen, 
so  mag  es  auch  damals,  als  Kaiser  Julian  der  Abtrünnige, 
Ton  Paris  kommend,  da,  wo  die  Donau  schiffbar  wird, 
ein  Schiff  bestieg  und,  mit  kleinem  Gefolge  dem  Heereszuge 
der  gaUischen  Legionen  vorauseilend,  auf  dem  Strome  nach 
Belgrad  (Sirmium)  fuhr,  in  Ulm  eine  Judengemeinde 
gegeben  haben,  wie  auch  unter  den  Alemannenherzögen 
^d  unter  den  Karolingern  in  einem  so  wichtigen 
Reichsweiler  wie  Ulm  mit  seiner  Kaiserpfalz,  wo 
wiederholt  Hoftage  stattfanden,  auch  die  für  den  Hof 
^entbehrlichen  jüdischen  Hofagenten  und  Faktore 
ucht  gefehlt  haben  werden. 

Die  ersten  eigentlichen  Nachrichten  von  Ulmer 
Joden    geben  uns   die   gefundenen  Judengrabsteine, 

^    ')  StUin.  WirtembergiBche  Geachiclite ,  Bd.  1,   S.  106.    Jäger,  ülm'B 
TerOuRiiigsieben  im  Mittelalter,  8.  6. 

*)  Veesenmeyer,  Tractalua  Felids  Fabri,  S.  17. 
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welche  der  Leser  im  spätem  Laafe  der  Darstellang  ge- 
legentlich der  Schilderang  der  Aafhebang  des  ülmer 
Jadenfriedhofs  näher  beschrieben  erhält.  Der  älteste  dieser 
Jadengrabsteine  stammt  vom  Jahre  1243  and  meldet  den 
Tod  der  Tochter  des  Rabbi  Salomon  Halevy.  Weitere 
Grabsteine  ans  den  Jahren  1255,  1274,  1305,  1306,  1307, 
1331,  1341,  1342,  1344  bestätigen  ans  das  Vorhandensein 
eines  Jadenfriedhofs  and  damit  einer  Jadenge- 
meinde in  Ulm  am  jene  Zeit.  Wann  dieser  älteste 
ülmer  Jadenfriedhof  —  denn  es  kann  sich  aach  in 
Ulm  je  nachdem  wie  in  Nürnberg  and  anderen  Orten  um 
zweierlei  Jadenfriedhöfe  handeln,  von  welchen  der 
zweite  erst  angelegt  worden  wäre,  nachdem  der  erste 
zerstört  worden  war  —  in  Ulm  entstanden  ist  und 
wo  er  sich  befand,  lässt  sich  freilich  nur  vermuten 
und  es  kommt  für  diese  Vermutung  eine  Anzahl  von 
Nachrichten  in  Betracht,  welche  uns  die  Urkanden  bieten. 
Im  Jahre  1183  übergiebt  der  Edelmann  Witegau 
von  Alb  eck  zu  seinem  Seelenheile  und  zu  dem  seiner 
Angehörigen  den  Michaelsberg  bei  Ulm  mit  allen  seinen 
Zubehörden  dem  Kloster  Reichenau  und  der  Kirche  mit 
allem  Eigentam  und  allen  Besitzrechten.  Dem  Rate  geist- 
licher Männer  folgend  bestimmt  er  dabei,  dass  dieser  Berg 
in  ewige  Zeiten  zu  einem  Hospital  für  arme  Sieche,  d.  h. 
Kranke,  und  Fremde  gemacht  werden  und  dass  der  Propst 
dieses  Spitals  and  dessen  Kanoniker  der  Regel  des  heiligen 
Aagastinas  angehören  sollten.  Die  Brüder  des  Spitals 
sollten  das  Recht  haben,  den  Propst  frei  za  wählen,  dem 
Abt  von  Reichenau  aber  sollte  das  Recht  der  Investitur 
zustehen.  Sollten  die  Brüder  aber  bei  der  Wahl  keine 
Einigung  erzielen,  so  sollte  der  Abt  von  Reichenau  unter 
Beirat  des  Schatzvogts  des  Spitals  die  Entscheidung 
treffen.  Die  Schutz vogtei  sollte  als  ewiges  Mannlehen 
den  Herren  von  Albeck  zustehen  und  jeder  Hintersasse 
dieser  Herrschaft  sollte  das  Recht  haben,  seine  fahrende 
oder  liegende  Habe  zum  Heile  seiner  Seele  dem  neuen 
Kloster  zu  übertragen.  Allen  Hintersassen  der  Abtei 
Reichenau,  den  Eigenleuten  wie  den  freien  Knechten 
(Ministerialen)  aber  sollte  erlaubt  sein,  freien  Markt- 
verkehr mit  dem  St.  Michaelspital  mit  all'  ihrer  liegenden 
und  fahrenden  Habe  durch  Schenkung,  Wechsel  und  Ver- 
kauf zu  unterhalten.')  Der  Aufenthalt  der  Augustiner  auf 
dem  St.  Michaelsberge  dauert  freilich  nur  kurze  Zeit, 
denn  schon  in  der  Zeit  zwischen  1190  und  1206  gestattet 
der  Bischof  Dithelm  von  Konstanz  als  gleichzeitiger 

')  Presse!,  ülmiscbes  Urkandenbuch,  S.  25. 
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AbtvonBeichenan  den  Aagnstinern  von  St  Michael 
in  Ulm,  ihre  Wohnstätte  nach  freier  Wahl  vom  Berg 
herab  an  einen  geeigneten  Ort  in  der  Ebene  zu  verlegen, 
best&tigt  dem  Kloster  den  freien  Marktverkehr  mit 
den  Ulmer  Hintersassen  der  Abtei  Beichenan  und  be- 
droht alle  mit  dem  Kirchenbann,  welche  sich  künftig 
wieder  unterstehen  sollten,  das  ülmer  Aagastinerkloster 
an  diesem  freien  Marktverkehr  zu  hindern.  Worin 
diese  Behinderung  des  commercium  bestand,  zeigt  eine 
weitere  Urkunde  vom  8.  Mai  1199,  in  welcher  Papst 
InnocenzIIL  das  Ulmer  Augustinerkloster  in  den  Schutz 
der  Kirche  nimmt  und  das  dem  Kloster  angefochtene 
Begräbnisrecht  seiner  Hintersassen  bestätigt.^)  Seither 
i8t  das  Kloster  nicht  mehr  auf  dem  Michaelsberg  bei  Ulm, 
sondern  auf  der  Blauinsel  westlich  der  Stadt,  die  man 
die  „ferne  Wenge"  nannte,  und  hiess  deshalb  Wengen- 
kloster,  und  da  zu  dem  Kloster  eine  Fruchtmühle,  ein 
Eisenhammer  und  eine  Bierbrauerei  gehörte,  lag  dieses 
Kloster  wohl  an  der  Stelle  des  heutigen  Kupfer-  und 
Eisenhammer  beim  sogenannten  „Blumenschein.^ 

Nun  ist  aber  Thatsache,  dass  der  im  Jahre  1499  in 
Ulm  aufgehobene  Judenkirchhof  in  jener  Gegend  und 
«war  wahrscheinlich  an  der  Stelle  des  heutigen  Post- 
Gebäudes  am  Bahnhofplatze,  stand,  wo  erst  im  Monat 
Dezember  1895  eine  Menge  von  menschlichen  Knochen 
«u  Tage  gefordert  wurden,  und  so  liegt  immerhin  eine 
kleine  Wiüirscheinlichkeit  vor,  dass  es  sich  bei  dem  be- 
strittenen Begräbnisrecht  des  Klosters  um  den 
Juden  fr  iedhof  gehandelt  haben  könnte,  da  die  Juden 
ja  mit  Vorliebe  ihre  Friedhöfe  der  bessern  Sicherheit 
wegen  in  den  Schutz  der  Kirche  stellten.  Es  spricht 
ftr  diese  Annahme  die  weitere  Thatsache,  dass  sich  Graf 
Eberhard  der  Milde  von  Wirtemberg  im  Jahre  1392 
bei  seinem  Friedensvertrage  mit  der  Stadt  Ulm 
darüber  beschwert,  dass  die  ülmer  im  Jahre  1376  ohne 
seine  Erlaubnis  das  Augustinerkloster  auf  der  Wengen- 
insel  abgebrochen  haben,  wo  die  mit  ihm  verbündeten 
Grafen  von  Werdenberg-AIbeck  Begräbnisrechte 
gehabt  haben,   und   dass  ihn  die  Ulmer  an  Christen  und 

*)  ^Specialiter  aatem  concessionem  saper  sepeliendis  vestris  fratribos, 
^^OQTersis  et  familia''!  Pressel,  Ulmer  Urkundenbuch,  S.  82  Der 
Aosdruck  „cooTersis*'  der  Urkunde  namentlich  legt  die  Vermutung  nahe, 
^  es  sich  hier  um  sogenannte  ,,Kowert8cben**,  wie  man  die  ^«Darleiher'' 
^fach  nannte,  gehandelt,  haben  könnte  und  wäre  in  diesem  Falle  ein 
J«itrag  zu  der  viel  umstrittenen  Frage,  woher  der  Name  „Kovet\ÄC,W 
^Qt,  indem  er  dafQr  spräche,  dass  das  Wort  yom  lateimscYi^tL  vi^i^- 
^^nur*,  d,  h.  Zugewandter,  freier  Beisitzer,  Hintersasse,  herkommt,  N  w\^, 
Wfer  den  AäBcJuutt  über  die  Kowertschen» 
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Juden  geschädigt  haben. ^)  Hau  sieht ^  die  Sache  ist 
zweifelhaft,  wenn  aach  die  Lage  des  Ülmer  Jaden- 
fr  ied  ho  fs  seine  Zugehörigkeit  zum  Reichenauischen 
Augüstinerstift  auf  den  Wengen  nicht  unwahrscheinlich 
macht  Immerhin  darf  diese  Vermutung  wohl  als  solche 
hier  eine  Stelle  finden,  wobei  freilich  in  Betracht  sa 
ziehen  ist,  dass  es  sich  bei  dem  Begräbnisrecht  der  Grafen 
von  Albeck  ebensowohl  um  ein  Familienbegräbnis  der 
Stifter  als  um  einen  Judenfriedhof  oder  auch  um  beides 
gehandelt  haben  kann. 

Aber  nicht  nur  die  steinernen  Denkmale  des  Juden- 
friedhofs bezeugen  das  Vorhandensein  einer  entwickelten 
Judengemeinde  in  Ulm  im  13.  Jahrhundert,  auch  das  älteste 
Ulmer  Stadtrecht  vom  Jahre  1274  zeigt  uns  die  Ulmer 
Judengemeinde  als  privilegierte  Darleiherge- 
nossenschaft, indem  sie  bestimmt,  dass  alle  Pfänder, 
welche  gerichtlich  mit  B^chlag  belegt  und  dem  Verkauf 
ausgesetzt  werden,  sofort  bei  den  Juden  der  Stadt 
angelegt  werden  sollen,  falls  dies  möglich  sei,  falls 
dies  aber  nicht  angehe,  verkauft  werden  sollen,  wovon 
dem  Eigentümer  sofort  vor  Zeugen  Mitteilung  zu  machen 
sei,  und  bei  gegen  Wucher  verpfändeten  Streitgegen- 
ständen einmalige  Gerichtsladung  als  genügend 
erklärt  wurde.  •)  Ebenso  war  zur  Ehre  Gottes  verboten, 
von  der  Septuagesima  bis  zur  Osteroktave  einen  Eid  in 
Schuldsachen  zu  schwören.  Die  während  dieser  Zeit 
beim  Gericht  anfallenden  Eide  wurden  vorgemerkt,  mit  der 
Ableistung  aber  bis  zur  Osteroktave  gewartet  Klagte 
ein  Bürger  während  dieser  geschlossenen  Zeit  gegen  einen 
andern  Bürger  in  Sehuldsachen,  so  musste  eine  einstweilige 
Verfügung  getroffen  werden,  wodurch  eine  Sicherung 
des  Klägers  durch  ein  bei  den  Juden  zu  hinter- 
legendes Pfand  erfolgte;  die  hiedurch  entstehenden 
Kosten  wurden  dann  den  Kosten  des  Hauptverfahrens 
zugeschlagen,  so  dass  derjenige,  welcher  schliesslich  Becht 
behielt,  von  diesen  Kosten  freiblieb, 

Ist  also  zweifellos  in  Ulm  im  13.  Jahrhundert  eine 
blühende  Judengemeinde  vorhanden,  so  weiss  mau 
darüber  nichts,  ob  auch  die  Ulmer  Juden  unter  den  da- 
maligen Ausbrüchen  der  Volkswut  gegen  die  Juden  in 
den  süddeutschen  Städten  zu  leiden  gehabt  haben.  Bis  zum 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  ist  thatsächlich  der  gesamte 
Zwischenhandel,  namentlich  der  Aufkauf  von  Korn,  Wein, 
Schafwolle,  Flachs  bei  den  Klöstern  und  Bitterorden  in 

^)  Kornbeck,  Vergleich  der  Grafen  Ton  Wirtemberg  mit  der  Stadt 
Ulm,  in  Ülm-Oberschwaben,  Ulm  1877. 

^  Pressel,  Ulmisches  Urkundenbucb,  8.  284. 
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Deutschland,   Frankreich,  England,  Spanien  und 
der  Verkauf  dieser  Gegenstände  an  den  Fabrikanten,   aber 
audi   der   gesamte  Geldhandel  völlig  in  den  Händen  der 
Juden  undLombarden^.  Dem  letzten  Bamberger,  Herzog 
Friedrich   dem  Streitbaron  von  0  est  erreich,   wird   vorge- 
^worfen,  dass  er  die  Verwaltung  seiner  Kammer  den  Juden 
überlassen  habe,  welche  das  Volk  durch  hohe  Steuern  drücken'), 
und  mit  Hilfe  der  Mauren  und  Juden  behauptet  sich  etwas 
später   König   Alphons   X.    von   Deutschland-Kastilien 
gegen   seine   Geinahlin  Jolauthe   und    den   agrarischen  Adel 
des  Landes.    So  bestimmt  das  Stadtrecht,  das  König  Philipp 
von  Schwaben  im  Jahre  1207  der  Stadt  Regensburg  ver- 
leiht)   dass  jeder,   der  in  der  Stadt  Gewerbe   oder  Handel 
treiben  wolle,    er    möge   Jude,   Geistlicher    oder    Welt- 
licher sein,   die  städtischen  Steuern   zu  bezahlen  haben 
Bolle*).   Man  sieht  aus  dieser  Voranstellung  der  Juden,  welche 
l^ervorragende    handelspolitische   Stellung    dieselben 
damals  eingenommen  haben.    Auch  die  deutschen  Könige 
t>egünstigton   die   Juden,    weil    sie   von    ihnen   grosse 
Einkünfte  durch  jährliche  Kopfgelder  und  andere  Abgaben 
(bezogen.    Doch  war  der  Jude,  auch  in  Deutschland  niemals 
in  irüherer   55oit   ein   vollberechtigter   Staatsbürger. 
Als   Fremder    stand    er    im   reichsherrlichen   Schutze    und 
^er    König    bezog    von    ihm    als    Gegenleistung    für    diesen 
Schutz    ein   jährliches  Schutzgeld     als    Judonschutz- 
Vogt,    wie   er   auch  dem  mittelalterlichen  Fremden- 
^echt  entsprechend    im  Falle  des  Ablebens  eines  Juden, 
^ie   überhaupt  jedes  Fremden,   das  Recht  auf  die 
Erbschaft,  den   sogenannten  „St  erb  fall"  hatte*®).    Indem 
^ie  Juden  so  im  kaiserlichen  Schutze  standen,  war  ihre  Auf- 
^lahme  und  das  Recht  zum  Bezug  der  hieiür  von  den  Juden 
liczahlten  Gebühren   auch  ein  kaiserliches  Reservat,  so  dass 
^aiemand  ohne  Erlaubnis  dos  Reichs  das  Rocht  hatte,  Juden 
y^i  sich    aufzunehmen   und   zu   schützen.    So  vorleiht   z.  B. 
liaiser  Friedrich  I.  dem  Herzog  Heinrich   in   Oesterreich  das 
Ilecht  „tencndi  Judacos  et  usurarios",  also  Juden  und  öffent- 
l  icho  Geldverleihor  zu  halten,    „sine  imperii   molestia  et 
offensa"'*).  Der  Jude  hatte  also  gewissermasson  ein  öffentliches 
Amt  inne,  das  darin  bestand,  Gold   gegen  Eutgeld  an  andere 
X^ersonen  auszuleihen,  ein  Amt,  dessen  Ausübung  allen  anderen 
X^ersonen     verboten     war.      Da    die    Juden     „kaiserliche 

^  Fischer,  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  2,  S.  4  f.  und  86  f. 
")  Gemeiner,  Regensburger  Chronik,  Bd.  1,  8.  336  f. 
*)  Gemeiner,  Hegensburger  Chronik,  Bd.  1,  S.  295. 
"'O  Fischer^  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  1,  S.  2ß6. 
**)  Lambecins,  Blbljotbeca  FinJobonensis,    Bd.  2,  Kap.  &.    Hoftmwfli^ 
öiuot  deädrocatm  iwperatoria  Judaica,  Tübmgen  1748.    AvTCt,  D^  V«» 
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Eammerkneclite^'^'),  d.  h.  unmittelbare  Unter- 
gebene des  Monarchen  waren,  zahlten  sie  deshalb  auch 
bis  ins  13. Jahrhundert  hinein  keine  städtischen  Abgaben, 
auch  wenn  sie  in  den  Städten  Handel  und  Gewerbe  trieben  *). 
Beginnen  die  Ausnahmsgesetze  und  die  feindliche  Haitang 
der  deutschen  Bevölkerung  gegen  die  Juden  also  auch 
schon  vor  den  Kreuzzügen,  so  nehmen  sie  einen  weitern 
Umfang  doch  erst  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  an, 
als  die  zunehmende  Ent¥ricklung  Deutschlands  dieses  mehr 
und  mehr  den  Charakter  eines  Bauern-  und  Kriegerstaats 
Terlieren  und  die  Gestalt  eines  Industrie-  und  Handels- 
staats annehmen  lässt  Seit  dem  13.  Jahrhundert  erfolgen 
mehr  und  mehr  allerlei  beschränkende  Verordnungen 
gegen  die  Juden.  Im  Jahre  1216  verordnet  das  lateranische 
Konzil  Papst  Innocenz  HL,  dass  die  Juden  und  Jüdinnen  in 
allen  christlichen  Ländern  eine  besondere  Tracht  haben 
sollen  und  im  Jahre  1267  verordnet  das  Konzil  vonVienne, 
dass  die  Juden  die  in  Form  eines  Halbmonds  aufge- 
krämpten  roten  Hüte,  welche  sie  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit abgelegt  hatten,  bei  Geldstrafe  durch 
den  Landesherm  wieder  tragen  sollen,  damit  man  sie  von 
den  Christen  unterscheiden  könne;  man  verbietet  ihnen,  in 
die  von  Christen  besuchten  Wirtshäuser,  Zechstuben 
und  Bäder  zu  gehen,  der  Verkauf  von  geschächtetem 
Fleisch  in  den  christlichen  Fleischbänken  wird 
verboten,  es  wird  den  Juden  untersagt,  an  den  gebotenen 
Fasttagen  Fleisch  zu  essen,  zu  ihren  geselligen 
Vergnügungen,  Gastereien  und  Hochzeiten  Christen 
einzuladen,  sich  bei  der  Fronleichnamsprozession 
auf  die  Strasse  zu  stellen,  es  wird  der  Bau  wei- 
terer Synagogen  verboten  und  den  Juden  strenge 
anbefohlen,  mit  Christen  nicht  über  Glaubens- 
sachen zu  streiten  und  jeden  Versuch  zu  unterlassen, 
Christen  zum  Judentum  zu  bekehren;  schwere 
Strafe  wird  endlich  jedem  Juden  angedroht,  der  sich  bei- 
kommen liesse,  mit  Christinnen  zu  verkehren  ^^.  Dagegen 
lässt  sich  eine  gesetzliche  Beschränkung  und  räum- 
liche Geschlossenheit  der  Judenviertel  um  jene  Zeit 
nicht  nachweisen.  Das  geschlossene  Zusammenwohnen 
bestimmter  National-,  Gewerbe-  oder  Handelskörperschaften 
entspricht  einfach  dem  allgemeinen  mittelalterlichen 

^')  Die  Bezeidmong  „Senros  camerae  specialis**  kommt  schon  im  Jalue 
1237  vor.  Yergl.  Diplomatae  Vindobonensidae ,  1237.  Der  Anadmck 
„Knecht**  hat  dabei  durchaus  nichts  herabsetsendes.  Die 
damalige  Amtssprache  nennt  den  Juden  „Kammerknecht*'  als  Hinter- 
sassen der  Beichslounmer,  wie  sie  den  adeligen  Hintersassen  einen  „Edel- 
knedit*  nennt. 

^')  Gemeiner,  Regensborger  Chronik,  Bd.  1,  8.  395  f. 
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Gebranch  und  hat  mit  dem  spätern  gesetzlichen  Ghetto- 
zwang der  Jaden  ursprünglich  nichts  zu  thnn^^).  Wie  in  den 
grossen  Handelsmittelpankten  Syriens,  Griechenlands  und  der 
ProTence    die   Städte    ans    einer  Reihe  von    selbstständigen 
nationalen  Einzelgemeinden  bestehen ^^),  so  Terhalt  es  sich 
auch  mit  den  deutsdien  Jadengemeinden.    Die  Jaden  leben 
nach  ihrem  eigenen  Gesetze,  sie  haben  einen  eigenen  „magi- 
^ratus^,  eigenes  „consilium^^  und  eigenen  „episcopus^^  sie  haben 
«ne  Synagoge,  eigene  Schalen,  ein  eigenes  Spital  and  ein  eigenes 
Rathaas,  wo  sie  ihre  Yersammlangen,  Hochzeiten,  Festgelage, 
Bälle  and  ähnliche  Dinge  abhalten,  aber  das  alles  haben  am 
jene    Zeit    die    anderen    Grenossenschaften    aach;   auch    die 
Deatschordenskommende,  die   Klöster   und    Klosterhöfe,   die 
Herrenhöfe,  die  Herrenzechen  wie  die  Zfinfte  haben  ihre  eigenen 
Gesetze,  ihren  Meister,  ihren  Rat,  ihren  Genossenschaftspriester, 
ihren  Altar,  ihr  Genossenschaftshaas,  wo  sie  ihre  Yersamm- 
langen, Hochzeiten,  Kindstaafen,  Leichenschmäase  halten,  and 
wie  diese  Grenossenschaften  am  jene  Zeit  die  eigene  Gerichts- 
barkeit sich  erkämpfen,    so   gelingt    diess   gleichzeitig   aach 
den  Jnden.    Während  z.  B.  in  den  ältesten  Eintragungen  des 
Ejolner   Jadenschreinbachs   gegenüber   den  gleichzeitigen  Be- 
nrknndangen    über    christlidben  Grandbesitz   ein  Unterschied 
nicht    za    Tage    tritt    und    die    Amtleate    der    vorgesetzten 
Lianrexizpfarre  die   gemeinschaftliche  Urkandsbehörde  für  die 
Christen  and  die  Jaden  bilden  and  nar  in  streitigen  Fällen 
des  Erbrechts,  des  ehelichen  Güterrechts  oder  des  Yormnnd- 
schaflBwesens  eine  Mitwirkaag  der  Jadengemeinde  stattfindet, 
wo    bei  christlichen  Rechtsgeschäften  ein  Urteil  der  Schöffen 
entscheidet,  so  beginnt  seit  Anfang  der  60er  Jahre  des  13. 
JahrhnndertB,  zunächst  vereinzelt,  der  Vollzag   der   Rechts- 
geBcbSitd  vor  der  Synagoge  za  geschehen  and  die  hebräisch 
abgelasste  Urkande  hierüber  wird  dann  der  öffentlichen  Stelle 
übergehen,  welche  bezeagt,  dass  der  Käafer  in  Gegenwart  der 
jüdischen    Gemeindevertretang   die    hebräische  Urkande   den 
Borgern  übergeben  hat,  welche  daza  bestellt  sind,  die  Schrift- 
Btücke   und   Si^el  über  den  Verkauf  von  Grundstücken  auf- 
zuhewahren,   damit  es  in  ihrer  Hand   zu  einem  wahrhafl;en 
Zeugnis  sei,  bis  seit  dem  Ende  der  80er  Jahre  des  13.  Jahr- 
hunderts die  Bezugnahme  auf  die  hebräischen  Urkunden  zur 
Begel  wird  und  die  Amtleute  einfach  noch  bezeugen,  dass  die 
„muTersitas  Judaeorum  Goloniensium  per  magistratum  et  con- 
^ilinm  eorum'^  das  betreffende  Rechtsgeschäfk  vorgenommen  hat. 
Die  massgebende  Behörde  ist  seither  die  jüdische,  der  „episcopus 


^  fiöniger,  Zur  Geschichte  der  Juden  Deutschlands    im  ftuheren 
jCfftelatter.    Zeitschrift  fbr  Geschichte  der  Jaden  in  Deutschland,  Bd.  1 

S    77 
'     tf)  Hejd,  Levantehandel«  Bd.  1,  S.  864  ff. 
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(Jadenbischof),  magistratos  Jadaeoram  ac  oniTersi  Jadaei  civi- 
tatis Goloniensis'S  das  „Schreinsamt*'  ist  nur  die  Beglanbigongs- 
behörde,  kurzum  der  gesonderte  Gerichtsstand  ist  jetzt, 
soweit  es  sich  um  Bechtsgeschäfte  unter  Juden 
handelt,  vpllig  durchgeführt.  Das  Schreinsamt  kommt  nur 
in  Betracht,  wenn  der  Verkäufer  ein  christlicher  Bürger  ist,  dann 
findet  die  Verhandlung  vor  dem  Schreinsamt  statt;  das 
hebräische  Zeugnis  feMt  dann  und  die  Eintragung  erfolgt 
nicht  im  Judanschrein,  sondern  in  den  für  chrisüicho  Bechts- 
geschäfte  bestimmten  Schreinsbüchern  ^*).  Man  sieht,  es  ist  eine 
Aenderung,  die  keine  Beschränkung,  sondern  vielmehr  eino 
Erweiterung  der  gerichtlichen  Befugnisse  der  Judengemeinde 
bedeutet,  wie  sie  dem  allgemeinen  Entwicklungsgang  des 
damaligen  Verfassungalebens  entspricht  Wie  z.  B.  am 
28.  August  1292  in  Ulm  eine  Bürgeraufnahme  und  Steuer- 
festsetzung lediglich  durch  den  Oberzunftmeister  (capitaneus), 
die  Zunftmeister  und  die  Gemeinde  ohne  Mitwirkung  des  könig- 
lichen Amtmanns  erfolgt  ^''),  so  besorgt  auch  die  Ulmer  Juden- 
gemeinde jetzt  ihre  Angelegenheiten  selbstständig.  Wie  der 
Bat  und  das  Gericht  die  Handwerksämter  der  einzelnen  an- 
erkannten Zunftgenossenschaften  besetzen,  so  besetzen  sie  auch 
die  Aemter  der  Judengenossenschaft.  So  bestimmt  das  Nürn- 
berger Judenrecht  betreffs  des  Bats  und  der  Bechnung 
der  Jud  en ,  da  nach  altem  Herkommen  in  Nürnberg  die  Bürger 
vom  Bäte  und  die  Schöffen  alle  Aemter,  die  es  in  der  Stadt 
gebe  und  die  zu  der  Stadt  gehören,  alle  Jahre  neu  besetzen  und 
entsetzen,  haben  diese  auch  das  ausschliessliche  Becht,  alljährlich 
den  Juden  der  Stadt  ihren  Bat  einzusetzen  und  ihren  Bechner 
zu  ernennen,  damit  diese  im  Gemach  und  im  Frieden  unter 
einander  bleiben,  und  es  solle  desshalb  jeder  Jude,  der  gegen 
die  Gewohnheit  und  das  Becht  der  Bürger  vom  Bäte,  der 
Schöffen  und  der  Gemeinde  der  Stadt  das  Amt  eines  Juden- 
rats annehme  oder  deren  Bechner  wähle,  der  Stadt  eine 
Besserung  von  200  Pfd.  Hlr.,  wer  sich  aber  von  den  Juden 
in  dieser  ungesetzlichen  Weise  wählen  liosse,  100  Pfd«  Hlr. 
bezahlen  müssen,  ausser  der  Besserung  und  Entschädigung 
für  etwaige  Elagekosten,  welche  den  Bürgern  daraus  ent- 
stünden^^). Man  sieht,  der  Bat  von  Nürnberg  ist  ebenso  be- 
strebt, sich  das  Becht  zur  Ernennung  der  jüdischen  Genossen- 
schaftsbeamten zu  erhalten,  wie  er  das  Becht  zur  Ernennung 
der  Beamten  der  einzelnen  Ebndwerksgenossenschaflen  wahrt 

'*)  Quellen  zur  Geschickte  der  Juden  in  Deutschland,  herausgegeben 
durch  die  historische  Eonmiission  für  Geschichte  der  Juden  in  Deatsdi- 
land,  1  Bd.,  Höniger,  das  Jndenschreinsbnch  der  Laurenzpfarre  zu  Köln. 
Berlin  1888,  S.  X. 

^^  Capitaneus,  10  in  vnlgari  dicti  ,,zunftmae8ter'*  et  uniyersitas  d- 
vinm.    PresseL  Ulm.  Orkundenbuch,  8.  202  f. 

**)  Wflrfel,  NOmberger  Judengemeinde,  8.  24. 
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Die  Zeit  ist  damals  in  don  Tagen   der   untergehenden 
Hohenstaofenherrschaft   und    des   Zwischenreichs    eine    sehr 
emsta    Das  Haupt  des  letzten  Hohenstaufen,  König 
Konradins  von  Sicilien,  ist  auf  den  Machtbefehl  König 
Karls  Ton  Anjou  gefEÜlon,   auf  Deutschlands  Königs- 
thron   sitzt    ein    englischer   Fürst,    der    sich    mit    dem 
judenfreondlichen   König   Alfons   X  von  Spanien  um   die 
Herrechaft  streitet;  englische  und  spanische  Handels- 
interessen kreuzen  einander  im  deutschen  Reiche;  schwere 
wirtschaftliche  Gegensätze  und  Yorteilskämpfe  durchtobon  das 
Land.    Immer  weitere  Notstande  legen  sich  in  zunehmendem 
Masse  auf  die  Völker  Europas,  Erdbeben,  Stürme,  Ueber- 
schwemmungen,  Kriege  und  infolge  davon  Hungers- 
nöte, vor  allem  aber  die  Pest  lasten  schwer  auf  den  Ländern 
und   lösen   die   gesellschaftlichen  Bande  ^').    Die   nähere  Be- 
rührung mit   den  innerasiatischen  Ländern  hatte  den 
europäischen  Völkern    die    gefährliche    Krankheit    gebracht, 
welche  seither  als  ,,Schwarzer  Tod^^  den  Schrecken  der  Leute 
bildete»    Schon  im  13.  Jahrhundert  geht  in  der  Donaugegend 
der  y^rosse  SterV^  herum;   so  im  Jahre  1235,  als  die  Donau 
weite  Gr^enden  überschwemmt  hatte  und  der  blutige  Krieg  mit 
Heraog  Friedrich   dem  Streitbaren  von  Oesterreich  tobte. 
Am  schlimmsten  aber  trieb  es  die  Seuche  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert.   Im  Jahre  1347  erscheint  sie  in  Messina,  Marseille 
und  anderen   Hafenstädten   des  Mittelmeers,   im  Jahre  1348 
wütet  sie  in  Spanien,    Frankreich,   Deutschlaiid,   England,  im 
Jahre  1349  in  Schweden,  Norw^en,  Polen,  im  Jahre  1351  in 
Boasland.    In   den  Jahren   1348—1350  soll  Europa  25  Mil- 
lionen   Menschen    durch    die   Seuche    verloren    haben.      Die 
Kranken    starben   in   der  Regel   binnen  3  Tagen  nach  dem 
Erscheinen    der   Pestbeulen.    Allgemein   sah  man  die  Seuche 
als    göttliches  Strafgericht  für  den  damaligen  Uebermut   der 
Menschen  an  —  wohl   nicht  mit  Unrecht,  denn  ein  lieder- 
licheres,  unmässigeres  Leben,  als  es  jene  Zeiten    einer  oin- 
gectig  industriellen  Entwicklung  der  europäischen  Völker  mit 
ihrem    ungesunden  Hasten  und  Jagen  nach  Gewinn,  Genuss 
und  Sinnenlust  gebracht  hatten,  war  lange  nicht  mehr  da- 
gewesen   und   wenn  jeder  Erankheitskeim  seinen  Nährboden 
braucht  9    so    hatte    die   Menschheit   damals  jedenfalls    ihr 
Möglichstes  gethan,  um  diesen  Nährboden  zu  schaffen.    Nach 
der   allgemeinen  Anschauung  der  Zeit  war  die  Einschleppung 
dar     Seuche    durch    die    Juden    erfolgt,    welche    damals   in 
grosser    Anzahl  aus  anderen  Ländern  wie  Frankreich,  Eng- 
land«    namentlich  aber   aus  dem  Osten,   aus  den  slavischen 
Lindem,    nach    Deutschland   hereinströmten    und    den    be- 

*9y  Gemeiner^  Begenilrorger  Chronik,  Bd.  1,  S.  335  f. 
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kannten  Schmutz  mitbrachten,  so  dass  die  Ansicht  ent- 
stand, sie  haben  die  Brunnen  Tergiftet.  Auch  Ulm 
wird  damals  Ton  der  Seuche  hart  betroffen;  so  wütet 
im  Jahre  1350  ein  grosser  „Sterbet'^  in  der  Stadt,  so  dass 
täglich  manchmal  100  Menschen  dahingerafft  werden  und  der 
Totengräber  Wechteler  mit  seinen  Knechten  kaum  fertig 
wird,  und  im  Jahre  1357  wütet  der  Sterb  im  bayerischen 
Donauland;  die  Leute  bekommen  Drüsengeschwülste  und 
Schwindel  im  Kopf  und  sterben  am  dritten  Tag'^).  Gleich- 
zeitig kommt  an  Martini  1357  ein  Erdbeben,  das  8  Tage 
lang  währt  und  wie  das  vom  Jahre  1349  die  Menschen  in 
Scl^ecken  und  Angst  jagt^^).  Der  tiefe  Ernst  solcher  Zeiten^ 
war  es  denn  auch,  welcher  das  Aufkommen  jener  Sekte 
veranlasste,  welche  den  gewöhnlichen  kirchlichen  Sühnungs- 
mitteln  zum  Trotz  und  im  Widerspruch  mit  der  Kirche 
durch  Geisselungen  und  Geisseiaufzüge  den  Zorn 
Gottes  versöhnen  wollte.  Unter  dem  Läuten  der  Glocken 
zogen  die  Geissler  mit  prächtigen  Fahnen  in  ihren  rotbe- 
kreuzten Mänteln  und  Hüten  in  die  Ortschaften  ein,  geisselten 
sich  bis  au&  Blut,  sangen  ihre  Lieder  und  predigten  von  der 
Bache  des  Himmels  '^.  Neue  Gedanken  durchzucken  das  Volk; 
Bettelorden  und  Predigermönche  dringen  von  allen 
Seiten  herein  und  ein  schneller  Uebergang  vom  Un- 
glauben zum  Glauben  vollzieht  sich  im  Herzen 
des  schwergeprüften  deutschen  Volksgemüts. 
Man  sieht  ein,  dafis  es  mit  der  herrschenden  allgemeinen  Un- 
ordnung nicht  weiter  gehen  kann  und  darf  un^  ist  ernstlich 
bestrebt,  durch  Ordnungen  und  Gesetze  dem  allgemeinen 
Wirrwarr  zu  steuern**). 

Nicht  zum  wenigsten  war  es  bei  der  damaligen  Entwick- 
lung dem  Einfluss  des  Judentums  zuzuschreiben 
gewesen,  wenn  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
schwer  notgelitten  hatten.  Hatten  die  Juden  seither 
den  Kleinhandel  in  den  Städten  fast  ausschliesslich  in 
ihrer  Gewalt  gehabt,  so  hatten  sie  jetzt  angefisuigen,  den  hie- 
durch  erworbenen  Reichtum  durch  wucherische  Geld  Ver- 
leihungen weiter  zu  vermehren;  die  hiedurch  erzeugten 
wirtschaftlichen  Krebsschäden  waren  es  denn  auch,  welche 
das  Vorgehen  der  scholastigen  Theologen  gegen  das 
Grosskapital  und  das  Zinsen  nehmen  hervorrief,  so 
dass  es  schliesslich  zu  Vermögensbeschlagnahmen,  entehrenden 
Strafen  und  Hinrichtungen  wegen  Wuchers  kam^^).    Welche 

"^  Sebastian  Fischer's  Chronik,  8.  109.  Manuskr.  Manchen.  Beichs- 
archiv. 

")  Gemeiner,  Begeniborger  Chronik,  Bd.  2,  8.  102. 
^  8t&lin,  Wirtembemadie  Geschichte,  Bd.  3,  S.  246. 
s^  Gememer,  BegensDurger  Chronik,  Bd.  1.  8.  895. 
'*)  Fischer,  Deutsche  HandelsgeKhichte,  Bd.  2,  8,  8  iL 
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SteDong  als  Geldmacht  die  Juden  im  13.  Jahrhnndert 
emnehmen,  erhellt  9S.  B.  aus  der  Bestimmung  des  Ulmer  Stadt- 
reditB  Tom  Jahre  1274«  dass  anerkannte  Pfandrechte  so- 
fort bei  den  Jaden  sicherzustellen  seien'^).  Christ* 
liehe  Banken  kommen  also  damals  in  Ulm  überhaupt 
nicht  in  Betracht  So  steigert  sich  der  Groll  weiter  Be- 
räkeningakreise  gegen  das  im  Lande  lebende  fremde  Volk 
and  die  Kla^^n  geR^n  dasselbe  werden  immer  allgemeiner. 

Die  Vorwürfe,  welche  man  gegen  die  Juden  namentlich 
seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  vorbrachte,  waren  mannig- 
fftdier  Art  Das  Volk  erklärte,  sie  haben  Hostien  in  Mörsern 
zerstoesen,  sie  haben  den  Heiland  und  die  Lehren  der  christ- 
Uchen  Kirche  verhöhnt,  sie  haben  unmündige  Kinder  zu  rituellen 
Zweckesa  grausam  gemartert  und  getötet  Dar  Hauptbeweggrund 
bei  dem  Vorgehen  gegen  die  Juden  waren  natürlich  nicht  diese 
wohl  vielfach  erfundenen  oder  stark  übertriebenen  Beschul- 
diguDgen,  sondern  die  wirtschaftliche  Triebfeder  der 
Selbsterhaltung.  So  geht  gleich  der  erste  Landfrieden 
des  grossen  Bheinischen  Bunds  thatkräftig  gegen  den 
Wucher  der  Juden  vor,  indem  er  in  §  26  verordnet,  dass 
kein  Jude  künftig  von  10  Pfund  kölnischer,  hallischer  oder 
rtnssbuifpscher  Währung  wöchentlich  mehr  als  2  Pfg.,  also  von 
2400  Hällem  jährlich  104  Haller  oder  rund  6  Prozent,  oder 
wmm  das  Darlehen  auf  ein  Jahr  geschehen  sei,  mdir  ab 
4  Unzen  jährlich  an  Zins  solle  nehmen  dürfen  *^.  Die  Folgen 
dieser  gesellschaftlichen,  gesundheitlichen  und  wirt- 
schaftlichen Vorschriftelf  zeigen  sich  auch  alsbald. 
So  fasaen  sich  z.  B.  im  Jahre  1290  die  Juden  in  Augsburg 
eine  eigene  Badeanstalt  und  ein  eigenes  Gesell- 
schaftshaus und  wie  unbehaglich  es  schon  damals  den 
Juden  auch  in  Deutschland  wurde,  beweist,  wenn  wir  sehen, 
wie  im  Jahre  1290  sich  die  Juden  in  Augsburg  erbieten, 
zum  Dank  für  den  guten  Schutz,  den  sie  während  der  Ver- 
folgungen der  letzten  Zeit  seitens  der  Bürger  von  Augsburg 
genossen  haben,  einen  Teil  der  neuen  Augsburger  Stadt- 
mauer auf  ihre  Kosten  bauen  zu  lassen  und  im 
Jahre  1308  die  Augsburger  Juden  versprechen,  dem  dortigen 
Bat  in  zwei  Zielem  500  Pfund  Augsbuiger  Pfennige  zum  Dank 
für  den  guten  Schutz  zu  bezahlen,  den  ihnen  dieser  habe 
aogedeilien  lassen.  Um  dieselbe  Zeit  hat  die  Augsburger 
Jndengemeinde  das  Recht  auf  eigenes  Siegel,  wie  das 
aadi  in  Ulm  später  durchw^  der  Fall  ist,  woraus  man 
die  geachtete  Stellung  derselben  ersieht  Schon  im  Jahre  1247 
hatte  es  einmal  in  Augsburg  Streit  zwischen  König  Konrad 


**)  Preife],  UlmlBches  Urkondenbacb,  S.  288. 
*^  Flscber,  Deutaclie  Hmdelsgeschichte,  Bd.  1 ,  S.  402  und  286  f^ 
Bd.  2.  S.  100. 
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Ton  Deutschland,   dem   Sohn  Kaiser  Friedrichs  IL,   der   sich 
damals  viel  auf  dem  Königsschloss  Gunzlech   an  der  Lech- 
mündung  aufhielt,  und  der  Stadt  Augsburg  wegen  der  Bo- 
steuernng  der  Angsburc'er  Juden  gegeben  und  König  Konradi  n 
befreite    im  Jahre   1266    die   Augsburger   Juden  gegen    eine 
Aversalsumme  auf  5  Jahre  von  allen  weiteren  Verpflichtungen 
gegenüber  der  Reichskammer '^).    Gegen  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts mehren  sich  denn  auch  die  Angriffe  auf  die  JudoD. 
im   Jahre    1287    werden    in    England    die    dort    wohnenden 
16,000  Juden  wegen  Falschmünzerei  des  Landes  ver- 
wiesen und  ihr    Vermögen  wird  vom   Staate  einge- 
zogen und    nicht  besser  geht   es    ihnen  in  Frankreich, 
Spanien  und  anderen  Ländern.    Durch  dieses  Einschreiten 
gegen  die  Juden,  namentlich  in  Frankreich,  wo  im  Jahre 
1242  24  Wägen  mit  talmudischen  Schriften  verbrannt  und  die 
Juden  im  Jaliro  1306  durch  König  Philipp  IV.   ausgewiesen 
werden,  dann  wieder  zurückkehren  dürfen,  um  im  Jahre  132(> 
von  den  wirtschaftlich  schwer  bedrohten  Bauern  und  Schäfern 
zu  Hunderten  erschlagen  zu  worden  *%  und  das  Vorgehen  gegen 
sie  in  anderen  Ländern  nehmen  die  Juden  damals  in  Deutsch- 
land   sehr   stark    zu.     Grösseren  Umfang   erreichten    die 
Verfolgungen  der  Juden  in  Deutschland  erstmals  im  Jahre 
1298,   wo  das  Volk  sich  namentlich  in  den  schwäbischen 
und  fränkischen  Städten,  in  Würzburg,   Nürnberg, 
Rotenburg   an    der  Tauber,   Amberg,    Neumarkt   und 
anderen  Städten   gegen  sie  erhoben  hatte,  während  es  ihnen 
in   Regensburg  und   Augsburg  glimpflicher   ergangen 
war.  Immer  mehr  beginnt  man  jetzt,  auch  bei  den  Juden  das 
Nehmen  von  Zinsen,  das  seither  nur  den  Christen  verboten 
war,  thunlichst  einzuschränken  oder  durch  Zinsonnachlassungeu 
Bewucherungen  seitens  der  als  allmächtige  Geldherren  schal- 
tenden Juden  auszugleichen.    So  schreibt  am  10.  März  1300 
König  Albrecht  von  Oesterroich   von  Heilbronn    aus  dem 
„pontifex*^  der  Juden,  allen  Juden  des  Reichs  und  nament- 
lich dem  Ananias,  dass  das  Kloster  Eberbach  von  allen  Zinsen 
über  die  Hauptschuld  befreit  und  etwaige  darauf  bezügliche 
Bürgschaften  rechtsungültig  sein  sollen'^). 

Mit  der  zunehmenden  Verschuldung  des  Reichs  seit  dem 
14.  Jahrhundert  werden  wie  alle  anderen  Reichsgefälle,  z.  B. 
die  alljährlichen  Reichssteuern  der  christlichen  Bürger 
der  Reichsstädte,  die  Erträgnisse  der  Reichsmünz- 
stätten, der  Reichszöllc,  der  Gerichtsgebühren,  der 
Reichsweinsteuer  (Umgeld),  auch  die  Reichssteuern 
der  Judengemeinden  in   den  einzelnen  Reichstädten  ein 

*'^  Stetten,  Augsburger  Chronik,  8.  64,  75,  79  f.,  84  f.  und  89  f. 
^)  Zimgibl,  Bayerische  Handelsgeschichte,  S.  589. 
>*)  Böhmer,  Acta  imperii,  8.  402  f. 
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beliebter  Verpfändnngsgegeiistand  der  deutschen  Reichs- 
kammer  nnd  wie  die  christidchen  Beichsstädtebürger  hab«i 
auch  die  Judengemeinden  unter  diesen  Yerpfandangen  viel  zu 
leiden.  So  erlässt  am  20.  März  1312  König  Heinrich  von 
Luxemburg  von  Pisa  aus  dem  Reichslandvogt  Eonrad  von 
Weinsberg  und  dessen  Sohn  Konrad  ihre  Schulden  bei  den 
Jaden,  weist  ihnen  300  Pfund  Hlr.  vom  Ertrag  der  jährlichen 
Jadensteuer  ihrer  Reichslandvogtei  an  und  bestätigt  ihnen  die 
Verpfandung  der  Reichsstadt  Weinsberg  unter  Erhöhung  der 
seitherigen  Pfandsumme^  damit  sie  dem  Grafen  Eberhard  dem 
Erlauchten  von  Wirtemberg  und  anderen  Reichsfeinden  besser 
Widerstand  leisten  können  ^).  Die  Folge  einer  solchen  Erlassung 
ron  Judenschulden  seitens  des  Reichs  ist  selbstverständlich 
nicht,  dass  damit  die  Juden  der  betrefifenden  Stadt  ihres 
Bechtsanspruchs  verloren  gehen,  sondern  nur,  dass  ihnen  an 
Stdle  des  seitherigen  landesherrlichen  Schuldners  das  Reich 
EÜs  Schuldner  gegenübersteht,  so  dass  die  Sache  that- 
^chlich  auf  ein  Zwangsanlehen  des  Reichs  bei  den  betreffenden 
ludengemeinden  hinauskonimt.  So  ist  im  Jahre  1323  der 
Ertrag  der  Reichssteuer  der  Regensburger  Judenge- 
cneinde  seitens  des  Reichs  an  die  Herzöge  Heinrich,  Otto  und 
Heinrich  von  Bayern  verpfändet'*)  und  am  10.  November  1324 
rerpfandet  in  Donauwörth  König  Ludwig  der  Bayer  den  Grafen 
Ludwig  und  Friedrich  von  Oettingen  für  1000  Pfd,  Hlr., 
irdche  ihnen  das  Reich  für  Kriegsdienste  schuldig  ge- 
irorden  ist,  die  Erträgnisse  der  Reichssteuern  der  Juden- 
Gemeinden  von  Ulm  und  Nördlingen^^.  Am  30.  Dezember 
1324  verpfändet  König  Ludwig  der  Bayer  dem  Ulmer  Bürger 
Seinrich  Rot  den  Ertrag  der  Korngülten  und  der  Reichs- 
steuer der  Judengemeinde  der  Stadt  Lauingen'^;  am 
)0.  September  1326  bescheinigt  König  Ludwig  der  Bayer  der 
fudengemeinde  in  Donauwörth  den  Erhalt  von  100  Pfd. 
Sir.  als  für  2  Jahre  vorausbezahlte  Reichssteuer  und  ende 
les  Jahres  1326  weist  König  Ludwig  der  Bayer  den  Go- 
3rüdem  Güss  in  Leipheim  den  Ertrag  der  Reichssteuer  der 
lortigen  Judengemeinde  als  Zahlung  für  Kriegsdienste  an'^); 
m  Jahre  1333  erhebt  der  Rat  von  Regensburg  bei  der 
üortigen  Jadengemeinde  in  seiner  und  des  Reichs  Geldnot 
eine  Benötigung  von  1000  Pfund  Pfennigen,  nach  deren  Be- 
zahlung Kaiser  Ludwig  der  Bayer  und  die  bayerischen  Her- 
zöge beurkunden,  dass  es  künftig  bei  der  gewöhnlichen,  auf 
l'baüni  fälligen  Jahresroichssteuer   der  Regensburger  Juden- 


**)  Böhmer,  Acta  imperii,  S.  451. 

*^)  Gemeiner,  Begensburger  Chronik,  Bd.  1,  S.  528  f. 

**)  Bazing  and  Yeesenmejer,  Uimer  (Jrkundenbuch,  Moikpt. 

■^  Staiio,  WirtembergiBcbe  Geacbichte,  Bd.  8,  8.  ICT, 

*j  Msjrer,  Oeßcbicbte  von  Laningen   8.12. 
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gemeinde  von  200  Pfand  Pfennigen  sein  nnabanderlidies 
Bewenden  haben  solle  *^).  Dass  es  in  dieser  Beziehung  den 
christlichen  Städtebürgern  kein  Haar  besser  gieng, 
dass  auch  diese  seitens  der  Reichsgewalt  und  der 
landesherrlichen  Vögte  n.  s.  w.  bei  jeder  Gelegen- 
heiten geschröpft  wurden,  um  die  Kosten  für  die  end- 
losen Kn^jszüge  zu  bezahlen,  ist  durch  Hunderte  Yon 
Beispielen  erwiesen.  Wie  traurig  es  damals  mit  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  städtischen  Gemeinwesen 
bestellt  war,  sehen  wir,  wenn  in  den  Jahren  1311  und  1318 
die  Reichsstadt  Esslingen  den  König  Ludwig  wiederholt 
darum  angehen  muss,  ihren  Bürgern  auf  2  JsJam  Stundung 
ihrer  Schulden  bei  den  Juden  zu  gewähren,  damit  sie  ihre 
Verhältnisse  wieder  in  Ordnung  bringen  können,  worauf  ihnen 
dann  der  König  die  Gnade  bewilligt,  dass  die  Juden  in  seinem 
liachtgebiet  wegen  Forderungen,  die  sie  an  Esslinger  Bürger 
haben,  bis  Martini  1317  kein  Klagrecht  haben  sollen'*).  So 
mehrt  sich  z.  B.  im  Jahre  1315  in  München  die  dortige 
Judengemeinde  in  seither  nicht  gekannter  Weise  und  da  die 
Art  und  Weise,  wie  die  Mitglieder  dieser  Gemeinde  ihr  Ge- 
werbe betreiben,  den  Bürgern  von  München  grossen  Nachteil 
bringt,  so  schränkt  König  Ludwig  der  Bayer  die  der  dortigen 
Judengemeinde  zustehenden  Freiheitsrechte  in  der  Art  ein, 
dass  er  den  Bürgern  von  München  das  Recht  gibt,  ihrer 
Judengemeinde  gegenüber  alle  jene  Rechte  geltend  zu  machen, 
welche  die  Bürger  von  Augsburg  gegenüber  der  dortigen 
Judengemeinde  haben"'').  Wie  sehr  vollends  die  Fürsten  selbst 
in  den  Händen  der  Juden  waren,  ersieht  man  z.  B. 
daraus,  dass  zur  Zeit  Ludwigs  des  Bayer  die  Kleinodien  des 
Hauses  Abensberg  in  den  Kästen  der  Truhen  der  Juden 
yon  Regensburg  verpfändet  liegen'^).  Auch  die  Städte- 
verwaltungen sind  durchweg  des  Judengeldes  dringend 
benötigt;  so  hat  z.  B.  im  Jahre  1368,  als  in  Augsburg  der 
Aufstand  der  Handwerkergemeinde  ausbricht,  die  Stadt  eine 
Schuld  bei  den  dortigen  Juden  von  2000  Gulden*^  auch  die 
Stadtgemeinde  Strassburg  steckt  damals  in  erschwerter  Weise 
in  den  Taschen  der  Juden'*),  wie  im  Jahre  1369  am  Ende  des 
verderblichen  Kri^  um  den  Besitz  von  Tirol  die  bayerische 
Bentkammer  völlig  leer  und  das  Land  mit  Judenschulden 
belastet*^)  und  der  Ertrag  der  Ulmer  Thorzölle  im  Jahre  1369 
an  die  Juden  von  Ulm  verpfändet  ist^^). 


"^  Gemeiner,  Regeniburger  Chronik,  Bd.  1,  S.  565  vu  Bd.  2,  S.  155. 

^  Böhmer,  Acta  imperiL  S.  488  f. 

'^  Zimgibl,  Bayerische  Handelageschichte,  S.  589. 

>M  Btetten,  Augsborger  Chronik,  8.  118  f. 

*")  Cloiener,  Straasburger  Chronik,  8.  107. 

«"0  Jftger,  Ulm,  8.  870. 
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)  Bfe  ülmer  Jadengemeinde  des  14.  Jahrhuiderti  bis 
zum  Jadenknirail  Ton  1S48. 

Die  erste  Nachricht,  die  wir  von  den  Ülmer  Juden  im 
.  Jahrhundert  erhalten,  stammt  aus  dem  Jahre  1316.  Auch 
Ulm  toben  damals  wie  überall  in  den  Städten  die  Kämpfe 
gen  der  Steuerpflicht  der  Bewohner.  Auch  um  die 
ner  Altstadt,  um  die  befestigte  Wohnstätte  der  „inneren 
iger,^^  hat  sich  längst  ein  dichter  Kreis  von  Gebäuden  gelegt, 
*en  Bewohner  als  nicht  zum  politischen  Bezirk  der  Altstadt 
long  Immunität  oder  Freiheit  von  den  siMtischen  Diensten 
1  Lasten  geniessen;  auch  Ulm  mit  seinen  Klosterhöfen, 
den  GescMechterburgen ,  seiner  Deutschordenskommende 
steht  aus  einer  Reihe  von  selbstständigen  oder  immunen 
itischen  Körperschaften,  von  denen  jede  ihre  eigene  hof- 
htliche  Verwaltung  hat,  und  je  mehr  die  gemeinsamen  An- 
ierungen  bei  der  zunehmenden  Herausbildung  städtischen 
t)ens  wachsen,  je  mehr  die  Ulmer  Stätte  aus  einem  Konglomerat 
1  Einzelhöfen  zum  städtischen  Gemeinwesen  sich  heraus- 
italtet,  um  so  schwerer  wird  es,  die  gemeinsamen  Interessen 
ter  einen  Hut  zu  bringen.  Um  der  zunehmenden  Grund- 
aerlast  zu  entgehen,  beginnen  die  notleidenden  altfreien 
schlechter  der  Stadt,  ihre  Liegenschaften  an  die  steuerfreien 
üblichen  Körperschaften  der  Stadt  zu  übertragen  und  die- 
ben  dann  von  den  letzteren  als  Lehen  zurückzunehmen, 
iurch  die  Güter  aus  der  Steuer  kommen;  zu  den  Bedürf- 
sen  der  Stadt  trug  eben  nur  derjenige  bei,  welcher  von 
OQ  Marktrecht  Gebrauch  machte,  d.  h.  Gewerbe  und 
ndel  trieb,  der  Hausbrauch  des  Marktgenossen,  des  im 
rktverband  Befindlichen  ist  steuerfi*ei,  die  Steuer  ist  eine 
st,    die   auf  dem  Gewerbebetrieb  ruht,   sie   ist  ein  Entgelt 

das  Marktrecht').  Schon  Kaiser  Rudolf  verbietet  dessludb 
ch  im  Jahre  1291  den  geistlichen  Körperschaften,  künftig 
den  dem  Reiche  gehörigen  Städten  weitere  Grundstücke  zu 
ifen,  und  bestimmt,  dass  die  geistlichen  Körperschaften  von 
en  Grundstücken,  welche  seit  Uebergang  der  einzelnen  Orte 

das  Reich  von  ihnen  erkauft  worden  seien,  die  Reichssteuer 
bezahlen  haben  sollen^,  und  auch  für  Ulm  erlässt  Kaiser 
brecht  von  Oesterreich  am  17.  Juni  1300  ein  Gesetz,  nach 
in  künftig  alle  Güter,  welche  seither  Steuer  bezahlt  haben, 
»e  auch  dann  bezahlen  sollen,  wenn  sie  an  geistliche  Körper- 
tiaften  übergehen,  und   alle  Güter  von   Personen,  die  ins 


')  Fischer,  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  2,  S.  lOB.  3%b|^«c,\^\m^ 
865  ff.  Pressel,  Ulm.  VrküDdenbucb,  8.  84  f.,  95  und  ^^  i.  ^«ict- 
m,  VBcbiJchtea,  Bd.  2,  8.  288. 

*)  Böhmer,  Acta  imperii,  8.  364  f 
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KloBter  gehen,  binnen  Jahresfrist  an  Ulmer  Bfii^er  zn  ver- 
kaufen sind,  da  nur  solche  in  Ulm  Li^enschaft  besitzen 
können  ^. 

Längst  war  es  auch  in  Ulm  eine  Hauptklage  der 
Bürger  der  Altstadt,  dass  vor  den  Mauern  der  zu  eng 
werdenden  Stadt  immer  grössere  Vorstädte  entstanden  waren, 
deren  Besitzer  nicht  an  den  öffentlichen  Lasten  teilnahmen, 
und  daa  Bestreben  der  Bürger  gieng  desshalb  dahin,  das  Recht 
zur  Besteuerung  dieser  Vorstädte  und  ihrer  Freihöfe  zu  er- 
langen, sie  in  den  politischen  Bezirk  der  Stadtverwaltung 
einzuziehen.  Diese  Freihöfe  ausserhalb  des  alten  Mauerrings 
gehörten  teils  altfreien  Edelleuten,  wie  den  Erafften,  welche 
ihren  Hof  an  der  Stelle  des  Amtsgerichts  und  des  Nübling'schen 
Hauses  hatten,  oder  den  Boten  und  den  Strölin,  oder  es  waren 
Elosterhöfe  wie  der  Hof  des  Benediktinerklosters  Reichenau 
auf  dem  grünen  Hofe,  des  Cisterzienserklosters  Salmannsweiler 
beim  Kronprinzen,  das  Augustinerkloster  zu  den  Wengen  beim 
Blumenschein,  die  Deutschordenskommende  am  Blaueinfluss, 
daj3  Bariüsserkloster  auf  dem  Münsterplatz  am  Löwenthor 
mit  der  Sammlung  der  Franziskanerinnen,  der  königliche 
Stadelhof  oder  das  Dienstgut,  das  „Gebröde^'  des  Reichs- 
amtmanns oder  Reichsschultheissen  der  Stadt,  der  heutige 
Weinhof,  der  J  u  den  fr  ei  ho  f,  d.  h.  der  Dienstsitz  der  Ver- 
waltung der  königlichen  Ulmer  Judengemeinde,  der  Spital- 
freihof und  seit  neuester  Zeit  (1318)  das  Kloster  der  Prediger- 
mönche auf  dem  grünen  Hofe.  So  gestattet  König  Ludwig 
am  23.  November  1331  der  Stadt  Bopfingen,  ein  Oesetz  zu  erlassen, 
demzufolge  niemand  vor  ihren  Mauern  einen  Bau  errichten 
durfte,  ohne  dass  er  sich  verpflichtete,  die  gleichen  Lasten  an 
Steuern,  Wachen  u.  s.  w.  zu  tragen,  wie  die  Bürger  in  der  Stadt 
selbst^).  Alle  diese  Besitzungen  genossen  ursprünglich  Steuer- 
freiheitsrechte erheblichster  Art  gegenüber  den  Bewohnern  der 
Innerstadt,  welche  einen  sehr  kleinen  Raum  umfasste,  indem  die 
Stadtmauer  damals  vom  Löwenthore  am  Barfüsserkloster,  dem 
alten  Gymnasium,  die  Langestrasse  ^)  hinunter  nach  dem  grünen 
Hofe  lief,  wo  das  zweite  Thor  der  Stadt,  das  Schnitzerthor, 
war,  um  dann  der  Donau  und  Blau  folgend  wieder  den  Lauten- 
berg hinauf  sich  an  das  Löwenthor  zu  ziehen.  Alles  andere 
war  Vorstadt  In  der  Löwenthorvorstadt,  d.  h.  in  der  Hirsch- 
gasse bis  zum  späteren  Glöcklerthor  hinaus  u.  s.  w.,  wohnten 
die  Kaufleute,  dann  kamen  gegen  Norden  die  Freihöfe  des  Bar- 
fusserklosters,  der  Sammlungsfrauen,    der    Cüsterzienser  von 


*)  Presse],  Ulm.  ürkmidenbnch,  S.  265  f.  Dietericb,  Ulm,  S.  178. 
Schmid,  Rotes  Bacb,  Mspt  Ulm.  StadtbiU.  Bl.  102. 

*)  St&ÜD,  Wirtembergische  Gescbicbte,  Bd.  3,  B.  19&. 

")  „Ticns  longns.*'  Yergl.  Yeesenmeyer,  Tractatiu  fratris  Felicia 
Fabn,  i.  19  ff. 
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Bebenhausen  auf  dem  heutigen  Schuhausplatze,  dann  der  Judw- 
freUioi,  der  Krafitenhof,  der  Salmansweilerhof,  das  Prediger- 
kloster, der  Spitalhof,  der  Beichenauerhof  u.  s.  w.    Dass  sich 
Yon  allen  diesen  steuerbeTorrechteten  Gruppen  der  Haas  der  ge- 
werbetreibenden Bürger  mit  am  meisten  gerade  gegen  die  Juden 
richtete,  war  begreiflich,  da  ihre  Thätigkeit  eben  dem  bürger- 
licban    Grewerbsmann  am   meisten  zusetzte,    womit  übrigens 
nicht  gesagt  ist,  dass  der  Kampf  der  InnersiÄdter  gegen  die 
Klosterhöfe  und  die  Herrenhöfe  ein  weniger  scharfer  gewesen 
wäre;  auch  ihnen  g^enüber  ÜEUid  er  sein  Ende  erst  damit,  dass 
diese  Höfe  sich  a^Ue  in    den  vollen  Burgverband  aufndimen 
lassen   mussten,   und   wenn  die  Ulmer  im  Jahre   1376   das 
Augustinerkloster  auf  der  Wengeninsel  beim  Blumenschein  aus 
jEortifikatorischen   Gründen^'  niederreissen  *)  und  die  Mönche 
zwingen,   in   die  jetzt  erweiterte  neue  Stadt  hereinzuziehen, 
wenn  sie  das  den  Grafen  von  Wirtemberg  gehörige  Schweig- 
hofeo,  das  heutige  Neuulm,  und  den  ebenfsdls  unter  gräflich 
wirtembergischer  Schutzyogtei  stehenden  Bebenhäuser  Cister- 
zienaerhof  und  das  Sammlungsstift  dem  „Münsterbau^^  zu  lieb 
anter  lebhaftem  Widerstände  des  Grafen  Eberhard  des  Greiners 
niederlegen  '^^  so  ist  der  wirtschaftliche  Grund  derselbe  gewesen, 
wie  bei  der  Zerstörung  des  Judenfreihofs:  „Wer  Marktrecht 
haben  will,  soll  Marktsteuer,  soll  Gemeindesteuer 
bezahlen.^'    Will  der  Jude  in  Ulm  Geldhandel  treiben,  soll 
er  nicht    nur    Reichssteuer,    sondern    auch    Gemeindesteuer 
leistrai,  will  der  wirtembergische  Unterthan  in  Schweighofen 
sein  Korn  yerkaufen,  will  der  Bebenhäuser  Cisterzienser  seinen 
Wein  in  Ulm  vom  Zapfen  schenken  ®),  soll  er  auch  das  Umgeld 
bezahlen  *).  So  ist  das  Vorgehen  des  damaligen  Bürgertums  in 
den  Städten  g^en  die  beyorrechteten  Interessentengruppen  nichts 
anderes  als  ein  Kampf  um  die  Rechtsgleichheit  aller 
Bürger.    Dass  bei  diesem  siegreichen  Kampfe  das  Judentum 
die  schärfisten  Hiebe  wegbekam,  hieng  eben  damit  zusammen, 
dass  in  seinen  Händen  die  bevorrechtigte  grosskapitalistische 
Wucherpflanze  ihre  üppigsten  Schösslinge  gezeitigt  hatte. 

Wie  unangenehm  man  damals  schon  in  vielen  Städten 
die  wirtschaftliche  Uebermacht  der  Juden  empfand, 
beweisen  mannigfache  Nachrichten.    So  erhält  im  Jahre  1337 

*)  Bazing  and  Veesenmeyer,  Ulm.  Urkundenbucb.  Mapt. 

^  Vergleich  der  Grafen  von  Wirtemberg  mit  aar  Stadt  Ulm.  Ur- 
kunde vom  Montag  vor  Ambrosientag  1891;  Kombeck  in  ,,Ulm-Ober- 
KhirabeD**,  1877,  8. 57  ff.  Bazing  n.  Veesenmeyer.  Ulm.  Urkundenb.,  Mspt. 

*)  Veesenmeyer,  Tractatus  tnim  Felicis  Faori,  S.  24  f. 

*)  ,^ec  est  hodie  civitas    in  imperio,  andacter  dico,  liberior  quam 
Ulma,  in  ^oa  nollos  princeps,  nullos  episcopas,  nollns  abbas  quicauam 
Ittbet  nisi  sab  censa  ciTitatis**  berichtet  stolz  am  Ende  dea  i5.  os3bi- 
hundert!  der  Predigermöncb  Felix  Fabri  von  seiner  Heimatatadl.    y«s%\. 
VeeseuiUTer,  lyMcitoi,  8.  144. 
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die    Stadt  Augsburg   von    Kaiser    Ludwig    dem  Bayern 
die  Erlaubnis,  einige  Juden,  welche  sich  beim  Kaiser  mehrere 
tür   die  Stadt  Augsburg  sehr  nachteilige  Freiheitsrechte  zu 
verschaffen  gewusst  hatten,  so  lange  in  Verhaft  zu  nehmen, 
bis  die  Augsburger  Judengemeinde  die  hierüber  Tom  Kaiser 
erhaltenen  Briefe  dem  Augsburger  Rat  eingehändigt  oder  für 
deren  Einhändigung  Bürgschaft  geleistet  habe,  und  die  kaiser- 
lichen Beauftragten  in  der  Angelegenheit,  Graf  Berthold  von 
Neuffen,    Heinrich   von    Gumppenberg,  Peter  von  Hoheneck, 
Reichslandvogt  von   Augsburg,   und   Friedrich   von   Freiberg 
verpflichteten  sich  infolge  dessen  der  Stadt  g^enüber,  die  von 
ihnen  auf  Befehl  des   Kaisers  gefänglich  eingezogenen  Juden 
nicht  eher  freizulassen,  als  bis  sie  der  Stadt  die  betreffenden 
Trostbriefe  herausgegeben  oder  andere  genügende  Sicherheit 
gestellt  haben,  und  im  Jahre  1340  sieht  sich  die  Stadt  Augsburg 
infolge  der  grossen  Unkosten,  welche  ihr  Gemeinwesen  bei  den 
unruhigen  Zeiten  hatte,  veranlasst,  eine  neue  bessere  Einrichtung 
des  städtischen  Haushalts  vorzunehmen,  welche  hauptsächlich 
darin  besteht,   dass  zur   Befriedigung   der   Juden,  bei 
denen  die  Stadt  grosse  Summen  zu  Gemeindezwecken 
aufgenommen  hatte,  ein  Anlehen  bei  den  Bürgern  gegen 
Leibrenten  aufgenommen  wurde,  und  zwar  in   der  Art,  dass 
für  6  Pfund  Pfg.  1  Pfund  Leibrente  verkauft  wurde.  ^^)    Aber 
nicht  nur  die  Reichsstädte,   auch  die  Landesherren  sind 
damals  den  Juden  grosse  Summen  schuldig.    Im  Jahre  1338 
nehmen  die  elsässischen  Städte  Strassburg,  Kolmar,  Schlett- 
stadt,  Hagenau,  Ehnheim,  Rossheim,  Mühlhausen,  Kaisers- 
berg, Türkheim,  Münster,   Breisach  und  Neuburg  die  Juden 
gegen  die  Angriffe  eines  gewissen  Amleder  in  Schutz  ^^)  und  am 
27.  März  1346  erlässt  Kaiser  Ludwig  der  Bayer  in  Marbach 
dem  Grafen  Eberhard  dem  Greiner  von  Wirtemberg  und 
seinem  Bruder,  Graf  Ulrich,  alle  Schulden,  welche  ihr  Vater 
Gral   Ulrich  III.  bei  den  Juden  in  Kolmar  und  Schiet t- 
stadt   gemacht   hatte,    und    gebot   diesen   Juden,   welche 
im  Bunde  mit  den  genannten  beiden  Städten,  deren 
Bürger    sie   waren,    die    Grafen    von    Wirtemberg 
durch  Söldnerscharen  mit  Krieg  überzogen  hatten, 
diese  Fehde  einzustellen  und  die  betreffenden  Schuldver- 
schreibungen den  Grafen  von  Wirtemberg  auszufolgen.  ^')  Man 
begreift,    wenn   bei   solchen   Verhältnissen  sich  beim  Hause 
Wirtemberg  allmählich  jener  Hass  gegen  die  Juden  heraus- 
bilden konnte,  wie   er  sich  später  in  dem  bekannten  Juden- 
testament  Herzog  Eberhards  im  Bart  findef  ) 

^^  Stetten,  Augsb.  Chronik,  S.  98  und  98. 
")  Fischer,  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  2,  S.  280. 
^*)  St&lin,  Wirtembergische  Geschichte,  Bd.  8,  8.  228. 
^^  Herzog  Eberhard  im  Bart  war  bekanntlich  ein  grimmiger  Feind 
der  Juden,  die  er  in  seinem  Testament  die  „nagenden  Wflrmer  am  Baume 
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Zu  diesem  Zündstoffe,  wie  er  sich  seit  dem  Ende  des 
13.  JahrhundertB  immer  mebr  anhäuft,  kommt  seit  dem  Tode 
Kaiser  Heinrichs  von  Luxemburg  der  Kampf  der  E^Luser  Bayern 
und  Oesterreich  um  den  Besitz  der  Reichskrone,  wdcher 
eine  Zeit  lang  in  der  Markgrafschaft  Burgau,  der 
Gregend  zwischen  Augsburg  und  Ubn,  spielt  Während  Augs- 
burg und  Esslingen  von  AnÜEuig  an  fest  zu  Bayern  stehen, 
halten  Ulm  und  Konstanz  bis  zur  Entscheidungs- 
schlacht bei  Mühldorf  und  der  Gefangennahme  König 
Friedrichs  des  Schönen  von  Oesterreich  am  Hause  Oester- 
reich fest  und  bei  der  Wichtigkeit  Ulms  fassen  die  Bayern 
desshalb  den  Plan,  sich  der  S^t  durch  einen  Ueberfall 
zu  bemächtigen,  den  sie  am  20.  April  1316  zur  Ausfuhrung 
bringen.  Zweimal  an  einem  Tage  versuchen  sie  es  unter 
Hilfe  der  in  der  Stadt  yorhandenen  bayerischen  Partei,  an 
deren  Spitze  die  mächtige  (reschlechterfamilie  Kunzelmann 
steht,  sich  der  Stadt  zu  bemächtigen,  ohne  indess  ihren  Zweck 
zu  erreichen,  da  es  den  Ulmem  mit  Hilfe  des  tapfem 
österreichischen  Landvogts  der  Markgrafschaft  Burgau, 
des  Ritters  Burkhardt  Ton  Erbach,  und  des  Grafen  Berg  yon 
Schelklingen  gelingt,  die  Feinde  wieder  aus  der  Stadt  zu 
treiben,  wobei  sich  namentlich  die  Ulmer  Mamer-  oder  Woll- 
kämmerzunft tapfer  geschlagen  hatte.  Bei  diesem  bayerischen 
Anschlag  nun  war  es  ein  Jude  gewesen,  mit  dessen  Hilfe  es 
den  Bayern  gelungen  war,  in  die  Stadt  einzudringen  ^^),  womit 
indess  nicht  gesagt  ist,  dass  die  Juden  damals  mehr  zu 
Bayern  als  zum  Hause  Oesterreich  gehalten  haben,  wie  z.  B. 
König  Ludwig  der  Bayer,  nachdem  er  am  24.  NoTembor  1315 
der  Stadt  Esslingen  die  Bürgschaft,  welche  sie  gegenüber 
den  Juden  von  Ueberlingen  eingegangen  hatte,  erlassen 
halte,  am  31.  Januar  1316  die  Esslinger  von  allen  Schulden 
und  Bürgschaften  gegen  diejenigen  Juden  befreit,  welche 
sich  auf  die  Seite  der  Oesterreicher  gestellt 
hatten.") 

Die  nächsten  beiden  Nachrichten,  welche  wir  von  der 
Ulmer  Judengemeinde  haben,  stammen  aus  den  Jahren  1324 

des  Volkswohls'*  nennt  und  betreffs  derer  er  allen  seinen  Nachfolgern  zar 
Pflicht  macht,  keinen  derselben  im  Lande  za  dulden.  Vergl.  zimmer- 
maDD,  Wirtemb.  Geschichte,  Bd.  4,  S.  350.  Man  hat  bei  Beurteilung 
dieaet  Autspruchs  selbstverständlich  die  Zeit  schärfster  wirtschaft- 
licher Gegensätze  zu  berücksichtigen,  in  welcher  der  betreffende  FQrst 
lebte. 

^*)  Anonyme  Chronik,  vergl.  Pressel  in  Verhandl.  des  Vereins  fOr 
Kunst-  und  Altertum.  1870,  S.  42,  Hertenstein,  De  Ulma,  S.  15.  Stetten, 
Augsborger  Geschlechtergeschichte,  S.  113  f.  £rlanger  Univ.  Bibl.  Cod. 
man.  Nr.  855.  Stalin.  Wirtemb.  Geschichte,  Bd.  3,  S.  145.  Jäger,  Ulm, 
H.  141.  Weyermann,  Nachrichten,  Bd.  2,  S.  57.  Bazing  und  Veeseum^^«;!« 
Ulm.  Urkimdenbuch,  Mspt.    („Judaeo  perßdo  ipsls  aoziliante.^^'^ 

uy  stilw,  Wirtember^Bche  Oescbichte,  Bd.  3,  S.  145. 
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und  1331.  Am  30.  Dezember  1324  yerpfandet  König  Ludwig 
der  Bayer  den  beiden  Ghrafen  von  Oettingen,  welche  ihm 
bei  der  vorhergegangenen  Belagerung  von  Burgau  Erieg»- 
diensie  geleistet  hatten,  zur  Entschädigung  ihrer  Auslagen 
den  Ertrag  der  Keichssteuer  der  Ulmer  Judenge- 
meinde ^*)  und  am  9.  Februar  1331  schenkt  Kaiser  Ludwig 
der  Bayer  in  Nürnberg  dem  Edelmann  Berthold,  Grafen  von 
Graisbach  und  Marstetten  genannt  von  Neuffen,  seinem  lieben 
Heimlichen,  dem  damaligen  Lehensherrn  der  Stadt  Ulm,  und 
allen  seinen  Erben  als  rechtes  Eigentum  das  Judenhaus 
in  der  Judengasse  zu  Ulm,  das  er  früher  dem  Ulrich 
Kunzelmann  gegeben  hatte,  so  dass  Neuffen  und  seine 
Erben  dasselbe  innehaben  sollen  und  damit  alles  sollen 
thun  dürfen  wie  mit  ihrem  eigenen  Gut^'')  Auch  in 
Ulm  besteht  also  damals  wie  in  vielen  anderen  Sädten  neben 
der  christlichen  unter  einem  Kapitän,  Bürgermeister  oder 
Oberzunftmeister  stehenden  Bürgergemeinde  eine  eigene  „Juden- 
gemeinde^^  welche  sicherlich  schon  damals  sehr  umfang- 
reich gewesen  ist.  Die  Zeiten  in  Ulm  waren  damals  sehr 
bewegte.  Hatte  die  Stadt  bei  den  Kämpfen  der  beiden  Gegen- 
könige, welche  ihren  Streit  teilweise  in  der  unmittelbaren  Nähe 
der  Stadt,  in  der  österreichischen  Markgrafschaft  Burgau 
hatten,  bis  zur  Entscheiduogs-Schlacht  bei  Mühldorf  bjdol 
28.  September  1322  unter  FühruDg  ihres  Beichsamtmanns 
Heinrich  von  Hall  fest  zu  Oesterreich  gehalten,  so  trat 
jetzt  der  grosse  Umschlag  ein  und  nach  den  Kämpfen  um 
die  Feste  Burgau  im  kalten  Dezember  1324  und  im  Januar 

1325  hatte  sidi  König  Ludwig  mit  den  Ulmem  verständigt, 
er  hatte  den  Ertrag  des  Ulmer  Reichsamtmannnsamts 
gegen  ein  Darlehen  von  400  Pfund  Haller  auf  6  Jahre  an 
den  Ulmer  Bürger  Heinrich  Bot  verliehen  und  am  17.  März 

1326  hatte  der  österreichische  Landvogt  von  Burgau,  Ritter 
Burkhard  von  Erbach  einen  einjährigen  Waffenstillstand  mit 
Bayern  abgeschlossen,  währenddessen  die  bekannte  Aus- 
söhnung mit  Oesterreich  und  die  Freilassung  König 
Friedrichs  aus  Schloss  Trausnitz  in  der  Oberpfalz  erfolgt 
war.  In  Ulm  war  die  bayerische  Partei  Herr  geworden  und 
mit  ihrer  Hilfe  war  es  der  Familie  Kunzelmann  gelungen, 
den  bayerischen  ParieigäDger  Orafen  Werdenberg  von  Albeck 
unter  dem  heftigsten  Widerstände  der  Oeeterreicher  zum 
Reichslandsvogt  in  Oberschwaben  zu  machen,  und  das  Ulmer 
Reichsamtmannsamt  war  dem  Ulrich  Kunzelmann  zugefallen, 
wie  dieser  auch  vom  Reich  ein  diesem  zugehöriges  Judenhaas 
in  der  Judengasse  zu  Lehen  erhalten  hatte.  Die  österreichisclien 

^')  Bajdng  a.  VeeMmnejer,  Uhn.  ürkuDdenbacb,  Mipt.    Jftger,  Ulm. 
im  Mittelalter,  S.  223. 

1^  Baiing  und  VoeMDmeyei,  Ulm.  Urlnrndenbacb,  Mspt. 
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Familien  der  Rote,  EraflFt,  Strölin,  Hall  n.  s.  w.  aber  waren  ans 
der  Stadt  vertrieben  worden,  wobei  es  nicht  ohne  Totschläge, 
Niederreissen  von  Hänsem  n.  s.  w.  abgegangen  war  nnd  der  Land- 
friede  in  schwerster  Weise  notgelitten  hatte,  bis  am  4.  Oktober 
1330  der  Kaiser  nach  der  Rückkehr  von  Italien  ein  grosses 
ostschwäbisch -bayerisches  Landfriedensbündnis  veran- 
staltet hatte,  zu  dessen  Hauptmann  der  Graf  von  Nen£fen 
ernannt  worden  war.  Zur  Ausgleichung  für  seine  10,000  Pfd. 
ESller  betragende  Forderung  an  die  Reichskammer  hatte  so- 
dann dieser  Reichsbeamte,  einer  der  vertrautesten  Räte  des 
Kaisers  und  Statthalter  von  Lombardien,  denn  auch  am  9.  Fe- 
bruar 1331  vom  Reiche  den  Ertrag  der  Ulmer  Reichs - 
Steuer  und  am  20.  September  1332  den  Ertrag  der  Augs- 
burger Reichssteuer  verpfändet  erhalten  ^^.  Da  derlei  Ver- 
pfindungen  in  der  Regel  darauf  hinausliefen,  dass  die  be- 
treffende Stadt  den  Pfandschilling  bezahlen  musste,  war  es 
in  Ulm  zu  ernsten  Aufständen  gd^ommen,  die  damit  geendet 
hatten,  dass  am  27.  Februar  1331  Kaiser  Ludwig  in  Regens- 
burg den  Ulmem  die  Totschläge,  Häusereinreissungen  und 
andere  Landfriedensvergehen  der  letzten  Zeit  in  Gnaden  verzieh 
und  bestimmte,  dass  kiinftig  über  das  Vermögen  der  Gemeinde 
vom  Reiche  nur  noch  mit  deren  Einwilligung  solle  verfugt 
werden  dürien^*).  Es  war  denn  auch  im  Interesse  des  Friedens 
und  Wohlergehens  des  Fleckens  eine  lautere  und  ewige  Sühne 
zwischen  den  äusseren  und  inneren  Bürgern  desselben  zu- 
stande gekommen  und  bestimmt  worden,  dass  beide  künftig 
wieder  wie  früher  einen  Teil  bilden  sollten,  worauf  am 
29./30.  liai  1331  der  Kaiser  bestimmt  hatte,  dass  alle  Briefe, 
wdche  seither,  so  lange  der  Bürger  Kunzelmann  die  Gewalt 
in  der  Hand  gehabt  hatte,  ausgestellt  worden  waren,  rechts- 
ungültig sein  sollten,  sofern  sie  nicht  die  rechtskräftige  Zu- 
stimmung der  Gemeinde  gefunden  hatten.  Die  Führer  beider 
Parteien  aber  waren  wegen  Landfiriedensbruchs  nach  München 
gebracht  und  ihr  Vermögen  mit  Beschlag  belegt  worden  und 
am  18.  Juni  1332  hatte  der  Kaiser  in  Donauwörth  die  seit- 
herige Pfandschaft  des  Grafen  Neuffen  auf  den  Ertrag  der 
Ulmer  Reichssteuern  in  eine  regelrechte  Beleihung  bis 
zum  Tode  des  Kaisers  verwandelt  Die  Folge  waren  neue 
Aufstände  in  der  Stadt,  die  der  Graf  mit  Gewalt  unterdrückte 
und  am  8.  Mai  1333  war  die  Stadt  dem  Reich  aufe  neue 
unterworfen,  die  seither  bestandene  Zunftverfassung  wurde 
aufgelöst,  die  Erneuerung  von  Rat  und  Gericht  in  die 
Hand  des  Reichspflegers  Grafen  Neuffen  gelegt  und 
diesem   das   Recht   eingeräumt,   eine   Burg  in   der  Stadt   zu 

>*)  SUÜiD,  Wirtembergische  Geschichte,  Bd.  8,  S.  192.    lilt^\A\ii%,  \S\iia 
Kaofhaiu,  S.  IQB  /, 

**^  BOkmer,  Acta  iwperü,  8.  608. 
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bauen  und  über  die  Thorschlüssei  und  die  Sturmglocke  zu 
gebieten.  Die  Häupter  des  Aufstände  aber,  die  6  Brüder 
Gran  egg  (Graniggel),  mussten  Urfehde  schwören  und  die 
Geschlechterfamilien  der  Rote,  Hall,  Strölin,  Gossold, 
Kammingen,  Ko prell  (KapoU?)  und  Obser  mussten  Bürg- 
schaft nach  Geisselschaftsrecht  stellen.  Am  16.  November  1334 
endlich  war  ein  neuer  Vergleich  zwischen  der  Stadt  und  ihrem 
Reichspfleger  zustande  gekommen,  nach  dem  der  Reichsstener- 
betrag  derselben  ein  fiir  allemal  auf  750  Pfund  Häller  kon- 
tingentiert und  das  Ukner  Reichsamtmannsamt,  das  dem 
Bürger  Eunzelmann  abgenommen  worden  war,  mit  allem,  was 
dazu  gehörte,  dem  Grafen  Neuffen  bis  zum  Tode  des  Kaisers 
verbleiben  sollte.  Wie  wenig  die  Ulmer  Bürgerschaft  mit 
der  damaligen  Reaktionszeit  einverstanden  war,  zeigen  die 
fortwährenden  Aufstandsversuche  derselben  g^en  ihren  Reichs- 
pfleger, wie  z.  B.  am  4.  Juli  1336  der  Amtmann,  der  Rat  und 
die  Gemeinde  bestimmen,  dass  jeder,  der  künftig  wieder  gegen 
den  Willen  von  Kaiser  oder  Reichspfleger  und  Rat  „Auf- 
werfungen, Aenderungen  oder  Stösse^'  mache,  als  Aechter  und 
schädlicher  Mann  behandelt  werden  und  sein  Gut  halb  dem 
Reiche,  dessen  Reichslandvogt  und  der  Gemeinde  zu  ihrem 
Festungsbau  verfedlen  sein,  die  andere  Hälfte  aber  seinen 
Leibeserben  verbleiben  solle  *^. 

Man  findet  solche  Ueberlassungen  von  dem  Reiche 
gehörigen  Judenhäusern  damals  mannigfach.  Die  Juden 
sind  Sd^utzjuden,  welche  ohne  in  den  Gremeindeverband 
aufgenommen  zu  sein  in  gemeindesteuerfreien  Reichsgebäuden 
wohnen  und  hiefur  als  Hintersassen  des  Reichs  der  Reichs- 
kammer einen  Zins  als  Lehensleute  bezahlen  '^).  Der  Jude  kann 
wie  der  Handwerker  das  volle  Bürgerrecht  erhalten,  wenn  er 
in  Grund  und  Boden  angesessen  ist.  Dann  ist  er  nicht  nur 
Schutzbärger,  sondern  YoUbürger,  er  kann  aber  auch  lediglich 
als  Zinsmann  auf  fremdem  Grund  und  Boden  wohnen,  dann 
ist  er  Hintersasse  des  betreffenden  Grundbesitzers  und  steht 
im  Schutze  seines  Patrons.  So  weist  im  Jahre  1084  der 
Bischof  von  Speier  den  Juden  Land  zur  Ansiedlung  an,  so 
stellt  im  Jahre  1184  in  Würzburg  der  Jude  Vivis  sein  Haus  der 
besseren  Sicherheit  halber  und  um  das  Marktrecht  (gratia)  zu 
erhalten,  gegen  Zins  in  den  Schutz  einer  geistlichen  Stiftung*^. 
Der  Jude  wohnt  also  in  diesem  FaUe  auf  königlichem  Grund 
und  Boden  oder  auf  dem  Boden  eines  andern  Grundherrn 
und  die  Judengasse  oder  der  Judenfreihof  gehört  dem 
Reiche    und  erst  mit    der  Abschaffang    der  Hörigkeit    und 

*^  BaziDg   a.    VeeBenmeyer,    Ulm.    ürkondenbach,   Mspt.    StiUin, 
WirtembergiBche  Geschichte,  Bd.  3,  8.  196  f. 


*^  Mauer,  Deutsches  St&dtewesen,  Bd.  2,  S.  232  und  2S9. 


Maurer,  Deutsches  Städtewesen,  Bd.  2,  S.  4$M  und  601. 
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der  Aenderong    der  Schutzherrschafb    kommen    alle  Hinter- 
aassen  unter  den  Schutz  der  Stadt  und  werden  Beisitzer  der- 
selben ^.  So  bestimmt  z.  B.  das  Ulmer  Stadtrecht  Tom  9.  August 
1296,  dass  Bürger,  welche  einem  andern  Bürger  eigen  seien, 
ihrem   Herrn   idljährlich   an   Martini    12   Pfennige   bezahlen 
aoUen,  wogegen  beim  Tode  des  EÜgenmanns  die  Erben  des- 
selben  zur  Leistung  eines  „Sterbegelds^^   oder  Leistungen  auf 
Grund  des  ,3terb£Edlrechts"  nicht  sollten  angehalten  werden 
dürfen«    Ebenso  sollten    alle  Zinsbürger  alljährlich  an  den 
Altar   ihres  Schutzherm    2   Pfennige  zum  Heile  ihrer  Seele 
opfern.    Zogen  Bauern,  Angestellte  (ministri)  oder  Müller  in 
die  Stadt,  so  mussten  sie  das  Bürgerrecht  erwerben  und  yor- 
lier   mit  ihrem  Herrn  abrechnen.    War  diess  geschehen,  so 
etanden  sie  für  ihre  Person  und  ihre  Habe  im  Schutz  und 
Creleite  der  Stadt    Häuser,  welche  keine  Lehen  waren,  galten 
als  Eigentum  *%   So  wurden  also  die  Juden  Hintersassen  oder 
Sdintzhörige  entweder   der  Stadtbürger   oder   der    Gemeinde 
«eUbet,  indem  allmählich  ausser  dem  Reich  auch  die  Kurfürsten 
oder  einzelne  Landesherren  und  endlich  auch  einzelne  Stadt- 
gemeinden das   Becht  erhielten,  Juden  in   ihren  politischen 
Machtbezirk  als  Hintersassen  aufzunehmen^').    So  sind  z.  B. 
im  Jahre  1200  in  Köln  der  Jude  E^eberth  und  der  Bürger 
Hartwig  Bauermeister  (magistri  vicinorum)   von  St.  Laurenz; 
so   erhält  die  Stadt  Augsburg   im  Jahre  1270  das  Recht, 
Juden   aufzunehmen,  so  dass  sJso  seither  in   Augsburg  die 
Juden  nicht  mehr  gezwungen  sind,   im  Freihofe  irgend  eines 
Grundherrn,   wie   des  Bischofs  oder  des  Reichs,  zu  wohnen, 
sondern  in  den  Bürgerverband   der   Stadt  eintreten  und  dort 
entweder  als  Grundbesitzer,  Yollbürger  oder  als  Hintersassen 
eines  Bürgers  Schutzbürger  werden  können  '^).  So  bekräftigt  z.B. 
am  14.  Februar  1303  Herr  Konrad  Yorchtel  vor  dem  Schult- 
heissen   und  den  Schöffen  des  Gerichts  der  Stadt  Nürnberg 
mit  einem  Elid  gegenüber  den  Juden  Bonfant   Simelin   und 
Jakob,  dass  er  seine  Mauer  nicht  weiter  überbaut  habe,  als 
ihm  erlaubt  gewesen  sei,  und  am  3.  Juli  131Ö  erlaubt  König 
Ludwig  der  Bayer  dem  Schultheissen,  den  Ratmannen  und  der 
Gemeinde  der  Bürger  zu  Nürnberg,   die   Hälse  der  Keller, 
Kammern,  Lauben  und  andere  Angebäude  vor  den  Häusern 
der   Nürnberger   Juden,   welche   die   allgemeine  Strasse  ver- 
hindern,   abzubrechen    und     gebietet,    diese    Vorhälse    und 
Schwellen,   welche  die   Stadt   verkrümmen,    abzuehmen   und 
künftig  nicht  mehr  zu  bauen  und  wenn  sie  Widerspänstigkeit 
finden,  das  Gebot  des  Reichs  auszuführen^^.    So  beginnt  in 

'*)  Maarer,  Deutsches  St&dteweseD,  Bd.  2,  S.  240  und  501. 
**)  Pressel,  Ulmisches  Urkondenbuch,  S.  234  ff. 
**)  Maurer,  Dentgcbea  St&dtewesen,  Bd.  2,  8.  282  und  WÄ. 
*?  WOrfeJ,  Nürnbergs  JadeDgemeinde,  8.  126  ff 
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Köln,  seit  im  Jahre  1321  die  wesentlichBteii  Hoheitsrechte 
endgültig  vom  Erzbischof  auf  den  städtischen  Rat  übergegangen 
sind,  gleichzeitig  eine  räumliche  Ausdehnung  des  Ju- 
denviertels  über  die  alten  Grenzen  hinaus'^,  was 
offenbar  daher  rührt,  dass  zu  diesen  Hoheitsrechten,  wdche 
der  Rat  erworben  hat,  auch  das  Recht  gehört,  Juden  in 
seinen  politischen  Verband  aufzunehmen,  und  im  Jahre  1328 
wird  in  Schweidnitz  bestimmt,  es  solle  kein  Hof  und 
kein  Erbe  mehr  an  einen  Juden  verkauft  werden,  ausser 
an  die  bereits  in  Grund  und  Boden  angesessenen  Juden. 
Die  „geerbt^'  in  der  Stadt  angesessenen  Juden  aber  sollen 
mit  den  Bürgern  „schozzen  und  wachen^'  und  zu  anderem 
Nutzen  der  Stadt  helfen  wie  die  Bürger**)  und  am  5.  Mai 
1383  erlaubt  König  Ludwig  der  Bayer,  nachdem  seine  und 
des  Reichs  Juden  aus  Nürnberff  flüchtig  geworden  seien, 
damit  diese  wieder  an  das  Reich  gebracht  w^en,  zum 
Nutzen  und  zur  Ehre  des  Reichs  dem  Schultheissen ,  dem 
Rat  und  der  Gemeinde  der  Stadt  Nürnberg,  dass  sie  femer 
des  Reichs  Juden  und  Kanunerknechte,  die  jetzt  bei  ihnen  in 
Nürnberg  sitzen  oder  künftig  dort  sesshaft  werden,  schirmen 
sollen  für  ihn,  für  seinen  Vikar,  wenn  er  einen  solchen  habe, 
und  für  alle  seine  Amtleute  und  Diener.  Die  Stadt  sollte  das 
ohne  Arglist  halten,  so  lange  er  lebe,  und  es  sollte  dieses 
Grebot  nicht  überfiahren  oder  widerrufen  werden;  sollte  dies  aber 
dennoch  geschehen  oder  sollten  der  Schultheiss  und  die  Bürger 
oder  beide  etwas  thun,  was  dem  (rebot  entg^en  wäre,  so 
sollte  den  Juden  diess  dem  Reiche  oder  sonst  jemand  gegenüber 
keinen  Schaden  bringen  weder  an  Leib,  an  Treue,  noch  an 
Ehre  oder  Gut.  *^  Wie  entwickelt  schon  damals  die  Gemeinde- 
Verhältnisse  der  Juden  in  den  einzelnen  Städten  waren,  sieht 
man  z.  B.  daraus,  dass  im  Jahre  1338  die  Aufnahme  neuer 
Juden  in  Freiburg  nur  mit  Einwilligung  der  Judengemeinde 
gestattet  ist^)  So  giebt  es  z.  B.  am  Donnerstag  nach  dem 
Frauentag  1338  in  Nürnberg  eine  Judengemeinde  Ton  212 
steuerzahlenden  Bürgern  (zuzüglich  der  selbstständigen  Witwen 
u.  s.  w.  **)  Rechnet  man  auf  jede  Feuerstelle  nur  4  Personen, 
so  ergiebt  dies  848  Juden.  Bedenkt  man,  dass  Nürnberg  im 
Jahre  1449  rund  20,000  Einwohner  zahlt  und  dabei  nur  noch 
eine  Judengemeinde  von  zusammen  150  Köpfen  hat  '^),  so  sieht 

**)  Hölliger,  Jadenschreinsbacb,  S.  XIII. 

^  Maurer,  Deutsches  Stftdtwesen,  Bd.  2,  S.  795. 

**)  WOrfel,  NQmbergs  Judengemeinde,  S.  14,  41  f.,  127  ff. 

*")  Maurer,  Deutsches  St&dtewesen,  Bd.  2,  S.  502  and  796. 

*^)  Bttcher,  Bevölkerang  von  Frankfurt,  S.  88.  Ulm  hat  heute  bei 
einer  Einwohnerzahl  von  rand  30,000  (ohne  Soldaten)  668  Jaden. 
Sch&tst  man  die  BeTölkenmg  von  Nürnberg  im  Jahre  1888  aaf  rund  die 
Bi&lfte,  also  15,000,  so  h&tte  es  nach  dem  heutigen  ülmer  Verhältnis  nar 
881  Jaden  statt  848  haben  dürfen. 
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muk  den  Rückgang  der  dortigen  Jndengemeinde  binnen  des 
Jahrhunderts,  aber  man  begreift  auch  den  Aussprach  des 
Nürnberger  Geschlechters  Y.  Stromer,  den  dieser  im  Jahre  1350, 
als  er  in  Angelegenheiten  der  Stadt  bei  König  Karl  IV.  in  den 
Niederlanden  weilte,  diesem  Fürsten  g^enüber  that.  Als 
oamlicli  der  König  die  Stadt  Nürnberg  ob  ihrer  schönen  Grebäude, 
ihrer  weiten  Gassen  und  anderen  guten  Gel^enheiten  rühmte 
imd  meinte,  wenn  er  das  Reich  erst  in  Ruhe  und  Frieden 
gebracht  habe,  hoffe  er,  dort  seine  Wohnung  ständig  auf- 
schlagen zu  können,  weil  die  Stadt  für  die  Krone  Böhmen  so 
geBchickt  an  der  Hand  liege,  erwiderte  Stromer,  das  sei  schon 
richtig,  es  sei  nur  schade,  dass  die  Juden  gerade  die  schönsten 
Hineer  und  wohlgel^ensten  Orte  der  Stadt  inne  haben,  so 
dass  man  nicht  wisse,  ob  Nürnberg  eine  jüdischeoder  christ- 
liche Stadt  sei.*')  Seit  das  Reich  und  die  Landesherren  kein 
Gnmdeigentum  mehr  in  den  Städten  besitzen,  können  sie  keine 
luden  mehr  in  dieselben  setzen  ^)  und  so  bekommen  um  jene 
Zeit  immer  weitere  Städte  das  Recht,  Juden  aufzunehmen, 
80  z.  B.  im  Jahre  1340  die  Stadt  Hall  und  im  Jahre  1347 
die  Stadt  Spei  er  und  die  Gleichstellung  der  Juden  mit  den 
nbrigen  Bürgern  betreffs  der  bürgerlichen  Rechte  und  Pflichten 
schreitet  in  zunehmendem  Masse  fort.  So  wird  z.  B.  im 
Jahre  1340  in  Rain  im  Herzogtum  Bayern  bestimmt,  dass 
wer  mit  den  Bürgern  Wasser  und  Waide  geniesse,  auch 
die  gleichen  Steuern  solle  bezahlen  müssen,  er  möge  Jude 
oder  Christ  sein.'®) 

Schon  damals  freilich  macht  sich  in  einzelnen  Städten 
auch  bereits  das  Bestreben  geltend,  die  Juden  in  ihren 
erworbenen  bürgerlichen  Rechten  wieder  einzuschränken.  So 
erfolgt  in  Köln  im  Jahre  1341  das  Verbot  einer  weiteren 
Ausdehnung  des  jüdischen  Grundbesitzes^^  und  am 
20.  Juli  1344  giebt  Kaiser  Ludwig  dem  Rat  in  Nürnberg  die 
Versicherung,  dass  weder  er  noch  jemand  der  Seinen  künftig 
wieder  dazu  Beihilfe  thun  wollen,  dass  das  Haus  eines  Christen 
in  die  Hände  der  Juden  komme,  wie  er  diess  mit  dem  Hause 
des  Heinrich  Holzschuher  am  Salzmarkt  gethan  habe.^^) 


3)  Die  EinriehtuDgen  der  Jadengemeinden  des 

14.  Jahrhunderts. 

a.     Dm  Jadenbflrgvrreoht  und  der  Jndeng^einderat. 

Wie  wir  gesehen  haben,  hatten  die  Juden  von  Alters  her 
^  Recht,  das  römische  Bürgerrecht  zu  erwerben,  und 
^eees  Recht  ist  ihnen  auch  im  Mittelalter  verblieben,  wesshalb 
nun  auch  überaU  in  den  deutschen   Städten  des  M\l\j&\^\«t^ 

*^  Hffaiger,  JadeDscbreinabacb,  8.  XTV. 
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jädiflcheBürger  findet ')  Wir  haben  weiter  gesehen,  dass  auch  is 
römischen  Reiche  Karls  des  Grossen  wie  im  arabischen  Reich 
eine  Art  „Enlarch^^  ein  Reichsjudenschntzrogt  oder  Jadenober 
znnftmeiBter,  eingerichtet  worden  war,  der  die  besondere  Auf 
gäbe  hatte,  namens  des  Reichsoberhaupts,  des  römischei 
Kaisers  oder  Königs,  die  Juden  zu  schützen  und  zu  schirmei 
Dieses  Amt  sehen  wir  denn  auch  in  der  spätem  Zeit  de 
Mittelalters  weiter  bestehen  und  zwar  ist  es  der  Erzbischo 
von  Mainz,  der  als  Reichserzkanzler  die  Aufgabe  hat 
den  Judenschutz  und  Judenschirm  statt  des  Kaisers  un< 
Königs  zu  handhaben  und  dafür  den  Zehnten  von  allen  au 
ganz  Deutschland  eingehenden  Judenstenern  erhalt,^  wess 
halb  auch  zu  jeder  Verp&ndung  von  Judenreichssteuem,  wem 
diese  rechtsgültig  sein  soll,  seine  Genehmigung  einzuholen  ist' 
Ist  so  die  gemeinsame  Vertretung  der  Reichsjudenschaft  mi 
dem  Erzbistum  Mainz  und  dem  Reichskanzleramt  verbundsD 
so  stehen  die  Judengemeinden  der  einzelnen  Städte  im  14 
Jahrhundert  ziemlich  selbstständig  da  und  ihr  politische! 
Leben  ist  in  ähnlicher  Weise  genossenschaftlich  entwickelt 
wie  das  der  einzelnen  christlichen  Genossenschaften.  Wiedi( 
Weber  in  der  Webergasse,  die  Gerber  in  der  Gerbergasse,  die 
Goldschmiede  in  der  Goldschmiedsgasse  u.  s.  w.,  so  wohner 
die  Juden  in  ihrer  Judengasse.  So  finden  sich  derartige 
Judengassen  in  Speier,  Worms,  Köln,  Bonn,  Frankfurt,  Heidel- 
berg, Ulm,^)  Augsburg,  Schweidnitz  und  zahlreichen  änderet 
Städten.*)    Nicht  um  die  Juden  in  hasserfiillter  Weise  abzu- 

a^rren,  werden  schon  in  früher  Zeit  diese  Judenyiertel  mii 
auem  und  Türmen  umgeben,  sondern  um  sich  bei  den  damaligen 
bewegten  Zeiten  die  eigene  Sicherheit  zu  gewährleisten,  um- 
geben auch  die  Juden  ihre  Ansiedlung,  ihren  Freihof,  mit  einei 
f  e  ste  n  Mau  er ,  sie  bauen  sich  einen  Turm  mit  Thorbogen,  wi( 
dies  jede  Klostergenossenschafb,  jedes  altfreie  Geschlecht  am  QrU 
ebenso  macht  So  wird  z.  B.  in  Speier  schon  im  Jahre  1084 
das  Judenyiertel  zum  Sdiutze  vor  Angriffen  mit  einei 
Befestigungsmauer  umgeben,*)  so  ist  auch  in  Köln  im  Jahre 
1231  und  1246  die  Judenstadt  mit  einem  Thor  und  einein 
Wachhause  versehen,  ebenso  ist  es  bis  zum  Jahre  1591  in 
Begensburg,  in  Worms  und  auch  in  U 1  m  finden  wir  im  Jahre 
1413  einen  Judenturm  urkundlich  erwähnt ^)  Als  Schutz- 
verwandte  sind  die  Juden  Freie,  haben  desshalb  das  Recht 
der  Einigung  und  ihre  Genossen  sind  „pares'S ^  wesshalb  wir 
auch  überall,  wo  eine  genügende  Anzahl  von   Juden  wohnt, 

> )  Warfel,  Nürnbergs  Jadengemeinde,  S.  39,  51,  67. 
*)  Maurer,  Deutsches  8t&dteweien,  Bd.  2,  S.  80,  35,  501,  604,  606. 
^  Stobbe,  Die  Jaden  in  Deutschland,  S.  46  ff.    Spener,  Historia 
Gennaniae,  T.  2,  B.  2,  Kap.  8. 

^)  Bazing  a.  Veesenmeyer,  ülmer  Pfarrkirchenark.,  No.  78, 108,239, 326. 
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ine  wohlgegliederte  Judengemeinde  finden.  „Uniyersitas  judae- 
onzm^**  „die  gemain  der  Jnden^,  „die  Judenschaft^S^  „die 
/üdischheit*^  (in  Ulm^)  sind  die  amtlichen  Bezeidmungen, 
unter  denen  die  Jadengemeinden  des  Mittelalters  uns  vor 
Ingen  treten.  Jede  Jadengemeinde  hat  ihren  Vorsteher, 
welcher  verschiedene  Namen  fuhrt;  So  heisst  derselbe  in 
Köln,  Trier,  Worms,  Mainz,  Nürnberg  „Jadenbischofs  in 
Bamberg,  in  Frankfort  a.M.,  in  Begensbarg  „Jadenmeister^, 
in  Speier  Archisynagog,  in  Mainz  Hofmeister  and 
Korrektor,*)  in  München  „Oberparnese"*).  Die  Stelle 
des  Richters  der  Jadengemeinde  hat  der  Haaptrabbiner 
des  Orts  and  er  anterschreibt  aach  in  dieser  Eigenschaft  mit 
den  zwei  ihm  beigegebenen  Monatspamesen,  Batsälteren,  Kon- 
suln, Einungem  oder  regierenden  Bürgermeistern  der  Gemeinde 
alle  beglaubigten  Urkunden,  wahrend  zwei  andere  Juden  Tom 
Bäte  als  Büchsenmeister  oder  Kassierer,  Rechner  oder  Gemeinde- 
fuhrer  fungieren,  die  Steueranlagen  der  Gemeinde  besorgen, 
das  Greld  einsammeln  und  die  Auslagen  bestreiten.  ^)  Was  die 
Anzahl  der  Judenkonsuln  oder  Pamsen  betrifft,  so  waren  es 
deren  wie  bei  den  Zunftyerwaltungen  in  dei'  Regel  12,  so  dass 
man  ebenso  von  Judenzwölfmeistern  sprechen  kann,  wie  man 
Yon  den  Zwölfem  irgend  einer  Handwerksgenossenschaft  redet. 
So  besteht  in  Worms  der  Judenrat  aus  12  Mitgliedern,  unter 
denen  das  Amt  des  Konsuls  oder  Pamesen  monatlich  wechselt 
und  welche  wie  den  Judenbischof  der  Bischof  von  Worms  er- 
nennt p  So  hatte  der  Rat  von  Nürnberg  seiner  Jadengemeinde 
eben&lLs  vor  Alters  solche  Ratsleute  und  Richter  sowie  Rechner 
gegeben.  Sie  wurden  alljährlich  nach  Pfingsten  entlassen  und 
Yom  Nürnberger  Rat  neu  ernannt;  nur  der  Haupt-  oder  Stadt- 
rabbi als  Richter  des  Judenrats  blieb  unenüassen  und 
das  Pflichtbuch  der  Stadt  Nürnberg  bestimmt  über  die  Obliegen- 
heiten des  dortigen  Judenrats,  wer  zum  Judeurat  erwählt 
werde,  solle  geloben  und  schwören,  alles,  was  darin  yerhandelt 
werde,  zu  verschweigen,  wenn  nicht  der  Rat  beschliesse,  dass 
die  betreffende  Sache  an  die  Gemeinde  gebracht  werde;  was 
mit  Stimmenmehrheit  beschlossen  werde,  solle  getreulich 
gehalten  und  von  jedem  Ratsmitgliede  ohne  Gefährde  dazu 
geholfen  werden.  Der  Judenrat  solle  die  Umlage  der  Steuer 
unter  den  einzelnen  Genossen  nach  altem  Herkommen  vor- 
nehmen und  über  alles  Geld,  das  der  Judenrat  ausgebe,  solle  er 
nach  altem  Herkommen  beschliessen,  aber  nur  bis  zu  10  Gulden; 
mehr  zu  bewilligen,  solle  nur  der  ganzen  Judengemeinde  gestattet 
sein.  Was  die  Zuständigkeit  des  Rats  der  Judengemeinde 
betrifft,  so  erstreckte  sich  diese  auf  alle  Ehesachen,  &bsachen 

»)  JÄger,  Ulms  Verfassung,  8.  3Ö8. 

')  Vom  chald&iscbai?  „Panea**  GemeindewTBteher. 

^  Usazer,  Deatacbea  Jift&dtewesea,  Bd,  2,  8.  506. 
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und  gegenseitigen  Streitigkeiten  der  Genoeaen,  während  alle 
Geldsachen,  wie  Bürgsdbaften,  ^bös  gewordene  Kapitalien  mid 
derlei  Irrungen^*  sowohl  mit  Juden  als  mit  Christen,  vor  dia 
Stadtgericht  bezw.  Landgericht  gehörten.  Nach  altem  BechtD 
mossten  auch  in  Nürnberg  wie  in  Köln  alle  Kauf»- und  Verkanfr- 
briefe  ordentlicher  Weise  vor  dem  Stadtgericht  gefertigt  werden 
und  es  war  desshalb,  wenn  die  Juden  solche  Briefe  imch  ihrer 
Art  ausfertigteil,  die  Hinterlegung  der  betreffenden  Briefe  bei  dem 
öffenüichen  Gerichte  notwendig.  Die  Sitzungen  des  Juden- 
rats ÜBiiden  in  der  Judenkanzlei  statt*) 

Alle  Juden,  die  als  Bürger  oder  Schutz  verwandte  in 
eine  Stadt  aufgenommen  wurden,  mussten  den  Eäd  der  Treue  nach 
Judenart  leisten  und  sich  zu  den  allgemeinen  Bürgerpflichten  be- 
reit erklären.   So  schwuren  z.  B.  die  Nürnberger  Juden,  den 
Schöffen  und  dem  Rat  in  Nürnberg  die  Treue  zu  halten  und 
in  keiner  Weise  etwas  gegen  die  Stadt  und  die  Ihrigea  zu 
thim  ohne  alle  Gefährde.    Wenn  sie  etwas  miteinander  ans- 
znfochten  hatten,  so  mussten  sie  sich  mit  dem  Ghristenrecht 
der  Stadt  zu  Nürnberg  begnügen;  waren  es  aber  Sachen,  welche 
ihren  jüdischen  Glauben  und  ihr  jüdisches  Recht  betrafen,  so 
mussten   sie   sich   mit   dem  „schlichten  Judenrechte  vor  dem 
Judenmeister  in  Nürnberg  und  den  Juden,  welche  die  Bürger 
vom  Rate  dazu  eingesetzt  hatten",  begnügen.  Alle  Juden  aber, 
die  in  Nürnberg  das  Bürgerrecht  oder  den  Schutz  erlangten, 
mussten  für   die  „Reception^^  eine  bestimmte  Summe  erlegen 
und  zur  Sicherheit  zwei  Bürgerbürgeu  stellen.    Verheirateten 
sich   die   Kinder  von   in  Nürnberg  bürgerlichen   Juden,    so 
mussten  sie  bei  ihrer  Verheiratung  um  das  Bürgerrecht  nach- 
suchen, auch  wenn  der  Vater  Bürger  war,  sobald  sie  in  Nürn- 
berg haussässig  werden  wollten,  oder  bei  Strafe  von  1  Gulden 
für  jeden   Tag    binnen    4    Wochen,    nachdem    man  sie    zu- 
sammen   gelegt  hatte,   die   Stadt    räumen;    verheiratete   ein 
Jude  sein  Kind  hinaus  aus  der  Stadt  an  andere  Juden,   so 
durften  diese  bei  Strafe  von   1  Gulden  für  jeden  Tag  nicht 
länger   als   14  Tage  in  der  Stadt  bleiben.    Wollte  ein  Jude 
oder  eine  Jüdin,  die  in  Nürnberg  bürgerlich  waren,  ihr  Bür- 
gerrecht  wieder  aufgeben  oder  sagte  ihnen  der  Rat  ihr  Bürger- 
recht auf,  so  durften  sie  trotzdem   nicht  von  der  Stadt  w^- 
ziehen    und    einem  Landesherrn    oder    einer    andern    Stadt 
schwören,   ohne   dass   sie  vorher   vor  die  Bürger  im  offenen 
Rat  gegangen  waren  und  dort  amtlich  ihr  Bürgerrecht  aufge- 
geben hatten  und  ihren  Verpflichtungen  gegen  die  Stadt  nach- 
gekommen waren  bei  Strafe  von  1000  Gulden   und  Verlust 
aller  Forderungen,  die  sie  in  der  Stadt  hatten,  und  jeder,  der 
sein  Bürgerrecht  aufgab,   war  verbunden,  den  nächsten  Zins 
für  das  Jahr  darauf  zu  geben.  ®) 

•;  Wflrfei,  NümbergB  JudengemeMide,  Ä.  ^  \,,  ^  i.>  Ä  1.  xj..  ^  IBL 
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b.    Dm  ChriokttweMB  der  Jadei. 

Was  die  Gerichtszuständigkeit  der  Genossen  der 
Jodengemeinde  betrifiFt,   so  war  der  ,judex  competens^'  für 
Joden  die  Landesobrigkeit,  in  deren  Schutz  sie  standen.    So 
gehörten  z.  B.  in  Berlin  zur  Kompetenz  des  Hausvogts  bis 
in  die  neuere  Zeit  die  Judensachen*)  und  schon  im  Jahre  1090 
werden  die  Juden  von  der  Verpflichtung  frei  erklärt,  sich  der 
christlichen  Feuer-  und  Wasserprobe  zu  unterwerfen.*)    Doch 
hatten  sie,  wie  die  anderen  Genossenschaften,  die  Vergünstigung, 
in  Fällen,   die  ihre  Sitten  und  Gewohnheiten  betrafen,  Rats- 
ond  Schiedsleute  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  und  diese  Rats- 
lente  übten  mit  Genehmigung  der  Landesherrschaft,  in  deren 
Schutz  sie  standen,  über  die  Jhrigen  in  der  Judengemeinde 
in  gewissen  Fällen  eine  ,  jurisdictio  mandata*'  aus.    So  meldet 
z.  B.  das  alte  Nürnberger  Stadtgesetzbuch  vom  Jahre  1290 
betre&B  des  „Unfogs  der  Juden",  die  Judengemeinde  zu  Nüm- 
herg  sei  an  den  Bat  gekommen  und  habe  gebeten,  ihr  ein 
Gesetz  über  ihren  „Unfug^*  um  des  Friedens  willen  zu  machen, 
und  der   Bat  habe  desshalb   auf  Bitte   der   Juden  und  zur 
Mehrung  des  guten  Friedens  unter  den  Juden  folgende  Gesetze 
gemacht,  die  aber  den  Bichtem  und  der  Stadt  an  ihren  alten 
Rechten  keinen  Schaden  bringen  sollten:  Schlägt  ein  in  Nürn- 
berg angesessener  Jude  den  andern  oder  rauft  sich  im  Zorn 
mit  ihm,  so  hat  der,  welcher  der  Anheber  war,  dem  Bichter  5, 
der  Stadt  aber  10  Pfd.  Hlr.  Busse  ^^)  zu  geben,  der  andere  aber, 
der  sich   nur  gewehrt  hat,   muss  nichts  geben;   wehrt   sich 
aber  der  andere  nicht  nur  zur  Not,  sondern  mit  verdachtem 
Mut,   so   muss  er    dieselbe   Busse   zahlen.     Wird    ein  Jude 
wegen  eines  Unfugs  vom  Bichter  und  den  Bürgern  gerichtet, 
so  hat  er  die  Besserung  zu  geben,  wenn  er  sich  nicht  mit 
seinem  Eide  freimachen  kann.    Wer  straffällig  wird  und  das 
Geld  nicht  geben  kann,  muss  die  Stadt  yerschwören,  bis  er 
die  Besserung  bezahlt  hat.    Wer  zuerst  geschlagen   oder  ge- 
rauft wird  und  bei  dem  Bichter  oder  bei  den  Bürgern  klagt, 
der   soll   wegen   dieser   Klage   keine  Missethat  gegen    seinen 
Genossen  begangen  haben.    Schlagen  oder  raufen  sich  Kinder 
unter  15  Jahren  oder  schlägt  oder  rauft  ein  alter  Jude  ein 
Kind,   das   unter  15  Jahren   alt  ist,  so  erfolgt  hiefur  keine 
Strafe.     Schlägt    oder   rauft   ein    Bürger    einen   Juden  oder 
Gast    oder    ein    Gast    einen   Bürger    oder    ein    Gast    den 
andern,    so     hat    derselbe    die    erstere    Busse     zu    geben. 
Kann   ein  Missverständnis  durch    gütlichen    Vergleich    nicht 
gehoben    werden    und   man   nur  durch  den  Eid  hinter   die 
Wahrheit  kommen,  so  ist  dem  Juden,    wenn   er   der  Ange- 

*)  Maurer^  Deutsches  St&dtewesen,  Bd.  4,  S.  292,  &0&. 
'^  Basse  ist  ma)cta  pecanjaiia,  qnae  penditar  laesis.    YfehuftT  ^  OV 
wBTfmmM  pncücäe,    8.  68  f. 
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schuldigte  war,  das  ,jiiraineiitam  purgatorium'',  der  Beiniguiigs- 
eid  au&nl^en.  Hat  ein  fremder  Jude  einen  Rechtsstreit  mit 
einem  in  Nürnberg  eingebürgerten  Juden  oder  einer  desgleichen 
Jüdin,  so  muss  er  sich  mit  dem  Cliristen-  bezw.  Judenrecht 
der  Stadt  begnügen ;  wer  das  nicht  thut,  dem  darf  kein  Jude 
von  Nürnberg  oder  einer,  der  in  ihrer  Grewalt  steht,  weder 
heimlich  noch  öfientlich  etwas  zul^en,  ihm  raten  oder  ihn 
schirmen.  Wird  eine  Judenstrafe  auf  einen  Nürnberger  Juden 
gelegt,  so  darf  kein  Nürnberger  Jude  einen  solchen  Bestraften 
in  der  Stadt  halten,  sondern  einer  muss  dem  andern  treu 
beistehen,  damit  dieser  bei  seinem  Recht  bleibt  auf  Kosten 
dessen,  den  die  Sache  angeht,  bei  Strafe  von  100  Ghilden  an 
die  StEidt  oder  höherer  Strafe  an  Leib  und  Gut  in  gefahr- 
lichen Fällen.  Alle  seitherigen  Bündnisse  der  Juden  unter- 
einander aber  sollten  gänzUch  abgethan  sein  und  auch  künftig 
sollten  die  Juden  keine  Bündnisse  machen  und  sich  keiner, 
der  in  der  Stadt  wohnte,  ohne  Lösung  des  Rats  unter  eine 
andere  Obrigkeit  stellen.") 

Sehen  wir  also  die  Juden  betreffs  der  niedern  Gerichts- 
barkeit bei  Streitigkeiten  unter  sich  ihrer  Gremeindegenossen- 
schaft  unterstehen,  so  standen  sie  betreffs  der  höheren 
Gerichtsbarkeit  und  betreffs  aller  Streitigkeiten  mit  ausserhalb 
ihrer  Gemeinde  stehenden  Personen  in  der  Regel  wenigstens 
unter  dem  landesherrlichen  Gericht  So  galt  nach  dem  Augs- 
burger Stadtrecht  Tom  Jahre  1276  der  Grundsatz,  daas 
wenn  ein  Christ  eine  Klage  gegen  einen  Juden  habe,  diess 
der  Vogt  auf  ihrer  Schule  mit  einem  aus  Bürgern  und 
Juden  zusammeugesetzten  Gericht  ausrichten  solle.  Standen 
sich  die  Parteien  mit  Yorsprechem,  d.  h.  mit  Verteidigern, 
gegenüber,  so  sollte  der  Vogt  den  Christen  fragen  und  der 
Judenriditer  den  Juden  und  das  Urteil  hatte  nach  dem 
Mehrheitsbeschluss  der  Richter  zu  erfolgen.  Sollte  der  Jude 
schwören,  so  mussten  ihm  zur  Ablegung  des  Eids  dreimal 
vierzehn  Nächte  Zeit  gelassen  werden  und  die  Ablegung  des 
Eids  hatte  vor  dem  Vogt  auf  der  Judenschule  nach  jüdischem 
Recht  zu  eriolgen.  Wollte  ein  Christ  den  Wahrheitsbeweis 
gegen  einen  Juden  führen,  so  hatte  er  diesen  durch  drei 
Zeugen  zu  fähren,  von  denen  einer  ein  Jude  sein  musste. 
Klagte  ein  Jude  gegen  einen  Christen  vor  dem  Gericht  des 
StadtYOgts  oder  des  Burggrafen,  so  musste  er  dort  den  Eid 
des  Chnsten  nehmen.  Wollte  der  Jude  den  Wahrheitsbeweis 
fähren,  so  komite  er  dies  durch  drei  Zeugen  thun,  nämlich 
durch  sich  selbst  und  zwei  Christen.  ^'^  Man  sieht  hieraus, 
das  rechtliche  Verhältniss  zwischen  Cnristen  und  Juden  ist 
ähnUch,  wie  man  es  im  Mittelalter  überall  findet,   wo  sich 

")  Würfel,  Narnbeigs  Jadengemeinde,  S.  48  f.,  66,  129  f. 
^*)  Mejer,  Stadtbuch  von  Aogsborg,  S.  52  ff. 
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Angehörige  verschiedener  Nationalitäten  gerichtlich  gegen- 
oborstehen.  Einen  Beleg  hiefiir  bietet  das  spätestens  dem 
12.  Jahrhundert  angehörige  Stadtrecht  für  die  deutsche 
Gemeinde  in  Prag,  in  welchem  es  heisst:  Hat  ein  Böhme 
eiii^  Bechtstreit  mit  einem  Deutschen,  welcher  durch 
zwei  Zeugen  zu  entscheiden  ist,  so  hat  der  Böhme  gegen  den 
Deatschen  zwei  Deutsche  und  einen  Böhmen  anzuführen, 
ebenso  wie  der  Deutsche,  welcher  einen  Böhmen  überführen 
will,  zwei  Böhmen  und  einen  Deutschen  anzuführen  hat,  wie 
das  ebenso  mit  den  Wälschen  und  mit  den  J  uden  gehalten 
werden  sollte.^*)  Besonders  weit  gehende  Vorrechte  in  Bezug  auf 
den  Gerichtsstand  genossen  seit  dem  Jahre  1335  die  Juden  von 
Köln;  dort  musste  nämlich  jeder  Christ,  der  g^en  einen 
Joden  klagen  wollte,  diese  Klage  unter  Ausschluss  jeder  andern 
gastlichen  oder  weltlichen  Gerichtsbarkeit  beim  Kölner  Juden- 
bischof und  dessen  Kapitel,  wie  man  dort  den  Rat  der  Juden- 
gemeinde hiess,  anbringen  und  sich  mit  deren  Urteil  begnügen, 
wie  auch  in  Köln  der  Judenbischof  nicht  von  der  Landesbe- 
börde  ernannt,  sondern  von  der  Judengemeinde  alljährlich 
gewählt  wurde.  Auch  war  der  Erzbischof  als  Landesherr 
verpflichtet,  den  Bann  über  jeden  Juden  aussprechen,  den 
das  Gericht  der  Judengemeinde  geächtet  hatte.  Diese  weit- 
gebenden Vorrechte  waren  der  schlimmen  wirtschaftlichen 
Uge  entsprungen,  in  welcher  sich  damals  das  Erzbistum  be- 
^d  und  welche  den  Ej-zbischof  vöUig  den  Händen  der  Kölner 
Jaden  ausgeliefert  hatte.  So  kann  man  es  begreifen,  wenn 
die  Herren  vom  erzbischöflichen  Kapitel  in  den  Jahren 
1336-— 1341  in  Köln  bitter  Klage  darüber  führen,  dass  man 
dem  Grundsatz,  nach  dem  ein  Rechtsstreit  stets  vor  dem  Ge- 
richt des  Beklagten  zu  führen  sei,  auch  den  Juden  gegenüber 
stattgegeben  habe;  es  sei  denn  doch  mit  der  Würde  eines 
hälaten  oder  Domherrn  nicht  vereinbar,  bei  Bechtsstreitig- 
keiten  mit  Juden  in  die  Synagoge  gehen  zu  müssen.  Der 
Erzbischof  musste  denn  auch  zugeben,  dass  er  mit  Eingehen 
dieses  Freiheitsrechts  zu  weit  gegangen  sei,  dass  die  Be- 
stimmung „von  dem  Schicklichen  und  den  sonstigen  Regeln 
abweiche,'^  und  versprach,  wenn  künftig  wieder  die  Juden- 
privilegien erneuert  werden  sollten,  Ausnahmen  von 
diesem  Gesetze  für  die  Herren  vom  Domkapitel  und 
die  Geistlichkeit  auszubedingen.  Er  habe  eben  in 
seiner  Geldverlegenheit  und  in  der  Bedrängnis,  in  der  er 
sich  mit  dem  Stift  befunden  habe,  nichts  machen  können, 
▼eil  ihm  die  Judengemeinde  grosse  Summen  vorge- 
streckt habe.  So  genehmigte  schliesslich  das  Kapitel  das  neue 
Jadenprivilegium.  ^^    So  bestätigt  z.  B.  am  27.  August  1348 

*9  Sioblfe,  Jaden  in  Deattcblaad,  8.  152  und  95  f. 
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der  Landrichter  Nikolaus  YOn  Pmkberg  in  Nürnberg,  dafis 
dem  Landschreiber  Fritz  Ebner  gegen  den  Jnden  Grambrecht, 
den  Sohn  des  Höherlein  Sussmann,  wegen  40  Pfund  Häller  und 
des  Schadens  durch  Gerichtsurteil  Anleit  auf  dessen  Leib  und 
all  sein  liegendes  oder  fahrendes  Gut  gegeben  worden  seL^^) 
So  waren  in  Köln  Diebstahl,  Fälschung,  Verwundung 
und  Ehebruch  der  Juden  dem  Gericht  des  Erzbischofs 
als  Landesherm  zur  Entscheidung  übertragen  ;^^)  so  verordnet 
das  Augsburger  Stadtrecht  Yom  Jahre  1276,  wenn   ein 
Jude  einen  Diebstahl  begehe  und  auf  offener  That  erwischt 
werde,  so  solle  über  ihn  nach  dem  Recht  der  Stadt  verfahren 
werden,   werde  er  aber  eines  solchen  beschuldigt,  solle   er 
nach  bestehendem  Recht  dieses  Bezichts  überwiesen  werden. 
Schlage   ein  Christ   einen  Juden    tot  oder  ein  Jude  einen 
Christen   oder  verwunde   einer  den  andern  oder  thue  ihm 
(jewalt  an  oder  begehen  Juden  untereinander  derartige  Dinge, 
so  V)lle  diess  vor  dem  Stadtvogt  nach  dessen  R^t  ver- 
handelt werden.^*)     Besonders   streng  bestraft  wurden    die 
Fleischesverbrechen  zwischen  Juden  und  Christen.   Ehen 
zwischen  Juden  und  Christen  waren  ungültig;    der  Christ, 
welcher  seine  Tochter  einem  Juden  gab,  Sie  Christin,  welche 
sich  mit  einem  Juden  verheiratete,  wurden  mit  Kirchenbann 
bestraft    Auch   die  Unzucht  zwischen  Juden  und  Christen 
galt  als  Kapitalverbrechen  und  wurde  auf  Grund  des  Schwa- 
benspiegels durch  Verbrennen  bestraft. ^^)  Im  Allgemeinen 
galt  betreu  des  Strafrechts  der  Juden  der  Grundsatz,   dass 
der  Jude  die  Verbrechen,  welche  er  begieng,  ebenso  büssen 
sollte,  wie  der  Christ;  ^^)  doch  kam  bei  der  StrafiroUstreckung 
der  religiöse  Unterschied  in  der  Weise  zum  Ausdruck,   dass 
für  die  Juden  ein  besonderer  Galgen  benützt  wurde,   wie 
wir  z.  B.  in  Mainz  einen  eigenen  Judengalgen  finden,  ^^) 
während  man  in  Nürnberg  die  Juden  ausserhalb  des 
christlichen  Galgens   zu  hängen  pflegte.  ^^)    Besondere  Vor- 
schriften bestanden  auch  für  den  Judeneid.  Der  Schwaben- 
Spiegel,   Artikel  263,  bestimmte  hierüber,    der  Jude  solle, 
wenn  er  den  Eid  leiste,  auf  einer  Schweinshaut  stehen  und 
die   rechte   Hand    auf    die   fönf  Bücher  Mosis    legen.    An 
anderen  Orten  bestanden  wieder  andere  Vorschriften.^'')  Wichtig 
war  des   weitem  namentlich  das  Recht  der  Juden,    sich 
vom  Duell  frei  zu  machen.    Wohl  schrieb  der  Schwaben- 
spiegel, Artikel  260,  theoretisch  vor,  dass  wenn  es  ein  Christ 
verlange,  der  Jude  mit  ihm  kämpfen  müsse,  ebenso  wie  der 
Jude  den  Christen  zum  Zweikampf  fordern  durfte,  aber   es 

^^)  Würfel,  Narnbergs  Judeugemeinde,  8.  129  und  92. 
»)  Stobbe,  Juden  in  DentscUftnd,  S.  96,  159  ff.  und  155. 
**)  Meyer,  Stadtbuch  von  AugBbnrg,  S.  56  f. 
^*)  Schaab,  Geachichte  der  Joden,  S.  186. 
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Tsr  den  Jaden  gelungen,  sich  hiegegen  Freiheitsrechte  zu 
erwerben,  durch  welche  ihnen  gestattet  wurde,  Yon  der  per- 
sönlichen Gestellnng  beim  Zweikampf  abzusehen  und  sich 
dsack  einen  um  Geld  gedungenen  StelWertreter  er- 
setzen zu  lassen.  Wie  für  den  Christen,  so  bestand  auch  fiir 
den  Juden  die  Strafe  des  königlichen  Banns,  mit  dem 
einzelne  Juden  oder  ganze  Gremeinden  bel^  werden  konnten 
und  durch  den  der  dayon  betroffene  Yon  jeder  Rechtsge- 
meinschaft  ausgeschlossen  wurde.  Mit  ihm  pflegten  nament- 
lich solche  Juden  oder  Judengemeinden  bel^  zu  werden, 
welche  mit  der  Steuerzahlung  im  Rückstande  blieben.  Zu 
diesen  weltlichen  Strafen  der  Juden  konnten  wie  bei  den 
Christen  nodi  kirchliche  durch  den  Judenbischof  hin- 
zutreten, wie  denn  schon  im  Jahre  1246  auf  einer  Rabbiner- 
sjnode  bestimmt  worden  war,  dass  weder  der  Rabbiner  ohne 
^Bzidrang  der  (jemeinde  noch  diese  ohne  den  Rabbiner  be- 
rechtigt sein  sollte,  den  Bann  über  einen  Juden  zu  verhängen. 
Dieser  Bann  konnte  der  leichte  Bann  sein,  der  jeden  traf^ 
welcher  sich  den  religiösen  oder  behördlichen  Anordnungen 
der  Judengemeinde  widersetzte,  oder  der  schwere  Bann, 
in  d^n  jeder  yerfiel,  der  sich  binnen  30  Tagen  nach  Year- 
hängung  des  leichten  Banns  nicht  gefügig  zeigte.  Dieser 
sdrirere  Bann  yereinsamte  den  davon  Betroffenen  völlig  von 
mnen  Glaubensgenossen,  seine  Frau  und  seine  Kinder  waren 
aus  der  Synagoge  und  Schule  ausgeschlossen,  seine  Toten 
wurden  nicht  bestattet,  seine  Kinder  nicht  in  die  Glaubens- 
gemeinschaffc  aufgenommen.*^) 

0.    Die  Bjn»gog^, 

Wir  haben  gesehen,  wie  im  Laufe  der  Zeit  die  Juden- 
freihöfe,  welche  ursprünglich  nur  in  losem  Verbände  mit 
ioi  städtischen  Gemeinwesen  stehen,  aHmähUch  wie  die 
übrigen  ähnlichen  Anwesen,  die  Höfe  der  altfreien  Grundbe- 
sitzer und  die  geistlichen  Höfe,  gezwungen  werden,  sich  als 
zugehörige  Glieder  dem  städtischen  Verband  anzuscldiessen. 
So  vnrd  z.  B.  im  Jahre  1188,  als  Kaiser  Friedrich  Barbarossa 
dem  Erzbischof  den  Schutz  der  Kölner  Juden  überlässt, 
durdi  Vertrag  zwischen  dem  Erzbischof  und  der  Kölner 
Jtidengemeinde  den  Juden  die  Verpflichtung  auferlegt,  ein 
Ibor  bis  auf  einen  Thürflügel  niederzureissen  und  den 
^adtgraben  an  vier  Stellen  400  Fuss  lang  zuzuschütteu, 
dodi  sollten  sie  das  Recht  haben,  jederzeit,  weun  sie  es 
woUt^i,  den  früheren  Zustand  wieder  herzustellen.  Der 
Jndenfreihof  wird  also  zu  einem  Teil  der  Stadt  gemacht 
und  die  Judengemeinde  muss  einen  Teil  der  hiedurch 
«xtstehenden    Baukosten    auf    sich    nehmen.     Seither  bildet 


")  Stobbe,  Jaden  in  Deutscliland,  S.  163,  161  f. 
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das  Kölner  Jaden  viertel  einen  Teil  der  Stadt,  wie  denn  auch 
das  Kölner  Stadtbach  vom  Jahre  1341  bestimmt,  der  Stadt- 
bote solle  die  Schlüssel  zom  grossen  Jadenthor  and  zur  kleinen 
Thüre  haben,  beide  bei  Sonnenuntergang  zaschliessen  and 
morgens  mit  der  Primiz  wieder  aoüschliessen,  wofür  die  Juden 
jährlich  20  Mark  zu  bezahlen  haben;  dagegen  sollen  die 
Schlüssel  zu  der  engen  Jadengasse  in  den  Händen  des  Juden- 
bischofis  sein.^*)  Wie  in  Köln,  so  findet  man  es  denn  auch 
überall,  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  im  Auslande. 
So  haben  im  Jahre  1196  die  Juden  in  Dijon  zwei  eigene 
Judengassen,  vier  Synagogen  und  einen  Judenkirch- 
hof; so  besteht  in  London  seit  ältester  Zeit  eine  eigene 
Judengasse.  So  findet  man  in  allen  grösseren  Städten 
Italiens  die  Judengassen  oder  Judenviertel;  sie  heissen  dort 
„Judaea"  oder  „Judaica,"  woraus  die  Italiener  später  „6iu- 
decca"  machten,  eine  Bezeichnung,  die  man  bekanntlich  noch 
heute  in  Venedig  und  Palermo  findet,  während  in  Ferrara 
die  Judengasse  „Zueca''  heisst^);  so  hat  sich  in  Rom  die 
Judengasse  seit  den  Tagen  der  alten  Kaiserzeit  forterhalten; 
sie  lag  jenseits  des  Tiber,  in  Trastevere,  und  ihre  Ver- 
bindung mit  der  Stadt  erfolgte  durch  die  „Juden brücke/' 
Man  bekommt  einen  interessanten  Einblick  in  die  Blüte  des 
jüdischen  Gemeindelebens  im  früheren  Mittelalter,  wenn  man 
die  Schilderungen  der  zeitgenössischen  Schriftsteller  sich  vor 
Augen  fuhrt.  So  gehören  unter  König  Richard  von  England 
den  Juden  in  London  die  schönsten  Paläste  der  Stadt,  so 
dass  sie  mit  ihren  Häusern  die  Burg  des  Königs  in  den 
Schatten  stellen.'^)  So  gibt  uns  ein  ausführliches  Bild  über 
die  Entwicklung  des  zeitgenössischen  jüdischen  Gemeinde- 
lebens der  bekannte  Jude  Benjamin  von  Tudela  in 
Spanien,  welcher  um  das  Jahr  1170  eine  grosse  Weltreise 
macht  Et  schildert  uns  den  trefHichen  Stand  der  Jndenge- 
meinden  von  Barcelona  und  Gironne,  von  Narbonne 
mit  seinen  300  Feuerstellen,  von  Beziers,  Montpellier, 
Lunel  mit  seiner  Judenuniversität  und  300  Ange- 
hörigen, von  Beaucaire  (Pothikires)  mit  seiner  Judenschule, 
von  Marseille  mit  2  Synagogen  und  300  Feuerstellen,  von 
Nogres;  dann  kommt  er  nach  Italien,  wo  er  in  Genua 
eine  Gemeinde  mit  20  Judenfamilien  findet,  während  Lucca 
40,  Rom  aber  200  Familien  und  eine  treffliche  Juden- 
hochschule besitzen;  dann  nennt  er  Capua  mit  300  Haus- 
haltungen, vor  allem  aber  Palermo  mit  500  und  Neapel 
mit  600  Haushaltungen :  weiter  Am alfi,  Benevent,  Malchi 
und  Trani,  letzteres  mit  200  Familien,  der  bedeutendste 


^')  Stobbe,  Die  Jaden  in  Deutschland,  8.  94. 

*«)  Depping ,  Juden  im  Mittelalter,  S.  128,  125,  129,  181,  126. 
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£i]ischi£Pai)gq[>Iatz  nach  Syrien;  ferner  Tarent  mit  2()0  Haus- 
haltungen,   dann   Barnedi,   wo    die  Juden  die  Purpur- 
färberei    treiben,    nnd   Otranto    mit   500  Juden.     Man 
sieht,  das  Königreich  Neapel  als  Welthandelsmittel- 
pnnkt  ist  auch  der  Hauptsitz  des  Judentums.    Auch 
in  Griechenland   und  Syrien,  wohin  sich  Benjamin  von 
hier  aus  wendet,  findet  er  überall  entwickelte  Judengemeinden ; 
weniger  gut  steht  es  mit  denselben  im  heiligen   Laude,  in 
Palästina.      In    Sichem     oder    Naplusa    findet    er 
lOO  Samaritaner,  am  Euphratufer  strömen  die  Juden 
ans  Persien  und  Medien  zusammen,  um  dem  Grab   des 
Ezechiel    Verehrung    zu    zollen.      Ein    anderer    jüdischer 
Seisender,  der  Babbiner  Petachia  von  Regensburg,  ist 
ims  als  deutscher  Jude  noch  näherstehend.    Er   besucht  im 
Jahre  1175  den  Orient,  indem  er  durch  Böhmen  und  Polen 
nach  Rassland  reist  und  Taurien  durchwandert,  wo  die 
Joden  durchweg  der  Sekte  der  Karaiten  angehören,  welche 
dem  orthodoxen  Juden    als  Ketzer  gelten.    Dann  kommt  er 
nach  Nisibis  in  Armenien,  wo  eine  grosse  Judengemeinde 
mit  3  Synagogen  besteht,  und  Mossul  mit  6000  Juden,  dann 
nach  Babylon   und  Bagdad    mit    1000   Juden   und  ent- 
wickelter   Judenhochschule.     Petachia   besucht  ebenfalls   das 
Grabmal   des  Ezechiel    in   der  Wüste,  anderthalb   Tag- 
reisen   von  Bagdad,    wo    sich   am  Laubhüttenfest   all- 
jährlich 60 — 80,000  Juden  aus  allen  Ländern  zusammenfinden. 
Dann  kommt  er  nach  Nahardea  am  Euphrat  mit  Synagoge, 
nach  Hillah  mit  dem  Grab  des  Rabbi  Meir  von  der  Mischna, 
nach  Susa,  wo  nur  noch   2  Juden  wohnen.    Dagegen  gibt 
ee    in    Damaskus,    der    Hauptstadt    Syriens,    damals 
10,000  Juden  und   eine   jüdische   Hochschule,    während   die 
Jadengemeinden  in  Palästina   sehr  schwach  sind,   so   dass 
es  in  Jerusalem  nur  noch  1  Juden  gibt.'^) 

Wie  die  anderen  selbstständigen  Genossenschaften  oder 
Immunitätsbezirke  der  Städte,  wie  die  Klostergemeinschaften 
und  die  Herrenhöfe,  haben  auch  die  Judengemeinden  in  den 
Städten  des  Mittelalters  ihre  eigenen  Gemeindeanstalten 
aller  Art.  Hierher  gehört  vor  allem  der  Mittelpunkt  des 
ganzen  jüdischen  Lebens,  die  Synagoge.  „Judaeorum  sectam 
nnlla  lege  prohibitam  esse  satis  constat'*  heisst  es  im  „Codex 
Theodosianus.'^  Die  Juden  hatten  desshalb  auch  das  Recht, 
Synagogen  aufzurichten  und  darin  ihren  äusserlichcn  Gottes- 
dienst abzuhalten.**)  So  lag  die  in  Köln  im  Jahre  1426  be- 
Bchlagnahmte  Synagoge  gegenüber  dem  städtischen  Rat- 
tause**);  so  war  in  Nürnberg  das  Judenviertel  ursprünglich 

*M  DeppiDg,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  136  f.  und  139  f. 
*5  Würfel,  Nüniber#8f  Jüdeueemeinde,  8.  53  und  56  f. 
^  Btobbe,  Jaden  in  DeatacblAad,  8,  di  f. 
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unweit  der  Sebaldskirdie  am  Fasse  der  Beichsburg  und  die 
Synagoge  stand  bis  ztun  Jahre  1349  da,  wo  jetzt  die  Marien- 
lorche  steht.  Wenig  Glück  hatte  die  neue  Synagoge  der  Nürn- 
berger Jndengemeinde;  am  23.  Joli  14ÖL  schlag  das  Wetter 
in  ihr  ein,  so  dass  sie  darch  einen  heftigen  Brand  beschädigt 
warde.^^  So  soll  die  Ulm  er  „Synagoge''  dereinst  in  der  Mitte 
des  Jadenhofs  and  das  „Jadentanzhaas''  an  der  Stelle 
gestanden  sein,  die  heute  der  „Golschenkeller''  einnimmt, 
das  alte  Schauhaus  der  Ulmer  Leinwandschau,  heute 
das  Verkaufshaus  der  Ulmer  Schreinergenossenschaft 

d.     Di»  Bobnlft. 

War  der  Zweck  der  Synagoge  der,  allen  Angehörigen 
der  Judengemeinde,  Gelehrten  und  Ungelehrten,  Männern 
und  Weibern,  Gelegenheit  zu  geben,  zusammen  das  Gebet 
zu  yerrichten,  so  hatte  einen  engeren  Zweck  eine  weitere 
wichtige  Veranstaltung  mancher  Judengemeinden,  die  „Juden- 
hochschule'' oder  das  Judengymnasium.  Seine  Bestimmung 
war,  einem  beschränkteren  Kreis  von  Gemeindeangehörigen 
Gelegenheit  zu  geben  zur  Erkenntnis  des  Gesetzes,  zum 
Studium  des  Talmud  und  anderer  Weisheitschriiten  der  rab- 
binischeu  Gelehrsamkeit,  und  man  findet  desshalb  derartige 
jüdische  Hochschulen  im  Mittelalter  an  allen  Orten  vor,  wo 
grössere  jüdische  Gemeindeverbände  bestanden.^^  So  hatte  die 
Judenhochschule  in  Regensburg  einen  grossen  Namen  und 
eine  Reihe  geachteter  Judenlehrer  und  Judengelehrter  sind 
aus  ihr  für  ganz  Deutschland  hervorgegangen.'^)  Ebenso  be- 
stand eine  derartige  Judenhochschule  in  Worms'^),  ferner 
genoss  namentlich  hervorragendes  Ansehen  in  den  jüdischen 
Gelehrtenkreisen  die  Judenhochschule  zu  Nürnberg.  Rektor 
derselben  war  der  jeweilige  Hauptrabbi  der  Synagoge,  neben 
dem  aber  eine  Reihe  weiterer  Lehrkräfte  den  jüdischen  Stu- 
denten zur  Verfugung  stand.  So  kam  im  Jahre  1406  die 
Nürnberger  Judengemeinde  wegen  allzu  grossen  Anwachsens 
der  jüdischen  Studenten  in  Nürnberg  beim  Rate  um  die  Er- 
laubnis ein,  ein  weiteres  Gymnasium  zu  errichten,  wurde 
aber  mit  diesem  Gesuch  abgewiesen.'^  So  erhielt  —  in  welchem 
Jahre  ist  leider  nicht  gesagt  —  der  Rabbi  Jakob  Weil  bei 
seinem  Aufenthalt  in  Nürnberg  vom  „Mehari"  d.  h.  Oberrabbi,  die 

**•)  Ipsi  Judaei  apud  nostram  ci?itatem  „gtadiam  generale*'  ab  antiquo 
babaeruDt.  Qemeiner,  Regensborger  Chronik,  Bd.  3, 8.  617.  Diese  Regens- 
borger  Judenuniyersit&t  soll  im  Jahre  1519  nach  FQrth  verlegt  worden 
sein.  Zost,  Geschichte  der  Jaden,  Bd.  8,  S.  189.  Falck,  Neaes  staats- 
bQrgerliches  Magadn,  Bd,  1,  8.  778  f.  Maarer,  Deutaches  St&dtewesen, 
Bd.  2,  8.  508. 

^)  Jm  jähr  5882  bin  ich  kommen  hieher  in  die  heilige  gemeine  zu 
Wirmeyso ,  za  lernen  auf  der  hohen  schul .  das  sei  bigmal  ist  rabbiner 
gewesen  der  yortrefliche  and  hochwürdige  alte  £li.'^  I^aab.  Geschichte 
der  Juden  in  Mainz,  S.  74.  Maurer,  Deutsches  StAdtewesen,  Bd.  2,  S.  508. 
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Erlaubnis,  neben  dem  seitherigen  Lehrer  Rabbi  Salomon  Koben, 
der  dort  schon  längere  Zeit  wirkte,  ebenfitlls  als  Lehrer  thätig 
zn  sein;  so  wirkten  eben  dort  nebeneinander  die  Kabbiner 
Israel  und  Enppelmann  in  yerträglichster  Weise.  Immerhin 
that  es  in  der  Regel  auf  die  Länge  nicht  gut,  wenn  ^lehr 
als  ein  Lehrer  yorhanden  war,  indem  leicht  derjenige,  welcher 
sich  mehr  „applaosum"  erwarb,  Tom  andern,  dem  er  die 
,Jiehrlinge''  wegnahm,  angefeindet  wnrde  und  so  aus  Neid 
Uneinigkeiten  unter  den  Lehrkräften  ausbrachen,  die  beim 
kritischen  Geist,  welcher  dem  Judentum  innewohnt,  manchmal 
zn  harten  geistigen  Zweikämpfen  führten.  So  kam  um  das 
Jahr  1406,  zur  Zeit  des  Rabbi  Kuppelmann,  ein  weiterer  ge- 
lehrter Rabbi  nach  Nürnberg,  der  ebenfalls  Vorträge  hielt  und 
grossen  Beifall  fand.  Rabbi  Kuppelmann  suchte  infolge  dessen 
den  Wettbewerber  zu  drücken  und  dieser  Streit  der  beiden 
Amtsgenossen  drang  in  weitere  Kreise  über  die  Grenze  der 
Numbeii^er  Judengemeinde  hinaus,  so  dass  der  Mehari  Weil 
ein  liahnschreiben  an  die  Nürnberger  Judengemeinde  erliess, 
die  aus  Neid  entstandene  Streitigkeit  und  Unordnung  in  der 
Gemeinde  einzustellen  und  alles  zu  vermeiden,  was  die  Ge- 
meinde in  der  Leute  Mund  bringen  könnte.  Die  guten  Ab- 
sichten des  Rabbi  Weil  fruchteten  indess  bei  Rabbi  Kuppel- 
mann nichts,  so  dass  der  Rat  in  Nürnberg  einschreiten  musste 
und  bestimmte,  dass  alle  Juden,  die  in  Nürnberg  bürgerlich 
seien,  das  Recht  haben  sollen,  ihre  Kinder  von  dem  fremden 
Rabbi  in  ihren  Häusern  unterweisen  zu  lassen,  da  dies  von 
Alters  her  so  gehalten  worden  sei.  Der  fremde  Meister  und 
der  Rabbi  Kuppelmann  sollen  je  einer  einen  Tag  auf  dem 
Gemeinhause  lesen  und  der  andere  den  andern  Tag  und  wer 
dann  nur  den  einen  hören  wolle,  solle  es  thun,  wer  aber 
beide  hören  wolle,  solle  dies  auch  dürfen.^®) 

Auch  in  Ulm   bestand  offenbar   schon   frühe   eine  jü- 
dische Hochschule  und  das  geistige  Leben  an  derselben 
^ar    ein    sehr    reges,    wenigstens   lässt  hierauf    ein   Streit 
^hliessen,  der  am  Anfiajig  des  15.  Jahrhunderts,  in  einer  Zeit, 
in  welcher  das  Judentum  wohl  seine  glänzendsten  Tage 
in  Deutschland  hatte,  sich  zwischen  dem  Rabbi  Simelin 
^uUlm  und  drei  anderen  daselbst  befindlichen  Rabbinern, 
^lämlich  zwischen  dem  Rabbi  Seligmann,  dem  Rabbi  Lafen 
^md  dem  Rabbi  Gerson,  wegen  einer  Sache  spielte,   welche 
^er  Rabbi  Simelin  nicht  gemäss  der  Ordnung  der  Nürn- 
l)ergischen   Rabbiner    hatte  befolgen   wollen,    obgleich 
Simdin   diese  Ordnung  selbst  unterschrieben  hatte.     Es  gab 
dadurch  Streit  zwischen  ihm  und  den  anderen  Lehrern  in 
Ulm,  der  sich  auf  die  Gemeindegenossen  ausdehnte,  und 

•^  WOrfel,  NürnbergB  Jadengememde,  S.  56  ff. 
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das  „BfissverBtändnis*'  frass  immer  weiter,  indem  Simeliu  nicht 
nur  gegen  seine  drei  Gegner  schimpfliche  nnd  ehrenrührige  Worte 
ansstiess,  sondern  auch  zahbreichen  anderen  Leuten,  welche 
sich  ihm  entg^engesteUt  hatten,  bei  der  Obrigkeit  üble  Dinge 
vorwarf,  so  dass  der  Uhner  Gemeindevorstand  schliesslich  keinen 
Rat  mehr  wnsste,  was  er  mit  dem  Simelin  anfangen  sollte,  und 
den  Entschlnss  fasste,  mit  ihm  nach  Nürnberg  zu  reisen 
und  der  dortigen  Gemeinde  den  Fall  zum  Schiedsspruch  zu 
übertragen.     Die   jüdische  Hochschule   in    Nürnberg 
erkannte  denn  auch  in  dem  Streitfalle  zu  Becht,  dass  der 
Rabbi  Simelin  „wegen  seiner  grossen  und  yielfältig 
begangenen  Sünden''  nicht  eher  Vergebung  zu  ho£fen  habe, 
bis  er  wahre  Busse   wirken  werde.    Es  hatten   sich  infolge 
dessen   der   ganze  Ulmer  Judengemeinderat    und  der  Rabbi 
Simelin    am  Peterstage  wieder   nach  Nürnberg  zu   verfugen 
und  da  hatte  sich  Simelin  mit  denen  zu  versöhnen,   die  er 
durch  seine  Hartnäckigkeit  beleidigt  hatte.    Der  Rdctor  der 
Nürnberger  Hochschule,    Rabbi  Weil,    schrieb    dem  Rabbi 
Simelin   die   Art   und   Ordnung   der  Busse  und  Aussöhnung 
genau  vor  unter  dem  Beifügen,  dass  bei  Nichterfüllung  dieser 
Vorschriften  der  Bann   über  ihn   erfolgen  werde.     Das   Er- 
kenntnis hatte  folgenden  Wortlaut:   Du,  Simelin,  sollst  gehen 
auf   den  „Migdal'^  ^'')   zwischen  dem   Gebet  Aschre  und   La- 
menazeach  und  sollst  also  sagen:   „Höret  mir  doch  zu,  ihr, 
meine  Rabbiner I    Ich,  Simelin,  bin  ein  Verräter  gewesen,  ich 
habe  gebrochen  die  Verordnungen,  welche  die  Rabbiner  ge- 
macht und  wobei  ich  mich  selbst  nebst  ihnen  unterschrieben 
habe.    Ich  bitte  Euch  alle  um  Verzeihung  meiner  Sünden.'' 
Diese  öffentliche  Abbitte  des  Rabbi  hatte  in  den  drei  Juden- 
schulen von  Ulm,  Nürnberg  und  Eonstanz  zu  erfolgen.'^) 
Ob  sich  der  Rabbi  Simelin  derselben  in  der  That  unterworfen 
hat,  ist  nicht  angegeben.   Was  bei  dieser  Angelegenheit,  deren 
nähere  Untersuchung  nicht  in    das  Gebiet  der  Wirtschafts- 
politik gehört,  aber  sicherlich  des  Schweisses  eines  geeigneten 
jüdischen  Litterarhistorikers  wert  wäre,   von  besonderem  In- 
teresse erscheint,  ist  die  Thatsache,  dass  damals  in  der  Zeit 
der  geistigenEämpfe  im  christlichen  Lager,  in  der  Zeit  der 
Hussitenkämpfe  und  des  Konstanzer  Konzils,  auch  in 
den  j  ü  d  i  s  c  h  e  n  theologischen  Kreisen  ein  geistiger  Kampf  geführt 
wird,  dass  wir  hier  gleichlaufende  Erscheinungen  haben,  welche, 
dem  allgemeinen  Kriticismus  des  Zeitabschnitts  entsprungen, 
im  Christentum  wie  im  Judentum  ihre  Folgen  äussern.    In- 
teressant ist  weiter,  dass  entsprechend  ähnlichen  Verhältnissen 

*^  ,Mlgcba'',  eigentlich  Tonn,  ist  der  erhöhte  Ort  in  der  Judenschnle, 
von  welchem  aus  das  Gesetz  verlesen  wird,  also  soviel  als  Kanzei, 
theatrom,  tribnnal»  pro  rostris,  hebr&isch  dnchan  oder  bimah. 

^  WQrfel,  Nfimbergs  Jadengemeinde,  S.  60  ff. 
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im  christlichen  GlaubensstreiÜagdr  auch  bei  den  jüdischen 
Geisteskämpfem  sich  damals  unter  Führung  der  Nürnberger 
Hochschule  eine  Art  Ton  schulmässiger  Disputierkunst  heraus- 
bildete, welche,  unter  dem  Namen  „Nümbergerei"  berüchtigt, 
darin  bestand,  dass  der  Streitende  eine  Sache,  die  anfanglich 
deutlich  war,  durch  allerlei  gewandte  Einwendungen  derart 
verwirrte,  dass  sich  der  Gegner  nicht  mehr  zurecht  fand  und 
so  abgeführt  wurde.  *^ 

t.    Der  Friedhof. 

Wie  die  Judengemeinden  ihre  eigenen  Erbauungs- 
häuser und  Erziehungsanstalten  haben,  so  besitzen 
sie  auch  ihre  eigenen  Friedhöfe.  So  bestätigt  im  Jahre  1266 
der  Erzbischof  von  Köln  der  dortigen  Judengemeinde  ihre 
althergebrachten  Freiheitsrechte,  lässt  dieselben  zum  besseren 
Gedächtnis  in  zwei  Steintafeln  einmeisseln  und  diese  in  der 
Schatzkammer  des  Domkapitels  einmauern.  In  diesem  Privileg 
nun  wird  den  Juden  seitens  des  Erzbischofs  zugesichert,  sie  sollen 
ohne  Rücksicht  auf  die  Todesart  und  ihre  etwaigen 
Verbrechen,  gleichviel  woher  sie  kommen,  ohne 
irgend  eine  Abgabe  auf  dem  Judenkirchhof  ausserhalb 
der  Ifauern  von  Köln  begraben  werden;  ausgenommen  sollten 
hievon  nur  diejenigen  sein,  welche  im  Judenbanne  ge- 
storben oder  zum  Tode  verurteilt  worden  waren.  Auch 
sollte  kein  Amtmann  oder  Richter  von  Köln  auf  dem  Juden- 
kirchhofe oder  in  solcher  Nahe  desselben,  dass  es  als  Schmach 
für  die  Juden  erscheinen  konnte,  ein  Todesurteil  an  Juden  oder 
Christen  vollziehen  lassen  dürfen.^^)  So  wird  im  Jahre  1296 
vom  König  von  Aragon  der  Judengemeinde  von  Montpellier 
bei  dessen  Anwesenheit  in  der  Stadt  das  Recht  erteilt,  einen 
eigenen  Kirchhof  zu  haben.*^)  Wie  die  Häuser  und  Hofktätten, 
80  waren  auch  die  Synagogen  und  Friedhöfe  der  Judenge- 
meinden im  Mittelalter  meist  nicht  Eigentum  der  betreffenden 

^*)  Compellimar  credere,  Judaeos,  qui  ^uondam  Norimbergae  habita- 

bant,  ftdne  ante  ceteros  tribules  perspicacis  ingenii  et  doctrioae  singalaris. 

Qnippe  in  praesens  usque  tempus  (nee  dubitun  in  omne  volubile  aevom 

idem  hoc  daratnmm)  in  eornndem  academiis,  quas  Polonia  freqaentes 

liabet,   ^Nnemberger**  yocantur  difficiliora  loca,  in  qoibus,  quoa  prins 

certom  qnodammodo  erat,  fit  deinde  incertum  et  ex  mutuo  conflictn  ra- 

tionam  ntrinque  allatarum  exoriontur  prorsus  inextricabiles.    Wagenseil, 

Commentarins  de  civitate  Norimbergae,  Gap.  21.    Als  praktisches  Beispiel 

für  diese  Art  von  Dispntierkanst  wird  angeführt:  Ein  Baaer  führt  einen 

schwer  beladenen  Wagen  Stroh   zu  Markt,  dem  ein  anderer  begegnet. 

Er  fragt:   „Baner,  was  führst  du  gen  Markt?*  Der  Bauer  antwortet: 

^Hen.*^   Der  Andere  antwortet:    Das  ist  doch  kein  Hen,  sondern  Stroh. 

Der  Bauer  fertigt  ihn  ab,  indem  er  sagt:  Wenn  da  es  weisst  und  siehst, 

warum  fragst  du  dennoch?    Würfel,  Nürnbergs  Judengemeinde,  S.  64  ff. 

*0  Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  S.  91. 

•*)  AigrefeniJJe,  Oescbicbte  von  Montpellier,  Buch  &.  D^^TtW,  ^u^«il 
im  WUelMlter,  8,  166  f. 
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Jaden,  sondern  irgend  einee  hohen  geiBÜichen  oder  weltlidben 
Lehensherm,  sie  waren  reichslehenbBur  und  standen  dann  im 
Sdiatie  des  Bdchs,   oder  sie  gehörten  einem  Bischof,  einem 
Abte,  einem  Grafen  u.  s.  w.  und   standen    dann  in  dessen 
Schatz,  wie  dies  im  Mittelalter  allgemeine  Sitte  war.    Es  ist 
derselbe  Grand  des  bessern  Schaties,  der  die  Jaden  veran- 
lasst,  aaf  eigenes  Grondeigentom  za  yerzichten  and  in  der 
Miete  des  Beidis  oder  eines  sonstigen  Machthabers  za  wohnen, 
welcher  damals  Taasende  Yon  kleineren  Grandbesitzem   yer- 
anlasste,  sich  in  den  Schatz  jener  Grossen  za  begeben.    Was 
manchem  minder  mächtigen  alten  Edelmann  bei  den  damaligen 
bewegten  Zeiten  begehrenswert  erscheinen  masste,  der  Schatz 
eines  geistlichen  oder  weltlichen  hohen  Landesherm,  wie  viel 
mehr  mäste  diess  dem  fremden  Jaden  begehrenswert  sein?  ^^ 
So  kanfen  im  Jahre  1283  die  Jaden  von  Paris  dem  Kanonikus 
Meister  Gilbert  dessen  Garten  ab  and  machen  einen  Kirchhof 
daraas.     Da  der  betreffende  Kanonikas  diesen  Garten  aber 
von  der  Krone  za  Lehen  trägt,  bestätigt  diese  den  Kaa£"') 
So  bezahlen  im  Jahre  1283  die  Jaden  der  proven^alischen 
Städte  Aiz,  St.  Maximin,   Lambesc,  Pertais  and  der 
Dörfer  Istres,   Gadenet,   Tretz  and  Lanson  dem  Erz- 
bischof Yon  Aix  einen  Jahreszins   von  grobem  oder  feinem 
Pfeffer  yon  einem  halben  bis  zwei  Pfand  für  die  Erlaubnis, 
eine  Synagoge,  ein  Gesetzbach,  eine  ewige  Lampe  and 
einen  Kirchhof  za  haben.'^)  So  weigert  sich  im  Jahre  1333 
die  Jadengemeinde  des  Dorfes  Malaucene,  Diöcese  Yaison, 
in  der  Proyen^e,  gegen   den  Bat  ihrer  Vorsteher,  künftig 
für  ihre  Schale  and  ihren  Kirchhof  die  seitherige  Abgabe 
yon  1  Pfund  Pfeffer,  1  Pfand  Ingwer  and  2  Pfand  Wachs 
za  bezahlen.'*)  So  gehören  die  Synagoge  and  der  Jadenkirchhoi 
in  Schweinfurt  dem  Reiche,  ebenso  ist  es  in  Bamberg,  wo 
König  Maximilian  dieselben  im  Jahre  1487  aaf  10  Jahre  einem 
Jaden  za  Lehen  gibt'^);  so  gehört  auch  die  Ulm  er  Synagoge 
samt  dem  Friedhofe  nicht  etwa  der  Ulmer  Jadengemeinde, 
sondern   zwei   Ulmer  Geschlechtem,  weldie   die   betreffende 
Liegenschaft  der  Ulmer  „Jüdischheit**   mietweise  über- 
last.   Am  5.  Mai  1354  yerleihen  der  Ritter  Konrad  (Rot?) 
der  Seffler  and  Krafft,   der  Sohn  des  seligen  Lutz  Krafft, 
Bürger  zu  Ulm,   der  Jadengemeinde  in  Ulm  und  ihren 

**)  ünde  prlDcipee,  barones  et  comites  et  nobües,  meldet  Felix  Fabri, 
der  Ulmer  Chronist,  ae  et  sna  dominia  sponte  monasteriis  sobjiciebant 
et  yehementer  dolebant,  quibns  impedimenta  eraot,  quod  religtosii  dari 
non  poterant,  qnia  in  tractatibns  et  diaetis  nobiUum  prae  ceteris  honora- 
bantor  illi,  qni  monasteriia  incorporati  erant.  Veesenmeyer,  Tractatus 
Felicia  Fabri,  S.  23. 

**)  Deppmg,  Juden  im  Mittelalter,  8.  183  und  253. 

*«)  Wiener,  S.  211,  No.  703  und  8.  96,  No.  121  Stobbe,  Juden  in 
^utachland,  8.  139. 
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Nachkommen  die  Synagoge  mit  dem  dieselbe  umgebenden 
Schnlhofe  bis  an  das  Haus  des  Zimmermanns  Heinrich  und  in 
derselben  Weite  hemm  am  die  Synagoge  bis  an  die  Maner,  an 
der  früher  das  Tanzhaus  der  Juden  stund,   und  weiter  die 
Hofstätte  Ton  der  Mitte  dieser  Mauer  bis  an  den  Weg  vor,  mit 
dem  Keller,  der  dazwischen  ist  bis  an  die  Synagoge.    Die 
Jaden  sollen  diese  Liegenschaften   ewig  ruhig  geniessen  und 
lediglich  yerbunden  sein,    11  Pfund  gute  Häller   Zins  nach 
Snfflrecht  jährlich  zu  geben,   und    zwar    40  Häller   weniger 
als  6  PÜ.  Hlr.   den   Ulmer  Bürgern   und  dem  Pfaffen  zu 
St  Moritz  in  Augsburg    13  Seh.   4  Hlr.,  die  dieser  aus 
der   Ho&tätte  mit   dem  Keller  bei   dem  Brunnen  an  der 
Synagoge  als  Zins  erhält,  und  die  übrigen  4Vs  Pfd.  Hlr.  sollen 
sie  den  Vermietern  oder  ihren  Erben  jährlich  nach  Zinsrecht 
halb  zur  Sonnenwende  und  halb  zu  Weihnachten  mit  der  Be- 
dingung bezahlen,  dass  sie  das  Recht  haben,  diese  4Vs  Pfd. 
Hlr.  abzulösen,  und  zwar  je  1  Pfd.  mit  13  Pfd.  Hk.,  während 
die    übrigen  6  Vi  Pfd.  aus   der  Synagoge  und  der  Hofstätte 
ewig   bleiben   sollen.     Die  Stadt  erhält  also  6  Pfd.   weniger 
40  Hlr.,  also  5  Pfd.  16  Seh.  8  Hbr.,  nach  Augsburg  müssen 
bezahlt  werden   13  Seh.  4  Hlr.  und  an  die  beiden  Vermieter 
Seffler  und   KrafiFt  4  Pfd.   10  Seh.,   was   zusammen   11   Pfd. 
ergibt.    Weiter  wurde  bestimmt,  die  Mauer,  an  welcher  früher 
das  Tanzhaus  gewesen  sei,  solle  eine  gemeinschaftliche  Mauer 
sein,  so  dass  man  beiderseits  daran  bauen  dürfe,   die   übrige 
Hofistätte  aber  solle  niemals  bebaut  werden  und  kein  „Privet" 
oder   eine  andere   „schamliche  und    unredliche   Sache"    dort 
errichtet  werden.    Und  da  die  Juden  Sorge  haben,  dass  der 
I^affe    zu    St.   Moritz    in    Augsburg    sie   wegen    des   Zinses 
Icränken  könnte,  den  er   seither  aus  der  Synagoge  und  aus 
ihrer    Gemeinde   und   einigen   Hofstätten   erhalten    hatte,    so 
Icommen  die  Vermieter  mit  der  Judengemeinde  überein,  dass 
sie    diese    4 Vi   Pfd.    alljährlich     nach    Augsburg    bezahlen 
sollen.    Die  Vermieter  versprechen   dabei,  die  Ho&tätte  und 
^eren  Zinsen  nie  anderweit  zu  verleihen,   zu  versetzen   oder 
2u   verkaufen,   ohne   dass   der  Pfafife   zu   Augsburg   und   die 
Ulmer  Judengemeiode  ihre  Einwilligung  dazu  gegeben  haben; 
sollte  aber  der  Augsburger  Zins  abgelöst  werden,  so  sollten 
sie  den  etwaigen  höheren  Zins,  den  sie  dafür  erhalten,  behalten 
dürfen,  nur  sollte  der  Pfaffe  jederzeit  seinen  Zins  zuerst  er- 
halten.   Kamen  aber  die  Vermieter  mit  dem  Pfaffen  zu  Augs- 
burg dahin  überein,  dass  dieser  die  Ulmer  Juden  ihres  Zinses 
entband,  so  sollten  die  Vermieter  mit  ihren  Hofstätten  und 
Zinsen  anderweitig  anfangen  dürfen,  was  sie  wollten,  ohne  dass 
die  Juden  sie  daran  hindern  durften.    Ausserdem  wurde  ab- 
gemacht,  dass  wenn   die  Juden   die   4  Ms  Pid.  "Sk.  iX^^^\i 
ifoUten,   diese   Summe   einem    ehrbaren    Kramer    a^xä^^VJ^ 
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werden  und  dieser  sie  in  Händen  behaltm  eoUte»  bis  die  Ver — 
mieter  oder   ihre  Erben  dieselbe  wieder   andeiiswo  an  Zini^ 
gel^  haben,  und  es  sollten  dann  diese  Zinsmi  den  Jaden  nnöT 
dem  P£Etffen  zu  Angsbnrg  als  Haftung  für  die  Zinsen  dienen, 
die  sie  abgelöst  hatten.    Als  Bürgen  worden  von  den  Ver- 
mietem  den  Jaden  ffegenüber  eingesetzt  der  deneitige  Bärger- 
meister Latz  Eraftt  und  die  Bürger  Peter  Kr  äfft,  Komiad 
Krafft  and  Peter  tou  Giengen  mit  der  Bestimmang,  dasB 
wenn  die  Vermieter  den  übrigen  Zins  nicht  ohne  Schaden  fSi 
die  Jaden  bezahlen,  diese  das  Recht  haben  sollten,  die  be- 
treffenden Bürgen  zu  mahnen,  dass  „sie  selbst  oder  ihre 
Boten  za  Haus  and  Hof  and  anter  Augen  leisten",  und  es 
sollten    ihnen    diese   nach    der   Mahnung   unverzüglich    mit 
guten  ehrbaren  Pfändern  Bürgschaft  leisten  müssen,  so  dass 
der  übrige  Zins  vollständig  und  ohne  Schaden  entrichtet  würde. 
Sollte  aber   ein  Bürge  mit  Tod  abgehen,  „da  Gott  vor  seie^, 
so   sollte   binnen   14  Tagen  auf  Mahnung  der  Juden  diesen 
ein   anderer  Bürge   gesetzt  werden.    Bürgermeister  und  Bat 
siegeln  die  Urkunde.'^)    Ebenso  verleihen  im  Jahre  1356  der 
Bürgermeister  Ulrich  Rot,  der  Sohn  des  Otto  Rot,  in  Ulm  und 
Walter  Bitterlin  der  „Jüdischheit  daselbst'*  den  Juden kirch- 
hof  vor  dem  Neuen  Thore  als  Zinslehen  und  die  Ulmer  Juden 
stellen  einen  Gegenbrief  dafür  aus  ^^)  und  am  4.  Dezember  13&4 
verkauft  der  Ulmer   Bürger  Krafft  am  Kommarkt  an  die 
Juden  daselbst  das  Nachbarrecht,  das  er  gegen  das  Haus  des 
Zimmermanns  Heinrich  hat'^)  Am  24.  August  1360  beurkundet 
die  „gemeine  Jüdischheit",  d.  h.  die  Judengemeinde  in  Ulm, 
Reiche  und    Arme,    dass   sie    mit  dem   bescheidenen    Juden 
Fiflin  von  Memmingen,  Bürger  zu  Ulm,  betreffs  dessen  Hauses 
und  Hofraite   bei    ihrer  Synagoge   und  ihrem  Schulhofe 
dahin  übereingekommen  ist,  dass   sie  dem  Fiflin  erlaubt  hat, 
dieses  Haus  zu  kaufen  und  darauf  zu  bauen,   wie  er  es  jetzt 
„bezimmert  und  beheimV'  hat,  und  dass  sie  ihn   weder  mit 
jüdischem  noch  weltlichem  Recht  oder  sonst  in  irgend  einer 
Weise  hierin  verkümmern  werde.   Fiflin  soll  das  Lichtrecht 
zu  seinem  Hause  in  den  Judeuschulhof  haben,  doch  moss 
er  alle  seine  Lichter  in  der  Art  vergittern,  dass  man  gerade 
noch  mit  der  Faust  durch  die  Gitter  stossen  kann,   und  nie- 
mand darf  von  seinem  Hause  aus  etwas  in  den  Judenschulhof 
schütten   oder  werfen.     Sollten  Fiflin    oder  seine  Erben  das 
Haus  verkaufen   wollen,  so   sollten   sie  es  zuerst  der  Ulmer 
Judengemeinde  zum  Kaufe  anbieten  müssen;  sollte  diese  dann 
das  Haus  nicht  kaufen  wollen,  so  sollte  er  es  einen  Monat 
lang  den   anderen  Juden    zum    Kaufe  anbieten  müssen   und 
erst  wenn  es  keiner  derselben  wollte,   sollten   sie  es  ander- 


M 


^)  Bazing  und  Veeaenmeyer,  \3VmHc\i<^%  \^i\Enii^«i!^^^>^\\^. 
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teitig  verkaufen  dürfen.    Der  Kaufpreis,  welchen  Fiflin  der 

Dimer  Judengemeinde  für  das  Haus  erlegt,  bebrägt  13  Pfund 

gate  Häller  und   die  Judengemeinde  beMlt  sich  das  Recht 

7or,  ihre  Synagoge  höher  zu  rüsten  und  zu  bauen,  als   sie 

seither  ist;   femer   soll   Fiflin  die  Verpflichtung  haben,   die 

Rinne  zwischen  der  Synagoge   und   dem   von   ihm  erkauften 

Hanse   zu   unterhalten.    2^gen  und  „Satzleute**  bei  diesem 

Kaufverträge  sind  die  drei  Ukner  Richter  und  Bürger  Kr  äfft 

am  Kommarkt  und  Ulrich  und  Konrad  Rot,  welche  alle  drei 

siegeln,  wie  auch  Bürgermeister  und  Rat   ihr  Gemeinsiegel 

aufdrücken."^     Eine   weitere  Nachricht  endlich   erhalt    man 

von  der  Ulmer  Judengemeinde  unterm  22.  Januar  1386,  an 

welchem  Tage  Hainz  Walle,  Bürger  zu  Ulm,  in  den  Dienst 

der  Juden  in  Ulm  als  deren  Kirchhof-  und  Hausdiener 

tritt  »^) 

Betrachtet  nyan  die  Verhältnisse,  wie  sie  sich  aus  diesen 
Nachrichten  ergeben,  so  bekommt  man  Licht  in  einige  Stellen 
des  Friedensvertrags  der  Stadt  Ulm  mit  der  Graf- 
schaft Wirtemberg  vom  Jahre  1392.  Da  nämlich  die 
Reichenauer  Klostcrvogtei  in  Ulm  den  Grafen  von 
Wirtemberg  gehörte,  welche  dieselbe  am  4.  Januar  1259  nach 
dem  Tode  des  Grafen  Albert  von  Dillingen  von  den  Vor- 
mündern des  Königs  Konradin  yon  Hohenstaufen  in  Wasserburg 
am  Inn  nebst  der  Würde  und  Gewalt  eines  Marschalls  in  ganz 
Schwaben  und  dem  Ulmer  Pirschgericht  zu  Lehen  erhalten 
hatten  •*),  so  versteht  man  es,  wenn  Graf  Eberhard  der  Milde 
von  Wirtemberg  nach  dem  Tode  Graf  Eberhards  des  Greiners 
sich  in  dem  Friedensvertrage,  den  er  am  15.  März  1392  mit 
der  Stadt  Ulm  schliesst,  darüber  beschwert,  dass  die 
Ulmer  die  Vorstadt  Schweighofen,  das  heutige  Neu-Ulm, 
abgebrochen  haben,  wo  ihm  als  Schinnvogt  das  Herbergsrecht 
und  der  Gerichtsstab  zustehe,  dass  man  die  der  Familie  Rot 
gehörigen  Häuser,  Höfe  und  Gärten,  welche  von  Wirtemberg 
zu  Lehen  gehen,  niedergerissen  und  die  neue  Pfarrkirche, 
d.  h.  den  Münsterbau,  an  deren  Stelle  gesetzt  habe, 
dass  man  das  Haus  des  Peter  Rot  samt  Hofraite  und  Baum- 
garten abgebrochen  und  das  neue  „Salz haus*'  oder  Kauf- 
haus, die  „Gret'',  dort  erbaut  habe,  dass  die  Stadt  die  in 
Ulm  wohnenden,  im  wirtembergischen  Schutzverbande 
stehenden  Christen  und  Juden  durch  Verlangen  übermässiger 
Dienste,  Leistungen  und  anderer  Dinge  schwer  geschädigt 
habe. '')  Gehen  diese  Gesässe  durch  die  Abfindungen  der  Stadt 

**)  Presse],  Geschichte  der  Ulmer  Jaden,  S.  80. 

*^  Baxiog  ond  Yeesenmeyer,  Ulmisches  Urkandenbuch,  Mspt. 

~)  St&ÜD,  Wirtembergische  Geschichte,  Bd.  2,  8.  4^. 

••)  Presse],   Vlmjscbeß  ürkandenhüch,  S.  95.     JfiieeT,  \3\in%  N«t' 
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mit  dem  Kloster  Reichenan  im  Lanfe  des  15.  Jahrhunderts 
an  das  Reich  als  Besitzerin  der  Stadt  Ulm  über,  so  ergibt  sich 
auch,  dass  Kaiser  Maximilian  in  vollem  Recht  war,  wenn  er 
nach  der  Answeisnng  der  Ulmer  Jadengemeinde  im  Jahre  1499 
den  Jaden  fr  iedhof  samt  dem  darauf  stehenden  Hanse 
namens  des  Reichs  an  die  Ulmer  Stadtgemeinde  yerkaoft. 
Derselbe  war  bei  der  „alton^*  Schwestermiihle  vor  dem  Neaen- 
thore  an  der  Ringmaner  der  Stadt  an  der  Blaa  neben  dem 
„Lohstocke**  and  die  Stadt  überliess  denselben  im  Jabie  1499 
der  Mamerzanft,  am  darin  ihre  Rahmen  zam  Aasspannen 
der  Mamertücher  auüzaschlagen.  ^^) 

Auch  in  Nürnberg  findet  man  einen  grossen  Juden- 
friedho£  So  sterben  im  Jahre  1367  in  Nürnberg  so 
viele  Juden  am  schwarzen  Tode,  dass  ihr  Leichenhof 
erweitert  werden  muss,  und  ebenso  sterben  daselbst  im 
Jahre  1407  viele  Juden  an  den  Blattern,  so  dass  der 
dortige  Leichenhof  wiederholt  vergrössert  wird;  auch  im 
Jahre  1437  sterben  so  viele  Juden  in  Nümb«*g  an  den 
Blattern,  dass  der  Friedhof  abermals  erweitert  wird.  ^J^  Nicht 
jede  Judengemeinde  hatte  übrigens  ihren  eigenen  friedhof, 
wie  auch  nicht  jede  Gemeinde  ihre  eigene  Synagoge  hatte. 
Unter  König  PhUipp  IV.  von  Frankreich  (1286—1314) 
dürfen  die  Juden  in  keiner  Diözese  mehr  als  einen  Kirchhot 
haben  und  in  England  haben  ursprünglich  die  Juden  das  Be- 
erdigungsrecht nur  in  London.^^  Die  Folge  war  denn  auch, 
dass  manche  Gremeinden  genötigt  waren,  ihre  Leichen  aus- 
wärts auf  einem  andern  Judenkirchhofe  zu  bestetten.  So 
erhalten  im  Jahre  1325  die  Juden  des  Herzogtums  Bayern 
die  Freiheit,  ihre  Toten  zollfrei  auf  dem  Judenfriedhofe  za 
Regensburg  zu  begraben;  so  war  im  Jahre  1370  die  Be- 
gräbnisstätte für  die  Juden  des  Herzogtums  Schweidnitz 
der  Judenfriedhof  in  Schweidnitz;  so  hatten  die  Juden  des 
Rheingaus  ihren  Begräbnisplatz  auf  dem  „Judensande"  zu 
Mainz;  ebenso  dienten  der  Wormser  und  der  Frank- 
furter Judenkirchhof  einem  grossem  Gebiete  als  Begräbnis- 
stätte und  im  Jahre  1394  erlaubt  die  Stadt  Basel  der 
dortigen  Judengemeinde,  einen  neueu  Kirchhof  zu  erwerben 
und  auf  demselben  audi  auswärtige  Juden  zu  beerdigen; 
ebenso  gestettet  im  Jahre  1381  der  Rat  von  Zürich  seiner 
Judengemeinde,  fremde  Juden  auf  ihrem  Friedhofe  zu  be- 
graben, und  im  Jahre  1383  erteilt  der  Bischof  von  Konstanz 
der  dortigen  Judengemeinde  eine  diesbezügliche  Ordnung  für 

«"0  Urkunden-  und  Yertragsbuch  Bd.  3,  El.  1224.  Mspt  Ulm.  Sudt- 
archiv.  Viertes  Gesetzbuch,  Bl.  284b,  Mspt  Ulm.  Stadtarchiv.  Miller, 
Ulms  Wasserwerke,  S.  20.    J&ger,  Ulms  Verfassung,  8.  409. 

*^  Würfel,  Nürnbergs  Jadengemeinde,  S.  77  und  95. 
Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  184  und  125. 
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üiren  Jadenfriedhoi  Für  die  Beerdigimg  der  Juden  war 
desBhalb  aach  eine  beetinunte  Abgabe  seitens  der  betreflfenden 
Gnmdherrschaft  eingesetzt,  welcher  das  Grabrecht  anstand« 
So  beiog  im  15.  Jahrhundert  der  Erzbischof  von  Mainz 
Ton  jedem  Jnden  nnter  13  Jahren,  der  in  Miainz  begraben 
wurde,  1  Gnlden,  Ton  jedem  Jnden  über  13  Jahren  2  Golden, 
in  Frankfurt  am  Main  kostet  das  Begräbnis  eines  Jnden- 
kinds  einen  halben  Gnlden,  eines  ledigen  Jnden  1  Gulden, 
eines  yerheirateten  Juden  2  Gnlden.^*)  Daneben  erwuchsen 
den  Angehörigen  noch  Kosten  für  die  Geleitsicherung  der 
betreffenden  Leichname  auf  dem  Wege  zum  Friedhofe.  So 
l)etriigt  im  Jahre  1311  das  Geleitgeld  für  einen  toten  Juden 
for  lie  Strecke  von  Passau  nach  Straubing  ein  halbes 
%nd  Passaner  Pfennige  und  ein  Pfund  Pfeffer.  In  Augs- 
burg sind  im  Jahre  1276  für  jeden  toten  Juden,  welcher 
p^  ier  Stadt  gebracht  wird,  30  Pfennige  zu  erlegen,  wahrend 
im  Jahre  1433  die  Taxe  einen  rheinischen  Goldgulden  be- 
trägt; in  Löwenberg  zahlt  jeder,  der  einen  fremden  toten 
Juden  hereinfuhrt,  einen  „Vierding/' ^*)  So  erhebt  die  Stadt 
lim  im  15.  Jahrhundert  nach  der  Kirch  berger  Jller- 
brackenordnung  von  jedem  Judenleichnam  (ain  toter  Jud), 
der  Yon  auswärts  zum  Begräbnis  auf  den  Ulmer  Judenldrch- 
boi  gebracht  wurde,  einen  Brückenzoll  von  6  Schill  8  Hlr/^), 
an  der  Ulmer  Herdbrücke  einen  solchen  Ton  3  SchiU.  4  Hlr. 
und  an  der  Geislinger  Zollstätte  1  Pfd.  Hlr.^^)  Dagegen 
stellen  sich  die  älteren  Zollordnungen  des  13.  Jahrhunderts 
^  dieser  Beziehung  auf  einen  judenfrenndlicheren  Standpunkt 
So  bestimmt  der  Judenfreiheitsbrief  der  Herzöge  yon  Oester- 
reich:  „Von  rechte  sal  kein  iodde  czoln  noch  mauten,  her 
sie  lebende  oder  tod,  wenn  also  ein  christenmann;  wo  sie  die 
zcolner  ober  daz  twingen,  daz  ist  ein  roub;*^  ebenso  war  in 
Köln  den  Judenleichen  Geleitfireiheit  eingeräumt^") 

t    Du  Bpitftl. 

Zu  nennen  ist  hier  femer  der  „Juden spital^',  wo 
die  kranken  Genossen  der  Gemeinde  oder  fremde  Juden  ihre 
N%e  erhalten,  wie  wir  dies  in  Ulm  sehen  oder  in  Mar- 
seille, wo  im  Jahre  1471  der  Jude  Bonias  Salemas  den 
beiden  jüdischen  Spitälern  einen  Jahreszins  yon  4  Mass 
Wein  und  1  Mass  Oel  yennacht^^)  Wer  einen  Juden  eine 
^acht  in  der  Stadt  oder  yor  derselben  beherbergt,  der 
nicht  das  Geleite  hat,  bestimmt  das  Nürnberger  Judenrecht, 
^iias  für  jeden  Juden  einen  rheinischen  Gulden  Strafe  be- 

**)  Stobbe,  Juden  in  DeutschUmd,  S.  270. 

^)  Eid-  und  Ordnungsbuch  C,  Mspt.,  Ulmer  Stadtarehi?. 
,    "")  J&ger,  Ulm  im  Mittelalter,  S.  899  und  410.    Manier,  Deutsches 
94dtew«ten,  Bd.  2,  S.  609.    Depping,  Jnden  im  Mittelalter,  S.  266. 
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zahlen  und  Niemand  darf  bei  der  Strafe  von  1  Guldeu 
für  jeden  Tag  einen  Juden  oder  eine  Jüdin  länger  bei  siel] 
behalten,  als  ihm  die  Bürger  das  Geleite  gegeben  habeu^ 
ebenso  wie  kein  Jade  bei  Strafe  Yon  1  Pfd.  Hh*.  einen  Christen 
über  Nacht  bei  sich  beherbergen  darf,  der  nicht  sein  ge- 
dingter Ehehalte  ist^*)  Das  Halten  von  christlicheu  Dienst- 
boten war  also  auch  in  Nürnberg  wie  in  Ulm  den  Juden  im 
14.  Jahrhundert  noch  gestattet  und  ist  ihnen  wohl  auch  dorl 
wie  im  ganzen  Reiche  erst  am  Anfang  des  lö.  Jahrhunderts 
wieder  verboten  worden,**) 

f.    Dm  Bftd,  d«r  BruAMi  ud  daa  Tuukani. 

Weiter  gehört  hierher  da8„Judenbad.''  Nach  kanonischem 
Rechte  durfte  kein  Jude  in  einem  „gemeinen^S  d.  h.  öffentlichen 
Bade  baden  und  so  errichteten  die  Juden  fast  überall,  wo  sie 
eine  Ansiedlung  gründeten,  ihre  eigenen  Badehäuser,  wie  wir 
solche  z.  B.  in  Köln,  Augsburg,  Speier  und  Ulm  finden.*^) 
So  bestimmt  z.  B.  die  Nürnberger  Judenordnung,  die  Juden 
sollen   bei  Strafe   von   1  Pfd.  BQr.   für   den  Juden  oder  die 
Jüdin  und  60  Hlr.  für   den   betreffenden  Badmeister   nur  in 
ihren  Judenbadstuben  baden  dürfen,  während  allen  christlichen 
Männern  und  Frauen  das  Baden  in  den  Badstuben  von  Juden 
bei  Strafe  von  60  Hlr.  verboten  war.^^  So  bestimmte  auch  das 
Augsburger  Stadtrecht  vom  Jahre  1276,  dass  die  Juden 
nicht  bei  den   Christen   baden   sollen,   und    im  Jahre   1290 
erlaubte  der  Rat  von  Augsburg  den  Juden  auf  ihre  dringende 
Bitte,  ein  eigenes  Badhaus  zu  errichten,  in  welchem  sie  und 
ihre  Kinder  und  ihr  Gesinde,  auch  das  christliche,  und 
fremde  Juden  sollten   baden  dürfen.     Nur    sollte  der  Bad- 
meister bei  5  Schill.  Augsb.  Pfg.  verpflichtet  sein,  keine  andere 
Christen  dort  baden  zu  lassen,  als  solche,  welche  im  jüdischen 
Dienst  standen/^)    So  dürfen  in  Marseilledie  Juden  die 
öffentlichen  Bäder  nur  am  Freitag,  und  die  Freudenmädchen 
und  Sklaven  diese  Bäder  nur  am  Montag  besuchen/^)  So  waren 
auch    genaue    Bestimmungen    über    die  Reinhaltung    der 
Judenhäuser  getroffen.    Die  Juden  müssen  ihre  Gassen  und 
Häuser  rein  halten,  heisst  es  in  der  alten  Nürnberger  Juden- 
ordnung und  dürfen  keinen  „Eersel",  d.  h.  Kot,  oder  andern 
„Wust^*  in  ihren  Häusern  oder  an  den  Brunnen   ausgiessen. 
Hat  ein  Jude  einen   „Krug*\  d.  h.  einen  Abort,  in  seinem 
Hause,  so  soll  er  das  Wasser  und  den  Kersel  mit  dem  Regen 
ablassen,  und  wenn  es  zu  lange  nicht  regnet,  soll  er  es  bei 
Strafe  von  60  Hirn«  des  Nachts  fortschaffen  und  ausschöpfen 
lassen,  damit  es  bei  Nacht  abrinne/®)     Auch  hat  ihr  Viertel 

^)  WQrfel,  NOmbergs  Jadengemeinde,  S.  75  und  38  f. 
**)  Maurer,  Deutsches  BtiULtewesen,  Bd.  2,  S.  509. 
^)  Meyer,  Stadtbnch  von  Augsburg,  S.  58.     Deppiogi  Juden  im 
MitteUlter,  8.  855. 
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inen  eigenen  „Judenbrunn en^^  wo  sie  ihr  Trinkwasser 
lolen,  wie  wir  einen  solchen  in  Köln  und  Ulm  finden^*)  und 
n  Montpellier,  wo  die  Juden  schon  im  10.  Jahrhundert 
hnn  eigenen  Brunnen  haben,  der  mit  Kammern  umgeben  ist, 
Üe  wahrscheinlich  den  Judenfrauen  zur  Reinigung  dienten  ^, 
vie  auch  im  Jahre  1419  im  Dauphin e  befohlen  wird,  die 
hiea  sollen  künftig  überall  eigene  Brunnen,  Backöfen 
md  Mühlen  haben.  <^) 

Endlich  gehört  hierher  das  „Judenspielhaus^S  wie  wir 
8  z.  B.  im  Jahre  1288  in  Köln  finden,  oder  das  „Juden- 
anzhaus'S  wie  es  in  Ulm  heisst,  wo  die  Grenossen  ihre 
^estmahle,  Hochzeiten  u.  s.  w.  abhalten«  ^^) 

h.    Dm  BoUmMIiau. 

Weiter  ist  von  öffentlichen  Anstalten  zu  nennen  das 
chlachthaus.  Der  Aufkauf  von  Vieh  war  den  Juden 
ir  auf  den  öffentlichen  Viehmärkten  gestattet;  aller 
iderweitige  Viehaufkauf  war  ihnen  wie  überhaupt  jedem,  der 
dn  Ang^öriger  der  Metzgergenossenschaften  war,  verboten, 
it  diese  Genossenschaften  von  den  Stadtbehörden  den 
Irischenhandel  mit  Vieh  zu  Lehen  erhalten  hatten. 
»  bestimmte  die  Nürnberger  Judenordnung,  kein  Jude 
Ute,  bei  Strafe  von  1  Pfd.  Hlr.  für  jedes  anderweitig  gekaufte 
fick,  Rindvieh  in  der  Stadt  oder  in  der  Vorstadt  oder  ausser- 
Jb  der  Stadt  kaufen  ausser  auf  dem  Viehmarkt,  wobei  die 
Ufte  der  Strafe  der  Käufer,  die  andere  Halfle  der  Verkäufer 
Igen  sollte.^^  Besondere  Vorschriften  bestanden  namentlich 
r  den  Fleischhandel  der  Juden,  wie  dies  die  von  den 
iristlichen  Vorschriften  betreffe  des  Fleischgenusses  ab- 
nähenden Speisegesetze  der  Juden  mit  sich  brachten.  Da 
r  Jude  im  Unterschied  vom  Christen  nur  ausgeblutetes  oder 
»schächtetes  Fleisch  und  auch  von  diesem  Fleisch  nur 
»stimmte  Körperteile  essen  durfte,  ergab  sich  hiedurch 
3  Notwendigkeit  besonderer  Ordnungen  für  den  Handel  mit 
iischem  Fleische.  Schon  in  den  Jahren  1254  und  1258  wird 
Tch  Konzilbeschlüsse  den  Juden  verboten,  Fleisch  an  den 
iristlichen  Fleischbänken  zu  verkaufen ^^)  und  im 
Jire  1310  befiehlt  König  Heinrich  von  Luxemburg,  da  es  sich 
zieme,  dass  das  Reich  jedermann,  der  unter  ihm  stehe,  Ruhe 
id  Gemach  nach  seiner  Ordnung  und  seinem  Wesen  bereite 
kd  es  desshalb  „nicht  unziemlich  sei^S  dass  diejenigen, 
eiche  „das  Gelübde  und  das  Leben'^  betreffs   der  Gemein- 

^*)  Stobbe,  Die  Jaden  in  Deatechlaod,  S.  96. 
^  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  169  und  162. 
*^)  Enneo^eschichte  der  Stadt  Köln,  Bd.  1 ,  S.  475.    B^im^  m^ 
^^tenmeyer,  Ulm.  Urkündenbacb,  Mapt, 
*^  Würfel,  NOmbergB  Judengem^de,  S.  162. 
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Schaft  und  des  Glaubens  geschieden  habe,  zur  Vermeidung 
von  Aeigernis  bei  den  Gläubigen,  abgesondert  und  geschiedeii 
werden,  dass  alles  Vieh,  welches  künftig  von  den  Juden 
gefleischwerkt  werde,  nicht  unter  den  Fleischbänken 
der  Christen  verkauft  werde,  sondern  in  ordnungsmässigei 
Weise  von  den  Juden  in  abgeschiedenen  gesonderten  BäLnkei 
yerkauft  werden  solla  Da  nämlich  die  Juden  keinen 
hintern  Teil  vom  Fleische  essen  dürfen,  pflegen  sie  diese 
Teile  um  billiges  Geld  an  die  Christen  zu  verkaufen  und  es 
wurde  ihnen  nun  damals  nachgesagt,  sie  haben  derartigee 
Fleisch  angespieen  und  das  Wasser  darauf  gelassen,  damil 
die  Christen  den  Tod  daran  schlucken.^^  So  empfahl  es  sich 
im  Interesse  des  Friedens  zwischen  beiden  Nationen,  in  diesei 
Beziehung  Vorschriften  zu  erlassen.  Man  hatte  wegen  diesei 
uralten  Volksmeinung  betreffs  des  Judenfleischs  schon  in 
alten  Zeiten  Gesetze  erlasssen,  welche  den  Verkauf  von  ge^ 
schächtetem  Fleisdi  an  Christen  untersagten;  die  Juden  hatten 
es  indess  verstanden,  sich  FreiheitBrechte  zu  verschaffen, 
nach  denen  ihnen  der  Verkauf  ihres  Fleisches  an  Christen 
wieder  gestattet  wurde.  So  erlaubte  der  Bischof  Rüdiger 
von  Speier,  als  er  im  Jahre  1084  das  Dorf  Altspeier  mit 
der  Burg  von  Speyer  zu  einer  politischen  Körperschaft  ver- 
einigte, den  Juden,  sich  auch  in  Dorf  Speier  anzusiedeln,  wies 
ihnen  dort  ein  ummauertes  Stadtviertel  an,  damit  sie  sicher 
leben  können,  und  gab  ihnen  neben  den  Rechten  zum  freien 
Handelsverkehr,  zur  Erwerbung  von  Grundbesitz,  neben  einem 
eigenen  Begräbnisplatz,  eigenem  Gericht  und  dem  Recht,  chrifitr 
Udie  Dienstboten  zu  halten,  das  weitere  besondere  Vorrecht, 
dasjenige  Fleisch,  welches  sie  selbst  nicht  essen 
dürften,  an  die  Christen  zu  verkaufen.  Der  Bischof 
bemerkte  dabei  ausdrücklich,  das  seien  so  günstige  Rechte, 
wie  sie  die  Juden  nur  in  wenigen  deutschen  Städten  be- 
sitzen.*^) So  war  z.  B.  in  Nürnberg  betreflBs  des  Fleisch- 
handek  der  Juden  festgesetzt,  wenn  die  Juden  lebendes 
Vieh  kaufen,  sollen  sie  es  heimtreiben  und  es  daheim 
unter  den  Judenbänken  schlagen  und  verkaufen,  nicht 
aber  unter  den  Christenbänken.  Jeder  Fleischmann,  der 
ihm  selbst  oder  einem  Juden  gehöriges,  von  den  Juden  ge- 
schlagenes Fleisch  unter  der  Hand  oder  unter  den  Christen- 
bänken verkaufte,  musste  für  jedes  Rind  1  Pfd.  Hk.,  für 
jedes  Kalb  und  jede  Gaise  aber  60  Hlr.  Strafe  geben  oder 
er  erhielt  1  Jahr  lang  Stadtverbot.  Dieselbe  Strafe  traf  ihn, 
wenn  er  heimlich  von  den  Juden  geschlagenes  Fleisch  kaufte, 
einsalzte  oder  unter  anderes  Fleisch  mischte  und  es  heimlich 

*»)  Würfel,  Nürnbergs  Jadengemeinde,  S.  87  f.    Buxtorf,   Synagog» 
Jadaica,  Kap.  86.  S.  618. 

^)  Stobbe,  Jaden  in  DeataoUand,  8.  9. 
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oder  öffentlich  feilbot,  auch  wenn  ein  Gast  oder  Ausmann 
g^chächtetes  Fleisch  in  die  Stadt  hereinführte,  durfte  er  es 
nur  unter  den  Judenfleischbänken  Terkaufen.  Dem 
Bat  Ton  Nürnberg  lag  an  der  Einhaltung  dieser  Bestimmungen 
so  viel,  dass  er  besondere  Aufseher  bestellte,  welche  zu  Ter- 
hindem  hatten,  dass  irgend  welches  Jndenfleisch  unter  den 
Christenbänken  Terkauft  wurde.  Daneben  galten  auch  für  den 
jüdischen  Fleischliandel  die  allgemeinen  Vorschriften  der  Stadt, 
nach  denen  alles  Fleisch  nach  der  in  der  Stadt  gültigen 
FleischTerkaufs-Ordnung  zu  verkaufen  war.  Die  Wage,  das 
„Gelöt*^,  musste  auch  unter  den  Judenfleischbänken  das 
Eichzeichen  der  Stadt  tragen  und  auch  den  Juden  war  es 
wie  den  Christen  yerboten,  Kälber  zu  schlagen,  die 
nnter  4  Wochen  alt  waren.  Das  Fleisch,  das  die 
Juden  nicht  mehr  für  sich  wollten,  durfte  niemand 
kaufen,  um  es  wieder  zu  verkaufen,  dagegen  durfte 
es  jedermann  zum  Hausbrauche  kaufen,  nur  musste  diess 
auf  der  Judenbank  geschehen  bei  Strafe  von  1  Pfd.  Pfg. 
an  die  Stadt  und  Stadtverbot  durch  den  Burggrafen.  ^^)  So 
bestimmt  auch  das  Augsburger  Stadtrecht  vom  Jahre  1276 
betreffs  des  Judenfleischs:  Alles  Fleisch,  das  die  Juden 
schlagen,  es  mögen  Rinder,  Schafe  oder  Kälber  sein,  sollen 
sie  selbst  töten,  für  das  Fleisch  aber,  das  sie  nicht  essen, 
sollen  sie  eine  eigene  Judenbank  haben,  an  der  ein  Jude 
mit  einem  Judenhute  auf  dem  Kopfe  steht ^^)  Auch  in 
Ulm  galten  schon  im  14.  Jahrhundert  ähnliche  Vorschriften: 
Wer  Schweinefleisch  feil  hatte  oder  Fleisch,  das  finnig 
oder  moderig  war,  ebenso  wer  Judonfleisch  verkaufte 
oder  wer  Farren  schlachtete,  durfte  so  lange  kein  bank- 
mässiges  Fleisch  verkaufen,  bis  er  diese  nicht  bankmässigcn 
fleischsorten  verkauft  hatte,  und  im  Jahre  1490  wurde  ver- 
ordnet, die  Fleischschauer  sollen  ihr  besonderes  Augenmerk 
darauf  haben,  dass  alles  „arge"  d.  h.  nicht  bankmässige. 
Fleisch,  wie  finniges  und  moderiges  Fleisch,  Farrenfleisch  und 
Judenfleisch,  in  denhiezu  eingerichteten  besonderen  Ständen, 
den  sogenannten  „Freibanken",  verkauft  werde  und  dass  unter 
das  gute  Fleisch  kein  solches  „arges  Fleisch"  gemischt  werde. 
Das  Fleisch,  dessen  die  Juden  bedürfen,  sollen  sie  entweder 
ganz,  d.  h.  als  lebendes  Vieh,  auf  dem  Viehmarkto  kaufen, 
oder  wenn  sie  nur  Hinter-  und  Vorderteil  wollen,  „unter  dem 
Fell"  den  Metzgern  abkaufen,  indem  sie  einen  Mezger  er- 
suchen, er  möge  ihnen  die  nötigen  Schlachttiere  auf  dem 
Viehmarkte  bescha£fen/'')    Das  Fleisch  aber,  das  ihnen  übrig 

^  Würfel,  KOmbergs  Judengemeinde,  S.  37. 

^  Meyer,  Stadtbach  von  Aagsbnrfs,  8.  57  f. 

^'^  ülnier  Metzgerordnung  vom  Jahre  1490.  Zweites  Gesetzbuch, 
BL92b  f.  Ulm.  Stodtarchiv,  Mspt.  Nübling,  Ulms  Fleischereiwesen,  8.14. 
Jftger,  ülna  Yerfasadtog,  8.  628. 
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blieb,  sollten  sie  lediglicb  im  Hofe  der  Jodenschule  feil 
haben  und  ebendort  sollten  sie  anch  das  Yon  ihnen  erkaufte 
Vieh  metzgen  lassen  und  kein  Metzger  sollte  ihnen  an  einem 
anderen  Orte  metzgen  dürfen  oder  ihnen  ihr  übriges  Fleisch 
anderswo  feil  haben.  ^^)  Weiter  war  den  Juden  schon  seit 
alter  Zeit  verboten,  an  christlichen  Fasttagen  Fleisch  zu 
essen,  ein  Gebot,  das  namentlich  unter  König  Philipp  (1285 
bis  1314)  in  Frankreich  strenge  durchgeführt  wird.") 

i.     Der  Labanimittelkaiif  und  du  JndonbaokbMii. 

Wie  betre£Fs  des  Einkaufs  von  Fleisch,  so  unterlagen  auch 
betrefis  des  Einkaufs  ihrer  sonstigen  Genussmittel  dieJuden 
schon  frühe  gewissen  Einschränkungen,  die  aber  um  die  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  Milderungen  erfuhren.  So  bestimmt  z.  B. 
im  Jahre  1264  Herzog  Boleslaus  von  Polen,  die  Juden  sollen 
alles  frei  kaufen  und  verkaufen  und  die  Lebensmittel 
ebenso  berühren  dürfen  wie  die  Christen;  wer  sie 
daran  hindere,  solle  um  Geld  gestraft  werden.^*)  Aber  schon 
am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  machen  sich  auch  auf 
diesem  Gebiete  Bückschläge  bemorklich.  So  verordnet  im 
Jahre  1310  König  Heinrich  von  Luxemburg,  es  solle  künftig 
an  den  gewöhnlichen  Fasttagen  niemand  mehr  während  des 
Vormittags  Fische  an  die  Juden  verkaufen,  damit  die 
Chi'isten  zu  ihrer  Fastenspeise  kommen,  und  jedermann,  der 
den  Juden  Fische  ins  Haus  trage  oder  solche  vor  ihrer 
Schule  feilbiete,  statt  dieselben  auf  den  öffentlichen  Markt  zu 
bringen,  solle  60  Hlr.  Strafe  zahleu.  Man  war  eben  bestrebt, 
den  Bürgern  der  Stadt  die  billige  Beschaffung  ihrer  Bedürfnisse 
auf  dem  Mai*kte  möglichst  zu  gewährleisten.  So  war  es 
auch  in  Nürnberg  den  Juden  und  Jüdinnen  bei  Strafe  von 
1  Pfd.  Hlr.  verboten,  die  Eier  und  lebenden  Tiere, 
welche  sie  bedurften,  vor  morgens  9  Uhr  einzukaufen,  während 
ihnen  der  Einkauf  von  Kraut,  Rüben,  Obst,  Knoblauch 
und  Zwiebeln  nach  Gelegenheit  überall  gestattet  war.^)  So 
war  in  Avignon  den  Juden  und  Freudenmädchen 
wegen  der  Furcht  vor  dem  Aussatze  verboten,  die  auf 
dem  Markte  zum  Verkaufe  ausgestellten  Früchte  und  Brot- 
vorräte zu  berühren;  thaten  sie  es  dennoch,  so  mussten 
sie  dieselben  bezahlen.  Ebenso  wird  unter  König  Philipp  von 
Frankreich  (1285 — 1314)  den  Juden  das  Berühren  der  zum 
Verkaufe  bestimmten  Lebensmittel  verboten.*')    So  wurde 

'*)  „OasB  die  jaden  das  nichtzit  begroppen  noch  begriffen  und  suUen 
denne  dasselb  koscher  fleisch  in  dem  judenschulhof  mezgen  und  niendert 
anderswo/'  Ordnung  vom  Jahre  1421.  Scbmid.  Rotes  Bach,  Mspt,  Ülmer 
Stadtbibliothek.    J&ger,  Ulms  Verfassung,  S.  401  und  402. 

^*)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  265,  184,  195,  256. 

*^  Würfel,  Nornbergs  Judengemeinde  S.  127  uad  88  f. 
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aadi  in  Ulm  am  30.  September  1421  bestimmt,  die  Judon  sollen 
beim  Einkaufe  ihrer  Esswaren  wie  Obst,  Fische,  Hühner 
n.  8.  w.  aaf  dem  Markte  nichts  betasten,  ehe  sie  es  nicht 
gekauft  haben/')  Die  Jadengemeinden  hatten  deeshalb  auch 
meist  ihren  eigenen  (remeiude-Backofen ,  das  „Jndenback- 
hauB**,  wie  wir  es  z.  B.  in  Mainz  finden*^,  einen  Ofen,  in 
dem  die  Gemeindegenossen  die  im  Hanse  zubereiteten  Brote, 
Kuchen  u  s.  w.  backen,  wie  wir  diese  Einrichtung  noch  heute 
in  den  landlichen  Gemeinden  unseres  Vaterlands  überall 
antreffen. 

Wie  für  den  Genuss  von  Fleisch,  so  galten  auch  für 
den  Genuss  von  Wein  bei  den  gläubigen  Juden  des  Mittel- 
slters  zeitweise  strenge  Vorschriften,  welche  den  Besitz  eigener 
W  e  i  n  b  e  r  g  e  und  eigener  K  e  1 1  e  r  e  i  e  n  wünschenswert  erscheinen 
liessen.  Die  jüdischen  Kasuisten  verwarfen  nämlich  den  an 
einer  jüdischen  Kelter  bereiteten  Wein,  wenn  ein  Christ  dabei 
Hand  angelegt  hatte.  Kein  Jude  sollte  in  GeseUschaft  mit 
Qiristen  andern  Wein  trinken  als  solchen,  den  ein  Jude  aus- 
gepresst  hatte,  und  der  Jude  sollte  dabei  stets  das  Glas  in 
der  Hand  behalten,  damit  es  von  keinem  Christen  berührt 
werde.  Ebenso  erschien  dem  gläubigen  Juden  jeder  von 
christlichen  Priestern  geweihte  Wein  als  unrein. 
So  war  es  z.  B.  an  der  Mosel  Sitte,  dass  der  Ortsgeistliche  im 
Herbste  eine  Mass  Wein  segnete  und  dass  dann  jeder  Winzer 
von  diesem  gesegneten  Weine  ein  wenig  in  jedes  seiner  Fässer 
goes.  Der  so  gesegnete  Wein  nun  war  den  Juden  ein  Gegen- 
stand des  Absdheus  wie  der  Koscherwein  den  Christen  und 
die  Babbiner  untersagten  ihren  Gemeindeaugehörigon  den 
Genuss  solchen  Weins  als  „Nesech.'^  Man  findet  desshalb 
auch  in  allen  Weinberggegenden  die  Juden  als  Weiuberg- 
und  Keltereibesitzer.  So  haben  im  Jahre  1255  die  Juden 
von  Tours  eine  Liegenschaft  vom  dortigen  Erzbischof  und 
dem  Domkapitel  zu  Lehen,  auf  der  sie  ihren  Kirchhof 
einrichten  und  zu  der  ein  Weinberg  und  ein  Haus  gehören; 
sie  bezahlen  dafür  einen  Jahreszins  von  5  Golddenaren  im 
Werte  von  25  Sous  (Schillingen).  So  beklagen  sich  im 
13.  Jahrhundert  die  Einwohner  einiger  Orte  in  Burgund, 
sie  können  keinen  guten  Wein  mehr  bekommen,  seit  die  Juden 
die  Weinberge  besitzen,  und  die  Geistlichen  fanden  es  nicht 
sdiicklich,  bei  der  Messe  Wein  zu  weihen,  den  die  Juden  mit 
ihren   Füssen   ausgetreten   haben.^')     Durch   diese  religiösen 


*')  ,.Da88  dehain  jad  von  dehainerlei  essenden  Dingen  nit  roer  hansen. 
bändleD,  b^n'oppen,  begriffen  noch  umbziehen  sol  nf  dem  markte.*^ 
Ordnuig  vom  Aftermontag  nach  Michaelis  1421.  Schmid,  Rotes  Buch, 
Mspt^  Ülmer  Stadtbibliothek.    Jftger,  Ulms  Verfassung,  S.  402. 

«^  Scbaab,  Geschichte  der  Jaden,  S.  182  f. 

**;  Depping,  Joden  im  Mittelalter,  S.  142  f.  und  170. 
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Vorschi  iften  war  also  auch  für  den  HandelsTorkehr  mit  Wein 
ein  Unterschied  gegeben,  der  es  begreiflich  macht,  wenn  wir 
z.  B.  im  15.  Jahrhundert  in  Ulm  finden,  dass  an  der  dem 
Rat  gehörigen  Herdbrücke  jeder  Wagen  mit  ,^udenwein", 
also  mit  koscher  bereitetem  Traubensaft,  8  Häller,  und  jeder 
derartige  Karren  4  Häller  ThorzolL  und  Brückenzoll  zu  be- 
zahlen hatte.  *^) 


4)  Die  basehrlokenden  Yorschrlften  gegen  die  Jaden 

des  Mittelalters. 

A.    Die  Kleidtroidnug  d«r  Jtdra. 

Die  Kleidung  der  Juden  entsprach  auch  im  Mittelalter 
wie  heute  im  Allgemeinen    der  üblichen  Landestracht,    nui* 
galten  auch  für  die  Juden  wie  für  die  anderen  Teile  der  Be- 
völkerung   bestimmte   Kleidervorschriften.     Wie  der  Grenosse 
des  bürgerlichen  Stadtverbands,  der  Ordensbruder,  der  zünftige 
Meister  und  seine  Hintersassen  bestimmten  Kleidervorschriften 
unterliegen,  so  gilt  dieser  Grundsatz  auch  für  die  Angehörigen 
der  Judongemeinde,  wahrend  für  den  fremden  Juden  wieder 
andere  Kleidervorschriften  gelten,  durch  welche  er  als  nicht 
zum    Gemeindeverband    gehöriger   Jude    kenntlich    ist     Die 
Vorschrift,    dass    die  Juden    bestimmte    Kleidungsabzeichen 
tragen  müssen,  ist  seit  den  ältesten  Zeiten  in  allen  Ländern 
nadizuweisen,  wird  aber  je  nach  der  wirtschaftlichen  Macht- 
stellung, welche  die  Juden  in  den  einzelnen  Zeitabschnitten 
besitzen,  mehr  oder  weniger  scharf  gehandhabt   So  wird  z.  B. 
im  Jahre  1231   durch  Konzilbeschluss  den  Juden  verboten, 
weite  Mäntel  wie  die  Ordensleute  und  Aermel  ohne 
Falten  zu  tragen,  da  diess  zu  unliebsamen  Verwechs- 
lungen führe;   so  wird,  als  im  Jahre  1276  König  Ottokar 
von  Böhmen  als  Herzog  von  Oesterroich  durch  die  nieder- 
österreichischen  Stände   eine   neue  Judenordnung  herausgibt, 
bestimmt,  die  Juden  sollen  künftig  wieder  die  ihnen  vorge- 
schriebene  hohe   und   lange  Kopfbedeckung,    die  sogenannte 
„Judenmütze*',  tragen.     So   erneuert  audi  König  Philipp 
von  Frankreich  (1285 — 1314)  die  alte  Bestimmung,  dass 
die   Juden  nicht  ohne   das  Judenzeichen    und  olme  den 
auf  gekrampten  Judenhut  ausgehen   sollen,  auch    sollen  sie 
künftig  keine  farbigen  Kleider  mehr  tragen.    Die  Juden- 
mütze hat  von  gelber  Farbe  zu  sein,  das  Judenzeichen 
besteht  in  einer  auf  der  Brust  aufgenähten  roten  Tuch- 
scheibe.   So  tragen  auch  in  Rom  die  Juden  gelbe  Barette. 
Für  die  Verleihung   des  Judenabzeichens  müssen   die  Juden 


•4 


)  Eid-  und  Ordnungsbach  C«    Ulm.  Stadtarchiv,  Mspt 
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eine  besondere  Abgabe  an  die  Reichskammer  bezahlen,  wobei 
einzehien  Juden  gegen  Bezahlung  gestattet  %verden  kann,  ohne 
das  Zeichen  zu  erscheinen.  Die  Massregel  hat,  wie  man 
sieht,  namentlich  einen  fiskalischen  Charakter  und  hatte  in 
einer  Zeit,  wo  der  zünftige  Werkmeister  am  Sonntag  morgen 
ebenso  stolz  mit  seinem  Lederschurz  um  die  Lende  und  dem 
Zollstäbe  in  der  rechten  Hand  mit  Weib  und  Kindern  zur  Kirche 
zog,  wie  der  Rittersmann  seine  ,,lange  Wehre"  an  der  Seite 
fulirte,  wenig  auffälliges  an  sich.  Sicherlich  gab  es  damals 
Juden  genug,  welche  ebenso  stolz  darauf  waren,  Juden  zu 
sein,  wie  es  der  Ritter  oder  der  Städtebürger  auf  ihren  Staud 
waren,  es  gab  damals,  wenn  man  so  sagen  soll,  einen  Juden- 
adel, wie  es  einen  Ritteradel  oder  einen  Bürger-  und  Zunft- 
adel gab.  So  befreit  im  Jahre  1279  der  Abt  von  St.  Antonin 
die  Juden  Ton  Pamiers  am  Fuss  der  Pyrenäen  von  der 
Verpflichtung,  das  französische  Judenabzeichen  zu 
tragen;  statt  dessen  wurde  ein  Ring  von  Schnüren  eingeführt, 
der  hinreichen  sollte,  den  Juden  vom  Christen  zu  unterscheiden ; 
so  muss  in  der  Provence  jede  verheiratete  Jüdin  einen 
genau  vorgeschriebenen  Kopfputz  tragen,  der  ,.otales"  heisst 
So  hat  im  Jahre  1395  der  Bischof  von  Malta  aas  Amt  eines 
Wächters  der  roten  Scheibe,  das  ihm  grosse  Gebühren 
abwirfl.')  So  darf  nach  der  Nürnberger  Judenordnung  kein 
Jude  bei  Strafe  von  1  Pfd.  Hlr.  eine  Kappe  tragen,  wie  sie 
die  Nürnberger  Bürger  tragen,  und  den  fremden  Juden,  die 
nach  Nürnberg  kommen,  ist  verboten,  ihre  „Gugeln^^  d.  h. 
ihre  Kaputzen  oder  Pelerinen,  über  den  Mantel  zu  legen, 
weil  hiedurch  die  Judenabzeichen  unsichtbar  werden.^)  Im 
Jahre  1312  erneuert  die  Synode  von  Ravenna  die  alten 
Vorschriften  wegen  dos  Juden  Zeichens  und  es  erfolgen 
darauf  überall  neue  eingehende  Verordnungen  über  diese 
Angelegenheit^)  So  ist  eine  Zeit  lang  das  Tragen  von  langen 
Barten  ein  ausschliessliches  Vorrecht  der  Christen 
und  den  Juden  ist  verboten,  solche  zu  tragen,  wenigstens  wird 
im  Jahre  1343  den  Juden  in  Nürnberg  befohlen,  sich  min- 
destens alle  4  Wochen  den  Bart  abnehmen  zu  lassen,  damit 
man  sie  von  den  Christen  unterscheiden  könne.*)  So  vrird 
im  Jahre  1412  den  Juden  in  Valladolid  verboten,  Sto£fe 
zu  ihren  Kleidern  zu  nehmen,  von  denen  die  Elle  mehr  als 
60  Marabotins  kostete,  und  es  wird  ihnen  geboten,  über  ihren 
Kleidern  Mäntel  zu  tragen,  die  bei  den  Frauen  vom  Kopf  bis 
zu  den  Füssen  herabgieugen ;  ferner  war  ihnen  verboten, 
Gold  als  Schmuck  zu  tragen.^)  So  müssen  die  Nürnberger 
Jaden  seit  dem  Jahre  1451    gelbe  Ringe  tragen  und    die 

'  »)  Ppppin^.  Juden  im  Mittelalter,  8.  156,  197,  184,  2&4  U  ^KÄ,  \^, 
255  f ,  167,  365,  2Ö2. 

^  WorfeJ,  Mrnbergi  JudeDgemeinde,  S.  81  und  "ib. 
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^.Weibspersonen"  himmelblaue  Bordüren  an  die  Schleier 
nähen')  und  im  Jahre  1458  bestimmt  der  Nürnberger  Rat, 
wenn  fremde  Juden  in  die  Stadt  kommen,  sollen  diese 
keine  Judenbarette  oder  Judenhüte  wie  die  Nürnberger 
Juden,  sondern  nur  Kappen  und  gelbe  Ringe  an  den 
Kleidern  tragen.*)  So  befiehlt  Papst  Paul  IL  (1464—1471) 
dass  die  Juden  rote  Mäntel  tragen,  nur  jüdische  Aerzte 
und  diejenigen  Juden,  welche  „freie",  d.  h.  nicht  einer 
Zunft  als  Monopol  verliehene,  Gewerbe  und  Künste 
ausüben,  sind  hievon  befreit.^)  Man  sieht,  diese  Juden- 
tracht  ist  eine  Uniform,  ein  Abzeichen  für  den  jüdisch- 
zünftigen  Gelddarleiher,  der  nichtzünftige  Jude  hat  es  nicht 
zu  tragen.  So  werden  im  15.  Jahrhundert  in  Ulm  alle 
Pfaffen,  Juden  und  Aerzte  von  der  neuen,  für  die  Bürger 
der  Stadt  erlassenen  Kleiderordnung  ausgenommen.^)  Man 
sieht,  was  den  Juden  in  dieser  Richtung  geschah,  war  nicht 
schlimm ;  denn  ganz  ähnliche  Vorschriften  gegen  den  Kleider- 
aufwand erfolgten  auch  den  Bürgern  gegenüber;  auch  ihnen 
waren  z.  B.  betreffs  des  Tragens  von  Edelmetall,  von  wert- 
vollen Geweben  u.  s.  w.  Einschränkungen  auferlegt,  wie  wir 
sie  den  Juden  gegenüber  eingeführt  sehen.  Es  war  der 
Aerger  der  in  ihien  Erwerbsverhältnissen  zurückbleibenden 
bevorrechteten  Stände  über  den  übermässigen  Aufwand  der 
niederen  Stände,  der  sich  in  diesen  Beschränkungen  Luft 
machte.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  weht  eben  der  Wind  des 
wirtschaftlichen  Rückschritts,  die  Brocken  werden  kleiner  und 
die  Verhältnisse  an  der  grossen  Völkertafel  damit  unerquicklich. 

b.    Die  Balohrftnklingen  der  Juden  an  ohriitUolien  Feiertagen. 

Ebenfalls  in  die  ältesten  Zeiten  zurück  reichen  die  Be- 
schränkungen der  Juden  in  Bezug  auf  ihr  öffentliches  Er- 
scheinen an  hohen  christlichen  Feiertagen.  Der 
Grund,  der  den  Gesetzgeber  zu  dieser  Massregel  bestimmt 
hatte,  war  ein  doppelter.  Einmal  lag  der  Behörde  daran,  dass 
die  christlichen  Feste  nicht  durch  Verhöhnungen  durch 
die  Juden  (interpellationes)  gestört  und  dadurch  bei  der 
mannigfach  gereizten  Stimmung  des  Volks  Grund  zu  Un- 
ruhen gegeben  wurde,  dann  aber  lag  es  im  Interesse  der 
persönlichen  Sicherheit  der  Juden  selbst  wie  der  für 
diese  Sicherheit  verantwortlichen  Behörden,  dass  derartige 
Vorfälle  thunlichst  vermieden  wurden.  Schon  das  kanonische 
Recht  schrieb  vor,  dass  die  Juden  sich  am  Charfreitag 
den  ganzen  Tag  über  nicht  auf  der  Strasse  aufhalten 

')  Oundling.  HistoriBche  Nachrichten  von  NQrnberg,  S.  252. 
^)  Würfe],  Nümberp^s  Jadengemeinde,  S.  95. 
*)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  966. 
*)  Jftger,  Ulms  Yerfassong,  S.  510. 
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oder  ein  Fenster,  einen  Laden  oder  eine  Hansthüre  ö£fnen 
sollten,  sondern  sie  sollten  sich  an  diesem  Tage  von  früh 
morgens  bis  zur  Nacht  mit  ihren  Weibern,  Kindern  und  ihrem 
Gesinde  in  ihren  Häusern  verschlossen  halten.  "^  So  ist  den 
Joden  in  Marseille  verboten,  an  Sonntagen  und  christ- 
lichen Festtagen  zu  arbeiten.  So  rügt  im  Jahre  1296  Papst 
Innooenz  IIL  dem  König  von  Frankreich  gegenüber,  in  Sens 
haben  die  Juden  eine  Synagoge  unmittelbar  neben  eine  Kirche 
gebaut  und  so  laut  darin  gesungen,  dass  der  christliche 
Gottesdienst  gestört  worden  sei;  am  Ostertage  zeigen  sie  sich 
auf  den  Strassen,  statt  nach  altem  Herkommen  in  ihren 
Hausem  zu  bleiben;  sie  verspotten  die  christliche  Re- 
ligion, indem  sie  sagen,  Christus  sei  nur  ein  gewöhnlicher 
Land  mann  gewesen.  So  wurde  es  im  Jahre  1279  den 
Juden  von  Pamiers  in  den  Pyrenäen  verboten,  sich  am 
Sonntag  an  einem  öffentlichen  Orte  zu  zeigen,  und  wenn  sie 
dies  ans  besonderen  Gründen  mussten,  sollten  sie  es  den  zur 
Aufeicht  bestellten  Personen  mitteilen.')  So  durfte  in  Nürn- 
berg kein  Jude  und  keine  Jüdin  au  einem  Sonn-  oder  Feier- 
tage der  Christen  um  etwas  feilschen  oder  mit  etwas 
Handel  treiben  und  es  war  den  Juden  im  Interesse  der  Sicher- 
heit ihres  Eigentums  streng  befohlen,  stets  ihre  Häuser  gut 
verschlossen  zu  halten,  so  lange  sie  in  ihre  „Schule"  gehen.') 
Auch  in  Ulm  darf  am  Fronleichnamstag  kein  Jude  bei 
Strafe  auf  der  Gasse  gehen.  ^®) 

6.     Die  BttMbiiiikimg  der  Jndea  betreft  ihzM  gaMlligen  Vnlnhn  mit  OhrifteD. 

Auch  diese  Vorschriften  sind  uralt  Schon  das  Konzil 
von  Worms  verbietet  im  Jahre  465  den  Christen,  mit 
Juden  zu  speisen,  und  ähnliche  Verordnungen  werden  von 
der  Kirche  in  den  Jahren  606  und  517  erlassen.  So  ver- 
bietet im  Jahre  1276  König  Ottokar  von  Böhmen  als  Herzog 
von  Niederösterreich  den  Juden,  mit  Christen  zusammen 
bei  Mahlzeiten,  auf  Märkten,  in  Bädern  und  auf  Hoch- 
zeiten sich  einzufinden,  ebenso  wie  es  den  Christen  verboten 
ist,  den  Hochzeiten  und  Leichenbegängnissen  von 
Juden  beizuwohnen.^  Das  Entstehen  dieser  Bestimmungen 
erklärt  sich  aus  den  mannigfach  völlig  anders  gearteten  An- 
schauungen, welche  der  Jude  in  Bezug  auf  die  den  geselligen 
Verkehr  bedingenden  Lebensgrundsätze  hat  In  Betracht  kommt 
hier   in   erster  Linie   die  Art   und  Weise,   wie  der  Jude  die 


*)  Jadaei  diebns  Domimds  et  alüs  CbristiaDoram  festivitatibus  domi 
le  continetuit,  nee  Gbristiaoos  interpeUant  WOrfel,  NOmbergs 
Jadengemeinde,  8.  82. 

•)  Deppiog,  Juden  im  Mittelalter,  S.  255,  158,  167,  45,  197,  232. 

*)  Würfel,  Nürnbergs  Jadengemeinde,  S.  81  f. 

^^  Jäger,  Ulms  Yerfasaung,  S.  401. 
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Stellung  des  Weibs  gegenüber  dem  Manne  auffasst 
Nach  altem  hebräischem  Herkommen  darf  bekanntlich  der 
Vater  seine  Tochter  zur  Ehe  verkaufen  ohne  Ein- 
willigung der  Braut  Nur  wenn  das  Mädchen  keinon 
Vater  mehr  hat  und  seine  Mutter  oder  seine  Brüder  es 
vorheiraten  wollen,  darf  es  in  Gegenwart  von  Zeugen 
den  Gatten  ausschlagen,  eine  Aufifassung,  welche  eine 
weitere  Illustration  durch  die  überwiegende  Wichtigkeit  er- 
hält, welche  der  Jude  der  Geburt  eines  Sohns  gegenüber 
der  Geburt  einer  Tochter  einräumt  Welcher  Untersdiied  in 
dieser  Beziehung  gemacht  wird,  erhellt  z.  B.  aus  einer  Ordnung, 
welche  die  Judengemeinde  von  Pamiers  am  Fusse  der 
Pyrenäen  unter  Genehmigung  ihres  Landesherrn,  des  Abts  von 
St  Antonin,  mit  Zustimmung  der  Stadtbehörde  im  Jahre  1279 
erlässt  Die  Juden  kommen  darin  überein,  dass  künftig  kein 
Jude  in  Pamiers,  dem  ein  Sohn  geboren  werde,  diesem  bei 
der  Geburt  ein  höheres  Geschenk  als  10  Denare  von  Toulouse 
geben  und  mehr  als  12  Personen  bewirten  solle;  auch  sollte 
der  neugeborene  Sohn  kein  Kleid  von  anderem  Stoff  als  von 
Etamin  oder  von  Schafleder  erhalten,  wie  auch  kein  Jude 
Kostbarkeiten  an  seiner  Kleidung  tragen  sollte.  ^^)  Mit  diesen 
Verhältnissen  hängt  zusammen  das  Verbot  des  geschlecht- 
lichen Verkehrs  zwischen  Christen  und  Juden.  So  wird 
im  Jahre  1276  in  Niederösterreich  bestimmt,  dass  jeder 
Jude,  der  sich  fleischlich  mit  einer  Christin  einlasse,  hiefür 
mindestens  10  Pfd.  Silber  zu  zahlen  haben  und  die  betreffende 
„Weibsperson**  aus  dem  Laude  verbannt  werden  sollte.'*)  Der 
Grund  auch  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  war  ein  doppelter. 
Der  Gesetzgeber  wollte  einmal  den  Christen  vor  den  schlechtou 
diessbezüglichen  Gewohnheiten  schützen,  dann  aber  wollte  er 
sich  und  die  ihm  zum  Schutz  unterstellten  Juden  vor  allen 
Vorkommnissen  bewahren,  welche  durch  leichtfertige  Thateii 
von  Christen  oder  Juden  die  Sicherheit  der  letzteren  gefährden 
und  dem  Schutzvogte  Widerwärtigkeiten  bringen  konnten. 
Sehr  alt  ist  femer  die  Verordnung,  durch  welche  den 
Juden  das  Halten  von  christlichen  Dienstboten  unter- 
sagt wird,  aber  auch  diese  Verordnung  wird  je  nach  der 
wirtschaftlichen  Machtstellung  der  Juden  nach  Zeit  und  Ort 
sehr  mannigfach  gehandhabt  So  wirft  im  Jahre  12(>ö  Papst 
Innocenz  in.  dem  König  von  Frankreich  vor,  wie  er  dulden 
könne,  dass  die  Juden  christliche  Dienstboten  und 
Ammen  haben,  gegen  welche  sie  sich  allerlei  schamlose  Dinge 
erlauben,  indem  sie  dieselben  zwingen,  am  Osterfeste  nach 
EmpÜBing  des  heiligen  Abendmahls  ihre  Milch  in  den  Abtritt 
zu  giessen.    So  wird  in  den  Jahren  1271  und  1280  den  Juden 

")  Deppiog,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  898,  167. 
")  Dopping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  197. 
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io  Frankreich   Yon  König  Philipp   dem  Kühnen  verboten, 
chrisüiche  Dienstboten  zu  haben.    So  rerbietet  im  Jahre  1276 
König  Ottokar  von  Böhmen  als  Herzog  Ton  Niederöster- 
reich   den    Jaden    die    Einstellung    yon    christlichen 
Handwerksleuten  und  Dienstboten.^^  So  wird  in  Ulm 
am  30.  September  1421,  wie  dies  schon  im  Jahre  1387  ge- 
sdiehen  ist,   aufs  neue  allen  Juden  verboten,  christliche 
Mägde,  Knechte  und  Ammen  zu  halten  bei  Strafe  des 
Stadtverbots  für  die  betreffenden  christlichen  Angestellten.^^) 
Wie  den  Christen,  so  war  auch  den  Juden  alles  Spielen 
um  Geld  verboten.    Man  sagte  den  Juden  nach,  sie  seien 
grosse  Liebhaber  des  gewinnsüditigen  Spiels  und  sie  haben 
die  Ansicht,  „eine  Hand  voll  Karten   und  Würfel  mit  Ruhe 
haben,  sei  besser,  als  beide  Fäuste  voll  Unruhe,  wie  der  müh- 
same Seefahrer,   der  sich  um  den  Wind  bekümmern  müsse 
Qnd  im  Handumdrehen  Leben  und  Gut  miteinander  verlieren 
könne.'*  ^^)    So  wird  im  Jahre  1269  den  Juden  von  Pamiers 
an  den  Pyrenäen   seitens   ihrer  Judenobrigkeit  verboten,   an 
Schach-  und  Würfelspielen  teil  zu  nehmen,  falls  es  sich 
hiebei  um  Geldwert  handle,  nur  an  Hochzeiten  und  ähn- 
lichen Festen  war  dies  erlaubt^')    Dass  die  Juden  in  der  That 
gerade  für  das  Spielen,  namentlich  auch  für  die  den  Scharf- 
sinn herausfordernden  Geistesspiele,  eine  hervorragende 
Begabung  haben,  zeigen  manche  Nachrichten.    So  schreibt 
der  Babbiner  Jeddaja,  geboren  1250  in  Katalonien,  eine 
Abhandlung  und  ein  Gedicht  über  das  Schachspiel,  über 
dessen  Geschichte,  Geist  und  Spielarten  und  König  Alphons  X. 
Ton  Kastilien  und  Deutschland  liess  von  ihm  eine  Schrift  über 
das    Schachspiel    kastilianisch    abfassen.      Jeddaja    will    die 
Menschen  durch  das  Schachspiel  von  dem  lasterhaften  Karten- 
aud  Würfelspiel  abziehen.  Es  gab  also  schon  im  13.  Jahr- 
hundert in  Toledo  Karteuspiele,    welche  wohl   aus  dem 
Morgeulande   dahin  gekommen  waren.     Es    ist    damals   die 
grosso   Zeit   des    spanischen  Judentums,   als  in  To- 
ledo  allein    12,000  Juden  wohnen,   als    dort   eine  berühmte 
Judeuhochschule  blüht,    welche  sich   namentlich   durch  ihre 
Mathematiker    und   Astronomen    auszeichnet.      König 
Alphons  X.    von  Kastilien    lässt  hier    seine    Tafeln    machen, 
chaldäische  Schriften  werden  übersetzt,  Juden  und  Mauren 
arbeiten  zusammen. ^^)     So   hatten  die  Nürnberger  Juden 


»»)  Deppmg,  Jaden  ün  Mittelalter,  8.  153,  182,  197,  167,  274. 

'*)  .,Wir  hant  furgeoommen  die  harten  sw&rea  landslöffe  und  hant 
daminb  Terboten  allen  Juden  hie,  das  ir  dehainer  dehainerlei  ehehalten, 
die  Christen  sieen,  haben  salle.'*  Ordnung  vom  Aftennontag  nach 
Michaelis  1421.  Schmid,  Rotes  Bach,  Mspt.  Ulm.  Stadtbibl.  Jftger,  Ulms 
YerfaasQng,  S.  400  f.  und  402. 

**)  Würfel,  NQmbergs  Jadengemeinde,  8.  28. 
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im  Jahre  1454  grosses  Uebermass  im  „Doppeln,  Rümpfen, 
Paschen  nnd  in  anderen  Spielen  getrieben"  und  nach  der 
grossen  Bede  des  Franziskanerkardinals  Capristanus  auf  dem 
Spitalkirchhofo  wurden  ihnen  vom  Volke  die  Bretspiele  und 
Karten  abgenommen  und  ins  Feuer  geworfen.  Man  hatte 
damals  die  Juden  gezwungen,  sich  bei  der  Predigt  einzu- 
finden, und  die  Zuhörer  nötigten  sie,  ihre  Bretspiel  und  Pasch- 
tische ins  Feuer  zu  werfen.  Dass  das  Verhältnis  zwischen 
Christen  und  Juden  damals  trotzdem  kein  so  schlimmes  ge- 
wesen sein  kann,  beweist,  wenn  man  liest,  dass  an  der  Fast- 
nacht des  Jahres  1458  die  Nürnberger  Schömbartläufer 
von  der  Mezgerzunft  auch  im  Judenviertel  tanzen  und 
von  den  Bewohnern  desselben  mit  Geldstücken  und  Rosen- 
wasser beschenkt  werden.'*)  So  verpflichtet  sich  im  Jahre  1464 
der  Jude  Moses  von  Nevers  bei  Verlust  der  Hand  gegenüber 
der  Krone,  weder  mit  Würfeln  noch  mit  anderen  Dingen 
zu  spielen,  ausser  an  seinem  Hochzeitstage,  am  Hochzeitstage 
seines  Bruders  und  an  drei  Tagen  des  Passafestes.^'')  So  hatte 
auch  in  Augsburg  im  Jahre  1464  Gapristanus  die  Leute 
durch  seine  Predigten  derart  erregt,  dass  sie  Schlitten,  Würfel, 
Karten  und  andere  Eitelkeiten  verbrannten.'^)  Auch  in  Ulm 
war  schon  im  Jahre  1397  das  Kartenspielen  verboten 
worden  '*)  und  im  Jahre  1481  wurde  daselbst  der  Wirt  im 
Griesbade  bestraft,  weil  er  in  seinem  Bade  die  Leute  hatte 
um  Geld  spielen,  kegeln  und  karten  lassen,  wie  die  Spielverbote 
damals  in  Ulm  sich  seit  jener  Zeit  fortwährend  mehren.  *®) 


5)    Der  Ctairerbebetrieb  der  Joden« 

a.    Die  freie  GewerbetbAtigkeit  der  Juden, 
te.  Der  Grosshandel  der  Juden. 

Was  war  nun,  so  lautet  wohl  die  nächste  Frage,  nachdem 
wir  die  politischen,  geselligen  und  sonstigen  Einrichtungen  der 
Judengemeinden  des  Mittelaltei-s  kennen  gelernt  haben,  die 
Beschäftigung  der  Angehörigen  dieser  Gemeinden.  Be- 
trachtet man  die  Nachrichten,  welche  betreffs  dieser  Frage  zu 
Gebot  stehen,  so  findet  mau,  dass  es  hauptsächlich  zwei  Dinge 
sind,  mit  denen  sich  die  Juden  beschäftigen,  einmal  der 
Grosshandel  und  das  Wechselgeschäft,  dann  aber 
das  Darleihen  von  Geld  gegen  Zinsen  auf  Pfand- 
sicherheit 


'*)  Würfel,  NQmbergs  Jadengemeinde,  8.  28  and  95. 
^^  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  25a 
^*)  Stetten,  Augsbai^r  Chronik,  S.  242. 
'*)  Dieterich,  Beschreibung  von  Ulm,  8.  162. 

^  RataprotokoU   vom  Freitag  yor  Margaretha   1481,    Mspt    Ulm. 
Stadtarchiv.    J&ger,  Ulm,  S.  429. 
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Wdche  Balle  als  Grosshändler,  d.  h.  als  Kaoflentef 
welche  sich  damit  befiEisseii,  den  für  den  inneren  Klein- 
bedarf nicht  erforderlichen  Ueberschnss  der  Erzeug- 
nisse eines  politischen  Bezirks  nach  einem  andern  politischen 
Bezirk  auszuführen  und  dagegen  für  den  Kleinyerkehr  des 
eigenen  politischen  Bezirks  erforderliche  Erzeugnisse  des 
Auslands  einzutauschen  und  einzuführen,  die  Juden 
TOQ  jeher  gespielt  haben,  geht  aus  zahlreichen  Nachrichten 
herror  und  wir  sehen  dabei  die  ganze  Unternehmungs- 
last, den  weiten,  geschäftsmännischen  Blick  der  Juden  im 
hellsten  Lichte,  so  dass  man  ruhig  sagen  kann,  die  Ge- 
schichte des  Grosshandels  ist  zugleich  die  Geschichte 
des  Judentums  und  die  Geschichte  der  Welthandels- 
wege ist  die  Geschichte  der  Wanderungen  des 
Jadenrolks.  Wo  der  Mittelpunkt  des  Welthandels 
ist,  da  ziehen  die  Juden  hin.  Als  nach  der  Zer- 
störung Jerusalems  durch  Kaiser  Vespasian  sich  der 
Handelsrerkehr  in  erhöhtem  Masse  nach  Persien  zieht, 
füllt  sich  dieses  mit  Judei),  als  sich  in  der  folgenden 
Zeit  unter  Kaiser  Marcus  Aurelius  durch  die  zunehmende 
Entwicklung  der  Seeschiffahrtstechnik  der  See- 
Terkehr  nach  Indien  und  China  dem  Landverkehr  eben- 
bürtig zur  Seite  stellt,  sind  es  Juden  aus  Persien,  welche 
luKaifongfu  am  Hoangho  eine  Judengemeinde  gründen, 
weldie  noch  heute  besteht  und  deren  Angehörige  noch  heute 
ein  persisch-hebräisches  Gemisch  sprechen.')  So 
ist  es  auch  im  Mittelalter.  Stets  findet  man  die  Juden 
mit  dem  Handelsyerkehr  und  dem  Geldwesen  enge  verbunden. 
Schon  in  den  Kapitularien  Karls  des  Grossen  im  Jahre  809 
ist  von  den  Wolmstätteu  der  jüdischen  und  christlichen 
Kaufiente  die  Bede  und  im  Jahre  814  wird  verboten,  dass  ein 
Jude  eine  Münze  in  seiner  Wohnung  einrichte,  da  das  Becht, 
mit  Währungsgeld  Zwischenhandel  zu  treiben,  lediglich  den 
Genossen  des  Müuzhause^  zustand.^  Im  Jahre  94ö  wird  in 
Venedig  allen  Schiffern  verboten,  Juden  oder  andere  fremde 
Kaufleute  an  Bord  zu  nehmen.^)  Man  sieht,  es  ist  schon  da- 
mals zur  Zeit  der  sächsischen  Kaiser  eiu  Interessengegensatz 
zwischen  den  einheimischen  Geschäftsleuten  und  den  fremden 
Kaufleuten  vorhanden  und  diese  fremden  Kaufleute  sind  vor- 
iri^end  Juden.  Im  Jahre  1084  erlaubt  der  Bischof  von 
Speier  seinen  Juden,  Gold  und  Silber  zu  vertauschen  und 
alles,  was  sie  irgend  wollten,  zu  kaufen  und  zu  verkaufen  und 
im  Jahre  1090  gestattet  Kaiser  Heinrich  IV.  denselben,  inner- 
halb   seines    Beichs    nach    Belieben   Handel  zu   treiben,  zu 


')  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  28,  S5. 

*)  Maurer,  Deutachea  Stftdteweseo,  Bd.  1,  S.  286,  297,  304  f.  u.  842. 


—    60    — 

reisen,  za  kaufen  und  zu  verkaufen.')  Wie  es  in  jener  alten 
Zeit  die  Juden  verstehen,  gerade  den  Grosshandel,  den 
Austausch  der  Erzeugnisse  zwischen  einzelnen  Ländern,  zu 
betreiben,  zeigt  z.  B.,  wenn  wir  sehen,  wie  im  Jahre  1150  die 
Juden  mit  dem  Erzbischof  von  Arles  einen  Vertrag  ab- 
schliessen,  nach  dem  ihnen  das  Freiheitsrecht  eingeräumt 
wird,  allen  Kermes,  (d.  h.  die  getrockneten  Weibchen  der 
Kermeeschildlaus,  das  wertvolle,  wichtigste  Erfordernis  zur 
Herstellung  der  Purpurstoffe  wie  zum  Fälschen  der 
roten  Weine  und  Liköre),  welcher  in  St  Chamans  und 
den  anderen  Orten  seines  Gebiets  gesammelt  wurde,  aufzu- 
kaufen und  ins  Ausland  zu  versenden/)  So  kann  man  es  be- 
greiflich finden,  wenn  damals  mannigfach  wegen  der  Juden 
die  Märkte  vom  Samstag  auf  einen  andern  Tag  verlegt  werden 
mussten/)  So  sind  auch  im  13.  Jahrhundert  die  Mitglieder  der 
Judengemeinde  von  Rom  fast  ausschliesslich  Geldwechsler 
und  Spezereigrosshändler  und  als  Geldwechsler  be- 
sorgten sie  namentlich  auch  die  Finanzen  der  päpstlichen 
Kammer  oder  sie  hatten  teil  an  den  grossen  Bankgesell- 
schaften, welchen  damals  die  Eintreibung  der  Staats- 
einkünfte seitens  der  Kammer  übertragen  war.  Unter 
Papst  Gregor  IX.  ri227~-1241)  läset  durch  dieselben  der 
römische  Hof  die  Janrgelder  und  anderen  Einkünfte  einziehen, 
welche  er  in  den  verschiedenen  Ländern  der  Christenheit  an- 
zusprechen hat,  so  dass  der  Bischof  von  London,  als  er 
unter  König  Heinrich  IIL  (1216 — 1272)  den  Bann  gegen  einige 
Juden  anspricht,  wegen  Beleidigung  der  Geschäftsträger 
des  Papstes  vor  Gericht  gestellt  wird.  So  wird  im 
Jahre  1219,  als  die  Bürgerschaft  der  Stadt  Marseille  sich 
von  der  Landesherrschaft  des  dortigen  Bischofs  freimacht^ 
allen  Juden  und  Sarazenen  erlaubt,  gerade  so  wie  fremde 
Christen  in  die  Stadt  zu  kommen  und  dieselbe  zu  verlassen 
und  darin  nach  Belieben  Handel  zu  treiben.*)  Aehnliche  Ver^ 
hältnisse  wie  am  pästlichen  Hofe  finden  wir  gleichzeitig  auch 
im  Herzogtum  Oesterreich,  als  dort  im  Jahre  1238  Kaiser 
Friedrich  II.  von  Hohenstaufen  die  Verhältnisse  ordnet;  unter 
dem  Titel  von  Kammergrafen  stehen  damals  in  Oester- 
reich die  Juden  als  Generalpächter  der  Staatskammer- 
einkünfte an  der  Spitze  der  Finanzverwaltung. 
Nicht  anders  ist  es  in  der  Provence;  bitter  beklagt  sich 
im  Jahre  1241  das  Kapitel  von  Narbonne,  wie  der  Erz- 
bischof sich  durch  die  Geschenke  der  Juden  verleiten 


*)  Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  S.  9  f. 

^)  PapoD,  Geschichte  der  Provence,  Bd.  2,  S.  356.    Depping,  Juden 
im  Mittelalter,  S.  Ul  f. 

^)  Maurer,  Deutsches  St&dtewesen,  Bd.  1,  8.  286. 
*)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  182,  177,  197. 
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lasse,  die  Jaden  znm  Nachteil  der  Christen  zu  be- 
günstigen; Papst  Innocenz  III.  ist  empört  über  den  Grafen 
Raimund  von  Tonlonse,  welcher  den  Jaden  die  Besorgang 
der  öffentlichen  Aemter  seines  Lands  anvertraae,  and 
Tenreigert  diesem  so  lange  den  Ablas s,  bis  er  sich  yer- 
pfiichtet,  keine  Juden  mehr  in  seiner  Herrschaft  aufzu- 
ndunen,  wofür  16  Freiherren  Bürgschaft  leisten  müssen,  wie 
aach  dem  Nachfolger  dieses  Fürsten,  dem  Grafen  Raimund  VII., 
Tom  heiligen  Stuhle  zur  Pflicht  gemacht  wird,  den  Juden 
die  öffentlichen  Aemter  zu  nehmen,  die  sie  durch  Pfand- 
schaft in  ihren  Besitz  gebracht  haben.  Seither  erfolgen  denn 
auch  überall  Erlasse  der  Regierungsbehörden,  durch  welche 
die  Verpfändung  yon  Vogteien  oder  Amtmanns-  und 
Schultheissenämtern  an  Juden  strenge  verboten  wird.'') 
Eine  Freistätte  fanden  die  Juden  namentlich  auch  bei  den 
Fäpsten  in  Ayignon,  denen  sie  ihre  Geschäfte  als  gewandte 
Finanzmänner  besorgten,  wie  auch  im  Jahre  1300  der  Jude 
Joseph  das  Schatzamt  vonKastilien  verwaltet,  während 
der  Jude  Samuel  die  königliche  Münze  in  Pacht  erhalt  mit 
der  Verpflichtung,  die  Mark  Silber  nicht  teurer  als  um 
125  Maravedis  zu  kaufen.  Die  Härte,  der  Stolz,  der  Betrug 
dieser  Juden  zieht  ihnen  aber  auch  hier  bald  den  Hass  der 
Grossen  und  des  Volks  in  höchster  Weise  zu,  obgleich  der 
König  den  Juden  hilft,  wo  er  kann,  und  völlig  in  ihrer  Macht 
^,  und  man  wird  sagen  können,  dass  seit  dem  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  die  Juden  mehr  und  mehr  aus  dem  Besitze 
solcher  öffentlicher  Stellen  wieder  verdrängt  werden.  So  ver- 
bietet im  Jahre  1276  König  Ottokar  von  Böhmen  als  Herzog 
von  Niederösterreich  allen  Juden  dieses  Lands,  öffent- 
liche Aemter  zu  erwerben,  und  auch  in  Spanien  bringen 
es  die  schlechten  Erfahrungen,  welche  man  dort  mit  der  Zu- 
lassung von  Juden  zum  Besitze  von  Staatsämtem  macht,  endlich 
d^in,  dass  die  gesetzgebenden  Gewalten  hingegen  vorgehen. 
So  beschliessen  im  Jahre  1315  die  Reichssiände  (Gortes)  von 
Bnrgos,  die  königlichen  Steuereinnehmer  sollen  künftig 
nur  noch  aus  den  ehrbaren  Bärgergeschlechtern  der 
verschiedenen  Orte  genommen  werden  und  keine  Edel- 
lente,  Priester  oder  Juden  mehr  sein  dürfen.*^)  Die  Juden 
Verden  reich  im  Lande,  die  Bauern  werden  arm,  meldet 
eine  Nachricht  aus  Kastilien  aus  dei*  Mitte  des  13.  Jahr- 
hondorts'');  es  ist  wie  überall,  wo  der  Jude  hinkommt,  und  der 
österreichische  Dichter  Helbling  klagt  um  dieselbe  Zeit,  dass 
es  eine  Sünde  und  Schande  sei,  dass  man  so  viele  Juden  im 
Lande  habe;   in  jeder  Stadt  wohnen  ihrer  mindestens  30.^) 

^De^g,   Juden  im  Mittelalter,  S.  192,  206,  169  f.,  269,  284  f. 
*  *)  Stobbei  Juden  in  Deatscbland,  S.  168. 


—    62    — 

So  spielen  iu  Trier  unter  Erzbischof  Heinrich  (1260  bis 
1286)  die  Juden  eine  hervorragende  Rolle  im  erzbischöflichem 
Rate  und  unter  Erzbischof  Balduin  treten  auch  hier  jüdische 
Banquiers  völlig  an  die  Spitze  der  Finanzverwaltung.  Der 
erste  diesbezügliche  jüdische  Finanzverwalter  heisst  Muskin 
oder  Mussechin  (Moses?);  er  ist  vom  Jahre  1323  bis  1336 
nachgewiesen,  in  welchem  Jahre  er  den  Koblenzer  Moselzoll 
för  88,000  Mark  in  Generalpacht  nimmt;  1339  lebt  er  nicht 
mehr.  Sein  Nachfolger  ist  der  Judß  Jakob  Dimiels  (1336 
bis  1341);  dann  folgt  sein  Sohn  Michael,  vermutlich  bis  1349, 
wo  der  Judeukrawall  der  Herrschaft  dieser  Leute  ein  Ende 
bereitet.  Interessant  sind  hiebei  namentlich  die  erhaltenen 
genauen  Nachrichten  über  den  Juden  Jakob  Daniels.  Er 
hat  seine  eigene  Kanzlei  mit  hebräischer  Buchfuhrnug 
und  eigenem  jüdischem  Kanzleivorstand,  dem  Scriptor  ju- 
daeus,  und  heisst  amtlich  Judaeus  domiui.  Die  ganze  Finanz- 
Verwaltung  des  Erzstifts  erfolgt  auf  der  Grundlage  des 
jüdischen  Einkommens  im  Lande.  Bedarf  das  Erzbistum 
Geld,  so  streckt  diess  der  betreffende  Kammer) ude  aus 
eigenen  Mitteln  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen 
seinerseits  bei  anderen  Judengemeinden,  z.  B. 
denen  von  Strassburg  und  Metz,  vor.  In  der  Kaiizlei 
des  jüdischen  Generalverwalters  laufen  nahezu  sämtliche 
Einnahmen  des  Erzbistums  zusammen  und  von  hier  aus  er- 
folgen nahezu  sämmtliche  Ausgaben  teils  auf  Anweisung  des 
Landesherrn,  teils  auf  Anweisung  seiner  Beamten,  z.  B.  des 
Küchenmeisters,  des  Almosners,  der  Lehensgelderverwaltung, 
des  Biarschalls,  des  Palastkellners,  der  Reisemarschälle.  Ab- 
gesondert dagegen  ist  die  geistliche  Intraden-  und  Subsidien- 
Verwaltung.  Al^ährlich  am  1.  Oktober,  wo  man  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  des  Landes  ungefähr  übersehen  kann, 
eifolgt  ein  vorläufiger  erster  Rechnungsabschluss  der  Juden- 
kanzlei. Die  Prüfungsbehörde  für  diese  Abrechnung  bildet 
eine  Kommission  von  Kaplänen  und  bischöflichen  Räten, 
welche  dem  Landesherm  einen  lateinischen  Bericht  erstattet. 
Etwaige  Beanstandungen  werden  in  einer  Nachtragsauf- 
stellung der  Judenkanzlei  verrechnet,  dann  wird  diese  Nach- 
tragsaufstellung wieder  von  der  Kommission  begutachtet,  die 
lateinische  Aufstellung  mit  der  hebräischen  verglichen,  in 
Zweifelsfallen  Erhebung  aus  den  Akten  ,  wie  den  Zollrech- 
nungen, den  Lehensregistem ,  den  Kellnereirechungen  ge- 
pflogen und  dann  auf  Grund  beider  Rechnungen,  der  Haupt- 
rechnung und  der  Nachtragsrechnung,  der  Endjahresabschlass 
vorgenommen.  Die  ganze  Arbeit  ist  bei  der  Schwierigkeit, 
welche  das  Rechnen  mit  römischen  Ziffern  verursacht, 
keine  geringe,  und  es  war  desshalb  ein  ganz  gewaltiger  Fort- 
sdiritt,  weldien  das  von  den  spanischen  Juden  hauptsächlich 
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durchgeführte  allmähliche  Eindringen  der  Rechnung  mit 
arabischen  Ziffern  bedeutete.  Im  Jahre  1353  freilich 
sind  anch  in  Trier  die  Juden  aus  dieser  tonangebenden 
Stellung  Terschwunden  und  an  ihre  Stelle  ist  ein  erz- 
bischöflicher Rentmeister  (Reddituarius)  getreten/) 

Thatsächlich  haben  die  Juden  stets  das  meiste  Aergerniss 
da  eiregt,  wo  es  ihnen  gelang,  öffentliche  Aemter  in  ihren 
Besitz  zu  bringen,  und  von  jeher  sehen  wir,  dass  sich 
da-  Gregendruck  der  öffentlichen  Meinung  dann  am  stärksten 
geltend  macht,  wenn  dies  der  Fall  ist  Wie  wenig  sich 
die  Juden  wegen  ihres  Eigennutzes  gerade  zu  öffentlichen 
Stellen  eignen,  zeigt,  dass  sich  auch  Klagen  über  schlechte 
Kassenfulunng  von  Amtleuten  der  Judengemeinden  finden.  ^^ 
Diese  übergrosse  Selbstsucht  des  Juden,  sein  Mangel  au  Gre- 
nossenschaftssinn,  sein  auf  Kosten  des  sozialen  Pflicht- 
gefühls übermässig  entwickelter  Jndividualismus 
waren  es  offenbar  auch,  was  ihn  von  jeher  bei  allen  schätzens- 
werten sonstigen  Eigenschaften  mehr  zum  Einreissen  und 
Zerstören  als  zum  Aufbauen  geeigenschaftet  machte,  was  ihn 
Terhindert,  das  zu  erreichen,  was  er  seit  Jahrtausenden  als 
letztes  Id»al  erstrebt  hat,  den  jüdischen  Nationalstaat  als 
Grandlage  der  Weltmacht. 

Ihr  Grosshandel  mit  Würzwaren,  welche  die  Juden 
meist  aus  dem  Osten  bezogen,  vor  allem  aber  mit  den 
Seidenzeugen,  Kattunen,  d.  h.  gefärbten  Baumwoll- 
stoffen, und  Brokaten,  welche  die  Webereien  von  Indien, 
Persien,  Griechenland  und  Aegypten  im  firühen 
Mittelalter  in  grosser  Menge  erzeugten  und  nach  dem  Westen 
rerkauften,  setzte  dabei  lebhafte  Verbindungen  mit  dem  Osten 
Toraus,  namentlich  so  lauge  die  in  Westeuropa  gehandelten 
Gewürze  fast  ausschliesslich  aus  Indien  über  das  Rote  Meer 
and  Aegypten  in  die  Stadt  gelangten,  und  dieser  Handel  der 
Juden  nahm  erst  ein  Ende,  als  es  den  Kaufleuten  von  Venedig, 
Genua  und  Pisa  gelang,  die  Versorgung  Westeuropas  mit 
den  Erzeugnissen  des  Ostens  Yöllig  in  die  Hand  zu  bekommen, 
wie  überhaupt  in  Lombardien  die  Juden  im  Mittelalter  am 
wenigsten  Aufsehen  erregt  haben.  Es  rührte  dies  daher, 
weil  die  Italiener  als  Leute,  die  selbst  ausserordentlich  ge- 
schäftsgewandt  waren,  sie  am  wenigsten  nötig  hatten.  Der 
Jude  fand  hier  einfach  keinen  Boden,  auf  dem  er  wirtschaft- 
lich gedeihen  konnte,  desshalb  werden  auch  die  Juden  in 
Venedig  durch  das  ganze  Mittelalter  in  jeder  Beziehung 
gut  behandelt;  sie  belästigen  eben  nur  wenig.  Im  Jahre  1298 


*)  Lamprecht,  Deutsches   Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  Bd.  I,  2, 
S.  1472  ff. 

,**)  Depping,  Joden  im  Mittelalter,  S.  269,  182,  853. 
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stehen  sio  unter  einer  Anisicbtsbehörde  von  5  Geschlechtern 
(nobili),  welche  den  Jadenschiitz  namens  der  Republik  hand- 
haben. ") 

Aber  mehr  und  mehr  sehen  sie  sich  doch  schon  damals 
in  ihrer  Thätigkeit  als  Grosshändler  gehemmt.  So  wird 
schon  in  den  Jahren  12«54  und  1258  durch  Konzilbeschlüsse 
den  Christen  bei  Strafe  des  Banns  verboten,  sich  mit  Juden 
zu  Handelsspekulationen  zu  yerbinden,  und  im  Jahre  1328 
verbietet  der  Rat  von  Barcelona  dem  Konsul  von  Alexan- 
drien,  im  „Alfondech'S  d.  h.  dem  „Fonticum^S  des  Konsulats 
einen  Mauren  oder  Juden  aufzunehmen.  Man  sieht,  ein  Verbot 
an  die  Juden,  sich  mit  dem  Grosshandel  zu  befassen,  erfolgt 
nicht,  da  dieser  ein  freier  Handel  ist,  d.  h.  jedermann  frei 
steht,  und  dass  auch  die  Juden  nach  wie  vor  den  Gross- 
handel stark  betreiben,  ist  reichlich  erwiesen.  So  bezahlen 
z.  B.  in  Malaucene  in  der  Diözese  von  Vaison  die  Juden 
an  den  Bischof  eine  Steuer  von  Wachs,  Ingwer  und 
Pfeffer  iiir  ihre  Schule  und  ihren  Kirchhof,  was  auf  eine 
Thätigkeit  derselben  als  Gewürzhändler  hinweist,  und  als 
im  Jahre  1245  unter  Papst  Innocenz  IV.  das  Konzil  von 
Lyon  den  Kaiser  Friedrich  II.  wegen  Ketzerei  mit  dem 
Kirchenbann  belegt,  ei-widert  der  kaiserliche  Kommissär  Thad- 
däus  von  Suessa,  sein  Gebieter  habe  doch  Massregeln  gegen 
die  Ketzer  getroffen,  indem  er  in  seinem  Reiche  weder  Ge- 
würzhändler noch  Wucherer  dulde.  Papst  Innocenz  IV. 
begünstigte  bekanntlich  offen  die  Juden,  welche  unter 
seiner  Regierung  das  ganze  Geld-  und  Spezereigeschäft 
in  der  Hand  hatten  und  mit  scheelen  Augen  sahen,  wie  ihnen 
gegenüber  die  Lombarden  immer  mehr  Boden  gewannen.  ^^) 

Wie  es  die  Juden  damals  verstanden  hatten,  überall  die 
geschäftliche  Macht  an  sich  zu  reissen,  ist  durch  zahlreiche 
Nachrichten  erwiesen.  So  bestätigt  der  Burggraf  (vicomte) 
Amalrich  von  Narbonne  den  dortigen  Juden  um  die  einmalige 
Summe  von  1000  Sous  und  gegen  eine  Jahressteuer  von 
10  Narbonuer  Sous  das  Recht,  Läden  zu  haben  und  Häuser 
in  dem  Viertel,  das  sie  bewohnten  und  das  man  die  „Grosse 
Judengasse'^  hiess,  zu  besitzen.  Aehnliche  Verhältnisse  finden 
wir  in  Aragon,  als  in  der  Zeit  der  Blüte  dieses  Reichs 
unter  König  Jakob  der  Handel  und  die  Schiffahrt  hoch 
entwickelt  sind,  als  das  Land  einen  Handelsvertrag  mit 
Tunis  abschliesst  und  die  Katalonischen  Schiffe  alle 
Häfen  des  Mittelmeers  besuchen,  als  Barcelona  ein  grosses 
Arsenal,  ein  Schiffahrtsgesetzbuch  erhält  und  überall 
in  der  Levante,  in  Aegypten,  Tunis,  Sevilla  wie  auf 
den    Märkten    der    Champagne  katalonische    Kaufleute   in 


")  DeppiDg,  Juden  im  Mittelalter,  8.  896  f.,  162,  802,  244,  168,  168. 
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eigeuen  Vierteln  mit  eigenen  Vorständen  oder  Konsuln 
wohnen,  als  Katalonien  dem  König  von  Marokko  die  Stadt 
Genta  erobern  hilft  Eine  Menge  Juden  wohnen  damals 
in  Aragonien;  Juden  und  Mauren  sind  eng  verbunden 
«nd  zahlreiche  Uebertritte  finden  aus  beiden  Religionen  statt, 
10  da88  die  Regierung  hiegegen  einschreitet  und  diesen 
;  Wechsel  verbietet  In  Marseille  ist  den  Juden  verboten, 
tm  Sonntag  zu  arbeiten  und  in  grösserer  Anzahl  als  zu  Vieren 
sich  aof  dem  gleichen  Schiffe  nach  der  Levante  einzuschiffen, 
damit  sie  nicht  stärker  als  die  Christen  seien;  auch 
wird  ihnen  befohlen,  sich  bei  ihren  Expeditionen  vorher  in 
Verteidigungsstand  zu  setzen.  In  Paris  leben  die  Juden  in 
verschiedenen  Vierteln  verteilt  Die  jüdischen  Kaufleute 
wohnen  bei  den  Markthallen  oder  Bänken,  welche  den 
Namen  Judenhof  führen  (place  des  juifs)  und  ganz  wie 
die  Jodenviertel  in  Metz  und  Avignou  gebaut  sind, 
während  die  Darleiher  in  der  Hauptstrasse  zwischen  den 
Brücken  oder  in  der  Lautengasse,  der  Lombarden- 
oder in  der  Gasse  von  Quincampoix  wohneu.  Auch  in 
der  Provence  treiben  die  Juden  noch  im  Jahre  1385  Handel 
mit  Gewürzen  der  Levante  und  Wachs  des  Landes, 
welches  sie  zum  Verkaufe  zurichten,  oder  mit  ita- 
lienischem Wachs,  mit  dem  sie  die  Kirchen  versehen.^') 

ß.     Die  Judeu  als  HaDdelsvermitUcr. 

Eine  weitere  Gewerbethätigkeit,  in  welcher  wir  die  Juden 
seit  ältester  Zeit  mit  Vorliebe  sich  bewegen  sehen,  ist  die 
Handelsvermittlung,  das  Maklergeschäft  und  Agen- 
turwesen. Hier  ist  der  um  Grüude  nie  verlegene  Jude  so 
recht  in  seinem  Element  und  er  setzt  den  ganzen  Stolz 
darein,  seinen  Zweck  mit  allen  überhaupt  ersinnbaren  Mitteln 
za  erreichen,  wobei  er  qualitativ  wenig  wählerisch  ist  „Helf, 
was  helfen  mag'S  ist  sein  Grundsatz.  Wie  alt  gerade  diese 
Art  der  jüdischen  Thätigkeit  ist,  die  mit  der  Beschäftigung  der 
Joden  als  grosshandelnde  Einfuhrkaufleute  wie  als 
Darleiher  eng  zusammenhieug,  insofern  der  Jude  damit  den 
Absatz  der  Wertgegenstände  erreichte,  welche  er  selbst 
oder  andere  Mitglieder  seiner  Gemeinde  mit  Gewinn  zu  ver- 
änssem  bestrebt  waren,  ist  aus  mannigfachen  Nachrichten 
ersichtlich.  Die  Einfuhr  seltener  Erzeugnisse  aus 
anderen  Ländern  bildete  eben  nur  den  ersten  Teil  der 
geschäftlichen  Thätigkeit,  durch  welche  es  den  Juden 
gelang,  sich  die  einflussreichsten  Kreise  der  Bevölkerung,  unter 
der  sie  sich  festgesetzt  hatten,  dienstbar  zu  machen;  der 
zweite  und  vielleicht  schwierigste,  aber  bei  der  Charakter- 

«*)  Depmnjr,  Juden  Im  Mittelalter,  8.  293,  265  f.,  182  i.,  «A.  %M«t\, 
AatiqaMk  d0  Paris,  Tb.  S,  Bd.  10. 
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veranlagang  des  Juden  für  ilui  wohl  interessanteste  Teil 
der  Aufgabe  war,  die  eingeführten  kostbaren  Erzeugnisse  an 
den  Mann  zu  bringen.    Auch  über  diese  Art  der  Thätig- 
keit  der  Juden  geben  die  Urkunden   reichen  Aufschluss.    So 
schickt   schon   im  Jahre  473  Sidonius  ApoUinaris   dem  Pa- 
tricius  Magnus  Felix  von  Rom  zwei  Briefe  durch  den  Juden 
Gozolas.^*)   So  verstehen  es  die  Juden  im  Jahre  551 — 571  sehr 
gut   mit   dem  Bischof  Cautinus  von  Glermont,  der   ihnen 
kostbare  Ware  abkauft,  wenn  sie  ihm  in  kriecherischer 
Weise  schmeicheln.'*)   Zu  welchem  Zwecke  derartige  Ein- 
käufe vielfach  erfolgten,   zeigt   eine    weitere  Nachricht,   nach 
welcher  im  Jahre  571  der  Stadtpfarrer  Euphrosius  nach  dem 
Tode  des  Bischofs  Cautinus  von  Glermont  dem  Könige  zahl- 
reiche Kostbarkeiten   sendet,  die  er   den  Juden   abge- 
kauft hatte,  um  der  Nachfolger  des  Cautinus  zu  werden. ''} 
Ebenso  gehört  hierher  ein  Beschluss  des  Konzils  von  Mäcon 
vom    1.  November  581,  welcher  bestimmt,  nur  Männer   von 
bewährter  Tugend  und   vorgerücktem  Lebensalter  sollen  die 
Fr  auenklöster  betreten,  aber  keine  geheimen  Unterredungen 
mit  den  Nonnen  haben  und  nur  in  das  Sprechzimmer  kommen. 
Namenilich   aber    sollen    keine   Juden   bei  Gelegenheit  von 
Geschäften   die  Nonnen   heimlich  sprechen   oder  die 
Vertrauten  spielen  und  längere  Zeit  verweilen.^')    So  ist 
im  Jahre   581    ein   Grossjude    namens    Priscus    der  Ge- 
schäftsagent des  Königs  Chilperich  und  liefert  ihm  seinen 
Bedarf   an    Levantewaren.  ^^)     So  befiehlt    in   der  Zeit 
zwischen   787 — 813   Kaiser  Karl    der    Grosse  einmal   einem 
jüdischen  Kaufmann,   der  öfter  Palästina   besuchte, 
um    von    dort    kostbare   und    unbekannte    Gegenstände 
nach  dem  Abendlande  zu  bringen,  den  Erzbischof  Richulf  von 
Mainz  zum  Scherz  zu  täuschen,  worauf  diesem  der  Jude  Hir 
hohen  Preis   eine  Maus  als  kostbares  aus  Judäa  mitge- 
brachtes Tier  verkauft") 

Aber  auch  sonst  finden  wir  die  Juden  damals  schon 
überall,  wo  es  gilt,  durch  Gewandtheit,  Findigkeit,  Welter- 
fahrung bestammte  praktische  Ziele  zu  verfolgen.  Man 
sieht  aus  diesen  Fällen,  wie  es  überall  die  seltenen  Le- 
vantewaren sind,  welche  das  Spinnengewebe  bilden, 
mit  denen  die  erkorenen  Opfer  der  edeln  Kreise  gefangen 
werden.  Dann  folgt  der  weitere  Akt  Die  Forderung  des 
Juden  für  seine  gelieferten  Erzeugnisse  muss  gededct  werden 
und  dazu  bedarf  der  Käufer  bares  Geld.  Doch  auch  hier 
weiss  der  Hofjude  Rat,  indem  er  als  hilfsbereiter  Dar- 
leiher der  nötig  gewordenen  Barmittel  gegen  Verpfändung 
von  dem  Geldbedürftigen  augenblicklich  entbehrlichen 


11 


)  Aronitts,  Regesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  6,  18  C,  16. 
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bewe^chen  oder  mibewef^ichen  Wertgegenständen  helfend 
ZOT  Seite  tritt  So  schickt  im  Jahre  797  Kaiser  Karl  der 
Grosse  die  Vasallen  Lantfried  und  Sigmund  mit  dem  Juden 
Isak  xnm  y,Per8erkönig*^  Harun  al  Raschid,  wozu  Isak 
als  erfahrener  Reiseführer  sehr  geeignet  erschien,  denn 
der  Handelsrerkehr  der  französischen  Juden  nach  Asien 
war  dainala  sehr  entwickelt  Im  Oktober  801  kehrt  indess 
der  Jude  Isak  allein  aus  Asien  zurfick,  da  Lantfried  und 
Sigmund  auf  der  Reise  gestorben  sind;  er  landet  in  Porto- 
Venere,  muss  aber  in  Vercelli  den  Winter  durch  bleiben, 
da  er  -megeai  des  Schnees  nicht  über  das  Gebirge  kommen 
kann,  und  trifft  desshalb  erst  am  20.  Juli  802  in  Aachen 
rin,  wo  er  dem  Kaiser  die  Greschenke  des  Khalifen  überreicht, 
und  im  Jahre  800  schickt  der  Khalif  Harun  al  Raschid,  den 
Kaiser  Karl  der  Grosse  gebeten  hat,  ihm  aus  Babylon  einen 
gelehrten  Juden  zuzusenden,  den  Rabbi  Machor,  worauf 
der  Kaiser  denselben  zum  Rabbiner  und  Vorsteher  der  Juden- 
hochschule von  Narbonne  macht^^)  So  befindet  sich  auch 
bei  der  Gesandtschaft,  welche  der  Khalif  von  Cordova 
nm  das  Jahr  970  nach  Deutschland  schickt,  ein  Jude 
namens  Ibrahim-ibn- Jakub.  ^^)  So  Terordnet  weiter  im 
Februar  832  König  Lothar  I.,  dass  die  gerechten  und  alten 
Zölle  bei  den  Brücken  wie  von  den  Schiffen  und 
Märkten  von  allen  Kaufleuten  erhoben,  neue  ungerechte 
Zolle  aber  nicht  eingeführt  werden  sollen,  und  diese  Be- 
stimmung solle  auch  für  alle  Juden  gelten,  die  des  Handels 
weg^i  ihr  Eigentum  von  einem  ihrer  Häuser  nach  einem 
andern  oder  zur  Gerichts  statte  oder  zur  Heeres  Ver- 
sammlung schaffen  ^^),  und  um  das  Jahr  1200  setzt  das 
zweite  Strassburger  Stadtrecht  fest,  dass  beim  Ausmarsch 
der  Bürgerschaft  die  Juden  die  Fahne  zu  liefern  haben. '^) 
Man  sieht,  es  sind  die  Juden,  welche  überall,  wo  es  sich 
nm  Lieferungen  für  den  Staat  und  das  Heerwesen 
bandelt,  die  gewandten  Handelsvermittler  sind.  So 
wird  weiter  am  18.  Juli  982  Kaiser  Otto  11.  nach  der 
Schlacht  Ton  Cotrone  durch  den  Juden  Kalonymus 
dadurch  gerettet,  dass  dieser  ihm  ein  Pferd  yerschafft. 
Ein  Schiff,  auf  das  der  Kaiser  zuschwimmt,  nimmt  ihn 
nicht  auf,  worauf  der  Kaiser  an  das  Ufer  zurückkehrt,  wo 
ihn  der  Jude  erwartet  hatte.")  Weiter  gehören  in  diesen 
Rahmen  jene  zahlreichen  Nachrichten,  nach  welchen  die 
Juden  durch  ihre  Hilfe  die  Uebergabe  oder  Einnahme 
von  belagerten  Burgen  oder  Städten  durch  ihre  List 
herbeif&hren.  So  verraten  z.  B.  im  Jahre  508  die  Juden  von 
Arles  die  Stadt  an  die  Franken  und  Burgunder**), 

^)  AromoB,  Regesten  zor  Geschichte  der  Juden,  S.  25  ff,  56,  168, 

42,58,7. 
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so  gewinnt  im  September  1105  König  Heinrich  V.  die 
Stadt  Nürnberg  durch  den  Verrat  eines  Juden, 
während  er  die  Burg  nicht  erobern  kann^^),  so  wird  ja 
auch  die  Stadt  Ulm  im  Jahre  1816  mit  Hilfe  eines  Jud  en 
gewonnen.  So  meldet  der  Levite  Judas,  Sohn  des  David 
und  der  Sephora,  aus  Köln,  der  im  Jahre  1128  zum  Chri- 
stentum übertritt  imd  den  Namen  Hermann  erhält,  in 
seiner  Lebensbeschreibung  wie  er  schon  mit  20  Jahren  mit 
allerlei  Waren  aus  Köln  nach  Mainz  gezogen  sei, 
denn  alle  Juden  liegen  dem  Handel  ob,  weil  sie 
nur  durch  Handel  ihr  Leben  fristen  können.  Man 
sieht,  der  Waren  band  el  ist  auch  damals  yorwiegend  noch 
die  Hauptbeschäftigung  der  Juden.  Aber  daneben  ist 
das  Geldgeschäft,  d.  h.  das  Pfandgeschäft,  yon  An- 
fang an  in  ihrer  Hand  und  es  haben  sich  bereits  feste 
Gewohnheiten  für  Darlehensgeschäfte  der  Juden 
ausgebildet,  indem  sie  stets  ein  Pfand  vom  doppelten 
Werte  des  Darlehens  nehmen. ^^) 

Welcherlei  Art  die  seltenen  Einfuhrgegenstände 
waren,  mit  denen  die  Juden  die  Kauflust  der  hohen  und 
niederen  Kreise  erweckten,  zeigen  uns  mannigfache  Nachrichten. 
So  beschreibt  um  das  Jahr  850  der  arabische  Schriftsteller 
Ibn-Khordadbeh  die  Handelswege  der  gewöhnlich  „R  a  d  a  n  i  t  e  n^^ 
genannten  jüdischen  Kaufleute.  Diese  Kaufleute  sprechen 
persisch,  romanisch,  arabisch,  fränkisch,  spanisch 
und  slavisch;  sie  reisen  bald  zu  Lande,  bald  zu  Wasser 
vom  äussersten  Westen  bis  zum  äussersten  Osten  und  zurück. 
Aus  dem  Westen  bringen  sie  Eunuchen,  Sklavinnen, 
Knaben,  Seide,  Pelzwerk  und  Schwerter.  Ihr  gewöhn- 
licher Handelsweg  ist,  dass  sie  in  Frankreich  zu  Schiff 
gehen  und  von  dort  nach  Farama  bei  Pelusium  am  östlichen 
Nil  fahren;  dort  werden  die  Waren  auf  Lasttiere  geladen 
und  gehen  dann  zu  Lande  nach  Kolzum  (Suez),  eine  Strecke 
von  20  Farsakhs,  wozu  man  ö  Tage  gebraucht  Von  hier 
geht  es  zu  Schiff  auf  dem  roten  Meere  nach  El-Djar, 
▼on  dem  es  dann  noch  drei  Tagemärsche  bis  nach  Medina 
sind,  und  nach  Djeddah,  und  Ton  hier  nach  dem  Lande 
Sind  (Sandelholz,  Zendal),  Indien  und  China.  Aus  dem 
Osten  zurück  bringen  sie  dann  Moschus,  Aloe,  Kampher 
und  Zimmt.  Von  Farama  (Pelusium)  aus  reisen  dann  noch 
manche  Juden  auf  dem  Rückwege  über  Konstantinopel, 
andere  aber  kehren  auch  unmittelbar  nach  Frankreich 
zurück. ") 

Wie  sehr  es  die  Juden  verstanden,  sich  durch  Wohl- 
dienerei  den  hohen  einflussreichen  Kreisen  beliebt 
zu  machen,  zeigt  auch  die  Mühe,  die  sie  sich  geben,  um 

'*)  Aronias,  Regesten  lur  Geschichte  der  Jaden,  S.  108  f ,  50. 
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bei  öffentlichen  Anlässen  ihr  Interesse  fiir  diese  Per- 
sonen an  den  Tag  zn  legen.  So  beklagen  am  22.  Mai  551 
die  Joden  den  Tod  des  Bischöfe  Gallus  von  Clermont  und 
folgen  der  Leiche  mit  brenuendeu  Fackeln.^*)  Im  Jahre  1002, 
als  sich  alle  Herzoge  von  Deutschland  nach  den  verwirrten 
Zeiten  nnter  Kaiser  Otto  III.  dem  Kaiser  Heinrich  n. 
unterwerfen,  bringen  die  deutschen  Juden  dem  neuen 
Kaiser  ihre  Wünsche  in  hebräischer  Sprache  dar.**)  Am 
13.  August  1012  wird  die  Leiche  des  Erzbischofs  Walthard  von 
Magdeburg  von  der  gesamten  Geistlichkeit  und  zahlreichen 
Juden  eingeholt.*'^)  Um  das  Jahr  1015  beweinen  die  Juden 
den  Tod  des  ihnen  äusserst  wohlgesinnten  Bischofs  Adalbert  II. 
Ton  Metz  (984—1004).")  Ende  Juni  1051  beklagen  die 
Mainzer  Juden  den  Tod  des  Erzbischofs  Bardo.  ")  Am 
4.  Dezember  1075  beklagen  die  Juden  von  Köln  den  Erz- 
bischof Anno,  indem  sie  beim  Morgengrauen  in  ihrer  Synagoge 
ein  lautes  Wehgeschrei  unter  Ausrufung  von  Annos  Namen 
anstimmen  und  seine  Rechtlichkeit  und  seinen  reinen  Lebens- 
wandel preisen;  sie  hatten  allen  Grund  gehabt,  mit  dem 
hohen  Herrn  zufrieden  zu  sein,  der  in  seinen  letzten  Lebens- 
tagen sich  noch  von  den  Verwaltern  des  bischöflichen  Ver- 
mögens das  feierliche  Versprechen  hatte  geben  lassen,  dass 
sie  bei  Bezahlung  seiner  sehr  beträchtlichen  Schulden  ohne 
Ansehen  der  Person  für  ihn  eintreten  und  Juden  wie 
Christen  alles  zurückerstatten  wollen.^*)  Sind  dies  Bei- 
spiele für  die  Thätigkeit  der  Juden  als  Hand  eis  ver- 
mittler in  den  obersten  Kreisen,  so  zeigt  uns  freilich 
die  spätere  minder  glänzende  Zeit  die  Juden  im 
gleichen  Lichte,  aber  in  bescheideneren  Verhältnissen.  So 
erzählt  einmal  im  15.  Jahrhundert  ein  Kanzelredner,  wie  ein 
Jude,  der  den  Auftrag  erhalten  hatte,  den  Heiratsver- 
mittler zu  machen,  dem  Vater  des  Mädchens  die  Vorzüge 
seines  Schutzbefohlenen  geschildert  habe.  Als  nun  der  Vater 
schliesslich  erklärt  habe,  seine  Tochter  sei  mit  einer  Haut- 
krankheit behaftet,  habe  der  Jude  geschrieen:  „Oh,  mein 
junger  Manu  ist  räudig  bis  über  die  Ohren  und  ganz  mit 
Aussatz  bedeckt.*') 

Welche  Erfolge  diese  Thätigkeit  für  die  Juden  und 
Christen  mit  sich  biingt,  beweisen  zahlreiche  Beispiele. 
Schon  im  Jahre  768  schreibt  Papst  Stephan  HL  dem 
Erzbischof  Aribert  von  Narbonne,  er  sei  zu  Tode  er- 
schrocken durch  dessen  Mitteilung,  dass  man  im  Franken- 
reiche den  Juden  gestattet  habe,  auf  dem  Lande  und  in 
den   Vorstädten  erblichen  Grundbesitz  zu   erwerben, 

'•)  AroDius,  RegesteD  zur  Geschichte  der  Jaden,  8.  Vi,  ^\.  ^^^^^ 
68  f ,  59. 

'9  Depping,  Jaden  im  MiUeltdter,  8.  254. 
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dass  die  Christen  Weinberge  nnd  Aecker  von  Juden  be- 
Stelleu  und  Christen  und  Christinnen  in  den  Städten  dieses 
Reichs  und  auf  dem  Lande  bei  ihnen  in  den  Häusern  wohneit, 
bei  Tag  und  Nacht  ihre  gotteslästerlichen  Reden  hören  und 
ihnen  Dienste  leisten.  ^^)  Welchen  Reichtum  in  der  That 
einzelne  Juden  oft  besessen  haben,  zeigt  jener  Jude  Podi- 
win,  der  später  Christ  wird  imd  im  Jahre  1063  die  Burg 
Podiwin  in  der  Nähe  von  Lundenburg  in  Mähren  besitzt.'^) 
Welcher  Sittenzerfall  im  9.  Jahrhundert  eingetreten  war,  be- 
weist, wenn  im  März  806  Kaiser  Karl  der  Grosse  den  Bischöfen, 
Aebten  und  Aebtissinnen  befiehlt,  die  Kirchenschätze  stets 
sorgfaltig  zu  beaufsichtigen,  damit  nicht  durch  die  Unredlich- 
keit oder  Nachlässigkeit  der  Wächter  etwas  verloren  gehe. 
Man  habe  ihm  beriditet,  dass  jüdische  und  andere  Kauf- 
leute sich  rühmen,  sie  können  alles,  was  sie  wollen,  bei  den 
Kirchendienern  kaufen.^®) 

Besonders   leicht  unterliegen    die  Juden   im    13.   Jahr- 
hundert  wie  auch  schon   in  früherer  Zeit   der  Versuchung, 
durch  Ausgabe  von  falschen  Münzen  unerlaubten  Grewmn 
zu  machen.  Sie  kommen  auf  dem  Gebiete  desMünzwesens 
infolge  dessen  bald  in  Streitigkeiten  mit  den  die  Ausprägung 
und    den    Zwischenhandel   mit    Währungsmünze    als 
Zunftrecht  in  Besitz  nehmenden  Münzerhausgenossen- 
schaften.    Schon  in  frühester  Zeit  findet  man  die  Juden 
in  mannigfachen  Beziehungen    zu  den  Münzern,   wozu 
ihre    Stellung    als    Lieferanten    des   für    die    Mflnzer 
nötigen  Edelmetalls  Veranlassung  gab.    So  besitzt  noch 
im  Jahre  öö5  der  Jude  Priscus  die  Münze  in  Chalons  an 
der  Saöne.    Aber  schon  die  Verordnungen  Kaiser  Karls  des 
Grossen  und  Ludwigs  des  Frommen  bestimmen,  kein  Jude 
solle  bei  Gefängnisstrafe  und  Vermögensyerlust  eine  Münze 
in  seinem  Hause  haben.    In  den  Jahren  960—1028  erklärt 
der  Rabbi  Salomo,  es  sei  nicht  gestattet,   es   so  zu  machen, 
wie  es  jetzt  in  Deutschland  geschehe,  dass  man  Jemand 
für  eine  Kölner  Silbermünze  von  12  Unzen  bei  der  Rück- 
kehr von  der  Messe  in  Mainz  oder  Worms  13  Unzen  geben 
lasse.    Das  dürfe  man  nur,  wenn  der  Gläubiger  die  Ware, 
welche  der  Schuldner  für  das  Geld  gekauft  habe,  auf  seine 
Wagnis  bis  zu  dem  Orte  schaffe,  wo  er  das  Geld  empfange.(?)^^) 
So  wird   in    dem    Schutzvertrage,    den    um   das  Jahr  1090 
Kaiser  Heinrich  IV.  mit  der  Judengemeinde  in  Worms  ab- 
schliesst,    ausdrücklich   festgesetzt,    die  Juden   sollen    das 
Recht  haben,  jedermann  überall  in  der  Stadt  Geld  zu 
wechseln,  nur  vor  der  Münze  und  wo  die  Münzerhaus- 
genossen ihre  Wechselstuben  haben,   solle  ihnen  das 


'*)  AroniuB,  Regesten  zar  Geschichte  der  Joden,  S.  24  f.,  66,  26,  ^  f. 
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Wechseln  von  Geld  bei   Strafe  TOn   12  Pfd.  Gold  ver- 
boten sein'*)  nnd  am  24.  September  1165  bestätigt  Kaiser 
Friedrich  L  den  Münzerhansgenossen  in  Worms  ihr 
Redit,  daas  niemand  in  der  Stadt  berechtigt  sein  solle,  Geld 
zu  wechseln  aosser  ihnen,  da  sie  für  dieses  Recht  einen 
festen  Zins  bezahlen,  nnr  den  Juden  sollte  ihr  alther- 
gebrachtes Recht  vorbehalten  bleiben.^*)    Man  sieht, 
schon  damals  geraten   die  nicht  zünftigen  Juden   betrefiEs 
des  Wechselgescbäfts  in  Interessengegensatz  mit  der  christ- 
liidi-zünftigen   Genossenschaftsbank  der  Stadtgemeinde. 
So  übertragt  im  Jahre   1164  der  Bürger  Wergand    von 
Wien,    bevor   er    mit   dem    Ereozheere   fortzieht,    dem 
Kloster  Formbach   einen  Weinberg,  den  dieses  be- 
sitzt,  bis   der  Herzog  Leopold  V.  von  Oesterreich 
den    Juden  Salomo   (Schlom)  zu  seinem  MOnzmeister 
macht    Dieser  erhebt   alsbald  Anspruch  auf  den  Wein- 
berg, der  ihm  gehöre,  da  Wergand  nur  in  seinem  Dienst 
gestanden    habe,    wird  aber  trotz  wiederholter  Be- 
stechungsversuche  abgewiesen;  wie  auch  Herzog  Friedrich, 
der  Nachfolger  Herzogs  Leopold,  dieselbe  Entscheidung  fällt. 
Bas  Ende  ist  ein  Vergleich,  demzufolge  Schlom  gegen  einen 
Jahresertrag   und  20  Pfd.   allen   weiteren  Ansprüchen   ent- 
sagt^*)   So  stirbt  im  Jahre  1205  in  Köln  der  wegen  seiner 
Habsucht  berüchtigte  Kanoniker,  Münzmeister  und  Münzer- 
hausgenosse Gottfried  zu  St  Andreas.     Ein  Geistlicher  hat 
dabei  die  Vision,  Gottfried  liege  vor  der  Münze  zu  Köln 
auf  dem  Ambos,  während  der  Judenbischof,   d.  h.   der 
Vorstand  der  Judengemeinde,    Jakob,   sein  Freund,  mit 
einem  Hammer  auf  ihn  losschlägt,  bis  er  so  dünn  geworden 
tBt  als  die  Kölner  Heller  damals  waren«    So  ist  in  den 
Jahren  1207 — 1223    der  Jude  Jechiel  Münzmeister  des 
Bischofs  Otto  von  Würzburg.    So  setzt  femer  am  9.  März 
1207  König  Philipp  von  Schwaben  in  einem  Freiheitsbriefe 
für  die  Bürger  von  Regensburg  fest,  wenn  ein  Geistlicher, 
ein  Laie  oder  auch  ein  Jude  (die  Juden  werden  bereits  in 
letzter  Linie  und  nur  einschränkend  genannt)  von 
Regensburg  Geld  oder  Waren  ausserhalb  der  Stadt  zu 
einem  Geschäfte  gebe,  solle  er  mit  den  anderen  Bürgern 
der  Stadt  alle  Lasten  tragen  müssen.'*)    Am  30.  Juni 
123()  dagegen  bestätigt  König  Heinrich  VIL  den  Juden  in 
Regensburg  nur  das  Recht,  daselbst  Gold   und  Silber 
zn  kaufen  und  zu  verkaufen.'*)    Vom  Warenhandel 
ist  keine   Rede.    So   bestimmt  am   19.  April   1240   der 
Bischof  Heinrich  I.  von  Konstanz  in  einer  Münzordnung 


**)  Aroning,  Begesten  zar   Gesclüchte  der  Jaden,  S.  75,  126,  166, 
197, 151, 162  f.,  183  f. 
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für  seine  Münzstätten  in  Eonstanz,  StOallen,  Radolfs- 
zell,   Ueberlingen,    Rarensbarg    and  Lindau,    kein 
Jude  oder  Christ  solle  eine  Wage  ^n  seinem  Hause  haben, 
um  dieselbe  zum  Ein-  und  Verkauf  oder  zum  Wiegen   für 
andere  zu  benützen.  Nur  die  Wage  des  Münzmeisters  solle 
hiezu  und  zwar  kostenfrei  benützt  werden.    AUen  Christen 
und  Juden  aber  ist  das  Geldwechseln  verboten,  nur  dem 
Münzmeister  ist  es  gestattet*®)  So  bestimmt  im  Jahre  1264 
der  Herzog  Boleslaus  tou  Polen,  die  Münzmeister  sollen 
keinen  Juden  wegen  Falschmünzerei  oder  anderer  Ver- 
brechen ohne  Zustimmung  des  Hof  gerichts  oder  in  Gegenwart 
ehrbarer  Bürger  gefangen  nehmen  dürfen.*^)    So  werden  im 
Jahre   1287   die  Juden  in  England   wegen   Falsch- 
münzerei des  Landes  verwiesen.    So  bestimmt  die  Ulmer 
Judenordnung   TOm   16.    Mai   1425:    „Auch    mugen    die 
iuden  und  iüdin  wol  redlichen,  ungefährlichen  Wechsel 
mit  rinischem,   ungrischem,  böhmischem  und  wel- 
schem geld  trieben,  wan  das  alles  afentur  haisset  und 
ist.^^*')    Hier  wird  also  die  Berechtigung  der  Juden,  welchen 
der  Ebndel  mit  Kaufmanns*  oder  Währungsgut  unter- 
sagt ist,  zum  Wechseln  der  genannten  Münzsorten 
ganz  logisch  damit  begründet,   dass   die   genannten  Münz- 
sorten nur  Abenteurergut  und  kein  Währungsgut  sind. 
Der  Zwischenhandel  mit  Währungsmünze  gehört  den 
Münzern,  der  Handel   mit  fremder  Münze  ist  ein 
freier  Handel;  ihn  darf  auch  der  Jude  treiben.  So  heisst 
es  femer  an  einer  andern  Stelle  derselben  Ordnung:  „Was 
den  iuden  unter  soUcher  afentur e  an  gold,  Silber  und 
kleinoten,  das  gebrochen,  geschlagen  oder  sonst  als  arg- 
wönig  fürkomet,  das  sullen  sie  an  die  gold  schau  bringen, 
ob  sie  rechtfertig  sie",  und  in  der  Ulmer  Goldschmied- 
ordnung vom   14.  November   1394  wird   bestimmt:   ,«Wo 
türbas  aubenteurer   herkument  mit  ir  aubenteur,  die 
fail  hätten    und    solliche   nit    für    aubenteur,   sondern  für 
recht  kaufmannschaft  hingäben  und  verkauften,  dass 
sollichs  die    goldschmied   ufheben  sollen  und   mugent  das 
einem   burgermaister  und  raute    überantworten/^'")    Durch 

'*)  Aromas,  Regesten  zar  Geschichte  der  Juden,  S.  S25. 

'J2  Depping,  Jaden  im  Blittelalter,  S.  IM  f.,  182,  197. 

*^  Oi^nnir  vom  Afkermontag  vor  Anffahrstag  1425.  JM^>  ^^^^'^ 
Yerfassang,  S.  392.    NObling,  Ulms  Fischereiwesen,  8.  8. 

*')  Ordnung  von  St  Katharina  abend  1894.  Jftger,  Ulms  Yerfassang, 
S.  892  und  659.  In  einer  tStelle  in  Manessens  Minnes&ngem  heisit  es: 
,,Die  aventure  spottet  mein**;  hier  hat  das  Wort  also  den  Sinn  von  For- 
tana-Zufidl,  was  auf  den  Begriff  des  Abenteuergntes  voüständig  passt,  bei 
dem  der  K&ufer  nicht  weiss,  ob  er  etwas  Gutes  oder  etwas  Schlechtes 
erworben  hat.  So  erl&sst  der  Rat  am  18.  Oktober  1489  ein  mO«mU  der 
Abenteuertnche  halber**,  welche  einige  Barehentweber  iift  i,Gfta**,  d.  h. 
auf  dem  Lande,  wirken.    Nabling,  Ulms  Fisehereiweaen,  8. 
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das  0ui2e  spätere  ICttelalter  spielt  die  Frage  nach  der  Be« 
seliaffeiiheit  der  Ware  eine  ganz  andere  Rolle  als  heut- 
zutage und  fortwährend  sieht  man  die  Obrigkeiten  bei  jeder 
Gelegenheit  eifrig  bemüht,  dem  Käufer,  welchem  an  guter 
Ware  gelegen  ist,  Gelegenheit  zu  geben,  sich  solche  auf  die 
möglichst  bequeme  Weise  zu  yerschaffen.  So  bilden  sich  im 
geaammten  Verkehr  für  alle  wichtigeren  Handelsgegenstände 
obrigkeitliche  Einrichtungen  heraus,  welche  den  Zweck  haben, 
eine  möglichst  weitgehende  Gewähr  für  gute  Beschaffenheit 
der  Waren  zu  geben,  und  hiedurch  entsteht  der  Unterschied 
zwischen  „Eaufmannsgut",  Wehrschafts-,  Währungsgut, 
Ware  schlechtweg,  mercatura  (marca-Schauzeicheii),  d.  h.  Ware, 
bei  welcher  dem  Käufer  durch  irgend  welche  amtliche  Mass- 
regel  einer  Behörde  oder  Korporation,  z,  B.  durch  Schatizeichen, 
wie  Tor  allem  beim  Metallgeld,  aber  auch  bei  den  Goldwareu, 
der  Leinwand,  dem  Barchent,  den  gestempelten  Häringenu.8.w., 
Sicherheit  für  gute  Beschaffenheit  der  Ware  gegeben  ist,  und 
zwischen  „Abenteuergut^*,  adventura,  d.  h.  Gut,  das  von 
auswärts  kommt,  bei  welchem  diese  Sicherheit  nicht  gegeben 
ist,  das  keine  Prüfung  durch  die  Behörde  bestanden  hat.^) 

Dass  die  Juden  neben  ihrer  Thätigkeit  als  freie  Gross- 
händler mit  Waren,  fremder  Münze  und  Sklaven  als 
zünftiges  Privileggewerbe  nicht  ausschliesslich  das 
Darleihgeschäft  auf  Pfänder  gegen  Zinsen  betreiben, 
daas  wiederholt  Versuche  gemacht  werden,  sie  zu  anderweitigen 
Thätigkeiten  zu  bewegen,  zeigen  mannigfache  Nachrichten. 
So  werden  namentlich  in  Frankreich  wiederholt  Versuche 
in  dieser  Richtung  gemacht  König  Philipp  der  Kühne  er- 
neuert die  Bestimmung  König  Ludwigs  IX.,  die  Juden  sollen 
Handwerk  oder  Handel  treiben,  sich  aber  mit  dem  Dar- 
leihgeschäft nicht  mehr  befassen.'^)  Der  Grund  für  die 
allmähliche  Umbildung  der  Juden  in  zünftige  Darleihge- 
nossenschafien  ist  die  zunehmende  genossenschaftliche 
Grestaltung  des  Erwerbslebens.  Seit  der  innere  Zwischen- 
handel oder  Kleinhandel  innerhalb  der  politischen  Staats- 
gebiete des  Mittelalters  seitens  der  Staatsgewalt  an  einzelne 
Elrwerbsgenosseuschaften  zu  Lehen  gegeben  wird  mit  der 
Befugnis,  diesen  Handel  gegen  ein  Entgeld  an  die  Staats- 
kammer ausschliesslich  auszuüben,  sieht  sich  der  jüdische 
BeiwoKner  neben  dem  Grosshandel  mit  fremden  und  eiu- 
h^noiischen  Erzeugnissen  und  dem  Wechselgeschäft  mit  fremden 
Münzen  immer  mehr  auf  das  Gelddarleihgeschäft  be- 
schränkt und  die  Judengemeinden  werden  zu  Darleiher- 
genossenschaften, wie  es  Metzger-  und  Bäckerge- 
nossenschaften gibt  So  war  es  denn  auch  folgerecht, 
wenn  z.  B.  in  Nürnberg  bestimmt  wurde,   kein  Jude  solle 

««)  NObUng,  Ulms  Fieehereiweaeu  im  Mittelalter,  8.  8. 
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bei  Strafe  von  10  Pfd.  EDr.  diie  Kaufmannschaft  treiben 
nar  Fleisch  und  Pferde  sollten  sie  kaufen  nnd  rerkaufei 
Wein  oder  Bier  aber  den  Christen  zn  geben  oder  mit  Gewüri 
„nach  dem  Gelote^'  Kanfanannschaft  zn  treiben,  d.  h.  daeselb 
im  Kleinen  anszuwägeu,  war  den  Juden  yerboten'^] 
wie  auch  im  Jahre  1276  König  Ottokar  yon  Böhmen  al 
Herzog  von  Niederösterreich  allen  Juden  dieses  Land 
strenge  verbot,  Es s waren  und  Getränke  zu  terkaofeu. 

t*   Die  Juden  als  Sklavenliändier. 

Eine  besondere  Seite   der  jüdischen   Grosshand  eis* 
thätigkeit,  welche  eingehenderer  Behandlung  bedarf,  wa) 
der  SklaTenhandel,  insofern  er  seit  den  frühesten  Zeitei 
gewissermassen    die  Grundlage  des  jüdischen   Oross« 
handelsverkehrs  bildet.    Die  Entwicklung  dieses  Han* 
delsverkehrs  hieng  eng  zusammen  mit  der  Schuldknecht 
Schaft,   in  welche  der  Freie  gewöhnlich   dadurch    rerfiel 
dass  er  im  Kriege  gefangen  wurde  und  nun  in  der  Zwangs- 
läge  war,  entweder    seine  Freiheit    durch  Erlegung   eines 
Lösegelds  wieder  zu  erlangen  oder  in  die  Sklaverei  zu 
wandern.     Beispiele  für    dieses   Verhältnis    finden    sich    in 
Menge.    So  yerwendet  im  Jahre  Ö08   der  Bischof  Cäsarias 
von   Arles   nach    der  Vertreibung    der  Franken    durch 
die  Goten   die  Kirchengeräte  zum  Loskauf  der  Ge- 
fangenen, damit  keiner  wegen  seiner  Schulden  Arianer 
oder  Jude  werde.     Man  sieht,  die  Juden  sind  es,  welche 
nach    dem  Siege   der  römisch-katholischen  Katalonier 
über  die  ketzerischen  Franken  diesen  die  Gefangenen 
abgekauft  haben   und  die  jetzt    die   Kirchengeräte 
der  provengalischen   Christen    gegen  Freilassung    dieser    Ge- 
fangenen  in   die  Hände  bekommen.    Da  solche  Käufe   aber 
eine  gegebene  Grenze  haben,   sieht  sich   die  Kirche  veran- 
lasst,  hiegegen  einzuschreiten,   wesshalb  im  Jahre  541   das 
vierte  Konzil  von  Orleans  die  Bestimmung  erneuert,  dass 
christliche  Sklaven,  wenn   sie  aus  einem  Judenhause 
in    eine   Kirche   fliehen,   von  den  Juden   freigelassen 
werden   sollen,    wenn    die  Christen    einen  angemessenen 
Preis  bezahlen.    Man  sieht,   die  Juden    hatten  in  allzu- 
weitgehender  Ausnutzung  der  Zwangslage,  in  welcher  sich 
der  in  Schuldknechtschaft  Gefallene  befand,  derartige 
wucherische  Lösegeldforderungen  gemacht,  dass  das 
öffentliche  Interesse   ein   gesetzliches  Einschreiten   durch  ein 
Wuchergesetz  erforderlich  machte.    Wenn  ein  Jude  einen 
Fremden  zum  Juden  macht,  bestimmte  dann  weiter  dasselbe 
Konzil,  oder  einen  Christen  zum  Judentum  verfuhrt  oder  eine 
Christensklavin  erwirbt,  oder  einen  christlichen  Sklaven 

**)  Warfei,  MQmbergt  Jndengemeinde,  S,  27. 
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Versprechender  Freiheit  s«m  Juden  macht, 
m  aoU  er  nur  Strafe  den  Sklaven  terlieren.*^  Fortwährend  iet 
es  denn  anch  seither  die  Frsge  der  ehristlichen  Schuld* 
Sklaven  der  Juden,    welche   gewissermaasen    den   Kern- 
pnnkt  der  damaligen  Bewegung  gegen  das  Judentum 
hüdei.    So  trifft  im  Jahre  676  der  heilige  Germanus  auf  der 
Heise  von  Tours  nach  SeTeriacns,  einem  Gute  in  der  NäLhe, 
den  Amaatius  an,  der  tob  einigen  Jnden  in  Ketten  gefuhrt 
wird,   m&l  er  sich  den  jiUUschea  Gesetzen  nicht  unterwirft, 
wnd  befreit  densriben,  indem  er  das  Krenseszeichen  über 
lim  macht  und  ihn  so  zum  Christen  weiht'*)    Die  Juden 
Creilk^  wehren  sich  mit  allen  Mitteln  gegen  diese  Neaerung, 
wekhe  die  katholische  Kirche  gegen  sie  einführt  und  welche 
ikre  weitere  kvchengesetsltche  Ausbildung  dadurch  findet,  dass 
aaa  L  Movember  571  das  Konzil  Ton  M&coa  bestimmt,  da  die 
Jvden  in  den  Städten  sich  mannigfach  weigern,  ihre 
ehristliehen     SklaTon    den    kaaoniadien    Gesetzen    zn- 
folge   gegen    entsprechende  Bezahlung    freizu- 
lassen, so  solle  in  Zukunft  kein  Christ  mehr  Sklave  bei 
einem    Jaden  sein,    sondern   jeder  Christ  das  Recht 
kaaben,   einen  solchen  Sklaren  zum  Preise  von  12  Soldi 
fmr    einen    guten    SklaYon    zur   Freiheit    oder   zu 
weiterer  Knechtschaft  loszukaufen;   denn  diqenigen, 
welche    Chrietus    mit   seinem    Blute   erlöst   habe, 
darfien  nicht  in  den  Ketten  der  Verfolger  desselben 
bleiben.    Weigere  sieh  der  Jude,  so  solle  der  betreffende 
SUaTe  so  lange  bei  Christen  wohnen  dürfen,  wo  er  wolle. 
Werde  ein  Jude  überfuhrt,  einen  christlichen  Sklayen  durch 
Ueberredung  zum  Judentum  bekehrt  zu  haben,  so  solle  er 
den  Sklayen  und  das  Testaments  recht  verlieren**),  also 
dem  Sterbfallsrecht  in  seinem  Tollen  Um^ge  unterliegen. 
Fortwährend  ist  seither  denn  auch  die  römische  Kirche  eifrig 
bcsixebt,  die  christlichen  Sklaven  ans  der  Sklaverei  der  Juden 
(reisnkanfinL    So   er&hrt  im  Mai  597  der  Papst  Gregor  von 
eftnem  gewissen  Dominikus,  die  Juden  au  Narbonne  haben 
dessen  vier  Brüder  ans  der  Gefangenschaft  losgekauft 
nnd  nls  Sklaven  surickbehalten,  weaehalb  er  befiehlt, 
diese  loszukaufen,  und  im  Juli  599  fordert  derselbe  Papst 
Gregor  die  Königin  Brunhilde  von  Burgund  und  die  Könige 
Dietrich  nnd  Dietbert  von  Frankreich  auf,  den  Juden  das 
Hakan  von  Christensklaven  zu  verbieten.**)  Im  Jahre  624 
bestimmt  das  Keszil  von  Reims,  dass  Christen  nicht  an 
Jaden  oder  Heiden  verkauft  werden  sidles.    Verkaufe  ein 
Christ  aus  Kot  seine  Sklaven  an  Heiden  oder  Juden,  so 
aoUe  er  sss  der  Kirdie  ausgestoesen  werden,  der  Kauf  eher 


**)  AroDios,  Begesten  zur  Oeschichte  der  Jadeo,  &L  XI,  18,  ^ 
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ungültig  sein.  Wenn  Jnden  ihre  ChristensklaTen  znil 
Judentum  bekehren  wollen  oder  sie  martern,  sollen  dl 
Sklaren  der  Staatskammer  zufallen,*'') 

Wie  weit  hinein  ins  Mittelalter  dieser  jüdische  Sklaven 
handel  eine  Rolle  spielt,  zeigen  zahlreiche  weitere  Nachrich 
Wir  haben  oben  gesehen,  wie  es  auch  im  9.  Jahrhundert  y< 
allem  Eunuchen,  Jungfrauen  und  Knaben  sind,  wel 
die  Juden  von  Südfrankreich  aus  als  begehrte  Handels-^ 
wäre  nach  der  Levante  verfrachten.  *^)  Woher  sie  dien 
Handelsgegenstände  bezogen,  zeigen  mehrfache  Beispiele.  Sd 
kommt  um  das  Jahr  826  ein  Mann  aus  Cordova  zum  £i^ 
bischof  Agobard  nach  Lyon  geflohen,  der  erzählt,  die  Juden 
haben  ihn  vor  2i  Jahren  s2s  kleinen  Knaben  in  Lyoi^ 
geraubt  und  verkauft,  er  sei  aber  jetzt  mit  einem  Ge- 
nossen, den  die  Juden  vor  6  Jahren  geraubt  haben,  ent- 
flohen. Massenhaft  werden  gegenwärtig  christliche 
Gläubige  von  Christen  an  die  Juden  verkauft  und  die 
Juden  verüben  Dinge,  die  viel  zu  schändlich  seien, 
um  sie  niederzuschreiben.**^)  So  schlies«it  um  das  Jahr 825 
Kaiser  Ludwig  der  Fromme  einen  Schutzvertrag  mit  dem 
Rabbi  Domatus  und  dessen  Neffen  Samuel  ab,  durch  welchen 
unter  anderem  den  beiden  Juden  ausdrücklich  gestattet 
wird,  fremde  Sklaven  zukaufen  und  innerhalb  des  Beichs 
wiederzuverkaufen,  während  ein  weiterer  Schutzvertrag, 
den  Kaiser  Ludwig  der  Fromme  mit  dem  Juden  Abraham  aus 
Saragossa  abschliesst,  bestimmt,  dem  betreffenden  Juden 
solle  das  Recht  zustehen,  fremde  Sklaven  zu  kaufen, 
doch  solle  er  sie  dann  nicht  wieder  ausführen  dürfen, 
sondern  sie  innerhalb  des  Reichs  verkaufen  müssen. ^^ 

Es  ist  die  bewegte  Zeit,  als  in  den  Jahren  822^825  der 
Erzbischof  Agobard  von  Lyon  seine  Thätigkeit  gegen 
die  Uebergriffe  des  Judentums  beginnt,  indem  er 
sich  an  die  Edelleute  Adalhard  und  Wala  und  den  Kanzler 
Helisachar  wendet  Als  er  mit  ihnen  in  der  Kaiserpfalz  ge- 
sessen sei,  erzählt  der  Bischof,  habe  er  sich  gegen  die  juden- 
freundliche Haltung  einiger  Höflinge  ausgesprochen 
und  diese  haben  ihn  infolge  dessen  beim  Kaiser  ange- 
schwärzt Agobard  fragt  nun  an,  wie  er  sich  verhalten 
solle,  wenn  seither  heidnische  Sklaven  von  Juden  sich 
taufen  lassen.  Der  Judenmeister,  d.h.  der  Amtmann  der 
Judengemeinde,  in  Lyon  mache  ihm  Schwierigkeiten  in 
dieser  Sache  und  es  wäre  sicherlich  zu  dem  ganzen  Streite 
gar  nicht  gekommmen,  wenn  dieser  Beamte  sich  nicht 
so  masslos  und  unvernünftig  verhalten  hätte.*'')  In 
einem    weitem   Schreiben    an    den    Erzkaplan   Hilduin    und 

■')  Aronius,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  8.  21,  89,30, 88,  84  ff. 
-)  Vcrgl.  8.  68. 
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den    Abt   Wala    beklagt    sich    dann    der   Enbiachof    fiber 
einen    nenen    Erlaas    der    Reichsregiernng,    nach    dem 
jüdische  SklaTcn  nnr  mit  Einwilligung  ihrer  jn- 
dischen  Herren  sollen  getauft  werden  dürfen.  E^ne 
getaufte  Jüdin  werde  anfGmnd  dieses  Erlasses  jetzt  Ton 
den  Juden   schwer  verfolgt;    der  Erlass  Tcrstosse 
gegen  die  Kirchengesetze  und  bringe  ihn  so  in  einen 
Gewissensstreit''')    Die  Antwort  ist,  dass  die  Reichs- 
regiemng  den  Grafen  Ton  Lyon  anweist,  dem  Jnden- 
meister  Ton  Lyon  Beistand  gegen    den  Erzbischof 
zu  leisten,    worauf   der   Erzbischof    in    einem    Schreiben 
an  die   Rei<^kanzlei  erklärt,  er  könne  diesen  Befehl  nicht 
ah  echt  halten,  der  den   Uebermut  der  Juden  Ton 
Lyon  anfe  höchste   gesteigert  habe.     Der  Erfolg  ist 
aber  lediglich,  dass  ein  kaiserlicher  Sendbote  namens 
Eberhard  und  später  zwei  weitere  Reichskommissäre,  Gerrich 
und  Friedrich,  in  Lyon  erscheinen,  um  den  Juden  weitern 
Beistand  zu  leisten,    so    dass  die  Juden  noch  mehr  die 
Oberhand  erhalten.    Bitter  beklagt  sich  der  Erzbischof,  die 
Juden    wagen    es    ungescheut,    den    Christen    Un- 
glauben zu  predigen,   und  schmähen  Gott  und  den 
Heiland   straflos,    nachdem    die  Sendboten   erklärt 
baben,  die  Juden  seien  nicht  dem  Kaiser  zuwider, 
sondern  er  sei  ihnen  sehr  gnädig  gesinnt,  wie  auch  die 
Dienerschaft  der  Sendboten   überall   erzähle,  dass 
man  bei  Hofe  die  Juden  den  Christen  Torziehe.    Man 
verfolge  ihn,  weil  er  den  Christen  predige,  sie  sollen  den 
Jnden  keine    christlichen   Sklaven   verkaufen,   und 
▼eil  er  nicht  zugeben  wolle,   dass    die  Juden  Christen 
nach  Spanien    verkaufen   oder   als  Lohnknechte  in 
ibren  Häusern  haben,  weil  er  verboten  habe,  dass  christ- 
liche Frauen  den  Judensabbath  feiern,  am  Sonntage 
for  die  Juden  arbeiten  und  in  der  Fastenzeit  mit  den 
Juden  speisen,   und  weil  er  den  christlichen  Tag- 
löbnern    der  Juden    verboten  habe,    an    Fasttagen 
Fleisch  zu  essen;  weil  er  nicht  erlaube,  dass  die  Christen 
Fleisch  von  den  Juden  kaufen,  um   es  an   Christen 
wiederzukaufen,    und    dass    die   Christen    Judenwein 
trinken.    Er  habe  dazu  aber  seine  guten  Gründe;  denn  es 
sei  Sitte  bei  den  Jnden,  nur  dasjenige  Fleisch  an  die 
Cbristen  zu  verkaufen,  das  sie  selbst  als  unrein  verschmähen 
^A  das  sie  desshalb  .,Christenvieh"  nennen,   und   den 
Wein,  den  sie  lediglich  zum  Verkauf  an  die  Christen 
^ni   nicht  zum   Hausgebrauche    halten,   vorher    zu 
verunreinigen.     Dazu    schmähen   sie   täglich   in    ihren 
Geboten    den    Heiland   und    die   christliche    Kirche. 
Desshalb  habe  er  die  Christen  aufgefordert,  sich  in  Speise 
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vnd  Trank  tod  den  Jaden  aen  sondern;  im  übrigen  aber^ 
da   die  Jvden  nnn  einmal  da  seien,  wolle  er  nicht,    dase 
man  schlecht  gegen  sie  handle  oder  sie  an  Leben,   Ge- 
sundheit nnd   Vermögen    schädige,  sondern  man  solle    mch 
ihnen  gegenüber  als  Christ  benelimen.    Zum  Schaden    des 
Christentnms,  fährt  dann  Agobard  fort  zu  klagen,  dürfen  sidi 
die  Juden  rühmen,  sie  seien  dem  Kaiser  wegen  der  Erz- 
▼äter  lieb,  sie   yerkehren  hochgeehrt  bei  Hofe   und 
erklären,  es  stehe  nichts  in  den  Kirchenordnnngen,  dass  man 
den  Juden  keinen  Wein  abkaufen  und  nicht  mit  ihnen  essen 
und  trinken  solle.    Die  Prinsessinnen  und  Hofdamen 
schenken    den    Judenfrauen    kostbare    Kleider    und 
überall  bauen  die  Juden  neue  Synagogen,  man  habe  die 
Märkte  den  Juden  zulieb  Yom  Samstag  auf  andere  Tage 
▼  erlegt,  was  nur  den  Juden  nützlich  sei;  denn  die  in  der 
Nähe  Wohnenden  kaufen  am  Samstag  ihre  Lebensmittel  nnd 
haben  dann  am  Sonntag  Zeit  für  die  Messe  und  Predigt,  die 
aus  der  Feme  Kommenden  aber  treffen  einen  Abend-  und 
einen  Morgengottesdienst  an.    Agobard  beruft  sidi  dann  auf 
den  heiligen  Hilarioa,  der  ebenfaUs  das  Speisen  mit  Juden 
und  das  Grüssen  von  Juden  für  unschicklich   erklärt 
habe.    Die  Folge  des  Zusammenwohnens  tou  Christen 
nnd  Juden  sei,  dass  manche  Christen  bereits  den  Sab  bat  h 
feiern,  dagegen   am  Sonntage    von   der  Kirche   v^iiotene 
Geschäfte   verrichten    und  die  Fasten   nicht  mehr  halten, 
sowie  dass  die  Juden  diristliche  Frauen,  die  sie  als  Mägde 
oder  Taglöimerinnen  in  Dienst  nehmen,  in  schändlicher 
Weise  verführen.    Agobard  schickt  desshalb  dem  Kaiser 
eine  Schrift  ein,   in    welcher   er  mit  Hilfe   einiger  andrer 
Bischöfe  alles  zusammengestellt  hat,   was  gallische   KOnige 
und  Bischöfe  seit  alter  Zeit  über  den  Unterschied  zwischen 
den   Christen   und    den   Juden    festgesetzt  haben.     Der 
Elfolg  dieser  Thätigkeit  ist    denn  auch,  dass  im  Jahre  829 
in  Lyon  eine  Synode  unter  Vorsitz  des  Erzbischofs  Agobard 
stattfindet,  in  der  die  Judenfrage  einen  der  Hauptpunkte 
gespielt  zu  haben  scheint*^ 

Ebenso  eifrig  ia  der  Judenfrage  wie  Agobard  ist  sein 
Nachfolger  auf  dem  Lyoner  BisclKxfissitze,  der  Erzbisehof 
Amtüo;  auch  er  ist  redlich  bestrebt,  die  Macht  des  Juden- 
tums einzudämmen.  Er  schreibt  im  Jdire  646  ein  Buch 
gegen  die  Juden,  weil  ihr  verabscheuungswürdiger 
Unglaube  und  der  Schaden  fär  das  Christentum,  der 
durdi  den  Verkehr  mit  ihnen  entstehe,  selbst  bei 
vornehm  und  gebildet  sein  wollenden  Leuten,  namentlich  in 
Gegenden,  wo  keine  Juden  wohnen,  noch  viel  zu  wenig 
bekannt  sei.  Er  gibt  darin  Anleitiuig,  wie  sich  der  Christ 

"*)  Aronius,  Regelten  bot  Geschichte  der  Jaden,  S.  86  bis  12. 
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den  Juden  gegenüber  in  verhalten  habe.  Amoh> 
erklart  die  Juden  für  Ketzer;  man  müsse  desabalb  thnn- 
lichat  Termeiden,  mit  ihnen  in  Verkehr  zn  treten, 
skh  mit  ihnen  zn  nnterhalten,  bei  ihnen  sn  sitzen,  mit 
ihnen  zn  gehen,  sie  zu  küssen,  wodurch  manche  Christen 
ihnen  schmeicheln.  Die  Juden  seien  noch  schlechter 
als  die  Ketzer  und  Schismatiker,  weshalb  auch  die 
Kirche  an  der  Passion  für  sie  erst  nach  den  Genannten  bete. 
Seit  in  Lyon  und  in  zahlreichen  anderen  Reichsstädten  sich 
80  Tiele  Juden  angesiedelt  haben  und  sprechen  und  thun 
dürfen,  was  sie  wollen,  haben  die  Seelen  der  Christen 
schweren  Schaden  gelitten,  da  bereits  viele  Christen 
gegen  die  Lehren  der  Bibel  und  die  kanonische  Ordnung 
ihnen  völlig  zugefalleu  seien.  Man  gehe  mit  ihnen  um,  man 
diene  ihnen  in  ihren  Häusern  und  auf  den  Äeckern.  Weil 
sie  keine  Christensklaven  halten  dürfen,  haben  sie  freie 
Christen  als  Lohnknechte,  auf  die  sie  derart  einwirken, 
dasB  tiele  bereits  sagen,  die  jüdischen  Ansichten  seien 
besser  als  die  der  christlichen  Geistlichen;  ihre 
TaglChner  und  Taglöhnerinnen  feiern  den  Sabbath 
und  arbeiten  am  Sonntag,  brechen  das  Fasten  an  den 
gebotenen  Tagen,  und  geben  sich  den  Juden  zur  Unzucht 
hin.  Dann  vergiften  die  Juden  überall  mit  ihren  ab- 
si'^.htiich  gefälschten  Weinen  die  Leute  und  mit 
soldien  Weinen  werden  meistens  noch  die  göttlichen 
Opfer  tef eiert  Amulo  erzählt,  wie  getaufte  Juden  ihm 
berichtet  haben,  class  einige  Juden,  die  in  den  Städten 
unerlaubter  Weise  als  Zöllner  eingesetzt  seien,  an  abge- 
legenen Orten  die  Christen  betrügen  und  sie  zur  Verleug- 
nung des  Heilands  überreden,  wie  sie  den  getauften 
Juden  nachstellen  und  so  der  Christenglauben  erschüttert 
werde.  Ein  Beispiel  sei  der  Uebertritt  des  alemannischen 
Diakonus  Bodo  zum  Judentum.^)  Ferner  fordert  Amulo 
alle  Bischöfe  auf^  in  gemeinsamer  Arbeit  e^  bei  den 
Königen  dahin  ztt  bringen,  doss  überall  die  Vorschriften  gegen 
die  Juden  zulr  Durchführung  kommen  und  weist  die  Könige 
darauf  hin,  dass  sie  dereinst  vor  Gott  werden  Rechen- 
schaft geben  müssen,  ob  sie  audi  den  Christenglauben 
gegen  die  Befleckung  durch  die  Juden  geschützt  und 
die  Schlechtigkeit  der  Juden  geziemend  hintange- 
halten haben,  und  dass  sie  sich  nicht  den  Vorwurf  zu- 
ziehen dürfen,  sie  haben  den  Jahressteuern  und  Ge- 
schenken der  Juden  zu  lieb  den  Christenglauben 
vernachlässigt.  Denn  auch  sie  haben,  wie  er  bei  aller 
schuldigen  Ehrfurcht  offen  ausspreche,  kein  grösseres  Reich 
oder  eine  gewaltigere  Macht,  als  die  alten  frommen  Fürsten, 

"^  Aronins,  Regelten  zur  Gesebichte  der  Jaden,  8.  46  f. 
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welche  die  christlichen  Vorschriften  befolgt  und 
trotzdem  dieselben  Leistungen  von  den  Juden 
erhalten  haben.  Wenn  ein  christlicher  König&- 
sklave  einen  Nachbar  an  seinem  Acker  oder  Weinberg 
oder  Vieh  schädige,  werde  man  ihn  gewiss  nach  dem  welt- 
lichen Oesetze  bestrafen  und  den  Nachbar  entschädigen; 
um  wie  yiel  mehr  müssen  diese  ungläubigen  Sklaven, 
die  den  Acker  des  Herrn,  die  Kirche,  schwer  yer- 
letzen,  durch  desKönigs  Macht  und  derKirche  Recht 
im  Zaum  gehalten  werden.  Dann  lässt  Amulo  dreimal 
öffentlich  ausrufen,  kein  Christ  in  der  Stadt  oder 
auf  dem  Lande  solle  künftig  mehr  einem  Juden 
dienen  dürfen,  sondern  diese  sollen  mit  ihren  Hei  de n- 
sklaven  ihre  Arbeit  selbst  verrichten  und  niemand 
solle  mehr  Speise  und  Trank  von  den  Juden  nehmen, 
und  es  wird  strenge  verboten,  Christensklaven  an 
Heiden  oder  Juden  zu  verkaufen,  wie  auch  jeder 
christliche  oder  nichtjüdische  Sklave,  den  ein  Jade 
kaufte  und  beschnitt,  frei  sein  sollte.  Man  sieht  aus 
diesem  Ausrufe,  dass  auch  hier  den  Kernpunkt  der 
ganzen  Streitfrage  die  Frage  der  jüdischen  Arbeits- 
kräfte bildete.  Es  ist  ein  Stück  Arbeiterfrage 
ersten  Kangs,  das  sich  in  diesem  Machtstreite 
zwischen  römischer  Kirche  und  Judentum  vor 
tausend  Jahren  abspielt*^) 

War  mit  diesen  Verordnungen  dem  Handel  der  Juden 
mit  christlichen  Sklaven  im  fränkischen  Eeiche  ein 
kräftiger  Damm  entgegengesetzt  worden,  so  gieng  der 
Handel  der  Juden  mit  nichtchristlichen  Sklaven  un- 
entwegt weiter.  Auch  im  10.  Jahrhundert  sehen  wir  die 
Juden  den  Sklavenhandel  im  grossen  Massstabe 
treiben.  So  machen  um  das  Jahr  949  die  Kaufleute  von 
V  er  dun  Knaben  in  grosser  Menge  zu  Eunuchen  and 
verkaufen  sie  nach  Spanien. '')  Immerhin  scheinen  aber 
die  obigen  Gesetzesbestimmungen  die  Folge  gehabt  zu 
haben,  dass  sich  die  Ausfuhrthätigkeit  in  diesem  Handels* 
gegenstände  weuiger  mehr  des  Wegs  durch  die  Provence 
und  das  Mittelmeer  bedient,  sondern  dass  der  Haupt- 
strom der  Sklavenausfuhr  sich  mehr  durch  die  Donau- 
1  ander  nach  dem  Osten  bewegt  So  erneuert  um  das 
Jahr  906  König  Ludwig  das  Kind  auf  die  Bitte  der 
bayerischen  Bischöfe,  Aebte,  Orafen  und  aller,  die  nach 
Osten  reisen,  die  Bestimmungen  der  bayerischen  Zölle. 
Dabei  wird  bestimmt,  dass  alle  Juden  und  anderen  Kauf- 
leute den  gesetzlichen  Zoll  für  ihre  Sklaven  und  Waren 


■i 


)  AronioB,  Regetten  lar  Geschichte  der  Jaden,  S.  47,  51. 
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wie  in  alten  Zeiten  zahlen  sollen.*')  Man  sieht  ans  der  Vor- 
anstellnng  der  Juden  vor  die  anderen  Kauflente,  dass 
die  Jnden  auch  damals  noch  die  HanptTertreter  anf  dem 
Gebiete  des  SklaTenhandels  wie  des  Warenhandels  sind. 
Wie  stark  entwickelt  im  10.  Jahrhundert  der  Skla?enhandel 
gerade  in  Böhmen  ist,  aeigt  eine  weitere  Nachricht,  nach 
welcher  im  Jahre  989  der  heilige  Adalbert  das  Bistum  Prag 
aufgibt,  weil  er  nicht  alle  Christensklaven  mehr  los- 
kaufen kann,  welche  die  Juden  dort  aufgekauft  haben.'*) 
Man  sieht,  eine  der  Hauptaufgaben  der  damaligen  Landes- 
herren ist  die  Befreiung  Ton  Sklaven;  wer  dieser  Aufgabe  nicht 
gewachsen  ist,  muss  auf  seine  Stellung  verzichten,  eine  (Ge- 
pflogenheit, die  auch  noch  im  11.  Jahrhundert  ihren  Fortgang 
nimmt  So  wird  im  Jahre  1009  der  Markgraf  Guuzelin  von 
Meissen  bei  Kaiser  Heinrich  U.  verklagt,  dass  er  die  Leib- 
eigenen anderer  Personon  an  die  Juden  verkauft  und  gegen 
den  Befehl  der  Regierung  nicht  befreit  habe.**)  So 
kauft  im  Jahre  1085  Judith,  die  Gemahlin  des  Herzogs 
Wladislaus  von  Polen,  mit  ihrem  Gelde  viele  Christen 
von  der  Sklaverei  bei  den  Juden  los/')  Es  ist  ein 
Stuck  Grundverschuldung,  das  sich  damals  schon 
abspielt  und  seine  Erledigung  dadurch  findet,  dass  die 
Schulden  der  betre£Peuden  christlichen  Schuldner  den  Juden- 
gläubigem  seitens  der  Landesherrschaft  herausbezahlt  werden, 
so  dass  der  ganze  Vorgang,  sobald  man  statt  des  Namens 
des  betreffenden  LandeBherm  die  neuzeitliche  Bezeichnung 
Staatsr^ierung  setzt,  als  eine  öffentliche  Grund- 
schuldenablösung bezeichnet  werden  kann.  So  erfolgt 
z.  B,  am  22.  Juli  1124  in  Böhmen  der  Sturz  des  Juden 
Jakob,  der  bei  dem  Herzog  Wladislaus  L  das  Amt  eines 
Viztums  bekleidet  hatte.  Getauft,  fällt  er  vom  Christen- 
tum wieder  ab,  zerstört  nächtlich  den  in  der  Synagoge  er- 
richteten Altar  und  wirft  dessen  Reliquien  in  seinen  Abtritt 
Der  Herzog  lässt  ihn  ergreifen,  zieht  sein  Vermögen  ein,  gibt 
ihn  aber  gegen  3000  Pfd.  Silber  und  100  Pfd.  Gold  wieder 
frei,  worauf  mit  dem  Gelde  des  Juden  alle  christ- 
lichen Schuldsklaven  von  den  Juden  losgekauft 
werden  mit  der  Bestimmung,  dafis  künftig  den  Juden  kein 
Christ  mehr  solle  Dienste  leisten  dürfen.  Da  dieser  Zweck 
auf  keine  andere  Weise  zu  erreichen  ist,  als  wenn  den  Juden 
das  Halten  auch  von  freien  christlichen  Lohnknechten 
oder  Mägden  verboten  wird,  da  die  Juden  seither  sich 
dadurch  geholfen  hatten,  dass  sie  sich  statt  der  ihnen  ver- 
botenen christlichen  Leibeigenen  freier  christlicher 
Lohnbediensteten  bedienten,  so  verbietet  die  Kirche  die 
Anstellung  christlicher  Dienstboten  durch  die  Juden, 

•*)  Afonius,  Regesten  sur  Qeschidite  der  Jaden,  S.  52, 68, 59  f.,  71, 101. 

6 


—    82    — 

ein  Vorgehen,  dem  freilich  die  weltliche  Reichsgewalt 
der  saliiBchen  Kaiser  sofort  entschieden  entgegentritt 

Sind  also  die  Verbote  des  Haltens  von  Christensklayen 
seitens  der  Jnden  bis  in  die  ältesten  Zeiten  zu  verfolgen,  so 
ist  es  anders  mit  dem  Halten  von  freien  christlichen 
Dienstboten  seitens  der  Juden.  Wohl  bestimmt  schon 
im  Jahre  809  Kaiser  Karl  der  Grosse,  kein  Jnde  solle  am 
Sonntag  einen  christlichen  Taglöhner  mieten**),  aber 
während  der  Woche  scheint  das  Halten  von  freien  christlichen 
Angestellten  den  Juden  bis  zum  Ende  des  12.  Jahrhunderts 
nicht  untersagt  gewesen  zu  sein  und  auch  nachdem  derartige 
Bestimmungen  seitens  der  Kirche  eingeführt  worden  sind, 
unterliegen  sie  je  nach  der  mehr  oder  weniger  kräftigen  wirt- 
schaftlichen Stellung  der  Juden  strengerer  oder  weniger  scharfer 
Durchführung.  So  bestimmt  der  Sdiutz vertrag,  den  um  das 
Jahr  1090  Kaiser  Heinrich  IV.  mit  den  Juden  von  Worms  ab- 
schlieest,  dem  Bischof  solle  kein  Recht  zustehen,  Einspruch  zu 
erheben,  dass  die  Juden  christliche  Mägde  und  Ammen 
halten**);  so  bestimmt  noch  um  das  Jahr  1150  eine  Ver- 
ordnung des  Papstes  Gratian  lediglich  die  Stellung  der  Sklaven 
der  Juden,  die  Ehen  und  den  Verkehr  zwischen  Christen  und 
Juden,  den  Uebertritt  der  Juden  u.  s.  w.**)  Dagegen  ver- 
bietet in  den  Jahren  1159 — llHl  Papst  Alexander  IH.  allen 
Christen,  dauernd  gegen  Lohn  bei  Juden  dienen; 
auch  sollen  die  Hebammen  und  Ammen  die  Kinder  von 
Juden  nicht  in  den  Judenhäusern  nähren  dürfen,  da  die 
Sitten  der  Juden  und  Christen  nicht  übereinstimmen,  damit 
diese  nicht  vom  Judenglauben  abgebracht  werden.**)  Eist  am 
19.  März  1179  beschliesst  das  dritte  lateranische  Konzil,  die 
Juden  und  die  Sarazenen  sollen  weder  zur  Erziehung 
ihrer  Kinder,  noch  zu  Knechteediensten,  noch  aus  anderen 
Oründen  christliche  Dienstboten  in  ihren  Häusern  haben 
dürfen  und  jeder,  der  bei  einem  Juden  wohne,  solle  aus 
der  christlichen  Kirche  ausgestossen  werden.**) 

Dass  übrigens  auch  damals  noch  nicht  nur  in  den  ost- 
lichen slavischen  lÄndem,  sondern  auch  im  deutschen 
Westen  der  Sklavenhandel  der  Juden  sehr  entwickelt 
war,  beweist  eine  Bestimmung  vom  Jahre  1100,  nach  welcher 
an  der  dem  Simeonsstifte  zu  Trier  gehörigen  Zollstätte  zu 
Koblenz  die  Juden  fiir  jeden  verkäuflichen  Sklaven 
vier  Denare  Zoll  bezahlen  mussten**),  und  wie  lange  der 
Sklavenhandel  weitergieng,  beweist,  dass  als  im  Jahre  1226 
der  Bischof  Lorenz  von  Breslau  mit  Genehmigung  des  Her- 
zogs Kasimir  von  Oppeln  die  alten  Zölle  zu  Rosen berg 
und  Siewierz  aufis  neue  festsetzt,  bei  den  Polen  für  jede 
verkaufte  Frau  und  jeden  verkauften  Knecht  ein  Skot 

»^  AroniuB,  Regelten  snr  Geschichte  der  Jnden,  8.  S6, 75, 116, 187  f.,  96* 
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SQber  sa  zaUen  ist  und  jeder  durchreisende  Jude,  der 
aber  nicht  Terkanft  werden  darf,  ebensoTiel  zahlen  mnss. 
Fremde  Beit^  nnd  Fussgänger  mit  Waren,  Christen  oder 
Juden,  zahlen  zwei  Oppelner  Groschen,  einheimische  Reisende 
sind  fird.  Die  betreffende  Handelsstrasse  gieng  aas  Mähren 
nach  Kiijawien.  *^) 

Weitere  Massregeln  der  Kirche  gegen  das  Halten  Ton 
christlichen  Dienstboten  durch  die  Juden  erfolgen 
oamentlich  seit  dem  Beginne  des  13.  Jahrhunderts.  So 
wirft  im  Jahre  1205  Papst  Innocenz  IIL  dem  König  Ton 
Frankreich  Yor,  wie  er  dulden  könne,  dass  die  Juden 
christliche  Dienstboten  und  Ammen  haben. *^)  Auch 
die  Dekretalen  des  Papstes  Gregor  IX.  enthalten  die  Be- 
stimmungen betrefiia  der  christlichen  Sklaven,  Diener 
und  Ammen  der  Juden  und  am  4.  März  1233  beklagt  sich 
Papst  Gr^or  IX.  bei  der  deutschen  Geistlichkeit  über  die 
Ausschreitungen  der  deutsdien  Juden.  Diese  halten  sich 
ciiristliche  Dienstboten,  welche  sie  beschneiden  lassen 
nnd  gewaltsam  zu  Juden  machen;  sie  nehmen  christ- 
liche Ammen  und  Dienerinneu  in  ihre  Häuser  auf, 
welche  jene  bekannten  ungeheuerlichen  Dinge  bei  ihnen 
T^ben,  die  den  Hörer  mit  Abscheu  und  Schrecken  erfüllen.  *^) 
Die  Folge  dieser  Erlasse  des  päsüichen  Stahls  sind  denn  auch 
eine  Reihe  von  Verordnungen  der  deutschen  Kirchenprovinzen 
in  der  Sache.  So  schliesst  im  Jahre  1233  das  Mainzer 
ProYinzialkonzil  alle  Christen,  welche  bei  Juden  als 
Dienstboten  wohnen,  aus  der  christlichen  Kirchengemein- 
schaft  aus.*^)  So  bestimmt  im  Jahre  1259  das  Mainzer 
Proyinzialkonzil  in  Fritzlar,  die  Juden  sollen  sofort  alle 
ihre  christlichen  Dienstboten  entlassen.  Folgen  die 
Juden  an  einem  Orte  nicht,  solle  der  christliche  Gottesdienst 
an  diesem  Orte  so  lange  eingestellt  werden,  bis  die  betreffenden 
Fürsten  und  Vornehmen  das  Gebot  durchfuhren  und  das 
onglaubige  und  elende  Volk  zum  Gehorsam  zwingen;  die 
Juden  selbst  aber  solle  man  durch  Vermeidung  sdles  Ge- 
schäfts- und  Gesellsch aftsverkehr  zum  Gehorsam  bringen 
und  damit  kein  Christ  sich  mit  Unkenntnis  der  Verfügung  ent- 
schuldigen könne,  sollen  in  allen  P&rreien  die  Bestimmungen 
unter  der  Messe  bekannt  gemacht  werden. '^)  So  wird  am 
9.  Februar  1267  im  Erzbistum  Gnesen-Polen  bestimmt, 
kein  Jude  solle  künftig  mehr  christliche  Knechte  oder 
Mägde  oder  Ammen  oder  sonstige  Dienerschaft  bei 
Tag  oder  Nacht  in  seinem  Hause  halten.*^)  So  wird  in  den 
Jahren  1271—1280  den  Juden  in  Frankreich  Yon  König 

*«)  Aronins,  Regelten  lor  Geschichte  der  Jaden,  S.  192  f.,  202,  20i, 
271  902. 

'**)  Deppiag,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  18. 
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Philipp  dem  Ktthuen  verboten,  christliche  Dienstboten  zu 
halten  und  ähnlidie  Verbote  erfolgen  im  Jahre  1276  in 
Böhmen  und  Niederösterreich«  *^  Man  sieht  das  Mittel 
der  Kirche,  die  Juden  ihrem  Willen  zu  unterwerf(m,  ist, 
dass  den  Angehörigen  der  christlichen  Kirche  d^ 
GeschäftSTorkehr  mit  bestimmten  Juden  ver- 
boten  wird. 

d.    Die  Jaden  als  Aente. 

Ein  weiterer  Gewerbetrieb,  dem  sich  die  Juden  seit  den 
ältesten  Zeiten  mit  Vorliebe  zuwenden,  ist  die  Heilkunde. 
Aber  auch  auf  diesem  Felde  wird  ihnen  schon  in  frühester 
Zeit  Ton  den  kirchlichen  Behörden  entgegengetreten,  wobei 
sich  indessen  das  Verbot  nicht  darauf  richtet,  den  Juden 
die  Ausübung  der  Heilkunde,  welche  stets  ein  freies 
Gewerbe  geblieben  ist,  zu  untersagen,  sondern  darauf^ 
den  Christen  den  Gebrauch  jüdischer  Aerzte  und 
jüdischer  Heilmittel  unmöglich  zu  machen.  So  meldet 
eine  Ghroniknachricht,  im  Jahre  576  habe  der  erblindet  ge- 
wesene Erzhelfer  Leonast  von  Bourges  durch  ein  Wunder 
in  der  Martinskirche  in  Tours  plötzlich  das  Augenlicht  er- 
halten, habe  sich  aber,  nach  Hause  heimgekehrt,  von  einem 
jüdischen  Arzte  überreden  lassen,  sich  Schröpfköpfe 
auf  die  Scliultem  setzen  zu  lassen,  um  die  wieder  erlaugte 
Sehkraft  noch  mehr  zu  stärken,  worauf  er  aber  aufs  neue 
völlig  erblindet  sei.*^  Ist  in  dieser  Erzählung  eine  Spitze 
gegen  die  Thätigkeit  der  jüdischen  Aerzte  vorhanden,  so 
zeigen  uns  weitere  Nachrichten  aus  dem  8. — 12.  Jahrhundert, 
dass  die  Juden  damals  die  Heilkunde  völlig  unbeschränkt 
ausüben.  So  bittet  in  einem  Schtieiben  ohne  Adresse  aus 
den  Jahren  798  bis  821  ein  ungenannter  Erzbischof  einen 
Grafen,  ihm  und  einem  anderen  Bischof  einen  jüdischen 
oder  slavischen  Arzt,  um  den  er  ihn  früher  schon  mündlich 
gebeten  hatte,  jetzt  zuzusenden.'^  So  besiegt  im  Jahre  1031  der 
spätere  Bischof  Wazo  von  Lüttich  bei  einer  Disputation  einen 
Juden,  derwegenseinergepriesenen  ärztlichen  Kenntnisse 
und  als  trefflicher  Bibelkenner  bei  Kaiser  Konrad  U.  sehr  be- 
hebt war.  So  gibt  ein  Schutzbrief,  den  am  19.  Februar  1090 
Kaiser  Heinrich  IV.  den  Juden  Judas,  des  Kalonymos  Sohn, 
David,  des  Massulam  Sohn,  Moses,  des  Guthiel  Sohn,  und  deren 
Genossen  und  Kindern  für  seine  Speirer  Besitzungen  aus- 
stellt, diesen  Juden  ausdrücklich  das  Recht,  dort  ihre  Weine, 
Kräuter  und  Arzneien  an  die  Christen  zu  verkaufen.  So 
hat  in  den  Jahren  1102 — 1124  der  Erzbischof  Bruno  von 
Trier,    der    viel   an   Fussgicht   und  Unterleibsbeschwerden 


•5  Vergl.  oben  8.  66  f. 

"^  Aronius,  Regetten  sur  Geschichte  der  Jaden,  8.  14,  29  f.,  64,  72. 
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leidet,  eineii  riel  begehrten  Jndenarzt  namens  Joena,  der 
nebenbei  ein  gelehrter  Kenner  der  hebräischen  Qeschichte  und 
Litteratnr  ist  and  stets  in  Bittertracht  geht,  sich  schliess- 
lich aach  zur  Taufe  herbeilässt  und  den  Namen  Bruno  erhält'*) 
So  lebt  um  das  Jahr  1215  der  jüdische  Minnesänger 
Süsskind  von  Trimberg.  Er  gesteht  in  seinen  Liedern 
sehr  naiv,  dass  er  nur  aus  Not  sich  der  Minnesängerei  zu- 
gewendet habe.  Ob  er  ursprünglich  ein  Gelddarleiher 
oder  ein  Arzt  war,  wie  einige  annehmen,  weil  er  einmal 
Ton  einer  „Tugendlatwerge"  spricht,  ist  nicht  zu  sagen. 
Er  zog  nach  Minnesängerart  an  Fürsten-  und  Herrenhöfen 
herum,  litt  aber  dabei  samt  den  Kindern,  die  er  hatte, 
derart  not,  dass  er  unter  bitteren  Klagen  über  die 
Kargheit,  welche  die  betreffenden  Edelleute  ihm 
gegenüber  an  den  Tag  legten,  sich  entschloss,  die 
andankbaren  Herrenhöfe  jcünftig  zu  meiden  und 
sein  Geschäft  als  Minnesänger  zu  liquidieren.  Er  verwandelte 
sich  dann  wieder  in  einen  Juden,  Hess  sich  einen  langen 
grauen  Judenbart  wachsen,  zog  den  langen  Juden- 
mantel an,  setzte  den  Judenhut  aaf  und  gieng  wieder 
demütig  einher.**) 

Der  Anfang  des  Vorgehens  der  christlichen  Kirche 
gegen  die  ärztliche  Thätigkeit  der  Juden  fällt  in  das 
13.  Jahrhundert  Durch  Konzilbeschlüsse  wird  damals  den 
Christen  bei  Strafe  des  Banns  yerboten,  sich  jüdischer 
Aerzte  zu  bedienen,  worauf  alsbald  die  einzelnen  Pro- 
Tinzialsynoden  durch  hierauf  bezügliche  Erlasse  vorgehen. 
So  wird  am  1.  März  1227  auf  einer  Provinzialsynode  in 
Trier  beschlossen,  die  Priester  sollen  allen  Gläubigen  ver- 
bieten. Tränke  oder  Heilmittel  von  Juden  anzunehmen, 
und  allen  Landeshenen  wird  befohlen,  die  Juden  durch 
Strafen  zu  zwingen,  dass  sie  die  Ausübung  der  Heilkunde 
bei  Christen  aufgeben  und  keinem  Christen  mehr  ihre  Tränke 
reichen.**)  So  wird  im  Jahre  1235  in  Fr  ejus  in  der  Provence 
den  Christen  verboten,  in  Krankheitsfällen  einen 
jüdischen  Arzt  zu  rufen  und  die  von  diesem  ver- 
schriebenen Mittel  zu  nehmen.**)  So  verbietet  am 
10. — 12.  Mai  1267  das  Wiener  Konzil  allen  Juden,  kranke 
Christen  zu  besuchen  und  denselben  ärztliche  Hilfe 
zu  leisten**),  wie  auch  im  Jahre  1276  in  Niederösterreich 
von  König  Ottokar  von  Böhmen  als  Herzog  allen  Juden 
dieses  Lands  verboten  wird,  die  Arzneikuust  bei  Christen 
auszuüben.**)  So  wird  in  den  Jahren  1326  und  1387  aut  den 
Konzilien  von  Avignon  den  Juden  verboten,  Christen 

**)  Aronias,  Begesten  zar  Geschichte  der  Jaden,  8.  102  f.,  178  f., 
19i^  804. 

*^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  266,  197. 
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als Aerzte  oder  Wundärzte  zu  dienen^  und  im  Jahre  1368 
erneuert  das  Konzil  zu  Lavaur  die  alten  Verfügungen,  welche 
den  Christen  yerbieten,  sich  jüdischer  Aerzte  und  Wund- 
ärzte zu  bedienen;  nur  im  äussersten  Notfisdle  sollte  dies 
erlaubt  sein.^)  Das  Verbot  richtet  sich  also  teils  an  die 
Christen,  teils  an  die  Juden;  der  Christ  macht  sich  strafbar, 
der  sich  eines  jüdischen  Arztes  bedient,  und  der  jüdische  Arzt 
wird  bestraft,  der  einem  Christen  seine  Hilfe  angedeihen  lasst 
Trotz  dieser  Vorschriften  sehen  wir  indess  die  Juden  in 
den  yerschiedensten  Gegenden  das  ärztliche  Geweibe  ausüben 
und  es  sind  namentlich  hochgestellte  Personen,  welche 
sich  bei  Erkrankungen  mit  Vorliebe  an  die  jüdischen 
Aerzte  um  Hilfe  wenden  und  diesen  ihr  Vertrauen  den 
Vorschriften  der  Kirche  zum  Trotz  zuwenden.  So  bedient 
sich  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  der  (jraf  Alphons  von 
Poitiers  eines  jüdischen  Augenarztes  aus  Aragon.^ 
So  gemessen  einen  hervorragenden  Ruf  der  französische  Juden- 
arzt Jakob  von  Lunel  und  der  Wundarzt  Dolan  Bellan 
in  Carcassone^)  und  im  Jahre  1304  wird  aus  Messina 
von  einem  jüdischen  Arzte  Aron  berichtet,  der  mit  der 
jüdischen  Kirchenbehörde  in  Streit  gerät  und  desshalb  von 
dem  dortigen  Oberrabbiner  Aron  Favi  mit  dem  Juden- 
banno belegt  wird,  worauf  er  sich  um  Hilfe  an  die  könig- 
lichen Grerichte  wendet  und  von  diesen  freigesprochen  wird.^; 
So  hatte  im  Jahre  1369  die  Königin  Johanna  von  Frank- 
reich als  Leibarzt  einen  als  Mediziner,  Mathematiker  und 
Sterndeuter  in  grossem  Ansehen  stehenden  Juden  aus 
Arles,  namens  Bendieh  Abin,  der  sich  derart  der  Gunst 
der  Königin  erfreute,  dass  sie  ihn  und  alle  seine  Nachkommen 
von  allen  Steuern  befreite/^  Ebenso  hatte  im  15.  Jahr- 
hundert König  Rene  von  Anjou  beständig  jüdische  Aerzte 
um  sich.  Einer  derselben,  Peter  von  Nostredone,  der  Stamm- 
vater der  Familie  Nostradamus,  war  ursprünglich  Stadtarzt 
von  Arles;  da  er  jedoch  seine  Arzneien  selbst  bereitete 
und  an  die  Kranken  verkaufte,  erregte  er  den  Neid  der 
dortigen  Apotheker,  wurde  beim  Rate  beschuldigt,  dass  er 
gefälschte  Spezereiwaren  abgebe,  und  wurde  darauf  abge- 
setzt Er  trat  nun  in  den  Dienst  des  Herzogs  von  Calabrien, 
von  wo  er  einen  Ruf  an  den  Hof  des  Vaters  dieses  Herzogs, 
des  Königs  Rene  von  Anjou,  erhielt  Hier  trat  Nostradamus 
zum  Christentum  über  und  ward  bald  der  geheime  Ver- 
traute des  Königs,  der  mit  ihm  viel  über  „himmlische  Dinge'^ 
sprach.^^)  Ein  anderer  berühmter  Arzt  und  philosophischer  Rat- 
geber König  Renes  war  der  Jude  Abraham  Salomon  von  Sai nt 
Mazimin;  auch  dieser  genoss  vollständige  Steuerfreiheit^^) 

«•)  Dtpping,  Jaden  im  Miltelalter,  8.  268,  283,  165,  282,  865  f.,  264. 
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Man  sieht,  den  Hanptbeweggrand  bei  «dem  Vorgehen  gegen 
die  jüdischen  Äerzte  im  13.  Jahrhundert  bildet  das  wirt- 
schaftliche Interesse  der  in  allzn  grosser  Anzahl  yor- 
hsBdenen  christlichen  Aerzte  und  Apotheker. 

Sehen  wir  so  die  Juden  im  13.  Jahrhundert  auch  in  ihrer 
Thstigkeit  als  Aerzte  wesentlich  eingeschränkt,  so  wird  die  Be- 
liandlung  der  judischen  Aerzte  im  14.  Jahrhundert  entschieden 
besser,  insofern  jetzt  die  Staatsr^erung  im  Gegensatze  zur 
Kirche  nichts  mehr  gegen  die  Ausübung  der  ärztlichen  IVaxis 
durch  die  Juden  einwendet,  sofern  diese  den  Befähigungs- 
nachweis hiezu  erbracht  haben.  So  erlässt  im  Jahro  1^1 
König  Jakob  Yon  Aragon  ein  Gesetz,  wonach  die  Ausübung  der 
HeUknnde  im  Gebiete  von  Montpellier  ohne  vorherge- 
gangene Prüfung  und  Erhebung  zum  Licentiaten  aUen 
Christen  und  Juden  verboten  wird  und  am  27.  Dezember  1362 
gestattet  die  Krone  Ton  Frankreich  aUen  Juden  im  Süden, 
welche  die  Heilkunde  und  Chirurgie  ausüben  wollen, 
dies  unter  der  Bedingung,  dass  sie  die  Torgeschriebene 
Staatsprüfung  vor  dem  Reichslandvogt  (s&iechal)  von 
Beaucaire  bestanden  haben;  alle  entgegenstehenden  Ver- 
bote von  Konzilien,  Synoden  und  Stadtbehörden  sollten 
nichtig  sein.^')  Während  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
die  jüdischen  Hochschulen  in  Montpellier  und  Narbonne 
aufhören,  genieesen  damak  namentlich  die  jüdischen  Hoch- 
schulen der  Langue  d'oc  und  der  Provence  einen  hervor- 
ragenden Ruf  als  Pflanzstätten  der  Heilkunde;  woneben  aber 
zahlreiche  Juden  mit  Vorliebe  als  Mediciner  die  christlichen 
Universitäten,  namentlich  die  berühmte  Fakultät  von 
Montpellier,  besuchen,  wohl  um  ihrer  Verpflichtung  zur 
Ablegung  der  staatlichen  Prüfung  besser  nachkommen  zu 
können,  wobei  indessen  der  Fall  mannigbch  vorgekommen 
zu  sein  scheint,  dass  sich  die  Juden  weigerten,  sich  der 
staatlichen  Prüfung  zu  unterwerfen.  Solässt  im  Jahre  1891 
die  Universität  Paris  einen  Juden  vor  Gericht  laden,  weil 
er  die  Heilwissenschaft  ausgeübt  hatte,  ohne  Lioentiat  zu 
sem;  der  Jude  berief  sich  zwar  darauf,  die  französischen 
Juden  haben  das  Recht,  alle  Handwerke  und  Grewerbe  aus- 
zuüben, allein  das  G^dht  entschied  für  die  Anschauung  der 
Universität.^') 

Was  bei  aller  Sachkenntnis  und  Gewandtheit,  die  man 
den  jüdischen  Aerzten  offenbar  zutraute,  immerhin  bedenklich 
erschien,  waren  die  oft  recht  zweifelhaften  Dienste,  zu  welchen 
sie  sich  manchmal  gebrauchen  liessen.  So  liefert  z.  B.  im 
Jahre  1480  ein  jüdischer  Arzt  dem  Edelmann  Johann  von 
Vega   Gift,    um    seinen   älteren   Bruder  zu  töten,    dessen 


^*)  Depping,  Juden  im  MiUelalter,  8.  281  f.,  246,  827. 
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Erbschaft  dieser  wünscht;  das  Verbrechen  wird  aber  entdeckt 
nnd  die  Folge  ist,  dass  der  Edelmann  das  Ordenskleid 
nehmen  muss,  während  der  Jude  sich  selbst  entleibt,  am  den 
Foltern  der  öffentlichen  Hinrichtung  zu  entgehen/') 

Was  die  Ulmer  Verhältnisse  betrifft,  so  war,  wenigstens 
am  Ausgange  des  15.  Jahrhunderts,  auch  hier  den  Vor- 
schriften des  kanonischen  Rechts  entsprechend  den  Christen 
der  Gebrauch  Ton  jüdischen  Aerzten  Terboten: 
so  heisst  es  z.  B.  in  einer  Aufenthaltsverwilligung,  welche 
der  Rat  von  Ulm  am  9.  Juni  1494  dem  Juden  Jakob  Ton 
Haigerloch  ausstellt,  dass  dem  betreffenden  Juden  der 
Aufenthalt  nur  unter  der  Bedingung  eingeräumt  werde,  „dass 
er  nitarzneie,  so  lang  er  hier  seie."**)  Gleichwohl  war  auch 
in  Ulm,  namentlich  in  den  angeseheneren  Kreisen,  der  Glaube 
an  die  jüdischen  Aerzte  sehr  gross,  so  dass  sich  z.  B.  im 
Jahre  1450  der  Ulmer  Geschlechter  Heinrich  Besserer,  als 
er  gefangen  und  krank  in  Günzburg  lag,  von  einem  jüdischen 
Arzte  namens  Seligmann  behandeln  liess.^")  Vollends  io 
späterer  Zeit,  seit  der  Durchführung  der  Reformation,  finagte  man 
nach  diesen  kirchlichen  Geboten  nichts  mehr  und  die  jüdischen 
Heilkundigen  konnten  jetzt  ihrem  Gewerbebetrieb  angestört 
nachgehen.  So  nimmt  z.  B.  am  28.  Januar  1536  der  bekannte 
Ulmer  Bürgermeister  Bernhard  Besserer,  der  Freund  der 
Reformation,  einen  Juden  als  Leibarzt  in  seine  Dienste,  zu 
welchem  Zweck  er  mit  demselben  einen  regelrechten  Dienst- 
vertrag  abschliesst,  laut  dem  der  Jude  David,  ein  „sipphafter 
berühmter**  Arzt,  sich  auf  zwei  Jahre  als  Leibarzt  in  die 
Dienste  Besserers  stellt.  Er  verpflichtet  sich,  bei  Besserer  zu 
erscheinen,  so  oft  dieser  ihn  rufen  lässt,  und  erhält  hiefür  ein 
Jahrgehalt  von  50  Gulden.  Was  es  mit  dieser  Bestallung  für 
eine  Bewandtnis  hatte,  darüber  geben  weitere  urkundliche 
Nachrichten  Aufschluss.  Auf  der  Rückseite  des  Bestallungs- 
briefs stehen  nämlich  die  Worte:  „Nota.  In  der  geheimen 
handlung  fiudst,  warumb  dise  bestallung  uffgericht  worden", 
und  in  einem  Verzeichnis  der  durch  die  Rosenbergische  Fehde 
vom  Jahre  1536  verursachten  Kosten  steht:  „So  haben  alsdann 
auch  meine  herren  mit  Davidt  iuden  ein  bestalung  getrofen 
also,  dass  sie  ime  alljärlich  zwei  iar  laug  ie  des  iars  50  gülden 
raichen,  im  auch,  wenn  er  Hans  Thoman  erwürg  oder 
um  bring,  1000  gülden  verhaisen."  Ferner  heisst  es  dort: 
„Uf  anbringen  meines  herm  Bernhards  Besserers  ains  iuden 
halb,  der  ain  arzt  und  bestallt  ist,  und  was  derselbig  go- 
handelt,  ist  daruf  geschlosen,  dass  mein  gnädiger  herr  Jörg 

«*)  Urkunde  vom  Montag  nach  Medardui  1494,  Mspt  Jftger,  Ulms 
VerfasBUDg,  8.  448. 

^  Schreiben  vom  Samstag  vor  Math&ai  1460.  Jftger,  Ulms  Ver- 
fassung, 8.  898. 
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Besserer  diser  Sachen  halben  mit  dem  lantgrafen  handeln  sol; 
dabi  sol  dem  luden  sin  halb  dinstgelt  gebeoi  werden/^  Ferner 
hdast  es  in  einem  alten  Registerbnche:  ,Jtem  so  ist  bei  ein- 
ander gebunden  ain  gehaim  haiidlung,  wie  mit  etlichen  ver^ 
trauten  personeu  im  stillen  gehandelt,  welcher  massen  Hannss 
Thoman  Ton  Bosenberg  niedergeworfen  oder  abgeleibt  werden 
mochi^*^^)  Es  ist  demnach  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass 
der  Jadenarzt  David  im  Namen  des  Bundes  den  Hans  Thoman 
ron  Boeenberg  aus  dem  Wege  schaffen  sollte  und  der  Bürger- 
meister  Bernhard  Besserer  sich  nicht  scheute,  zu  diesem  Ver- 
bredien  die  Hand  zu  bieten. 

b.    Di«  JidangtiMind«  ili  DarUilitigtBMUBiokalfe. 

Neben  diesen  Thätigkeiten  als  freie  Grosshündler 
oder  als  Aerzte  trieben  die  Juden  während  eines  grossen 
Teils  des  Mittelalters  als  zünftige  Kleinhändler  den 
Zwischenhandel  mit  Zinsen,  indem  sie  das  ausschliess- 
liche Becht  besassen,  „Schaden*',  d.  h«  Zinseszinsen, 
zu  nehmen.  Was  ihnen  dieses  zünftige  Freiheits- 
recht während  dieser  Zeit  sicherte,  war  das  Bedürfnis  weiter 
Kreise  nach  einer  solchen  Einrichtung  und  die  Erkenntnis, 
dass  lange  Zeit  niemand  in  der  Lage  war,  dem  BedürAiis  nach 
Darlehen  in  derjenigen  Weise  gerecht  zu  werden,  wie  es 
die  Juden  verstanden/^)  Der  Maugel  an  Edelmetall  liess 
den  Regierungen  die  Hilfe  der  Juden  lange  als  unabweisbar 
erscheinen  und  die  Steuer  fähi  gkeit  der  kapital- 
kräftigen Judengemeinden  war  für  die  damaligen 
Landesherren  höchst  wünschenswert.  Man  ist  ängstlich 
darauf  bedacht,  möglichst  viele  reiche  Juden  im  Lande  zu 
habeD,  um  diese  hoch  besteuern  zu  können,  und  duldet  es 
desslialb  nicht,  dass  diese  das  Land  verlassen,  wie  man 
andererseits  besorgt  ist,  diesen  den  Geschäftsbetrieb  dadurch 
zu  sichein,  dass  man  ihnen  ein  ausschliessliches  Frei- 
heitsrecht auf  ihren  Gewerbebetrieb  als  Darleiher 
dnranmt,  dass  man  sie  zu  Darleiherzwangsgenossen- 
schaften, zu  Darleiherzünften  macht  Von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  werden  die  Juden  die  einzigen  Personen 
im  römischen  Iteiche,  welche  dem  kanonischen  Zinses- 
zinsenverbote nicht  unterworfen  sind,  es  steht 
ihnen  allein  das  Becht  zu,  rückständige  Zinsen  zum 
Hauptgut  zu  schlagen,  auf  diese  Weise  ein  neues 


^)  J&ger,  Ulms  Yerfassang,  S.  448  f.  AasfOhrlicbes  Ober  den  Roseu- 
berger  bei  Scbmid-PfiBter,  Ulm.  Reform-Gescb.,  Tb.  2.  Im  Jabre  1546 
fiUigt  Albrecbt  Ton  Rosenberg  zwei  Ulmer  Postboten,  Geiger  und  Scbmal- 
figang,  ab  und  verlangt  fQr  deren  FreilaBsnng  800  Gulden,  tbnt  es  aber 
sdüksslich  am  60  Gnlden.    Mitteü.  Ton  Prof.  Dr.  Egelbaaf. 

^  Vergl.  biezn  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8. 182 
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Hauptgut  au  bilden  nnd  daraus  Zins  sa  nehmen.  Der 
Judenzunftgenosse  allein  hat  das  Becht,  Zwischen- 
handel mit  Zinsen  zu  treiben,  wie  der  Metzgerznnft« 
genösse  allein  das  Recht  hat,  Zwischenhandel  mit 
Fleisch  zu  treiben,  welches  mit  dem  Beile  geschlagen  wird, 
wie  der  Schuh  mach  erzunft  allein  das  Recht  zusteht, 
Zwischenhandel  mit  Schuhen  zu  treiben,  wie  den 
Schmieden  der  Zwischenhandel  mit  allen  Erzeugnissen 
gehört,  die  mit  dem  eisernen  Hammer,  wie  der  Zimmer« 
leutezunft  der  Zwischenhandel  mit  allen  Erzeugnissen 
r/jsteht,  die  mit  dem  hölzernen  Hammer  gefertigt  werden, 
'7iG  der  Krämerzunft  aller  Zwischenhandel  eingeräumt  ist, 
ier  mittelst  Kleinwage  und  Elle  „gehandwerkt^^  wird,  wie 
der  Bauleutezunft,  „d.  h.  den  Bauern,  die  Oeissel,  der 
jierzlerzunft  das  Mässlein,  dem  Rate  aber  die  Oross- 
aandelswage  oder  das  Kaufhaus  gehört^*  „Nee  tarnen 
ita  arctata  sunt  artificia,  ut  uuUus  ausus  sit  nisi  de  zunfta, 
in  eis  operari,  sed  quilibet  civis  potest  pro  sua  domo, 
si  seit  artificium,  laborare,  et  quilibet,  cuiuscunque  cou- 
ditionis  sit,  potest  paunos  in  sua  valva  vendere,  ita 
tameu,  ut  civitati  solvat  quatuor  libras;  similiter  et  lanam 
fabi  potest  quilibet  venalem  habore^\  schreibt  Felix  Fabri^*) 
charakteristisch  über  das  Zunftrecht.  Jeder  Bürger  hat  das 
Recht,  jedes  beliebige  Handwerk  auszuüben,  wenn  er  sich 
dessen  getraut,  und  das  so  gewonnene  Erzeugnis  zu  verkaufen, 
ohne  dass  er  desshalb  einer  Zunft  anzugehören  hätte.  Jeder- 
mann darf  z.  B.  einen  Dachstuhl  machen  und  diesen  einem 
andern  verkaufen,  ohno  ein  Zunflrecht  zu  yerletzen.  Eine 
Nälyungfer,  die  auf  Bestellung  ein  Paar  Kinderbeinkleider  in 
ihrer  Wohnung  oder  im  Hause  des  Bestellers  fertigt,  greift 
nicht  in  das  Schneiderzunftrecht  ein;  ein  Bürger,  der  seinem 
Nachbar  gegen  Entgeld  ein  Tier  schlachtet,  verletzt  nicht  das 
Vorrecht  der  Metzgerzunft,  ebensowenig  ein  Bürger,  der  Fleisch 
ausserhalb  der  Stadt  und  des  Zehntens,  also  im  ZoUauslande, 
kauft  und  in  der  Stadt  wieder  verkauft  Wohl  aber  wird  sich 
die  Zimmerleutezunft  sofort  beim  Rate  beschweren,  weun  ein 
Bürger  Zimmerknechte  einstellt  und  diese  dritten  Personen 
Zimmermannsarbeiten  gegen  Entgdd  für  seine  Rechnung  an- 
fertigen lässt;  wohl  wird  die  Metzgerzunft  aufbegehren,  wenn 
ein  Nichtzünftler  seinem  Nachbar  ein  Stück  Grossvieh  durch 
seinen  Knecht  mit  dem  Beile  schlagen  lässt  und  dafür  ein 
Entgeld  nimmt  oder  wenn  er  von  einem  Bürger,  der  selbst 
geschlachtet  hat,  eine  der  Metzgerzunft  zustehende  Fleisch- 
sorte  aufkauft  —  denn  nicht  alle  Fieischsorten  gehören  den 
Metzgern  —  und  in  der  Stadt  wiederverkauft    Ein  Taglöhner, 


^  Vceiennsyer,  TracUtoi  Felidt  Fabri,  B.  18a 
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der  die  Azt|  die  Flaadierhaeke»  den  Gartnerapatetif  die  Fiüir- 
nuMiiiflgeiflel  sa  fuhren  venteht  und  dem  Bärger  gegen  Entgeld 
dieee  Handfertigkeit  sor  Verf&gang  stelit,  greift  nicht  in  das 
Zimmerlente*f  Metiger-,  Oärtner-  oder  BauleateBnnftrechl  ein. 
Der  reine  Lohnaimmermann,  LohnmeUger,  Lohnpferdeftihrer 
braadit  kein  ZonAieoht,  er  ist  ein  gedingter  llaasarbeiter, 
kein  Znnftmeieter.  Die  Nähjnngfer,  der  Pferdeknecht  dee 
Grosshändlers ,  der  Qärtnertaglöhner  des  Gesehlechters,  der 
ein&che  Lohnschiächter,  der  Lohnximmermann,  der  Lohnwoll- 
schläger bedürfen  su  ihrem  Handwerksbetriebe  keines 
Znnftrechts.  Sie  sind  nur  brnderschaftspflichtig 
und  sahlen  die  Kerzengelder,  die  Kranken-  nnd  Leichen- 
kusnonbeiträge,  aber  sie  haben  kein  Meisterrecht,  d.  h. 
kein  Recht  auf  den  Zwischenhandel  mit  dem  der 
Znnft  Terliehenen  Erzeugnis.  So  darf  auch  vom  Rate 
SOS  jeder  Bürger  Zinsen  um  sein  Geld  Ton  einem  andern 
Bürger  kaufen,  aber  Zwischenhandel  mit  Zinsen  zu 
treiben,  d«  h«  Zinsforderungen  anderer  Personen  aufzukaufen, 
diese  zu  einem  neuen  Hauptgut  oder  Kapital  zu  machen 
und  hieffir  einen  Zins  festzusetzen,  also  „Schaden*'  oder 
Zinses zins  zu  nehmen,  ist  nur  den  Judenzunftgenoesen 
gestattet  und  die  Landesherrschafken  sind  desshalb  auch 
überall,  wo  eine  solche  Judendarleiherzunft  eingerichtet  ist, 
stets  bestrebt,  den  Genossen  dieser  Zunft  ihr  Zunftrecht  zu 
wahren. 

Die  Sicherung  dieser  Rechte  der  Juden  geschah  zu*^ 
nächst  dadurch,  dass  der  Wettbewerb  auswärtiger  Dar- 
leiher thunlichst  beschränkt  wurde.  So  schliesst  im 
Jahre  1198  König  Philipp  ton  Frankreich  mit  dem 
Grafen  Thibaud  Ton  Champagne  einen  Vertrag  ab, 
nach  dem  beide  Teile  yersprechen,  sich  gegenseitig 
ihre  Juden  nicht  zurückzuhalten  und  nicht  zu  ge- 
statten, dass  die  Juden  des  einen  Landes  Darlehen 
an  dieUnterthanen  des  andern  Landes  gewähren.^^) 
So  räumt  im  Jahre  1208  die  Krone  Yon  Frankreich  dem 
reichsten  Juden  der  Grafschaft  Champagne,  Cresselin, 
das  Recht  ein,  im  ganzen  Gebiet  der  Krone  Geld  gegen 
Zinsen  auszuleihen.^^  So  wird  im  Jahre  1268  in 
Barcelona  atten  Lombarden,  Lucchesen,  Flo- 
rentinern und  Pisanern  verboten,  Geld  gegen  Zinsen 
darzuleihen.^^  So  stellt  im  Jahre  1306  der  Dauphin 
Hombert  L  einer  jüdischen  Gesellschaft  einen  Freiheits- 
brief aus,  durch  welchen  derselben  das  Recht  eingeräumt 
wird,  in  G  renoble  eine  Bank-  oder  Darleihergenossouchaft 
zu  errichten.  Den  GeseUschaftem  wurde  gegen  Bezahlung 
Ton  40  Franken  und  eine  Jahressteuer  von  10  Pfd.  für  jede 

«')  Deppiiig,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  146  f.,  1B8,  80«,  208,*  196.  802. 
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Pereon  BefreiiiDg  tod  allen  öffentlichen  Lasten  eingereamt  und 
ihnen  gestattet,  Geld  gegen  Zinsen  aasxuleihen,  und 
das  mit  dem  Jndeneid  bekräftigte  Wort  der  Genossen  sollte 
ausreichend  sein,  um  ihnen  ihr  Recht  gegen  ihre  Scholdaer 
zu  verschaffen.  Alle  Pfänder,  welche  binnen  Jahresfrist 
nicht    eingelöst   wurden,    sollten    dem    betreffenden 
Juden   yerfallen    sein.     Der   Abschlnss  der   Darlehens- 
vertrage    konnte    lediglich    durch    Privatunterschrift 
erfolgen   und   die   Schuldner    konnten   ohne   Mitwirkung 
der    Gerichte    zur    Zahlung    angehalten  werden. 
Den    Genossenschaftern    war    dabei    freigestellt,    ihre   Bank 
von   Grenoble  weg    an    einen    andern    Ort    des    Delphinats 
zu  verlegen.  ^^)    ^  erhalten  im  Jahre  1338  die  Juden  von 
Frankfurt  das  Recht,  über  die  Aufnahme  neuer  Genossen 
in  ihre  Gemeinde  selbst  zu  entscheiden.^^)     So  gründet  im 
Jahre    1345  König  Karl  IV.  von   Böhmen   in   Iglau    ein 
Judenviertel    mit     der    ausgesprochenen   Absicht,   den 
dortigen  Handel  und  Verkehr  durch  Beschaffung  der  nötigen 
Geldmittel    zu    heben.      Es    blüht  bis   zum   Jahre    1426/^ 
So  verordnet    im  Jahre   1340  der   Rat    von   Winterthur, 
wenn  ein  Bürger  der  Stadt  Geld  bei  einem  Fremden  borge, 
solle  er  verpflichtet  sein,  dies  „dem^'  Juden  in  Winterthnr 
mitzuteilen,  „darumb,   das  dem  inden  gefolge,  das  ihm  denn 
billig  werden  solle."  ^*)     So    erlaubt   im  Jahre  1341    König 
Johann  von  Böhmen   der  Stadt  Budweis,  „zwei"   Juden 
bei  sich   aufzunehmen.^*)    So  erlaubt  im  Jahre  1364  König 
Kasimir   von    Polen   der    Universität  Krakau,    für    einen 
Wechsler  oder   Juden  Sorge    zu   tragen,    der  genügende 
Mittel  habe,  um  im  Bedürfhisfalle  den  Studenten  gegen  gute 
Pfandsicherheit  Qe\d  darzuleihen,  und  nicht  mehr  Zinsen  (pro 
servitio)  fordern  sollte,  als  einen  Groschen  monatlich  von  der 
Mark.^*)  Man  sieht  daraus,  wie  klein  noch  um  diese  Zeit  an 
den  meisten  Orten  die  jüdischen  Niederlassungen  sind; 
es  sind  eine,  zwei,  drei,  vier  Judenfamilien,  welche  die  ganze 
Gemeinde  bilden  und  das  Darleihergeschäft  besorgen. 

Aber  wie  dem  Rechte  der  einzelnen  Zunftgenossenschaften 
auf  den  ausschliesslichen  Handelsbetrieb  die  Pflicht  gegen- 
übersteht, dieses  Amt  voll  und  ganz  zu  versehen,  wie  die 
Metzger  bei  Verlust  ihres  Privilegiums  die  Pflidit  haben,  die 
Bürger,  bezw.  in  der  alten  Zeit  die  Hofhaltung  des 
Grundherrn,  in  ausreichender  Weise  mit  Fleisch  zu  ver- 
sorgen, wie  der  Krämer  für  Spezerei  und  fremdländisches 
Gewand  zu  sorgen  hat,  wenn  er  nicht  die  Kündigung  des 
Lieferantenvertrags  seitens  des  Grundherrn  gewärtigen  will, 
so   muss  der  Hofjnde  bezw.  später  die  städtische  Judenge- 

*•)  Maurer,  St&dteverfassung,  Bd.  2,  8.  502  und  796. 
^*)  Stobbe,  Jaden  in  Deutschland,  8.  118  f.,  24. 
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Domenechaft  das  Geldbedürfnis  des  Hofherrn  bezw.  in  der 
späteren  Zeit  der  Stadtverwaltaiig  als  Landesherrii  in  ans- 
reidiender  Weise  befriedigen,  wenn  sie  nicht  ihres  Amtes 
Terlttstig  gehen  wollen.  So  erlässt  im  Jahre  12jK)  König 
Ludwig  IX.  yon  Frankreich  mit  Zostimmung  der  Beichs- 
stande  ein  Gesetz,  dem  zufolge  künftig  kein  Jade  mehr  ge- 
zwungen werden  darf,  einer  Landesherrschaft  Geld 
ZQ  leihen. ^^)  So  waren  nach  der  Strassburger  Juden- 
ordnung  die  Juden  schlechthin  verpflichtet,  gegen 
Pfänder  Darlehen  zu  geben.^)  So  bestimmte  das  Juden- 
priyil^  von  Winterthur  vom  Jahre  1340,  wenn  der  Jude 
einem  Bfirger  kein  Geld  leihen  könne,  solle  er  desshalb  nicht 
gestraft  worden,  nur  dürfen  die  Bürger  dabei  „nit  gefarlich 
gesumt^^  werden;  sollte  es  sich  aber  herausstellen,  dass  der 
Jude  absichtlich  Gefahr  gebraucht  habe,  z.  B.  dass  er  den 
Bürgern  Darlehen  versage,  Fremden  aber  Dar- 
lehen gewähre,  so  solle  der  Bat  den  Juden  dafür  zur 
ätrafe  ziehen.  Wie  die  Marktgemeinde  aus  der  Hof- 
Wirtschaft^  so  wächst  die  Judengemeinde  aus  dem 
Hofjudentum  heraus,  sobald  der  einzelne  HoQude  bei  der 
wachsenden  Anforderung,  welche  die  grösser  werdenden  Ver- 
hältnisse mit  dem  Herauswachsen  des  Burghöfe  zur  Burgstadt 
und  zur  Bürgerstadt  an  ihn  stellen,  nicht  mehr  imstande  ist, 
dieser  gerecht  zu  werden. 

Sind  es,  wenn  es  sich  um  kleinere  Darleben  handelt, 
die  einzelnen  Juden,  bei  denen  diese  aufgenommen  werden, 
80  erfolgen  die  grossen  Staatsanlehen  und  die  Schulden- 
kontrahierungen der  s^tischen  Gemeinden  in  der  Regel  bei 
den  Judengemeinden  bestimmter  Städte.  So  fügt  z.  B.  am 
14  März  1260  die  Familie  des  Jakob  vom  Stein  den 
Bürgern  von  Worms  durch  Räubereien  schweren  Schaden 
za,  so  dass  es  der  Stadt  an  Geld  fehlt  und  sie  nimmt  dess- 
halb „bei  den  Juden"  in  Worms  300  Pfd.  Hlr.  aut")  So 
überträgt  am  5.  April  1261  der  Bischof  Volrad  von  Halber- 
atadt  dem  Burggrafen  Burkhai-d  von  Qu  er  fürt,  der  sich 
ior  des  Bistums  Schulden  „bei  den  Juden ^  in  Quedlinburg 
(nspud  Judaeos  in  Quedlinburg")  verbürgt  hat,  die 
Burg  Emersleben,  das  Amt  Quenstedt  und  das  Amt  Graters- 
ieben, das  jährlich  40  Mark  Steuer  zahlt.  ^^)  Man  sieht,  das 
Anlehen  erfolgt  nicht  bei  einem  einzelnen  Juden,  sondern 
nbei  den  Juden"  schlechtweg,  die  Urkunden  sprechen  von 
nJuden"  schlechtweg,  wie  sie  von  „Bürgern*  schlechtweg 
sprechen.  Wenn  dabei  andererseits  wieder  Urkunden  vor- 
kommen, wo  derartige  Staatsanlehen  mit  bestimmt  genannten 

•^  NLeyer,  Aagsburger  SUdtrecht,  8.  56.    Stobbo,  Juden  in  Deutsch- 
'ttd,  8.  118  und  Anm.  102.  ^^ 

'0  Aronins,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  S.  275,  280,  285. 
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einzelnen  Jaden  aVgeediloflsenwerden,  so  ist  diu  bei  kleineren 
Städten  zumal  leicht  erklärlich.  Thatsächlich  bestanden  ja, 
wie  wir  früher  gezeigt  haben,  namentlich  in  den  älteren 
Zeiten,  die  Jadenkolonien  der  einzelnen  Städte  in  der  Regel 
nur  aas  wenigen  Familien.  Jadengemeinden  wie  die  in 
Nürnberg,  Köln,  Regensburg  mit  Dutzenden  ron 
Angehörigen  bildeten  eine  seltene  Ausnahme.  So  nehmen 
an&ngs  März  1263  die  Brüder  Heinrich  und  Werner  von 
Kien  und  die  Thallente  von  Frutigen  bei  den  Juden 
Joseph,  Liebermann,  Michel  und  Tolinus  in  Bern  140  Mark 
Silber,  für  die  sich  Rudolf  von  Striltlingen  in  ihrem 
Namen  dem  Bischof  von  Sitten  verpflichtet  hat,  für  188  Mark 
durch  genannte  Bürgen  auf^  indem  sie  sich  verpflichten,  den 
betrefienden  Juden  am  nächsten  J  ohannistauf erfest ,  dem 
24.  Juni  1263,  98  Mark  und  auf  Weihnachten  1268  den  Rest 
mit  90  Mark  heimzuzahlen.^^)  Hier  sind  also  vier  Juden  mit 
Namen  aufgeführt,  welche  wohl  die  ganze  Judengemeinde 
gebildet  haben.  So  bietet,  um  die  Schulden  seines  Bruders 
Albert  zu  beziüilen,  der  Herzog  Johann  von  Braunschweig 
seine  Güter  zum  Kaute  oder  Pfand  aus,  kann  aber  „bei  den 
Juden^*  auf  diese  Weise  kein  Geld  erhalten,  wesshalb  er  am 
22.  April  1263  seine  Güter  den  „Bürgern''  von  Lüneburg 
zum  PfiEuide  anbietet^*)  So  verspricht  am  14.  Juni  1265  der 
Bischof  Iving  von  Würzbarg  den  Brüdern  Krato  (Krafto?) 
und  Konrad  von  Hohen  lohe  200  Mark  Silber  zu  Bnrglehen; 
die  dem  Kraft  zustehenden  100  Mark  sind  derart  zu  zahlen, 
dass  er  auf  sein  Verlangen  ihn  bis  Jakobi,  den  25.  Juli,  von 
seinen  Verpflichtungen  gegen  die  „Juden  von  Würzburg"* 
befreit  Kann  der  Bischof  nicht  bezahlen,  so  soll  er  von 
dem  genannten  Zeitpunkt  bis  Martini,  den  11.  November, 
das  Geld  mit  den  inzwischen  nach  Schätzung  der  Juden 
aufgelaufenen  Zinsen  für  Kraft  bezahlen.  Geschieht 
diess  nicht,  so  hat  ihn  der  Bischof  bis  zum  27.  August  für 
das  Geld  und  die  Zinsen  schadlos  zu  halten«^')  So  geben 
im  Jahre  1268  die  „Juden  in  Worms^  den  dortigen 
„Bürgern^  im  Namen  König  Richards  und  im  eigenen 
Namen  300  Pfd.  Hlr.^^  Man  sieht,  auch  hier  ist  weder  von 
einer  Judengemeinde,  noch  von  einer  Bürgergemeinde 
die  Rede,  sondern  nur  von  „den  Juden^  schlechtweg  und 
„den  Bürgern''  schlechtweg.  Wie  unter  den  „Bürgern''  aber 
zweifellos  die  „universitas  civium",  die  christlidie  Bürger« 
gemeinde  von  Worms  zu  verstehen  ist,  so  ist  ebenso  zweifellos 
unter  den  „Juden  von  Worms"  die  „universitas  Ja« 
daeorum",  die  jüdische  Bflrgergemeinde  von  Worms  als 
Körperschaft  zu  verstehen.  So  geht  ein  Vergleich,  den  am 
8.  September  1268  der  Graf  Hermann  von  Henneberg  mit 

**)  Aronhu,  Regesten  zur  Qetchichte  der  Jaden,  8.  285,  291,  309. 
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dem  Bischof  Berthold  yon  Bamberg  abschliesst,  dahin,  dass 
dieser  die  Borg  Liebenbarg  bei  Brfinn  von  ihm  für  650  Pfd. 
Bamberger  oder  Coborger  Groschen  kauft.  Von  diesem 
Gfelde  soU  er  dann  den  ,,Juden  in  Bamberg*^,  denen  der 
Graf  yerscholdet  ist,  bis  spätestens  Michaelis,  den  29.  Sep- 
tember, 1268  180  Pfd.  Groschen  und  die  aufgelaufenen 
Zinsen  geben,  die  aber  nicht  sum  Kapital  ge- 
schlagen werden  dürfen.  Femer  soll  er  den  „Juden 
in  Lichtenfels'^  bis  spätestens  nächste  Martini,  den 
11.  November,  geben,  was  der  Oraf  ihnen  anweisen  wird, 
sowie  deren  nicht  zum  Kapital  zu  schlagende  Zinse.^*) 
So  hat  im  Jahre  1814  die  Beichsstadt  Esslingen  ein 
Anlehen  bei  den  „Juden  in  üeberlingen^  gemacht.**) 
So  nimmt  im  Jahre  1333,  als  der  Delphin  Humbeoi  nach 
Neapel  gereist  ist,  die  Regentin  Beatrix  yon  Viennois  in 
St.  Maoellino  bei  den  „Juden  des  Landes'^  ein  Anlehen  zur  Be- 
streitung der  Reisekosten  auf.  ^)  Man  sieht,  bei  allen  diesen 
Fällen  ist  es  nicht  ein  einzelner  Jude,  bei  dem  die 
Aufnahme  des  Darlehens  erfolgt,  sondern  es  ist  die  Juden- 
gemeinde des  betreifenden  Orts  oder  politischen  Bezirks 
alsDarleihergenossenschaft  und  wenn  in  zahlreichen 
anderen  Fällen  die  Aufnahme  von  Oeldem  bei  einzelnen 
Juden  erfolgt,  so  ist  bei  dem  engen  Verbände,  der  zwischen 
den  einzelnen  Genossen  bestand,  mit  Sicherheit  anzu- 
nehmen, dass  derartige  Anlehen  von  Orundherr- 
schaften,  wo  nicht  etwa  nur  ein  einzelner  Hof-  oder 
Stadtjude,  sondern  eine  wirkliche  Judengemeinde 
bestand,  von  der  ganzen  Genossenschaft  aufge- 
bracht und  unter  solidarischer  Haftbarkeit  der 
Genossen  übernommen  wurde,  wie  denn  auch,  sobald 
sich  einzelne  Judengemeinden  einem  Geschäfte  nicht  ge- 
wachsen vorkamen,  sofort  benachbarte  Gemeinden 
beigezogen  wurden. 

Die  Auffassung,  als  ob  es  den  Christen  überhaupt 
verboten  gewesen  wäre,  Zinsen  zu  nehmen,  ist  un- 
richtige; es  war  dem  Christen  eben  nuryerboten,  Schaden, 
d.  b.  Zinseszins,  von  seinen  christlichen  Brüdern  zu 
nehmen.  Jeder  Christ  hatte  auch  im  Mittelalter  das  freie 
Recht,  sein  erspartes  oder  sonst  erübrigtes  Geld  einem  andern 
Christen  gegen  die  Verpflichtung  zu  überlassen,  ihm  zu  be- 
stimmten Zeiten  dafür  ein  Entgeld  zu  geben,  nur  durfte  er, 
ialls  der  Schuldner  mit  diesem  Dienst  im  Rückstande  blieb, 
dafür  keinen  Schaden  oder  Zinseszins  fordern,  sondern 
dieses  Recht  hatte  nur  der  Jude.  Der  christliche  Gläubiger 
batte  also  nicht  das  Recht,  Verzugszinsen  zu  verlangen,  wenn 

**)  Depplog,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  206. 

•*)  Staßn,  Wirtemb.  OeMdiielite,  Bd.  8,  ».  146.    Vergl.  oben,  8.  19. 
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der  Schuldner  die  Heimzahlung  oder  die  Zinszahlung  ver- 
zog, sondern  er  musste,  wenn  er  nicht  befriedigt  wurde,  den 
betre£Penden  Schuldbetrag  bei  einem  Juden  aufoehmen,  wofür 
er  dieisem  auf  Kosten  des  Schuldners  Zinsen  versprach  und 
diese  Rechtsverbindlichkeit  nannte  man  den  „Schaden/*  Der 
Gläubiger,  welcher  das  Geld  aufnahm,  war  jetzt  dem 
Juden  für  das  Hauptgut  und  den  Schaden  haftbar, 
konnte  aber  vom  Schuldner  verlangen,  dass  er  ihn  schadlos 
halte.  Sein  Vorteil  war,  dass  er  das  Geld  sofort  erliielt, 
aber  es  drohte  ihm  die  Gefahr,  dass  der  Schuldner  auch 
später  nicht  imstande  war,  ihn  zu  befriedigen,  er  hatte  zu 
fürchten,  dass  er  nicht  nur  um  sein  Kapital  kam,  sondern 
noch  dazu  die  Zinsen  des  Juden  bezahlen  musste,  wesahalb 
eben  die  Bestimmung  erfolgte,  dass  der  das  Geld  beim  Juden 
Aufnehmende  Zinsen  sollte  versprechen  dürfen.  Der  Schuldner 
muss  darum  auch  im  Voraus  das  Aufnehmen  des  Geldes  ge- 
nehmigen, weil  eben  der  Jude  das  Geld  nur  gegen  Zins  gibt, 
und  diese  Zinsen  muss  darum  der  erste  Schuldner  tragen, 
indem  er  entweder  das  Hauptgut  nebst  Zinsen  dem  Juden- 
gläubiger  zahlen  musste  oder  beides  dem  ersten  Gläubiger 
zahlte,  worauf  dieser  die  Forderung  des  Juden  bereinigte. 
Meist  wurde  dabei  desshalb  auch  gleich  bestimmt,  wie  hohe 
Zinsen  der  nicht  befriedigte  Gläubiger  dem  Juden  versprechen 
durfte. ") 

Bekanntlich  wird  in  den  Vorschriften  des  alten  Testa- 
ments über  das  Zinseszinsennehmen  dieses  teils  überhaupt 
verboten  teils  aber  wird  darin  gesagt,  es  solle  nur  verboten 
sein,  von  einem  Genossen  des  eigenen  Volks  Zinses- 
zinsen zu  nehmen,  während  es  jedermann  freistehen  sollte, 
solche  von  Fremden  anzunehmen.  Auf  Grund  dieser  An- 
schauung nun,  auf  welche  sich  auch  das  kanonische 
Zinseszinsenverbot  stützt,  kam  die  talmudische  Theologie 
zu  verschiedenen  Resultaten.  Während  die  eine  kleinere  Partei 
das  Schadennehmen  überhaupt  verboten  sehen  wollte,  erklärte 
die  grössere  Partei,  die  Vorschriften  des  alten  Testaments 
müssen  so  aufgefasst  werden,  dass  eben  nur  das  Zinsen- 
nehmen von  Juden  bei  Juden  sündhaft  sei.  Was  dem 
Genossen  der  eigenen  Religionsfamilie  gegenüber  unstatthaft 
erschien,  konnte  dem  Nichtangehörigen  dieser  Familie  g^en- 
über  alis  völlig  berechtigt  gelten.  So  erklärte  schon  im 
Jahre  1146  der  Abt  Bernhard  von  Glairvaux  die  Verfolgung 
der  Juden  aus  dem  Grunde  für  unrecht,  weil,  wenn  den 
Juden  das  Zinseszinsennehmen  verboten  wäre,  es  gewisse 
Christen  noch  schlimmer  treiben  würden.  ^^)  So  wird  im 
Jahre  1240  im  Königreiche  Aragon  allen  Christen  verboten, 
die  rückständigen  Zinsen  zum  Hauptgut  zu  schlagen, 


&B 


)  Yergl.  hieEu  ätobbe,  Juden  in  Deutachland,  8.  114  iL 
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also  Schaden  oder  2än8essiii8  zu  nehmeo,  und  auf  dieso  Weise 
mdir  Zins  zu  erheben,  als  der  ursprüngliche  Pfandgegenstand 
Verl  gewesen  war.^  So  bestimmt  das  österreichische  Jndenrecht 
Tom  Jahre  1244,  wenn  ein  Christ  bei  einem  Juden  sein  P&nd 
ftosloee,  ohne  die  Zinsen  zu  bezahlen,  und  dieee  binnen  eines 
Monats  nicht  bezahle,  so  habe  er  Zinseszinsen  zu  geben.^^) 
So  adkliessen  im  Jahre  1244  der  Pfalzgraf  Otto  bei  Rhein, 
Herzog  Ton  Bayern,  Erzbischof  EberWd  von  Salzburg 
imd  die  Bischöfe  Rfidiger  von  Passau,  Si^^firied  von  Regen s- 
bnrg,  Konrad  von  Freising,  Friedri<£  Ton  Eichstedt 
lud  Heinrich  Ton  Bamberg  mit  allen  Grafen  und  Edel- 
leaten  einen  dreijährigen  Landfrieden  von  Jakobi,  dem 
25.  JuU  an,  in  dem  es  als  Landfriedensbruch  erklärt 
wild,  wenn  ein  Christ  von  jemand  anderem  als  Ton  Juden 
Schaden  nehme.^^)  Man  sieht,  dieser  Landfrieden  räumt  den 
Jaden  ein  Tollständiges  Monopol  auf  den  Zinseszius  ein. 
So  yerpflichtet  sich  am  29.  November  1258  Egidius  von  Hoier 
aus  Köln,  einigen  Rittern  in  bestimmten  Terminen  gewisse 
Gddsummen  asu  zahlen.  Hält  er  einen  Termin  nicht  ein,  so 
dörfen  jene  das  Geld  bei  den  Juden  aufnehmen  gegen  einen 
Zins  von  3  Denaren  wöchentlich  für  die  Mark,  falls  es  nicht 
billiger  zu  haben  ist,  Egidius  aber  muss  ihnen  den  Schaden, 
deo  sie  dadurch  erleiden,  ersetzen.^'')  So  verpflichten  sich  am 
21  April  und  1.  Mai  1272  die  Bürger  von  Köln,  dem  Grafen 
Adolf  von  Berg  jährlich  150  Mark  Kölnisch  zu  12  Soldi  zu 
zahlen  Bleibt  die  Zahlung  aus,  so  hat  der  Graf  das  Recht, 
das  Gdd  bei  den  Juden  gegen  einen  Zins  von  drei  Denareu 
Kölnisch  für  eine  Mark  und  eine  Woche  zu  entlehnen,  wälireud 
die  Bürger  für  Kapital  und  Zinsen  haften.^'')  So  verbietet 
im  Jahre  1342  König  Jakob  von  Aragon  alle  Darlehensver- 
trige  mit  Schadenbedingung  zwischen  Christen.  Wer  auf 
Pfander  geliehen  hat,  muss  diese  zurückgeben,  sobald  er  seine 
Forderung  auf  Grund  des  Judenzinsfusses  erhalten  hat^*) 
So  wird  in  Ulm  im  Jahre  1376  verordnet,  kein  Bürger  der 
Stadt^  er  möge  Edelmann  oder  unedel  sein,  Frau  oder  Mann, 
Aiisbürger  oder  Eingesessener,  solle  Geld  ausleihen  und  dabei 
anerlaubten  Zwischenhandel  mit  Zinsen  (gefarlichen  Dies- 
kanf)  treiben  dürfen.  Nur  das  Ausleihen  von  Geld  bis  zu 
einem  Zinssatze  von  10  Prozent  sollte  jedermann  ge- 
stattet sein.  Leihe  jemand  Geld  auf  liegende  Güter  oder 
Heirengülten  aus,  so  sollte  ihm  nicht  erlaubt  sein,  auf  ein 
Pfand  Herrengülten  weniger  als  25  Pfd.  Hlr.  oder  Guldou  zu 
leihen.  Blieb  jemand  mit  dieser  Zinszahlung  im  Rückstande, 
80  sollte  verboten  sein,  sich  für  die  noch  unbezahlte  Summe 
vodienilich  für  jedes  Pfund    Hlr.   oder  jeden  Gulden  2  Pfg. 

••)  Depping,  Jaden  im  Mittdalter,  S.  294  f.  ^  ^_,  ^„  ^,^ 

*^  Anndoi^  Begetten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  284  tf.,  287, 268, 818. 
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oder  Hlr.  geben  zu  lasseu,  vielmehr  sollte  der  Gläubiger  sucheD, 
durch  weitere  Liegenschaften  sich  Ersatz  für  seinen  Schaden 
zu  schaffen.  Betreffs  aller  vor  Erlass  des  Gresetzes  ausge- 
gebenen Gelder  aber  wurde  festgesetzt,  der  Gläubiger  solle 
auf  den  zur  Heimzahlung  festgesetzten  Tag  sein  Geld  zurück- 
nehmen. Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung 
sollten  nur  die  Juden  sein.^®)  So  erklärt  im  Jahre  1470^ 
als  Kaiser  Friedrich  HL  den  Juden  das  Aufenthaltsrecht  in 
Nürnberg  verlängerte,  derselbe,  Handel  und  Gewerbe  können 
ohne  Zinseszins  (Schaden)  nicht  bestehen;  es  sei  aber  das 
kleinere  Uebel,  wenn  man  den  Juden  das  Nehmen  von  Zinses- 
zins  erlaube,  als  wenn  man  es  den  Christen  zulasse.'*)  Man 
sieht,  nur  der  Jude  hat  jetzt  noch  das  Recht,  Zinseszinsen 
zu  kaufen,  also  Zwischenhandel  mit  Zinsen  zu  treiben,  dem 
Christen  war  dies  verboten.  Dass  diese  Bevorzugung 
der  Juden  durch  die  Kirche  zu  Unzuträglichkeiten 
führen  musste,  war  unumgänglich,  waren  doch  die  Juden 
jetzt  ohne  allen  Wettbewerb  und  die  Folgen  stellen  sich  denn 
auch  alsbald  ein.  So  beschliesst  am  29.  Juni  1255  der 
Rheinische  Bund  in  Mainz,  kein  Jude  solle  künftig  bei 
10  Mai'k  Kölnisch  Strafe  mehr  Zinsen  als  wöchentlich 
2  Denare  vom  Pfunde  Kölner,  Haller  oder  Strassburger 
Münze  nehmen.  Laute  der  Vertrag  aber  auf  ein  Jahr,  so 
solle  der  Jude  vom  Pfunde  4  Unzen  erhalten.  Die  Be- 
stimmung sei  nötig,  weil  die  christlichen  Geldverleiher 
aus  der  Kirchengemeinschaft  ausgestossen  und  durch  Richter- 
spruch zur  Herausgabe  der  Zinseszinsen  verurteilt  werden.^) 
So  bestimmt  die  Augsburger  Judenordnung  vom  Jahre  1276, 
kein  Jude  solle  auf  sein  Pfand  mehr  an  Hauptgut  und  Zinses- 
zinsen (Schaden)  erhalten,  als  das  Pfand  wert  sei.*^) 

Die  Versuche,  das  Nehmen  von  Schaden  auch  den 
Juden  völlig  zu  verbieten,  sind  von  der  Kirche  wiederholt 
gemacht  worden,  konnten  aber  aus  naheliegenden  Gründen 
von  keinem  Erfolg  sein,  da  schliesslich  jeder  Arbeiter  seines 
Lohnes  wert  ist  und  desshalb  der  Jude,  wenn  er  für  die 
Mühe  der  Beschaffung  von  Geld  gegen  Pfandsichorheit  ein 
massiges  Entgeld  beansprucht,  völlig  in  seinem  Rechte  ist 
So  wird  z.  B.  unter  König  Jakob  von  Aragon  den  Juden 
verboten,  jährlich  mehr  als  20  Prozent  Zins  zu  nehmen 
oder  die  Zinsen  zum  Kapital  zu  schlagen.*')  Mit 
Recht     erklärten    desshalb    auch   die    französischen    Stände, 

^)  J&ger,  Ulms  Verfassung,  S.  896  f. 
^*)  Htobbe,  Jaden  in  Deatschlaod,  8.  107. 
^)  AroniaSj  Regesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  8.  260. 
Der  betreffende  Zinssatz  beträgt  beim  Wochendarlehen  48Vti  M>d 
Jahresdarlehen  88  Vb  Prozent. 

*M  Meyer,  Aagsburger  Stadtbach,  8.  64  f. 
•^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  298. 
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als  König  Ludwig  DL  TOn  Frankreich  (1226 — 1270)  das  Nehmen 
Ton  Zinseszinsen  ganz  beseitigen  wollte,  die  bau  er n  und 
die  Kaufleute  können  der  jüdischen  Gelddarleiher  nicht 
entbehren;  es  sei  aber  entschieden  besser,  jüdische  als  christ- 
liche Darleiher  zu  haben.  ^*)  So  bildet  sich  denn  auch  all- 
mählich betrefiis  des  Darleihgeschäfts  ein  gesetzlich  geordnetes 
Verhältnis  in  allen  Lajidem  heraus,  bei  dem  beide  Teile  wohl 
bestehen  können  und  welches  mehr  oder  weniger  gewaltsame 
Veränderungen  nur  dann  erleidet,  wenn  die  Schwäche 
heruntergekommener  Fürstengeschlechter  dem 
krankhaften  Erwerbs  triebe  der  Juden  allzugrosse 
Freiheit  der  Bewegung  gestattet 

«.    Der  WettlMwerb  dn  Luiibnim  iiad  XowtrtMkfi. 

In  dieser  ihrer  Stellung  als  Geldleihergonossen- 
sc haften  standen  die  Juden  indess  nicht  ohne  Wettbewerber 
da;  solche  waren  vielmehr  in  doppelter  Weise  vorhanden, 
nämlich  einmal  in  Gestalt  der  Lombarden  und  dann  in  Ge- 
stalt der  Kowertschen.  Schon  mindestens  seit  dem  Anfang 
des  9.  Jahrhunderts  sehen  wir,  wie  neben  die  seither  im 
HandelsY^kehr  allmächtig  schaltenden  Juden  christliche  Wett- 
bewerber treten.  So  gibt  z.  B.  im  Jahre  828  Kaiser  Ludwig 
der  Fromme  einigen  Kaufleuten  einen  Freiheitsbrief,  der 
nnter  anderem  bestimmt,  dass  niemand  sie  beunruhigen,  ver- 
leamden  oder  sich  ihrer  Schiffe  namens  des  königlichen 
Dienstes  solle  bemächtigen  dürfen,  sondern  es  solle  ihnen  frei- 
stehen, dem  Kaiser  treu  zu  dienen,  wie  dies  den  Juden 
erlaubt  sei.*^  Man  sieht,  die  Juden  sind  damals  noch  die 
fast  unumschränkten  Beherrscher  des  Handels- 
Terkehrs,  aber  neben  ihnen  stehen  christliche  Ge- 
schäftsleute auf  und  beginnen,  ihnen  das  seither  allein 
beackerte  Feld  streitig  zu  machen.  Ebenso  ist  es  mit  dem 
Darleihgeschäft;  auch  in  diesem  treten  damals  christ- 
liche Geldleiher  den  Juden  zur  Seite,  welche  den  Namen 
öffentliche  Zinsleiher,  „usurarii  publici"  oder  „Ko- 
wertschen" fthren.  So  nimmt  in  den  Jahren  841—844  die 
Gräfin  Dodana,  die  Witwe  des  Grafen  Bernhard  von  Tou- 
louse, yon  Christen  und  Juden  grosse  Geldsummen 
auf.**)  So  rät  im  Jahre  1091  Wirpork,  die  Gemahlin  des 
Herzogs  Konrad  von  Böhmen,  diesem,  der  gegen  seinen 
Bruder  Wratislaus  von  Böhmen  zu  Felde  ziehen  will, 
wenn  er  Schätze  gewinnen  wolle,  sich  nach  der 
Prager  Vorstadt  und  dem  Weiler  Wissegrad 
(Weissengret)  zu  wenden.  Dort  habe  es  eine  Masse  reicher 
Jaden  mit  Gold  und  Silber  und  die  reichsten  Kauf- 


^  Aronina,  Regesten  zar  Gescbichte  der  Jaden,  S.  41,  45. 
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leate  aas  aller  Herren  Länder,  die  begaterteten  Oeld- 
Wechsler  und  einen  Markt  reicher  Leate  fttr  die 
Soldaten.»*)  So  Terleiht  Kaiser  Friedrich  L  (1152— 1190) 
dem  Herzog  Heinrich  von  OeBter  reich  das  Recht,  „tenendi 
Jadaeos  et  nsararios  sine  imperü  molestia  et  ofFenaa."**) 
Man  sieht,  neben  den  Jaden  stehen  die  Zinseszins- 
nehmer  oder  „asnraril."  So  wird  am  17.  September  1156 
bei  der  Erricbtang  des  Herzogtums  Oesterreich  dem 
Herzog  das  Recht  erteilt,  ohne  Einsprach  des  Reichs  in 
allen  seinen  Ländern  Joden  and  öffentliche  Geld- 
leiher,  sogenannte  „Gawertschen",  za  halten  (teaere  Ja- 
daeos et  nsnrarios  pablicos,  qaos  Talgas  Tocat 
„gawertschin."")  So  werden  im  Aagast  1163  in  Kfiln 
auf  dem  JudeuhDgel  neben  dem  Jadenkirchhof  einige 
Katharer**)  verbrannt. •*)  So  kommen  im  Jahre  1 17 1 
dieJuden  Rabbi  Benjamin  aas  Vallendar  und  Rabbi  Abra- 
ham der  Schreiber  aus  Carentan  nach  Köln  und  stellen 


**}  Aromof,  Regestea  zur  GeschicliU  der  Jaden,  8.77,  iSä,  1S6, 
••)  Vergl.  8.  B. 
-)  Die  K*th»ri 
.  he  Sekte  in  TAU 
Biien,  OriecheDlftnd,  lUfFien  ood  Boanien  nach  Ober- 
italien,  8ttdfr«nkreich  and  WeatdeDtac bland,  teils  aber 
Aegypten  und  Nord«frik«  ukcb  Spanien  Terzweiete  und  im  Qegen- 
tatae  an  dem  rertoaMrlichten  Kircbeoweteu  stand.  Öa  Name  aollte  so 
▼iel  alt  „Beine"  bedenten,  weil  aie  die  Backkebr  nun  reinen  Leben 
Jesu  forderten.  Qewöbniich  hieaa  man  sie  ,Bnl garen",  irober  daa 
fransOaiacbe  Schimpfwort  „Bongre",  entstand,  auch  hieiaen  aie  „Pa- 
larener  (I'ataria  bei  Hailand),  Pnbiikaner"  (ron  pnblid  nsararii?), 
Popelitaner  (von  popolos?  „Dn  Poppel''.  noch  hente  in  Schwaben  ein 
8cbimphrort),  PnUcianer  und  in  den  Niederlanden  „Piphles' 
oder  ..Passageren",  d.  h.  Tagabnnden,  Schwirmer.  Ihr  amt- 
licher Name  in  der  iränkischen  Kansleiiprache  war  „bon  homme",  bonni 
bomo,  d.  h.  Freimann.  Sie  sind  FreÜente.  Ihr  deatscber  Name 
war  „Ketzer",  was  man  schon  von  „Chasaren"  abgeleitet  bat,  den 
bekannten  Bewohnern  der  Krim,  den  Wolgabol garen.  Auch  ^lanben 
einige,  lie  seien  eines  Staminea  mit  den  ,,  A  v  a  r  e  a'',  von  denen  die  Sage 
geht ,  sie  seien  nach  ihrer  Beaiegong  durch  Kaiser  Karl  den  Qroawn 
alle  .,Hftndler''  geworden.  (Vergl.  Beyd  Levantehandel,  Bd.  1,  S.  92] 
Lombardisch  heissen  sie  „Gaaaari.*'  Aeltolich  wie  die  Hsnichfcer 
übten  ihre  „perfecti",  welche  eine  Art  Priesterachaft  bildetea,  strenge  Enl- 
b«.U*«mt:cit,  verwarfen  die  Ehe,  den  irdischen  Bemts,  den  Dmgang  mit 
^V,^^:..I,:  ben,  den  Krieg  das  TOien  von  Tieren  und  den  Fleiscligentui, 
HAliMiiil  die  „credentes"  Frauen  nnd  Kinder  hatten  and  minder  strengen 
Voischriffi'n  nnterlagen.  Ihre  religiösen  Oebrtuche  waren  sehr  einbeh 
und  bcetnuden  nur  im  Gottesdienste.  Ihre  Grondanschannng  ist  ein 
'tnaliiiigctier  Psntbeismos,  indem  iwei  entgegen gesetste  Onindwesen,  das 
'jte  Ulli!  üas  Böse,  tod  Ewigkeit  za  Ewigkeit  mit  einander  kämpfen, 
e  Maietie  bat  einige  Lichtteile  der  Weltseele  Terschlniigen,  die  sieh  nach 
fretuii^;  aeknen,  worans  der  ..Jesns  patibilis"  entsteht.  Der  Manichter 
rwirfL  JuB  alte  Testament  ond  das  nene  Testament  gilt  ihm  nur  in  der 
lutuni;  Jet  Hanes.  Nach  dem  Tode  erfolgt  die  Ränigoiig  der  Seele 
rcb  Feuer  und  Wasser,  aber  keine  Aufentehona  dea   Fl^sdwsi  das 


,  aber  keine  AufentehonE  c 
nnd  die  WiederanflOsiing  oet 


der  Weltbrand  nnd  die  WiederanflOsuigdet  AUs  in  die  beiden 


—     101     — 

äch  auf  der  Strasse  auf,  um  ihr  Geschäft  zu  treiben, 
werden  aber  alsbald  durch  einen  dortigen  Geldwechsler, 
der  sich  dadurch  in  seinem  Erwerbe  geschädigt  sieht, 
der  Verbreitung  falschen  Geldes  bezichtigt  Es  ent- 
steht ein  Auflauf,  die  Juden  werden  ins  Gefängnis 
geworfen  und  alle  Bemühungen  der  Kölner  Judenge- 
meinde, durch  Bestechung  der  Richter  die  Frei- 
lassung der  Angeklagten  zu  erwirken,  sind  yergeblich; 
auch  der  Erzbisdiof,  an  den  sich  sogar  die  Juden  mit 
Bestechungyersuchen  heranwagen,  ist  fhr  dieses  Mittel 
unzugänglich,  die  Juden  werden  vor  Gericht  gestellt, 
Terurteilt  und  müssen  gegen  eine  Busse  von  105Silber- 
stQcken  ausgelöst  werden,  von  denen  75  die  Kölner  Juden- 
gemeinde und  die  Juden  der  dazu  gehörigen  benach- 
barten Städte,  die  übrigen  30  die  Angeklagten  bezahlen.^^ 
Wer  aber  waren  diese  Kowertschen?  Die  Frage  ist 
zweifelhaft  Thatsache  ist  jedenfalls,  dass  als  am  Beginn 
ie&  13.  Jahrhunderts  die  Kirche  mit  Verboten  gegen  das 
Zinseszinsennehmen  voi^eht,  sich  dieser  Angriff  ebenso 
gegen  die  Kowertschen  wie  gegen  die  Juden  richtet 
So  wird  am  1.  März  1227  auf  einer  Provinzialsynode  in 
Trier  verboten,  Geld  des  Gewinns  halber  bei  Cauwer- 
cinen  oder  Juden  anzulegen.*^  So  stellt  im  Jahre  1233 
Papst  Gregor  IX«  einigen  lombardischen  Kauflenton  Yon 
Siena  dne  Bescheinigung  aus,  wobei  diese  als  „mercatores 
camerae  noetrae,  campsores  nostri"  bezeichnet  werden*^), 
währrad  im  Jahre  1240  König  Heinrich  UL  Ton  England 
alle  in  seinem  Reiche  befindlichen  Kowertschen,  besonders 
die  Ton  Siena,  aus  seinem  Lande  ausweist**)  So  bestimmt 
der  Artikel  31  des  neuen  Judenrechts  für  das  Herzogtum 
Oesterreich  yom  Jahre  1244,  auch  die  Juden  dürfen 
nicht  mehr  Zinsen  nehmen,  als  wöchentlich  8  Denare 
Tom  Pfund.*^  Es  gibt  also  damals  in  Oesterreich  neben 
den  Juden  auch  noch  andere  Personen,  die  Zinsen 
nehmen.  So  werden  im  Jahre  1247  in  Douai  die  Ko- 
wertschen betreffs  ihrer  eigenen  und  der  fremden 
Kapitalien,   mit  denen    sie   Geschäfte   machen,  der  Steuer 

alten  Reiche  des  Lichts  and  der  Finsternis.  Seit  Kaiser  Diokletian 
(284—906)  wird  die  Sekte  ?om  römischen  Reiche,  seit  der  Mitte  des 
4.  Jahrhunderts  Yon  der  katholischen  Kirche  anfs  nftrteste  verfolgt,  wie 
such  die  persischen  Sassaniden  die  grimmigen  Feinde  der  Manichfter  sind, 
^tdem  siehen  sie  sich  nach  Ostasien  surQck  oder  bestehen  in  geheimen 
Terbrfldeniiigen  weiter,  bis  sie  im  13.  und  14.  Jahrhundert  aufs  neue 
durch  die  Albigenserfeldzage  den  Inquisitionsbehörden  der  katholischen 
Kirche  erliegen. 

*2  Aronins,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  S.  16(X  194,  234. 

*^  Boorqnelot,  Les  foires  de  la  Champagne,  Bd.  2,  S.  148. 

^  Deppwg,  Juden  im  Mittelalter,  S.  178  f.  Bourquelot,  Les  foires 
de  la  Champagne,  Bd.  2,  S.  144  f. 
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unterworfen.**)     So  berichtet  der  Mönch  Mathias  von  Paris 
vom  Jahre  1251,  dass  die  ^^asararii  Transalpini^^  sich 
sehr  in  England  vermehrt  haben.    Ungestraft  errichten  sie 
Geschäfte   in    den  schönsten  Häusern  von  London  und  die 
Bürgerschaft  und  die  Geistlichkeit  wage  nicht,  Klage  dagegen 
zu  erheben,  weil  sie  sich  „mercatores  domini  papae'^  nennen 
dürfen;  eine  Nachricht  vom  Jahre   1253  berichtet  ähnliches. 
So  wird   vom  Jahre    1253  von   einer  Unterredung  zwischen 
Robert  Grosse-Tdte,   dem  Bischof  von  Lincoln,  und  einem 
Predigermöncho  berichtet,  wobei  davon  die  Rede  ist,  dass  die 
„Gaorsins"  durch  die  Predigermönche  ans  Frankreich 
vertrieben  worden  seien.    So  ist  in  einem  Roman  von  Ger- 
hard  von  Roussilon  die  Rede  von  einer  Schlacht,   an  der 
alles  teilnahm,  sogar  die  Gascogner,  Lombarden,  „GuTerts'' 
und    Bastarden.''^     So    verbietet    am    19.  Juli   1255    Papst 
Alexander  IV.,  als  er  das  neu  gegründete  Hospital  bei  U  Im  in 
seineu  Schutz  aufnimmt,  diesem  das  Begraben  von  öffent- 
lichen Gelddarleihern  (publici  usurarii)^*);  es  gab  also 
damals   auch  in  Ulm  Personen,  denen  seitens  der  Behörde 
der  Zwischenhandel  mit  Zinsen   von  Amtswegen  über- 
tragen war  und  es  war  den  geistlichen  Lnmunitätsbezirken  des 
Orts  verboten,  diesen  Personen  eine  Grabstätte  auf  ihrem 
Friedhofe  einzuräumen.    Dass  diese  Personen  Juden    waren, 
ist  nicht  gesagt,  wohl  aber  wird  im  Ulmer  Stadtrecht  vom 
Jahre  1296  bestimmt,  dass  etwaige  Pfänder  sofort  seitens  der 
Behörde  bei  den  Juden  hinterlegt  werden  sollen.''*)  Immerhin 
ist  denkbar,  dass  in  der  Zwischenzeit  die  Juden  in  Ulm  an 
die  Stelle  von  welschen  Darleihern  getreten  waren.    So  be- 
stimmmt  am  26.  Februar  1261  der  Herzog  Heinrich  HL 
von  Brabant  in  seinem  Testament,  dass  alle  Juden  und 
Eowertschen  (gawersini)  aus  seinem  Lande  yertrieben 
werden  sollen  ausser  denen,  welche  wie  andere  Eanfleute 
Handel  treiben  und  ohne  Bürgschaft  und  Zinseszins 
(sine  praestationeetusura)  leben  wollen.^')  So  erneuert 
das  Kölner   Judenrecht  yom  Jahre    1266  der  dortigen 
Judengemeinde    ihr  altes  Recht,    keine  Gauwercini 
oder  Christen,   die  offen  auf  Zins  leihen,  (also  nicht 
gewerbsmässig  ist  es  erlaubt)  zu  ihrem  Nachteile  in  der 
Stadt   Köln   zu    dulden.     Die   betreffenden   Bestimmungen 
werden  in  Stein  gehauen  und  öffentlich  aufgestellt''')  Man 
sieht,  es  ist  der  gleiche  Fall,  wie  wenn  der  Ulmer  Rat  der 
Mezgerzunft   droht,    falls  sie    nicht  genügend  Fleisch  in 

**)  Boorquelot,  Les  foires  de  la  Champagne,  Bd.  2,  8.  188  f. 

*>)  Preswl,  UlmiBches  Urkondenbacb,  8.  91  ood  288,  148  f.,  149. 
Jftger,  Ulms  Verfassang^,  8.  894. 

^  AroniuB,  Regestea  zur  Geschichte  der  Jaden,  8.  279,  806. 

^  Stobbe,  Jaden  in  Deatachland,  8.  91.  Aronios,  Regesten  zor  Ge- 
schichte der  Jaden,  8.  299. 
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guter  Beschaffenlieit  in  die  Stadt  ediaffe,  die  fremden  Metsger 
in  die  Stadt  herein  fleischwerken  zu  lassen.''^)  So  yerspricht 
am  29.  Juni  1267  der  Herzog  Johann  L  von  Lothringen 
und  Brabant  der  Stadt  Löwen,  Jaden  und  Canwer- 
cinen  in  die  Stadt  zn  setzen  nnd  dort  zu  halten,  wie 
dies  in  Brüssel  geschehe^*).  So  beechlieest  in  den 
Jahren  1268  und  1274  die  Krone  von  Frankreich,  nm  dem 
ttbennassigen  Zinsnehmen  der  Lombarden,  Kowertschen 
and  anderer  Fremdlinge  ein  Ende  zu  macnen,  dass  dieselben 
künftig  „in  regno  publice  snper  pignoribns  mutuent** ''^), 
(L  k  nur  noch  unter  öfifentlicher  Aufeicht  gegen  Pfänder  Geld 
sollen  darleihen  dürfen.  Man  sieht  hieraus,  die  Lombarden 
und  die  Kowertschen  sind  nicht  dasselbe.  So  wird  im 
Jahre  1268  in  Barcelona  allen  Lombarden,  Lucchesen, 
Florentinern  und  Pisanern  yerboten,  Geld  gegen  Zinsen 
darzuleihen.^^)  So  klagt  im  Jahre  1274  König  Philipp  der 
Kähne  TOn  Frankreich  über  die  „usuraria  praTitas^*  der  Lom- 
barden, Kowertschen  und  anderer  Fremden  im  Beiche.^^) 
Im  Jahre  1288  wird  der  Kapitän  oder  Bürgermeister  der 
Lombardengemeinde  der  Märkte  der  Champagne  gewählt, 
un  zu  Gunsten  derselben  beim  König  von  Frankreich  Ge- 
leitBsicherheit  und  Markt&eiheit  zu  erlangen.''*)  Im  Jahre  1289 
woidet  sich  König  Karl  IL  von  Neapel,  Graf  Ton  Pro- 
Tence  und  Anjou,  in  Angers  gegen  den  Wucher  der 
Lombarden,  Kowertschen  und  anderer  Fremdlinge.''*)  Im 
Jahre  1294  setzt  eine  königliche  Verordnung  eine  Steuer  für 
alle  Lombarden  dw  Märkte  der  Champagne  sowie  der 
Städte  Nimes  und  der  Provinz  Narbonne  fest''*)  In  einem 
Freiheitsbriefe  des  Papstes  Cölestin  vom  Jahre  1294  nennt 
dieser  einige  Kaufleute  der  Gesellschaft  Bicardi  in  Lucca 
„mercatores  et  campsores  camerae  nostrae.^^''^  Um  dieselbe 
Zeit  werden  einige  Lombarden  in  Provins  und  Troyes 
wegen  übermässigen  Zinsnehmens  yon  dem  Gericht  in 
Troyes  verurteilt ''*)  Im  Jahre  129Ö  machen  die  grossen 
lombardischen  Handelshäuser  dem  Grafen  von  Flandern 
das  Angebot,  die  Einkünfte  der  Gra&chaft  in  General- 
pacht zu  nehmen,  wenn  ihnen  erlaubt  werde,  ein  Kauf- 
haus in  Gent  einzurichten  und  in  der  Grafachaft  freien 
Handel  zu  treiben,  wogegen  sie  dann  ihre  Waren  von 
den  Märkten  der  Champagne  wegziehen  würden.''^  Im 
Jahre  1306  entscheidet  das  französische  Gericht  zu  Gunsten 
eines  lombardischen  „Usurier'S  der,  während  er  Tücher 

^)  NQbling,  Ulms  FleiachereiweseD,  S.  16  f. 

*)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  178  f.,  806,  802, 206.  Boorqaelot, 
Leg  foires  de  la  Champagne,  Bd.  2,  8.  145,  149. 

*")  Boarquelot,  Lea  foirea  de  la  Champagne,  Bd.  2,  S.  189,  145. 

^*)  Boarquelot,  Lea  foireft  de  la  Champagne ,  Bd.  1,  S.  189,  168  f., 
186  f.    Mabling,  Ulms  Kaufhaoa  im  Mittelalter,  S.  54. 
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und  Silbergdd  aal  die  Bfärkte  der  Champagne  gebracht 
hatte,  beraubt  worden  war.^*)  So  wird  im  Jahro  1340 
in  Frankreich  yerboten,  bei  Italienern  oder  Juden, 
welche  nicht  in  Frankreich  wohnen,  Geld  gegen  Zinsen 
aufzunehmen,  bei  Strafe  der  Entrichtang  einer  gleichen 
Summe  an  die  königliche  Kammer.^*)  So  zidit  im  Jahre  1344 
der  Herzog  Johann  HL  von  Brabant,  nachdem  er  den 
Lombarden  gestattet  hatte,  in  seinem  Lande  Geld  auf 
Schaden  auszuleihen,  auf  Andringen  des  Papstes  Clemens  VL 
diese  Erlaubnis  wieder  zurück^*),  so  dass  seither  auch  in 
Brabant  den  Juden  wieder  das  ausschliessliche 
Recht  zum  Ausleihen  Ton  Geld  gegen  Zinseszinsen 
zusteht  und  auch  in  Brabant  die  Juden  wieder,  wie  auf  den 
Märkten  der  Champagne,  die  ausschliesslichen  privilegierten 
Beherrscher  des  Geldmarkts  sind.  Am  27.  Kärz  1345  verleiht 
König  Philipp  vonValois  den  Lombarden  grosse  Freiheits- 
rechte.''^  Im  Jahre  1346  klagt  die  Kirche  yon  Meaux  über 
die  Lombarden  und  andere  Fremdlinge,  welche  man  ge- 
wöhnlich „Caor  sin  i'^  heisse.''^  So  zeigt  eine  Bechnungsablage 
des  Johann  von  Rampillon,  königlichen  Einndimers  der  „Dettes 
des  Lombards  usuriers*',  vom  Jahre  1362,  dass  die  Graf- 
schaften Champagne  und  Brie  starken  Gebrauch  vom 
Gelde  der  Lombarden  machten  und  dass  die  Mehrzahl 
der  öffentlichen  Anlehen  damals  auf  den  Märkten  der  Cham- 
pagne gehandelt  wurde. ''^)  So  erlaubt  im  Jahre  1364  König 
Kasimir  Yon  Polen  der  Universität  Krakau,  für  einen 
Wechsler  oder  Juden  Sorge  zu  tragen,  der  genügende 
Mittel  habe,  um  im  Bediirfnisfallo  den  Studenten  gegen  gute 
Pfandsicherheit  Geld  darzuleihen,  und  nicht  mehr  Zinsen  (pro 
servitio)  fordern  sollte,  als  einen  Groschen  monatlich  von  der 
Mark.^)  Im  Jahre  1376  wird  in  Luzeru  der  Wedisel- 
verkdir  an  Juden,  Lombarden  und  Florentiner  ver- 
pachtet'*)  Im  Dezember  1392  gibt  König  Karl  VL  von 
Frankreich  den  Lombarden  aus  Asti  das  Marktrecbt 
und  erlaubt  ihnen,  lö  Jahre  lang  in  Troyes  zu  wohnen 
und  dort  Handel  zu  treiben.  Aehnlicho  Vereinbarungen  er- 
folgten för  Laon,  Amiens,  Mftcon,  Lyon,  Abbeville, 
Meaux  u.  s.  w.  ^^),  wie  auch  die  Kaufleute  und  Wechsler  von 
Gabors  starke  Geschäftsverbindungen  mit  Venedig  und 
Spanien  unterhielten,  und  die  Bfärkte  der  Champagne 
besuditen. ''^  Im  Jahre  1409  erlaubt  König  Rupredit  der 
Stadt  Solothurn,  „Lamparter*',  d.  h.  Lombarden,  oder 
Juden  zu  halten.^)    So   wird  nach  der  „Ausweisnng^^  der 

^  Bonrqaelot,  Leg  foires  de  la  Champagne,  Bd.  2,  188 1^  145, 149  f. 
^  DeppiDg,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  l*^  142,  172,  205. 
**)  Btobbe,  Jaden  in  Dentichland,  8.  24. 
*>)  Maarer,  SUdtewesen,  Bd.  2,  S.  806. 
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Juden  aus  Zürich  dem  Kowertschen  Lorandan-Pellet  aus 
Asti  die  Ausfibung  des  Darlehensgeschäfts  gestattet.  ^^ 

Thatsache  ist  also,  dass  es  ausser  den  Juden  auch  andere 
Personen  gibt,  welche  unbeirrt  von  dem  Zinseszinsen  verböte 
der  Päpste  sich  mit  dem  Zwischenhandel  von  Zinsen  befassen 
und  desshalb  der  Kurie  und  deren  Schützlingen,  den  Juden, 
ein  Dom  im  Auge  sind.  Ob  die  „Kowertschen^^  aber  ihren 
Namen  Ton  der  Stadt  Gabors  haben,  der  Hauptstadt  des 
heutigen  Departements  Lot  am  Lot  in  Südfrankreich,  ob  man 
der  Ansicht  Bourquelots  beipflichten  darf,  der  meint,  der 
Name  Kowertsche  im  Sinne  von  Banquier  oder  Dar- 
leiher stamme  von  der  Stadt  Gabors,  aber  die  Kowertschen 
seten  dort  eingewanderte  Italiener  gewesen,  ob  der  Name 
TOn  „Gonversi^^  Bekehrte,  herkommt  und  getaufte  Juden 
oder  Mauren  bedeutet,  muss  dahingestellt  bleiben.  Wenig 
haltbar  erscheint  jedenfalls  die  Ableitung  des  Namens  von 
der  Florentiner  Handelsfamilio  Corsini,  welche  von 
einigen  Schriftstellern  geltend  gemacht  wurde.  Gabors,  das  alte 
Divona  oder  Gadurcum,  mit  seiner  alten  Kathedrale  aus 
dem  11.  Jahrhundert,  die  Heimat  des  Königs  Joachim  Murat, 
schon  im  Altertum  ein  berühmter  Tempelsitz  der  Silbergöttin 
Diana,  der  Mittelpunkt  des  Handels  mit  den  nach  ihm  be- 
nannten berühmten  Gahorsweinen,  der  besten  Sorte  der 
Pontacweine,  mit  seiner  im  Jahre  1321  von  Papst  Johann  XXEL 
gestifteten  Universität,  war  thatsächlich  am  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts 11289)  eine  Stadt,  in  der  sich  beinahe  alle  Einwohner 
mit  dem  Darleihen  gegen  Zinsen  beschäftigten.^^)  That- 
sache ist  femer,  dass  die  Italiener  und  Kowertschen 
wenig  Freude  an  einander  hatten.  Die  Italiener  klagen  wieder- 
holt über  die  Kowertschen  als  eine  Landplage,  welche 
die  Franzosen  nach  Italien  gebracht  haben.  Dn gegen 
behauptet  der  Franzose  Ducange  gegen  den  Italiener  Muratori, 
die  Kahursiner  seien  italienischer  Abstammung,  indem  sie 
aus  Piemont  stammen,  weshalb  sie  auch  von  Franzosen 
und  ItaUenem  als  Fremde  betrachtet  werden.  ^^)  Richtig 
ist,  dass  auch  Piemont  von  Alters  her  ein  Land  der  Geld- 
wechsler ist  In  Asti,  Ghieri,  Gavore  und  anderen  Städten 
wimmelt  es  von  Darleihern,  die  von  hier,  dem  alten  Gold- 
lande der  Salassier,  nach  dem  Delphinat,  der  Schweiz 
und  den  anderen  Nachbarländern  ziehen,  um  dort  den  Geld- 
handel zu  treiben.  Ihre  Banken  heissen  „Gasane''  und  die 
Piemontesen  schicken  ihre  Söhne  in  diese  Zweigniederlassungen, 

^  ▼.  Malier,  Geschichte  der  EidgenoBsenschaft,  Bd.  2.  Kap.  4. 

**)  Deppüg,  Juden  im  Mittelalter,  8.  S02,  174  f.,  172. 

Hadrian  yod  Yaloia  Notitiat  8.   111.     Hie   olim   (Caturcum)   fona, 
kaec  patria  feneratorum  füit,  qui  per  totam  Oalliam  et  per  Brii«Aniax&. 
iniiilajn    Italiamqne  dHfaa  mercätores   se  ac  cainb\tote%  "^«k*^^^ 
dic«bafft   Boarquelot,  Leu  foircB  de  la  Cbampasne^  Bd.  ^  ^.  \V^. 


—     106    — 

um  sie  daselbst  in  der  Finanzkunst  auszubilden.  So  konnte 
es  nicht  fehlen,  dass  es  z.  B.  in  Asti  eine  Menge  Ton  sehr 
yermöglichen  Familien  gab,  unter  denen  sich  namentlich  die 
Scarampi,  Asinari,  Garetti,  Solan,  BoYori  und  andere  aus- 
zeichneten. Mit  Recht  galt  desshalb  wohl  das  Sprichwort: 
„Qui  Tult  fenerari,  recurrat  ad  Astenses  et  Cherienses/*  *^) 
Jedenfalls  ist  der  Name  „Kowertsche^'  in  Frankreich  ein 
Schimpfwort'^),  und  auch  der  Ghibelline  Dante  spricht 
sehr  verächtlich  von  den  Kowertschen. '*) 

In    Deutschland    und    in    der    Schweiz,    in    welch' 
letzterer    man  namentlich    viele    Kowertschen   trifft,    nannte 
man  dieselben  „Kauderwelsche/^"^)  Der  Wechslerplatz 
in  Gabors  war  rings  von  Häusern  lombardischer  Kauf- 
leute  und  Wechsler  umgeben,   welche  von  diesem   geschickt 
gelegenen  Mittelpunkt    aus   ihre  Geschäfte   nach   der  halben 
Welt,  namentlich  nach  Frankreich,  England,  Alemannien  und 
der  Schweiz  betrieben.      Belege   hiefür    sind   in  Menge   vor- 
handen.    Im  Januar   1166   ermächtigt  Papst  Alezander  IIL 
den  Bischof  von  Gabors,  200  Mark  Silber  bei  den  dortigen 
Darleihern  zur  Erbauung  einer  Brücke  über  den  Lotfloss  auf- 
zunehmen."")    Im   Jahre  1216   befiehlt   Papst  Innocenz    III., 
einige  Wechsler  aus  Gabors  aus  dem  Kloster  von  Trojes 
zu  vertreiben,  welche  sich  dorthin  vor  ihren  Gläubigem  ge- 
flüchtet hatten.^^)    Im  Jahre  1220  verlangt  die  Herzogin  Alix 
von  Burgund  von  der  Gräfin  Blanka  von  Champagne  die 
Freilassung   eines  burgundischen  Edelmanns,    der  lange  Zeit 
als  Teilnehmer  an  einer  Beraubung  von  Bürgern    der  Graf- 
schaft Champagne   und   einigen  Kaufleuten   von  Gabors 
gefangen   gehalten   worden  war.    Am  27.  März  1230  bestätigt 
der  Bischof  Wilhelm  von  Gabors,  die  Summe  von  200  Mark 
Silber   vom   Rat  und   den  Bürgern  von  Gabors  erhalten   zu 
haben,   um  damit  die  Schulden   des  Bistums   bei  der  Lom- 
bardengesellscbaft  der  Juvenal  zu  bereinigen,  und  ver- 


*^)  Turganus  de  Gastronovo,  Codices  Taariaenses  Athenai  bei  Gibraio, 
Storie  di  Chieri,  Th.  1,  Tarin  1827.  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8. 174. 

**)  Galli  et  ipsi  paria  et  fortasse  pejora  atqne  ante  alioa  praestitere, 
ipsiqae  uon  yero  Itali  Gaorsini  sant  vocati  u.  s.  w.  Maratori,  Disaerta- 
tiones,  16,  Th.  1.  Aotiquitates  Italiae  niedii  aevi,  Mailand  1788.  Depping, 
Jaden  im  Mittelalter,  8.  172  and  176. 

**)  „E  per6  lo  minor  giron  saggella  dal  segne  sao  e  Sodoma  e 
GaorsaS    Dante  „Göttliche  Komödie.*' 

*^  So  heissen  in  Ulm  noch  im  Jahre  1746  die  fremden  Garn- 
zwischenh&ndler  „Kaaderer**  (Dietrich,  Bf  schreibang  von  Ulm,  8.80), 
wie  man  auch  den  welschen  Hahn  einen  „Kaader*^  oder  ^Kater*'  nennt 
Grimm  bringt  „Kau**,  Elster,  mit  dem  krainischen  „Kaoka'^  und  dem 
keltischen  ,,cawci*\  „gowci''  zusammen.  N&heres  hierQber  and  Über  die 
Kaaderwelschen  bei  Grimm,  Deutsch.  Wörterb.,  Bd.  5,  8.  804,  806  ff.  und 


374.    Schmeller  Bd.  2,  8.  282,  8chmid,  8chw&b.  Wörterb.,  k  807. 
M\  Ti^.,,«.,«iot,  Les  foircs  de  la  Champagne,  Bd.  2,  8.  150,  143. 


*)  BourqueJ 
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pfindet  den  Darlöhem  bis  zur  Auazahlong  seine  Münze  nnd 
sonstigen  Gefalle.**)    Im  gleidien  Jahre  erhält  Gerhard  David 
Ton  Gahors  einen  Freibrief  fiir  die  GraCachaft  Champagne 
nnter  der  Bedingung,  dass  er  in  seiner  Behausung  ,,während  der 
Woche"^  keine  Gelder  ausleihe.    Im  November  1247  bezahlen 
Gaillard  Ton  Lart,  Bertrand  Jean  und  ihre  Genossen  von  Gar 
her 8  eine  Reihe  von  Schulden,  weldie  die  Gra&chaft  Cham- 
pagne auf  ihren  Namen  gemadit  hatte.  Im  Jahre  1251  erhalten 
KaujSeate  Yon  Cahors  und  Montpellier  als  Sicherheit  für 
Gelder,  welche  sie  dem  Leatpriester  von  St  Ayoul  in  Provins 
geliehen  hatten,  den  Ertrag  der  Gefalle  zu  Provins  Yerp&ndet 
Zu  Reicher  Zeit  werden   die  Maimessen  in  Prorins  und  die 
Markte  in  Lagny  durch  den  Bischof  Bartholomäus  von  Cahors 
als  Zahlstatte  für  diese  Schulden  festgesetzt  Im  gleichen  Jahre 
geben    mehrere   römisdie  Bürger  dem  Bürger  und  Wechsler 
Gaillard  tou  Lart   aus  Cahors  Bescheinigung   darüber    vor 
dem  Bischof  yon  Troyes,  dass  die  Gra&chaft  Champagne 
alles  sicherstelle,  was  er  ihnen  schuldig  sei.    Es  ist  derselbe 
Gaillard,  der  im  Jahre  1218  Zahlungen  und  Darleihen  gegen 
Zins    für    die    Grafschaft    Champagne    besorgt   und   der  im 
Jahre    1224    mit    einer    Hausgesellschaft    die    Münze    tou 
Meaux,  Provins  und  Troyes  betreibt    Um  dieselbe  &it, 
am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  und  am  Anfang  des  14  Jahr- 
hunderts, wird  der  Wechsler  Jakob  Jean  aus  Cahors  mehrfach 
in  den  städtischen  Abrechnungen  von  Provins  erwähnt,  weil 
er  der  Gemeinde  ein  Anlehen  besorgt  hatte.    Die  Familie  Jean 
liatte  damals  durch  ihren  Reichtum  uud  ihre  grossen  Geld- 
geschäfte einen  mächtigen  Einfluss,  so  dass  Philipp  TOn  Jean 
im  Jahre  126Ü  Kanzler  Ton  Frankreich  wurde  und  Gaucelin 
Ton  Jean  unter  Papst  Johann  XXII.   es   bis  zum   Kardinal 
brachte.    Ein  anderes  Familicnglied,   Bertrand  Jean,  erhielt 
mit  Gaillard  von  Lart  aus  Cahors  im  Jahre  1219  yon  der 
Gräfin  Blauka  von  Champagne  als  Lohn  für  treue  Dienste  zwei 
steuerfreie  Häuser   in   I^oyins.     Im  Januar  1263  wird  allen 
Einwohnern  von  Cahors  (Caturcenses)  der  Besuch  der  Märkte 
der    Champagne    yerboten    wegen    Geldsummen,    welche 
die  Bürger  Stephan  und  Peter  von  Salvetat  in  Cahors  den 
Brüdern    Durand  schulden.    Im  Jahre  1267  ist  der  Bürger 
Peter  yon  Cahors  in  La  Rochelle  an  dem  Betriebe   der 
dortigen    Münze    beteiligt,   wie    auch  Guido    yon   Cahors 
Vorstand    der   Goldmünze    König  Philipps   des   Langen   yon 
Frankreich    ist,   und    ein    reicher  Kaufmann   yon    Cahors, 
Raymund  yon  Salyagnac,   liefert  beträchtliche  Summen  zum 
Zweck  des  Kreuzzugs   gegen    die  Albigenser  gegen  Ver- 
pfandung der  Gefalle  yon  Layaur.  ®')    So  erklärt  Benyenuto 
Ton  Imoik  im  Jahre  1379,  Gaturgium  sei  eine  Stadt  in  Gallien, 

"*J  Bonrqnelot,  Let  foirei  de  la  Champagne,  Bd.  2,  8.  158,  146  f. 
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in  der  fast  alle  Leute  Geldleiher  aeien,  und  Brecario,  der 
im  Jahre  137ö  starb,  sagt  ebenhUs,  Ou>r8a  sei  eine  Stadt  in 
der  Provence  oder  im  Lande  Toulouse,  in  der  fast  alle 
Leute  Darleiher  seien**),  so  dass  man  begreifen  kann,  wenn 
Dante  diesen  Ort  als  zweites  Sodom  und  als  Wuchererheimat 
bezeichnet*^)  Zieht  man  diese  Nachrichten  in  Betracht,  so 
bekommt  man  den  Eindruck,  dass  die  Orosskiqiitalisten  von 
Gabors  sich  mehr  auf  die  grossen  Finanzoperationen  für 
Staatsanlehen  verlegt,  namentlich  aber,  dass  sie  als 
Münzpächter  eine  grosse  Holle  gespielt  haben,  also  eioe 
ähnliche  Rolle  innehatten,  wie  sie  die  Hugenotten  in  Bezug 
auf  das  S teuer pachtwesen  in  späterer  Zeit  in  Frankreich 
spielten*'),  und  die  Ansicht  Bourquelots,  dass  im  Mittelalter 
die  drei  (Gewerbebetriebe  des  Geldwechslers,  des  Bank- 
halters und  des  Darleihers  getrennte  und  dass  die 
Lombarden  die  Geldwechsler,  die  Kowertschen  die  Bank- 
halter, die  Juden  aber  die  PCemdleiher  gewesen  seien,  dürfte 
wenigstens  für  die  spätere  Zeit  des  14.  Jahrhunderts,  wenn 
auch  nicht  für  alle  deutschen,  so  doch  für  die  franzosischen 
Städte  zutreffend  sein.**) 


6.  Die  EntwleklangBgeseUehte  des  DarleheDSgaMhlfto 
Ms  mm  Jadenkimwall  rem  Jahre  1848. 

a.    Dm  DtrUktBigMahlft  bis  im  U.  JalffkudMi. 

Welche  RoUe  die  Juden  in  ihrer  Eigenschaft  als  Dar- 
leiher durch  das  ganze  Mittelalter  spielen,  bis  sie  dieselbe 
im  15.  Jahrhunderts  an  die  Lombarden  yerlieren,  zeigen 
uns  die  mannigfachsten  Nachrichten.  Die  Niederlassungen 
der  Juden  in  Europa  sind  jedenfalls  viel  älter  als  das 
Christentum  und  es  Uegt  kein  Grund  vor,  an  den  Nach- 
richten der  Chroniken  zu  zweifeln,  dass  es  schon  vor 
Christi  Geburt  zahlreiche  Juden  auch  in  Deutschland  ge- 
geben habe,  wie  diess  z.  B.  von  Halle  an  der  Saale  ver- 
sichert wird  und  der  ülmer  Chronist  Felix  Fabri  auch 
von  Ulm  mitteilt.  Glaubhaft  erscheinen  derartige  Berichte 
über  frühen  Aufenthalt  von  Juden  in  den  Ländern  nördlich 

**)  Fflr  die  Möglichkeit  der  Identit&t  der  Eowerttchen  mit  den 
Katharern  und  Manichftern  spricht  manches.  Die  Ansicht  Grimms 
(Deutsch.  Wörterb.,  Bd.  6,  Sp.  1561),  als  ob  die  Beseichnaog  ^ManichAei*' 
für  Darleiher"*  (Vgl.  Körner,  Nachtw&chter,  4.  Aoftr.  Heine,  Bd.  15. 
S.  72)  einfach  ein  ötudentenwitz  des  vorigen  Jahrhunderts  sei  und  soiiei 
als  ,fMahner*"  heisae,  scheint  denn  doch  etwas  gewagt  Die  Beieicfanong 
hat  sicher  riel  älteren  Urspmng. 

*^)  Ranke,  Französische  Geschichte,  Bd.  8,  S.  50a  Koscher.  National- 
ökonomie, Bd.  4,  S.  288. 

•■)  Boorqueiot,  Les  foires  do  la  Champagne,  Bd.  2,  S.  187. 
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der  Alpen  schon  darnm,  als  man  damals  in  Italien  selbst 
denselben  wohl  wegen  ihrer  wucherischen  Volksansbeatung 
wenig  günstig  gesinnt  ist    So  werden  z.  B.  unter  Kaiser 
Tiberius  (14—37)   die  Juden    aus  Italien  vertrieben, 
worauf  dieselben  in  grossen  Scharen  nach  der  Insel  Sar- 
dinien und  der  Provence  wandern,  so  dass  hiedurch 
diese  Gegenden  plötzlich  eine  starke  jüdische  Bevölkerung 
erhalten;  die  betreffenden  Einwanderer  sollen  namentlich 
den  Stämmen  Juda  und   Benjamin,    bekanntlich  den 
beiden    von    den   Juden   meist    geehrten  Stammen,    an- 
gehört haben.')    Es  sollen  gegen  4000  Juden,  namentlich 
Alexandriner,  gewesen  sein,   welche   auf  diese  Weise 
nach  Sardinien  gelangten,  dessen  Bevölkerung  damals 
schon    die    Eflsten   ItaUens    in    schwerer    Weise    durch 
räuberische    Einfalle   belästigte^,    so  dass    die  Ansicht 
nicht  weit  vom  Ziele  gehen  dfirrte,  dass  sich  damals  in 
Sardinien    ein   lebhafter   Sklavenmarkt  fQr  Spanien 
befunden  haben  müsse.   Ebenso  ungünstig  wie  unter  Kaiser 
Tiberius    liegen   die  Verhältnisse   für  die   italienischen 
Juden  unter  den  folgenden  Kaisem  Caligula  (37 — 41)  und 
Claudius  (41—54).     Auch  unter  Kaiser  Yespasian  (69—79) 
und  Domitian  (81 — 96^  sind   sie  wenig  gut  daran.  ^)    Man 
sieht  damals  den  zunehmenden  Einfluss  des  Hellenismus, 
in  Italien  höchst  ungeme;   der  Wettbewerb  von  Byzanz, 
der  sich  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  für  Rom  durch 
die  Verlegung  der  Handelswege  vom  Mittelmeere  nach 
den  Donauländern  immer   fühlbarer  zu  machen  beginnt, 
schärft  in  Italien  den  Hass  g^en  das  Griechentum,  dessen 
Hauptvertreter  die  Juden  sind.    Man  verbietet  den  Juden, 
griechisch  zu  lehren^,  und  Kaiser  Vespasian   lässt   sie 
auf  Schiffe  bringen  und  nach  Arles,  Lyon  und  Bordeaux 
schaffen,   wo  sie  von  der  Bevölkerung  sehr  freundlich  aufge- 
nommen werden.')    Erst  seit  Kaiser  Nerva  (96 — 98)  tritt  ein 
Umschwaog    in  Italien    ein    und    die   Stimmung    gegen   die 
Juden  bessert  sich  wieder. *)     Aus  jener  Zeit  erhalten  wir 
auch  die  ersten  Nachrichten  über  jüdische  Gemeinden  in 
Deutschland,  wenigstens  scheint  in  Worms  um  jene  Zeit 
das  Beetehen   einer  solchen  mit  ziemlicher  Sicherheit  ange- 
nommen werden  zu  dürfen  0  und  auch  in  Schwaben  ist  ihr 
Vorhandensein  aus  einigen  Judengrabsteinen')  erwiesen, 
und   vollends  gegen    den   Ausgang    der  Römerherrschaft    in 
Deutschland,  am  Anfange  des  4.  Jahrhunderts,  muss  es  schon 
zahlreiche  Juden  in  Deutschland  gegeben  haben.    Wie  stark 
damals  die  Juden  geworden  waren,  wie  sehr  sie  durch  ihren 

Aronhis,  Regetten  zur  Geschichte  der  Juden,  S.  1  f. 

Depiimg,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  22,  24. 

StUin,  WirtembergiMhe  Geschichte,  Bd.  1,  S.  106. 


—    110    — 

Wucher  das  Volk  gedrückt  hatten,  geht  daraus  herror,  dass 
die  römische  ReichsregiemDg  sich  zu  den  ernstesten  Mass- 
regeln gegen  diesen  Wacher  genötigt  sah,  indem  sie  bei  Strafe 
des  Feuertodes  jede  Bedrücknng  Ton  y erschuldeten 
Christen  durch  jüdische  Gläubiger  yerbot^)  und  Kaiser 
Cionstantin  der  Grosse  (323—337)  am  11.  Dezember  321  yer- 
ordnete,  dass  die  Juden  in  Köln  ebenfalls  in  den  Rat  (curia) 
berufen  und  damit  zur  Steuerzahlung  angehalten  werden 
sollten,  doch  sollten  2  oder  3  yon  ihnen  yon  der  Verpflichtung 
hiezu  freigelassen  werden  dürfen,  eine  Verordnung,  die  da- 
durch eine  weitere  Ergänzung  fand,  dass  die  Reichaoregierung 
im  Jahre  331  yerordnete,  dass  die  Rabbiner,  Erzsynaigogen 
und  Synagogenältesten,  also  alle  Geistlichen  und  Gfemeinde- 
beamten,  der  Kölner  Judengemeinde  künftig  yon  allen  per- 
sönlichen Diensten  der  Gemeinde  frei  sein  und  auch  die 
übrigen  Juden  zum  Kriegsdienste  nicht  herangezogen  werden 
sollten.')  Schon  im  Jahre  383  freilich  wird  den  Juden  dieses 
Vorrecht  wieder  entzogen  und  unter  den  Kaisern  Gratian 
(367—383),  Valentinian  (375—392)  und  Theodosius  (379—395) 
wird  ihnen  die  seitherige  Freiheit  yon  den  Gemeindediensten  und 
den  Gemeindelasten  (immunitas  curialium  munerum^)  wieder 
entzogen,  da'  es  denn  doch  nicht  angängig  erscheine,  dass  den 
Juden  ein  Vorrecht  zustehe,  wie  es  nicht  einmal  die  Geist- 
lichen besitzen,  welche  auch  erst  dann  sich  dem  geistlichen 
Stande  widmen  dürfen,  wenn  sie  ihre  Pflichten  gegen  den 
Staatsyerband  erfüllt  haben.*)  Was  das  Volk  schon  damals 
gegen  die  Juden  erbittert,  ist,  dass  sie  unter  ihm  leben  und 
sich  auf  Kosten  desselben  bereichem,  ohne  dessen  Sitten 
anzunehmen.^)  Fs  sind  dieselben  Klagen  im  Römerreiche 
gegen  sie,  wie  sie  aus  dem  Perserreiche  damals  gegen  sie 
ertönen,  wo  sie  ebenfalls  die  Christen  in  jeder  Weise  wirt- 
schaftlich yerfolgeu^),  wie  sich  schon  in  den  Partherkriegen 
(162—165)  die  mesopotanischen  Juden  aufs  feindseligste 
gegen  das  römische  Reich  benommen  und  den  Kampf  der 
Paxiher  mit  allen  Kräften  unterstützt  hatten.^) 

Man  kann  den  fortwährenden  lebhaftesten  Einfluss,  den 
das  Judentum  mit  seiner  heryorragenden  wirtschaft- 
lichen Machtstellung  zu  allen  Zeiten  auf  den  Gang 
der  grossen  Politik  ausgeübt  hat,  gar  nicht  hoch  genug 
anschlagen.  Weil  die  Juden  immer  da  zu  finden  sind,  wo 
der  Mittelpunkt  des  Weltyerkehrs  ist,  so  sind  sie  auch 
stets   im  Mittelpunkt   der  Politik  thätig.    So  beteiligen 

*)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  27,  26. 

*)  AroniuB,  Regesten  zur  Geschichte  der  Joden,  8.  2  f.,  4 

^  Com  ne   clericis  omdem  liberum  sit,  prins   se  divinis  ministerüs 

manapare,  quam  patriae  oebita  omyersa  persolvant    Aronins,  Regesten 

snr  Oeichicbte  cur  Geschichte  der  Jaden,  8.  8. 
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sich  im  Jahre  390  die  Juden  von  Avignon  in  hervor- 
ngendem  Masse  am  dortigen  Ao&tande  gegen  den  Bischof^) 
und  am  Anüeuig  des  5.  Jahrhunderts  ist  ihre  Stellung  in 
Gallien  eine  derartige,  dass  sich  die  Reichsregierung  wieder- 
holt genötigt  sieht,  aufs  entschiedenste  gegen  sie  yorzugehen, 
üod  ihnen  am  9.  Juli  425  das  Recht  entzogen  wird,  als  Für- 
spiecher  (judioes,  d.  h.  Rechtsanwälte)  aufzutreten  oder  ein 
Gemdndeamt  auszuüben  ^,  und  im  Janre  465  das  Konzil  you 
Vannes  allen  Geistlichen  befiehlt,  die  Mahlzeiten  yon 
Juden  zu  vermeiden  und  deren  Einladung  zu  geistlichen 
Mahlzeiten  zu  unterlassen,  da  die  Juden  die  den  Christen 
erlaubten  Speisen  als  unrein  yerschmähen  und  man 
nicht  dulden  könne,  dass  die  Geistlichen  geringer  geachtet 
w^en  als  die  Juden.'') 

Eine  bessere  Zeit  bringt  dagegen  den  Juden  wieder  die 
Ostgotenherrschaft.  Die  ostgotischen  Herrscher  sind  den 
Juden  anfangs  gnädig  gesinnt,  da  sie  deren  Geld  bedürfen,  und 
es  gelingt  den  Juden,  ihre  Stellung  in  Italien  zu  verbeesem. 
So  erlaubt  z.  6.  König  Dietrich  yon  Verona  (493—526)  der 
Jadengemeinde  in  Genua,  die  ihnen  abgenommene  Synagoge 
wieder  aufzubauen.  Was  ihre  Stellung  im  griechischen 
Beiche  betrifft,  so  ist  Kaiser  Jastinians  Regierung  (527 — 565) 
den  Juden  wenig  günstig,  indem  sein  Gesetzgebuugswerk  ihnen 
eben  grossen  Teil  ihrer  Freiheitsrechte  nimmt,  wie  auch 
im  ostgotischen  Reiche  ihre  Stellung  bald  wesentlich 
Dotleidet,  wofür  sich  die  Juden  damit  rächen,  dass  sie  dem 
Griechen  Belisar  (533 — 534)  gegen  die  Ostgoten  bei- 
stehen.') Der  Mittelpunkt  des  Judentums  in  damaliger 
Zeit  scheint  übrigens  cUtmals  schon  das  südliche  Gallien 
gewesen  zu  sein.  Hier  im  Mittelpunkte  des  damaligen  Welt- 
Terkehrs  ist  das  Netz  ihrer  Sondergemeinden  am  dichtesten 
gewoben  und  ihre  Thätigkeit  als  Warengrosshändler,  als 
SUavenhäjidler,  als  Warenkleinhändler  wie  als  Gelddarleiher 
ist  eine  hochentwickelte.  So  fahrt  z.  B.  im  Jahre  581  eine 
Anzahl  Juden  auf  einem  ihnen  gehörenden  Schiffe  yon 
Nizza  nach  Marseille.^  So  kommt  im  Jahre  584  der 
Jude  Armentarius  mit  semem  jüdischen  Diener  und  zwei 
Christen  nach  Tours,  um  einige  Schuldbeträge  einzu- 
ziehen, die  er  dem  dortigen  Altvikar,  d.  h.  Altamtmann, 
Injuriosus  und  dem  früheren  Grafen  Eunomins  gegen  Ver- 
pfändung der  dortigen  Gefälle  geliehen  hatte,  wird  aber 
in  der  Nacht  auf  dem  Wege  ans  dem  Hause  von  Leuten 
des  Injuriosus  ermordet  und  in  einen  Brunnen  geworfen.  Die 
herbeigeeilten  Verwandten  des  Juden  finden  wohl  die  Leiche, 
nicht  aber  das  Geld  oder  die  Schuldscheine.  Der  Altamtmann 


])  Ärooins,  Begesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  4  f.,  16. 
*)  Depj^,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  81  f. 
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leugnete  entschieden  die  That  und  befichwor  seine  Unschuld, 
die  Juden  verklagten  ihn  aber  beim  Hofgericht  König  Gil- 
berts, kamen  indes  zum  Termine  nicht  in  die  Verhandlung, 
worauf  der  Altamtmann  freigesprochen  wurde.  Man  be- 
schuldigte den  Schultheissen  Medturdus,  der  dem  Juden  eben- 
&lls  Güld  schuldig  war,  der  Teilnahme  an  dem  Verbrechen.*) 

Wie  schwer  die  Bevölkerung  damals  unter  dem  wirt- 
schaftlichen Joche  der  Juden  seufist,  beweist  z.  B.  der  Be- 
schlnss  des  Konzils  von  M&con  vom  1.  November  581,  durch 
welchen  den  Behörden  verboten  wird,  einen  Juden  als 
Richter  oder  Rechtsanwalt  über  einen  christlichen  An- 
geklagten zu  bestellen  oder  ihm  den  Ertrag  von  öffentlichen 
Zollstätten  zu  überlassen,  da  es  sonst  den  Anschein  ge- 
winnen könnte,  als  ob  die  Christen  den  Juden  untergeordnet 
seien.*)  So  wird  ferner  erzählt,  als  am  4.  Juli  585  der  König 
Guntram  vouBurgund  in  Orleans  eingezogen  und  von  der 
Bevölkerung  freudig  begrüsst  worden  sei,  habe  man  dabei 
namentlich  sehr  viele  syrische  und  lateinische,  vor  allem  aber 
hebräische  Stimmen  gehört  und  als  die  Juden  den  König 
mit  den  überschwänglichsten  Lobeserhebungen  empfangen 
haben,  habe  dieser  freimütig  erklärt,  sie  schmeicheln  ihm  doch 
nur,  damit  er  ihre  von  den  Christen  zerstörte  Synagoge 
auf  Staatskosten  wiederaufbauen  lasse,  er  habe  aber  keine 
Lust,  das  jemals  zu  thun.*)  Die  Juden  sind  es  denn  auch, 
welche  die  Stadt  Arles  an  die  Franken  und  Burgunder 
verraten,  als  ihnen  die  Herrschaft  der  Westgoten  unange- 
nehm wird,  wie  sie  später  die  Stadt  Bordeaux  an  die 
Normannen  ausliefern*®)  und  die  Stadt  Toledo  an  die 
Mauren  verraten,  als  düets  Konzil  von  Toledo  Beschlüsse 
fasst,  welche  ihren  Interessen  zuwider  sind.  *®) 

In  zunehmendem  Masse  steigt  damals  gerade  in  Gallien 
und  Spanien  der  Hass  des  Volks  gegen  die  blut- 
saugerischen  Fremden,  von  denen  man  verlangt,  dass  sie 
entweder  ihre  jüdischen  Sondersitten  ablegen  und  sich 
taufen  lassen  oder  auf  die  Teilnahme  am  öffenüichen  Leben 
Verzicht  leisten.  Schon  der  heilige  Hilarius  von  Poitiers 
wird  gerühmt,  weil  er  die  Mahlzeiten  und  die  Begrüssung 
von  Juden  und  Ketzern  auf  der  Strasse  vermieden  habe*), 
und  im  Jahre  500  untersagt  König  Gundobald  von  Burg  und 
alle  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  bei  Strafe  des 
Ehebruchs.*)  Am  1  i.  September  506  wird  auf  dem  Konzil  tou 
Agde  allen  Oeistlichen  und  Laien  die  Teilnahme  an  den 
Mahlzeiten  der  Juden  oder  die  Einladung  von  Juden 
zum  Essen  verboten.*)  Im  Jahre  511—558  verbietet  König 
Gilbert  I.  den  Juden,  vom  Gründonnerstag  bis  Ostern  wie  zum 

*)  Aronids,  Begesten  Eur  Geschichte  der  Jaden,  8. 17  f.,  15, 18,  4, 6, 7. 
'*)  Deppüig,  Jaden  im  MitteUlter,  S.  02,  44,  41. 
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Hohne  auf  den  Strassen  und  dem  Markte  spazieren  zn  gehen.'') 
Im  AnÜBmg  September  517  Terbietet  das  Konzil  yon  Epaon 
allen  katholischen  Geistlichen  die  Teilnahme  an  den 
Mahlzeiten  yon  ketzerischen  Geistlichen.  Yon  den 
Jndenmahlzeiten  aber  sollen  sich  auch  die  Laien  fern- 
halten. Am  23.  Juni  533  verbietet  das  zweite  Konzil  von 
Orleans  die  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen  bei  Strafe 
der  AuBstossung  aus  der  Kirche.  Am  8.  November  535  be- 
stimmt das  Konzil  von  Glermont,  wer  Ehen  zwischen 
Juden  und  Christen  dulde,  solle  aus  der  Kirche  ausge- 
stossen  werden;  ebenso  wird  verboten,  Juden  zu  Richtern 
aber  Christen  zu  setzen.  Am  7.  Mai  538  bestimmt  das 
dritte  Konzil  von  Orleans,  wenn  ein  Jude  einem  christ- 
lichen Leibeigenen  (servus)  etwas  von  der  Kirche  v(n:botenes 
befehle,  solle  er  dem  Juden,  wenn  er  aus  dessen  Hause  in 
eine  Kirche  fliehe,  nicht  ausgeliefert  werden.  Ebenso  wird  die 
Ehe  mit  Juden  bei  Strafe  des  Ausschlusses  aus  der  Kirche 
Terboten  und  bestimmt,  dass  wer  an  Judenmahlzeiten  teil- 
nehme, ein  Jahr  aus  der  Kirche  ausgestossen  werden  solle. 
Femer  sollen  sich  die  Juden  vom  Gründonnerstag  an  vier  Tage 
lang  nicht  unter  den  Christen  zeigen  dürfen.  Im  Jahre  553 
verkehrt  der  heilige  Ferreolus,  Bischof  von  Uzes,  freundlich 
mit  den  Juden  und  bekehrt  viele.  Er  wird  indess  bei  König 
Gilbert  verklagt,  dass  er  mit  den  Juden  und  Sarazenen 
speise  und  sie  beschenke,  worauf  der  König,  der  Verrat 
furchtet,  ihn  nach  Paris  verbannt.  Erst  im  Jahre  558  wird 
Ferreolus  wieder  freigelassen,  worauf  er  die  Juden  zur  Taufe 
ermahnt  und  alle  widerstrebenden  Juden  aus  seinem  Kirchen- 
sprengel  austreibt.  Die  Nachricht  ist  desshalb  von  Bedeutung 
weil  in  derselben  statt  von  Juden  und  Ketzern  von  Juden 
und  Sarazenen  die  Rede  ist,  was  für  die  Ansicht  spricht, 
dass  die  Kowertschen  bekehrte  Mauren  gewesen  sein 
könnten.  Am  1.  November  581  verbietet  das  Konzil  von 
M&con  allen  Christen  bei  Strafe  des  Kirchenausschlusses  in 
Gemässheit  einer  Verordnung  des  Königs  Gilbert,  an  den 
Mahlzeiten  der  Juden  teilzunehmen,  während  den  Juden 
verboten  wird,  vom  Gründonnerstag  bis  Ostersonntag  sich  wie 
zum  Hohn  auf  den  Strassen  und  auf  dem  Markte  zu  zeigen, 
wie  ihnen  auch  bei  Strafe  durch  das  Ortsgericht  geboten  wird, 
den  katholischen  Geistlichen  Ehrerbietung  zu  er- 
zeigen. Am  1.  November  589  verbietet  das  Konzil  von  Nar- 
bonne  den  Juden  bei  Strafe  von  6  Unzen  Gold,  ihre  Toten 
nnter  Absingung  von  Psalmen  zu  bestatten;  vielmehr  sollen 
sie  dabei  nach  ihren  alten  Sitten  verfahren.'^)  Das  war  indessen 
nur  der  AnfEing;  die  Verhältnisse  sollten  sich  bald  noch 
schlimmer  für  die  Juden  gestalten.    Im  Jahre  590  wird  ein 

")  Aronios,  Itecesten  £ar  Geschichte  der  Jaden,  S.  7,  9,  12,  16,  19. 
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Jade,  der  ein  Christasbild  geraabt  hatte,  am  es  zu  yer- 
brennen,  desshalb  gesteinigt  Am  10.  Oktober  614  bestimmt 
das  fünfte  Pariser  Konzil,  kein  Jade  solle  künftig  mehr 
eine  Bichter-  oder  Stadtratsstelle  bekleiden  dürfen, 
ausser  er  lasse  sich  yorher  taufen,  eine  Verordnung,  welche 
am  18.  Oktober  614  yon  König  Lothar  IL  bestätigt  wird, 
und  im  Jahre  624  bestimmt  das  Konzil  yon  Reims,  kein 
Jude  solle  zu  einem  öffentlichen  Amte  zugelassen  und 
gegen  die  zunehmenden  Verunglimpfungen  des  christ- 
lichen Glaubens  durch  die  Juden  müsse  entschieden  yor- 
gegangen  werden.^*) 

Es  ist  offenbeir  auch  hier  im  fränkischen  Reiche  die- 
selbe Missstimmung  gegen  die  herrschende  Kapitalöbermacht 
des  Judenvolks  in  Fluss  gekommen  wie  im  arabischen 
Reiche,  wo  der  Prophet  Mahommed  (622—632)  die  heilige 
Fahne  gegen  ihre  Uebermacht  erhebt  und  eifrig  bestrebt  ist, 
ihrem  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Druck  entgegen- 
zutreten, wie  er   z.  B.  allen  Juden  yerbietet,  eiserne   Steig- 
bügel wie  die  Araber  zu  tragen  oder  auf  Pferden  wie  diese 
statt  auf  Maultieren   zu  reiten.  '*)    Die  Folge  dieser  Mass- 
regeln im  fränkischen  Reiche  ist  denn  auch,   dass  Ueber- 
tritte  yon   Juden    zum  Christentum  jetzt  in  ziemlich 
yermehrtem  Massstabe  stattfinden.    Solche  Uebertritte  waren 
allerdings   auch   seither  schon  mannigfach  erfolgt    So  wird 
z.  B.    im    Jahre  350   der   getaufte   Jude    Simeon    zum 
Bischof  yon  Metz  erwählt ^^  und  im  Jahre  472  empfiehlt 
Sidonius  ApoUinaris  dem  Biscnof  Eleutherius  yon  Tournai 
einen    Juden    mit    der    Begründung,     dass    man    keinen 
Juden  bei  Lebzeiten  yerdammen  dürfe,  indem  er  ja  immer 
noch   bekehrt  werden  könnte.    Da  femer  diese  Leute  an- 
ständige   Geschäfte    machen,    dürfe   man   sich   ihrer 
wohl  annehmen,  wie  er  im  gleichen  Jahre   dem  Bischof 
Nouechius  yon  Nantes  den  getauften  Juden  Promotus 
empfiehlt.^' )    Immerhin  ist  man  mit  dem  Taufen  yon  Juden 
nodi  im  6.  Jahrhundert  sehr  yorsichtig,  wie  denn  z.  B.  am 
11.  September  506  das  Konzil  yon  Agde  unter  dem  Vorsitz 
des  Erabischof  yon  Arles  bestimmt,  dass  Juden  erst  nach 
achtmonatlicher  Probezeit  getauft  werden  sollen.^*) 
Man  sieht,  der  Zudrang  der  Juden   zur  christlichen 
Kirche  ist  damals  sehr  stark,  wälurend  der  Kirche  wenig 
an  der  Erwerbung  dieser  neuen  Glaubensgenossen  liegt,  und 
in  der  That  zeichnet  sich  das  6.  Jahrhundert  durch  zahl- 
reiche Judentaufen  aus,  welche  namentlich   in  Frank- 
reich lebhaft  stattfinden.    So  lassen  sich  im  Jahre  568  in 
Bourges    zahlreiche  Juden    yon    dem   heiligen   Gtermanus 

»•)  AroniuB,  Regesten  snr  Geschichte,  8.  9,  2  f.,  8,  6  f.,  7,  la 
>*)  Deppug,  Judea  im  MitteUltar,  S.  42  and  868. 
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tanüsiu^')  So  lässt  sich  im  April  oder  Ifai  576  in  Clermont 
ein  Jude  yom  Bischof  Avitns  taufen,  worauf  ihm  bei  der 
Pnaeasion  ein  fanatischer  Jude  ranziges  Oel  anf 
den  Kopf  giesst  Das  Volk  will  den  Juden  steinigen,  der 
Bischof  schreitet  indess  ein;  aber  am  Himmelfahrtstage  fällt 
die  Menge  über  die  Synagoge  her  nnd  plündert  sie,  woranf 
der  Bisdiof  den  Jaden  die  Wahl  zwischen  Ans- 
▼andernng  oder  Taufe  läset  Die  Folge  ist,  dass  sich 
500  Juden  tanfen  lassen,  während  die  anderen  nach  Mar- 
seille abreisen.  '^)  So  ist  im  Jahre  581  ein  Grossjnde 
namens  Priscns  der  Geschäftsagent  des  Königs  Gilberich 
imd  liefert  ihm  seinen  Bedarf  an  Levantewaren.  Als 
dieser  Jnde  einst  inNogent  an  der  Marne  mit  dem  Bischof 
6r^;or  tob  Tonrs  zusammentrifft,  meint  der  König,  der 
Bt8(^of  solle  den  Priscns  tanfen,  woranf  sich  ein  Keligions- 
gespräch  zwischen  beiden  entspinnt,  das  aber  erfolglos 
bleibt  ^^),  wie  auch  im  Jahre  582,  als  König  Gilberich  viele 
Jaden  unter  eigener  Uebemahme  der  Pathenstelle  taufen 
lässt,  sich  Priscns,  als  der  König  auch  an  ihn  dieses  Ansinnen 
stellt,  dessen  entschieden  weigert,  so  dass  ihn  der  König 
erzomt  gefimgen  setzen  lässt  I^scus  bittet  nun  um  Frist,  bis 
sein  Sohn  eine  Jüdin  aus  Marseille  geheiratet  habe.  Unter- 
dessen entsteht  ein  Streit  zwischen  Priscns  und  einem  ge- 
tauften Grosguden,  namens  Phatir,  wobei  Priscns  das  Leben 
yerliert  Phatir  flieht  sofoit  aus  Paris  nach  Burgund, 
seiner  Heimat,  wird  aber  dort  von  den  Hinterbliebenen  des 
Priscns  getötet  ^^)  So  meldet  eine  Ghroniknachricht  vom 
Jahre  587,  ein  Jude  in  Bordeaux,  der  den  dortigen  Stadt- 
pfarrer Lupus  verhöhnt  hatte ,  als  er  im  Fieber  den  heiligen 
Martin  zum  Helfer  anrief,  sei  zur  Strafe  vom  Fieber  ergriffen 
worden  und  habe  sich  infolge  dessen  taufen  lassen.  So  er- 
fahrt im  Juni  591  Papst  Gregor  von  italienischen 
Juden,  die  in  Geschäften  nach  Marseille  reisen,  dass 
man  dort  die  Juden  mit  Gewalt  zur  Tanfe  veranlasse, 
worauf  der  Papst  die  Bischöfe  von  Arles  und  Marseille 
anweist,  diess  nicht  zuzulassen.  Liebevolle  Be- 
lehrung wirke  zuverlässiger.^^)  Man  sieht,  der 
kirchlichen  Oberleitung  liegt  an  der  vornähme  gewaltsamer 
Jadentaufen  damals  nichts. 

Dagegen  finden  unter  König  Dagobert  I.  von  Frank- 
reich immer  zahlreichere  Juden  taufen  statt. '^)  Da- 
gobert, der  völlig  unter  dem  Einflüsse  von  Byzanz  stand, 
worde  zu  diesem  Vorgehen  ebenfalls  von  den  Griechen 
aufgemuntert,  indem  im  Jahre  629  der  Kaiser  Heraklius,  der 
infolge  der  Weissagung  eines  Sterndeuters  fürchtete,  dass  sein 

^)  Aromiifl,  Beaesten  mr  Oeschichte  der  Juden,  S.  14,  10,  17,  19. 
»)  Depping,  Joden  im  Mittelalter,  8.  49.  ^ 
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Reich  Yon  beschnittenen  Völkern  verwüstet  werde,  den 
Frankenkönig  bat,  alle  Juden  katholisch  taufen  zu  lassen, 
ein  Wunsch,  dem  der  König  denn  auch  in  ausgiebigster  Weise 
nachkommt  '*)  So  wird  im  Jahre  644  in  Bourges  eine 
grössere  Anzahl  Juden  durch  den  Bischof  Sulpitius  getauft. 

Welche  hohe  wirtschaftliche  Machtstellung  die 
Juden  auch  im  7.  Jahrhundert  im  Frankenreiche  haben, 
sieht  man  z.  B.  daraus,  wenn  im  Jahre  633  König  Dagobert 
der  Abtei  von  St.  Denis  einige  Höfe  und  das  Thor  beim 
Glaucinuskerker  in  Paris  samt  dem  Ertrag  der  Zölle 
schenkt,  welche  der  jüdische  Kaufmann  Salomon  dort 
im  Namen  des  Reichs  erhebt  ^*)  Die  Juden  sind  also 
schon  damals  wie  tausend  Jahre  später  die  allmächtigen 
Generalpächter  des  Landes,  das  sie  in  jeder  Beziehung 
aussaugen.  Aber  auch  im  Westgotenreiche  in  SUdgallien 
sind  noch  im  Jahre  673,  als  in  Narbonne  der  Aufistand 
des  Paulus  gegen  den  König  Wamba  ausbricht,  die  Ver- 
hältnisse zwischen  Christen  und  Juden  ziemlich  freundlich, 
bis  nach  der  Einnahme  Narbonnes  durch  König  Wamba 
die  Juden  yertrieben  werden'*},  wie  denn  überhaupt  die 
Griechen  und  Goten  den  Juden  wenig  freundlich  gegen- 
überstehen und  z.  B.  auch  der  byzantinische  Kaiser  Leo 
(717 — 741),  der  Bilderstürmer,  bekanntlich  ein  Schuh- 
machersohn aus  Seleucia  in  Isaurien,  eine  lebhafte 
Thätigkeit  als  Judenbekehrer  entwickelt'''^ 

Dagegen  geht  es  den  Juden  im  Frankenreiche  seit 
dem  8.  Jahrhundert  immer  besser.  Tief  entrüstet  klagt 
Papst  Stephan  IlL  (678 — 772)  in  einem  Schreiben  an  den 
Erzbischof  Herbert  Ton  Narbonne,  wie  er  in  den  Tod 
erschrocken  sei  bei  der  Nachricht,  dass  man  jetzt  in  Frank- 
reich den  Juden  sogar  erlaubt  habe,  auf  dem  Lande  und 
in  den  Vorstädten  erblichen  Grundbesitz  zu  erwerben, 
und  dass  Christen  die  Weinberge  und  A  eck  er  von 
Juden  bestellen  und  in  den  Städten  in  den  Juden- 
häusern wohnen,  dort  ihre  gotteslästerlichen  Reden 
hören  und  ihnen  allerlei  Dienste  leisten.  Die  Staats- 
regierung der  Karolinger  fragt  nach  diesen  Einwendungen 
des  heiligen  Stuhls  indessen  wenig;  sie  hat  die  Hilfe  der 
Juden  allzu  notwendig,  um  die  Kraft  zu  besitzen,  sich 
ihrer  zu  entschlagen,  da  sie  zu  ihrer  Grossmachtspolitik 
Geld  in  Menge  gebraucht,  und  so  sehen  wir  damals  in  den 
verschiedensten  Städten  des  Beichs  sich  die  Juden  in 
zunehmendem  Masse  festsetzen.  So  soll  z.  B.  im  Jahre  803 
Kaiser  Karl  der  Grosse  zur  H  e  b  u  n  g  des  dortigen  Handels- 
verkehr eine  Judengemeinde  in  Erfurt  gegrfindet 

^*)  AronioB,  Regesten  tm  Qeschichte  der  Jaden,  8.  22  ff. 
'^  Dopping,  Joden  im  liitteUlter,  8.  88. 
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haben.  So  werden  im  Jahre  810  normannische 
Schiffe  in  einer  Hafenstadt  bei  Narbonne  ftkr  Schiffe  von 
jüdischen,  afrikanischen  oder  britischen  Eanflenten 
gehalten.'^  Im  Jahre  839  tritt  der  Diakon  Bodo,  ein 
gelehrter  Alemanne,  der  am  Hofe  Kaiser  Ludwigs  des 
Frommen  erzogen  worden  ist,  nach  einer  Wallfahrt  nach 
Rom  znm  Judentum  Ober,  Iftsst  sich  beschneiden,  lässt 
Haar  und  Bart  wachsen,  nennt  sich  Eleazar,  legt  Ritter- 
tracht an,  heiratet  eine  Jüdin  und  wandert  nach  Sara- 
gossa aus.  So  wird  im  Jahre  849  ein  Judenfriedhof  in 
Yienne  eingerichtet.  So  rühmt  im  Jahre  878  der  Bischof 
Salomo  n.  von  Eonstanz  von  dem  Bischof  Witgau  von 
Albeck  von  Augsburg,  dass  Geistliche  und  Laien,  Vor- 
nehme und  Geringe,  Juden  und  Heiden  (gentiles)  ihm 
die  gleiche  Verehrung  zollen,  womit  das  Vorhandensein 
einer  Augsburger  Judengemeinde  um  jene  Zeit  er- 
wiesen ist.  Im  Jahre  900  besteht  in  Worms  ein  Juden- 
kirchhof. Im  Jahre  942  gibt  es  einen  Judenfriedhof 
in  Prag.  Im  Jahre  945  besitzt  ein  Kloster  in  Metz 
einen  Weinberg,  den  früher  ein  Jude  namens  Dayid 
besessen  hat.  Im  «lahre  970  erwähnt  der  Jude  Ibrahim- 
ibn-Jaknb  in  seinem  Beisebericht  eine  den  Juden  gehörige 
Salzsiederei  bei  Naumburg,  die  an  der  Saale  in  der 
Nähe  der  Mulde  gelegen  sei.  Am  2.  April  981  übergibt 
Kaiser  Otto  n.  dem  St  Emmeramskloster  beiBegensburg 
das  Gut  Schierstadt  in  der  dortigen  zum  Nordgau 
gehörigen  Vorstadt  von  Begensburg,  in  der  Grafschaft 
des  Heinrich,  welches  das  Kloster  dem  Juden  Samuel 
abgekauft  hat.^^ 

Ihren  Höhepunkt  hat  freilich  diese  Blütezeit  der  Juden 
in  Deutschland  und  Frankreich  schon  am  Ende  des  9.  Jahr- 
honderts  erreicht  und  seit  dem  10.  Jahrhundert  sehen  wir 
die  Juden  immer  mehr  aus  ihrer  wirtschaftlichen 
Machtstellung  verdrängt  werden,  indem  es  der 
Kirche  gelingt,  sich  an  deren  Stelle  zu  setzen.  So  be- 
stimmen schon  die  Kaiser  Karl  der  Grosse  und  Ludwig 
der  Fromme,  kein  Jude  solle  bei  Vermögensverlust 
und  Gefängnisstrafe  Wein  oder  Getreide  ver- 
kaufen oder  das  Schultheissenamt  übernehmen  und 
im  Jahre  820  wird  dem  Kate  in  Aachen  der  Befehl 
erteilt,  in  den  Wohnungen  der  christlichen  und  jüdischen 
Kanfleute,  welche  auf  dem  Markte  oder  nach  auswärts 
Handel  treiben,  nachzusehen,  ob  sich  kein  Gesindel  dort 
aufhalte.'*)  Das  Bestreben  der  Geistlichkeit  geht  jetzt 
in  zunehmendem  Masse  dahin,  die  Juden  zu  veranlassen, 

^  ▲roatoB,  Regesten  lar  Geschichte  der  JndeD,  8.  27,  48,  49,  51  f. 
54ff.,  60,  29. 
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dasB  sie  sich  taufen  lassen.  So  dankt  gegen  Ende  des 
9.  Jahrhonderts  ein  Bischof  dem  Kaiser  Ar  seine  ünter- 
stützong  bei  Bekehrung  der  Juden.  Bereits  habe  sich 
eine  grössere  Anzahl  taufen  lassen,  seit  an  jedem  Sabbat 
ein  christlicher  Geistlicher  das  Wort  des  Herrn 
in  der  Synagoge  predige;  53  Judenknaben  seien  be- 
reits getauft  worden  und  weitere  sollen  auf  Ostern  getauft 
werden.  Die  Juden  von  Ghalons,  M&con  und  Vienne 
schaffen  nun  aber  ihre  Kinder  heimlich  bei  Nacht 
nach  dem  Süden,  namentlich  nach  Arles;  man  sollte  es 
desshalb  in  Arles  ebenso  machen.  Daneben  richtet  sich 
jetzt  das  Streben  der  Geistlichkeit  in  erhöhtem  Masse 
darauf,  den  Juden  den  geselligen  Verkehr  mit 
Christen  unmöglich  zu  machen.  So  klagt  am  1.  Mai  888 
der  Frfihmesser  Guntbert  von  Metz  die  Juden  yon  Metz 
beim  dortigen  Konzil  an,  worauf  dieses  allen  Christen  das 
Speisen  und  Trinken  mit  Juden  verbietet^') 

Am  1.  Juni  932  beruft  König  Heinrich  I.  eine  Synode 
nach  Erfurt  ein,  um  ihr  einen  Brief  vorzulegen,  den  der 
Patriarch  von  Jerusalem  nachKonstantinopel  gesandt 
hatte  und  der  yon  dort  nach  Born  übermittelt  worden  war. 
Nach  demselben  hatte  in  Jerusalem  einßeligionsstreit 
zwischen  den  Christen  und  Juden  stattgefunden,  wobei 
die  Juden  die  Sarazenen  durch  Geld  ffir  sich  gewonnen 
hatten.  Ein  Wunder  in  der  Kirche  des  heiligen  Grabs 
habe  aber  für  die  Christen  entschieden  und  die  Juden 
jenseits  des  Meers  haben  sich  darauf  taufen  lassen.  Im 
Jahre  936  schreibt  der  Herzog  Peter  von  Venedig  mit 
dem  Patriarchen  Marino  und  den  Bischöfen  von  Venedig 
dem  König  Heinrich  I.,  dem  Erzbischof  Gilbert  yon  Mainz 
und  den  Bischöfen  jener  Gegenden,  sie  haben  erfahren, 
ein  Jude  aus  Jerusalem  sei  nach  Deutschland  ge- 
kommen und  habe  dort  unter  Schmähungen  Christi  ein 
grosses  Verbrechen  vom  heiligen  Grabe  erzählt.  Man 
solle  desshalb  den  Juden  in  Deutschland  das  vorgekommene 
Wunder  erzählen  und  ihre  Taufe  anordnen.  Ebenso 
solle  den  Juden  verboten  werden,  das  Zeichen  des  Kreuzes 
an  Metallen,  Tuchen  oder  Waren  anzurühren,  und  alle 
Juden,  die  nicht  Christen  sein  wollen,  sollen  be- 
schämt und  verachtet  das  Reich  räumen.  Um  das 
Jahr  938  antwortet  Papst  Leo  Vn.  dem  Erzbischof  Frie- 
drich von  Mainz  auf  seine  Anfrage,  ob  es  besser  sei,  die 
Juden  zu  taufen  oder  zu  vertreiben,  er  möge  nicht  ab- 
lassen, ihnen  das  Evangelium  zu  predigen,  und  sie  erst 
vertreiben,  wenn  sie  sich  nicht  bekehren,  denn  mit  den 


**)  Aronius,  Regesten  sor  Geschichte  der  Jaden,  S.  57. 
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Feinden  Oottes  dttrfe  man  keine  Gfemeinscbaft  haben.  **) 
Um  das  Jahr  998  töten  die  Juden  Benno,  den  Schenken 
des  Kaisers  Otto  m.,  und  werden  desshalb  verurteilt,  ein 
goldenes  Standbild  des  Ermordeten  neben  dem  Dom  zu 
Mainz  aufzustellen.  Das  Standbild  blieb  dort  stehen  bis 
zum  Jahre  1160,  wo  der  Erzbischof  Rudolf  dasselbe  ein- 
schmelzen liess  und  das  Gold  unter  seine  Verwandten 
and  Freunde  yerteUte. '®) 

Trotzdem  stehen  die  Juden  auch  noch  am  Anfang 
des  11.  Jahrhunderts  ziemlich  mächtig  da,  wenn  auch  die 
zuiehmende  Erbitterung  des  Volks  damals  ihre  Stellung 
schon  ziemlich  bedroht  So  überlässt  um  die  Jahre  1006 
bis  1028  der  Bfirger  Rizmann  von  Begensburg  dem 
Kloster  St  Emmeram  dort  drei  Höfe  bei  dem  Juden- 
Tiertel  der  Stadt  Es  ist  diess  die  älteste  urkund- 
liche Erwähnung  eines  abgeschlossenen  deutschen 
Judenyiertels.  So  erbauen  im  Jahre  1012  die  Juden 
in  Köln  eine  Judenschule  und  erwerben  einen  Fried- 
hof. Die  Lage  der  Juden  aber  wird  jetzt  in  steigendem 
Masse  unsicher.  Im  Jahre  1009  zerstört  der  Ehalif  von 
Persien  die  Heiliggrabkirche  in  Jerusalem  und 
alsbald  erhebt  sich  das  Gerede,  er  sei  Mezu  von  den 
Jaden  tob  Orleans  durch  einen  hebräischen  Brief 
Tsranlasst  worden,  den  ihm  ein  Mönch  namens  Robert 
gebracht  habe.  In  allen  christlichen  Reichen  werden  in- 
folge dessen  die  Juden  teils  yertrieben  teils  getötet 
Zahlreiche  Juden  lassen  sich  aus  Furcht  taufen,  treten 
aber  bald  wieder  zurück.  So  werden  am  Ende  des 
Jahrs  1012  die  Juden  der  Stadt  Mainz  von  König 
Heinrich  n.  aus  der  dortigen  Stadt  ausgetrieben,  doch 
gelingt  es  ihnen,  am  80.  Januar  1013  wieder  das  Recht 
zur  Rückkehr  zu  erlangen.  Auch  anderwärts  kehren  seit 
dem  Jahre  1014  die  Juden  allmählich  wieder  in  die  Städte 
zurQck,  wo  man  sie  schont,  so  dass  sich  dieselben  z.  B. 
in  Worms  im  Jahre  1034  bereits  wieder  eine  Synagoge 
erbauen  können.*^) 

Was  die  Kirche  bei  dem  Vorgehen  gegen  die  Juden 
namentlich  in  Aufregung  bringt,  ist  das,  dass  die  Juden 
Tor  allem  es  sind,  welche  sich  am  eifrigsten  gegen  den 
Bilderdienst  der  katholischen  Kirche  sträuben,  welche 
keine  Gelegenheit  versäumen,  die  Wunderkraft  der 
heiligen  Reliquien  yor  dem  Volke  in  Zweifel  zu  ziehen 
and  zum  Teil  mit  ätzender  Schärfe  sich  in  kritischen 
Gängen  mit  der  Theologie  herumschlagen.  Es  ist  die  Zeit, 
da  der   „Hellenismus''  in  zunehmendem  Masse  in  das 

"*)  Anmins,  Begesten  cur  Geschidite  der  Joden,  S.  58  f.  68,  01—05. 
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deutsche  Oeistesleben  eindringt,  da  in  den  Kloster- 
schalen  St.  Qallen  und  an  anderen  Orten  neben  die 
seitherige  Beschäftigung  mit  der  Bibel  das  Stadium  der 
griechischen  Weltweisen  tritt  und  die  Neuplato- 
niker,  Aristoteles  u.  s.  w.  immer  eifriger  gelesen  werden. 
Dass  auf  diese  Richtung  die  J  u  d  en  ein  gutes  Teil  hinwirkten, 
darf  nicht  bezweifelt  werden.  So  belehrt  im  Juni  1022 
ein  in  Jerusalem  vom  dortigen  Patriarchen  getaufter 
Jude  die  Mönche  Notker  Labeo  und  Ekkehi^  IV.  von 
St.  Gallen  über  die  Gebräuche  im  Tempel  in  Jeru- 
salem.^) Um  das  Jahr  1013  tritt  der  Geistliche  Wegelin, 
ehemals  Hauskaplan  eines  Herzogs  Eonrad,  zum  grossen 
Aerger  König  Heinrichs  n.  zum  Judentum  Ober.  In  den 
Jahren  1048 — 1071  gewinnt  Sigbert  von  Gemlaux  die 
Zuneigung  der  Juden  von  Metz  dadurch,  dass  er  Bibel- 
übersetzungen,  die  auf  den  hebräischen  Text  zurück- 
gehen, von  anderen  zu  unterscheiden  weiss  und  den  Juden 
in  allem  zustimmt,  wenn  sie  sich  auf  diesen  hebräischen 
Text  berufen  können.  In  den  Jahren  1032 — 1062  ertönen 
Klagen  aus  Begensburg,  dass  dort  der  Jude  Abraham 
den  Heiland  lästere ,  so  oft  von  diesem  die  Bede  sei.  Um 
das  Jahr  1033  wird  geklagt,  dass  die  Juden  in  Bamberg 
nicht  an  die  Wunderkraft  derBeliquien  der  heiligen 
Kunigunde  glauben  wollen,  und  als  im  April  1066  der 
erbitterte  Erzbischof  Eberhard  von  Trier  den  Juden  da- 
selbst die  Wahl  zwischen  Austreibung  oder  Taufen 
lässt,  verfertigen  die  Juden  eine  dem  Bischof  ähnliche 
Wachsfigur  und  bewegen  durch  Geld  einen  Mönch,  diese 
als  Täufling  hinzustellen.  Als  nun  der  Bischof  die  ver- 
meintliche lebende  Person  taufen  will,  zünden  sie  die 
Figur  an,  so  dass  der  Bischof  mitten  in  der  Kirche  aus 
Schreck  vom  Schlage  getroflfen  niedersinkt.**) 

Man  sieht,  die  wirtschaftliche  Stellung  der 
Juden  ist  damals  in  Deutschland  eine  sehr  starke. 
Ein  unterdrückter  fremder  Volksstamm  darf  sich  der- 
artige übermütige  Ausschreitungen  im  fremden 
Lande  nicht  gestatten.  Das  bestätigt  denn  auch  das 
Urkundenmaterial  vollauf.**)  In  den  Jahren  1061 — 1092  gibt 
der  Herzog  Wratislaus  II.  von  Böhmen  den  Deutschen 
in  der  Prag  er  Vorstadt  einen  Freiheitsbrief,  in  dem  auch 
die  Juden  erwähnt  werden.  Im  Jahre  1080  wird  das 
Wormser  Judenthor  urkundlich  erwähnt.  Am  13.  Sep- 
tember 1084  verpflanzt  der  Bischof  Büdiger  von  Spei  er, 
als  er  den  Weiler  Speier  zur  Stadt  zieht,  auch  Juden 
dahin  und  hofft,  dadurch  den. Glanz   des  Orts  zu  ver- 


«i 
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iaasendfachen.  Sie  werden  aasserhalb  der  Wohnplätze 
der  Qbrigen  Bfli^er  angesiedelt  and  eine  Mauer  wird  um  d  en 
Bezirk  gezogen,  damit  die  Juden  yor  dem  Volk  geschfltzt 
sind.  Als  Miete  f&r  das  Quartier  haben  die  Juden  dem 
bischöflichen  Kapitel  jährlich  3*/t  Pfd.  Speierisch  zu  be- 
zahlen. Die  Juden  dürfen  innerhalb  ihres  Viertels  und 
in  der  Stadt  Qold  und  Silber  umwechseln  und  alles, 
was  sie  wollen,  kaufen  und  verkaufen.  Auch  erhalten  sie 
einen  Begräbnisplatz.  Fremde  Juden  brauchen  keinen 
Zoll  zu  zahlen.  Der  Gemeindevorsteher  des  Juden- 
yiertels  darf  Streitigkeiten  unter  den  Juden  entscheiden, 
wie  der  Schultheiss  unter  den  Bfirgern.  Kann  er  eine 
Sache  nicht  beendigen,  so  hat  er  sie  vor  den  Bischof  oder 
Kämmerer  zu  bringen.  Wachdienst,  Verteidigung  und 
Befestigung  ihres  Viertels  haben  die  Juden  mit  ihren 
Dienern  selbst  zu  besorgen,  zu  weiterem  Dienst  sind 
sie  nicht  verpflichtet.  Christliche  Ammen  und  Miets- 
knechte zu  haben  ist  ihnen  erlaubt.  Geschlachtetes 
Fleisch,  dessen  Genuss  ihnen  das  Gesetz  verbietet,  dürfen 
sie  an  die  Christen  verkaufen  und  diese  dürfen  es 
kaufen.**)  Am  19.  Februar  1090  nimmt  Kaiser  Heinrich  IV. 
in  Spei  er  die  Juden  Judas,  des  Ealonymos  Sohn,  David, 
des  Massulam  Sohn,  Moses,  des  Guthiel  Sohn,  und  deren 
Genossen  mit  ihren  Kindern  und  allen,  die  sie  vertreten, 
in  seinen  Schutz  auf.  Der  betreffende  Schutzvertrag 
enthält  folgende  Bedingungen:  1)  Niemand  darf  die  Juden 
angreifen.  2)  Niemand  darf  ihnen  etwas  an  ihrem  erb- 
lichen Besitz  an  Höfen,  Häusern,  Gärten,  Weinbergen, 
Aeckem,  Sklaven  u.  s.  w.  wegnehmen.  3)  Sie  dürfen  ihr 
Eigentum  mit  jedermann  tauschen  und  innerhalb  des 
Reichs  frei  und  im  Frieden  umherziehen,  Gewerbe  und 
Handel  betreiben,  kaufen,  verkaufen.  4)  Zoll  von  ihnen 
zn  erheben  oder  eine  andere  Abgabe,  ist  niemand  erlaubt. 
5)  Ohne  ihre  Einwilligung  Fremde  in  ihren  Häusern 
anterzubringen ,  ist  verboten;  ebenso  ist  es  niemand  er- 
laubt, Pferde  von  ihnen  zu  fordern,  um  zum  König  oder 
Bischof  oder  zum  Heerzug  zu  reisen.  6)  Wird  gestohlenes 
Gut  bei  ihnen  gefunden,  von  dem  sie  behaupten,  sie  haben 
es  gekauft,  so  haben  sie  zu  schwören,  um  welchen  Preis 
sie  es  gekauft  haben  und  müssen  es  dem  Eigentümer  um 
diesen  Preis  zurückgeben.  7)  Ihre  Kinder  zwangsweise  zu 
taufen  oder  zu  rauben  und  zu  taufen,  ist  bei  12  Pfd.  ver- 
boten. Wer  von  ihnen  die  Taufe  verlangt,  hat  drei  Tage 
zn  warten  und  verliert  sein  Eigentum.  8)  Heidnische 
Sklaven  der  Juden  dürfen  nicht  durch  die  Taufe  dem 


*^  Aroniu»,  Regesten  zur  Qescbichte  der  Joden,  S.  72. 
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Jadendienst  entfremdet  werden  bei  Strafe  von  8  Pfii.  Silber 
und  Rückgabe  des  Sklaven,  der  trotz  Beinee  Chiistentnms 
dem  Jaden  folgen  mass,  9)  Die  Jaden  dürfen  Christen  for 
ihre  Arbeiten  mieten,  nar  nicht  an  Sonn-  and  Feiertagen. 
10^  Christliche  Sklaven  za  kaafen,  ist  den  Jaden  verboten. 
11)  Bei  Streitigkeiten  zwischen  Jaden  and  Christen  hat  jeder 
Teil  nach  seinem  Gesetze  Recht  za  geben.  12)  Niemand  darf 
einen  Jaden  zam  Oottesorteil  des  heissen  Eisens  oder  des 
heissen  oder  kalten  Wassers  zwingen,  noch  ihn  geissein  oder 
ins  Gefängnis  werfen,  sondern  er  soll  nach  seinem  Gesetze 
nach  40  Tagen  schwören  and  kann  nar  darch  jUdiscbe  and 
christliche  Zeagen  zagleich  überführt  werden;  alles  bei  3  Pfd. 
Silber  Strafe.  13)  Wer  einen  Jaden  verwundet,  zahlt  1  Pfd. 
Gold,  tötet  oder  erwürgt  ein  Sklave  einen  Jaden,  so  mass 
der  Herr  die  Strafe  zahlen  oder  den  Sklaven  aasliefem.  Wer 
die  Basse  nicht  zahlt,  dem  werden  die  Aagen  aasgeetochen 
und  die  Hand  abgehaaen.  14)  Streitigkeiten  der  Jaden  unter 
sich  werden  von  ihnen  selbst  entschieden.  Wer  die  Wahrheit 
verbirgt,  ist  von  dem,  den  der  Bischof  an  die  Spitze  der 
Synagoge  gestellt  hat,  zum  Bekenntnis  der  Wahrheit  zu 
zwingen.  Schwierige  Fälle  sind  vor  den  Bischof  zu  bringen. 
15)  Die  Juden  dürfen  Wein,  Kräuter  und  Arzneien  an 
Christen  verkaufen.**) 

Man  sieht,  in  allen  diesen  Abmachungen  findet  sich  keine 
Spur  von  Einschränkungen  der  Juden.  Wir  sehen  die 
einzelnen  Juden  als  Schutzbürger  des  Reichs  in  den 
deutschen  Reichsverband  eintreten,  indem  sie  freie  Vertrage 
mit  dem  gewählten  Vertreter  der  Reichsgewalt  abschliessen, 
webei  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  des 
Reichs  und  der  zu  gründenden  Judengemeinde  genau  fest- 
gesetzt sind.  Sie  machen  Geschäfte  der  verschiedensten  Art, 
sie  handeln  mit  allen  möglichen  Dingen,  sie  leihen  Geld 
aus»  aber  sie  sind  in  jeder  Beziehung  freie  Leute.  Der  für 
sie  vielfach  bestehende  „Gassenzwang'^  (Ghettozwang) 
ist  vielmehr  ein  Ghettorecht,  insofern  er  lediglich  zu  ihrem 
Schutze  dient  Kurz,  die  Stellung  der  Juden  ist  keine 
gedrückte,  sondern  im  Gegenteil  eine  hervorragend 
mächtige  und  bevorzugte.  Das  11.  Jahrhundert  ist  die 
Zeit  der  höchsten  Blüte  des  Judentumsin  Deutschland, 

b.   DU  JodtBTerfolgug  tob  1096. 

Im  Jahre  1096  findet  in  Deutschland  eine  neue 
grössere  Judenverfolgung  statt  Schon  im  Dezember  1095 
war  ein  Brief  der  französischen  Judengemeinden  an  die 
rheinischen  Judengemeinden  eingetroffen,  in  welchem  diese 
mitgeteilt  hatten,    dass  die  gegenwärtig  sich   in  Frankreich 

**)  Aronli»,  Regesten  snr  Geschichte  .der  Jaden,  8.  78. 
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übenll  aammelndeii  Kreuzfahrer  gedroht  haben,  alle  Juden 
za  Yertilgen,  wenn  sie  sich  nicht  bekehren;  sie  bitten 
desahalb  £e  dentschen  Gemeinden  inständig,  ein  Fasten 
anzuordnen  und  für  sie  za  beten,  und  als  Antwort  hierauf 
batle  im  Januar  1096  die  Judengemeinde  in  Mainz 
einoi  zusagenden  Trostbrief  abgesandt  Bald  hörte  man  denn 
andi  etwas  weiteres.  Im  Frühjahr  1096  entsteht  das  Gerede, 
der  Herzog  Gottfried  von  Bouillon  habe  erklärt,  er  werde 
das  Blut  Christi  am  Blute  der  Juden  rächen  und  keinen 
übrig  lassen.  Der  Vorsteher  der  Mainzer  Judengemeinde, 
der  Rabbi  Kalonymos,  bittet  infolge  davon  den  Kaiser  Heinrich  IV., 
die  Juden  zu  schätzen,  worauf  Herzog  Gottfried  von  Bouillon 
dem  Kaiser  aufis  bestimmteste  erklärt,  es  sei  ihm  nie  in  den 
Sinn  gekommen,  den  Juden  etwas  Böses  zuzufügen. 
Bald  treffen  denn  auch  die  ersten  Kreuzfahrerzüge  am 
Rheine  ein,  wodurch  wie  den  Bürgergemeinden  der 
rheinischen  Städte  auch  den  Judengemeinden  starke 
Einquartierungslasten  erwachsen.  So  müssen  die  Juden- 
gemeinden in  Köln  und  Mainz  bei  dem  Durchzuge  des 
Herzogs  Gottfried  von  Bouillon  je  500  Pfd.  als  Ablösungs- 
samme  für  die  Einquartierungspflicht  bezahlen  und  als  Peter 
Ton  Amiens  in  Trier  ankommt,  verlangt  er  auch  dort  wie 
überall  auf  Grund  eines  Schreibens  der  französischen 
Juden  Wegzehrungsgelder  Yon  der  Trierer  Judenge- 
meinde, wofür  er  die  Verpflichtung  übernimmt,  den  Schutz 
der  Angehörigen  der  Gemeinde  vor  Ausschreitungen  der 
Kreuzfahrer  kräftig  zu  handhaben.'^)  Wie  notwendig  diese 
war,  sollte  sich  alsbald  zeigen.  Nicht  allein  die  Kreuz- 
fahrer nehmen  trotz  des  zugesicherten  Schutzes  eine 
drohende  Haltung  an.  sondern  auch  die  Haltung  der 
einheimischen  Bevölkerung  gegenüber  den  Juden  wird  immer 
bedrohlicher  und  der  Ausbruch  von  Feindseligkeiten  kann 
nur  durch  Bestechungen  zurückgehalten  werden.  Es  ertönt 
der  Ruf,  wer  einen  Juden  töte,  dem  sollen  die  Sünden 
▼ergeben  sein.  So  beteuert  ein  Graf  Dithmar,  er  werde  nicht 
eher  das  Reich  verlassen,  bis  er  nicht  wenigstens  einen 
Juden  getötet  habe.  Die  Judengemeinden  setzen  allgemein 
Fasten  an;  die  Kreuzfahrer  pflanzen  ihre  Banner  vor  den 
Judenhäusem  auf  und  durchbohren  jeden  Juden,  der  sich  über 
seine  Thürschwelle  wagt  Schlimm  geht  es  vor  allem  in  Metz, 
wo  22  Juden  erschlagen  worden,  während  der  Rest  sich 
taufen  lässt.  Auch  in  Köln  artet  der  Hass  gegen  die 
Juden  gemeinde  im  April  zu  offener  Gewaltthat  aus.  Die 
Kreuzfiahrer  plündern  den  Synagogenschatz  und  zerstören  die 
ThoraroUen,  worauf  die  Juden  voll  Schrecken  sich  in  die  Burg 
ihres  Schutzvogts,  des  Erzbischofs,  flüchten,  dort  Geld  an  die 

*^  Aronins,  Regelten  inr  Geschiehte  der  Juden,  8.  78—88, 
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Armen  verteilen  und  sich  dnrch  Bezahlung  Yon  Ablöenngs- 
geldern  an  die  Truppenfiihrer  Schutz  von  den  Kreuz&hreni 
erkaufen.  Am  3.  Mai  fallen  die  Kreuzfahrer  in  S|peier  über 
die  Juden  her  und  töten  ihrer  11,  worauf  der  Bischof  den 
Rest  in  seine  Burg  rettet  und  die  Mörder  mit  Abhauen 
der  Hand  bestraft.  Am  18.  Mai  werden  in  Worms  die 
Juden  angegriffen  und  am  25.  Mai  werden  dort  eine  grössere 
Anzahl  Juden  (800?)  im  Hofe  der  Bischofsburg  von  den 
Kreuzfahrern  und  den  Bauern  der  Umgegend  erschlagen. 
Ebenso  schlimm  geht  es  in  Mainz  her,  als  dort  die  Kreuz- 
fahrer eintreffen.  Wohl  bringen  die  Juden  ihr  Vermögen 
noch  rechtzeitig  in  Sicherheit  und  versehen  sich  und  ihre 
Diener  reichlich  mit  Waffen,  als  am  25.  Mai  sich  G-raf 
Emich  mit  12,000  Kreuzfahrern  und  den  Bauern  der  Um- 
gegend vor  die  Stadt  legt;  aber  die  Kreuzfahrer  sind  nicht 
mehr  zu  halten,  obgleich  der  Führer  Oraf  Emich  den  ernst- 
lichen Versuch  macht,  die  Juden  zu  retten.  Der  Erzbischof 
flieht,  die  bischöfliche  Burg  und  das  Burggrafengesäss  werden 
besetzt,  der  Judenvorsteher  Kalonymos  und  53  Juden  retten 
sich  durch  die  Flucht,  die  anderen  (1300,  1100,  900,  700?) 
werden  erschlagen,  obgleich  sie  mit  bewaffneter  Hand  so  gut 
als  möglich  ihr  Viertel  verteidigen.  Am  1.  Juni  lässt  der 
Erzbischof  den  geflüchteten  Judenvorsteher  und  seine  53  Gre- 
nossen  zu  Schiff  nach  Rüdesheim  bringen,  wo  er  mit 
300  Speerreitem  sich  aufhält.  Hier  erklärt  er  ihnen,  sie  nicht 
mehr  retten  zu  können,  und  fordert  sie  zur  Taufe  aut  Ka- 
lonymos  tötet  darauf  seinen  eigenen  Sohn,  wohl  weil  sich 
derselbe  taufen  lassen  will,  was  das  allgemeine  Zeichen 
zum  Aufruhr  gibt:  Die  Bauern  und  Kreuz&hrer  fallen  über 
die  Juden  her,  Kalonymos  vergreift  sich  persönlich  am  Erz- 
bischof und  wird  infolge  dessen  erschlagen,  der  Best  von  den 
Bauern  getötet  Gleichzeitig  geht  es  in  Köln  über  die 
Juden  los.  Am  30.  Mai  plündern  die  Kreuzfahrer  das  Kölner 
Juden  viertel ,  1  Mann  und  2  Frauen  werden  getötet,  den  Rest 
führt  der  Erzbischof  am  3.  Juni  aus  der  Stadt  und  bringt 
sie  sicher,  in  7  Ortschaften  verteilt,  unter.  Ebenso  töten  sich 
in  Trier  im  Juni,  als  die  Kreuzfahrer  kommen,  einige  Juden 
samt  ihren  Frauen  und  Kindern,  nachdem  sich  die  Macht 
des  erzbischöflichen  Schutzvogts  den  Kreuzfahrern  gegenüber 
als  unzulänglich  gezeigt  hat,  worauf  am  20.  Juni  sich  der 
Rest  der  Gemeinde  taufen  lässt.  Am  27.  Juni  werden  in 
Kerpon  eine  Anzahl  Juden  misshandelt  und  getauft, 
am  gleichen  Tage  greift  man  die  Juden  in  Xanten  au, 
am  29.  Juni  bis  1.  Juli  in  Mors.  Auch  hier  erklärt  der  Graf, 
er  habe  nicht  mehr  die  Macht,  die  Juden  zu  schützen,  und 
sucht  sie  zur  Taufe  zu  bewegen,  ebenso  in  Geldern.*')  Am 

^)  Aromas,  Begesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  81  f.,  87  ff. 
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26.  Juni  töten  die  Kreuzfahrer  die  Juden  in  Nenss  (200?)  nnd 
in  Altenah r  an  der  Ahr,  wohin  sich  namentlich  die  Kölner 
Juden  geflüchtet  hatten;  am  27.  Juni  in  Weyelinghofen. 
Auch  in  Regenshurg  werden  heim  Durchzuge  der  Krenz- 
fakhrer  alle  Jnden  getanft,  kehren  aber  nacUier  wieder  zu 
ihrem  Glauben  zurück.  Möglich  sind  auch  ähnliche  Ver- 
folgungen in  Prag,  wenigstens  taufen  die  durch  Böhmen 
zidienden  Kreuzfahrer  überall  die  Juden,  die  aber  auch  hier 
meiBt  wieder  abfiBillen.  Auch  in  Magdeburg  werden  die 
Juden  vertrieben.**) 

Sicher  ist  offenbar  nach  diesen  Nachrichten,  dass  die 
Urheber  der  Bewegung  weder  der  Herzog  Gottfried  von 
Bouillon  noch  Peter  von  Amiens  waren,  sondern  die- 
selben waren  einfach  Ausbrüche  der  Volkswut  gegen  das 
▼ucherische  Volk,  das  die  adeligen  Grossgrundbesitzer 
und  Bauern  ausgeplündert  hatte.  Auch  die  Stadtbe- 
hörden und  Schutzvögte  trifft  keine  Schuld.  Die  Stadtbe- 
hörden  treten  zum  Teil  mit  Einsetzung  ihres  Lebens,  die 
bischöflichen  Schutzvögte  mit  dem  Kirchenausschluss  fiir  die 
Juden  ein.  Umgekommen  sollen  im  Ganzen  bei  der  Bewegung 
nind  4000  Juden  sein.  *'')  Die  Folgen  dieses  Ereignisses 
waren  übrigens  wenig  naclmaltig.  Als  im  Jahre  1097  Kaiser 
Heinrich  IV.  aus  Italien  zurückkehrt,  gestattet  er  allen 
gewaltsam  getauften  Juden  sofort  wieder  die  Rück- 
kehr zum  Judenglauben  und  die  Juden  machen  von  dieser 
Erlaubnis  alsbald  den  reichlichsten  Gebrauch.  Dann  aber 
werden  sofort  seitens  der  Reichsregierung  ernste  Massregeln 
ins  Leben  gerufen,  um  den  beraubten  Juden  wieder  zu 
ibrem  Vermögen  zu  verhelfen.  So  lässt  im  Mai  1098 
Kaiser  Heinrich  IV.  namens  des  Reichs  in  Mainz  eine  Unter- 
suchung über  den  Verbleib  der  Hinterlassenschaft  der 
getöteten  Juden  anordnen.  Es  waren  namentlich  einige 
Verwandte  des  Erzbischofe  von  den  Hinterbliebenen  be- 
zichtigt worden,  sie  haben  dieses  Vermögen  teilweise  unter- 
schlagen, ja  der  Erzbischof  stand  selbst  im  Verdachte,  an 
dieser  Unterschlagung  teilgenommen  zu  haben,  und  im 
Jahre  1100  kehren  die  Mainzer  Juden  aus  Speier,  wohin 
sie  sich  geflüchtet  hatten,  wieder  nach  Mainz  zurück.**) 

Die  Kirche  freilich  sieht  wenig  gut  zu  dieser  Glaubens- 
änderungserlaubnis der  Reichsregierung,  in  der  sie 
mit  Recht  einen  schweren  Eingriff  in  den  ihr  zustehenden 
Machtkreis  sieht  Die  Sache  hat  dabei  auch  ihre  einschneidende 


**)  AroDios,  Regesten  lor  Geschichte  der  Juden,  S.  98,  79  ff,  94,  96. 

'^  Die  betreffenden  Zahlenangaben  der  Chroniken  leiden  in  der 
Begel  an  wesentlichen  Uebertreibnngen.  Man  denke  an  die  hohen 
Angaboi  Aber  die  Bevölkernng  der  Städte  des  Mittelalters, 
wriche  die  neuere  Oeschichtsforschnng  als  durchaus  haltlos  erwiesen  hat. 
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wirtschaftliche  Bedeutung,  da  die  getauften  Juden  in 
den  Bischofstädten,  wenn  sie  zum  Judentum  zurucktreteiL» 
aus  dem  bischöflich-landesherrlichen  Patronate  und 
Steuerrechte  in  das  Patrouat  der  Reichskrone  und 
deren  Stenerrecht  zurückkehren,  und  sie  tritt  desshalb  mit 
alier  Macht  der  Rncktrittserlaubnis  der  Krone  entgegen.  So 
schreibt  im  Jahre  1097  Papst  Clemens  IIL  an  den  Bischof 
Rupert  von  Bamberg,  dagegen  einzuschreiten,  dass  die  ge- 
tauften Juden  wieder  abfallen.  So  flüchten  im  De- 
zember 1098  einige  gewaltsam  getaufte  Juden  aus  Böhmen 
und  suchen,  ihre  Schätze,  welche  wohl  zum  grossen  Teil  aus 
Pfandbriefen  oder  wertvollen  Lombardpfändern  be- 
standen, heimlich  nach  Polen  oder  Ungarn  zu  schafien, 
worauf  der  Herzog  Bretislaus,  um  diesen  Depotunterschlagungen 
zuvorzukommen,  diese  Schätze  mit  Beschlag  belegt  und  den 
Juden  nur  ihre  eigene  fahrende  Habe  lässt  So  macht 
sich  im  September  1122  der  Bischof  Hermann  von  Prag  auf 
seinem  Sterbebette  Vorwürfe,  dass  er  den  Abfall  getaufter 
Juden  und  den  Verkehr  von  Christen  mit  denselben 
geduldet  habe.'*) 

0.    Dlt  JmdtBTtHUlgiBf  v«n  1146. 

Wie  wenig  nachhaltig  diese  ganze  Kreuzzugsverfolgung 
wirkte,  wie  nach  kurzer  Zeit  die  Judengemeinden  in  alter 
Weise  weiter  bestehen,  zeigen  mannigfache  Beispiele.  So  ist 
im  Jahre  1128  in  Worms  eine  Synagoge  und  eine  Juden- 
gemeinde unter  einem  Erzsynagogen  vorhanden.  So  berichtet 
eine  Urkunde,  dass  im  Jahre  1143  die  Juden  wieder  starke 
Darlehensgeschäfte  im  Voigtlande  betreiben.'*)  So  kauft 
in  den  Jahren  1135 — 1152  die  Kölner  Judengemeinde 
mehrere  Gebäude  zu  Gemeindezwecken  an.  So  gibt  es  im 
Jahre  1137  in  Erfurt  eine  Judengemeinde  mit  Juden- 
friedhof. So  wird  vom  Jahre  1142  berichtet,  dass  damals 
in  Prag  die  Synagoge  und  viele  Gebäude  abgebrannt  seien. 
Erst  das  Jahr  1146  bringt  mit  dem  zweiten  Kreuzzuge 
eine  neue  zweite  Verfolgung  der  Juden  in  der  Zeit 
vom  August  1146  bis  zum  Juli  1147  auch  in  Deutschland, 
die  aber  ebensowenig  wie  die  erste  von  nachhaltigerem  Ein- 
fluss  auf  die  Verhältnisse  der  Judengemeinden  begleitet  war; 
im  Gegenteil  geht  diesmal  die  Sache  wesentlich  glimpflicher 
ab,  als  das  erste  Mal,  da  die  Behörden  durch  die  Erfahrung 
der  früheren  Zeit  gewitzigt  sind  und  thatkräftige  Vorsichts- 
massregeln bei  Zeiten  treffen.  Die  hieven  betroffene  Gegend 
ist  in   erster  Linie  wieder   wie   beim  ersten  Kreuzzuge   das 

**)  Aronins,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  S.  104,  296,  120. 
*^  Aronins  glaubt,  dass  diese  Urkunde  erst  ins  Jahr  1848  zu  setzen 
sei     Yergl  Aronins  S.  295. 
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Rheinland,  wo  ein  Mönch  namens  Badolf  überall  heftige 
Reden  gegen  die  Juden  halt,  welche  sich  in  lebhafter  Er- 
innerong  an  die  Ereignisse  des  ersten  Kreozzags  in  den  Tagen 
des  23.  und  24.  September  1146  nach  dem  Laubhfittenfest  aus 
den  Landorten  in  die  königlichen  Burgen  und  Städte  flüchten, 
um  unter  dem  unmittelbaren  Schutze  von  König  und  Reich 
zu  stehen.  So  isiehen  damals  ganze  Scharen  von  Juden  in 
die  königliche  Stadt  Nürnberg.^  Auch  diesmal  sind  die 
Kreuzzugsführer  redlich  bestrebt,  ihre  Heere  im  Zaume 
zu  halten.  Im  Jahre  1146  beklagt  sich  der  Erzbischof  Heinrich 
Ton  Mainz  bei  Bernhard  von  Clairvaux  über  das  Auf- 
treten des  Mönches  Radult  Bernhard  antwortet,  die  Er- 
mordung der  Juden  sei  nicht  zu  billigen,  die  Kirche 
erstrebe  Bekehrung,  nicht  Vernichtung  der  Juden,  nicht 
der  Tod,  sondern  die  Zerstreuung  sei  die  göttliche 
Strafe  der  Juden  für  ihre  Sünden.  Anfangs  November  ist 
Bernhard  in  Mainz  und  veranlasst  Radulf,  in  sein  Kloster 
zurückzukehren,  dann  mahnt  er,  die  Juden  nicht  zu  verfolgen. 
Wo  sie  nicht  seien,  treiben  es  die  Christen  noch  schlimmer, 
80  dass  man  sie  getaufte  Juden  nennen  sollte.  Man  solle 
die  Juden  schonen,  aber  verlangen,  dass  sie  den  Kreuz- 
fahrern die  Zinsen  erlassen.  Man  sieht  hieraus:  Was 
den  mgentlichen  wirtschaftlichen  Grund  des  Hasses 
der  Kreuzfahrer  gegen  die  Juden  bildet,  ist  die  Aus- 
wucherung der  Kreuzfahrer  durch  die  jüdischen 
Gläubiger.'^)  Die  Behörden,  denen  der  Judenschutz 
von  Reichswegen  übertragen  ist,  sind  sich  des  Ernstes  der 
I^  denn  auch  wohl  bewusst  und  thun  das  Möglichste,  um 
die  Juden  vor  Vorfallen  wie  beim  ersten  Kreuzzuge  zu 
schützen.  So  wird  die  Judengemeinde  von  Köln  vom  Erz- 
bischof in  der  Wolkenburg  bei  Königswinter  in  Lo- 
thringen in  Sicherheit  gebracht,  während  die  Häuser  und 
daB  Vermögen  der  Juden  der  Erzbischof  in  seinen  eigenen 
Schutz  nimmt;  so  flüchtet  die  Judengemeinde  von  Halle 
nun  Bischof  von  Halberstadt  und  nach  dem  Harz.  Auch 
in  Magdeburg  retten  sich  die  Juden  in   den  Sdiutz   des 

**)  Aroniui,  Begesten  zur  Oezchichte  der  Jaden,  8.  206  f. 

'^)  Botclier  rNadonalökonomie,  Bd.  8,  S.  185  f.)  findet  die  QrQnde 
der  Jadenverrolgungen  in  der  kanfmäanischen  Eifersucht 
der  emporblehenden  christlichen  Bürgergemeinden.  Der  allgemeine  Ein- 
dnick,  der  sich  ans  den  obigen  Thatsachen  ergibt,  dürfte  diese  Ansicht 
sieht  gerechtfertigt  erscheinen  lassen.  Wer  gegen  die  Juden  vorgeht,  ist 
nicht  das  kapitaUstisch-kanfmännische  8t&dtebürgertum  —  im  Gegenteil, 
Bourgeoisie  nnd  Jadenschaft  halten  treu  sosammen  —  es  ist  im  Gegenteil 
der  durch  den  Bodensdiacher  ausgewacherte  Oross-  nnd  Kleingrand- 
besitserstand  vom  Lande,  der  Terbflndete  Edelmann  nnd 
Btaer,  der  dem  Juden  den  Garaus  macht,  bevor  er  die  angestammte 
Scholle  verlisst,  nm  im  fernen  Syrien  ein  gefiUirliches  Würfeupiel  am 
Tod  oder  Leben  auf  neoer  wirtschaftlicher  Grnndlage  sa  wagen. 
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Bischofs.  Aber  aach  diesmal  ist  die  Macht  der  Kreuz- 
zugsführer  und  Behörden  trotz  aller  Vorsichtsmassregeb 
nicht  völlig  imstande ,  der  herrschenden  Erbitterang  der  ins 
ferne  Syrien  auswandernden  Landedelleute  und  Bauern 
einen  ausreichenden  Zaum  anzulegen.  So  werden  bei  Speier 
einer  Jüdin  die  Ohren  und  Daumen  abgeschnitten.  So  wird 
im  Jahre  1147  in  Asch  äffen  bürg  die  Jüdin  Guihalda 
ertränkt,  weil  sie  sich  nicht  taufen  lieissen  will.  So  werden 
am  24.  Februar  die  Juden  in  Würzburg  von  den  Kreuz- 
fahrern angefallen  und  ihrer  21  erschlagen;  der  Best  lässt  sich 
taufen,  kehrt  aber,  wie  gewöhnlich,  bald  wieder  um.  So  werden 
in  Böhmen  beim  Durchzuge  der  Kreuzfahrer  150  Juden 
getötet.  Man  sieht,  die  Sache  geht  diesmal  wesentlich 
glimpflicher  vorüber,  als  das  erstemal  und  schon  um  das 
Jahr  1150  haben  sich  die  Judengemeinden  wieder  derart 
erholt,  dass  eine  grosse  Synode  der  Judengemeinden  von 
Spei  er,  Worms  und  Mainz  stattfinden  kann.  Im 
Jidire  1160 — 1173  finden  sich  nach  Benjamin  von  Tudela 
jüdische  Gemeinden  in  Deutschland  namentlich  am  Rheine 
von  Köln  bis  Cassanburg  an  der  Reichsgreuze.  An  der 
Mosel  sind  solche  in  Goblenz,  Andernach,  Kaub,  Kar- 
tania,  Bingen,  Worms  und  Mistran.  £s  gibt  dort  viele 
grosse  Gelehrte  und  fremde  Juden  finden  gastliche  Aufnahme. 
Ferner  giebt  es  Judengemeinden  in  Astransburg,  Duidis- 
burg  (Duisburg),  Mantern,  Pisingas,  Prag,  Bamberg, 
Tsor  und  Regeusburg  an  den  Reichsgrenzen,  wo  seitens 
derselben  wahrscheinlich  ein  hervorragender  Getreide-, 
Vieh-  und  Sklavenhandel  betrieben  wurde.") 

Um  bei  der  zunehmenden  Schwäche  der  Reichskrone 
thatkräftige  Unterstützung  zu  finden,  wendet  sich  die  Reichs- 
judenschaft an  die  immer  mächtiger  werdende  Kurie  mit  der 
Bitte  um  thatkräftigeu  Schutz  gegen  die  steigende  Erbitterung 
des  deutschen  Volks  und  diese  Bitte  ist  denn  auch  alsbald 
von  bestem  Erfolge  begleitet,  indem  der  Papst  Alezander  HL, 
(1159 — 1181)  eine  Bulle  erlässt,  in  welcher  er  auseinander- 
setzt, dass  wie  den  Juden  nicht  gestattet  werden  dürfe,  über 
die  ihnen  gesetzlich  gewährten  Freiheiten  hinaus- 
zugehen, sie  auch  andererseits  keinen  Schaden  an  ihren 
Rechten  leiden  sollen,  und  da  sie  ihn  um  Hilfe  gebeten 
haben,  wolle  er  aus  christlicher  Liebe  nach  dem  Beispiele 
seiner  Vorgänger  Caliztus  und  Eugen  ihnen  seinen  Schutz 
angedeihen  zu  lassen.  Er  setzt  desshalb  fest,  kein  Christ  solle 
einen  Juden  zur  Taufe  zwingen  dürfen;  wenn  aber  ein 
Jude  sich  taufen  lassen  wolle,  solle  er  vor  Schmähungen 
seitens  seiner  Glaubensgenossen  bewahrt  werden;  und  am 
19.  März  1179  bestimmt  das  dritte  lateranische  Konzil  über 

•*)  Aronios,  Begetten  «ur  GeMhichte  der  Jaden,  8. 108,  110  ff.,  118  ff. 
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die  Jaden,  wenn  ein  Jude  sich  taufen  lasse,  solle  er  künftig 
seine  Besitzungen  nicht  verlieren;  denn  er  müsse  nach  der 
Taufe  besser  gestellt  sein  ids  vor  der  Taufe.  Nötigenüsdls 
habe  die  weltliche  Gewidt  bei  Strafe  der  Ausstossung  aus  der 
Kirche  solchen  getauften  Juden  ihre  Besitzungen  wieder  zu 
Terschaffen.  Weiter  hestimmt  er,  kein  Christ  solle  einen  Juden 
ohne  Urteil  der  weltlichen  Gewalt  rerwunden,  töten,  ihm 
sein  Geld  wegnehmen  oder  die  guten  Rechtsgewohuheiten 
ändern  dürfen,  deren  sich  die  Juden  erfreuen.  Bei  ihren 
Festen  dürfe  man  die  Juden  nicht  mit  Stöcken  oder 
Steinen  misshandeln  und  niemand  solle  den  Juden- 
friedhof Terletzen  oder  Leichen  darin  um  Geldes  willen 
ausgraben  dürfen.  Von  Interesse  für  die  Stellung  der 
Juden  zu  dem  heiligen  Stuhle  jener  Zeit  ist  ferner  ein 
Schreiben  des  Papstes  Alexander  IIL  an  den  Bischof  you 
Tournay.  In  demselben  erinnert  die  Kurie  den  Bischof 
daran,  wie  sie  lange  vor  dessen  Wahl  dem  Kapitel  einen 
getauften  Juden  als  Kanoniker  empfohlen,  das 
Kapitel  aber  erklärt  habe,  der  Bischof  habe  darüber  zu  be- 
stimmen. Nun  weigere  sich  der  Bischof  aber,  weil  er  keinen 
Auftrag  erhalten  habe.  Der  Papst  erklärte  nun,  mau  dürfe 
jenen  Mann  nicht  verachten,  weil  er  ein  geborener 
Jude  sei,  und  befiehlt,  ihn  zum  Kanoniker  zu  ernennen.'*) 
Wie  sehr  man  sich  damals  bemüht,  die  Juden  durch  Ver- 
standesgründe zur  Ablegung  ihres  Glaubens  zu  bewegen, 
zeigt  z.  B.  die  Nachricht,  dass  in  den  Jahren  1120—1186 
der  Püeiffe  Rupert  von  Deutz  ein  für  Anfänger  bestimmtes 
Handbuch  zur  Vorbereitung  für  Disputationen  mit 
Juden  schreibt,  wie  auch  um  dieselbe  Zeit  von  dem  Abt 
Radolf  von  St  Pantaleon  in  Köln  berichtet  wird,  dass  er 
häufig  freundliche  Gespräche  mit  den  Juden  geführt 
and  dabei  versucht  habe,  ihre  Herzenshärte  durch  Güte 
zu  brechen,  so  dass  es  ihm  thatsächlich  gelungen  sei, 
dass  zahlreiche  Juden  ihm  treue  Liebe  gezeigt  und  dass  ihn 
die  Judenfrauen  aufgesucht  und  sich  mit  ihm  unter- 
halten haben. '^) 

Welche  Zustände  damals  gerade  in  Bezug  auf  die  Juden- 
taufen herrschen,  zeigen  mannigfache  Nachrichten.  So  wohnt 
im  Jahre  1137  in  Regensburg  ein  sehr  reicher  jüdischer 
Darleiher,  dessen  Sohn  gerne  zum  Christentum  über- 
treten möchte,  dies  aber  aus  Furcht  vor  seinem  Vater  und 
vor  der  Armut  nicht  thut,  der  er  sich  dadurch  ausgesetzt 
sehen  würde.  Er  sammelt  desshalb  heimlich  eine  Menge 
Goldes  und  begibt  sich  dann,  als  sein  Vater  abwesend  ist, 
zum    Erzdiakon,   um  seine  Schätze  zu   übergeben   und   sich 

■*)  Aronius,  Begesten  zur  Geschichte  der  Joden,  8.  182,  186,  188  f., 

lOi.  101. 
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taafen   zu  lassen.    Dieser  uiinmt  das  Greld  in  VerwahruDg 
and  macht  dann  dem  Vater  des  Jaden  den  Vorschlag,   ihm 
das  Oeld  zu  hissen,  wenn  die  Taufe  unterbleibe.    Der  Vater 
tötet  infolge  dessen  den  Sohn,  der  Erzdiakon  wird  verbrannt, 
die  Eltern  des  Juden  und  viele  Juden  aber  lassen  sich  taafen, 
um  der  Wut  des  Volks  zu  entgehen.  So  wird  femer  berichtet, 
am  19.  April  1153  habe  in  Köln   ein  Jude,   dessen   Vater 
sich  hatte  taufen  lassen,  eine  Hostie  aaf  dem  Kirchhof 
vergraben,   ein  Priester  aber  dieselbe  wieder  aufgefunden, 
wobei  sich  die  seltsamsten  Dinge  ereignet  haben.    So  erzählte 
man    sich   damals   überali,   die  Juden    pflegen   alljährlich 
dem  Heiland  zum  Spott  ein  Wachsbild  zu  kreuzigen 
und  dann  zu  schmähen,  indem  sie  ihm  alles  anthuen,  was 
in  der  Leidensgeschichte  stehe.    Im  August  1179  fahren  einige 
Kölner  Juden  den  Rhein   hinauf,  als  man  bei  Boppard 
die  Leiche  eines  Christenmädchens  findet.    Man   beschuldigt 
desshalb  die  Juden  des  Mords,  ermahnt  sie  zur  Taufe  und 
wirft  sie  in  den  Rhein,  wie  auch  das  Reich  für  die  Freyelthat 
von   den    betrefifeuden  Jadengemeinden   500  Silberstücke, 
der  Bischof    420   Sühnegeld    einzieht,    wovon    die   reiche 
Judengemeinde    in   Bonn    400  bezahlt,   nachdem    alle  Be- 
stechungsversuche   bei    den    Behörden    seitens    der 
Juden   vergeblich  geblieben  sind.    Am  17.  Februar   1187 
tötet  ein  angeblich  wahnsinniger  Jude  ein  Ghristenmädchen. 
Er  wird  mit  sechs  anderen  Juden  erschlagen,  man  plündert 
ihre  Häuser  und  flicht  die  Leichen  auf  das  Bad;  die  Mutter 
des   Mörders   wird    lebendig  begraben,    der  Bruder   gerädert 
und    die    Judengemeinde    muss    dem    Erzbischof  und 
den    Grafen    120   Silberstücke    Sühnegeld    bezahlen.     Am 
2.  März  1188  findet  man  in  Münzenberg  in  der  Wetterau 
eine  Christin  in  einem  öfi'entlichen  Brunnen;    das  Volk  be- 
schuldigt   die   dortigen   Juden    dieses   Mords,  worauf  die 
Juden   unter  Zurücklassuug  ihrer  Habe  und  Pfander  und  der 
Thorarollen  fliehen.    Der   Fürst  nimmt   sich   aber   ihrer  an. 
Als  im  Jahre   1201  Werner  von  Bolanden    die   Stadt   St 
Goar  belagert,   geht  alsbald  die  Sage  von  Mund  zu  Mund, 
ein  hölzerner  Kruzifixus,  der  dabei  beschädigt  worden  sei, 
habe,  wie   durch  das  Zeugnis  eines  Juden  bestätigt  sei, 
zu  bluten  angefangen.*^) 

War  es  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  in  erster 
Linie  Italien  gewesen,  wo  sich  die  Juden  mit  Vorliebe 
aufgehalten  hatten,  so  gelingt  es  dort  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  den  Lombarden  in  zunehmen- 
dem Masse,  ihr  Bedürfnis  an  Edelmetall  auf  anderem  Wege 
zu  beschaffen,    und    so    werden    die    unliebsam   gewordenen 

*«)  Aronios,  Reeesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  105,  122,  148  f., 
S8,  144  f.,  146,  169. 
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FremdliDge  überall   iu  Italien  damals  des  Landes   vorwiesen. 
So  wird  ihnen  im  Jahre  1140   der  Aufenthalt  in  Gorsika 
yerboten'^),   so    werden   sie   im   Jalire  1171   aus  Bologna 
ausgewiesen,   weil  sie  höhere  Zinsen  genommen  hatten, 
als  ihnen  gesetzlich  gestattet  war.     Die  Bürger  von 
Bologna,  heisst  es  iu  der  betreffenden  Nachricht,  haben  lieber 
auf  die   seitherige  Bequemlichkeit,    immer   Geld  dar- 
geliehen zu  erhalten,   yerzichtet,  als  sich  zu  Hörigen 
der  Judengemeinde  gemacht*^)    In  Scharen  wandern  jetzt 
die  aus  Italien  verbannten  Juden  in  die  Provence  und  nach 
Bnrgund,  wo  sie  sich   alsbald    in  allen   Städten  festsetzen 
and  neboi  zahlreichen  Edelleuten  und  Städtebürgein  sind  es 
namentlich  auch  die  geistlichen  Körperschaften,  welche  den 
Jaden  überall  stark  verschuldet  sind.    So  ist   im  12.  Jahr- 
hundert der  Jude  Salomon   von  Dijon   der  Gläubiger  der 
beiden   grössten  Abteien  von  Burgund,   der  Abteien  von 
St.  Benigne  und  St.  Seine,  so  dass  im  Jahre  1122  die  Herzogin 
Alice  von  Burgund  den  betreffenden  Juden  abfinden  muss,*^) 
QDd    auch   in   Frankreich   sich   bald   der   Unwille   weiter 
Kreise   gegen  die  Juden  geltend  macht     Seit  dem  Ausgang 
des  12.  Jahrhunderts  treten  auch  hier  die  Lombarden  und 
Toskaner  immer  mehr  als  Darleiher  hervor   und  machen 
den  Juden  einen  erfolgreichen  Wettbewerb.   Wohl  helfen  die 
Landesherren  und  die  Bischöfe  auf  Befehl  der  Papste 
den  Juden,  wie  denn  der  judenfreundliche  Papst  Alexander  III. 
auf   dem    lateranischen    Konzil    allen    gewerbsmässigen 
Handel  mit  Zinsen  den  Christen  verbietet'^)  und  so  den 
Juden    ihr  Freiheitsrecht   auf  das    Darleihgeschäft 
gegen  Zinsen  aufs  neue  sichert,  wie  überhaupt  auf  dem  la- 
teranischen Konzil  von  1179  ein  den  Juden  sehr  günstiger 
Geist   herrscht^*),   aber    die   Reichsregieruug    mit  dem 
Volk  und  der  niedern  Geistlichkeit  ist  gegen  dieselben. 
Auch  in  Deutschland  wird  die  Stellung  der  Juden 
jetzt  eine  immer  bedrängtere.    So  wird  im  Jahre  1 163  die 
Judengemeinde   in  Leobschütz  aufgehoben ^^)    und   die 
Haltung    gegen    die    jüdische    Bevölkerung    wird    immer 
schlimmer,    als  im  Jahre   1179  in   ganz  Frankreich    an 
einem    bestimmten  Tage    alle  Juden   gefänglich   ein- 
gezogen und  eine  Aufnahme  ihrer  Schuldforderungeu 
Torgenommen  wird,  auf  Grund  deren  sodann  eine  Ablösung 
der  Schuldforderungen   in   der  Art  durchgefülirt  wird, 
dass  den  Juden   an  ihren  Forderungen  20  Prozent  im 
Geeammtbetrage  von  15,000  Mai*k  gestrichen  und  die  Juden 
des  Landes  verwiesen  werden.    Es  ist  ein  allgemeiner 


^  Depping  Juden  im  Mittelalter,  S.  262,  182  f.,  146,  138,  120  f. 
Stobbe,  Jaden  in  Deutschland,  S.  149. 
iüronias,  Resesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  125. 
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Zwangsvergleicb  mit  80  Prozent  Dieses  Jahr,  sehreibt 
der  französische  Greschichtsschreiber  Rigard,  verdient,  ein  Jubel- 
jahr genannt  zu  werden,  denn  in  ihm  erhielt  das  französische 
Volk  durch  die  klagen  Massregeln  seiner  Regierung 
seine  an  die  Juden  yerpfändete  Freiheit  zurück. 
Dabei  wurde  die  massvolle  Haltung  der  Krone,  welche 
nur  20  Prozent  der  Schuldforderungen  der  Juden  gestrichen 
hatte,  lobend  anerkannt,  denn  der  Regierung  hätte  als 
Grundherrn  das  Recht  zugestanden,  von  fremden  Personen, 
wie  es  die  Juden  seien,  alles  einzuziehen'^),  eine  Be- 
merkung, welche  völlig  den  damaligen  Verhältnissen  des 
Fremdenrechis  entspricht  In  Scharen  ziehen  sich  jetzt 
aus  Frankreich  die  Juden  nach  den  Grafschaften 
Champagne  und  Brie,  wo  sich  bald  eine  Reihe  yon 
blühenden  Judenniederlassungen  entwickelt'*) 

d.     Dl«  dritt«  JadtnTerfelgiuig  tob  1195. 

Besser  steht  es  um  den  Schutz  der  Judengemeinden 
seitens  der  Reichsregierung  trotz  dem  zunehmenden 
Hasse  des  Volks  damals  noch  in  Deutschland.  Die 
Hoheustaufenkaiser  sind  infolge  ihrer  Grossmachts- 
Politik  des  Judengeldes  damals  viel  zu  sehr  be- 
dürftig, um  sich  des  fremden  Volks  entschlagen  zu 
können.  Im  September  1182  bestätigt  Kaiser  Friedrich  I. 
allen  Juden  yon  Regensburg  und  dem  ganzen  übrigen 
Reiche,  soweit  sie  zur  kaiserlichen  Kammer  gehören, 
ihre  Rechte,  nämlich  das  Recht,  Gold,  Silber  und 
andere  Metalle  und  alle  Arten  von  Handelsgegen- 
ständen zu  verkaufen  und  in  gewohnter  Weise  einzu- 
kaufen, ihr  Eigentum  und  ihre  Waren  zu  vertauschen  und 
ihren  Erwerb  auf  gewohnte  Art  zu  suchen  ^^),  und  als  im 
Dezember  1187  die  Kunde  vom  Falle  Jerusalems  nach 
dem  römischen  Reiche  dringt  und  dadurch  die  Erbitterung 
gegen  die  Juden  wächst,  so  befiehlt  Kaiser  Friedrich I.  der 
deutschen  Reichsregierung,  allen  Geistlichen  des  Reichs 
aufs  ernsteste  einzuschärfen,  künftig  nicht  mehr  gegen  die 
Juden  zu  predigen.^^)  Eine  Verstärkung  dieses  Hasses  gegen 
die  Juden  bringt  offenbar  auch  das  hervor,  dass  die 
Anzahl  der  vom  Auslande  nach  Deutschland  ziehenden 
Juden  damals  fortwährend  steigt,  als  in  England  im 
Jahre  1189  unter  König  Richard  I.  Löwenherz  die  Juden- 
gemeinden aufgehoben  werden  und  in  den  Jahren  1192 
bis  1193  die  Grafschaft  Champagne  diesem  Beispiele 
folgt.'')    Am  13.  Februar  1195  entsteht  in  Speier  infolge 

**)  Depping,  Juden  im  Mittelalter^  8.  120  f. 

**)  Bourqaelot,  Leg  foires  de  la  Champagne,   Bd  2,  8.  165  and  168. 

^^)  Aronios,  Regesten  lur  G^chichte  der  Jaden,  8.  189,  145. 
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Anfflndens  der  Leiche  einer  Christin  ein  Aufstand 
gegen  die  Jadengemeinde.  Man  gr&bt  die  verstorbene 
Tochter  des  Rabbiners  Isak  ans,  hängt  den  Leichnam  auf 
der  Strasse  auf  und  setzt  ihm  Mänse  auf  den  Kopf.  Der 
Vater  löst  darauf  den  Leichnam  aus,  aber  tags  darauf 
wird  das  Haus  des  Sabbiners  und  das  Judenyiertel  nieder- 
gerissen, er  selbst  mit  8  anderen  Juden  getötet,  während 
der  B^t  der  Gemeinde  durch  die  Flucht  entkommt.  Die 
Folge  davon  Ist  eine  regelrechte  Fehde  der  geflohenen 
Judengemeinde  von  Speier  gegen  die  dortige 
Christengemeinde.  Die  Juden  bringen  es  durch  Be- 
zahlung grosser  Summen  dahin,  dass  der  Bruder 
König  Heinrichs  von  Deutschland,  Herzog  Otto,  mit 
starker  Trappenmacht  vor  die  Stadt  Speier  zieht 
und  eine  vollständige  Belagerung  derselben  beginnt 
Die  bischöflichen  Dörfer  und  die  Hofgüter  der  Bürger  von 
Speier  werden  niedergebrannt  und  die  Wälder  der  Stadt- 
gemeinde und  des  Bischofs  niedergehauen,  die  Weinreben  ent- 
wurzelt, die  Saaten  zerstört  und  eben  geht  der  Herzog  daran, 
die  Hauern  der  Stadt  niederzureissen,  als  König  Heinrich  VI. 
aas  Apulien  heimkehrt,  sich  die  Mörder  ausliefern  lässt 
und  durch  Vermittlung  der  Sabbiner  Hiskia  u.  s.  w.  einen 
Friedensvertrag  zu  Sttmde  bringt,  durch  welchen  die  Speirer 
Bfirgergemeinde  zu  einer  Entschädigung  an  die 
Speirer  Judengemeinde  von  600  Gulden  verurteilt, 
der  Neubau  der  Judenhäuser  und  der  Synagoge 
genehmigt  und  die  Bückkehr  der  Juden  in  die  Sttät 
erwirkt  wurde.**)  Den  unmittelbaren  Anlass  zum  Aufruhr, 
wenn  auch  nicht  den  tieferliegenden  Grund  —  denn  dieser 
war  und  blieb  die  wirtschi^tliche  Ausbeutung  der  Be- 
völkerung —  hatte  auch  diesmal  das  Erscheinen  der 
Kreuzzugstruppen  gegeben,  wie  dies  einige  Wochen 
später  in  Boppard  der  Fall  war,  wo  beim  Erscheinen 
der  Kreuzfahrer  das  aufgeregte  Volk  den  Babbi  Salomon 
und  andere  tötete.  Auch  hier  schritt  die  Beichsregierung 
sofort  ein,  indem  der  Herzog  sogleich  zwei  Mörder  hin- 
richtete und  König  Heinrich  ein  Bussgeld  von  300  Geld- 
stücken von  den  Bürgern  für  die  dortige  Judengemeinde 
forderte**),  wie  auch  am  26.  November  1196  einige  Kreuz- 
fahrer, die  in  Worms  Gewaltthätigkeiten  an  den 
dortigen  Juden  verübten,  sofort  ergriffen  und  bestraft 
wurden.  ^^)  Welche  Schärfe  die  Misstimmung  gegen  das 
jüdische  Grosskapitalistentum  damals  bereits  ange- 
nommen hatte,  zeigen  folgende  weitere  Nachrichten:  Im 
Juni  1196  wird  dem  Babbiner  Salomon  in  Wien,  welcher 
damals  als  Generalpächter  die  Finanzen  des  Herzog- 

**)  AioniiUB,  RegeBten  zur  Geschichte  der  Juden,  S..151  ff. 
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toins  0 es ter reich  leitete,  beim  Aufbruch  des  Erenzheers 
nach  dem  Orient  von  einem  christlichen  Angestellten,  der 
das  Kreuz  genommen  hatte,  die  Summe  yon  24  Gulden 
gestohlen,  worauf  Salomon  die  Verhaftung  des  Mannes  her- 
beiführt. Jammernd  klagt  nun  die  Frau  des  Verhafteten 
in  der  Kirche,  man  habe  ihren  Mann  eines  Juden 
wegen  gefangen  gesetzt,  so  dass  die  Kreuzfahrer  mit 
dem  Pöbel  zum  Hause  des  Salomon  ziehen  und  diesen 
samt  15  weiteren  Juden  erschlagen.  Auch  hier  folgt 
indess  die  Striae  auf  dem  Fusse  und  die  beiden  Badeis- 
ffthrer  werden  hingerichtet**)  Wie  sehr  damals  die  Re- 
gierungen, vor  allem  die  hohenstaufischen  Herrscher, 
in  den  Händen  der  Juden  sind,  ersieht  man  weiter  daraus, 
wenn  im  JaJire  1192  der  Bischof  Albert  yon  Lüttich, 
dem  Kaiser  Heinrich  VI.  von  Hohenstaufen  die  Bestätigung 
versagt  hatte,  einen  Befehl  des  Papstes  an  den  EIrz- 
bischof  yon  Köln,  ihn  zu  weihen,  erwirkt  und  dabei  die 
Hofhung  ausspricht,  dass  wenigstens  der  Erzbischof  yon 
Reims  die  Weihe  y ollziehen  werde,  falls  der  Kölner  sie 
aus  Furcht  yor  der  Macht  der  Juden  y erweigere. **) 

6.     Die  frantStiMh«  Ghmndiolioldeiutblteiisg  tob  1883. 

Was  den  Juden  so  in  Deutschland  durch  ilire 
Geldmacht  bei  der  Regierung  gelang,  ihr  Bleiben  im 
Lande  gegen  den  Wunsch  des  Volks,  erreichen  sie  auch 
in  Frankreich  nach  kurzer  Zeit  wieder,  indem  im 
Jahre  1198  König  Philipp  II.  August  von  Frankreich 
(1180 — 1223)  die  Juden  wieider  in  Frankreich  zulässt,  da  er 
deren  Geld  zu  seinem  Kreuzzuge  bedarf^^,  und  so  be- 
haupten sich  die  Juden  in  Frankreich  bis  zum  Jahre  1223, 
allerdings  nicht  ohne  dass  der  damalige  Papst  Innoceuz  III. 
wiederholt  Vorstellungen  gegen  dieselben  erhebt.  So  tadelt 
derselbe  im  Jahre  1195  den  König  von  Frankreich  wegen 
seiner  Nachsicht  gegen  die  Juden,  über  welche  mannig- 
fache Beschwerden  an  ihn  gelangt  seien.  Man  habe  ihm 
mitgeteilt,  die  Juden  ziehen  durch  ihre  Darlehensge- 
schäfte das  Vermögen  der  Kirchen  wie  der  Laien  an 
sich,  sie  besitzen  ganze  Stadtgemeinden  und  seien  die  Finanz- 
Verwalter  der  Landesherren,  was  denn  doch  nicht  angehe,  wie 
es  auch  nicht  zulässig  sei,  dass  man  der  vom  Schuldner  im 
Augenblick  des  Darlehensabschlusses  unterzeichneten  Urkunde 
vor  Gericht  mehr  Glauben  beimesse  als  den  Zeugen,  welche 
der  Schuldner  vorbringe.'**) 
L  Eine    Aenderung    tritt    denn     auch    in    Frankreich    im 

Jahre  1223  mit  dem  Thronwechsel  ein,  indem  erneut  eine  all- 

**)  AroniuB,  Begesten  zur  Geschidite  der  Juden,  S.  152. 
*■)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  120  flF.,  133,  153. 
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gemoDe  Judessohnldenablösang  aud  eine  Aasweisung 
der  Jnden  stattfindet  Im  Jahre  1223  bestimmt  nämlich  unter 
König  Ludwig  YlII.,  dem  Sohne  König  Philipps,  die  Krone 
Ton  Frankreich  im  Einverständnis  mit  den  Erzbischöfen, 
Bischöfen,  Grafen,  Freiherren  und  Rittern  des  Landes, 
daas  alle  Zinsverträge  mit  Juden,  welche  seit  Allerheiligen, 
dem  1.  November,  an  eingegangen  worden  seien,  rechtsungiUtig 
sein,  alle  über  5  Jahre  alten  Schuld  vertrage  aber  in  der 
Wase  geregelt  werden  sollten,  dass  der  Betrag  der  Haupt- 
schuld vom  Schuldner  nicht  an  den  jüdischen  Gläu- 
biger, sondern  an  die  Grundherrschaft,  welcher  der  in 
Betracht  kommende  jüdische  Gläubiger  unteristaiid,  zurückbe- 
zahlt werden  sollte,  und  zwar  sollte  dies  in  neun  Abschlags- 
zahlungen im  Laufe  der  nächsten  drei  Jahre  geschehen.  Die 
Beichsregierung  und  die  Grundherren  versprachen  dabei,  sich 
gegenseitig  die  ihnen  untergeordneten  Juden  nicht  zurückzu- 
behalten.^^) Diesem  Vorgehen  folgte  denn  auch  die  Aufhebung 
der  jüdischen  Darleihergeuossenschaften  im  ganzen 
damaligen  Frankreich,  wie  aus  mannigfachen  Nachrichten 
hervorgeht  So  beschliessen  z.  B.  im  Jahre  1239  die  Stände 
des  Herzogtums  Bretagne,  dass  alle  Angehörigen  desselben, 
welche  Schulden  bei  den  Juden  des  Herzogtums  hätten,  von 
ihren  Verbindlichkeiten  gegen  die  Juden  h:ei  sein,  die  Juden 
selbst  aber  aus  dem  Lande  ausgewiesen  und  die  ihnen  ver- 
pfändete Fahrnis-  und  Liegenschaft  von  den  Juden  den 
Schuldnern  zurückgegeben  werden  solle,  und  der  Herzog 
schwur  bei  Strafe  des  geistlichen  Banns  für  sich  und  seine 
Nachkommen,  niemals  mehr  Juden  im  Lande  zu  dulden  oder 
ZQ  gestatten,  dass  ein  Grundherr  des  Herzogtums  solche  auf 
seinen  Gütern  aufnehme,  wie  auch  niemand  mehr  wegen  der 
in  letzter  Zeit  stattgehabten  Judenkrawalle  gerichtlich  be- 
langt werden  sollte,  da  dies  der  allgemeine  Wille  des  Landes 
sei.^^)  Man  sieht,  die  Massregel  war  auf  Betreiben  einmal  der 
Geistlichkeit,  dann  aber  auf  das  bestimmt  ausgesprochene, 
durch  innere  Unruhen  unterstützte  Verlangen  weiter 
Bevölkerungskreise  erfolgt  und  die  Dtirchführung  der 
Massregel  erfolgte  in  der  Art,  dass  die  Grundherrschaftai  die 
Pfandschaften  der  jüdischen  Gläubiger  an  sich  nahmen,  die 
Schuldsummen  bei  den  Schuldnern  einzogen  und  den  jüdischen 
Gläubigern   ausfolgten,    worauf    diese  des  Landes   verwiesen 

)  Brüssel,  Usage  gän^ral  des  fiefs  en  France,  Th.l,  Bd.  2,  Kap.  99. 


I>epping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  154  f. 
**)  Noveritis,  quod  dos  ad  pre< 


precatioDem  episcoporum,  abbatam,  baronnm 
tt  Ttssallomm  Britanniae  et  peusata  voluntate  totius  terrae  ejecimns 
omnes  Judaeos  de  Britannia  u.  s.  w,  Oeffentl.  Ausruf  des  Herzogs  Johann 
von  Bretagne  su  Plo^rmel  vom  Jahre  1289.  Lobineau,  OescUchte  der 
Bretagne,  2.  Th.,  Urkunden,  Morice,  M^moixes  poor  servir  de  preuves 
ä  lli&oire  de  Bretagne.    Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  166. 
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wurden.  Das  ist  denn  auch  seither  der  Weg,  auf  dem  jahr- 
hundertelang immer  wieder,  so  oft  es  die  Juden  gar  zu  arg 
getrieben  hatten,  die  Abhilfe  erfolgt  So  wird  im  Jahre  1249 
unter  dem  Grafen  Alphons  in  der  Gra&chaft  Poitiers  auf 
die  dringenden  Vorstellungen  der  Bürgermeister  (Maires)  und 
Räte  von  Poitiers,  Larochelle,  St  Jean  d'Angely^ 
Niort  und  der  Bürger  von  Saintes  und  St  Maixent  ver- 
fugt, dass  alle  Juden  aus  diesen  Städten  ausgewiesen  und 
ihre  Forderungen  bei  den  Christen  von  den  Behörden  einge- 
zogen, d.  h.  geordnet  werden  sollen/*)  Es  ist  das  Jahr,  in 
welchem  die  Krone  von  Frankreich  den  grossen  Krieg  mit 
Syrien  beginnt  und  König  Ludwig  IX.  der  Heilige  ordnet 
desshalb,  bevor  er  seinen  Kreuzzug  nach  Palästina  antritt, 
eine  Ausweisung  aller  Juden  aus  Frankreich  an. 
Die  Durchführung  dieser  Massregel  geschieht  in  der  Art,  dass 
die  Krone  zunächst  alle  Liegenschaften  beschlagnahmt, 
welche  im  Besitz  von  Juden  sind.^*^  Dass  eine  derartige  Mass- 
regel lediglich  im  Interesse  der  jüdischen  Besitzer  geschah, 
ist  zweifeUos.  Alle  diese  Liegenschaften  kamen  dadurch,  dass 
die  Reichsgewalt  hievon  Besitz  ergriff,  in  den  unmittelbaren 
Schutz  des  Krone;  die  Juden,  welche  diese  Liegenschaften 
besassen,  wurden  dadurdi  unmittelbare  Hintersassen  der 
Reichsgewalt,  Reichskammerknechte,  und  standen  im  Patronats- 
schutz,  in  der  Schutzvogtei  der  Krone,  was  ftir  sie  bei  der 
gefahrlichen  Stimmung,  die  gegen  sie  herrschte,  von  grösstem 
Werte  war.  Wie  die  Volksstimmung  gegen  die  Juden  damals 
war,  erhellt  z.  B.  aus  der  Thatsache,  dass  die  französischen 
Kreuzfahrer  darüber  klagen,  wie  ihre  Feinde,  die  Sara- 
zenen, sie  damit  verspotten,  dass  sie,  welche  das  heilige  Grab 
des  Erlösers  befreien  wollen,  die  Mörder  Jesu  Christi  bei  sich 
im  Lande  dulden,  und  dass  in  den  Kolonieeu,  weldie  die 
Franzosen  im  heiligen  Lande  anlegen,  es  von  Juden 
wimmle.  ^')  Seither  bleibt  denn  auch  den  Juden  in  Frank- 
reich das  Darleihen  auf  Pfänder  gegen  Zins  verboten,  wie  z.  B. 
aus  einer  Yeriugung  König  Ludwig  IX.  für  die  Langued'oc 
vom  Jahre  1284  hervorgeht,  durch  welche  die  französische  Krone 
bestimmt,  dass  die  Juden  dieses  Landes  künftig  ausschliesslich 
vom  Handwerk  und  der  Kaufmannschaft  leben  und  sich 
nicht  mehr  mit  demTermin-^^  und  Darlehensgeschäft 
befassen  sollen,  ebenso  wie  ihnen  nicht  mehr  gestattet  sein 
sollte,  Zauberei  zu  treiben  und  den  Talmud  zu  besitzen 
oder  zu  lesen.  Dass  es  bei  dem  Einzug  des  jüdischen  Grund- 
besitzes durch  die  französische  Krone  sich  nicht  um  eine 
gewaltsame  Beraubung,  sondern  im  Gegenteil  um  eine 

^  Deppng,  Juden  im  Mittelalter,  S.  165  und  160. 
*^  „Termin''  lat  „dies'%  daher  das  Wort  „Dieskaur,  d.  h.  „ZmakauT«. 
„DiskontogeschW,  der  ürkandoD. 
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Schutsmassregel  für  die  Juden  handelte,  erheUt  aus 
einem  weitem  Erlass  Yom  Jahre  1257,  durch  welchen  König 
Ludwig  IX.  nach  seiner  Rückkehr  aus  dem  heiligen  Lande 
anordnete,  dass  den  Juden  durch  eine  hiezu  besonders  einzu- 
setzende kirchliche  Kommission  alle  Liegenschaften, 
Synagogen  und  Kirchhöfe  zurückgegeben  werden 
sollen,  welche  die  Krone  Yor  der  Abreise  des  Königs,  nicht 
in  der  Absicht,  sie  zu  behalten,  übernommen  hatte, 
nachdem  sie  geboten  hatte,  dass  die  Juden  das  Land  verlassen 
müssen  ^'),  und  es  war  ein  weiterer  Akt  dieser  Ablösung  der 
Jndenschulden  in  Frankreich  und  der  Aufhebung  der  jüdischen 
Darleihergenosseuschafteu ,  wenn  im  Jahre  1260  die  Krone 
verordnete,  dass  allen  Personen,  welche  Schulden  bei  den 
Juden  haben,  der  dritte  Teil  der  Schuld  nachgelassen 
sein  sollte  und  betrefEs  d6r  übrigen  zwei  Dritteile  bestimmt 
^nirde,  dass  die  Heimzahlung  derselben  auf  zwei  Tormine 
zu  erfolgen  haben  solle.  Allen  Gerichten  wurde  verboten, 
einen  Christen  wegen  seiner  Schulden  bei  den  Juden  in  Haft 
zu  bringen  oder  denselben  desshalb  zum  Verkaufe  seiner 
Liegenschaften  zu  zwingen.  BetrefiPs  der  von  getauften 
Jaden  begangenen  Verbrechen  aber  sollten  künftig  die  Bürger- 
meister (Maires)  der  betreffenden  Städte  und  nicht 
mehr  die  jüdischen  Gerichte  vorgehen. ^^)  Ein  weiteres 
Vorgehen  gegen  die  Juden  findet  in  Frankreich  im  Jahre  1273 
statt,  indem  auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Konzils  von 
Poitiors  allen  Amtleuten  auf  dem  Lande  verboten  wird, 
Darlehens  verträge  von  Juden  mit  dem  Gerichtssiegel 
zu  versehen  und  allen  Christen  mit  Ausnahme  von  NotfiLUen 
verboten  wird,  künftig  Geld  bei  Juden  aufzunehmen  oder 
Jaden  Geld  zu  leihen,  und  im  gleichen  Jahre  verordnet  das 
Konzil  von  Arles,  dass  alle  öffentlichen  christlichen 
Darleiher  und  alle  Ehebrecher  (adulterii)  öffentlich  augezeigt 
und  an  den  Festtagen  aus  der  Kirche  ausgestossen  werden 
sollten.  *») 

Aehnliche  wirtschaftliche  Missstände,  wie  sie  um  jene 
Zeit  die  Juden  durch  ihren  Zinswucher  in  Frankreich  hervor- 
mfen  haben,  finden  sich  damals  in  Kastilien.  Unter  König 
Alphons  X.  (1262—1282)  sind  die  Schulden  der  Christen  in 
Kastilien  derart  angewachsen,  dass  mau  mit  Billigung 
der  Juden  in  deren  Interesse  bestimmt,  die  Christen 
sollen  sich  in  zwei  nahe  gestellten  Fristen  wegen  ihrer 
Schulden  mit  den  Juden  abfinden,  wobei  ebenfalls  wie 
in  Frankreich  den  Gläubigem  der  dritte  Teil  ihrer  For- 
derung abgezogen  wird.^^  Auch  in  Unter italien  sind 
damals  die  Verhältnisse  dieselben.  Im  Jahre  1260  bricht  in 
Neapel  ein  Aufstand  gegen   die  Juden  aus.    Die  gleichen 

^  DeppiDg,  Juden  mi  Mittelalter,  8.  161  ff.,  288,  864. 
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Verhältnisse  sind  in  Brabant,  wo  im  Jahre  1261  Herzog 
Heinrich  UI.  dorch  Testament  die  Ausweisung  aller 
Juden  und  „Conversini"  verfügt,  welche  sich  mit  dem 
Zinsgeschäfte  befassen,  wobei  bestimmt  wird,  dass 
alle  Juden  sollen  bleiben  dürfen,  welche  wie  andere 
Geschäftsleute  (mercatores)  Handel  (negociom) 
treiben  würden ,  da  man  nur  den  schädlichen 
Zwischenhandel  (praestatio-Vorkauf)  und  das  über- 
mässige Schadennehmen  (usura^  verbieten  wolle. ^') 
Wie  sehr  die  Frage  des  Darleihgeschäfts  damals 
weite  Kreise  bewegte,  ersieht  man  aus  dem  Rechtsgutachten, 
welches  nach  dem  Tode  ihres  Gemahls  Aliz  von  Burgand 
die  Witwe  des  Herzogs  Heinrich  TU.  von  Brabant  wegen 
der  Darlehensgeschäfte  bei  dem  berühmten  Rechtsgelehrten. 
Theologen  und  Dominikanermönch  Thomas  von  Aqnino 
einholte.  Die  Frage  an  den  betreffenden  Gelehrten  war  dahin 
gestellt  worden,  wie  weit  es  erlaubt  sei,  gegen  die  J  u  d  e  n 
durch  Steuern,  Dienstforderungen  (contributio)  und 
Schätzungen  (conflscatio) vorzugehen.  Thomas  erwiderte 
darauf,  die  Juden  seien  durch  eigene  Schuld  zur  beständigen 
Dienstleistung  (servitium)  verurteilt  und  jede  Landesherr- 
schaft, der  sie  angehören,  habe  das  Recht,  sich  ihres  Ver- 
mögens wie  ihres  eigenen  zu  bedienen,  doch  müsse  desshalb 
dies  auch  mit  Mässigung  geschehen  und  keinesfalls 
dürfe  dem  Juden  genommen  werden,  was  er  zum  Lebens- 
unterhalte nötig  habe.  Es  sei  Chr  istenpflicht 
sich  mit  denenwohl  zuvertragen,  welchenicht 
der  christlichen  Gemeinschaft  angehören,  damit 
der  Name  des  Herrn  nicht  gelästert  werde,  wie 
denn  auch  der  Apostel  lehre,  man  solle  weder  die  Juden 
noch  die  Heiden  noch  die  Kirche  Gottes  beleidigen. 
Desshalb  sollte  man  auch  den  Juden  keine  weiteren 
Leistungen  auflegen  als  diejenigen,  welchen  sie  von 
Alters  her  unterworfen  gewesen  seien,  weil  jede  unge- 
wohnte Leistung  Unzufriedenheit  und  Verwirrung 
erzeugen  müsse.  Werde  diese  Mässigung  beobachtet, 
so  könne  man  auch  von  den  Juden  die  hergebrachten 
Steuern  erheben.  Was  aber  das  Zinsgeschäft  betreffe, 
so  sei  es  offenbar,  dass  den  Juden  der  Gewinn,  den  sie 
durch  das  Nehmen  von  Zinsen,  welche  die  vom  Gesetz 
bestimmte  Höhe  überschreiten,  erzielt  haben,  von  Rechts- 
wegen nicht  zukomme.  Wenn  die  Herzogin  ihren  Juden 
diesen  Gewinn  nehme,  dürfe  sie  ihn  aber  nur  in  d  e  m  Fall 
behalten,  wenn  sie  selbst  oder  ihre  Vorfahren  im  Herzog- 
tum  das  Opfer   ihrer  Erpressung  gewesen   seien.    Rühre 


4» 


)  Deppiug,  Juden  im  Mittelalter,  S.  177. 
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der  betreffende  Gewinn  von  anderen  Personen  her,  so  sei 
er  Ton  der  Herzogin  diesen  ansznfolgen  und  so  eine 
Handlang  zu  vollbringen,  die  eigentlich  Sache  der  Jaden 
selbst  gewesen  wäre.  Finden  sich  also  Personen,  welchen 
die  Jaden  Sammen  darch  die  gesetzlichen  Schranken 
Überschreitendes  Zinsennehmen  abgenommen  haben,  so 
mflsse  das  Herzogtum  diese  Sammen  den  betreffenden 
Personen  zarflckstellen ,  finden  sich  keine,'  so  werde  es 
sich  empfehlen,  die  übrig  bleibenden  Summen  za  frommen 
Werken  nach  dem  Rate  des  Bischofs  and  anderer  recht- 
schaffener Männer  oder  za  gemeinnützigen  Zwecken 
im  allgemeinen  Interesse  des  Landes  za  verwenden.^) 

Eine  wesentliche  Verbesserang  ihrer  Lage  ge- 
lingt den  Juden  denn  auch  in  den  romanischen 
Ländern  seit  den  70er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts. 
So  lässt  im  Jahre  1278  König  Karl  von  Anjou-Pro- 
vence-Neapel  die  von  den  geistlichen  Untersuchungs- 
gerichten wegen  übermässigen  Zinsnehmens  gefangen 
gesetzten  Juden  frei  und  schränkt  die  Machtbefugnisse 
dieser  Gerichte  wesentlich  ein.  ^)  Verhältnismässig  spät  er- 
folgte dagegen  das  Vorgehen  gegen  die  Juden  in  England. 
Wohl  hatte  schon  König  Heinrich  IE.  (1218—1272)  die 
Juden  ausgewiesen,  doch  hatten  auch  hier  die  meisten 
derselben  bald  wieder  die  Erlaubnis  zur  Rückkehr  erhalten 
und  die  Krone  hatte  bei  ihnen  5000  Mark  zu  ihrem  Feld- 
zuge nach  Frankreich  gegen  einen  Zins  von  2000  Mark 
aufgenommen.  ^)  Zu  entschiedeneren  Massregeln  gegen  die 
englischen  Juden  kommt  es  erst  unter  König  Eduard  L 
(1272 — 1307).  Auch  hier  ist  das  Vorgehen  gegen  die 
Juden  genau  dasselbe,  wie  man  es  in  Frankreich  beob- 
achtet hatte.  Im  Jahre  1286  werden  alle  Juden  verhaftet, 
ihre  Forderungsrechte  werden  festgestellt  und  ihnen  an 
denselben  ein  Abzug  von  12,000  Pfd.  Strl.  gemacht"^),  und 
im  Jahre  1290  erfolgt  sodann,  nachdem  im  Jahre  1289 
König  Eduard  I.  die  von  den  Bürgern  von  London  bean- 
tragte Ausweisung  der  Lombarden  abgelehnt**) 
und  die  Judenschaft  inzwischen  Zeit  gehabt  hatte,  ihre  Ver- 
hältnisse zu  ordnen,  die  Aufhebung  der  englischen  Juden- 
gememden.  ^  Die  englische  Reichskammer  übernimmt  den 
Einzug  aller  weiteren  Forderungen  bei  den  im  Rückstand 
gebliebenen  Schuldnern  und  deren  Auszahlung  an  die  aus- 
gewiesenen Juden  und  zieht  den  Grund  und  Boden  der 
betreffenden  Juden  an  sich,  um  ihn  zu  verkaufen  und  den 
Erlös  den  ausgewiesenen  Juden  auszufolgen.  16,000  Juden 
verlassen  jetzt  die  britannische  Insel  und  die  englische 

*^  Dcpj^g,  Jaden  im  Mittelalter.  S.  179  f^SSS,  177,  278, 
"">)  Röscher,  Nationalökonomie,  Bd.  3,  S.  137. 
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Gascogne  and  überschwemmen  Frankreich,  so  dass 
König  Philipp  lY.  von  Frankreich,,  der  Sohn  König  Lud- 
wigs y.,  sich  wahrscheinlich  auf  Wunsch  der  hiedorch  sehr 
belästigten  französischen  Juden,  veranlasst  sieht,  im 
gleichen  Jahre  1290  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  die 
Niederlassung  aller  aus  England  und  der  Gascogne 
nach  Frankreich  gekonunenen  Juden  in  seinem  Seiche 
yerbietet.^*)  So  ergiesst  sich  der  Strom  der  aus  England 
ausgewiesenen  Juden  nach  Deutschland  und  die  Folge 
ist,  dasshier  alsbald  ebenfalls  ernste  Volksbewegungen 
gegen  die  wenig  willkommenen  Gäste  entstehen. 

f.     Di»  Ltge  d»r  dratfohtn  Jndtugemoinden  wilmad  das  18.  Jfthrlinidnti^ 

Während  so  die  Juden  im  Auslande  meist  vertrieben 
werden,  haben  sie  in  Deutschland  im  13.  Jahrhundert 
durchweg  noch  eine  verhältnismässig  gesicherte  Heimstatte 
und  wir  finden  in  den  meisten  Städten  reich  entwickelte 
Judengemeinden,  allerdings  nicht  ohne  dass  auch  hier  sich 
die  groben  Ausschreitungen  gegen  die  Juden  in  starkem 
Masse  häufen.  Um  das  Jahr  1187  unternimmt  der  Rabbi 
Petachja  aus  Eegensburg  von  Prag  aus  eine  Beise  nach 
dem  Orient.*^")  Im  Februar  1201  tragen  die  Juden  während 
der  Belagerung  von  Worms  durch  den  Gegenkönig  Otto 
von  Sachsen  Waffen  wie  die  christlichen  Bürger  und 
wirken  bei  der  Stadtverteidigung  mit*')  Als  im  Jahre  1204 
Herzog  Ludwig  von  Bayern  die  neue  herzogliche  Bürger- 
gemeinde  in  Landshut  gründet,  d.  h.  Landshut  zu  einem 
befestigten  Marktflecken  macht,  und  den  Land- 
leuten, welche  sich  dort  ansiedeln,  besondere  Freiheits- 
rechte  gegenüber  ihren  Gläubigern  verleiht,  lässt  sich  auch 
ein  Jude  dort  nieder,  damit  er  den  Einwohnern  Geld 
gegen  Zinsen  vorstrecken  könne.*')  Im  Jahre  1205  wird  in 
Halle  das  Judenviertel  in  Brand  gesteckt  und  man  treibt 
die  Juden  aus  der  Stadt.  Als  Entschädigung  wird  der 
Stadt  vom  Erzbischof  Albrecht  von  Magdeburg,  dem 
die  Häuser  gehören,  ein  Bussgeld  von  1000  Mark  Silber 
auferlegt,*')  Im  Jahre  1208  kommt  der  Rabbiner  Asarja 
aus  Babylon  auf  einer  Handelsreise  auch  nach  Deutsch- 
land. Im  Jahre  1214  wird  die  Judengasse  in  Metz 
erwähnt.*^ 

Die  ersten  Einschränkungen  der  Juden  seitens 
der  Kirche,  welche  jetzt  in  rascher  Folge  vorgenommen 
werden,  bringt  das  Jahr  1215,  indem  das  lateranische 
Konzil  vom  30.  November  1215  bestimmt,  es  sei  wider- 

"*)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  184. 

»»)  AroniüB,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  8.  144,  198  f.,  159, 
162,  165,  167,  174. 
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sinnig,  das»  die  Schmäher  Christi  Oewalt  ttber  Christen 
ansQhen,  indem  die  Juden  öffentliche  Aemter  bekleiden 
und  dieselben  diese  Stellang  zu  Feindseligkeiten  gegen 
die  Christen  missbrauchen.  Es  wird  desshalb  unter 
Emeaerung  der  Bestimmung  des  Konzils  von  Toledo 
bestimmt,  dass  jeder  Fürst,  der  künftig  einem  Juden  ein 
öffentliches  Amt  übertragen  werde,  durch  die  alljährlich 
stattfindende  kirchliche  Proyinzialsynode  entsprechend  be- 
straft werden,  der  betreffende  jüdische  Beamte  aber  von 
allem  Geschäftsverkehr  mit  Christen  im  Handel  u.  s.  w.  so 
lange  ausgeschlossen  werden  solle,  bis  er  das  durch  seine 
Amtsthätigkeit  erworbene  Geld  zur  Verwendung  für  christ- 
liche Arme  nach  Ermessen  des  Diöcesanbischofs  ausgefolgt 
habe;  sein  Amt  aber  solle  ihm  schimpflich  genommen 
werden.  Ebenso  solle  es  mit  Ketzern  (paganis^  gehalten 
werden.  Die  Judengemeinden  in  Südfrankreich  hatten 
geheime  Nachricht  davon  erhalten,  dass  man  gegen  die 
Juden  vorzugehen  beabsichtige,  und  infolge  dessen  sofort 
eine  Botschaft  nach  Rom  geschickt,  um  gegen  die  Sache  zu 
wirken  ^^;  dieselbe  konnte  aber  nichts  ausrichten  und  so 
kamen  die  ersten  jener  kirchlichen  Verordnungen  gegen 
den  Zwischenhandel  mit  Zinsen  zu  stände,  welche 
seither  mit  zunehmender  Strenge  auch  in  Deutschland 
Ton  der  Eorche  zur  DurchfEÜirung  gelangen.  Gleichzeitig 
häufen  sich  auch  in  Deutschland  jetzt  die  Angriffe  gegen 
die  Judengemeinden  zusehends.  So  werden  am  16.  Juni  1221 
in  Erfurt  26  Juden  von  fremden  Friesen  und  anderen 
Christen  bei  einem  Aufruhr  getötet,  wobei  sich  die  Bürger 
aufs  eifrigste  der  Juden  annehmen;  Dominikaner-  und 
and  Franziskaner mön che  sollen  die  Anstifter  des 
Aufruhrs  gewesen  sein.**) 

Auch  sonst  fliessen  jetzt  die  Nachrichten  über  die 
deutschen  Judengemeinden  immer  reichhaltiger. 
So  findet  im  Jahre  1228  eine  Babbinersynode  in  Mainz 
statt ^)  So  schliesst  am  6.  Juni  1225  der  Herzog  Leopold  VI. 
Ton  Oesterreich  mit  dem  König  Andreas  von  Ungarn 
einen  Friedensyertrag.  Nach  demselben  bezahlt  Oester- 
reich dem  Bischof  von  Neutra  einen  Schadenersatz  von 
lOOO  Mark  bar,  während  für  weitere  2000  Mark  Schaden- 
ersatz der  JudeTekanus  für  Oesterreich  Bürgschaft 
leistet.  Zahlt  der  Jude  diese  Summe  nicht,  so  wird 
Ungarn  von  der  Verpflichtung  frei,  an  Oesterreich 
^lich  1000  Mark  zu  zahlen.  Im  Jahre  1226  werden  die 
Juden  aus  Breslau  vertrieben,  kaufen  sich  aber  mit 
6eld  wieder  ein. '^)    Im  gleichen  Jahre  zahlen  an  den 

**)  Aroniu,  Begesten  zur   Geschichte  der  Juden ,  8.  175  ff.,  188, 
186  ff.,  IM  t 
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schlesischen  Zollstätten  zu  Rosenberg  und  Siewierz  an 
der    mährisch  -  kojawischen   Handelsstrasse    alle   fremden 
Reiter  oder  Fassgänger  mit  Waren,  sie  mögen  Christen 
oder  J  n  d  e  n  sein,  zwei  o  p  p  e  1  n  e  r  Groschen  **) ;  man  sieht 
die  Juden  treiben   noch  immer  den   Grosshandel.    In 
Ueberlingen  gibt  es  in  demselben  Jahre  einen  Juden- 
kirch h  o  f.  ^*)    Im  Jahre  1 228   besitzt  das  Kloster   0  p  a  - 
lovicz    ein  Gut  bei  Beitanisch,  welches  ftür  das  Lesen 
von  Seelmessen  fbr  den  getauften  Juden  Stephan 
geschenkt  worden  ist^^)    Am  17.  Juni  1280  wird  in  einer 
Urkunde  des  Klosters  Gottesgnaden  bei   Halle  als 
Mitglied  einer  Gesellschaft,   welche  die  Salzquellen  in 
Elmen  ausbeutet,  auch  der  Jude  Dieterich  von  Schöne- 
beck   erwähnt    und  seitens   des  Klosters    verlangt,  dass 
dieser  Dieterich  auf  seine  Rechte  zu  Gunsten  des  Klosters 
verzichte.  ^'^)     Am    13.    August    1280    söhnt    sich    König 
Heinrich  VII.  von  Deutschland,  der   Sohn  Kaiser  Frie- 
drichs n.  von  Hohenstaufen,  mit  dem  Grafen  Egino  von 
Freiburg,  der  einige  im  königlichen  Schutze  stehende 
Juden  gefangen  genommen  hatte,  desshalb  aus  und  be- 
stimmt,   dass   niemand    mehr    den    Grafen    oder   seine 
Leute  wegen  der  Klage  eines  Juden  belästigen  solle.    Im 
Jahre  1281   bestätigt  König  Wenzel  I.   von  Böhmen  das 
Freiheitsrecht  der  deutschen  Gemeinde  in  Prag.  Im 
Juli   1281   wird   Worms    auf  der   einen   Seite   bis  zum 
Judenthore  durch  Feuer  zerstört.  Im  Jahre  1282  gibt 
es  eine  Judengasse  in  Tirlemont  in  Belgien,  im 
Jahre   1233   gibt  es  eine  solche  in  Strassburg.    Vom 
15.  Oktober    bis  12.  November   1235    werden    in   Wolfs- 
hagen (Wolfsheim?)  bei  Kassel  16  Juden  erschlagen. 
Im  gleichen  Jahre  sperrt  der  Herzog  Friedrich  der  Streitbare, 
der   letzte    Babenberger,    von   Oesterreich   bei   einer 
Hungersnot  auf  den  Rat  seiner  Hof  Juden  die  Grenze, 
so  dass  weder  zu  Lande  noch  zu  Wasser  Getreide  nach  den 
oberen  Gebieten  ausgeführt  werden  darf.**)  Im  April  1237 
erteilt  Kaiser  Friedrich  IL  von  Hohenstaufen  den  Städten 
Wien  und  Wiener -Neustadt  zum  Dank  fftr  ihre  Unter- 
stützung einen  Freiheitsbrief,  durch  den  unter  anderem 
die  Juden  dieser  Städte  von  den  Aemtern  ausgeschlossen 
werden,  damit  sie  nicht  ihre  Amtsgewalt  zur  Bedrückung 
der  Christen  missbrauchen,   da   die  Juden  von  altersher 
zur  Strafe  für  ihre  Verbrechen  zur  ewigen  Leibeigenschaft 
(servitus  perpetua)  verurteilt  seien  und  am  5.  Juni  1289  ver- 
spricht Herzog  Friedrich  der  Streitbare  von  Oesterreich 
denselben  beiden  Städten  wiederholt,  in  Zukunft  keinem 

»)  Aroniiu,  Begesten  zur  QMcbichte  der  Juden,   B.  198,  200,  208, 
907,  210,  224.  1  ,       >      > 
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Juden  mehr  ein  städtisches  Amt  zu  geben,  womit 
dieser  die  Bürger  bedrücken  könnte.  Im  Oktober  1240 
gibt  es  eine  Jndenmauer  in  Trier.  Im  September  oder 
Oktober  1248  findet  in  Ortenbnrg  bei  Vilshofen  in 
Niederbayern  eine  Jadenyerfolgung  statt  und  im 
gleichen  Jahre  geht  es  in  Meiningen  über  die  Jaden 
her,  ebenso  am  28.  Jnni  1244  in  Pforzheim,  wo 
mehrere  derselben  (wegen  Religionsverbrechen?)  ge- 
rädert werden.  Im  Mai  1246  erlässt  König  Konrad  lY. 
von  Hohenstanfen  den  Bürgern  von  Frankfurt  in 
Ansehung  ihrer  treuen  Dienste  auf  Befehl  des  Kaisers 
Friedrich  n.  allen  Schaden  und  alle  Verletzung,  welche 
sie  bei  Ermordung  seiner  königlichen  Kammerknechte  der 
Juden  mehr  aus  Nachlässigkeit  und  Zufall  als  mit 
Absicht  begangen  haben.  Im  Jahre  1247  stellt  der  Abt 
Gerhard  von  Werden  auf  die  Bitte  der  Bürger  von 
Helmstedt  diesen  eine  Urkunde  über  ihre  altherge- 
brachten Rechte  aus,  wobei  er  sich  aber  das  Gericht  über 
die  dortigen  Juden  und  M  ü  n  z  e  r  vorbehält.  Die  Juden 
sollen  dem  Abte  dienen,  d.  h.  ihre  Steuer  soll  in  die 
Kammer  der  Abtei  fallen,  wie  andere  Juden,  die  unter 
anderen  Herren  stehen.  Man  findet  um  jene  Zeit  über- 
haupt mannigfache  Beziehungen  zwischen  den  den  Geld- 
wechsel besorgenden  Münzerhausgenossenschaften 
and  den  den  Discontverkehr  besorgenden  Judenge- 
meinden, wie  das  bei  den  engen  Beziehungen  beider 
Thätigkeiten  nicht  anders  der  Fall  sein  konnte.^*)  So  be- 
richtet eine  Aufzeichnung  über  die  Einkünfte  des  Erz- 
bischofs von  Trier  vom  Jahre  1260  etwa,  dass  die 
dortigen  Juden  jährlich  150  Mark  an  die  Münze  und 
von  jeder  Mark  eine  Unze  als  Schlagschatz  geben 
mflssen.  Der  Kämmerer  ist  zugleich  Judenmeister.  Muss 
ein  Jude  diesem  Busse  zahlen,  so  beträgt  sie  30  Denare. 
Weigert  er  sich,  muss  er  einen  halben  Vierding  Gold 
geben.  Bricht  ein  Jude  den  Frieden  ausserhalb  des 
Jadenviertels,  so  hat  der  Schultheiss  über  ihn  zu  urteilen. 
Entflieht  er  in  das  Judenviertel,  so  hat  er  sich  vor 
dem  Kämmerer  zu  verantworten.  So  muss  um  das  Jahr  1250 
der  Juden bischof  von  Trier  namens  der  Judeng- 
meinde  dem  Erzbischof  jährlich  10  Mark  unverzinslich 
darleihen,  wofür  ihm  der  Erzbischof  eine  Kuh,  einen  Krug 
Wein,  zwei  Scheffel  Weizen  und  einen  seiner  alten  Pracht- 
mäntel (Pallien)  zu  geben  hat.  ^')   Ferner  haben  die  Juden 

"*)  Aronios,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  S.  282  f.,  288, 248, 247. 

^'^  Eine  Verhöhnung  der  Juden  in  dem  Geschenk  eines  älteren 
^biscböflichen  fifantels  zn  finden,  wie  Aronios  thnt,  ist  man,  glaobe  ich, 
Qieht  berechtigt.    Jedenfalls  war  ein  solcher  bischöflicher  Mantel,  auch 
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dem  Enbischof,  seinem  Kaplan,  dem  Kämmerer  und  seiner 
Frau  je  eine  bestimmte  Ansüil  Gttrtel  und  Seiden- 
zeuge  zu  neuen  Kleidern  zu  liefern  und  dem  Erzbischof 
an  Weihnachten  und  an  Ostern  6  Pfund  und  dem  Kämmerer 
2  Pftrnd  Pfeffer  zu  geben.  Mag  diese  Art  der  Abgabe 
auch  aus  früheren  Zeiten  flberkommen  gewesen  sein,  wo 
der  Warenhandel  bei  den  Juden  noch  eine  grössere  Rolle 
spielte,  so  darf  andererseits  wohl  angenommen  werden, 
dass  bei  dem  praktischen  Sinn  der  Juden  in  solchen 
Dingen  dieselbe  sicherlich  in  eine  Geldabgabe  verwandelt 
worden  wäre,  wenn  sie  keine  wirkliche  praktische  Grund- 
lage mehr  gehabt  hätte. 

Weitere  Nachrichten  ttber  die  Juden  zeigen  uns  das 
fortwährende  Bestreben,  dieselben  aus  dem  Besitze  der 
öffentlichen  Aemter  zu  verdrängen,  deren  sie  sich 
durch  Verpfändung  in  der  letzten  ^it  in  zunehmendem 
Masse  bemächtigt  hatten.  So  bestimmt  im  JiJire  1259  das 
Mainzer  Provinzialkonzil  in  Fritzlar,  die  Juden  sollen 
sofort  alle  weltlichen  Würden  und  öffentlichen 
Aemter  niederlegen,  die  sie  etwa  haben  und  um  dieselbe 
Zeit  bestimmt  das  Judenrecht  des  Spiegels  deutscher 
Leute,  kein  Jude  solle  Bichter  ttber  einen  Christen  oder 
dessen  Bechtsanwalt  (Fürsprecher)  sein  dürfen. 

Wie  es  damals  bereits  um  die  öffentliche  Sicher- 
heit in  Deutschland  bestellt  und  wie  dringend  notwendig 
desshalb   der    Besitz  befestigter  Heimstätten    vor 
allem   ftür  die  reichen  Jadengemeinden  ist,  zeigen 
weitere  Nachrichten.  Am  23.  April  1252  wird  das  Juden- 
thor in   Metz   wieder  erwähnt  und  im    gleichen  Jahre 
wird  die  Synagoge  in  Hagenau  neu  hergestellt    Am 
25. März  1258  wird  die  Judenmauer  in  Trier  genannt  Im 
Jahre  1258  fAgen  Konrad  Sulgeloch  und  sein  Bruder  Werner 
mit    ihren    Genossen    den  Bürgern    von   Worms    durch 
Strassenraub  vielen  Schaden  zu,  indem  sie  alle,  die  sie 
treffen,  ausplündern  nnd  Christen  und  Juden  das  Ihrige 
wegnehmen.    Am  9.  Dezember  1260  wird   denn   auch  ein 
Juden thor  in  Worms  erwähnt   In  den  Jahren  1281 — 1264 
beschweren  sich  der  Erzbischof  Werner  von  Mainz  und  die 
gesamte   Mainzer  Geistlichkeit  bei  Papst  Urban  IV.  über 
den   ehemaligen  Domkustos  Friedrich  von   Eberstein, 
welcher  der  Mainzer  Kirche  durch  Brand    und  Baub 
vielen  Schaden  mit  seiner  Räuberbande  zufüge.  Haupt- 
mann  dieser  Bande  sei  zum  Hohne  der  Geistlichen  ein 

wenn  er  getragen  war,  noch  von  hohem  Werte;  es  hatte  bei  der  Kostbar- 
keit solcher  Staatagewander  und  bei  der  Sitte,  dieselben  stets  in  tadel- 
losestem Zostnnde  zu  tragen,  wie  diess  die  Standessitte  bei  hohen  PerBoneo 
ferinngt,  eine  sehr  praktische  Bedeatong,  für  dieselben  eine  Absitiqaelle 
zu  haben,  welche  die  Dinge  gegen  Tereinbarte  Gegenleistungen  an  sich  Dsboi. 
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Jude  namens  Michael.  Eberstein  sei  ein  Feind  des  geist- 
lichen Stands  und  der  Papst  möge  desshalb  einschreiten. 
Eberstein  war  ein  eifriger  Anhänger  der  kaiserlichen 
GhibeUinenpartei  und  desshalb  1242  abgesetst  nnd  gebannt 
worden.  Jener  Jude  Michael  ist  der  Jude  Michael  von 
Landau,  der  1273  nach  Weihnachten  mit  Hilfe  des  Grafen 
Emich  TonLeiningen  der  Stadt  Worms  yielen- Schaden 
rofHigt.*») 

Einen  weiteren  Einblick  in  die  Verhältnisse  der 
jüdischen  Geschäftsthätigkeit  gibt  uns  die  um* 
fassende  Judenordnung,  welche  hn  Jahre  1264  der  Herzog 
Boleslaus  von  Polen  erlässt  T5tet  ein  Christ  einen 
Jaden,  bestimmt  dieselbe,  so  wird  er  durch  die  Gerichte 
bestraft  und  seine  Liegenschaften  und  seine  Fahrnis 
verfallen  dem  Herzogtum.  Geschieht  der  Mord  ohne  Blut- 
vergiessen,  so  hat  der  Mörder  dem  Hofgericht  Genugthuung 
nach  dem  Landesrecht  zu  geben.  Die  Juden  haben  das 
Recht,  im  Herzogtum  Handel  zu  treiben  und  ihre  Güter 
and  Waren  darin  herumzuf&hren,  wobei  ihnen  besondere 
Zölle  nicht  auferlegt  werden  dürfen.  Eine  Abgabe  von 
den  tot6n  Juden  zu  nehmen,  ist  nicht  gestattet  Wer  ihre 
Kirchhöfe  verletzt,  wird  nach  Landesrecht  bestraft  und 
sein  Vermögen  verfällt  dem  Herzogtum.  Wer  sie  in  ihrer 
Synagoge  stört,  muss  dem  Hofgericht  2  Pfund  Pfeffer 
entrichten.  Jeder  Jude,  der  vom  Richter  zu  der  „Wandal^ 
genannten  Geldstrafe  verurteilt  wird,  muss  1  Pfund  Pfeffer 
bezahlen.  Jeder  Jude,  der  einen  andern  Juden  verwundet, 
wird  vom  Bichter  nach  Landesrecht  bestraft,  ebenso  jeder 
Christ,  der  sich  an  einem  Juden  vergreift  In  geringen 
Sachen  schwören  die  Juden  den  Eid  am  Eingang  der 
Synagoge,  in  wichtigeren  Sachen  auf  ihrem  „Bhodal.^^*) 
Streitigkeiten  von  Juden  mit  Juden  sind  in  der  Synagoge 
oder  wo  es  ihnen  sonst  gefällt  zu  entscheiden;  der 
christliehe  Richter  darf  die  Sache  nur  an  sich  ziehen, 
wenn  es  eine  der  Parteien  wünscht  Wer  ein  Judenkind 
raubt,  wird  als  Dieb  bestraft.*^ 

Neue  umfassende  Angriffe  auf  die  Juden  bringen 
in  Deutschland  die  Jahre  1264  und  1266.  Am  T.August  1264 
werden  in  Arnstadt  5  Juden  getötet  und  am  2.  April  1265 
geht  es  in  Koblenz  über  die  Juden  her  und  10  Juden 
werden  erschlagen.  Am  2.  Mai  werden  inSinzig  72  Juden 
in  der  Synagoge  verbrannt.*^)    Wie  zähe  sich  trotz  allem 

"*)  Am  20.  August  1874  schliesit  Erzbitchof  Werner  ein  Oeld- 
geich&ft  mit  den  Mainzer  Juden  ab.    Aronius  289. 

"*)  JEUiodal''  ist  die  Ransel  in  der  Synasoge.    Vergl.  8.  88. 
•^  Öepidng,  Juden  im  Bfittelalter.  8.  194.  ««„  ««^  ^ 

*^)  Arottiuf,  Regneten  zur  GeMshioiite  der  Jnden,  8.  287,  290  f; 

10 


—    146    — 

Bestreben  der  Kirche,  die  Juden  aus  den  öffentlichen 
Aemtern  zu  verdrängen,  diese  trotadem  mit  Hilfe  ihrer 
furchtbaren  Geldmacht  behaupten,  zeigen  mehrfache  weitere 
Nachrichten.  Am  14.  April  1266  verleiht  der  Fürst  Heinrich 
von  Mecklenburg  der  Stadt  Wismar  ein  Privileg, 
nach  dem  seine  Vögte,  Mflnzer,  Zöllner,  Müller, 
Juden  und  anderen  Hofbeamten,  wenn  sie  sich  bei 
Ausübung  der  vom  Fürsten  ihnen  anvertrauten  Aemter 
etwas  zu  Schulden  kommen  lassen,  nicht  von  den  städtischen 
Richtern,  sondern  vom  Fürsten  selbst  bestraft  werden 
sollten.  Am  9.  Februar  1267  wird  im  Erzbistum  Gnesen- 
Polen  bestimmt,  kein  Ju4le  solle  künftig  mehr  mit  der 
Erhebung  von  Zöllen  oder  mit  anderen  öffentlichen 
Aemtern  betraut  werden.  Am  10. — 12.  Mai  1267  erfolgen 
durch  ein  unter  Vorsitz  eines  Eardinallegaten  abge- 
haltenes Provinzialkonzil  in  Wien  ähnliche  Bestimmungen 
wie  für  die  Diözese  Gnesen^Polen  auch  für  die  Kirchen- 
provinz Salzburg  und  die  Stadt  und  Diözese  Prag. 
Am  24.  Juli  1267  verleihen  die  Grafen  von  Schwerin 
der  Stadt  Boitzenburg  das  lübische  Becht,  doch  sollte 
sich  keiner  ihrer  Amtleute  in  der  Stadt,  er  sei  Münzer, 
Zöllner  oder  Jude,  vor  dem  Bichter  des  lübischen  Bechts, 
sondern  nur  vor  den  Grafen  verantworten,  es  sei  denn, 
dass  er  in  deren  Abwesenheit  wegen  einer  Schuld - 
forderung  verklagt  werde.  Trotz  dieses  Widerstands 
bleibt  indess  der  Sieg  endlich  der  Kirche  und  immer  mehr 
beginnen  jetzt  auch  in  Deutschland  wie  100  Jahre 
frlSier  in  Frankreich,  die  Ausweisungen  der  Juden 
aus  einzelnen  Landesherrschaften  Platz  zu  greifen.  So 
gibt  mit  der  ausdrücklichen  Begründung,  dadurch  den 
Handelsverkehr  der  Stadt  zu  heben,  am  26.  Juni  1264 
der  Herzog  Barnim  I.  von  Pommern  der  Stadt  Greifs- 
wald das  Freiheitsrecht,  die  dortige  Judengemeinde 
auszuweisen  und  deren  Bückkehr  zu  verbieten. 
Ob  ein  Münzvergehen  vorlag,  ist  zweifelhaft*^ 

Gleichzeitig  machen  sich  die  Folgen  der  Ver- 
folgungen jetzt  in  zunehmender  Weise  auch  für  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Juden  geltend.  Schon  seit 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hat  sich  die  Zahl  aus- 
wärtiger, namentlich  lombardischer  Geschäftsleute 
in  Deutschland  in  zusehendem  Masse  gemehrt  Der 
seitherige  sehr  starke  Bezug  von  italienischen  Er- 
zeugnissen seitens  der  Deutschen  hat  in  erheblichem 
Masse  notgelitten.  Die  Deutschen  haben  die  geschäft- 
lichen Beziehungen  mit  Lombardien  mehr  und  mehr 


•■)  Aroiiiiis,B«gMiensnr6eMaiiohtederJadMi,  8.896,802  ff, 806, 28& 
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abgebrochen  nnd  begonnen,  ihre  Levintewaren  ans  den 
Donaoländem  2a  beziehen,  nnd  die  Lombarden  müssen  sich 
deshalb  entschliessen,  den  Dentschen  ihrerseits  abzukaufen, 
um  den  üeberschnss  ihrer  Eigenerzengung  los  zn  werden. 
Wie  wir  in  fast  allen  bedeutenden  Städten  Judengassen 
finden,  so  z.  B.  im  Herbst  1267  oder  1268  in  Parchim 
and  im  Jahre  1270  in  Strassburg**),  so  sehen  wir 
äberall  jetzt  neben  ihnen  lombardische  Geschäfts- 
leate  auftauchen,  so  z.  B.  in  Mainz,  Begensburg,  Eöln^), 
welche  dorthin  zum  Aufkaufe  gegen  Austausch  ihrer 
Landeserzeugnisse  und  der  Einfnluwaren  der  Levante 
konunen.  Waren  seither  die  Juden  als  die  hauptsächlichen 
Träger  des  Grosshandels  unentbehrlich  gewesen, 
so  hatte  das  seit  den  EreuzzOgen  mächtig  geförderte  Auf- 
blühen eines  christlichen  Eaufmannsstandes  dieser 
Stellung  ein  Ende  gemacht  Die  Handelseifersucht 
beider  war  immer  mehr  gestiegen,  Abneigung  undHass 
erhebt  sich  gegen  die  Juden  und  man  beschränkt  sie  auf 
das  Darleihgeschäft,  indem  man  ihnen  die  seitherige 
rechtliche  und  gesellschaftliche  Gleichheit  immer 
mehr  entzieht*^  Huren  Ausgangspunkt  scheint  die 
damalige  deutsche  Bewegung  gegen  die  Juden  in 
Böhmen  genommen  zu  Imben.  Im  Jahre  1290  entsteht 
in  Prag  ein  Aufstand  gegen  die  Juden  und  die  Bewegung 
verbreitet  sich  yon  hier  aus  rasch  Ober  ganz  Böhmen, 
Mähren  und  Deutschland.^^)  An  den  verschiedensten 
Orten  entstehen  Aufstände  gegen  die  Juden.  So  findet  im 
Jahre  1290  ein  grosser  Judenkrawall  in  Mtthlhausen 
im  Elsass  statt,  bei  dem  es  zu  Gewaltthätigkeiten  gegen 
die  dortige  Judengemeinde  kommt,  so  dass  die  Reichs- 
r^erung  einschreitet  und  die  Stadt  froh  sein  muss,  als 
Kaiser  Rudolf  die  Bürger  derselben  von  der  Untersuchung 
und  den  der  Stadt  angesetzten  Strafen  wegen  des  vorge- 
kommenen Landfriedensbruchs  freispricht  und  den 
Bürgern  die  Bezahlung  von  200  Mark  erlässt,  welche 
sie  infolge  der  Sache  den  Juden  schuldig  geworden 
waren.  ••) 

g,    JhM  nKlab«ni|«MUA  la  in  tnln  HUfla  dti  U.  Jfthfkandtrti. 

Ein  weiteres  Vorgehen  gegen  die  Juden  erfolgt  in 
Frankreich  im  Jahre  1304  unter  König  Philipp  dem 
Schönen,  indem  die  französische  Krone  einen  Staatsver- 

^  Anmias,  Regetteo  lar  Gesehichte  der  Jaden,  8.  810,  814,  107  f. 
^)  RoMher,  NatkmalOkoDomie,   Bd.  8,  S.  187.    Maurer     Deutsches 
Stftdteweaen,  Bd.  1,  8.  404.    Enneo,  Geschichte  von  Köln,  Bd.  2,  8.  827. 
^)  Depping,  Jaden  im  Mittiilalter,  8.  108. 
*^  Gxmf,  GeM^ichte  Yon  Mattlhaasen,  Bd.  1,  8.  27.    Depping,  Juden 

im  MHtelaker,  8.  217. 
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trag  mit  dem  Herzogtum  Burgand  abschliesst,  durch 
welchen  allen  französisclieii  Gerichten  verboten  wird, 
Klagen  von  jüdischen  Darleihern  aus  Burgand  an- 
zunehmen, nachdem  dieser  Massregel  die  Ablösung  aller 
Schulden  der  firaftzOsisChen  Staatsbürger  bei  den  bor- 
gundischen  Juden  durch  Vertrag  zwischen  den  beiderseitigen 
Begiemngen  vorausgegangen  ist,  worauf  im  Jahre  1306  in 
ganz  Frankreich  eine  G-rundschuldenablösung  statt- 
findet. Vorangegangen  war  diesem  Vorgehen  zunächst  eine 
Herabsetzung  des  Wertgehalts  der  Münzen,  wo- 
durch eine  allgemeine  Erleichterung  der  tiefver- 
schuldeten Grundbesitzer  eingetreten  war.  Diesem 
ersten  Teil  des  Vorgehens  der  finnzömschen  Regierung 
folgte  sodann  die  wiederholt  geschilderte  Beg ein ng  aller 
Pfandschulden  der  französischen  Bürger  durch  die 
Krone,  wobei  den  Schuldnern,  welche  binnen  der 
festgesetzen  Zeit  bezahlten,  der  fünfte  Teil  oder 
20  Prozent  ihrer  Schuld  nachgelassen  waarde.  Nach 
Ablauf  des  zur  Abwicklung  dieser  Geschäfte  vorgesehenen 
Zeitpunkts  wurde  sodann  idlen  Juden  befohlen,  das 
Königreich  zu  verlassen  und  ihben  bei  Todestrafe 
verboten,  dahin  zurückzukehren.  Alle  Häuser,  Felden 
Wiesen,  Weingärten,  Scheunen  und  Keller  aber,  welche 
noch  im  Besitze  von  Juden  waren,  wurden  vom  Reiche 
eingezogen  und  verkauft  und  der  hiefiir  erlöste  Betrag 
den  ausgewiesenen  Besitzern  ausbezahlt,  während  die 
fahrende  Habe  von  den  Juden  mitgenommen  werden 
durfte,  soweit  es  sich  nicht  um  bares  Geld,  Edel- 
metall, Juwelen,  Gold-  und  Silbergeschirr  handelte. 
Da  nämlich  die  Juden,  um  sich  den  Besitz  ihrer  wertvollen 
Pfand  gegenstände  zu  erhalten,  diese  mannigfach  bei 
Christen  versteckt  hatten,  wurde  ihnen  befohlen,  ihren  Be- 
sitz in  Waren  umzutauschen,  deren  Ausfuhr  ihnen 
freigestellt  war,  während  sie  an  barem  Gelde  nur 
so  viel  aus  dem  Lande  führen  durften,  als  sie  zur 
Beise  nötig  hatten.*^  Alle  Schuldforderungen  von 
Juden  aber  wurden  für  erloschen  erklärt  und  kein 
Jude  konnte  mehr  gegen  einen  Schuldner  klagbar  werden. 
da  die  Beichskammer  die  Einziehung  dieser  Forderungen 
an  sich  genommen  hatte.  Nicht  besser  als  den  Juden  gieng 
es  übrigens  den  in  Frankreich  angesessenen  zahlreiclien 
lombardischen  Darleihern  und  Kowertschen.  Auch 
diesen  wurde  befohlen,  binnen  zwei  Monaten  das  König- 
reich zu  verlassen  und  nie  wieder  Darlehensgeschäfte  zu 
machen.    Nur  diejenigen  sollten  dableiben  dürfen,  welche 

•')  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  186  «f.,  119  f„  177  t 
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einen  gesetzlichen  Handel  treiben  wollen.  Ei^ne 
Eontmiflsäre  werden  jetzt  in  ganz  Frankreich  mit  dem 
Verkaufe  der  Äecker,  Wiesen,  Weinberge  ond  anderen  CKiter 
der  aosgewiesenen  Juden  and  anderen  fremden  Darleiher 
beauftragt,  wobei  festgesetzt  wird,  dass  die  Eänfer,  welche 
Sehätze  aof  den  erkaoften  Ornndstücken  entdecken, 
diese  der  Krone  ans  liefern  sollen.  Weiter  wnrden  alle 
Forderungen  der  ansgewiesenen  Jnden  durch  die  Be- 
amten der  Krone,  weiche  die  betreffenden  Pfandbriefe 
Q.  8.  w.  mit  Beschlag  belegt  hatten,  namens  der  ans- 
gewiesenen jädischen  Q-länbiger  eingezogen  und  es 
wurde  hiebe!  aaf  dieNotlage  der  Schuldner  die  weit- 
gehendste Bflcksicbt  genommen,  indem  man  denselben 
Standnng  ihrer  Schuldbeträge  bis  zu  40  Jahren 
einräomte,  wobei  die  betreffenden  Beamten  die  grOsste 
M&be  hatten,  sich  in  dem  Wirrwar  von  Pfandbriefen,  Ab- 
machongen  u.  b.w.,  welche  meist  aussergerichtlicb  zu 
Stande  gekommen  waren,  zurechtznfinden.  Obgleich  die 
R^emng  nämlich,  wie  wir  gesehen  haben,  bestimmt  hatte, 
dass  allen  SchtUdnem,  welche  sich  selbst  angeben  würden, 
Vorteile,  namentlich  der  Nachlass  von  20  Prozent  ihrer 
Schnldsnmme ,  bei  der  RDckzahlong  eingeräumt  werden 
sollte,  war  ein  grosser  Teil  derselben  nur  wenig  geneigt, 
die  Forderung  zu  begleichen.  Viele  waren  eben  derart  an 
den  Rand  des  wirtschaftlichen  Abgrunds  gebracht,  dass 
sie  trotz  diesen  Vorteilen  nicht  in  der  Lage  waren,  von 
dem  Angebot  der  Begienmg  Oebrauch  zu  machen.  Welche 
Summen  damals  das  französische  Volk  den  Juden  schuldig 
geworden  war,  erhellt  aus  der  Nachricht,  dass  die  amtliche 
Plflssigmachnng,  welche  der  Reicfasamtmann  von  Orleans 
vornahm,  neben  dem  baren  C^eld,  den  Juwelen  und  dem 
Silbergeschirr  die  Summe  von  33,700  Pfd.,  46  Schill,  und 
5Hlr.  ergab.  Aus  dem  Verkaufe  der  einen  Jndenschule 
wurde  der  Betrag  von  340  Pfd.,  aus  der  zweiten  Juden- 
Khüle  wurden  140  Pfd.  erlöst  Schwierigkeiten  entstanden 
flbrigens  auch  hier  dadurch,  dass  zahlreiche  Juden  ihr  Oold 
und  Silber  und  ihre  Kostbarkeiten  bei  Christen  versteckt 
hatten.**)  In  welch'  heillose  Verwirmng  die  übermässige 
ÖrundTerschuldang  damals  das  französische  Volk  ge- 
bracht hatte ,  geht  daraus  hervor ,  dass  Hunderte  von 
Witwen,  Waisen  und  Armleuten,  d.  h.  Bauern,  sich  unter 
den  Schuldnern  befanden,  welche  die  Richtigkeit  der 
ihnen  zugemuteten  Forderungen  bestritten,  wirt- 
schaftliche Exütenzen ,  denen  die  Behörden  einfach 
machtlos  gegenüber  standen.    So  war  es  gewiss  bei  dem 


")  Deppmg,  Juden  im  Mittelalter,  S.  187,  199. 


—     180    — 

allgemeineiiUnwilleii  derweitesten  BeTAlkerangs- 
kreise  gegen  das  Judentum  im  IntoreBse  der  per- 
s5nlichen  Sicherheit  der  Juden  selbst  die  geeignetst« 
Massregel  der  franxösischen  Begierung  gewesen,  die  An- 
stifter des  ganzen  Unglücks  dadurch  den  Augen  der  Leute 
entsiehen,  dass  man  dieselben  aus  dem  Lande  schaffte.**) 

Die  treibende  Kraft  dieser  AusweisungsmassregehL  is 
Frankreich,  mit  denen  ähnliche  Massregeln  in  Spanien 
Hand  in  Hand  giengen,  war  der  Gegenpapst  Benedikt  XI. 
gewesen.  Die  ausgewiesenen  jüdisdien  Gläubiger  aber  er- 
boten sich  jetst  allmählich,  nachdem  die  französische 
Regierung  Ernst  gemacht  hatte,  den  Stand  ihrer 
Forderungen  genau  anaugeben,  wenn  man  ihnen  da- 
gegen das  Recht  einräume,  nach  Frankreich  zurück- 
zukehren, ein  Angebot,  auf  das  die  französische  Krone 
auch  eingieng,  und  so  wurde  allmählich  einer  steigenden 
Zahl  von  Juden  der  Aufenthalt  in  Frankreich  wieder  ge- 
stattet Die  Rückkehr  der  Juden  nach  Frankreich 
erfolgte  in  grosser  Ordnung.  Jüdische  Kommissäre,  die 
hiezu  die  Krone  aufstellte,  hatten  allen  Juden,  welche  zu- 
rückkehren wollten,  Erlaubnisscheine  mit  Angabe  des 
Niederlassungsorts  auszustellen,  und  die  Reichslandsvögte 
(sönichaux)  und  Stadtamtleute  hatten  die  bestimmte  Weisung* 
alle  Juden  gefänglich  einzuziehen,  welche  ohne  diese  Voll- 
macht zurückkehrten.  Die  jüdischen  Kommissäre  aber 
hatten  wieder  Uuterkommissäre  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen,  z.  B.  im  Dauphin^  und  im  Gebiete  von  Yelay« 
welche  für  diese  TeUe  das  Geschäft  überwachten.  Di^ 
Juden,  bestimmte  der  Erlass  vom  Jahre  1315,  dürfen  in 
das  Königreich  und  in  die  Städte  zurückkehren,  in  welchen 
sie  früher  gewohnt  haben  und  sich  dort  12  Jahre  lang 
aufhalten.  Sie  können  daselbst  von  der  Arbeit  ihrer 
Hände  oder  vom  Verkaufe  kaufmannsguter  Waren 
leben,  auch  dürfen  sie  Geld  auf  Pfänder  leihen, 
während  ihnen  das  Nehmen  von  „Schaden^,  d.  h.  Zinses- 
zinsen, verboten  sein  soU.  Ihre  alten  Forderungen  sind  zn 
einem  Drittel  ihnen  selbst  und  zu  zwei  Dritteln  der 
Krone  heimzuzahlen.  Sie  dürfen  wegen  dessen,  was  sie 
vor  ihrer  Ausweisung  gethan  haben,  nicht  verfolgt  werden- 
Kein  Landesherr  darf  in  seinem  Lande  andere  Juden  als 
seine  eigenen  halten  und  ihre  Verhältnisse  erleiden  keine 
Veränderung,  wenn  sie  aus  dem  Gebiete»  eines  Landeherrn 
in  das  Gebiet  des  Königs  ziehen  oder  umgekehrt  Mit 
ihren  Schuldnern  dürfen  sie  nur  am  Ende  des  Jahrs  ab- 
rechnen, während  es  den  Schuldnern  jederzeit  freistehti 

^  ValbonaiB,  Hittoire  da  Dauphin^,  Genf  1721^  Bd.  2.    DepfHOgi 
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mit  ihren  Gl&ubigern  abmreclmeii.  Im  übrigen  sollten  die 
alten  Freiheitsrechte  der  Jnden  in  Frankreich  anch  femer 
Oältigkeit  haben.  Ihre  Synagogen  nnd  Kirchhöfe 
durften  sie  gegen  Rückerstattung  des  ihnen  dafür 
bezahlten  Kaufpreises  wieder  zurückerwerben. 
Was  von  ihren  Büchern  nicht  verkauft  war,  erhielten 
sie  zurück  mit  Ausnahme  des  von  der  Kirche  verbotenen 
Talmuds.  Die  Krone  ernannte  zwei  geschworene  Juden- 
richter, um  diese  Ordnung  zu  vollziehen  und  wegen  der 
Erbgüter  Entscheidungen  zu  treffen,  die  seit  der  Aus- 
weisung unter  der  Hälfte  ihres  Werts  verkauft  worden 
waren.  Wurde  den  Juden  nach  Yerfluss  der  12  Jahre  ihr 
Aufenthaltsrecht  nicht  verlängert,  so  sollte  ihnen  ein  Jahr 
Zeit  zur  Verwertung  ihres  Vermögens  gegeben 
werden.'*) 

War  es  damit  den  Juden  schon  im  Jahre  1815  wieder 
gelungen,  wenigstens  auf  die  Dauer  von  12  Jahren  Zutritt 
in  Frankreich  zu  erlangen,  so  glückte  es  ihnen  wenige 
Jahre  später,  ihre  SteUung  in  diesem  Lande  noch  mehr 
zu  verbessern,  indem  ihnen  unter  dem  Nachfolger  König 
Ludwigs  X.  von  Frankreich,  dem  König  Philipp  dem 
Langen,  im  Jahre  1317  das  Becht  erugeräumt  wurde,  dass 
sie  künftig  nicht  mehr  der  „manus  mortua^  oder  dem 
„Sterbfallrecht  unterworfen  sein  sollten  und  ihnen  das 
Erbrecht  zugesichert  wurde.  Femer  wurde  bestimmt, 
dass  sie  in  der  Champagne  und  anderwärts  im  Ver- 
hältnis zu  ihrem  Vermögen  soUten  besteuert  werden 
und  nur  ihrer  vorgesetzten  Obrigkeit  verantwort- 
lich sein  sollten.  Würden  sie  wegen  eines  Verbrechens 
verhaftet,  so  soUten  sie  gegen  entsprechende  Bürgschaft 
wieder  auf  freiem  Fuss  gestellt  werden  dürfen.  Weiter 
worden  sie  von  der  Verpflichtung  zum  gerichtlichen 
Zweikampf  befreit,  nur  wenn  sie  einen  nachgewiesenen 
Mord  begangen  haben  sollten,  waren  sie  hiezu  verpflichtet. 
Ihre  Personen,  Güter  und  Bücher  sollten  auf  Niemands 
£lage  mit  Beschlag  belegt  werden  können,  ohne  dass  die 
Beichslandsvögte  und  Anitleute  vorher  die  Gründe  des 
Klagenden  angehört  hatten.  Endlich  waren  sie  bei  Strafe 
des  Betrugs  verpflichtet,  nur  kaufmannsgute  Waren 
2u  verkaufen.'^) 

Wie  im  eigentlichen  Frankreich,  so  wird  auch  im 
englischen  Aquitanien  damals  die  Stellung  der  Juden 
UQiner  gefihrdeter.  Im  Jahre  1320  unternehmen  wilde 
Volkshaufen,  die  sogenannten  „pastoureux^,  d.  h.  an  den 
Bettelstab  gekommene  Bauersleute,  einen  Angriff  auf  die 


"*)  DeppiDg,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  206. 
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Barg  von  Verdon  an  der  Gkuronne,  wo  sich  die  Juden 
der  Gegend  hingeflüchtet  haben,  erstürmt  die  Borg   und 
erschlägt  die  Besatzung.    An  120  jüdische  Gtemeindenf  wie 
Gastel-Sarrasin,  Bordeaux,  Agen  and  Foix,  werden 
damals  zerstört,  bis  in  Montpellier  das  Haupt  der  Be- 
wegung geköpft  und  der  Aufstand  von  den  Behörden  mit 
Gewalt  unterdrückt  wird.  Der  Graf  von  Toulouse  hatte 
einige  der  Haupträdelsführer  des  Aufstands  verhafken  lassen, 
allein  mit  Hilfe  einiger  Mönche  gelang  es  den  GFe&ngenen, 
zu  entkommen.   In  Schaaren  flüchten  jetzt  die  Juden  nach 
Spanien,  wo   aber  die  Volkswut  bald   ebenso  über  sie 
losbricht.   Der  pästliche  Bannfluch  gegen  die  Aufiständigen 
erweist  sich  als  wirkungslos  und  erntet  noch  Hohn  und 
Spott    Wohl  schreitet  im  Jahre  1S21  König  Eduard  H. 
von  England  als  Herzog  von  Aquitanien  in  der  Sache 
ein  und  sichert  den  Beichsschutz  der  Güter  der  ermordeten 
Juden,  indem  er  dem   Beichslandsvogt  von  Gaacognien 
erklärt,  dass  diese  Güter  der  englischen  Ejrone  zustehen 
und  niemand  ein  Recht  habe,  dieselben  an  sich  zu  nehmen, 
aber  schon  im  Jahre  1828  werden  in  Estelle,  Viana. 
Marseille  und  anderen  Städten  eine  grosse  Anzahl  Juden 
von  den  aufgeregten  Volksmassen  erschlagen  und  beraubt 
so  dass  der  Jammer  hierüber  in  den  Judengemeinden  ein 
allgemeiner  ist  und  in  ganz  Deutschland  und  Frankreich 
im  Jahre   1828  für  die  Opfer   dieser  Aufstände  in  den 
Judengemeinden  gesammelt  wird,  welche  seither   in  zu- 
nehmender Menge  nach  Deutschland   kommen  und 
dadurch  die  schon  vorher  wenig  günstige  Stimmung  gegen 
die  Judenschaft  noch  vermehren.''^) 


7.  Die  sunehmende  geeellseliafüiehe  Besclirinlniiig  der 
Judengemeinden  vom  18.  Jahrhundert  bis  zom  Juden- 

krawall  von  1848. 

Das  18.  Jahrhundert  zeigt  sich  uns  in  jeder  Beziehung 
als  eine  Zeit  des  tiefsten  sittlichen  Zerfalls.  Seit 
im  10.  Jahrhundert  Deutschland  aus  einem  Ackerbaa- 
staat  mehr  und  mehr  ein  Industriestaat  geworden 
war,  hatte  sich  zunächst  im  11.  Jahrhundert  eine  Zeit 
städtischer  Blüte  eingestellt,  die  ihren  Höhepunkt  unt^r 
dem  gewaltigen  Salier  Heinrich  UI.  erreicht  hatte.  Seither 
schon  zeigten  sich  die  ersten  Keime  des  Zerfalls.  Mehr 
und  mehr  sahen  sich  die  deutschen  Gewerbsleute  bei  der 
zunehmenden  Menge   ihrer   industriellen  Erzengnisse   auf 

«>)  Depping,  Jaden  im  Blittelalter,  S.  209  f. 
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den  Absatz  ihrer  Erseognisse  in  den  Donaaländern,  in 
Rassland,  and  der  Levante  angewiesen,  bis  seit  der 
Mitte  des  12.  Jahrhnnderts  es  den  Lombarden  nnd 
Sizilianern  gelang,  den  Deutschen,  Franken  und 
Engländern  diesen  Markt  abzujagen.  So  erfolgte  im 
13.  Jahrhundert  der  wirtschaftliche  Zusammenbruch 
erst  der  französischen  Wirtschaftsverhältnisse ,  dem 
deijenige  der  englischen  und  deutschen  Besitzklassen 
nachfolgte.  Hand  in  Hand  mit  dem  Aufhören  des 
Eörnerbaus  in  Deutschland  infolge  der  zunehmenden 
Einfuhr  von  Bodenerzeugnissen  aus  den  neuer- 
schlossenen  Rohstofiländem  sehen  sich  die  alten  Staaten 
Europas  mehr  und  mehr  auf  den  Gewerbebetrieb  ange- 
wiesen und  es  beginnt  jener  Zeitabschnitt  städtischer 
Grewerbeentwicklung,  der  seinen  Zusammenbruch  mit 
der  Erschliessung  Innerasiens  im  13.  Jahrhundert 
findet. 

Die  Klagen  über  den  Mangel  an  eigenem  sitt- 
lichen Halt  innerhalb  der  Christenheit  wie  über  den 
Uebermut  und  die  Missachtung,  denen  die  Ange- 
hörigen der  christlichen  Kirche  infolge  dieses  Mangels 
an  sittlichem  Halt  seitens  der  Juden  und  Heiden  sich 
aasgesetzt  sehen,  sind  in  jener  Zeit  üppigsten  Genuss- 
lebens der  europäischen  Kulturländer  allgemein.  So 
erwähnt  im  Jahre  1221  Cäsar  von  Heisterbach,  die 
Juden  und  Heiden  klagen  allgemein  über  den  Hoch- 
mat  der  Christen,  yerabscheuen  desshalb  die  christliche 
Religion  und  schmähen  dieselbe.  Im  heiligen  Lande 
fahren  die  Christen  nichts  als  ein  zügelloses  Leben, 
firöbnen  dem  Spiele,  der  Schlemmerei  und  der  Un- 
zucht, so  dass  alles  darüber  empört  sei.  In  Damiette 
sei  ein  Cruziflxus  von  den  Sarazenen  misshandelt 
worden.  Christen  werden  noch  immer  von  den  Juden, 
Sarazenen  und  falschen  Christen  gekreuzigt,  so 
solle  kürzlich  wieder  ein  Christ  von  einigen  Juden 
gekreuzigt  worden  sein.^) 

Es  war  das  grosse  Verdienst  der  christlichen 
Kirche,  dass  sie  in  dieser  Zeit  schweren  inneren  Zerfalls 
die  Zügel  mit  neuer  Kraft  erfasste  und  das  gefährdete 
Schiff  des  Christentums  durch  die  brandenden  Wogen  der 
Zeit  den  gefährlichen  Klippen  entführte,  indem  sie  den 
Kampf  gegen  den  inneren  Feind  der  Kirche,  den 
christlichen  Sittenzerfall,  wie  den  äusseren  Feind, 
das  Judentum,  mit  gleichen  Eifer  in  die  Hand  nahm. 
Das  Vorgehen  der  christlichen  Kirche   gegen  die  Ueber- 


')  AronioB,  Regesten  zur  Geaebichte  der  Joden,  S.  187,  194,  804. 
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macht  der  Jaden  auf  gesellschaftlichem  Gebiete 
erstreckte  sich  auf  naheza  alle  Zweige  desselben.  In 
erster  Linie  wurde  allen  Laienangehörigen  and  hieza 
weniger  geeigneten  Priestern  der  christlichen  Qem^nschaft 
verboten,  sich  mit  Jaden  über  Glaabensdinge  zu 
streiten.  So  wird  am  1.  März  1227  aof  einer  Pro- 
vinzialsynode  in  Trier  beschlossen,  kein  anwissender 
Priester  solle  in  Gegenwart  von  Laien  mit  einem 
Jaden  über  Glaabenssachen  streiten.  So  bestimmt 
am  12.  Mai  1267  ein  Wiener  Provinzialkonzil,  die 
Jaden  sollen  künftig  nicht  mehr  mit  angebildeten 
Leuten  über  den  katholischen  Glauben  streiten 
und  nicht  ihre  Kinder  oder  Frauen  zurückhalten, 
wenn  sie  zum  Christentum  übertreten.  Aach  sollen 
sie  nicht  Christen  zum  Judentum  verlocken  oder  frech 
beschneiden.^)  Diese  Verordnungen  waren  Ausfuhrungs- 
gesetze  eines  päpstlichen  Erlasses,  der  dahin  gieng,  dass. 
um  die  Bedrängnis  der  christlichen  Kirche  durch 
die  Juden  zu  bekämpfen,  alle  Geistlichen  die  genannten 
Ausschreitungen  der  Juden  bekämpfen  sollten.  Be- 
sonders sollten  sie  Religionsgespräche  mit  Juden 
möglichst  hintanhalten,  da  hiedurch  vielfach  einfältige 
Leute  in  die  Schlingen  des  Irrtums  geraten.  Nötigen- 
falls sei  die  weltliche  Macht  zur  Hilfe  aufzufordern: 
alle  Widerstrebenden  aber  sollten  durch  geistliche  Strafen 
und  wenn  es  Juden  seien,  durch  gegenseitige  Unter- 
stützung der  Gläubigen  gezwungen  werden.  Man  siebt 
daraus  einmal,  welcherZwang  von  den  strenggläubigen 
Juden  ausgeübt  wurde,  um  ihre  Angehörigen  beim  jü- 
dischen Glauben  zu  erhalten,  und  wie  sehr  manche 
Christen  sich  damals  geneigt  zeigten,  zum  Judentum 
überzutreten.  Für  beide  Dinge  liegen  eine  Reihe  von 
Beispielen  vor.  So  tauft  im  Jahre  1220—1221  der  Haus- 
kaplan des  Herzogs  von  Brabant  die  Tochter  eines 
Juden  in  Löwen,  mit  dem  er  Religionsgespräche 
zu  fuhren  pflegte,  gegen  den  Willen  des  Vaters, 
nachdem  sie  entführt  worden  ist  Der  Jude  gewinnt 
durch  Bestechung  den  Bischof  von  Lüttich,  der  die 
Tochter  aus  dem  Kloster  freizugeben  befiehlt,  woraaf 
aber  der  Bischof  beim  Erzbischof  von  Köln  verklagt 
wird.  Der  Papst  entscheidet  dahin,  dass  das  Kloster  gegen 
den  Bischof  zu  schützen  sei.^) 

Wie  sehr  das  mehr  oder  weniger  gewaltsame  Ent- 
führen von  Judenkindern  zum  Zwecke  des  Taufens 
damals  Sitte  war,  ersieht  man  aus  der  Bestimmung  des 


*)  AronioB,  EegeBten  sur  Geschichte  der  Jaden,  8.  2(*2,  185  f. 
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österreichischen  Jadenrechts  vom  Jahre  1244,  nach 
welcher  jeder,  der  den  Sohn  eines  Juden  entlfuhrte,  als 
Dieb  bestraft  werden  sollte.')  Das  Entführen  von  Juden- 
tdchtem  war  also  straflos,  was  ein  weiterer  Beweis  fiir 
die  niedere  Stellung  ist,  welche  die  jüdische  Volks- 
anschaunng  dem  Weibe  anweist 

Weitere  Nachrichten  stammen  vom  Jahre  1241.  Am 
24.  Mai  1241  will  sich  der  Sohn  eines  Juden  in  Frank- 
furt a.  M.  taufen  lassen,  wird  aber  hieran  yon  seinen 
Verwandten  und  Freunden  gehindert.  Es  entsteht  hieraus 
ein  Aufruhr  gegen  die  Juden,  bei  dem  etwa  180 Juden 
durch  das  Schwert  oder  das  Feuer  umkommen,  das  sie 
selbst  an  ihre  Häuser  legen.  Der  Brand  zerstört  die 
Hälfte  der  Stadt,  der  Best  der  Juden,  24  an  der  Zahl, 
mit  dem  Babbiner  lässt  sich  in  der  Todesgefahr  taufen. 
Da  die  Frankfurter  Juden  im  Schutze  des  Beichs 
standen,  war  das  Beich  verpflichtet,  im  Namen  seiner 
Hintersassen  deren  Interessen  zu  wahren ;  die  Sache  wurde 
denn  auch  untersucht,  doch  erliess  König  Konrad,  der  Sohn 
Kaiser  Friedrichs  IL  von  Hohenstaufen,  den  Bürgern  von 
Frankfurt  mit  Bücksicht  auf  ihre  sonst  bewährte  Treue 
die  erwirkte  Strafe  und  den  Schadenersatz,  da  sich  ergeben 
hatte,  dass  der  entstandene  Schaden  mehr  durch  Nach- 
lässigkeit als  durch  die  schlimme  Absicht  der  Bürger 
herbeigeführt  worden  war.*) 

Ein  anderer  Fall  stammt  vom  Jahre  1260,  in  welchem 
eine  Nonne  Agnes,  die  aus  einem  in  den  Kriegsunruhen 
zerstörten  deutschen  Kloster  zu  ihrem  Vater,  einem 
Ritter,  zurückgekehrt  ist,  von  diesem  verführt  wird  und 
ihr  Kind  tötet.  Sie  findet  darauf  bei  einer  Jüdin  Sara 
in  Köln  ein  Unterkommen  als  Amme  und  bringt  bei 
dieser  5  Jahre  zu,  gewinnt  diese  zum  Christentum, 
beichtet  einem  Predigermönch,  geht  nach  Born  und 
wird  absolviert  Heimgekehrt  ruht  sie  bei  der  Jüdin 
Sara  aus.  Als  nun  der  Judengemahl  sie  erblickt,  gerät 
er  in  Wut,  weü  sie  seine  Frau  zum  Christentum  verleitet 
hatte,  und  bringt  ihr  drei  gefährliche  Stiche  bei.  Dann 
geht  er  um  Mitternacht  mit  den  Juden  der  Nachbarschaft 
in  die  Synagoge.  Seine  Frau  Sara  aber  sieht  im  Traum, 
wie  die  heUige  Jungfrau  mit  zwei  Mädchen  zu  Agnes 
kommt  und  sie  wieder  erweckt  Als  Agnes  am  Morgen 
verschwunden  ist,  sprechen  die  Judengatten  nicht  von  der 
Sache,  da  jeder  Teil  glaubt,  der  andere  habe  die  Nonne 
begraben,  bis  ihnen  nach  kaum  40  Tagen  eine  Frau  Grüsse 

*)  Arooiiu,  ReeeBten  zur  Geschichte  der  Juden.  S.  284. 
^  Böhmer,  Codex  diplom^  8.  76.    Btobbe,  Jaden  in   Deutschland, 
3.  97.   Aronius,  Regesten  snr  Geschichte  der  Juden,  S.  296i 
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von  Agnes  bestellt  Sara  preist  nun  die  Macht  Christi, 
der  Tote  belebe,  ihr  Mann  aber,  ergrimmt,  hslt  sie  zwei 
Jahre  eingeschlossen,  bis  es  ihr  gelingt,  mit  ihrea  Kindern 
WBL  entfliehen,  als  ihr  Mann  verreist  Sie  lässt  sidi  taufen^ 
erhalt  den  Namen  Gertmd  und  wird  von  den  Christen, 
die  sie  als  sehr  reich  nnd  edel  kennen,  freudig  an|g^e- 
nommen.  Zwei  Söhne  nnd  eine  Tochter  folgen  ihrem 
Beispiele.  Sie  bleibt  in  der  Kölner  Diözese,  trifft  dort 
Agnes  und  erfahrt  von  ihr,  dass  sie  nicht  getötet  worden 
war,  obgleich  sie  drei  Wunden  erhalten  hatte.^) 

Wie  gross  die  Gefahr  für  den  weiteren  ge- 
sicherten Bestand  des  Christentums  damals 
geworden  war,  zeigen  vor  allem  die  mannigfachen 
üebertritte  von  Christen  zum  Judentum.  So  be- 
klagt sich  am  4.  März  1288  Papst  Gregor  IX.  bei  der 
deutschen  Geistlichkeit,  wie  Leute,  die  nur  dem  Namen 
nach  Christen  seien,  freiwillig  zu  den  Juden  gehen, 
sich  beschneiden  lassen  und  freiwillig  Juden  werden. 
Den  Konzübeschlüssen  entgegen  werden  den  „Lästerern 
des  Heilands^  öffentliche  Aemter  übertragen  und 
die  Juden  nützen  diese  aus,  um  gegen  die  Christen 
zu  wüten  und  sie  zu  Juden  zu  machen.^  So  wird  am 
8.  November  1264  der  Babbi  Abraham  aus  Augsburg, 
ein  zum  Judentum  übergetretener  Christ,  in  Weissen- 
burg  gefoltert  und  verbrannt,  weil  er  sich  an 
Heiligenbildern  vergriffen  hatte.^  So  werden  am 
80.  September  1270  in  Weissenburg  7  Christen  ver- 
brannt, welche  sich  zum  Judentum  bekehrt  hatten, 
darunter  ein  Babbi  Abraham,  ein  Proselyt  aus  Frank- 
reich, ein  einstiger  Barfüsserprior ,  und  ein  Babbi  Isak« 
ein  Proselyt  aus  Würz  bürg.*)  Im  Jahre  1263  findet 
eine  grosse  öffentliche  Disputation  über  die  Vor- 
züge des  Christentums  zwischen  Rabbinern  und 
christlichen  Gottesgelehrten  statt,  und  es  sind 
namentlich  die  damals  mächtig  aufblühenden  Prediger- 
mönche oder  Dominikaner,  welche  in  eifriger  Arbeit 
mit  dem  Talmud  in  der  Hand  den  Juden  die  Ver- 
werflichkeit der  darin  enthaltenen  Anschauungen 
darzulegen  suchen  und  den  Rabbinern  vorwerfen,  sie  ver- 
breiten die  Lehre,  dass  die  Juden  berechtigt  seien, 
die  Goim,  d.  h.  die  Angehörigen  anderer  Religions- 
gemeinschaften, zu  töten."^  Das  Vorgehen  der  Kirche 
in  dieser  Richtung  nimmt  denn  auch  damals  immer  schärfere 

*)  Thomas  von  Chantimprö,  Bach  der  Wander.   Qleiwitz  1875,  8. 88. 
Aronioi,  S.  27a 

•)  AroBioi,  Bemtten  tvr  Qeacbichle  der  Jaden,  S.  20^  968,  312. 
*)  Depping,  Jaden  Im  Mittelalter,  8.  299  f. 
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Foniifi&  an,  iBdem  Papst  Gregor  IX.  (1227—1241)  das 
Lesen  des  Talmud  verbietet  und  befiehlt,  denselben 
aberall  zu  verbrennen,  wo  man  seiner  habhaft  werden 
k6nne.')  Im  Jahre  1288  werden  denn  auch  in  Paris  und 
in  Montpellier  die  Schriften  des  Maimonides  öffent- 
lich durch  den  Henker  verbrannt  *X  im  Jahre  1240  werden 
am  französischen  Hofe  grosse  Beligionsdisputa- 
tionen  abgehalten  und  im  Jahre  1242  in  Frankreich 
24  Wagen  mit  Tal  müden  öffenüich  verbrannt 

Wie  die  Kirche  einerseits  nach  Kräften  zu  verhindern 
suchte,  dassüebertritte  von  Christen  zum  Judentum 
stattfiftuden,  so  sah  sie  andererseits  mit  grosser  Strenge 
darauf,  dass  diejenigen  Juden,  welche  die  Taufe  ange- 
nommen und  sich  zum  Christentum  bekehrt  hatten,  auch 
bei  diesem  verblieben.  So  bestimmt  das  lateranische  Konzil 
am  30.  November  1215,  da  es  mannigfach  vorgekommen  sei, 
dass  getaufte  Juden  Einzelnes  von  ihren  alten  Glaubens- 
braachen  beibehalten,  sollen  die  Geistlicben  darauf  achten, 
dass  diess  nicht  mehr  vorkomme,  da  wer  sich  freiwillig 
dem  Christentum  zuwende,  durch  heilsamen  Zwang 
dabei  festgehalten  werden  müsse.  ^^)    Was  man  durch 
ehrliche   üeberzeugung ,   Belehrung  und   gutes  Beispiel 
nicht  erreichen  konnte,  weil  es  dazu  leider  vielen  christ- 
lichen Elementen  am  eigenen  sittlichen  Halt  und  am 
eigenen  Glauben  gebrach,  das  suchte  man  jetzt  durch 
äusseren  Zwang  zu  Stande  zu  bringen.  Wieim  JaJurel229 
der  ehrliche  Freidank  in  seinem  Gedichte  „Bescheidenheit^ 
über  die  üngläubigkeit  der  Juden  klagt,  welche  be- 
zweifeln,   dass    eine  Jungfrau   (Magd)   den    Heiland 
geboren   habe  und  dass  es   einen   dreieinigen  Gott 
gebe,  so  finden  wir,  wie  am  80.  September  1270  in  Weis- 
senburg  ein  Jude  ausWiirzburg  gerädert  und  zwei 
weitere  Juden  und  eine  Jüdin  verbrannt  werden,  weil 
&ie  sich  nicht  bekehren  wollen.*^)  Man  hetzt  gegen  die 
Juden,  wie  man  kann,  und  sagt  ihnen  die  schändfichsten 
Lästerungen  des  christlichen  Glaubens  nach   und   es  ist 
wohl  glaublich,  dass  derlei  Dinge,  wie  sie  die  Chroniken 
erzählen,  bei   der  gegenseitigen  Erregtheit  damals 
auch  thatsächlich  vorgekommen  sind.    So  gibt  es  um  die 
Jahre  1289 — 1270  in  Köln  einen  grossen  Aufruhr  wegen 

*)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  156. 

*)  Rabbi  Moses  Ben  Maimun,  der  bedeutendste  jüdische  Gelehrte 
des  Mittelalters,  geboren  am  80.  Mftrs  1185  in  Gordova,  siedelte  1160 
nach  Fes  und  1165  nach  Fostat(Altlcairo)  Ober  und  gl&nste  vor  allem 
^orch  seine  miUhematischea,  astronomischen  und  ärstlichen  Kennt- 
nsM,  aber  auch  durch  seine  Kenntnis  der  jüdischen,  arabischen  und 
griechischen  Philoeophie. 

^*)  AroniuB,  Begesten  inr  Geschichte  der  Juden,  8.176,109,812,815. 
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Reliqulenschindung.  Ein  Christ  hatte  dort  ein 
Haas  in  der  Jadengasse  erworben  and  es  an  einen  neu 
hereingezogenen  Weber  yermietet.  Da  diesem  der  Weg 
in  die  Kirche  za  weit  war,  liess  er  ein  Bild  des  Ge- 
kreazigten  and  za  beiden  Seiten  desselben  Bilder  der 
Maria  and  des  Johannes  an  die  Wand  malen  and  darch 
einen  Vorhang  and  ein  Thnrchen  vor  zudringlichen  Bücken 
and  Berührungen  schützen.  Als  er  nun  das  Haas  nach 
Jahresfrist  wieder  verlässt  and  ein  Jade  hineinzieht 
bleiben  die  Bilder  dort  and  es  entsteht  das  Gtorede,  die 
Jaden  haben  beim  Einweihangsschmanse  dieselben  mit 
Wort  and  That  geschmäht,  wobei  sich  namentlich  die 
Jadenweiber  beteiligt  haben  sollten.  Ein  Jade  habe  dem 
Heiland  ein  Messer  an  der  Stelle  in  die  Seite  gestossen, 
wo  die  Lanze  Christas  durchbohrt  habe,  und  es  sei  darauf 
Blut  aus  der  Wunde  geflossen.  Die  Juden  erschrecken, 
die  Sache  wird  bekannt,  man  stürmt  das  Haus,  die  Juden 
werden  verhaftet,  ihr  Vermögen  beschlagnahmt,  einige 
lassen  sich  taufen,  andere  werden  umgebracht,  der  S^t 
flieht  Das  Haus  aber  wird  in  ein  KircUein  mit  dem 
wunderthätigen  Bilde  verwandelt") 

Ein  weiterer  ähnlicher  Vorfall  wird  vom  Jahre  1243 
gemeldet  Die  Juden  zu  Belitz  verschafTen  sich  durch 
Bestechung  einer  Magd  eine  Hostie,  die  sie  „znr 
Schande  und  Unehre  des  Heilands  martern,  hauen,  stechen 
und  verunehren^,  worauf  Blut  herausfliesst  Da  geben  die 
Juden  erschrocken  der  Magd  die  Hostie  zurück  und  be- 
stechen sie,  zu  schweigen  und  die  Hostie  bei  sich  unter 
dem  Dache  zu  verstecken.  Aber  brennende  Lichter  ver- 
raten bei  Nacht  den  Ort  des  Heiligtums,  die  Sache  wird 
entdeckt  und  die  Juden  werden  verbrannt")  Ein  anderer 
ähnlicher  Vorgang  spielt  in  England.  Im  Jahre  1255 
verbreitet  sich  in  Lincoln  das  Gerede,  man  habe  ein 
vermisstes  Eind  in  einer  tiefen  Grube  aufgefunden  und 
es  sei  von  den  Juden  in  dieselbe  geworfen  worden,  wefl 
es  in  der  Judengasse  Lieder  zu  Ehren  der  heiligen 
Jungfrau  gesungen  habe.  Es  entsteht  infolge  dessen  ein 
Judenkrawall  und  die  dortigen  Juden  werden  aus- 
gewiesen und  wenden  sich  nach  Frankreich.^^ 

Wie  sehr  die  Erregung  gegen  die  Juden  damals  sich 
gesteigert  hatte,  ersieht  man  aus  den  schweren  Strafen, 
welche  auf  der  Ermordung  oder  Verletzung  von 
Juden  standen.  Während  noch  um  das  Jahr  906  ein 
Konzil  in  Mainz  einfach  bestimmt,  wer  aus  Hass  einen 


")  AromuB,  Begesten  snr  Geachichte  der  Juden,  8.  815,  982.  52. 
^)  DeppiBg,  Jndflii  im  Mittelaltttr,  8.  170  t 
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Juden  oder  Heiden  töte,   solle  als  Mörder  bestraft 

werden^'),  ^^  ^^^  ^  ^^^  Jahren  1030 — 1056  unter  Kaiser 
Heinrich  IQ.  der  Mörder  eines  Juden  namens  Vivus  durch 
Abhauen  der  rechten  Hand  und  Blendung  bestraft^^ 
und  das  österreichische  Jadenrecht  vom  Jahre  1244 
enthält  eine  zunehmende  Beihe  von  Bestimmungen  Ober 
die  Verletzung  von  Juden.  Schlägt  ein  Christ  einen 
Jaden,  ohne  dassBlut  fliesst,  so  hat  er  dem  Herzog 
4  Mark  Silber  zu  zahlen;  kann  er  nicht  ziüilen,  so  wird 
ihm  die  Hand  abgehauen.  Verwundet  ein  Christ 
einen  Juden,  so  ÜA  er  dem  Herzog  12  Mark  G^old,  dem 
Juden  12  Mark  Silber  und  die  Kurkosten  zu  zahlen. 
Tötet  ein  Christ  einen  Juden,  so  ist  er  als  Mörder 
nach  Gebühr  zu  strafen  und  seine  ganze  fahrende 
and  liegende  Habe  fällt  dem  Herzog  zu.  Wird  ein 
Jude  heimlich  ermordet,  ohne  dass  der  Mörder  durch 
Zeugen  ermittelt  werden  kann,  so  will  der  Herzog,  falls  das 
Gericht  durch  die  Untersuchung  zu  einem  bestimmten 
Verdacht  gelangt,  den  Juden  gegen  den  Verdächtigen 
beistehen.  Spottet  ein  Christ  über  die  Judenschulen, 
so  hat  er  dem  Judenrichter  2  Pftind  zu  bezahlen. ^^)  Ver- 
wüstet ein  Christ  den  Judenkirchhof,  so  wird  er 
zum  Tode  verurteilt  und  sein  Vermögen  vom  Herzog 
eingezogen.  Thut  ein  Christ  einer  Jüdin  Gewalt  an, 
so  soll  ilun  die  Hand  abgehauen  werden.'^  Auch  in 
Böhmen  wird  im  Jahre  1254  von  König  Ottokar  ü., 
Markgraf  von  Mähren,  der  Schutz  bekannt  gegeben, 
den  Papst  Innocenz  IV.  den  Juden  gegen  die  falschen 
Anschuldigungen  und  gehässigen  Anfälle  von 
Fanatikern  habe  angedeihen  lassen,  und  es  werden  hohe 
Geldstrafen  gegen  alle  festgesetzt,  welche  den  Gottes- 
dienst in  den  Synagogen  stören  oder  Gewaltthätig* 
keiten  gegen  die  Juden  begehen.  Als  Räuber  soll 
bestraft  werden,  wer  einen  Juden  tötet  oder  ein  Juden- 
kind raubt.'^)  So  bestimmt  femer  das  Prager  Stadtrecht 
vom  Jahre  1269,  wenn  ein  Christ  einen  Juden  erschlage, 
solle  er  wegen  Erschlagung  eines  königlichen  Kammer- 
knechts ^^  bestraft  werden.^") 

^*)  Aionius,  Begesten  zur  Geschichte  der  Joden,  S.  66,  288  f.,  811. 

^)  Man  denke  an  den  alten  VolkBaoadruck:  ,,Da  geht  es  xa,  wie  in 
der  Jndenachnle.** 

»)  Depping,  Jndeo  im  Mittelalter.  S.  196. 

^*)  Nicht  nur  die  Jaden  sind  Kammerknechte,  es  gibt  auch  noch 
andere  K«mmerknechte.  Königlkher  Kammerknecht  ist  jeder  freie 
Angestellte  der  Beichsregiernng;  die  Stellang  entspricht  also  etwa  dem 
hentlgen  Sabalternbeamten,  während  der  Amtmann  (minister)  dem 
kfthern  BeMiten  der  heotigen  Zek  entsprach.  War  der  betreffende 
Sabaltembeamte  von  edler  Gebart,  so  hiess  er  Edelknecht 
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Ein  weiteres  Mittel  der  Kirche,  die  Christen  von 
den  Jaden  abzusondern,  ist  das  immw  strenger  durch- 
geführte Verbot  des  geschlechtlichen  Verkehrs 
zwischen  Christen  und  Juden.  Welche  Dinge  in  dieser 
Beziehung  gerade  im  13.  Jahrhundert  vorkamen,  beweisen 
mannigfache  Nachrichten.  So  wird  am  9.  Februar  1267 
im  Erzbistum  Gnesen-Posen  bestimmt,  wenn  ein  Jude 
Unzucht  mit  einer  Christin  treibe,  solle  er  in  strenger 
Haft  gehalten  werden,  bis  er  10  Mark  Strafe  erlegt  habe: 
die  Christin  aber  solle  durch  die  Stadt  gepeitscht 
und  auf  ewige  Zeit  daraus  vertrieben  werden.  So 
bestimmt  das  Prag  er  Stadtrecht  vom  Jahre  1269,  wenn 
ein  Jude  bei  einer  ledigen  Christin  auf  frischer  That 
ertappt  werde,  solle  es  ihn  Haut  und  Haar  kosten,  die 
Christin  aber  solle  dem  geistlichen  Gerichte  überantwortet 
werden.  Werde  ein  Jude  aber  bei  einer  verheirateten 
Christin  auf  frischer  That  ertappt,  so  solle  er  an  der 
Wegscheide  gepfählt  und  sein  Vermögen  vom  Ge- 
richt eingezogen  werden.^'')  So  bestimmt  das  Iglauer 
Stadtrecht  vom  Anfang  des  14.  Jahrhunderts,  wenn  ein 
Jude  beim  Ehebruch  mit  einer  Christin  ertappt  und 
durch  zwei  Männer  überfuhrt  werde,  sollen  beide  lebendig 
begraben  werden,  ebenso  wenn  ein  Christ  beim  Ehebruch 
mit  einer  Jüdin  ertappt  und  von  einem  Christen  und  zwei 
Juden  überführt  werde.  So  wird  im  Jahre  1221  eine 
Jüdin  in  Worms  von  einem  Geistlichen  verführt 
Dieser  spielt  die  Rolle  des  Engels  und  erklärt  den  Eltern. 
das  sei  der  Messias.  Viele  Juden  strömen  infolge  dessen 
in  das  Haus,  um  denselben  zubegrüssen,  sind  aber  sehr 
enttäuscht,  als  ein  Mädchen  zur  Welt  kommt ^^ 

Man  muss  sich  zur  richtigen  Beurteilung  derartiger 
Vorkommnisse  der  gespannten  Erwartung  völlig  klar  sein, 
mit  welcher  gerade  in  jenen  Tagen  ernstester  Verhältnisse 
zahlreiche  Juden  dem  Erscheinen  ihres  Erlösers  ent- 
gegensehen. So  waren  z.  B.,  als  im  Jahre  1198  sich  14  Tage 
lang  nach  Sonnenuntergang  ein  Stern  von  besonderer 
Grösse  zeigte  und  mit  seinem  Glänze  wie  eine  Feuerkugel 
den  Himmel  erleuchtete,  viele  Juden  überzeugt,  dass  diess 
ein  Zeichen  für  das  Kommen  des  Messias  sei.  So  ver- 
kaufen im  Jahre  1285  in  Prag  die  Juden  ihre  Habe, 
rüsten  sich  und  verlassen  die  Stadt,  weil  sie  hebräische 
Briefe  erhalten  haben,  der  Messias  komme,  und  als  im 
Jahre  1241  die  Tataren  in  Europa  einfallen,  halten 
namentlich  die  deutschen  Juden  dieselben  für  Nach- 
kommen   der    jüdischen    Stämme,    welche    zur   Zeit 

*l!i4^'®'**'**'  Regesten  «ur  Geschichte  der  Juden,  8.  802,  818,944, 
154,  211. 
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Alexanders  des  Grossen  in  den  Bergen  des  kas- 
pischen  Meers  eingeschlossen  worden.  Man  holtte 
desshalb,  jetzt  werde  die  Herrschaft  der  Jnden  über 
die  Welt  kommen  nnd  nnterstütste  die  Tartaren  mit 
Wein,  Waffen  nnd  Getreide,  indem  man  den  Behörden 
erklärte,  die  betreffenden  Fässer  enthalten  vergifteten 
Wein  für  die  Feinde,  welche  diesen  als  Eoscherwein 
bestellt  hatten.  So  erhielten  die  Jnden  anch  noch  Zoll- 
freiheit. Der  Verrat  wurde  aber  entdeckt  nnd  die 
Jaden  teils  mit  ewigem  Gefängnis  teils  mit  dem  Tode 
bestraft  So  schreibt  im  Jahre  1241  der  Landgraf  Heinrich 
Yon  Thüringen  ausdrücklich  dem  Herzog  Heinrich  von 
Brabant  nnd  Löwen,  die  Mongolen  bringen  nicht  nnr 
die  Christen,  sondern  anch  die  Heiden  nnd  Jnden 
am,  damit  die  Juden  von  ihrem  Messiaswahne  befreit 
werden.  *•) 

Wie   diese  alten  Verbote  des  geschlechtlichen  Ver- 
kehrs zwischen  Juden  und  Christen,  so  werden  jetzt  dem 
allgemeinen  Zuge   der  Zeit  nach   ständischer   Glie- 
derung entsprechend  auch  die  alten  seither  vielfach  in 
Abgang    gekommenen    Kleidervorschriften    bei    den 
Jaden  wieder  strenger  durchgeftkhrt,  was  sich  schon  im 
Interesse  besserer  Sicherheit  der  Juden  empfahl.   So 
bestimmt  das  lateranische  Konzil  vom  30.  November  1215, 
dass  in  allen  Ländern,  in  denen  sich  die  Christen  nicht 
durch   die   Tracht   von   den   Juden   und   Sarazenen 
onterscheiden,  diess  künftig  den  Geboten  des  Moses  ent- 
sprechend   durchgeftthrt    werden   solle,    da    sonst    durch 
hrrtam  Verkehr  zwischen  Christen  und  Jüdinnen  oder 
Sarazeninnen  und   umgekehrt  stattfinden  könnte.     So 
beklagt  sich  am  4.  März  1288  Papst  Gregor  IX.  bei  der 
deatschen  Geistlichkeit,  dass  trotz  der  Konzilvorschrift, 
nach  welcher  die  Juden  beider   Geschlechter   in  allen 
Christenländem  eine  besondere  Kleidung  tragen  sollten, 
dieselbe    in  einigen   Gegenden    Deutschlands    von 
den  Behörden  einfach  nicht  durchgeführt  werde.    Es  sei 
unwürdig  für  den  Christen,  sich  durch  den  Verkehr 
mit  den  Ungläubigen  zu  beflecken.    Die  Folge  ist  denn 
anch    ein    entschiedenes    Einschreiten    der    deutschen 
Eirchenbehörden  in  der  Sache.  So  bestimmt  im  Jahre  1259 
ein  Provinzisü&onzil  des  Erzbistums  Mainz  in  Fritzlar, 
die  Juden  sollen  binnen  zwei  Monaten  überall  wieder  die 
alten  Abzeichen   und  eine  besondere  Tracht  annehmen, 
damit  man  sie  deutlich  von  den  Christen   unterscheiden 
könne.  Am  14.  März  1254  beklagt  sich  Papst  Innocenz  IV. 

^  AronioB,  Becesten  cor  Geschichte  der  Juden,  S.  227  U  202,  271, 

254  f  — »      ■ 
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beim  Bischof  von  Eonstanz,  dass  d^i  kirchlichen  Ge- 
boten entgegen  in  dessen  Stadt  und  Diösese,  (m  der 
auch  die  Stadt  Ulm  gehört),  die  Jnden  keine  Jnaenab- 
zeichen  mehr  tragen,  was  doch  nötig  sei,  damit  kein 
sträflicher  Verkehr  derselben  mit  Christinnen  statt- 
finde nnd  sich  niemand  mit  Irrtum  entschuldigen  könne. 
Der  Papst  fordert  desshalb  den  Bischof  anf,  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Jaden  künftig  wieder  ihre  Abzeichen 
tragen  und  keinen  Verkehr  mit  Christinnen  haben.  So 
wird  am  9.  Februar  1267  im  Erzbistum  Gnesen-Polen 
bestimmt,  die  Juden  sollen  bei  GMdstrafe  den  ge- 
hörnten Hut,  den  sie  auch  in  Polen  früher  getragen 
und  lediglich  aus  Dreistigkeit  abgelegt  haben,  wieder 
annehmen,  damit  man  sie  deutlich  von  den  Christen 
unterscheiden  könne.**) 

Nicht  minder  scharf  zeigt  sich  das  Vorgehen  der  Kirche 
gegen  die  Juden  in  den  Vorschriften,  welche  den  Juden 
eine  bessere  Rflcksichtnahme  auf  die  kirchlichen 
Feste  der  Christen  auferlegen,  als  diese  seither  einzu- 
halten gewohnt  waren.  So  bestimmt  das  lateranische  Konzil 
Yom  30.  November  1215,  die  Juden  sollen  sich  künftig  in 
der  Charwoche  nicht  mehr  öffentlich  zeigen  dürfen,  da 
es  mannigfach  vorgekommen  sei,  dass  einige  derselben  an 
diesen  Tagen  bunt  geputzt  einhergegangen  und  dadurch 
die  in  Trauer  versetzten  Christen  verspottet  haben.  Es 
müsse    als    „Schmähung    des    Erlösers^    angesehen 
werden,  wenn  ein  Jude  in  der  Charwoche  sich  öffentlich 
zeige.    Von  den  Regierungen  wird  desshalb  verlangt^ 
dass  sie  solche  Juden  gebührend  bestrafen,  damit  sie  es 
in  Zukunft  nicht  mehr  wagen,  den  Gekreuzigten  in 
Gegenwart  von  Christen  zu  schmähen.     So  be- 
stimmt das  Mainzer  Provinzialkonzil  in  Fritzlar  im 
Jahre  1259,  kein  Jude  solle  sich  künftig  bei  Strafe  von 
1  Mark  Silber  am  Charfreitag  auf  der  Strasse  oder 
an  der  Hausthüre  oder  am  Fenster  zeigen.    So  wird 
am  9.  Februar  1267   im  Erzbistum  Gnesen-Polen  be- 
stimmt,  damit  nicht  die   Christen   von   dem   Unglauben 
und   den  schlechten   Sitten  der  unter  ihnen  wofiienden 
Juden  ergriffen  werden,    zumal   da  das  Christentum  in 
Jenen  Gebieten  noch  eine  junge  Pflanzung  sei,  sollen  die 
in  der  Diözese  wohnenden  Juden    nicht  vermischt 
unter  den  Christen  wohnen,  sondern  in  einem  ab- 
gesonderten Teile    der  Stadt   oder   des  Dorfs    ihre 
Häuser  eines  neben  dem  andern  haben  und  zwar  so,  dass 
das  Judenviertel  von  den  gemeinsamen  Wohnungen  der 


^*)  AroDiiiB,  Eegestan  rar  Geschichte  der  Jaden,  8. 80%  176, 271, 801  i 
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Christan  durch  einen  Zann,  eine  Mauer  oder  einen  Graben 
getrennt  seL  Der  Bischof  und  die  Landearegierung 
sollen  deeshalb  Christen  und  Juden,  deren  Häuser  durchein- 
ander stehen,  durch  geeignete  Mittel  zum  Verkauf  oder  Aus- 
tansch  derselben  nach  dem  Schiedssprüche  ehrlicher  Männer 
zwingen.  Sollte  diese  Sonderung  nicht  bis  zum  nächsten 
Johannis  der  Täuferfeste  durchgefthrt  sein,  so  sollten  der 
Bischof  und  der  Landesherr  von  der  Kirche  ausgeschlossen 
werden,  falls  sie  nicht  gegen  die  Widerstrebenden  mit 
aller  Strenge  eingeschritten  waren.  Inzwischen  aber  sollten 
die  Juden,  wenn  man  das  Allerheiligste  an  ihren  Häusern 
yorftbertrug,  sich  beim  ersten  Tone  des  Glöckchens  in  ihre 
Hauser  zurückziehen  und  Fenster  und  Thfiren  yerschliessen. 
Nach  Durchfuhrung  der  Sonderung  aber  sollten  die  Juden 
in  jeder  Stadt  und  in  jedem  Dorfe  nur  noch  eine  Synagoge 
haben. *^  So  bestimmt  das  Iglauer  Judenrecht  vom 
Anfang  des  14  Jahrhunderts,  am  Charfreitag  solle  kein 
Jude  den  ganzen  Tag  über  mit  Christen  verkehren.'^) 

Von  Interesse  für  die  allgemeine  Stellung  der 
Juden  im  13.  Jahrhundert  sind  unter  anderem  die  in 
den  Predigten  des  Bruders  Berthold  von  Begensburg 
(125&--1272)  enthaltenen  Stellen  über  die  Juden.  Berthold 
zeigt  in  diesen  Schilderungen  den  Juden  gegenüber  eine  da- 
mals nicht  mehr  gewöhnliche  Milde.  Wohl  sagt  er,  die  Juden, 
Heiden  und  Ketzer  seien  dem  Teufel  yerfallen  und  Gott  nicht 
wohlgeßllig,  er  nennt  die  Juden  Stinker,  Räuber  und  Diebe, 
?or  denen  das  Reich  und  die  Landesregierungen  die 
Christenheit  viel  besser  schützen  sollten;  er  gebraucht 
Gegensätze  wie  „ein  Christ  dem  Namen  nach,  ein  Jude 
an  Werken.^  Wucherer  und  Jude  ist  ihm  gleichbe- 
dentend.  Dann  ist  es  sehr  charakteristisch,  wenn  er  den 
Jndenfrauen  ihre  Putzsucht  Torwirft,  wie  sie  mit  ihren 
gelben  Bändern  und  Schleiern  prunken,  und  meint, 
solche  Dinge  sollten  nur  Jüdinnen,  Dirnen  und  die  Zn- 
kälterinnen  der  Geistlichen  tragen.  Wenn  man  die  Juden 
unter  den  Christen  dulde,  so  geschdie  das  seitens  der  Kirche 
einmal,  um  die  Juden  an  die  Marterung  Christi  zu  mahnen, 
dann  aber,  weil  alle  Menschen,  welche  den  Antichristen  über- 
leben, vor  dem  jüngsten  Tage  Christen  werden.  Würden  es 
aber  der  Juden  so  viele,  dass  sie  die  Oberhand  über  die 
Christen  gewinnen,  so  solle  man  sich  ihrer  erwehren  wie  der 
Heiden.  Dann  sucht  Berthold  in  seinen  Zuhörern  die  An- 
banglidikeit  an  den  rechten  Christenglauben  zu  stärken, 
indem  er  alle  Christen  warnt,  sich  nicht  durch  die 
Reden  der  Juden  in  ihrem  Glauben  wankend  machen 


*^  Afoniiit,  Begestan  rar  Geiehidite  der  Jaden,  8. 801f.,  244,  819  f. 
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zu  lassen,  er  erinnert  an  das  Gebot  der  Kirche,  nach  dem 
nngelehrte  Leute  nicht  mit  Jaden  über  Glanbensdinge 
streiten  sollten;  das  sollen  sie  den  aaserwählten  Meistern 
überlassen ,  denn  die  Jaden  seien  in  der  heiligen  Schrift  gar 
wohl  bewandert  and  haben  einen  fdnen  Plan  erdacht,  wie 
sie  die  Christen  in  ihrem  Glauben  erschüttern  können. 
Den  Juden  müsse  Terboten  werden,  Ton  ihrem  Glauben 
öffentlich  oder  heimlich  zu  reden  und  kein  ordentlicher  Christ 
sollte  im  gleichen  Hause  mit  einem  Juden  wohnen 
oder  mit  ihm  speisen.  Daneben  anerkennt  aber  Berthold 
auch  voll  und  ganz  die  mancherlei  Vorzüge  der  Judea 
Er  rühmt,  wie  die  Juden  ehrerbietig  gegen  ihre  Eltern 
seien,  wie  sie  ihre  kirchlichen  Feiertage  und  Tagesgebete 
meist  vid  besser  einhalten  als  die  Christen,  wie  ihre  Ehen 
meist  ein  Muster  von  Zucht  und  Massigkeit  seien.  Wenn 
es  die  Kinder,  die  vor  der  Taufe  sterben,  in  der  Hölle  am 
besten  haben,  so  nimmt  er  dabei  die  Judenkinder  nicht 
aus,  denn,  sagt  er,  der  Christ  dürfe  niemand  betrügen,  auch 
keinen  Jaden  oder  Räuber;  man  könne  Gott  in  dem  Vieh 
beleidigen,  wievielmehr  in  Juden  und  Heiden,  die  doch  auch 
nach  Gottes  Ebenbild  geschaffen  seien,  desshalb  solle  die 
Obrigkeit  auch  die  Juden  an  Leib  und  Gut  schützen  wie 
sie  die  Christen  schütze.  Wenn  darum  Schüler  oder  thörichte 
junge  Leute  einen  Judenjungen  oder  auch  ältere  christliche 
Personen  einen  alten  Juden  zum  Spotte  ins  Wasser  stossen, 
um  ihn  gegen  seinen  Willen  zu  taufen,  so  sei  ein  solches 
unwürdiges  Gebahren  zu  tadeln.  Erwähnung  verdient  endlich 
noch  die  Nachricht,  dass  nicht  alle  Juden  in  ihrem 
Glauben  übereinstimmen,  sondern  dass  sie  vielerlei 
Glauben  haben. '^) 

Erneute  Bedeutung  erlangt  endlich  seit  dem  Voxgehen 
der  Kirche  gegen  die  Juden  die  strenge  Aufsicht  über 
das  von  den  Juden  aus  rituellen  Gründen  nicht  verzehrte 
und  desshalb  an  Christen  abzugebende  SchlachtfleiscL 
So  werden  am  16.  November  1256  in  Landshut  meist  auf 
den  Verkehr  mit  Lebensmittel  bezügliche  Bestimmungen  ge- 
troffen, wobei  unter  anderem  bestimmt  wird,  dass  das  Fleisch 
von  kranken  Tieren  und  das  von  den  Juden  verkaufte 
Fleisch  7  Fuss  von  den  christlichen  Schlächterbänken  weg 
an  besonderem  Orte  verkauft  werden  solle.  Uebertreter  zahlen 
5  Pfd.  und  werden  10  Jahre  von  den  Bänken  ausgeschlossen.'^) 
So  wird  am  9.  Februar  1267  vom  ^zbistum  Gnesen  bei 
Strafe  des  Eirchenausschlusses  allen  Christen  verboteiii 
Fleisch  oder  andere  Lebensmittel  von  den  Juden  zu 
kaufen,  damit  nicht  diese  die  Qiristen,  weil  sie  diese  für 


»)  Aronini,  BegeHen  tw  GeMhiehte  der  Jndfln,  8.  816|  di9f.,  268. 
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ihre  Feinde  halten,  bei  dieser  Gelegenheit  hinterlistig 
vergiften.  Aach  die  Schlachtgebiihren  der  Juden 
werden  um  jene  Zeit  mannigfieu^  neugeordnet,  wobei  eine 
Erhöhung  derselben  unter  dem  sun^menden  Druck  der 
erstarkenden  Handwerkerbewegung  stattgefunden  zu  haben 
scheint  So  einigen  sich  am  13.  Mai  1237  die  Metzger 
Ton  Tuln  über  «ine  Handwerksordnung,  welche  unter 
anderem  bestimmt,  wenn  ein  Metzger  einen  Odisen  für  1  Pfd. 
Goldes  kanid,  so  solle  der  Jude  für  das  Schächten  24  Denare 
haar  bezahlen;  fiir  das  Schächten  von  Vieh,  welches  für 
6  Soldi  gdokuft  wird,  hat  der  Jude  16  Denare  Schächtgebühr 
za  entriditen;  für  ein  Vieh  im  Werte  tou  einem  halben 
Pfimd  beträgt  die  Schächtgebühr  12  Denare.  Kleineres  Vidi, 
sog.  Elauenvieh,  zahlt  zwei  Denare  Schächtlohn,  ein  Lamm 
zahlt  einen  Denar.  "^ 

Eng  zusammen  mit  den  Judentaufen  hängen  die  Ver- 
folgungen der  Juden  wegen  des  ihnen  zur  Last  gelegten 
Blutglaubens.  Der  Blutaberglaube,  d.  h.  der  Glaube,  dass 
der  Genuss  Ton  Menschen-  oder  Tierblut  imstande  sei, 
als  Mittel  gegen  gewisse  gefährliche  Krankheiten  zu 
dienen,  ist  bäanntlich  uralt  Wir  erinnern  an  die  Sage  vom 
armen  Heinrich,  wie  sie  uns  der  schwäbische  Dichter 
Hartmann  von  Owen  erzählt,  Ton  jenem  reichen  Kranken, 
dem  sich  ein  armes  Mädchen  opfern  will,  indem  sie  sich  aus 
freiem  Vorsatze  bereit  erklärt,  sich  Tom  Arzte  bei  lebendigem 
Ldbe  zerschneiden  und  das  Blut  abzapfen  zu  lassen,  eine 
Geschidite,  welche  bekanntlich  damit  in  befiriedigendster 
Wdse  endet,  dass  der  betreffende  Kranke  das  arme  Mädchen 
noch  rechtzeitig  aus  den  Klauen  des  Arztes  vom  Sedertische 
rettet  und  heiratet,  und  bei  der  nicht  ausgeschlossen  ist, 
dass  der  blutgläubige  Arzt  ein  Jude  war.  JedenfedlB  war 
die  Ansicht,  dass  die  Juden  zeitweise  Menschenblut 
gemessen,  im  Mittelalter  allgemein  verbreitet  So  wird 
schon  vom  Jahre  169  vor  Christas  erzählt,  als  König 
Antiochus  Epiphanes  von  Syrien  den  Tempel  zu  Jeru- 
salem geplündert  habe,  sei  er  auf  ein  verborgenes  Gemach 
gestOBsen ,  in  weichem  ein  Grieche  auf  dem  Bette  gelegen  sei, 
der  den  König  um  Rettung  angefleht  habe,  da  er  in  den  Tempel 
gelockt  und  nicht  mehr  herausgelassen  worden  sei.  Auf 
dringendes  Bitten  hätten  ihm  die  Aufwärter  gesagt,  es  be- 
stehe bei  den  Juden  ein  geheimes  Gesetz,  das  ihnen 
gebiete,  jährlich  zu  einer  gewissen  Zeit  einen 
Menschen  zu  opfern.  Sie  suchten  daher  einen  Fremden 
m  ihre  Gewalt  zu  bekommen,  mästeten  diesen  bis  zur  be- 
stimmten Zeit,  führten  ihn  sodann  in  einen  Wald,  wo  sie  ihn 


^  Aroniai,  Begetten  aar  Geschichte  der  Jaden,  8.  221,  SOI. 
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opferten  und  etwas  Ton  seinem  Fieisofae  ässeD,  der  übr^ 
Körper  aber  werde  in  dne  Grabe  geworfen.  So  wird  im 
Jahre  419  in  dem  syrischen  Orte  Imnestar  zwischen 
Chalcis  undAntiochia  von  den  Juden  an  einem  Festtage 
ein  christlicher  Knabe  ans  Kreoz  geheftet  und  zu  Tode  ge- 
geisselt^  So  wird  am  Ende  des  6.  Jahrhunderts  dem  Juden 
Nasas  in  Sizilien  yorgeworfen,  er  opfere  dem  Elias 
GhristensklaTen,  so  erzählt  Thomas  Ton  Ghanümpre, 
die  Juden  losen  alle  Jahre  in  jedem  Lande,  welche  Stadt 
die  anderen  mit  Christen blut  zu  yersorgen  habe.  Die 
Juden  glauben,  sie  können  Ton  der  Marter  des  Aussatzes, 
die  sie  zur  Strafe  erdulden,  nur  durch  Christen  blut  be- 
freit werden,  sie  glauben,  sie  können  nur  dadurch  genesen.*^ 
Dieser  Glauben  nun  ist  es,  welcher  schon  seit  den 
ältesten  Zeiten,  namentlich  aber  in  den  Judenverfolgungen 
des  12.  und  18.  Jahrhunderts  eine  Bolle  von  zunehmender  Be- 
deutung spielt  So  wird  vom  Jahre  1071  erzählt,  mehrere  Juden 
aus  Blois  haben  während  des  Osterfestes  ein  Kind  gekreuzigt, 
den  Leichnam  aber  in  einen  Sack  gethan  und  in  die  Loire 
geworfen.  Nachdem  sie  dieses  Verbrechens  überfahrt  gewesen 
seien,  habe  sie  das  Gericht  der  Grafschaft  Chartres  zum 
Feuertode  yemrteilt  '^)  So  soll  im  Jahre  1144  während  des 
Osterfestes  zu  Norwich  der  zwöUg^^I^S®  heilige  Wilhelm  Ton 
den  dortigen  Juden  geknebelt,  an  den  Galgen  gehängt  und 
ihm  durch  eine  seitliche  Wunde  das  Blut  abgezapft  worden 
sein.  Die  Juden  haben  dann,  heisst  es  weiter,  den  Leichnam 
im  benachbarten  Walde  verbergen  wollen,  seien  aber  von 
dem  Flurwächter  überrascht  worden,  dem  jedoch  durch  die 
mit  Geld  bestochene  Obrigkeit  Schweigen  geboten 
worden  sei.  Nach  kurzer  Zeit  aber  sei  das  Verbrechen  dennoch 
ruchbar  geworden  und  bestraft  worden.'^  So  wird  Tom  Jahre  1 160 
berichtet,  dass  damals  die  Juden  von  Glocester  ein  Kind 
gekreuzigt  haben.'^  So  heisst  es,  im  Jahre  1179  sei  in  P en- 
teise (Pont-Isere)  am  25.  März  vor  dem  Osterfeste  der  heilige 
Robert  von  den  Juden  geschachtet  worden,  indem  die  Juden 
dem  Körper  des  Knalm  alles  Blut  entzogen  habeo.*^  So 
sollen  im  Jahre  1181  die  Juden  von  London  gegen  Ostern  ein 
Kind  namens  Rodbertus  in  der  Nahe  der  Kirche  des  h^gen 
Edmund  ermordet  haben  '*)  und  im  gleichen  Jahre  wird  erzählt, 
die  Juden  von  Braisne  haben  einen  von  ihnen  des  Dieb- 
stahls und  Mords  beschuldigten  Christen,  nachdem  sie  ihn 
vorher  unter  Geisseihieben  durch  die  Stadt  geschleppt  habra, 

Depiing,  Joden  im  Mittelalter.  8.  88. 
Aronios,  Etegesten  soi  Qeiehichte  der  Joden,  B.  807  f. 
Monomenta  Germ,  hist,  Script  Bd.  6,  8.  520. 
j  Acta  laoctorom,  Bd.  8.  8.  590,  620,  591. 
**)  Bobert  von  Toonay,  Rigordos  ond  OoÜSdomi  Armoiicag. 
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gokransigt  Ala  König  Philipp  Angiiat  von  Frankreich  hiervon 
Eiude  erhalten  habe,  aei  er  sofort  nach  Braisne  gekommen 
und  habe  znr  Strafe  achtzig  Juden  verbrennen  lassen.**)  So 
woide  am  29.  Juni  1280  in  Weissenburg  im  ELsass  ein 
Knabe«  der  heilige  Heinrich,  von  den  Juden  gemordet  So 
soll  im  Jahre  1225  eine  Frau  in  München,  vom  Gold  der 
Joden  verfuhrt,  ihrem  Nachbar  ein  kleines  Kind  gestohlen 
und  es  den  Juden  gebracht  haben,  welchem  diese  dann  das 
Blut  abgezapft  haben  sollen.  Bei  einem  zweiten  Versuch  ertappt, 
wurde  die  Unglückliche  dem  Gerichte  übergeben,  wo  sie  idles 
gestand,  worauf  140  Juden  zum  Feuertode  verurteilt  wurden. 
So  werden  an  Weihnaditen  1235  sieben  Juden  im  Schlosse 
SU  Westminster  in  Gegenwart  des  Königs  Heinrich  HL 
das  gleichen  Verbrechens  überführt  und  gestehen  vor  Gericht 
ein,  dass  sie  aus  Norwich  ein  Kind  gestohlen  und  dann 
beschnitten  haben,  um  es  zum  Osterfeste  loreuzigen  zu  können. 
Die  Schuldigen  wurden  ins  Gefängnis  geworfen.  Im  gleichen 
Jahre  wird  das  gleiche  Verbrechen  am  1.  Dezember  von  den 
Juden  in  Erfurt  begangen.  So  werden  vom  1.— 3.  Januar 
1235  in  Landa  an  der  Tauber  und  in  Tauberbischofs- 
heim einige  Judenhäuser  geplündert,  weil  ein  Christen- 
knabe ermordet  worden  war.  Acht  Juden  werden  vom 
Gericht  wegen  der  Sache  hingerichtet  und  die  Leichen  ver- 
biannt  Gewaltthätige  sind  über  uns  gekommen  mit  ihren 
Ränken,  melden  jüdische  Zeitgenossen,  mit  fremden  Kindern 
QireiGhen  sie  ihr  ersehntes  Ziel'*)  Am  28.  Dezember  1235 
werden  in  Fulda  32  Juden,  Männer  und  Frauen,  von  Kreuz- 
fahrern und  Bürgern  erschlagen.  Sie  hatten  gerichtlich 
gestanden,  am  Weihnachtstage  die  fünf  Knaben  eines  vor  der 
Stadt  wohnenden  Müllers,  während  dieser  mit  seiner  Frau  in 
der  Kirche  war,  getötet,  deren  Blut  in  in  Wachs  getränkten 
Beuteln  gesammelt  und  das  Haus  angezündet  zu  haben.  Die 
fünf  Leidien  werden  nach  Hagen  au  zu  Kaiser  Friedrich  H. 
Ton  Hohenstaufen  gebracht,  wo  infolge  davon  eine  grosse  Auf- 
regang  unter  der  Bevölkerung  entsteht  Der  Kaiser  aber 
meiste:  „Wenn  sie  tot  sind,  so  gehet  und  begrabet  sie;  zu 
etwas  anderem  taugen  sie  nicht^\  wies  die  Kläger  ab  und 
sprach  die  Fuldaer  Juden  frei,  ein  Erfolg,  der  durch 
grossartige  Geschenke  der  Juden  beim  kaiserlichen 
Hofe  erzielt  worden  sein  solL*^  Ein  weiteres  Beispiel  ist 
folgendes:  In  den  Jahren  1239 — 1270  wohnt  in  der  damals  sehr 
starken  Judengemeinde  in  St  Die  ein  Jude,  der  unter  seinen 
Stammesgenossen  als  grosser  Zauberer  gilt  Dieser  be- 
täubt seine  christliche  Dienerin  mit  einem  Trank  und 
schneidet  ihr  dann  einen  Körperteil  zu  unbekanntem  Zweck 

*2  Bigordus,  Hiitor.  GalL  ^   ^^^ 

*^  AxoDioB,  Begesten  znr  Qeschichte  der  Juden,  S.  306  ff.,  316. 
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ab.  Die  Sache  wird  aber  bekannt,  die  Dienerin  wird  rot  das 
G^cht  des  Hensogtoms  Lothringen  gebracht  nnd  der  Jude 
von  diesem  zum  Tode  verurteilt  Man  bindet  ihn  an 
den  Schwanz  eines  Pferds  nnd  sddeift  ihn  zum  GaJgen.  AIb 
er  hier  sagen  will,  warum  er  die  That  voUfaracht  habe^ 
hindert  ihn  der  Henker  am  Reden,  weil  die  anderen 
Juden  dem  Henker  Geld  dafiir  versprochen  haben, 
dass  er  ihn  nicht  reden  lässt  Man  hangt  ihn  an  den  FOssen 
auf^  nach  zwei  Tagen  kaufen  die  Juden  den  TAmKnAm  los 
und  begraben  ihn.^  Im  Jahre  1840  beschneiden  die  Juden 
zu  Norwich  ein  Christenkind  und  halten  es  in  der  AbsiGht, 
es  später  zu  kreuzigen,  im  Ghetto  unter  dem  Namen  Jumim 
verborgen.  Der  Vater  fand  nach  langem  Suchen  sein  Kind 
und  führte  beim  Bischof  Wilhelm  von  Bete  Klage.  Dieser 
liess  vier  des  Verbrechens  überführte  Juden  an  den  Cralgen 
hängen«")  So  werden  femer  am  5.  August  1243  in  Kitzingen 
in  BEiyem  mehrere  Juden  und  Jüdinnen,  wahrsdieinlich 
wegen  Blutgebrauchs  beim  Passahmahle,  gefoltert, 
hingeriditet  und  14  Tage  aufe  Bad  geflochten.  Dann  werden 
sie  auf  dem  Würzburger  Judenlorchhofe  beerdigt '^)  Ini 
Jahre  1244  wird  auf  dem  St  Benediktus-Gottesacker  zu  London 
der  Leichnam  eines  Knaben  gefunden,  der  Cahle  Spuren 
und  Bisse  sowie  an  mehreren  Stellen  hebräische  Schriftzeichen 
aufweist  Die  getauften  Juden,  zur  Erklärung  dieser  Zeichen 
gezwungen,  fanden  die  Namen  der  Eltern  des  Kinds  und 
lasen,  dass  es  ganz  jung  an  die  Juden  verkauft  worden  war. 
Zu  gleicher  Zeit  verliessen  die  angesehensten  Juden  heimlich 
die  Stadt") 

Eine  Stütze  gegen  diese  Verfolgungen  der  Juden 
wegen  Glaubensmords  finden  dieselben  bei  der 
römischen  Kirche.  So  bestimmt  der  Freiheitsbrief,  den 
am  22.  Oktober  1246  Papst  Innocenz  IV.  den  Juden  verleiht, 
niemand  solle  künftig  den  Juden  vorwerfen  dürfen,  dass  sie 
sich  für  ihren  Kultus  des  Menschenbluts  bedienen,  da 
ihnen  das  alte  Testament  die  Anwraidung  jeglichen  Blutos, 
vom  menschlichen  ganz  zu  schweigen,  verbiete,  und  da  in 
Fulda  und  mehreren  anderen  Orten  viele  Juden  wegen  eines 
soldien  Verdachts  getötet  worden  seien.  ^)  Am  5.  Juli  1247 
teilt  Papst  Innocenz  IV.  allen  Erzbischöfen  und  Bischöfen  in 
Deutschland  mit,  es  seien  bittere  Klagen  der  deutschen 
Juden  an  ihn  gekommen,  dass  einige  geistliche  und  welt- 
liche Fürsten  und  andere  Vornehme  und  Mächtige 
in  den  bischöflichen  Städten  und  Sprengein  gottlose 
Pläne  gegen  die  Juden  schmieden,  um  sie  in  unge- 
rechter Weise  ihrer  Habe  zu  berauben.  Man  beschuldige  sie 

*<>)  Aronius,  Regesten  zur  Geschichte  der  Joden,  S.  816,  282,  289. 
**)  Math&ti8  von  Parii,  Bd.  5,  S.  89  imd  519. 
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filBcUicli,  sie  haben  am  Osterfeste  das  Bens  eineB  getöteten 
Knaben  gemeinsam  yerzefart,  weil  sie  glauben,  das  Gesets 
sdueibe  dies  vor;  ihr  Gesetz  befehle  aber  gerade  das  Gegen- 
teil Femer  yerdächtige  man  sie  gleich  des  Mords,  wenn 
man  zofillig  irgendwo  eine  Leiche  finde.  Mit  solchen  Mährchen 
wüte  man  gegen  sie  nnd  beraabe  sie  ohne  Anklage,  Geständnis 
oder  üebeifühning  ihres  Eigentums  nnd  bedrücke  sie  durch 
Hnnger,  Haft  und  andere  Quälereien  so  sehr,  dass  die  Juden 
jetzt  schlimmer  daran  seien  als  ihre  Väter  unter  König 
Pharao  in  Aegypten,  und  gezwungen  seien,  aus  den  Orten, 
die  sie  und  üure  Voreltern  seit  unvordenklicher  Zeit 
bewohnt  haben,  elend  in  die  Verbannung  zu  ziehen* 
Da  nun  der  Papst  nicht  wolle,  dass  die  Juden,  deren  Be- 
kehrung der  Herr  in  seiner  Barmherzigkeit  erwarte,  unge- 
recht gequält  werden,  so  befehle  er  den  Bischöfen,  sie 
gegen  derartige  Angriffe  der  geistlichen  Fürsten  (Prälaten), 
Vornehmen  und  Mächtigen  mit  allen  Mitteln  der  Kirche  zu 
schützen.*^  Man  sieht  daraus,  es  sind  namentlidi  die  Aebte 
der  durch  die  zunehmende  wirtschaftliche  Macht  der 
Juden  geschädigten  Klöster,  welche  die  Leiter  und 
Veranstalter  der  damaligen  Judenhetze  bilden,  während 
die  bischöfliche  Weltgeistlichkeit  mit  den  Fürsten 
unter  Leitung  Roms  auf  der  Seite  der  Juden  steht 

Wie  wenig  Eindruck  freilich  dieses  Vorgehen  der 
Kirche  bei  der  nun  einmal  herrschenden  Missstimmung 
weitester  Beyölkerungsschichten  macht,  zeigen 
zahlreiche  Nachrichten.  So  berichtet  aus  dem  Jahre  1250 
eine  Chronik,  die  von  den  Juden  in  Saragossa  angenommene 
schändliche  Satzung,  dass  jeder,  der  ein  Christenkind  zur 
Opferung  abliefere,  von  allen  Abgaben  befreit  und  aller  Schulden 
ledig  w^en  solle,  sei  bei  dem  Juden  Moses  in  Albay-Huzet 
(Albajuoetto)  befolgt  worden,  der  im  Juni  1260  den  sieben- 
jährigen Dominikus  del  Val  den  Juden  zur  Kreuzigung 
überliefert  habe.*')  So  soll  im  gleichen  Jahre  zu  Oraona 
in  Kastilien  ein  jüdischer  Rabbiner  in  seinem  Hause  ein 
Christenkind  geopfert  haben.  ^)  So  wird  im  Jahre  1256  von 
Lincoln  in  England  berichtet,  es  sei  vor  dem  Peter-  und 
Panktage  der  achtjährige  heilige  Hugo  von  den  dortigen 
Juden  gestohlen,  versteckt  gehalten  und  später  gekreuzigt 
worden,  wobei  die  Juden  ihn  solange  mit  Ruthen  geschlagen 
haben,  bis  er  fast  das  ganze  Blut  verloren  gehabt  habe. 
Neunzehn  Juden  wurden  langerichtet,  siebzig  andere  ins  Ge- 
fängnis gesetzt.'^)    So  heisst  es  vom  Jahre  1267,  die  Juden 

AroninB,  Bemten  zur  Qeschichte  der  Juden,  8.  242,  277. 
Act»  lanct  Bd.  6  des  Aug.,  8.  777—788. 
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von  London  haben,  um  ihr  Jahreaopfer  m  begehen,  ein 
Chrietenkind  geechlachtet  Im  Jahre  1260  werden  die  Jnden 
in  Weissenbnrg  beschnldigt,  einen  Knaben  getötet  za 
haben.*')  Im  Jahre  1263  legt  in  Schweinfnrt  die  eine  der 
beiden  einander  in  der  Stadt  befehdenden  Parteien 
das  Verschwinden  eines  siebeigährigen  Mädchens  den 
Jnden  zor  Last,  so  dass  der  Bürgermeister  nnr  mit  Mühe  me 
Judenverfolgung  verhindert  Man  behauptete  dann  später, 
die  Gegenpartei  habe  das  Kind  erschlagen.'*)  Im  Jahre  1264 
wird  von  Hersog  Boleslaus  von  Polen  auf  Grund  päpst- 
licher Verordnung  verboten,  künftig  die  Juden  anzuklagen, 
dass  sie  sich  des  Menschenbluts  bedienen,  da  ihnen  ja 
doch  durch  ihr  eigenes  Gesetz  untersagt  sei,  Blat 
zu  vergiessen.  WoUe  ein  Christ  einen  Juden  anklagen,  ein 
Christenkind  geschlachtet  zu  haben,  so  solle  er  die  ijiklage 
yor  einem  Gerichtshöfe  yon  8  christlichen  und  3  jüdischen 
Richtern  stellen  müssen.  Werde  yon  diesem  Gericht  der 
Jude  schuldig  befunden,  so  solle  er  nach  dem  Gesetz 
bestraft  werden,  werde  aber  seine  Unschuld  nachgewiesen, 
so  solle  den  Ankläger  diejenige  Strafe  treffen,  welche  dem 
Schuldigen  gebührt  hätte. '^ 

Besonders  stark  tritt  die  Beschuldigung  wegen 
Bitualmords  zur  Zeit  der  grossen  Judenkrawalle  am 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  hervor.  So  findet  man  unter 
König  Rudolf  yon  Habsburg  in  Bern  die  Leiche  eines 
erwürgten  Kinds.  Man  bemächtigt  sich  einiger  Juden, 
die  auf  der  Folter  gestehen,  einen  Ritualmord  begangen 
zu  haben,  worauf  sie  gerädert  werden;  die  anderen 
Juden  entfliehen  aus  der  Stadt  und  beschweren  sich  beim 
Reichsgericht,  worauf  dieses  die  Stadt  Bern  auffordert, 
die  Juden  ihre  Freistätte  ruhig  geniessen  zn 
lassen.  Bern  weigert  sich  aber,  worauf  der  König 
deswegen  gegen  die  Stadt  zu  Felde  zieht,  aber 
stirbt,  ohne  dieselbe  unterwerfen  zu  können,  und  erst  nach 
des  Königs  Tod  kommt  eine  Uebereinkunft  zwischen  der 
Stadt  Bern  und  den  Juden  zu  stände,  nach  der  sie  zu- 
rückkehren dürfen,  aber  als  Schadloshaltung  1000  Mark  an 
die  Stadtkammer  und  500  Mark  an  die  Kammer  der  Land- 
yogtei  Kyburg  bezahlen  müssen.'^)  So  soll  am  1.  Juli  1267 
ein  altes  Weib  in  Pforzheim  den  dortigen  Juden  ein 
elternloses  siebenjähriges  Mädchen  zum  Schlachten 
yerkauft  haben.  Die  Juden,  so  meldet  der  betreffende 
zeitgenössische  Bericht,  legen  dasselbe  auf  Linnen,  ver- 
wundete es  an  fast  allen  Gelenken  und  pressten  ihm  das 


**)  AronioB,  Regelten  rar  Geschichte  der  Juden,  8.  286,  806 
*')  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  194,  180  f. 
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Blnt  ans 9  das  sie  in  dem  Linnen  sammeln,  w&hrend  sie 
die  Leiche  mit  Steinen  beschwert  in  den  Flnss  werfen, 
wo  sie  Fischer,  dnrch  die  zom  Himmel  zeigende  Hand  des 
Leichnams  anficnerksam  geworden,  nach  drei  Tagen  finden. 
Als  der  Markgraf  yon  Baden  kommt,  nm  nach  der  Sache 
zu  sehen,  welche  zn  einem  Anfrnhr  f&hrt,  richtet  sich 
die  Leiche  anf  nnd  blntet  wieder.  Die  kleine  Tochter  des 
Weibs  y errat  die  Sache,  weil  Kinder  nnd  Trunkene  die 
Wahrheit  sagen,  worauf  die  jüdischen  Mörder  gerftdert 
und  mit  der  Alten  geh&ngt  werden,  nachdem  sich  zwei 
dersdben  vorher  gegenseitig  erwürgt  hatten,  am  den 
Schmerzen  der  Badstrafe  zn  entgehen.  Am  8.  April  1279 
hässt  €8  weit^,  haboi  die  angesehensten  Juden  von  London 
em  Ghristenkind  gekreuzigt;  sie  werden  des  Verbrechens  über- 
fuhrt und  gehängt'^  Ebenso  sollen  in  North ampton  die 
Joden  ein  Christmkind  unter  Qualen  gekreuzigt'*)  und  im 
Jahre  1282  soll  in  München  ein  im  Verrüfe  stehendes  Weib 
den  Juden  einen  Knaben  verkauft  und  diese  ihn  am  ganzen 
Körper  zerstochen  haben,  wie  auch  im  gleichen  Jahre  in 
Mainz  ein  Kind  durch  seine  Amme  den  dortigen  Juden 
aberliefert  und  von  ihnen  umgebracht  worden  sein  solL  Auch 
im  Jahre  1286  sollen  in  München  die  Juden  ein  Kind  ge- 
opfert haben.  Das  entrüstete  Volk  warf  in  das  Haus  der  Mörder 
dtti  Feuerbrand.  ^)  Femer  wird  vom  Jahre  1286  erzahlt, 
dass  damals  in  München  die  Juden  zwei  Knaben  gemartert 
haben,  worüber  das  Volk  so  sehr  in  Wut  geraten  sei,  dass  es 
180  Juden,  welche  in  die  hölzerne  Synagc^  zusammenge- 
sperrt waren,  durch  ringsum  angelegtes  Feuer  verbrannt  habe. 
Im  gleichen  Jahre  soll  im  Apnl  in  Oberwesel  am  Rhein 
der  vierzehnjährige  heilige  Werner  von  Juden  drei  Tage  hin- 
durch langsam  zu  Tode  gemartert  worden  sein.^^) 

Am  schlimmsten  freilich  geht  es  in  der  Schweiz  gegen 
die  Juden  los.  Im  Jahre  1287  wird  den  Juden  in  Bern 
vorgeworfen,  sie  haben  zu  Ostern  den  heiligen  Rudolf  geraubt, 
ihn  furchtbare  Qualen  erdulden  lassen  und  dem  Kinde  endlich 
den  Hals  abgeschnitten.  Die  Hauptschuldigen  wurden  ge- 
rädert, ihre  Mithelfer  ausgetrieben.  Der  Rat  der  Stadt  beschloss 
aus  diesem  Anlass,  künftig  keinen  Juden  mehr  in  seinen 
llauem  zu  dulden.^^  Ebenso  wird  im  Jahre  1289  von  einem 
ritaellen  Morde  in  Schwaben  erzählt,  wie  auch  im  Jahre  1292 
in  Konstanz  und  Colmar  Knaben  aus  ähnlichen  Gründen 
gonordet  worden  sein  sollen/')    Im  Jahre  1293  wird  von  den 

*)  AroniiiB,  Befl»8ten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  906  f. 

"*)  Florent  de  Worcester,  (Jhron.  222. 

^  Badems,  Bavaria  aancta,  Bd.  2,  S.  815. 

n  Monom.  Germ,  hist,  17,  77. 

^  Mmrer,  Helvetia  Muita. 

*')  Desportes,  Le  myitöre  da  sang,  S.  70. 
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Juden  Ton  Krems  berichtet,  sie  haben  ein  Kind  gemordet,  das 
von  Briinn  fortgeschleppt  worden  war^),  und  im  Jahre  1294 
wird  wiederholt  ein  ritaeller  Mord  aus  Bern  gemeldet ^')  Ebenso 
erregt  ist  das  Volk  gegen  die  Juden  in  Zürich,  wo  es 
im  Jahre  1294  in  drohendem  Aufruhr  gegen  den  Bat  das 
Blut  der  Juden  fordert,  als  der  Bat  gegen  Bezahlung 
einer  Busse  von  500  Gulden  der  Judengemeinde  die 
Auswanderung  und  das  sichere  Geleite  aus  der 
Stadt  zusichert.  So  werden  auch  in  Schaff  hausen  und 
Winterthur  zusammen  S8  Juden  wegen  ähnlicher  Vor- 
fiLUe  auf  Scheiterhaufen  yerbrannt,  während  der  Best  der 
dortigen  Judengemeinden  aus  der  ungastlich  gewordenen 
Schweiz  entflieht  Besser  gelingt  esdemBateyonLuzern, 
die  Bewegung  zu  unterdrücken,  indem  er  jede  Beschul- 
digung der  Juden,  wie  dass  sie  Kinder  loreuzigen  und 
andere  ähnliche  Beleidigungen  derselben,  mit  schwerer 
Strafe  bedroht,  während  es  in  Dissenhofen  am  Bhein 
ebenfalls  zu  Hinrichtungen  kommt,  indem  ein  wegen  Einds- 
mords  Verurteilter  angibt,  dass  der  Jude  Michael  ihm 
8  Gulden  fbr  das  Blut  eines  Christenkinds  geboten  habe, 
worauf  der  Jude  zum  Scheiterhaufen  und  zum  Bade  yer- 
urteilt  wird/^)  Im  Jahre  1302  wird  ausBemken  in  Deutsch- 
land ein  ritueller  Mord  gemeldet^*)  Im  Jahre  1303  wird  von 
den  Juden  zu  Weissensee  in  Thüringen  berichtet,  sie  haben 
an  Ostern  den  Schüler  Konrad,  nachdem  sie  ihm  die  Muskehi 
zerschnitten  und  die  Venen  geöffnet  hatten,  um  ihm  alles  Blut 
zu  entziehen,  getötet  und  den  Leichnam  in  einem  Weinberg 
aufgehängt  Die  Soldaten  unter  Führung  Friedrichs,  des 
Sohnes  des  Landgrafen  Albert  von  Thüringen,  legen  mit  den 
Bürgern  der  Stadt  Hand  an  die  Schuldigen.  Im  Jahre  1806 
sollen  die  Juden  in  Prag  gegen  Ostern  einen  Christen,  der 
durch  Armut  gezwungen  ihnen  dienen  musste,  nackt  auf  ein 
Kreuz  genagelt,  ihn  mit  Buten  geschlagen  und  ihm  ins 
Gesicht  gespieen  haben,  wesshalb  sie  von  den  entrüsteten 
Bewohnern  erschlagen  werden.  Im  Jahre  1320  wird  in 
Pui  ein  Chorknabe  der  dortigen  Kirche  durch  einen  Juden 
gemordet  Im  Jahre  1321  töten  in  Annecy  die  Juden 
einen  jungen  Geistlichen  und  werden  infolge  dessen  durch 
ein  Dekret  König  Philipps  V.  aus  der  Stadt  vertrieben.  Im 
Jahre  1331  werfen  zu  Ueberlingen  am  Bodensee  die  Juden 
den  Knaben  eines  Bürgers  namens  Frey  in  einen  Brunnen. 
Die  später  am  Leichnam  gefundenen  Einschnitte  liessen  auf 
eine  vorhergegangene  Entziehung  des  Blutes  schlieesen  und 
das  Obergeridbt  liess  an  den  Urhebern  des  Verbrechens,  ohne 


^)  Monum.  Oerm.  hist.,  11,  66a 

^  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  S.  181. 

«*)  Annal.  Golmar.,  Bd.  2,  8.  82. 
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erst  die  Zastünniiuig  dee  Kaisers,  dessen  Wohlwollen 
gegenüber  den  Juden  bekannt  war,  abzuwarten,  sofort  das 
Todesurteil  vollstrecken.  Im  Jahre  1338  fallt  ein  firänUscher 
Edelmann  in  München  den  Juden  zum  Opfer,  weldie  ihn  ge- 
schachtet haben  sollten,  wesshalb  sein  Bruder  unter  den  Juden 
ein  grosses  Blutbad  anrichtet  Im  Jahre  1345  wird  erzählt, 
die  Juden  in  München  haben  sich  eines  kleinen  Knaben 
namens  Heinrich  bemächtigt,  ihm  die  Venen  geöfhet  und 
ihn  mit  mehr  als  60  Stichen  durchbohrt  Im  Jahre  1347 
sollen  die  Juden  von  Messina  am  Gharfieitag  ein  Kind 
gekreuzigt  haben«^^  Man  sieht,  an  Beispielen  för  Ritual- 
morde tebli  es  nicht,  aber  die  Frage  ist  eben  nur,  wie  weit 
diese  Beispiele  Glaubenswürdigkeit  haben. 


8.    Das  PfiBireeht  der  Jaden. 

ft.    Dit  JmdraMkvldm  der  dwtwbw    BfaiAbtiilMf. 

Wir  haben  gesehen,  wie  seit  den  ältesten  Zeiten  die 
Jaden  das  wirtschaftliche  Leben  der  europäischen 
Völker  durch  nahezu  völlige  Beherrschung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehrs  und  des  Edelmetall- 
markts in  Händen  haben.  Wie  lange  die  Juden  diese 
Stellung  zu  behaupten  wussten,  ist  aus  den  uns  überlieferten 
Nachrichten  deutuch  ersichtlich.  Noch  zur  Blütezeit  der 
Märkte  der  Champagne  im  13.  Jahrhundert  treiben  die 
Juden  nicht  nur  Geldgeschäfte,  sondern  auch  den  leb- 
haftesten Handel  mit  Goldschmiedwaren,  Alaun, 
Pfeffer,  Kermes,  Leder  und  anderen  Dingen  und  audi 
in  Deutschland  wie  in  den  Donauländern  ist  dieses 
Verhältnis  dasselbe.  So  meldet  der  Levite  Judas,  Sohn  des 
David  und  der  Sephora,  aus  Köln,  der  im  Jahre  1128  zum 
Chiistentum  übertritt  und  den  Namen  Hermann  erhält, 
in  seiner  Lebensbeschreibung,  wie  er  schon  vor  20  Jahren 
mit  allerlei  Waren  aus  Köln  nach  Mainz  gezogen  sei,  denn 
alle  Juden  liegen  dem  Handel  ob,  weil  sie  nur 
durch  Handel  ihr  Leben  fristen  können.^)  So  ver^ 
kauft  im  Jahre  1313  der  Jude  Fantin  von  Bar  an  der  Aube 
Leder  an  das  Kloster  Clairveauz.^)  Neben  dem  Warenhandd 
aber  treiben  die  Juden  seit  den  ältesten  Zeiten  die  gross- 
artigBten  Geldgeschäfte,  vor  allem  das  Pfandgeschäft, 
and  seit  den  ältesten  Zeiten  haben  sich  feste  Gewohnheiten 
for  die  Darlehensgeschäfte  der  Juden  ausgebildet,  indem 
sie  stets  ein  Pfand  vom  doppelten  Werte  des  Darlehens 

*^  Die  Juden  und  das  Chxistenblnt,  Leipikr,  Germanikos. 
*\  Aionhn,  B^festen  zur  QeBchichte  der  Juden,  S.  106. 
*)  Boniqnelot,  Lei  foirei  de  la  Champagne,  Bd.  9,  S.  166. 
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nehmen,  wobei  sehr  oft  ganz  nach  heutiger  Jadenge- 
wohnheit derartige  Warenlieferongsgeschäfte  mit 
Darlehensgeschäften  verbunden  werden« 

In  welche  schlimme  Abhängigkeit  sdion  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert die  Fürsten  wie  die  grossen  geistlichen  Herr- 
schaften  von    den  Juden  gekommen  waren,  zeigen  uns 
eine  Reihe  von  Nachrichten.    Die  Gelegenheit,   die  einzetnen 
Landesherrschaften    in  Oeldverlegenheit  zu   yerwickeln  und 
sie  dadurch  zur  Aufiiahme  von  Staats  an  leben  bei  dea 
Juden  zu  zwingen,  boten  auch  damals  wie  immer,  seit  die 
Welt  besteht,  die  Kriege  derselben.     Frieden  ernährt, 
Unfrieden    verzehrt     Eriegskosten,  Militärlasten,  Löse- 
gelder  sind  die  grossen  Blutsauger  am  Marke  des  VolkswoU- 
stands  von  jeher  gewesen.    Beispiele  dafür  mögen  reden:  Als 
im  Jahre   1107   der  Herzog  Swatopluk  von   Böhmen  von 
König  Heinrich  Y.  gegen  ein  Lösegeld  von  10,000  Mark  Silber 
aus  der  GeÜEuigenschs^R;  entlassen  wird,  besteuert  er  zur  Auf - 
bringung  der  Summe  die  Kirchenstifter  und  die  Stadtgemeinden 
derart,  dass  in  den  Städten  die  Frauen  ihre  Schmucksadien 
▼erkaufen  müssen,    bringt   aber  nur  7000  Mark  zusammen, 
so  dass  wiederholte  Steuerumlagen  stattfinden.    Das  Bistum 
Prag  muss  desshalb  70  Mark  Oold  bezahlen  und  Terpfindet 
5    kostbare    Kirchenmäntel    für    500   Mark   Silber    an    die 
Regensburger  Juden;  (Geistliche,  Laien,  Juden,  Kaufleute, 
Münzer  und  Gaukler  müssen  beisteuem.')    Am  14.  Mai  1224 
müssen  nach  einem  Turnier  zu  Friesach   in  Steiermark 
die  gefangenen  Ritter  sich  zu  den  Juden  begeben,  um 
durch  kostbare  Pfänder  sich  Lösegeld  zu  versdiaffen. 
Man   sieht  daraus,  wie  der  unnötige  ]^nk  und   Aufwand, 
namentlidi  aber  der  mit  Glücksspielen  verbundene  Turnier- 
sport die  Edelleute  damals  in  die  I^de  der  Juden  bradite.^ 

Wie  tief  damals  nachgerade  die  Landesherren  und 
Edelleute  in  den  Taschen  die  Juden  steckten,  zeigen 
denn  auch  viele  Nachrichten.  Im  Jahre  1206  schuldet  die 
Herrschaft  Broyes  den  Juden  1440  Pfd.;  im  Jahre  1220 
schuldet  die  Herrschaft  Trainel  den  Juden  1323  Pfd.;  im 
Jahre  1222  schuldet  der  Grafschaft  Champagne  dea  Juden 
5600  Pfd.;  im  Jahre  1231  schuldet  die  Herrschaft  Duilly 
den  Juden  246  Pfd.;  im  Jahre  1242  schuldet  die  Herr> 
Schaft  Chappes  den  Juden  165  Pfl^)  Um  das  Jahr  1270 
▼erpfandet  Albert  Rappsilber  dem  Nikolaus  Rappsilber  sein 
Erbe  in  Rostock  für  17  Mark.  Die  17  Mark,  welche  Albert 
dem  Nikolaus  zahlen  sollte,  soll  er  in  drei  Raten  an  den 
Juden  Sele  bezahlen,  zu  Ostern  7  Mark,  zu  Johannis  dem 
Täufer  5,  zu  Michaelis  5  Mark.") 

■)  Aronios,  Recesten  rar  Getchiehte  der  Jaden,  8.  99, 189,  814  f. 
«)  Bonrqnelot,  Let  fbires  de  la  Chsmpagne,  Bd.  2,  8.  160. 
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Nicht  besser  als  bei  den  weltlichen  Grondherren  sieht 
es  frttlich  bei  den  geistlichen  Grandherren,  den  Bi- 
schöfen und  Klosteräbten,  ans.  So  beschuldigt  am 
29.  Juli  1099  Papst  Clemens  IIL  den  Erabischof  Ruthard  von 
Mainz,  einen  der  Speirer  Kirche  gehörigen  goldenen 
Kelch  Ton  den  Juden  erhalten  und  diesen  nach  Ablenguung 
des  wirklichen  Thatbestands  erst  herausgegeben  zu  habra, 
nachdem  er  der  That  überführt  worden  sei.  So  wird  im 
Jahre  1160  nach  dem  Tode  des  Erzbischofs  Arnold  von 
Mainz  der  Domschatz  beraubt  Den  einen  Teil  nimmt  das 
Reich  an  sich,  der  zweite  Teil  wird  gestohlen,  der  dritte 
imd  letzte  Teil  aber  den  Juden  TerpKndet.^) 

Welche  Machtstellung  die  Juden  namentlich  der 
Geistlichkeit  gegenüber  sich  durch  ihre  wirtschaftUche  Ueber- 
macht  angeeignet  haben,  erhellt  z.  B.  aus  der  Nachricht,  dass 
als  im  Jahre  1206  der  Erzbisdiof  Albredit  von  Magdeburg 
auf  Besuch  in  Rom  ist  und  feierlidi  von  der  dortigen 
Jude^ngemeinde  empfangen  wird,  er  in  seiner  Judenfreund- 
lichkeit das  jüdische  Gesetzbuch  küsst  So  bestimmt  im 
Jahre  1213  der  Bischof  Leuthold  von  Basel  von  dem  Gelde,  das 
Graf  Rudolf  von  Ho m borg  dem  Bistum  für  die  Uebwlassung 
der  iankünfte  der  Schutzvogtei  über  die  Stadt  Basel  zahlt, 
6  Mark  zur  Auslösung  des  dem  Juden  Willicus  ver- 
pfändeten Bischofsrings  und  Seidengewands.  Die 
Anzahl  Ton  Klöstern  und  Bischobkapiteln,  welche  damals  den 
Jaden  Geld  schuldig  sind,  diürfte  denn  auch  nahezu  genau 
80  gross  gewesen  sein,  als  die  Zahl  der  bestehenden  Stifter 
überhaupt  war.  So  schuldet  im  Jahre  1201  das  Kloster 
Saint  Bemi  von  Sens  den  grossen  Champagnerjuden  Manasse 
Noir  und  Valin  4000  Pfd.  So  schuldet  im  Jahre  1207  das 
Benignuskloster  in  Dijon  den  Juden  1700  Pfd.*)  So  hat  um 
das  Jahr  1216  das  seit  der  Zeit  der  Achte  Leuthold  und 
Gottfried  sehr  zurückgekommene  Kloster  zum  St  Leonhard 
ein  Missale,  die  Moralia  Jobs  und  Heimos,  ein  vergoldetes 
Kreuz  und  2  Leuchter,  2  Altargewänder,  3  Gewänder 
nnd  ein  Messgewand  für  6  Mark  bei  den  Juden  inEhn- 
keim,  und  einen  Kelch,  3  Messgewänder  und  4  Bücher 
bei  den  Juden  in  Rosheim  für  9  Pfund  und  20  Denare  i 

verpfändet^)    Im  Jahre  1217  verkauft  der  sehr  verschuldete  ^ 

Propst  Dietrich  von  Laut  er  borg  dem  Grafen  Friedrich  von 
Brena  bei  Magdeburg  (?)  24  Bauerngüter,  welche  dieser  dem 
Kloster  früher  verkauft  hatte,  zurück  unter  der  Bedingung,  dass 
^e  Grafischaft  dafür  eine  Schuld  von  200  Mark  übernehme, 
die  der  Propst  ohne  Wissen  der  Brüder  bei  den  Juden 

?Aroiiiiu,  Regesten  zur  Qeschichte  der  Jaden,  S.  95,  125,  165, 
,181. 
*)  Boorqelot»  L68  foirea  de  la  Champagne,  Bd.  S,  S.  159. 
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angenommen  hntte,  und  den  Best  anf  andoe  Weise  lahle.^ 
Am  26.  März  1243  weid^i  die  Einkänfte  der  Probende  des 
Propetes  Heinrich  von  St  Stephan  m  Mainz  dem  Kapitel 
dieser  Kirche  zugesprochen,  das  sie  aber  auf  eigene  KostsD 
erst  von  den  Juden  auslösen  muss^  an  welche  sie  der  Propst 
yeipfiLndet  hatte.  Am  26.  November  1243  weist  der  Buti^ 
(Sch^)  Maiquard  von  Nürnberg  von  dem  Gelds,  das  er 
von  dem  erw^ten  Bischof  Heinrich  von  Bamberg  zu  fordern 
hat,  den  Juden  von  Schwein  fürt  ÖO  Mark  Silber  an.   Am 

17.  Si^temb^  1246  beUagt  sidi  Papst  Inuocenz  IV.  bei  der 
OdstUchkeit  von  Böhmen,  Polen,  Russland,  Preussen, 
Kassubien  undPommern,  dass  die  Predigermönche  von 
ihren  Wohnungen  Abgaben  an  die  Juden  bezahlen  müssen.  Um 
das  Jahr  1260  verkauft  der  Propst  Dietrich  von  Marchthal 
einige  Güter,  um  die  Klosterschulden  zu  bezahlen,  da  es  besser 
sei,  weniger  im  Frieden  zu  besitzen,  als  bei  grossem  Besitie 
sich  von  den  Gläubigem  drangen  lassen  zu  müssen;  denn  wer 
bei  den  jetzigen  masslosen  Zinsen  in  die  Hände  der 
Juden  falle,  der  brauche  viel  Um  das  Jahr  1250 
verpfiLndet  das  Kloster  Herren alb  zur  Bezahlung  der 
Steuer  an  die  Grafschaft  Vaihingen  den  Kirchenornat 
für  4Vi  Mark  bei  den  Juden.  Am  10.  Juli  1260  verkauf(m 
die  Brüder  von  Scheftlarn  dem  Kloster  Beiharting  ihren 
Hof  in  llial  um  12  Pfd.,  für  die  sie,  um  die  Steuern  an 
Herzog  Otto  von  Bayern  zu  zahlen,  Stücke  aus  dem  Kirchen- 
schatze den  Juden  verpfändet  haben.  Im  Jahre  1S63 
verkauft  das  Kloster  Mich  eis  borg  bei  Bamberg  dem  Kloster 
Michelfeld  zwei  Höfe  für  20  Mark  Bamberger  Geld  und 
Gewicht,  da  sie  einen  Kirchenornat  nicht  aus  eigenen 
Mitteln  einlösen  können,  den  sie  aus  Not  gegen  Lieferung  von 
Getreide   den  Juden   gegen   Zins  versetzt  haben.     Am 

18.  Februar  1257  wird  ein  Streit  zwischen  den  beiden  Kam- 
mergrafen des  Herzogs  von  Oesterreich,  den  Juden- 
brüaern  LubUn  und  Ndcelo,  und  dem  Bischof  Konrad  von 
Freising  wegen  16  Lehensgütern  in  Urleugesdorf  denurt  be- 
endigt, dass  durdi  Schiedsspruch  die  beidmi  Juden  alle  An- 
sprüche verlierrai,  wenn  sie  dem  Bischof  nicht  bis  zum  Sß.  Juli 
200  Mark  Silber  Wienerisch  zahlen.  Zahlen  sie  es,  so  sollen 
sie  den  Niessbrauch  haben  und  der  Bischof  Bürge  für  die 
Herrschaft  Polendorf  wegen  der  Geldsumme  sein,  die  diese 
Herrschaft  dem  Hadmar  von  Kuenrins  auf  dessen  16  Guter 
geliehen  hat,  nämlich  für  14  Mark  Gold  und  Silbergeräte 
im  Werte  von  80  Mark  und  50  Pfd.  Rgsb.  Groschen.^  Am 
30.  August  1257  nimmt  das  Kloster  Prüfling  bei  Regens- 
burg   von    schwerer  Not    bedrängt    bei   dem  Begensburger 

*)  AronioB,  Begsten  cur  GsBchichte  der  Jaden,  8.  231,  2S8,  288, 

a4D  f.,  flOv,  fiOOy  jflOD* 
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Bürger  Alhard  100  Pfd.  anf,  um  die  Pfändet  der  Kirche 
bei  dei  Jaden  ansznlöaen  nnd  sich  andere  Vorteile  zn 
Teisdiaffen.  Am  14.  Febraard  1269  nimmt  das  Meostift  in 
Freiaing  bei  dem  Juden  Wölflin,  20  Pid.  Hünchner  P%. 
gegen  Zinsen  aaf.  In  den  Jahren  1360—1363  beeahlt  der 
Bischof  Albert  IL  ron  Regeneburg  anter  anderen  Kirchen- 
schalden  100  Pfd.  bei  dem  Juden  Aren.  Am  b.  April  1261 
überträgt  der  Bischof  Meinrad  von  Halberetadt  der  6rst- 
8chaft  Regenatein  zur  Bezahlung  der  Schulden,  irelchedie 
Gra&chaft  bei  den  Juden  zu  Qaedltnbnrg  unter  Bnrgschafta- 
leistnng  des  Bistums  gemacht  hatte,  die  Erträgnisse  der 
Amtmannschaft  Neindorf.  Am  39.  Mai  1263  Terkanft  das  Kloster 
Marbach  an  den  Bürger  Heinrich  Tanz  zu  Basel  ans  Not 
ünige  Weinberge  für  4ö  Mark  Silber,  da  es  durch  die  lan- 
fenden  Zinsen  bei  den  Juden  schwer  leidet  Am  4.  De- 
zember 1363  Terkanft  Rndolf  von  Strätlingen  der  Marien- 
kirche zn  Interlaken  einige  Güter  und  Rechte  für  21  Mark, 
vomit  er  die  Jaden  bezahlt  Im  Jahre  1264  verkauft  Kune- 
mnnd  Ton  Sonnenberg,  um  seineo  Bruder,  den  Erzdiakon 
and  Schatzmeister  Arnold  am  Bamberger  Domkapitel,  aas 
den  Händen  der  Juden  zu  be&eien,  seine  Güter  in  Dabers- 
mannsdorf  für  50  Pfd.  Bamberger  Denare  an  das  Kloster 
Langheim.  Im  Jahre  1264  be&eit  der  Propst  Gerold  von 
Beichesperg,  soweit  er  kann,  die  Kirche  nnd  Weinbei^e 
Ton  den  Quälereien  der  Juden  und  Christen,  legt  aber  dann 
sein  Amt  nieder,  weil  er  die  Arbeit  nicht  meiir  tragen  kann. 
Am  13.  Juli  1366  schliesst  der  Bischof  Leo  von  Regensburg 
einen  Vergleich  mit  dem  Herzog  Heinrich  von  Bayern,  nach 
welchem  Bayern  auf  alle  Ansprüche  an  die  700  Pfd.  Ilagens- 
bo^er  Denare  verzichtet,  welche  es  als  Ersatz  fUr  ruckstäudige 
ZioBeo  (den  Schaden)  des  Bischofs  Albert  bei  den  Regens- 
bnrger  Jaden  zu  fordern  hatte,  wogegen  es  ein  Lehen  erhält. 
Am  5.  Januar  1266  verkauft  der  Abt  Hermann  in  Seligen- 
Stadt  w^en  der  unerträglichen  Schuldenlast  seines 
KloBters  und  wegen  der  zu  zahlenden  Judenzinsen  ge- 
wisse Güter.*) 

Was  gerade  die  Klöster  und  Stifter  damals  im 
Uoterscbiede  zur  Weltgeistlichkeit  so  sehr  gegen  die 
Jadeoschaft  aufbringt,  ist  die  Thatsache,  dass  es  den 
Juden  fortwährend  in  zunehmendem  Masse  gelingt,  eine 
Uenge  von  Hänsern,  Höfeu  und  anderen  Liegensdiaften 
in  ihren  Besitz  zu  bringen,  welche  seither  den  Klöstern  Ein- 
Sänfte  gewährt  faatt«n.  Am  30.  November  1215  beschlies^^l 
^n  audb  das  vierte  lateranische  Konzil,  am  den  zunehmendeiL 
Schaden  abzuhelfen,  eine  neue  allgemeine  Judenordnnng 
1  zur  Qeichicfate  der  Jnden,  S.  269,  286,  280,  995 
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DieeeLbe  bestimmt:    1.  Je  mehr  die  Christen  dnrch  ilue 
Religion   vom   Zinshandel   (usora)   bei  Geldgeschäften 
zurückgehalten  werden,  nm  so  mehr  widmen  sich  die  Juden 
diesem  Geechäftssweige  und  sangen  dabei  die  Christen  in  kuner 
Zeit  ans.  Um  deeshalb  die  Christen  gegen  diese  Bedrückung 
dnrch  die  Juden   zu  schützen,  soUen  in  Zukunft  alle 
Juden,  welche  unter  irgend  einem  Vorwande  übertrieben 
hohe  Zinsen    erpressen,  von  allem  geschäftlichen  Ver- 
kehr mit  Christen  ausgeschlossen  werden,   bis  sie  die 
betreffenden  Christen  entschädigt  haben.  Christen,  welche 
sich  weigern,  dem  Geschäftsverkehr    mit  den  Juden 
zu   entsagen,   sollen  im  Notfälle  hiezu  durch  Kirchen- 
strafen gezwungen  werden.    Die  gleiche  Strafe  des  Aoft- 
schlnsses  vom  Geschäftsverkehr  mit  Christel  soll  jeden  Juden 
treffen,  der  sich  weigert,   eine  Kirche  für  Zehnten  und 
Spenden    zu    entschädigen,    weldie  sie  seither   von  den 
Christen  aus  Häusern  u.  s.  w.  bezogen  hatte,  ehe  dieeelben 
in  die  Hände  der  Juden  gerieten.    Man  sieht,  die  geistr 
liehen  Stifter  werden  dadurch  empfindlich  in  ihren  Er- 
trägnissen geschädigt,  dass  eine  zunehmende  Anzahl  von 
Häusern   und  Hofgütern,  welche   seither  christlichen 
Familien  gehört  und  im  Schutze  dieser  Stifter  gestanden 
hatten,  durch  die  Auswucherung  ihrer  Besitzer  in  die  Hände 
von   Juden    und    damit    in    die    Steuerpflicht   anderer 
Herrschaften,   in  der  Regel  der  Reichsgewalt,  übergehen; 
wesshalb  auch  der  ernste  Wunsch,  welchen  der  betr^ende 
päpstliche  Erlass  am  Schlüsse  ausspricht,  es  werde  von  den 
Fürsten  wohl  erwartet  werden  dürfen,   dass  sie  in  dieser 
Sache  nicht  den  Juden  helfen,   sondern  den  Christen 
gegen    ihre    jüdischen    Bedrücker    beistehen,     wohl 
berechtigt  erschien.    So  überträgt  z.B.  am  30.  Juli  1269 
das  Kloster  Andreasberg  bei  Worms  der  dortigen  Andreas- 
kirehe   ein    Klagrecht   gegen    die    dortigen   Juden,    das 
daher  rührt,   daso  die  Juden  einige  Häuser  des  Kloster- 
gebiets an    sich   gebracht,    diese   zur   Erweiterung  ihre 
Friedhofs  abgebrochen  und   dadurch  dem   Kloster    die 
Einkünfte  der  betreffenden  Häuser    entzogen  haben.    So 
wild   am  9.   Februar  1267   im  £i^bistum   Gnesen-Polen 
bestimmt,  die  Juden  sollen  dem  Priester  des  Bezirks,  in 
dem  sie  wohnen,  dafür,  dass  sie  den  Platz  wegnehmen, 
den  eigentlich  Christen  bewohnen  soUteii,  gemäss  der 
Grösse  des  Schadens,   den  sie  dadurch  verursachen,  auf 
Grund  eines  bischöflichen  Spruchs  alle  Einkünfte  ersetzen.*) 
Die  betreffenden  Häuser  hatten   also  so  lange,  als  sie  von 
Christen  bewohnt  waren,  dem  betreffenden  Kloster  onen 


*)  AroDint,  Begatten  zur  Geschichte  der  Juden,  8.  174  f.,  808^  810. 
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Zins  beuJilt  und  dieser  Zine  war  durch  den  Uebergang  der 
Häiuer  in  den  Besitz  der  Juden  von  diesen  nicht  melu*  bezahlt 
worden,  während  das  Kloster  behauptete,  ein  Recht  auf  den 
Bezug  dieses  Zinses  auch  durch  die  Juden  zu  haben.  Man 
sieht)  es  ist  der  Kampf  gegen  die  Steuervorrechte  der 
Juden,  der  hier  seinen  Anfang  nimmi  So  vereinen  sich  am 
23.  November  1263  das  Stift  in  Xanten  und  sämtliche  Stifts- 
kirchen der  Stadt  und  Diözese  Köln  zu  gegenseitigem 
Schutz  und  Beistand  gegen  alle  Gewaltuiätigkeiten.  Die 
Bosheit  und  Frechheit  der  Bösewichter  sei  so  gestiegen,  dass, 
wenn  man  ihr  nicht  entgegentrete,  die  Geistlichen  bald 
schlimmer  daran  sein  werden  als  die  Edelknechte  und  die 
Jaden.*«) 

Wodurch  die  geistlichen  Prälaturen  in  derartige  Ab- 
hängigkeit von  den  Juden  geraten  waren,  ist  freilich  aus 
zahlreichen  Nachrichten  ersichtlich«  So  flüchtet  im  Jahre  1248 
der  Abt  Heinrich  von  Ebersheim  aus  Furcht  vor  König 
Friedrich  IL  von  Hohenstaufen  nadi  Strassburg  und  ver- 
schwendet dort  durdi  prächtiges  Leben  das  Kloster- 
vermögen. Nachdem  das  Baarvermögen  erschöpft  ist,  ver- 
pfändet er  einige  Höfe  und  den  Kirchenschmuck  an  die 
dortigen  Juden.  Da  die  landesherrlichen  Schutzvögte 
dieser  Prälaten  fortwährend  Geld  zu  ihren  Kriegszügen 
Qfld  Fehden,  zu  ihren  prunkvollen  Turnieren  und  Ge- 
richtstagen bedürfen,  w^en  die  geistlichen  Stifter  bei  jeder 
Gelegenheit  geschröpft  und  gebrandsdiatzt,  so  dass  sie  allmäh- 
lich immer  mehr  verarmen.  Am  6.  März  12ö7  ist  das  Kloster 
Michelsberg  bei  Bamberg  durch  häufige  Beraubungen  in 
solche  Not  geraten,  dass  es,  um  seine  Mönche  unterhalten  zu 
können,  den  Juden  ein  Buch  in  vergoldetem  Einband  und 
anderen  Kirchenschmuck  hat  verpfänden  müssen  und 
zwar  solange,  dass,  da  die  Zinsen  immer  zum  Kapital  ge- 
schlagen wurden,  die  Juden  vom  Gericht  die  Erlaubnis 
erhielten,  die  Pfander  zu  verkaufen.  Abt  und  Kämmerer  regeln 
desshalb  die  Einniüimen  und  Ausgaben  des  Klosters  und  be- 
stimmen, dass  der  Kämmerer  zunächst  von  dem  Juden  Joseph 
deo  Kirchenschmuck  für  62  Mark  Silber  und  die  Zinsen 
im  Betrag  von  15 ^/t  Mark  einlöse  und  die  verkauften  Bücher 
wieder  herbeischaffen  soUe.^®) 

Ganz  lUinliche  Verhältnisse  wie  an  diesen  Orten  finden 
wir  in  Ulm.  Auch  hier  sehen  wir  seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
Irnnderts  die  Aebte  von  Reichen  au  am  Bodensee,  die  seit- 
herigen Stadtherren  und  Inhaber  des  Patronatsrecht  auf  die 
Sehutavogtei  der  Stadt  vor  den  Verfolgungen,  der  Hohen- 
staufen sich  nach  Ulm  flüditen  und  dort  ein  heiteres  Leben 


Begetlen  zur  Geschichte  der  Juden,  S.  196,  264,  286. 
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fflhren,  so  dass  eine  GKilte  um  die  andere  daianf  geht! 
Felix  Fabri  meldet,  dass  um  jene  Zeit  die  ülmer  sich  be- 
strebt haben,  sich  yon  der  Herrschaft  des  Abts  von  Beichenan 
freizumachen,  und  dass  ihnen  der  benachbarte  Adel,  offen- 
bar unter  Führung  des  Schutzvogtes  der  Stadt,  des  Grafen 
yon  Dillingen,  damals  bei  diesem  Bestreben  nach  Kräften 
beigestanden  sei,  wie  auch  zahlreiche  Adelige  der  Umgegend 
damals  in  Ulm  dauernd  ihren  Wohnsitz  genommen  haben. 
Das  Mittel,  welches  die  Ulmer  Bttrger  bei  ihrem  Beginnen 
anwendeten ,  habe  darin  bestanden ,  dass  sie  den  Abt  als 
Stadtherrn  (und  Inhaber  der  Zölle  und  des  Geleitswesens 
der  Stadt)  zu  hohen  Ausgaben  zwangen,  indem  sie 
yon  demselben  yerlangten,  dass  er  die  Kosten  flkr  die 
800  Speerreiter  bezahle,  zu  deren  Leistung  er  fals  Geleits- 
herr  und  Zollinhaber)  yerpflichtet  war.  Diese  Speerreiter« 
welche  sich  aus  dem  Landadel  der  Umgegend  rekrutierten, 
lebten  dann  in  Ulm  auf  Kosten  des  Abts,  so  lange  es 
den  Ulm  er  n  gefiel,  so  dass  die  Ausgaben  des  Abts  ins 
Ungemessene  wuchsen  und  die  Zollerträgnisse  nicht  mehr 
ausreichten,  um  die  Kosten  der  Geleitsreiterei  zn 
decken.") 

Diese  Erzählung  Felix  Fabris  findet  ihre  Bestätigung 
und  innere  Wahrscheinlichkeit  einmal  durch  eine 
weitere  Nachricht,  nach  welcher  im  15.  Jahrhundert  die 
Stadt  als  Inhaberin  der  Zölle  und  Geleite  der  Um- 
gegend genötigt  war,  zur  Sicherung  des  Geleits  gegen 
den  Herzog  Georg  yon  Bayern  600  Speerreiter 
zu  unterhalten,  und  dann  dadurch,  dass  im  Jahre  1255  ge- 
legentlich eines  schon  erwähnten  Vertrags  der  Stadt  mit 
ihrem  damaligen  Herrn  und  Schutzyogt  (dominus  et  ad- 
yocatus),  dem  Grafen  Albert  yon  Dillingen,  festgesetzt 
wird,  dass  yon  den  Gerichtsgebflhren  der  Schutzyogt 
ein  Drittel,  der  Stadtamtmann  (minister  ciyium,  Seichs- 
schultheiss)  aber  zwei  Drittel  erhalten  solle,  während 
100  Jahre  frfiher  der  Stadtamtmann  nur  ein  Drittel  und 
Reichenau  das  andere  Drittel  bezogen  hatte.  Daraus  geht 
zweifellos  heryor,  einmal,  dass  damals  der  Abt  youBeichenau 
sein  Herrendrittel  an  den  Ulmer  Steuererträgen 
nicht  mehr  selbst  bezieht,  sondern  dass  dessen  Anteil 
der  Ulmer  Stadtgemeinde  zufiiesst,  der  es  ohne 
Zweifel,  wie  dies  damals  fast  überall  geschah,  y er- 
pfändet worden  war.  Eine  weitere  Bestätigung  findet 
diese  Nachricht  aber  durch  ein  Klagelied  des  am 
22.  Juni  1255  yerstorbenen  Abts  Konrad  yon  Zimmern 
yon  Beichenau,  in  welchem  derselbe  nach  Beklagung 

")  yeesenmtyer,  Tractotaa  Feiida  Fabri,  8.  27,  197  f. 
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des  mancherlei  Schadens  und  der  vielen  Leiden, 
welche  das  Kloster  in  dem  yoraosgegangenen  Streit 
zwischen  SLaiser  Friedrich  IL  nnd  Papst  Innocenz  IV. 
habe  erdulden  mflssen,  in  die  Worte  anstricht: 
Haec  snnt,  sed  plnra,  laedente  te  tarnen  illa 
Maxime  et  nrbs  Ulma,  tna  qnondam  regia  villa'*) 
Also  was  der  Abt  am  meisten  beklagte,  ist  der  Verlust  der 
einst  dem  Kloster  gehörigen  Einkünfte  des  befestigten 
Reichsweilers  Ulm.  Reichenan  hatte  in  der  Hoben- 
staafenzeit  zu  der  pästlichen  Partei  gehalten  nnd  infolge 
dessen  mch  schweren  Drangsalen  ausgesetzt  Im  Jahre  1219 
hatte  dieser  Kampf  zwis<£en  Kaiser  Friedrich  IL  nnd  den 
Päpsten  begonnen  nnd  seither  Jahrzehnte  lang  weiter  gedanert, 
namentlich  wurden  Schwaben  und  Bayern  im  Jahre  1233 
dordi  den  Kri%  König  Heinrichs  VIL  mit  Herzog  Otto  IV. 
Yon  Bayern  bedrängt  und  verwüstet.  Im  Jahre  1239  blüht 
der  Dominikanerorden  mit  seiner  scharfen  Spitze  gegen 
die  Judenschaft  auf  und  zahlreiche  Benediktiner,  denen 
es  in  den  üppigen,  judendienerischen,  von  einem  ver- 
kommmenen  Feudaladel  bevölkerten  Stiftern  des  heiligen 
Benedikt  nicht  mehr  gefallt,  treten  sofort  in  den  Dominikaner- 
Orden  über;  in  den  Benediktinerklöstern  sind  zwei  Parteien 
und  zweierlei  Aebte,  ein  Ghibelline  und  eine  Weife;  Zucht, 
Ordnung  und  Wohlstand  gehen  zu  Orunde.  Im  Jahre  1245 
wird  Kaiser  Friedrich  IL  gebannt  und  vom  Konzil  zu  Lyon 
abgesetzt  und  ein  neuer  schwerer  Krieg  entsteht  infolge 
dessen  im  Reiche.  Wohl  tritt  der  verschuldete  Landadel  und 
das  Städtcgunkertum  immer  mehr  auf  die  Seite  der  Hohen- 
staufen,  aber  die  weifischen  Dominikaner  sind  stärker 
und  auch  in  den  Benediktinerklöstern  siegt  die  weifische 
jnd^feindliche  Richtung,  was  freihch  die  härtesten  Verfolgungen 
dieser  Stifte  durch  die  Ghibellinen  zur  Folge  hat  So  wird 
z.B.  das  Kloster  Zwief alten  im  Jahre  1245  von  dem  kaiser- 
lich gesinnten  Landadel  der  Nachbarschaft  ausgeplündert  und 
Terwüstet,  weil  es  zum  Papste  hält  und  erst  im  Jahre  1249 
mit  Unterotutzung  König  Wilhelms  von  Holland  neu  &>- 
bant^*),  auch  das  Kloster  Reichenan  selbst  wird  von  den 
umliei^nden  Städten  der  Se^ogend  hart  bedrängt,  wozu  ein 
zweinialiges  Brandunglück  kommt,  so  dass  der  äussere 
Wohlstand  des  Klosters  einen  bedeutenden  Stoss  erleidet  Die 
Zeiten,  wo  das  Kloster  50—60,000  Gulden  jährlich  einge- 
nommen und  400  Mönche  und  Zöglinge  in  seinen  Mauern 

2MoDe,  QaelleDsammlnng  der  Badischen  Landetgeschichte,  Bd.  8, 
.    StUui,  Wirtmb.  Getchichte,  Bd  2,  S.  201.    Beh6nhot,  Chronik 


von  Bdchenso,  S.  182  ff.    Urkunde  von   1297  bei  Kaiser,  die  Beiche- 
beaediktinerabtei  Elcbingen,  Zeitschrift  für  Bayern  1817.  Bd.  2.  8.  860. 
html  in  den  Yerh.  des  Verein  ftr  Knost  und  Altertum  1868,  Hft  1,  S.  1. 
")  Holsherr,  Geschichte  des  Klosters  Zwiefidten,  8,  48  ff. 
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gehabt  hatte,  waren  TOrbei  und  die  Armut  hatte  ihren  Einzug 
in  das  Kloster  gehalten«    Daher  jammert  Abt  Konrad: 
Lis  tibi  papalis,  quo  deposnit  Fridericom, 
His  ooDJmicta  malis,  noiuit  super  hoc  inimicnm 
Et  contemptorem  fidet  sacrae  Tioleninm 
Beddere  oommissum  sibi,  dum  negat  ipse  talentom/^  ^^) 
Diess  war  denn  auch  die  Zeit,  in  welcher  die  Ulm  er 
den  Hauptschlag  gegen  die  Herrschaft  des  Abts   tob 
Reichenau  in  ihrer  Stadt  ausübten  und  den  ersten  Sdiritt 
zur  Reichsunmittelbarkeit  dadurch  ToUzogen,   dass  si6| 
sich,  wohl  mit  Hilfe  der  Ulmer  Jndengemeinde,  in  den 
Pfandschaftsbesitz  der  Steuererträgnisse  und  Ge- 
fälle der  Ulmer  Stadtgemeinde  setzten,  zu  denen  jedenfiklls 
auch    die   Steuererträgnisse   der    Ulmer  Judengemeinde 
gehörten.     Die  Ulmer,    meldet  Felix  Fabri,   thaten  damals 
so   manches,    was  nach   Gesetz   und   Recht   nicht  hätt« 
sein  sollen,  und  die  Mönche  hatten  wohl  das  Recht  auf 
ihrer  Seite,  aber  sie  vernachlässigten  dasselbe  and 
waren  mit  Blindheit  geschlagen  und  erst  als  sie  ihre 
Güter  und  Rechte  verloren  hatten,  giengen  ihnen  die 
Augen   auf.     So   kam  es  denn  auch,   dass    das  Kloster 
schliesslich  sogar  —  im  Jahre  1846  —  seinen  (seither  nar 
verpfändeten)  Klosterhof  den  Bürgern  verkaufen 
musste,  welche  aus  dem  Zwinger  des  Klosterhofs 
einen  öffentlichen  Platz,  den  „Grünhof^,  machten 
und  dort  den  Oel*  und  Kornmarkt  einrichteten,  während 
der  grosse  Zehntstadel  des  Klosterhofs  zur  Bürger- 
zeche oder  Trinkstube  umgebaut  wurde.    Dort  aaf 
dem  Grünhofe  blieb  denn  auch   der  Wochen  markt  bis 
zur  Vergrösserung  der  Stadt  (im  Jahre  1386"). 

In  den  verschiedensten  Gegenden  des  Reichs  finden 
damals  derartige  Aufnahmen  von  „Burgen^,  d.  h.  von 
mit  einer  meist  sehr  geringen  Anzahl  von  Funilien  oder 
„Bürgern^  besetzten  befestigten  Wohnplätzen,  in  den  an- 
mittelbaren  Reichsschutz  statt;  die  Folge  ist,  dass  die- 
selben künftig  keinem  Landesfürsten  mehr  unterstehen, 
sondern  ihren  Schutzvogt  unmittelbar  vom  deutschen  König. 
dass  sie  statt  des  seitherigen  bischöflichen  oder  abteilichen 
Burggrafen  den  Reichslandsvogt  des  betreffenden 
Bezirks  als  Gerichtsherrn  erhalten.  So  nimmt  im 
Jahre  1218  Kaiser  Friedrich  ü.  den  Schultheissen ,  die 
Ratgeber  und  Bürger  der  Burg  Bern  in  Burgund 
in  seine  und  des  Reichs  Gewalt  und  deren  Schutz  auf, 
macht  die  Burg  und  die  Bürger  daselbst  und  ihre  Nach- 
kommen auf  ewig  frei  und  befreit  sie  von  allen  Zinsen. 

^«)  St&Ua,  Wirtembergifche  Oetchichte.  Bd.  2,  8.  801. 
'*)  Veetenmeyer,  Tractatut  FeUds  Fabri,  S.  24. 
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die  sie  seither  zn  leisten  hatten,  (serritii  exactione^*);  aaeh 
die  Erträgnisse  der  Stadt  Zürich  werden  im  Jahre  1218 
Yom  Beiche  eingezogen.*^  Es  ist  das  Jahr  1218,  in  welchem 
Kaiser  Otto  IV.  Ton  Sachsen,  der  Besitzer  zahlreicher 
hohenstanfisch-zihringischer  Güter,  am   10.  Mai 
aof  der  Harzbnrg  stirbt  und  die  Schweizer  Stidte 
hatten  wohl  die  Gelegenheit  geschickt  aasgenützt,  am  sich 
die  Reichsanmittelbarkeit  zn  verschaffen.*^    Kaiser 
Otto  IV.  Yon  Sachsen  hatte  bekanntlich  im  Jahre  1208  nach 
der  Ermordong  König  Philipps    von  Hohenstanfen ,    des 
onglücklichen  jüngsten  Sohnes  Kaiser  Friedrich  Botbarts, 
durch  Herzog  Otto  von  Witteisbach  die  Tochter  des  er- 
mordeten Königs  geheiratet  and  dadnrch  einen  grossen  Teil 
der  Hohenstanfen'schen  Hausgflter  nnd  Bechte  in  Schwaben 
und  wohl  aach  die  Erträgnisse  der  ülmer  Schntzrogtei  in 
seine  H&nde  gebracht    Die  Folge  war  damals  der  Ueber- 
gang  zahlreicher  Weiler  Schwabens  in  die  Beichsnnmittel- 
barkeit  gewesen.     So    war   der  Weiler  Esslingen  im 
Jahre  1209  yon  König  Otto  IV.  Ton  Sachsen  zam  Beiche 
gezogen  worden  and  dadnrch  im  Jahre  1210  an  die  Hohen- 
stanfen gefallen,  woranf  Kaiser  Friedrich  n.  denselben 
sofort  befestigte  nnd  zar  „Barg''  machte.^')  So  hatte  aach 
Nürnberg  am  8.  November  1219  von  Kaiser  Friedrich  ü. 
einen  Freiheitsbrief  erhalten,  nach  dem  kein  Bürger  von  Nürn- 
berg einen  andern  Schntzrogt  als  den  römischen  König  haben 
sollte.'*)    Vergebens  wehrte  sich  das  Kloster  Beichenan 
gegen  die  Wegnahme  seines  Patronatsrechts  anf  die 
Ernennnng  des  ülmer  SchntzTogts  and  gegen  dieEr- 
setsnng  yon  üntervögten  dnrch  die  Beichsgewalt; 
sein  Jahrhanderte  lang  fortgesetzter  Protest   endete  mit 
dem  Ende  seiner  Herrschaft  in  der  Stadt  im  15.  Jahrhundert 
Inmierhin  gelingt  es  dnrch  die  eifrige  Arbeit  spiterer 
pflicht^fUlter  Aebte  oder  Bischöfe  einzelnen  Klöstern  oder 
Stiftern,  sich  wieder  in  bessern  wirtschaftlichen  Stand  zn 
Betzen.  So  kanft  am  das  Jahr  1200  das  Kloster  Johannisberg 
im  Rheingaa  eine  neben  seinem  Hofe  in  Winkel  gelegene 
Beeitzung,  bestehend  aas  Häasem,  Aeckem,  Weinbergen  and 
Wiesen,  die  fiur  8  Mark  dem  Jaden  Elias  verpfändet  war. 
Um  das  Jahr  1203  geht  das  Dorf  Klein-Ting,  das  seither 
Tom  Grafen  Peter  von  Breslan  den  Jaden  verpfändet  ge- 
wesen war,  an  das  dortige  Augastinerkloster  über.    Am 
28.  Joni   1203    wird    der  Stenerertrag    des    Falkenmeister- 
Dienstgats  in  Breslan,   der  seither  dem  Jaden  Joseph 

Presael,  (JlmischeB  ürkondenbach,  8.  84  f. 
Stetten.  Angsb.  Chrooik,  8.  Sl. 
P&fi.  Geschichte  von  EssUngen,  8  28  iF. 
H^,  St&dtechroniken,  Bd.  1,  8.  XUI. 
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gehört  hatte,  daroh  den  Herzog  Heinrich  L  der  Vinoentinei- 
abtei  Teransgabt.*^)  Am  30.  März  1204  erwirbt  die  Stephass- 
kirche  in  Wien  von  dem  dortigen  Kämmerer  Gottfried 
4  Plätze  neben  der  Juden  schule  gegen  die  Donau,  die 
seither  dem  Juden  Schlom  gehört  hatten.  Am  31.  März  1227 
beschwert  sich  das  Kloster  St  Emmeram  in  Regensbnrg, 
dass  die  dortigen  Juden  widerrechtlich  einige  Grundstücke 
des  Klosters  in  Besitz  genommen^  dort  ihre  Synagoge  erbaut 
und  ihren  Friedhof  eingerichtet  haben.  Auch  sonst  be- 
schweren und  kränken  die  Juden  das  Kloster  in 
hohem  Grade.  Papst  Gregor  IX.  weist  dessfaalb  den  Abt 
und  den  Prior  von  Prül  und  den  Propst  von  Ripen  an,  falls 
die  Sache  sich  so  verhalte,  die  Juden  in  Regensburg 
vom  Geschäftsverkehr  mit  den  Christen  auszu* 
schliessen  und  sie  dadurch  zum  Nachgebeu  zu  zwingen.^' 

Dass  dieses  Vorgehen  der  Kurie  den  Juden  gegenfiber 
ausserordentlich  wirksam  war,  beweisen  unter  anderem 
die  Worte,  welche  im  Jahre  1229  der  Dichter  Freidank 
schreibt:  Was  sich  einmal  in  den  Händen  der  Römer 
befinde,  bekomme  man  kaum  zurück;  leichter  löse 
man  Pfänder  bei  den  Juden  aus.  So  verkauft  im 
Jahre  1238  der  Erzbischof  Theoderich  von  Trier  sein  neues 
Haus  in  Koblenz,  das  er  für  7  Mark  bar  von  dem  Juden 
Süsskind  gekauft  hat  Am  9.  Juli  1239  überträgt  der  Sab- 
diakon  Blaslus  der  Nikolauskirche  in  Passau  unter  anderem 
die  Weinberge  in  Eossay,  die  aber  erst  fbr  10  Pfand 
Wienerisch  bei  dem  Juden  Bibas  ausgelöst  werden  müsses. 
dem  sie  verpfändet  sind.  Am  1.  Mai  1257  erhält  das 
Kloster  Maulbronn  in  der  Diözese  Speier  wegen  seiner 
unerträglichen  Schulden,  derenthalben  es  teils  des 
Juden  gegen  hohe  Zinsen  teils  anderweit  hart  ver- 
pflichtet ist,  von  (Gertrud  aus  Spei  er,  der  Witwe  des 
Merkelin  (Marx)  Simeler,  und  ihren  Kindern  90  Pfd.  Hlr. 
gegen  den  massigen  Satz  von  5Vt  Prozent  Bei  unpünktlicher 
Zinszahlung  muss  das  Kloster  nach  alter  Speirer  Oewolm- 
heit  den  doppelten  Satz  zahlen.*^)  Am  24.  April  1257 
zahlt  ein  christlich  gesinnter  Mann,  ein  Pilgrim,  für  da^ 
Kloster  Benediktbeuren  5  Pfd.,  die  dieses  einem  Juden 
schuldete.  Am  7.  Dezember  1259  verkauft  Herr  Haimon 
zu  Montenach  dem  Kloster  Interlaken  gewisse  Güter 
für  21  Pfd.,  um  dringende  Judenschulden  zu  bezahlen.*^) 

Der  Eindruck,  den  man  aus  allen  diesen  Nachrichten 
bekommt,  ist  der,  dass  nicht  allein  die  Klöster  und  Stifter, 
sondern  auch  die  weltlichen  Fürsten  und  Edelleute  Deatsch- 
lands,  also  die  gesamten  grundbesitzenden  Klassen,  damals 

*•)  Aronias,  Regeaten  lur  Geschichte  der  Juden,  S.  160.  161   166 
M  f.,  222  ff.,  264  f.,  270.  «       i       i 
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in  einer  Weise  den  Juden  Tersohiddet  waren,  welche  eine 
Steigenuig  nicht  mehr  znUeas,  so  dass  eine  Aendemng  der 
bestehenden  Verhältnisse  nnnmgänglich  nötig  war. 

K    Dlt  JidamdraUn  gtgvi  Mmndt  PIfeadtr. 
«•    Du  DtrleOiai  auf  ffirebengiit 

Eine  besondere  Solle  spielt  im  Mittelalter  der  Dieb- 
stahl Yon  Kirch engat.    Bei  den  reichen  Schätzen  an 
Edelmetall  nnd  kostbarem  Oewand,  welche  die  kirchlichen 
Stifter  bargen,  lag  die  Yersnchnng  sehr  nahe,  dass  sich 
pflichtvergessene  Geistliche  oder  andere  Personen  bei  Gtold- 
yerlegenheiten   durch  Hinterlist   oder  Gewalt  an  diesen 
Schätzen  yergrifien  und  durch  Verpfändung  solcher  G^en- 
stande  sich  bares  Gtold   bei   den  Darleihern  yerschaflien. 
Seit  alter  Zeit  finden  sich  denn  auch  infolge  dessen  Ver- 
ordnungen,   welche    das   Darleihen   auf  Eirchengut 
oder    gestohlenes   Gut   beschranken    bezw.   verbieten. 
Die   Kirche    hilft    sich    diesem   ihrem    zunehmenden 
wirtschaftlichen  Rückgange    durch    die    Macht    der 
Juden  gegenüber  dadurch,  dass  sie  allen  ihren  Angehörigen 
strenge  verbietet,  einem  Juden  oder  sonstigen  Darleiher 
(Kowertschen)  kirchliche  Fahrnis  zu  verpfänden  oder  eine 
Bürgschaft  einem  Juden  gegenüber  für  jemand  zu  leisten. 
Schon  im  März  806  muss  Kaiser  Karl  der  Grosse  den  Bi- 
schöfen, Aebten  und  Aebtissinen  befehlen,  die  Kirchen- 
schätze stets  sorgfältig  zu  beaufsichtigen,  damit  nicht 
durch     die    Unredlichkeit    oder    Nachlässigkeit    der 
Wächter   etwas  verloren  gehe.     Man   habe  ihm   berichtet, 
daas  jüdische  und  andere  Kaufleute  sich  rühmen,  sie  können 
alles,  was  sie  wollen,  bei  den  Kirchendienern  kaufen,  und 
Kaiser  Ludwig  der  Fromme  bestimmt,  kein  Jude  solle  bei 
Verlust  des  Vermögens  und  der  rechten  Hand  ein  Kirchen- 
gut,  es  sei  Gold,  Silber  oder  sonst  etwas,  als  Pfand  oder 
för  eine  Schuld    von   einem    Christen  annehmen.*')     B(an 
sieht  aus   dem  Alter  dieser  Verordnungen,  wie  weit  dieser 
Krebsschaden  zurückgeht    So  werden  im  Jahre  1024  einem 
Worms  er    Geistlichen    kostbare    Oewänder    gestohlen, 
worauf  man  ein  Schreiben  an  die  Geistlichen  der  anderen 
Orte  richtet,  darauf  zu  achten,  ob  nicht  von  dem  -ge- 
stohlenen Oute  etwas   den  Geistlichen   oder  Juden  des 
betreffenden   Orts    gebracht  werde.     Wie   dringend  not- 
wendig eine  Aufsicht  der  Behörden  in  diesen  Dingen  war, 
zeigen   viele  Nachrichten.    So  ist  es   im  Jahre  1107   der 
Hauptgrund,  warum  damals  die  spanischen  Maurenfttrsten 
gegen    die    Juden    vorgehen,    dass   diese    die    Schätze    der 

'^)  AronioB,  Regelten  xur  Geschichte  der  Juden,  S.  26  f. 
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manretaniflchtti  Moscheen  dsroh  dmmKÜgb 
Töllig  anflroplfindem  bMinnau'')  Unter  ESaig  HoinEiflh  IL  mm 
England  (1154—1189)  wird  ein  Jnde  m  aner  GeU*^ 
Terurteilt,  weil  er  nioh  das  TaMgeechirr  der  AbbA  von  8L 
Edmondsbary  hat  yerpfänden  lanen.**)  Im  Jahn  1181  aendsk 
der  Ersbischof  Gnifred  yon  Narbonne  aeiBe  goldenen  uhI 
silbernen  Kirchengefllsse  an  die  Jnden,  am  aie  efnn- 
schmelzen  and  das  Metall  fbr  seine  Bechnnng  n  TeikMitet 
and  anter  König  Philipp  Angnst  yon  Frankreich  (1180 
bis  1228)  beschuldigt  man  die  Juden,  ans  diesen  Kmhsi 
getranken  sn  haben. '*)  So  untersagen  auch  im  1&  Jtkr- 
hundert  die  Rabbiner  ihren  Olaubensgenoaien,  Kxcbm^ 
Kirchengerftte,  Messgewftnder  und  OebetbOcher  an  erwerbso» 
während  sie  Schulbücher  und  Beehtebficher  wohl  kante 
dürfen.**)  So  wird  im  Jahre  1206  in  Frankeich  und  in 
der  Champagne  allen  Juden  verboten,  Darleihen  auf 
Kirchengefl^  und  Eirchenschmuck ,  a^  Ltwenschaftea 
der  Kirche  und  blutige  Oegenstände  su  geben.^  So  rflgt 
im  Jahre  1207  Papst  Innocenz  III.  dem  Köuig  TOn  Fraiub- 
reich  gegenüber,  die  Juden  lassen  ihre  Häuser  bis  Mitter- 
nacht offen  und  nehmen  gestohlenes  Gut  darin  auf; 
auch  kommen  geheime  Ermordungen  in  ihren  Häusern 
vor,  80  sei  ein  armer  Schüler  in  einem  Judenhause  tot  auf- 
gefunden worden.  Es  dürfte  desshalb  angezeigt  sein,  hier 
einige  Beispiele  von  Strenge  zu  geben.**)  So  yer- 
pfändet  im  Jahre  1215  der  Abt  Gottfried  von  St  Leonluürd 
in  Strassburg  das  Messbueh,  ein  vergoldetes  Kreuz, 
zwei  Kandelaber,  drei  Chorröcke  und  ein  Messgewand 
gegen  5  Mark  an  die  Juden  von  Ehnheim,  und  einen  Kelch, 
drei  Messgewänder  und  vier  Bücher  itlr  9  Pfd.  20  Pfg.  an 
die  Juden  von  Rodesheim.^') 

Die  Kirche  half  sich  diesem  Krebsschaden  gegenüber 
in  doppelter  Weise,  indem  sie  sowohl  gegen  den  Innern 
Feind,  die  herrschende  Sittonlosigkeit  der  Kleriker, 
als  gegen  den  äussern  Feind,  die  wirtschaftliche  Macht 
des  Judentums,  thatkräftig  einschritt  und  bei  den  welt- 
lichen Behörden  Verordnungen  durchsetzte,  welche  den 
Juden  das  Darleihen  auf  Kirchengut  erschwerten.  So 
durfte  nach  dem  Augsburger  Stadtrecht  kein  Jude 
auf  Messgewänder,  Kelche  oder  andere  Dinge  ausleihen, 
welche  der  Kirche  zugehörten,  „wan  mit  Gewissheit" **) 
So  beschliesst  eine  Provinzialsynode  in  Trier  anfangs 
des  Jahrs  1227,  kein  Geistlicher  solle  einem  Juden  oder 
öffentlichen    Darleiher    Bürgschaft    leisten    oder 

")  I>epping,  Juden  im  Blittelalter,  8.  64,  126,  118,  148,  HS  f..  153. 
'^  Stobbe,  Juden  in  DeatBcYi\%nd,  ^.  A3&. 
«;  Miyer,  Augilmrser  ÄtadtrocViV  ^.  ^. 
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linem  Jaden    einen  Eirchenschmack    oder  Bücher 
Nrp fänden.*^)     So  bestiinint   der  Sachsenspiegel  vom 
wre  1224 — 1282,    wenn    ein  Jnde  Kelche,   Bücher 
Ider  Priestergewänder  kaufe  oder  als  Pfand  nehme 
kd  man  finde  dieses  Gut  bei  ihm,  so  solle  man  ihn  als 
lieb  bestrafen;   dagegen  sollen  andere  Käufe,   welche 
ie  Juden    bei    Tage    und    im    unTerschlossenen 
LQse  Tomehmen,  durch  drei  Zeugen  von  ihnen  be- 
lesen werden  können  und  sie  sollen  dann  mit  ihrem 
(fideneide  das  hiefür  bezahlte  oder  geliehene  Geld  be- 
lalten  dürfen,  auch  wenn  es  gestohlenes  Gut  sei.'*) 
bestimmt  um  das  Jahr  1260  der  „Spiegel   deutscher 
mte^,  wenn  ein  Jude  Kelche,  Bücher  oder  Gewänder 
ihne  Gewährsmann  kaufe  oder  als  Pfand   nehme,  so 
fUe  er  als  Dieb  bestraft  werden.**)    So  bestimmt  das 
eissner   Judenrecht  von  1265,  der  Jude  solle  jedes 
fand    ohne   Zeugen   annehmen    dürfen,   ausgenonunen 
fgeistliche   Gewänder  und   anderes  Kircheneigen- 
:  tum.    Diese  darf  er  nur  unter  Zuziehung  zweier  Christen 
-.lind  eines  Jaden  yon  gutem  Rufe  als  Pfand  übernehmen. 
I  Wird  ein  Jude  wegen  geistlicher  Gewänder,  Ornate 
-  und  kirchlicher  Geräte  angeschuldigt,  so  muss  er  seine 
'  Bürgen  (Gewährsmänner)  beibringen  oder  als  Zeugen  zwei 
^^^hnsten  and  einen  Juden  von  gutem  Rufe,  sonst  rerliert  er 
^  Pfand  und  das  darauf  geliehene  Gut    Leugnet  ein  Jude, 
Kircheneigentum  zu  haben,  und  man  findet  die  Sachen  bei 
ilim,  80  verliert  er  diese  samt  dem  darauf  geliehenen  Gelde 
und  muss  seinem  Richter  Strafe  zahlen ;  weitere  Strafen  sollen 
aber  nicht  erfolgen.    So  bestimmt  am  15./24.(?)  August  1249 
^  Stadtrecht    Ton  Iglau    im    Herzogtum    Oesterreich, 
bin  Kaufinann,  Krämer,  Gastwirt,  Jude  oder  sonst  jemand 
^Ue  bei  Strafe  kirchliches  Eigentum  als  Pfand  oder 
^  Aufbewahrung    anders  als  vor  sidieren  Zeugen  an- 
nehmen.  So  bestimmt  das  Prager  Stadtrecht  Yom  Jahre  1269, 
wenn  man  bei  einem  Juden  Kelche,  Bücher  oder  Mess- 
Sewänder  finde,  ohne  da£S  er  angeben  könne,  von  wem  er 
sie  als  Pfänder  erhalten  habe,  solle  er  dieselben  ohne  Ent- 
schädigung herausgeben  müssen. 

Man  sieht,  das  Rechtsyerhältnis  in  der  Sache  ist  durch- 
^%  gleicbmässig  in  der  Art  geordnet,  dass  wenn  ein  Jude 
6in  Gut  als  Pfand  in  Besitz  bekommen  hatte,  das  einem 
("hristen  nach  dessen  Angabe  gestohlen  worden  war, 
i^  Jnde  entweder  durch  eine  vorgeschriebene  Anzahl  you 
Zeugen  oder  durch  seinen  Juden  ei  d  beweisen  konnte,  dass 

*)  Anmios,  Begesten  zar  Geschichte  der  Jaden,  8.  198  f.,  200  f. 
"•)  AronioB,   Regesten  zur  Geschichte   der  Joden,   8.  277,  298,   9i4, 

311, 166. 
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ihm  das  betreffende  Oot  in  der  That  ak  Pfand  übergeben 
worden  war.  Es  hatte  also  nicht  der  angeblich  bestohlene 
Christ  das  Recht,  asn  schwören,  dass  der  betreffende  Gegen- 
stand sein  Eigentum  sei,  sondern  der  Jude  schwor,  dass 
er  ihn  auf  rechtmässige  Weise  als  Pfand  an  sich  gebracht 
habe.  Die  in  die  heutigen  Rechtsordnungen  aufgenommene 
Bestimmung,  dass  der  redliche  Erwerber  einer  Sache, 
welche  auf  unrechtmässigem  Wege  ans  dem  Besitz  ihres 
Eigentümers  gekommen  ist,  dem  Eigentümer  dieser  Sache 
nicht  herauszugeben  braucht  oder  nur  dann,  wenn  er  Ersatz 
dafür  erhält,  entspricht  nämlich  weder  dem  deutschen  noch 
dem  römischen  Recht,  sondern  ist  jüdischen  Ursprungs. 
Das  römische  Recht  schützt  unbedingt  den  Eigentümer 
und  gibt  ihm  das  Recht,  seine  Sache  Ton  jedem  Besitzer 
zurüdkzuverlangen,  das  Recht  des  Eigentümers  geht  nadi 
ihm  dem  Recht  des  gutgläubigen  Besitzers  vor;  der 
letztere  muss  die  Sache  dem  Eigentümer  ausliefern 
und  kann  sich  zum  Ersatz  des  Schadens  an  den  halten, 
von  dem  er  die  Sache  erworben  hat  Ebenso  bestimmt 
das  alte  deutsche  Recht,  dass  der  Eigentümer  dem 
gutgläubigen  Besitzer  den  Schaden  nicht  zu  ersetzen 
braucht,  weil  einer  gestohlenen  oder  geraubten  Sache 
dieser  Fehler  so  lange  anklebt,  bis  sie  zu  ihrem  Eigen- 
tümer zurückgekehrt  ist;  kurz  nach  gemeinem  Rechts- 
grundsatze muBste,  wer  eine  Sache  an  einen  andern 
verkauft  hatte,  diesem  „Gewährschaft^  leisten,  das 
heisst,  er  musste  ffir  allen  Schaden  einstehen,  der 
dem  Käufer  etwa  erwuchs,  falls  ihm  das  Recht  an  dieser 
Sache  streitig  gemacht  wurde  und  nur  für  den  Juden 
bestand  hierin  ein  Ausnahmsrecht*^ 

So  bestimmt  der  Sachsenspiegel,  der  Jude  brauche 
dem  Christen  keine  Gewährschaft  zu  leisten,  falls  er 
dies  nicht  thnn  wolle.  Da  jeder,  welcher  von  einem  Juden 
kauft,  sich  bei  den  talmndischen  Rechtsverhältnissen  sagen 
musste,  dass  diese  Sache  gestohlen  sein  konnte,  da  der 
Jude  ja  ohne  Gefähr  auch  gestohlene  Sachen  kaufen  konnte, 
so  konnte  der  Christ  auch  keinen  Erfolg  erwarten,  wenn  sich 
diess  in  der  That  herausstellte.  Die  älteste  Anerkennung  der 
dem  deutschen  und  römischen  Rechte  also  vollst&dig 
entgegenstehenden  jüdischen  Rechtsanschauung  stammt 
aus  dem  Jiüire  1090,  wo  König  Heinrich  IV.  der  Juden- 
gemeinde von  Spei  er  das  Freiheitsrecht  erteilt,  wenn  bei 
einem  Juden  eine  gestohlene  Sache  gefunden  werde  und 
der  Jude  behaupte,  sie  gekauft  zu  haben,  so  solle  ihm  das 
Recht  zustehen,  mit  seinem  Judeneide  zu  erhärten,  um 
welchen  Preis  er  sie  gekauft  habe,  und  wenn  ihm  dann  der 

*")  Stobbe,  Jaden  in  Deutachland,  8.  119  f.,  125  f. 
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Eigentümer  diese  Samme  bezahle,  solle  er  die  Sache  heraoB- 
geben  müssen.  Das  betreffende  Vorrecht  der  Juden  hat  seinen 
Üraprong  also  im  talmadlschen  Recht  nnd  die  Reichs- 
behßrden  gaben  mit  seiner  Bewilligong  einem  Bechtesatze 
die  Anerkennung,  der  sich  dnrch  die  zunehmende  Macht 
der  jüdischen  VerkebrsentwicklaDg  eingebürgert  hatte.  Es 
heisst  nämlich  in  der  MiBctmah:  Findet  jemand  seine 
Kleider  oder  Bücher  in  der  Hand  eines  andern  nnd  es  ist 
ein  Diebstahl  festgestellt,  so  hat  der  Käufer  zu  schworen, 
wie  viel  er  dafür  ausgelegt  bat,  und  erhält  seine  Ausixe 
znrAck,  damit  der  Verkehr  nicht  erschwert  werde. 

Die  Folge  dieser  Aendernng  des  alten  deutschen 
römischen  Rechte  im  Sinne  des  jüdischen  Rechts, 
welche  eine  Folge  der  zunehmenden  wirtschaft- 
lichen Abhängigkeit  war,  in  welche  die  deutsche 
Beicbsregierung  unter  den  salischen  Kaisem  von  den 
Joden  gelangt,  machte  sich  denn  anch  bald  in  steigendem 
Masse  geltend.  Bitter  beschwert  sich  56  Jahre  später,  im 
Jahre  1146,  der  Abt  Peter  von  Clugny  beim  Kftnige  von 
Frankreich  über  dieses  alte,  wahrhaft  teuflische 
Vorrecht  der  Juden,  das  lediglich  die  Folge  habe, 
daas  die  Leute  das  gestohlene  Gut  in  Menge  den  Juden 
zutragen.**)  Gleichwohl  blieb  es  seither  bis  auf  den 
heutigen  Tag  bei  der  Bestimmung  des  Jndenrechts.  Dem 
Juden  ist  wohl  verboten,  auf  Kirchengut  oder  gestohlenes 
Out  darzuleihen,  aber  die  Üebertretung  dieses  Gesetzes 
ist  ihm  in  einer  Weise  erleichtert,  dass  der  1)estehende 
Rechtsznstand  geradezu  eine  Versuchnng  zur  Schlechtig- 
keit ist  So  bestimmt  Kaiser  Friedrich  ü.,  als  er  im 
Jahre  1288  die  Verhältnisse  der  Wiener  Judengemeinde 
durch  einen  ausführlichen  Freiheitsbrief  ordnet,  durch 
welchen  er  seine  Kammerknechte,  die  Juden  in  Wien, 
dem  ReichsBchntze  unterstellt,  ganz  besonders,  dass  wenn 
bei  denselben  ein  gestohlenes  Gut  gefunden  werde  nnd 
der  Jude  durch  seinen  Jndeneid  beki^ige,  dass  er  dieses 
Gut  um  einen  bestimmten  Preis  gekauft  habe,  er  das  ge- 
stohlene Gut  nur  gegen  Erlegung  seines  Kaufschillitigs 
auszufolgen  haben  solle.  So  verordnet  das  Österreichische 
Jndenprivilegium  vom  Jahre  1244,  wenn  ein  Christ  be- 
haupte, dass  ihm  ein  im  Judenbesitz  befindliches  Pfand 
dnrch  Diebstahl  oder  Gewalt  abhanden  gekonmien  sei, 
der  Jude  auf  einen  gleichwertigen  Gegenstand  zu  schwören 
habe,  dass  er  es  gutgläubig  erworben  und  wieviel  er 
dafür  gegeben  habe,  worauf  dann  der  Christ  das  Pfand 

DentacUud,   9.  120  1     Vepping,  Jodeo   in 
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gegen  Ersatz  dieses  Kapitals  und  der  seither  dafür  aaf- 
gelaafenen  Zinsen  zurückerhalten  solle. '*^  So  bestimmt 
eine  Dortmunder  Jadenordnong  vom  Jahre  1258,  wenn 
ein  Jade  ein  Pfand,  dessen  Verkauf  ihm  erlaubt  worden 
sei,  auf  den  Markt  schicke,  und  es  werde  von  jemand  mit 
Beschlag  belegt,  der  behaupte,  es  sei  ihm  gestohlen  oder 
geraubt  worden,  so  soUe  der  Jude  nur  dann  schwören 
müssen,  er  habe  es  in  gutem  Glauben  erworben,  wenn 
dem  Bestohlenen  der  Beweis  gelinge,  dass  ihm  der  G^en- 
stand  wirklich  gestohlen  worden  seL^)  Der  Eid  des  angeb- 
lich Bestohlenen  ist  also  als  Rechtsmittel  nicht  zugelassen, 
sondern  nur  der  Beweis.  So  bestimmt  um  das  Jahr  1260 
der  Spiegel  deutscher  Leute,  wenn  ein  Jude  Gegenstände 
öffentlich  bei  Tageslicht  und  nicht  in  verschlossenem  Hofe 
kaufe  oder  beleihe  und  diess  zu  Dritt  bezeugen  und  eidlich 
beweisen  könne,  so  solle  er  sein  Geld,  aber  ohneZinsen, 
zurückerhalten,  auch  wenn  das  Gut  gestohlen  sei.^)  So 
bestimmt  auch  der  Sachenspiegel :  Hat  ein  Jude  eine  Sache 
unverhohlen  und  unverstohlen  bei  Tageslicht  und  nicht  in 
verschlossenem  Hause  gekauft  und  die  Sache  erweist  sich 
als  gestohlen,  so  sollen  dem  Juden  die  Pfennige,  die  er 
laut  seinem  Eide  dafür  gab  oder  darauf  lieh,  ersetzt 
werden.  So  bestimmt  das  Meissner  Judenrecht  von  1265, 
wenn  ein  Christ  ein  Pfand,  das  ein  Jude  angenommen 
habe,  als  gestohlen  zurückfordere,  solle  der  Christ  es 
nicht  durch  seinen  Eid  zurückerhalten,  sondern  der 
Jude  es  durch  seinen  Eid,  dass  er  es  als  Pfand  bekommen 
habe,  behalten.  Hat  der  Jude  Zeugen,  so  braucht  er  nicht 
zu  schwören.^)  Wenn  ein  Christ  mit  einem  Boten  des 
Judenrichters  wegen  einer  ihm  gestohlenen  Sache  sich  in 
den  Schulen  und  im  Gemeinderat  der  Juden  erkundige, 
ob  sie  einer  von  ihnen  habe,  den  Besitzer  aber  nicht  er- 
mittle und  die  Sache  dann  später  doch  bei  einem  der  Juden 
gefunden  werde,  so  soUe  der  Jude  das  daf&r  gegebene 
Geld  verlieren  und  dem  Judenrichter  Strafe  zahlen,  sonst 
aber  keinen  Schaden  leiden.  So  bestimmt  ferner  das 
Augsburger  Stadtrecht,  falls  ein  Christ  ein  ihm  ge- 
stohlenes geerbtes  Gut  in  der  Hand  eines  Juden 
finde,  solle  es  ihm  der  Jude  gegen  Erstattung  des  daf&r 
bezahlten  Haup^uts  zurückgeben  müssen.  Scheine  dem 
Christen  das  Lösegeld  zu  hoch,  so  solle  der  Jude  seine 
Berechtigung  zur  Forderung  desselben  nach  Judenrecht 
erbringen.*') 
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ß»   JhM  Darlethen  auf  Tiere,  Harnische,  blatige  imd  feuclite  Oewftiider. 

Nicht  minder  häufig  als  die  Diebstähle  und  Banb- 
anfalle  auf  Eirchengüter  waren  die  Diebstähle  von 
fiaastieren,  namentlich  von  Pferden,  and  auch  hier 
waren  es  die  Juden,  welche  unter  dem  Schatze  ihres  tal- 
mudischen  Jadenfireiheitsrechts  den  Verbrechern  in 
jeder  Beziehung  Vorschubdienste  leisteten.  So  stiehlt  z.  B. 
in  den  Jahren  1260 — 1272  ein  Schuhmacher  Jordanus  in 
Wismar  ein  Pferd  und  verpfändet  es  bei  den  Juden. 
Auch  in  dieser  Beziehung  waren  desshalb  Schutzbestim- 
mungen der  Behörden  nothwendig,  welche  aber,  da  sie 
nicht  den  Kernpunkt  des  Krebsschadens,  das  talmudische 
Judenyorrecht,  beseitigten,  wenig  Erfolg  hatten.  So 
bestimmte  die  Judenordnung  des  Herzogs  Boleslaus  von 
Polen  vom  Jahre  1264,  kein  Jude  solle  sich  ein  Pferd 
anders  als  bei  hellem  Tage  verpfänden  lassen  dürfen.'') 
So  bestimmt  das  Meissner  Judenrecht  vom  Jahre  1265, 
wenn  ein  Christ  einem  Juden  ein  Pferd  verpfände 
und  dies  später  von  Jemand  anderem  als  sein  Eigen- 
tum zurückgefordert  werde,  solle  der  Jude,  wenn  er 
seine  Gev^rsmänner  nennen  oder  Zeugen  für  die  Ver- 
pfändung beibringen  könne,  das  Pferd  behalten,  wenn 
nicht  aber,  solle  er  das  Pferd  herausgeben,  sonst  aber 
keinen  Schaden  leiden.  Werde  der  Jude  von  einem  der 
Gewährsmänner  angegriffen,  so  solle  er  durch  Eid  oder 
Zeugen  beweisen,  dass  ihm  das  Pferd  verpfändet 
worden  sei,  worauf  ihm  der  Schaden  von  dem  Bestohlenen 
zu  ersetzen  sei.  So  wird  am  23.  August  1268  in  Oester- 
reich,  Steiermark,  Böhmen  und  Mähren  bestimmt, 
kein  Jude,  der  sich  in  Brunn  auflialte,  solle  nach 
Sonnenuntergang  weder  von  bekannten  noch  unbekannten 
Leuten  ein  Pfand  annehmen  und  auch  bei  Tage  nicht 
mit  Pferden,  Ochsen,  Kühen  oder  anderen  Dingen, 
von  denen  der  Verdacht  bestehen  könnte,  dass  sie  ge- 
stohlen wären,  Pfänder  stellen  lassen  ausser  mit  dem 
Zeugnis  zweier  Stadtgeschworenen.*^ 

Wie  es  den  Juden  geboten  war,  Geld  auf  Kircben- 
geräte  nur  unter  bestimmten  Vorsichtsmassregeln  darzu- 
leihen, so  war  ihnen  auch  mannigfach  verboten,  Harnische 
oder  andere  zur  militärischen  Ausrüstung  der  Bürger 
dienende  Gegenstände  als  Pfänder  zu  nehmen,  da  hie- 
durch  bei  plötzlichen  Trappeneinziehungen,  bei 
Allarmierungen  der  Stadtbürgerschaften  wegen  eines 
Ueberfalls  u.  s.  w.  leicht  Ge&hr  entstehen  konnte.  Es 
war  desshalb   die  Bestimmung    getroffen,    dass   wenn    einp 

*^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  IM. 
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solche  VerpfänduDff  dennoch  geschah,  der  Jude  den  Harnisch 
gegen  Erstattung  des  ausgeliehenen  Hauptguts  zurückgeben 
musste,  während  er  des  Rechts  auf  die  bedungenen  Zinsen 
verlustig  gieng.*^)  So  bestimmt  die  Judenordnung  von  Biel 
vom  Jahre  I0O6,  die  Juden  sollen  verpflichtet  sein,  alle 
Waffen,  welche  ihnen  die  Bürger  der  Stadt  verpfänden, 
der  Stadt  zurückzugeben,  so  oft  sie  deren  benötigt  sei 
doch  sollen  ihnen  diese  Pfiuider  nach  dem  Gebrauch  um- 
gehend wieder  zugestellt  werden.^^)  Verboten  war  femer 
den  Juden,  teilweise  bei  Todesstrafe,  Darlehen  auf 
blutige  oder  feuchte  Gewänder  zugeben,  da  hier  die 
dringende  Gefahr  nahe  lag,  dass  es  Mördern,  Totschlägern 
oder  sonstigen  Verbrechern  durch  solche  Verpfändungen 
gelingen  könnte,  dem  Ann  der  Gerechtigkeit  zu  entgehen. 
Wie  schlimm  es  die  Juden  in  Bezug  auf  diese  Dinge 
vielfach  getrieben  haben  mussten,  ersieht  man  daraus,  dass 
die  Behörde  sich  teilweise  gezwungen  gesehen  hatte,  auf 
die  üebertretung  dieses  Gesetzes  die  Todesstrafe  zu 
setzen.  So  verordnet  z.  B.  das  Oesterreichische  Juden- 
Privilegium  vom  Jahre  1244,  die  Juden  dürfen  alles  als 
Pfand  annehmen,  ausgenommen  blutige  oder  feuchte 
Gewänder  oder  Eirchengewänder,  und  um  das  Jahr  1258 
bestimmt  die  Dortmunder  Judenordnung,  während  die 
Juden  sonst  kraft  kaiserlicher  Freiheitsbriefe  das  Recht 
haben,  das  auf  gestohlenes  oder  geraubtes  Gut,  wenn 
es  ihnen  verpfändet  ist,  gegebene  Geld  vom  Eigentümer 
zurückzufordern,  wenn  sie  einen  Judeneid  ablegen  können, 
dass  sie  die  betreffende  Sache  gutgläubig  erworben 
haben,  solle  dieses  Becht  künftig  ausser  Kraft  treten  in 
Bezug  auf  blutige  Gewänder  oder  solche,  die  nass 
gemacht  worden  sind,  um  das  Blut  abzuspühlen,  so- 
wie auf  zerdrückte  oder  zusammengeschlagene 
Kelche,  weil  dabei  unehrlicher  Erwerb  von  vorn- 
herein zu  vermuten  sei.*^)  So  bestinunt  ferner  das  Becht 
der  Stadt  Prag  vom  Jahre  1269,  die  Juden  soUen  keine 
blutigen  oder  nassen  Gewänder  als  Pfand  nehmen; 
thun  sie  es  dennoch,  so  sollen  sie  wie  Diebe  mit  dem 
Leben  bestraft  werden,  und  die  Nürnberger  Juden- 
ordnung bestimmte,  kein  Jude  und  keine  Jüdin  sollen  anf 
ein  Pfand,  das  die  Bürger  nicht  beleihen  dürfen,  einem 
Käufler  oder  einer  Käuflerin,  einem  Knecht  oder  einer 
Magd  bei  Strafe  von  60  Hlr.  für  jedes  geliehene  Pfund  und 
kostenfreie  Bückgabe  des  Pfands  Ober  1  Pfd.  Hlr.  leihen, 
ohne  dass  derjenige  seine  Zustimmung  gegeben  habe,  dem 


**)  Stobbe,  Juden  in  DeutBchland,  S.  246. 

**)  Aronioi,  Begetten  sor  Geschichte  der  Juden,  S.  288,  265  f.,  311. 
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das  Pfand  gehöre."*)  So  verbieten  auch  die  Judenordnungen 
von  Augsburg,  Weissenburg,  Würzburg,  Schaff- 
haasen  und  anderen  Orten  den  Juden,  Geld  auf  blutige 
oder  nasse  Gewänder  zu  leihen,  in  denen  Leute  ermordet 
worden  sind.  Erfolgte  dies  dennoch,  so  musste  der  Jude 
das  Pfand  ohne  Ersatz  herausgeben.  "^ 

0.    Dm  Ftnoaalplkiid  ud  dai  BtrguhAftmolit. 

Eine  der  gefahrlichsten  Klippen,  welche  von  jeher 
dem  deutschen  Bürger  seitens  der  ihn  auswuchernden 
Völker,  der  Juden  und  der  Lombarden  —  denn  eines 
Yon  beiden  hat  dies  jederzeit  besorgt  und  wenn  der  eine 
gieng,  kam  der  andere  dafür  herein  — ,  gedroht  hat,  war 
die  in  der  Herzensgüte  des  Deutschen  wurzelnde  Be- 
reitwilligkeit, dem  Verwandten  oder  Freunde  durch  Ueber- 
nahme  YonBürgschaftsy  er  p  flieh  tu  ngon  beizuspringen, 
und  so  sehen  wir  auch  im  Mittelalter  infolge  der  oft  allzu 
leichfertigen  Missachtung  des  Sprichworts,  dass  „AUzugut 
liederlich  ist",  an  einer  Reihe  von  Beispielen,  wie  durch 
Bürgschaftsverpfiichtungen  zahllose  Existenzen  zu  Grunde 
gerichtet  werden.  Konnte  ein  Schuldner  nicht  bezahlen,  so 
durfte  auch  der  jüdische  Gläubiger  ihn  in  Schuld- 
haft nehmen  lassen,  soweit  nicht  landesherrliche  Be- 
stimmungen, wie  z.  B.  in  Ulm,  im  Wege  standen.  Obgleich 
also  nach  jüdischem  und  romanischem,  (oströmischem) 
Rechte  keine  Schuldhaft  zulässig  ist,  machten  die 
Juden  doch  hierin  yon  den  Bestimmungen  des  deutschen 
Rechts  Gebrauch.  Während  aber  ein  christlicher  Gläubiger 
den  Schuldner  in  seinem  Hause  in  Haft  nimmt  und  ihm  dort 
Wasser  und  Brot  gibt,  darf  der  Jude  seinen  Schuldner 
nur  einem  „ehrsamen  Christenmanne^  in  Gewahrsam 
geben,  da  es  für  unwürdig  galt,  dem  Juden  eine  Herr- 
schaft über  den  Christen  einzuräumen  und  jedes 
Zusammensein  von  Christen  und  Juden  in  dem- 
selben Hause  unstatthaft  und  unpassend  erschien. 
So  bestimmen  im  Jahre  814  die  Kaiser  Karl  der  Grosse 
und  Ludwig  der  Fromme,  kein  Jude  solle  einen  Christen 
als  Unterpfand  yon  einem  Juden  oder  andern  Christen 
in  Haft  oder  Gewahrsam  bringen  dürfen,  damit  dieser 
nicht  an  seiner  Ehre  Schaden  nehme,  bei  Strafe  der 
Freigebung  des  Christen  und  Verlust  von  Schuld  und 
Unterpfand.'") 


*^  warfei,  Nürnbergs  Judengemeinde,  S.  85. 
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Wie  wenig  diese  Bestimmimgen  freilich  in  den  fol- 
genden Jahrhunderten  der  steigenden  furchtbaren  Macht 
des  Judentoms  Beachtung  fanden,  beweisen  mannigfache 
Nachrichten.  So  wird  im  Jahre  1135  aas  Frankreich 
geklagt,  dass  den  Juden  halb  Paris  gehöre.  Sie  be- 
halten die  Schuldner  in  ihren  H&usern  statt  des 
Gefängnisses,  nachdem  sie  sich  von  ihnen  haben  das 
Ehrenwort  geben  lassen,  sich  nicht  zu  entfernen. 
Eine  Aenderung  erfährt  dieses  Verhältnis  gegen  das  Ende 
14.  Jahrhunderts,  als  bei  der  sinkenden  Macht  des 
Judentums  es  der  Kirche  gelingt,  ttber  den  jüdischen 
Wuchergeist  Herr  zu  werden  und  so  entwickelte  sich 
allmählich  als  Ersatz  der  Personalhaft  im  Hause 
des  Juden  die  ritterliche  Ehrenhaft  des  „Ein- 
liegers"  oder  der  „Leistung^,  jener  Personalhaft,  welcher 
sich  vertragsmässig  der  Schuldner  und  seine  Bürgen  für 
den  Fall  der  Nichterfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  unter- 
warfen. "J  Der  Leister  war  bekanntlich  ein  Bürge, 
welcher  aem  Darleiher  versprochen  hatte,  auf  sein  Geheiss 
zu  dem  Schuldner  oder  in  ein  Gasthaus  einzuziehen 
und  dort  so  lange  zu  bleiben,  bis  die  Schuld  samt 
Zinsen  bezahlt  war.  Es  war  also  eine  Gefangen- 
schaft auf  Ehrenwort^^)  Das  Verbot  der  Aufnahme 
von  Leistern  an  die  Juden  schaffte  ihnen  dabei  das 
Freiheitsrecht,  dass  man  von  ihnen  auf  diese  Weise 
kein  Geld  erpressen  konnte.  Eine  Besserung  der 
durch  diese  Standesunsitte  herbeigeführten  Missstande 
erfolgte  erst,  als  gesetzlich  bestimmt  wurde,  dass  stets  der 
Jude  die  Kosten  des  Einlagers  solle  bezahlen  müssen. 
So  durfte  nach  dem  Nürnberger  Judenrechte  ein  Jude 
weder  in  seinem  noch  in  einem  andern  Judenhause  einen 
Schuldner  in  Personalhaft  nehmen,  auch  in  einem  christ- 
lichen Hause  durften  wegen  jüdischer  Forderungen  nur 
dann  Einlieger  gehalten  werden,  wenn  der  Jude  die 
Kosten  zahlte.  Diese  Bestimmung  nahm  dem  Siche- 
rungsmittel seine  Bedeutung  für  den  jüdischen  Gläubiger; 
denn  gerade,  dass  der  Einlieger  auf  seine  eigenen 
Kosten  leben  musste,  gab  der  Strafe  Nachdruck.  Wurde 
ein  christlicher  Bürger  einem  Juden  gegenüber  Bürge 
und  der  Bürge  wurde  von  dem  Selbstschuldner  ausgelöst, 

ocum  aisignatum  yentarum  neque  inde  deceasanini,  donec  creditori 
tarn  de  sorte  quam  de  usaris  et  ezpeotti  faerit  Batisnctom.'^  Speidel, 
Bibliotb.  jur.  Bd.  2.  Würfel,  80  f.  Im  Jahre  1677  wurde  das  Eiulager 
wegbo  des  Praasena  und  Schweigens  und  der  ehrenrührigen 
SchrnfthuDgen  der  Leiater  durch  öffentlich  angeachl^^e  Qeoiftlde 
und  Hchriften  geaetslich  aufgehoben. 


**)  Würfel,  Nürnbergs  Judengemeinde,  S.  80. 
^)  Btobbe,  Juden  in  DeuUchland,  8.  180. 
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so  hatte  der  Jude  dem  Bürgen  diess  binnen  8  Ta^en  mit- 
zateilen,  wenn  er  daheim  war;  war  er  aber  nicht  daheim, 
80  hatte  er  es  nach  der  Nfimberger  Jadenordnnng  bei 
Strafe  von  60  Hlr.  in  dessen  Hause  innerhalb  derselben 
Frist  knnd  zu  thun  und  den  Bürgschaftsbrief  zurückzu- 
geben, und  kein  Jude  durfte  gegen  einen  Selbstschuldner 
Klage  erheben  ohne  den  gerichtlichen  Spruch  der  Bürger 
der  Stadt  bei  Strafe  des  Verlusts  des  Anrechts  auf  die 
Bürgschaft  Ferner  war  es  allen  Nürnberger  Bürgern 
yerboten,  fremden  Leuten  Bürgschaft  gegenüber 
einem  Juden  zu  leisten;  nur  wenn  ein  Bürger  einen 
Gast  hatte,  der  Kaufmann  war,  so  durfte  er  dessen  Bürge 
gegen  die  Juden  werden,  aber  nur  auf  das  Gut,  das  der 
Gast  hatte,  und  bis  zur  Summe  von  10  Pfd.  Hlr.  bei  Strate 
yon  10  Pfd.  Hlr.  Kein  Bürger  durfte  weiter  der  Bürge 
eines  „Gasts*^,  d.  h.  eines  in  der  Stadt  anwesenden 
Fremden,  oder  eines  „Ausmanns",  d.  h.  eines  auswärts 
befindlichen  Fremden,  gegen  einen  Juden  werden  ohne 
Erlaubnis  der  „Bürger  vom  Rat"  bei  Busse  des  vierten 
Pfennigs  von  dem  Gelde,  für  das  er  Bürge  geworden  war, 
ond  kein  Bürger  durfte  Selbstschuldner  gegen  einen  Gast 
werden,  nur  ein  Kaufmann  durfte  fOr  den  andern  Bürge 
und  Selbstschuldner  werden,  wenn  dieser  auch  ein  Kauf- 
mann war,  und  ein  Wirt  durfte  Bürge  oder  Selbstschuldner 
eines  Eaufinanns  werden,  der  bei  ihm  zu  Herberge  war. 
Strenge  war  es  weiter  bei  Strafe  von  10  Pfd.  Hlr.  für 
jedes  Leistpferd  in  Nürnberg  den  Juden  verboten,  Leist- 
pferde oder  Leister  in  ihrem  Hause  oder  im  Hause 
eines  anderen  Juden  oder  eines  Christen  gegen  Kost  zu 
halten.**) 

Welche  Bolle  die  Bürgschafts  Verpflichtungen 
nicht  nur  von  einzelnen  Personen,  sondern  von  ganzen 
Zwangskörperschaften,  von  Stadtgemeinden  und 
Landesherrschaften,  bei  Staatsanlehen  den  Juden 
gegenüber  spielten,  zewn  viele  Meldungen.  So  leistet  im 
Juni  1203  die  Grafschaft  Champagne  dem  Kloster  Vitry 
Bürgschaft  für  400  Pfd.  Provins,  zahlbar  der  Grafschaft 
Bethel,  unter  Abquittierung  durch  die  Juden.  So 
schuldet  um  das  Jahr  1241  die  Abtei  Quedlinburg  dem 
Juden  Jakob  von  Blank enburg  213  Mark  Silber  mit 
fortlaufenden  Zinsen.  Da  diese  Schuld  notwendig 
bezahlt  werden  muss,  um  die  Zinsenlast  zu  beseitigen 
und  die  Bürgen  zu  entlasten,  so  verpfändet  die 
Abtei  einige  Zehnten  an  die  Grafschaft  Kegenstein. 
Was  die  ständige  Klage  der  damaligen  Landesherr- 
schaften bildet,  ist  die  zunehmende  Schuldenlast  ihrer 

*^)  Warfel,  Nftrnbergs  JadeDsemeiiide,  S.  86. 
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Kassen  durch  die  bei  den  onzoreichenden  Gefallen  nicht 
bezahlbare  Zinsenlast,  welche  alljährlich  dem  Hanpt- 
schnldgate  zuwächst  und  dasselbe  anf  diese  Weise  bald 
ins  Ungemessene  steigert  Die  wirthschaftlichen  Verhält- 
nisse derBeichskammer  wie  der  Landesherrschaften 
sind  denn  auch  im  13.  Jahrhundert  durch  die  ewig  sich 
steigernden  Heereslasten  derart  zerfallen,  dass  ein  Z a- 
sammenbruch  der  Verhältnisse  unausbleiblich  ist  So 
verschreibt  z.  B.  am  1.  März  1242  König  Konrad  IV.  Ton 
Hohenstaufen  dem  Propst  Heinrich  von  Pfalzel  fftr  300  Pfd. 
Trierisch,  die  ihm  dieser  geliehen  hat,  drei  Juden  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen,  nämlich  Heilmann  und  dessen 
Schwiegersohn  Heckelin  von  Cochem  und  Aron  von  Cröw, 
von  denen  der  Papst  die  genannte  Summe  samt  Zinsen 
erhalten  soll.  Kommen  die  genannten  Juden  ihrer  Ver- 
pflichtung nicht  nach,  so  steht  dem  Gläubiger  das  Becht 
zu,  deren  Häuser  und  fahrende  Habe  zu  verkaufen.  Genügt 
diess  nicht,  so  ist  der  Fehlbetrag  aus  dem  königlichen 
Schatze  zu  decken.^^)  So  klagt  im  Jahre  1284  das  Kloster 
Hirschau  über  die  grosse  Schuldenlast,  in  welche  es  durch 
das  übergrosse  Zinsnehmen  der  Juden  und  durch  die 
auf  des  Klosters  Kosten  erfolgte  Geiselschaftsleistnng 
gekommen  sei.*^)  So  erlässt  König  Ludwig  der  Bayer  am 
24.  November  1315  der  Stadtgemeine  Esslingen  ihre 
Bürgschaft  bei  den  Ueberlinger  Juden  und  befreit 
am  31.  Januar  1316  die  Stadt  von  allen  Schulden  und 
Bürgschaften  bei  denjenigen  Juden,  die  sich  auf  die 
Seite  des  Hauses  Oesterreich  gestellt  hatten. ^^)  So 
verspricht  im  Jahre  1368  eine  Anzahl  Bürger  von  Frank- 
furt am  Main  behufs  Sicherung  der  Heimzsüilung  eines  „bei 
den  Juden"  gemachten  städtischen  Anlehens,  anf 
Verlangen  der  betreffenden  jüdischen  Gläubiger  jederzeit  in 
eine  beliebige  Herberge  zu  Mainz  einzuziehen.**)  So  ver- 
sprechen im  Jahre  1374  die  Bürger  von  Nürnberg,  für 
den  Burggrafen  Friedrich  von  Nürnberg  in  einem  Nürn- 
berger Gasthause  entweder  selbst  zu  leisten  oder  mit  einem 
Knecht  und  einem  Pferde  einzuliegen,  wenn  sie  nicht  selbst 
leisten  wollen,  wobei  die  Wahl  des  Gasthauses  den  jüdischen 
Gläubigern  zustehen  sollte.**)  So  heisst  es  in  einer  andern 
Nürnberger  Schuldurkunde  vom  Jahre  1375,  jeder  Bürge 
solle  verpflichtet  sein,  ein  Pferd  in  die  Häuser  der  ge- 
nannten Juden  zu  stellen  und  dort  so  lange  leisten  zu 
lassen,  bis  sie    sich    abgeleistet    und    abgegessen  haben. 

**)  Aronius,  Begesten  zur  Geschichte  der  Judeo,  8.  230  f. 

*•)  Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  S.  248. 

^)  St&Un,  Wirtemb.  Geschichte,  Bd.  3,  8.  146.    Venrl.  vornen  S.  19. 

**)  Monumenta  ZoUerana,  Bd.  4,  No.  288.    Stobbe,  24a 
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d.    Die  FSmliolikelton  dM  JidraduUikgtMlillto. 

er.    Die  Gerichtszust&ndigkeit,  der  Zeagenbeweis  und  der  Reinigungseid 

der  Juden. 

Der  ordentliche  Gerichtsstand  des  Jaden  im  Mittel- 
alter war  infolge  seiner  Zagehörigkeit  zum  Reichsbürger- 
yerbande  in  allen  Streitigkeiten  mit  anderen  Bürgern  das 
Seichsgericht,  während  in  Streitigkeiten  der  Jaden  anter 
sich  das  Gericht  der  betreffenden  Jadengemeinde  zaständig 
war.  So  bestimmt  z.  B.  im  Jahre  809  Kaiser  Karl  der 
Grosse,  wenn  ein  Jade  einen  Christen  verklage,  so  solle 
der  Christ  seine  ünschald  darch  drei  Zeagen  nachweisen, 
der  Jude  aber  je  nach  dem  Wert  der  Sache  4,  7  oder 
9  Zeagen  haben.  Verklage  aber  ein  Christ  einen  Jaden, 
so  sollen  drei  Christen  oder  drei  Jaden  als  Zeagen 
genügen.  Um  das  Jahr  1090  verleiht  Kaiser  Heinrich  IV. 
dem  Jadenbischof  Salomon  and  Genossen  in  Worms 
einen  Freiheitsbrief.  Die  Jaden,  laatete  derselbe,  sollen 
in  allen  Rechtssachen  dem  Kaiser  nnterstehen,  nicht  dem 
Bischof  and  dessen  Kämmerer,  dem  Grafen  and  dessen 
Schaltheissen,  sondern  nar  dem,  den  sie  selbst  hieza  aas 
ihrer  Mitte  erwählt  and  dem  Kaiser  zur  Beleihang  vorge- 
schlagen haben.  Will  ein  Jade  an  den  König  apellieren, 
so  ist  ihm  daza  Zeit  za  lassen.  Die  Strafe  ist  in  Geld 
zu  zahlen.  Jn  den  Jahren  1159 — 1181  beklagt  sich  Papst 
Alexander  ni.,  dass  die  Jaden  bei  Streitigkeiten  mit 
Geistlichen  letztere  vor  das  weltliche  Gericht  ziehen 
and  ihre  Sache  darch  einfache  Urkande  ohne  Zeagen  oder 
einen  beliebigen  Christen  oder  Jaden  gegen  Recht  and 
Vernunft  za  beweisen  anternehmen,  gegen  sich  selbst  aber 
das  Zeagnis  erprobter  Nichtjaden  nicht  gelten  lassen. 
Da  es  nan  aber  verboten  sei,  geistliche  Personen  vor  ein 
weltliches  Gericht  za  ziehen,  verbietet  der  Papst  den 
Geistlichen,  bei  solchen  Streitigkeiten  vor  Gericht  za  er- 
scheinen. Christen  sollen  nur  das  Zeagniss  von  2  bis 
3  ehrsamen  and  frommen  Männern  zalassen,  einer  sei 
ungenügend.  Am  19.  März  1179  bestimmt  das  dritte  late- 
ranische Konzil,  das  Zeugnis  von  Christen  gegen  Juden 
sei  in  allen  Rechtsstreitigkeiten  zuzulassen,  da  sich  die 
Juden  ja  ihrer  Zeugen  auch  gegen  die  Christen  bedienen. 
Wer  künftig  in  diesem  Punkte  die  Juden  den  Christen 
vorziehe,  solle  gebannt  werden,  denn  der  Jude  habe 
hinter  den  Christen  zurückzutreten,  da  er  von 
diesem  nur  aus  Menschlichkeit  geduldet  werde.**) 
Am  I.Juli  1244  verleiht  der  Herzog  Friedrich  von  Oester- 

*^  Aronius,  Regesten  zur  GeBchichte  der  Juden,  8.  26,  75,  IST,  18f 
233  f.,  200. 
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reich,  Steiermark  and  Erain  allen  Jaden  seines 
Landes  einen  Freiheitsbrief,  nach  dem  bei  Streitigkeiten  über 
bewegliches  oder  anbewegliches  Vermögen  oder  in  Eriminal- 
fällen,  die  sich  aaf  einen  Juden  bezogen,  Christen  nor  mit 
anderen  Christen  und  1  Jaden  als  Zeogen  zagelassen 
werden  sollten.  So  bestimmt  in  den  Jahren  1224 — 1232  der 
Sachsenspiegel,  kein  Jadesolle  der  Gewährsmann  eines 
Christen  sein  müssen,  wenn  er  nicht  fftr  ihn  vor  Gericht 
antworten  wolle.  Am  80.  Juni  1280  werden  der  Jaden- 
gemeinde in  Regensbarg  ihre  alten  Freiheitsrechte 
bestätigt,  nach  denen  man  deren  Angehörige  vor  keinen 
Richter  bringen  darf,  den  sie  nicht  selbst  gewählt 
haben,  and  weder  Geistliche  noch  Laien  etwas  darch 
Beweis  von  ihnen  behaupten  durften,  wenn  kein  Jude 
als  Zeuge  anwesend  war.  Ueber  einen  Juden  darf  nur 
seine  Schule  oder  das  Gericht  Recht  sprechen.  Wird 
ein  Jude  von  seinem  Richter  vorgeladen  und  erscheint 
auf  zweimalige  Ladung  nicht,  so  hat  er  4  Denare  Strafe 
zu  zahlen;  folgt  er  der  dritten  Ladung  nicht,  bezahlt 
er  dem  Richter  86  Denare.  Bei  Streitigkeiten  von  Juden 
unter  sich  spricht  nicht  der  Stadtrichter  Recht,  sondern 
der  Herzog  oder  der  Oberstkämmerer  des  Landes.  Bei 
Verbrechen  gegen  die  Person  steht  die  Rechtsprechung 
ausschliesslich  dem  Herzog  zu.  So  bestimmt  um  das  Jahr  1260 
der  „Spiegel  deutscher  Leute'',  Juden  dürfen  nicht  Ge- 
währsmänner fttr  Christen  sein  und  am  2.  Dezember  1261 
verordnet  der  Herzog  Barnim  L  von  Pommern,  dasa  die 
Juden  in  Stettin  oder  sonst  in  Pommern  nach  dem  Magde- 
burger Judenrechte  leben  sollen.  Im  Jahre  1265  lässt 
wogender  wiederholten  Streitereien  Ober  das  Juden- 
recht der  Markgraf  Heinrich  der  Erlauchte  von  Meissen 
und  Osterland  dieses  aufzeichnen.  Dasselbe  bestinunte 
betreffs  des  Zeugenbeweises,  der  Jude  solle  den  Zeugen- 
beweis  gegen  einen  Christen  wegen  einer  Schuld  oder 
irgend  einer  Sache  mit  2  Christen  und  1  Juden  fohren^ 
wobei  beide  Teile  nach  ihrem  Gesetze  schwören  sollten,  der 
Christ  aber  solle  seine  Sache  mit  2  Juden  und  1  Christen 
beweisen.  Die  Juden  haben  lediglich  vor  ihrem  Richter 
Recht  zu  stehen.  So  bestimmt  das  Prag  er  Stadtrechi 
vom  Jahre  1269,  kein  Jude  solle  (in  eigener  Sache)  Zeuge 
sein,  sondern  er  solle  nur  dann  Recht  bekommen,  wenn  er 
einen  Christen  und  einen  Juden  zum  Zeugen  habe.^^  So 
ist  in  Ulm  fllr  die  Juden  betreffs  ihrer  Forderungsrechte 
an  Blirger  das  Stadtgericht  zuständig,  welches  ihnen 


^^  AroDins,  Regesten   zur  Geschichte  der  Juden,  8.  197,  2T7,  288, 
311,  21. 
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bei  allen  redlichen  Fordemngen,  die  sie  gehörig  beweisen 
konnten,  zu  helfen  hatte/^ 

Wie  die  Gerichtsordnnng  Oberhaupt  damals  be- 
stimmtere, den  Juden  weniger  günstige  Vorschriften 
f&r  das  prozessualische  Verfahren  erhält,  so  wird  nament- 
lich auch  der  Eid  der  .1  uden  jetzt  mehr  als  seither  mit 
einem  religiösen  Charakter  umgeben.  Schon  Kaiser 
Karl  der  Grosse  verordnet,  wenn  ein  Jude  gegen  einen 
Juden  klage,  solle  der  angeklagte  Jude  sich  auch  nach 
seinem  Gesetze  verteidigen,  wenn  aber  ein  Jude  gegen 
einen  Christen  klage,  so  solle  der  angeklagte  Christ  sich 
mit  seinen  Zeugen  durch  einen  Eid  auf  Reliquien  oder 
durch  das  Gottesurteil  des  GlOheisens  rechtfertigen. 
Dem  angeklagten  Juden  aber  solle  man(nachderSitte  der 
Juden)  einen  Dornenkranz  aufsetzen,  ihm  stehend 
die  Kniee  zusammenbinden  und  ihm  einen  Dorn- 
zweig von  5  Ellen  um  die  HOfte  legen,  bis  er  den 
Eid  geleistet  habe.  Wenn  er  dann  heil  bleibe,  solle  er 
gereinigt  sein.^^)  Hau  sieht,  es  ist  genau  das  Verfahren, 
welches  wir  bei  derGerichsyerhandlnng  gegen  denHei- 
land  seitens  des  kaiserlich  römischen  Landgerichts 
in  Jerusalem  in  Anwendung  bringen  sehen,  die  also 
auch  im  fr&nkisch-römischen  Beiche  weiter  gilt,  so 
bald  es  sich  um  denEid  eines  Juden  gegen  einen 
andern  Juden  handelt.  Verstösse  ein  Jude,  schrieb 
das  betreffende  Karolingische  Judenrecht  weiter  vor,  gegen 
ein  christliches  Gesetz  oder  begehe  er  ein  Verbrechen 
an  einem  Christen  und  er  werde  OberfQhrt,  so  solle  er  die 
Strafe  des  Elternmords  leiden,  d.  h.  in  einen  Sack 
gen&ht  und  in  den  Abgrund  gestürzt  oder  ver- 
brannt werden.  Wesentlich  milder  gegenüber  diesem 
strafprozessualischen  Reinigungseid  war  das  Gerichts- 
yerfahren  beim  gewöhnlichen  civilprozessualischen  Beini- 
gungseid,  wenn  es  sich  um  Rechtsstreitigkeiten 
zwischen  Juden  und  Christen  handelte.  So  bestimmen 
die  Kaiser  Karl  der  Grosse  und  Ludwig  der  Fromme  betreffs 
des  Eids  der  Juden  gegenüber  einem  Christen,  man 
solle  Sauerampfer  zweimal  vom  Kopfe  aus  im  Umkreise 
seiner  FOsse  streuen,  und  der  Jude  solle  in  der  rechten  Hand 
die  5  Bücher  Mosis  halten  und  die  Worte  sprechen:  So 
wahr  mir  der  Gott  helfen  soll,  der  das  Gesetz  Mosis  auf  dem 
Berge  Sinai  gegeben  hat  und  so  wahr  der  Aussatz  des 
Syrers  Naaman  nicht  über  mich  kommen  soll,  wie  er  über 
jenen  gekommen  ist,  und  die  Erde  mich  nicht  verschlingen 
soll,  wie  Dathan  und  Abirai:  Li  dieser  Sache  habe  ich 
nichts  Böses  gegen  Dich  verübt  ^^ 

^  J&ger,  Ulms  VerfMtaoff,  8.  896. 
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Eine  wichtige  Neuerung  in  der  Ableistung  des 
Judeneids  erfolgt  am  Ende  des  12.  Jahrhunderts,  indem 
bestimmt  wird,  dass  künftig  die  Juden  ihre  Eide  im  Sechts- 
verfahren  gegen  Christen  auch  in  deutscher  Sprache 
ableisten  sollten.  So  bestimmt  in  den  Jahren  1183 — 1200 
der  Erzbischof  Eonrad  von  Mainz  eine  neue  Fassung 
in  deutscher  Sprache  für  den  Judeneid  in  Erfurt*^ 
Im  Jahre  1268  (?)  befiehlt  die  Dortmunder  Juden- 
ordnung, der  Jude  solle  zum  Schwur  mit  dem  Sichter  und 
Kläger  in  die  Synagoge  gehen,  die  rechte  Hand  bis  zum 
Handgelenk  in  das  dritte  Buch  Mosis  legen,  das  Buch  ge- 
schlossen werden  und  ein  Geistlicher  dem  Juden  den  Eid 
vorlesen.  So  oft  der  Jude  beim  Nachsprechen  stockt  und 
der  Eid  desshalb  nochmals  von  vorn  gelesen  werden  muss, 
so  oft  muss  der  Jude  dem  Bichter  Strafe  zahlen.  Der 
Geistliche  erhält  1  Pfd.  Pfeffer  oder  dessen  Geldwert. 
Hatte  der  Jude  auf  diese  Weise  den  Eid  in  hebräischer 
Sprache  geleistet,  so  musste  er  nochmals  in  deutscher 
Sprache  erfolgen.  Nur  solche  Juden,  welche  vor  den 
Herzog  \rorgeladen  werden,  müssen  auf  die  Gesetzes- 
ro  11  e  schwören.  So  bestimmt  das  Prager  Stadtrecht  vom 
Jahre  1269,  wenn  ein  Jude  einem  Christen  schwöre,  solle 
er  auf  die  fünf  Bücher  Mosis  schwören.**) 

ß.    Der  Uebergaog  der  jodischen  Pfandgerichtsbarkeit  an  die  gemeiDen 

bflrgerlichen  Gerichte. 

Zur  Durchführung  eines  durch  die  gemeinen  bürger- 
lich-christlichen Gerichte  gesetzlich  geordneten  Ver- 
kehrs betreffs  des  Darleihgeschäfts  auf  Pfander  gegen 
Zins  kommt  es  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert.  War  früher 
dieser  Verkehr  vor  den  königlichen  Gerichten  der 
Eeichsschultheissen  erfolgt,  deren  Gerichtsvorstände 
die  Ausfertigung  der  Urkunden  besorgten,  so  war  es  all- 
mählich den  Judengemeinden  gelungen,  ein  der  christlichen 
Bürgergemeinde  ebenbürtig  zur  Seite  stehender  reichsge- 
setzlich anerkannter  Zwangskörper  zu  werden.  Die  Juden- 
gemeinden erhalten  wie  diese  das  Siegelrecht,  ebenso 
wie  dies  auch  die  einzelnen  Juden  als  freie  Leute 
und  Reichskammerknechte,  d.  h.  Beamte  des  Reichs, 
so  gut  wie  die  Edelknechte  haben.^®)  So  wird  im  Jahre  132 
in  Zürich  eine  Judenbescheinigung  durch  die  Siegel  von 
drei  Juden  bekräftigt,  indem  eine  darin  genannte  Jüdin 
erklärt,  da  sie  kein  eigenes  Siegel  führe,  erachte  sie  sich 
durch  die  beigefügten  Siegel  ihrer  drei  Söhne  für  gebunden. 

**)  AroniuB,  Regesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  8.  28,  158,  265, 
284,  811.  ^ 

*")  Stobbe,  Jaden  in  Deatschland,  8.  248. 
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Der  darch diese  politische Selbstständigmachnng 
der  Judengassen  oder  Jndenfreihöfe,  welche  ganz 
analog  der  Selbstständigmachung  der  Handwerker- 
gassen eder  Handwerkerviertel  der  Vorstädte  sich 
entwickelte,  in  seinen  Geföllen  geschädigte  Fiscus  ist  dieser 
Entwicklung  gegenüber  im  Bande  mit  den  königlichen 
öerichtsbeamten  (judices)  unter  Führung  der  einzelnen 
Landesherrschaften  eifrig  bemüht,  dieselbe  zu  unter- 
drücken. So  schliessen  im  Jahre  1206  die  Krone  von 
Frankreich,  die  Gräfin  vonChampagne  und  der  Freiherr 
Gui  von  Dompierre  einen  Staatsvertrag  ab,  durch  welchen 
neben  einem  Zinsenmaximum  von  2  Pfg.  vom  Pfund 
wöchentlich  für  alle  Judendarlehen  festgesetzt  wird,  dass 
künftig  jeder  Schuldurkunde  ein  besonderes  Siegel 
beigedruckt  werden  sollte,  dessen  Aufbewahrung  in  jeder 
Stadt  hiezu  aufgestellten  Gerichtspersonen  übertragen  wurde. 
In  jeder  Stadt  wurde  jetzt  ein  eigener  Schreiber  (nota- 
rios)  aufgestellt,  der  eine  Kaution  zu  leisten  hatte;  ausser 
ihm  hatte  niemand  das  Recht,  die  Verträge  der  Juden 
aufzusetzen  und  beide vertragschliessenden Teile mussten 
schwören,  nur  die  in  der  Vertragsurkunde  enthaltene  Summe 
zu  Lehen  gegeben  und  genommen  zu  haben.^*) 

Hatten  also  seit  einiger  Zeit  die  Juden  begonnen,  ihre 
Darlehensverträge  lediglich  mit  dem  Siegel  der  be- 
treffenden Judengemeinde  vor  dem  Judenmeister 
beglaubigen  zu  lassen,  so  suchte  man,  den  Judengemeinden 
dieses  Recht  zur  Führung  eines  eigenen  Amtssiegels  wieder 
zu  entziehen.  So  entzieht  z.  B.  im  Jahre  1223  König 
Ludwig  Vin.  den  französischen  Judengemeinden 
das  Recht  auf  eigenes  Siegel,  weil  seitens  derselben 
damit  grosser  Missbrauch  getrieben  worden  sei,  und  ver- 
ordnet, dass  nur  solche  Urkunden  gerichtliche  Gültigkeit 
habensollen,  welche  von  den  Landesbehörden  mit  dem 
Gerichtssiegel  versehen  worden  seien,  und  auch  in 
England  verftgte  König  Richard,  dass  alle  Schuld  vertrage 
der  Juden  stets  in  Gegenwart  von  zwei  jüdischen  und 
zwei  christlichen  Rechtskundigen,  zwei  Notaren  und  zwei 
Schauern,  d.  h. Urkundspersonen,  doppelt  abgefasst  und  eine 
Schrift  dem  darleihenden  Juden  ausgeliefert,  die  andere 
aber  in  der  Lade  der  Stadtkämmerei  niedergelegt 
werden  solle.  Diese  Lade  musste  3  Vorlegeschlösser  haben, 
zu  deren  einem  der  Schlüssel  in  den  Händen  des  Juden- 
richters war. ^ *)  Ebenso  wird  im  Königreiche  Aragonien 
im  Jahre  1240  gegen  die  Habsucht  der  Juden  und  deren 
allzuhohes  Zins  nehmen  eingeschritten.  Allen  Juden,  wird 

*')  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  148,  155,  149,  '294  f. 


bestimmt,  sollen  künftig  vor  einem  besondern  Schreiber 
(Notarias)  schwören,  sieh  an  die  G^etse  zn  halten.  Der 
Eid  darf  weder  in  der  Synagoge  noch  an  einem  ge- 
heimen Orte,  sondern  nnr vordem  Oemeindegericht 
stattfinden,  wo  die  Christen  schwören.  Der  Jade  mnss 
auf  das  Qesetzbnch  Mosis  and  den  Dekalog  schwören, 
wie  es  die  „Eidesformel  von  Barcelona^  vorschreibt. 
Schuld arkanden  von  nicht  beeidigten  Jaden  werden  nicht  in 
die  Orandbücher  eingetragen.  Der  Zins  darf  4  P^.  vom 
Pfand  monatlich  nicht  übersteigen.  Die  rückständigen 
Zinsen  zum  Hauptgate  za  schlagen  und  so  eine  neue 
Schuld  zu  bilden,  ist  verboten;  eine  grössere Zinsen- 
summe  als  das  Hauptgut  beträgt,  darf  nicht  erhoben 
werden;  sobald  der  Schuldner  so  viel  Zinsen  bezahlt  bat 
als  das  Darlehen  beträgt  —  idso  z.  B.  bei  einem  Zins  fasse 
von  10  Prozent  nach  10  Jahren  —  darf  kein  Zins  mehr 
berechnet  werden  und  das  Pfandschaftsverhältnis  muss 
gerichtlich  beendigt  werden,  indem  entweder  der  Schuld- 
ner sein  Darlehen  sammt  den  rückständigen  Zinsen  heim- 
bezahlt  oder  der  Darleiher  das  Gut  zur  gerichtlichen 
Versteigerung  bringt,  seine  Forderung  deckt  und  einen 
etwaigen  Restbetrag  dem  Schuldner  ausfolgt  Von  Wich- 
tigkeit war  desshalb  wegen  dieser  Bechtsbestimmung,  dass 
dem  jüdischen  Gläubiger  nach  Verfluss  der  lOjährigen  Pfand- 
schaftszeit der  ungestörte  Weiterbesitz  des  Pfands 
gewährleistet  wurde,  ein  Fall,  auf  den  desshalb  auch  die 
einzelnen  Judenrechte  Rücksicht  nehmen.  So  bestimmt 
z.  ß.  König  Heinrich  VIL  von  Hohenstaufen,  als  er  am 
30.  Juni  1230  der  Judengemeinde  in  Regensburg 
ihre  seitherigen  Freiheitsrechte  bestätigt,  das  alle 
Güter,  welche  die  Juden  10  Jahre  lang  im  Pfand- 
schaftsbesitze gehabt  haben,  ihnen  auch  femer  ungestört 
weiterverbleiben  sollen.  ^')  Alle  anders  abgeschlossenen 
Schuldarkunden  waren  rechtsungültig,  der  Jude  verlor 
seine  Forderung  und  diese  gehörte  zur  Hälfte  dem  Angeber, 
zur  andern  Hälfte  dem  Statthalter.  Notare,  welche  unge- 
setzliche Verträge  aufnahmen,  wurden  abgesetzt  Der 
Schuldner  musste  schwören,  dass  er  die  Hauptsumme 
richtig  erhalten  habe.^^)  Aehnliche  Einrichtungen 
finden  sich  um  dieselbe  Zeit  allgemein  in  Deutschland. 
Die  Aenderung,  welche  wir  hiemit  in  der  Organi- 
sation der  Judengemeinden  eintreten  sehen,  hieng  mit 
einem  weitern  verfassungsrechtlichen  Vorgang 
zusammen,  der  sich  damals  allgemein  im  heiligen  Reiche 
vollzog,  mit   dem  Uebergange  der  Pfandschaften  auf 


At 


)  AroDius,  Regesten  rar  Oetchichte  der  Jadeo,  8.  197. 
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dieBurggrafen-,  Hansgrafen-,  Harktgrafen-,Stadt- 
hanptmanns-  (capitaneus),  Bürgermeister-  (magister 
ciYiam)-  oder  Weilermeister  (maire,  yillicas)-Aemter, 
d.  h.  der  vom  deutschen  Könige  beUehenen  Vorstände  der 
Beichsbttrgergemeinden  in  den  einzelnen  B;eichsbnrgen  oder 
Beichsmärkten  aus  den  Händen  der  geistlichen  Jmmunitäts- 
herren  an  die  Reichsbürger.  So  erhält  im  Jahre  1207  die 
Bürgergemeinde  der Begensburger Eönigsstadt  das  Recht 
zur  Aufstellung  des  Hansgrafen.  So  wird  im  gleichen  Jahre 
in  Metz  das  Präsentationsrecht  desReichsschultheissen 
(Magister  scabinomm)dem  vereinigten  Rat  der  12  Oberrichter 
und  dem  neuerrichteten  Kollegium  der  18  .Stadträte  (Fried- 
gericht, Einung)  der  Bürgergemeinde  unter  Vorsitz  des 
Bürgermeisters  (magister  ciyium, maire,  y illicus, magister 
yillae,  d.  h.  Weilermeister^  Obertragen,  während  die  Be- 
leihung selbst  durch  aen  Bischof  ais  Landesherm 
namens  der  Reichsgewalt  erfolgt  Den  Weilermeister 
aber  wählte  seither  das  vereinigte  Richter-  und  Stadt- 
ratskollegium alljährlich  ohne  ferneres  Einspruchsrecht  des 
Bistums.^')  Den  gleichen  Vorgang  findet  man  in  T  r  i  e  r,  ebenso 
in  Nürnberg,**)  auch  in  Köln  tritt  neben  das  Richter- 
kollegium (officium  de  Richerzeche)  ein  gewählter  Stadtrat 
(ofBciales  parochiarum),  **)  wie  auch  in  Sien a  im  Jahre  1209 
Kaiser  Otto  IV.  der  dortigen  Reichsbürgergemeinde  das 
Recht  zur  freien  Wahl  der  Stadtsiegel -Bewahrer 
(consules),  des  Reichsschultheissen,  den  Ertrag  des  Reichs- 
marktzolls(fodrum)und  der  Reichsmünze  verpfändet.**) 
Das  gleiche  Verhältnis  besteht  im  Stadtchen  Horb  in 
Schwaben.*^  Ebenso  bildet  sich  in  Ulm  um  jene  Zeit 
neben  dem  Obergericht  Hudices)  des  Reichsamtmanns 
(minister  civitatis)  ein  Stadtrat  von  10  Zunftmeistern 
und  tritt  mit  dem  stets  aus  8  von  12  Richtern 
bestehenden  Richterkollegium  zu  einer  „Einung^  von 
17  Ratgebern  (consules)  zusammen,  von  denen  je  2,  ein 
Richterbürger  und  ein  Zunftmeister,  je  einen  Monat  lang  das 
Amt  von  Konsuln,  d.h.  Gemeindesiegelbewahrern, 
Pratoren  im  Sinne  der  altrömischen  Zehnmännerverfassung 
(decemviri),  verwalteten.  **) 

Dass  diese  ganze  Entwicklung  nur  unter  schweren 
Kämpfen  erfolgen  konnte,  war  begreiflich.  So  wird  in 
Piacenza  im  Jahre  1221  die  neue  Verfassung  vom  Reiche 

**)  Gemeiner,  Reg^nsbarger  Chronik,  Bd.  1,  S.  295.  Heusler,  Ver- 
faasangagesehichte  von  Basel,  8.  471,  147,  469  471,  468.  Hege),  6e- 
ttbichte  der  ital.  St&dteyerfassiuiff,  Bd.  2,  S.  422  f. 

**)  Hege],  Stftdtechronikeo,  NOrnberg,  Bd.  1.  S.  XVIII. 

**)  Haoxer,  Deatsche  StädteverfasBang,  Bd.  1,  8.  227,  22t 

**)  Böhmer,  Acta  imper.,  S.  766,  661. 

^^  OberaotsbeBchreibang  von  Horb,  8.  110. 
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wieder  aufgehoben.^*)  So  wird  in  Köln  im  Jahre  1225 
den  Richterbürgem  von  dem  Zunftmeisterrate  der  Zutritt 
in  den  Gemeinderat  verboten,  ein  Verhältnis  das  wir  in 
Ulm  noch  im  Jahre  1292^")  finden,  und  am  23.  lanuar  1231 
wird  durch  Reichsgesetz  im  ganzen  Reiche  jede  weitere 
Einrichtung  von  Einungen  oder  Zünften  ohne  Ge- 
nehmigung der  Reichsbehörde  verboten  und  die  Auf- 
hebung aUer  derartigen  Einrichtungen  angeordnet,  soweit 
sie  ohne  Genehmigung  der  geistlichen  Landes- 
herrschaft und  der  Reichssultheissenamter  erfolgt 
sind,^*)  wie  auch  die  selbstgegründeten  Gemeindemünz- 
ämter aufgehoben  werden  mit  der  Bestinmiung,  dass  nur 
die  landesherrlichen  Reichsmünzen  gelten  sollten.  ^)  Bitter 
beklagen  sich  auf  dem  Reichstai;e  zu  Ravenna  die 
geistlichen  Landesherren,  wie  die  Handwerks- 
zunftmeister der  Vorstädte  sich  in  die  Gtemeinderäte 
eindrängen;  sie  ahmen  bei  der  Einrichtung  ihrer  neuen 
Verfassungen  die  Gebräuche  der  alten  Römer  nach 
und  suchen  dadurch  zur  bürgerlichen  Freiheit  zu  ge- 
langen, dasd  sie  sich  bei  ihren  privatrechtlichen  Streitig- 
keiten nicht  mehr  der  königlichen  Gerichte  der 
Reichsschultheissen  und  Reichsamtleute  bedienen, 
sondern  dieselben  vor  ihre  selbsteingerichteten  Fried- 
gerichte oder  Einungen  und  deren  K o n s u  1  n  bringen.") 
Die  geistlichen  Landesherrschaften  suchen  sich  ferner  den 
Zunftverbänden  gegenüber  dadurch  zu  helfen,  dass  sie 
dem  „Land werk",  d.  h.  den  Handwerkern  vom  Lande, 
ebenfalls  gestatten,  ihre  Erzeugnisse  in  den  Städten  im 
Kleinen  zu  verkaufen"),  und  suchen  durch  diesen  wirt- 
schaftlichen Druck  sie  zur  Nachgiebigkeit  zu  zwingen  oder 
schaffen  die  neu  errichteten  Einungen  mit  Bezugnahme 
auf  die  Reichsgesetzgebung  ab,  wie  dies  z.  B.  im  Jahre  1232 
das  Bistum  Regensburg  thut;  aber  dieser  Widerstand 
hält  nicht  lange  vor  und  schon  am  10.  November  1245 
wird  auch  in  Regensburg  die  Einrichtung  der  Einung 
mit  von  der  Gemeinde  alljährlich  neu  gewähltem  Bürger- 
meister (procurator),  Siegelbewahrern  oder  Pflegern  (con- 
sules)  und  Zunftmeistern  (Handwerksamtleuten ,  Hand- 
werkergassen- oder  Handwerkerviertelsmeistern,  magistri 
vicorum),  diesmal  in  unwiderruflicher  Weise  ge- 
nehmigt.**)    Auch   in  Ulm  geht  es  in  ähnlicher  Weise, 


^*)  Presse],  Ulmisches  ürkandenbuch,  Bd.  1,  S.  202  f. 

**)  Fischer,  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  2,  S.  101  ff.,  Bd.  1,  S.  518, 
Bd.  2,  8.  103, 

•^  Gemeiner,  Regensburger  Chronik,  Bd.  1,  B.  331  f. 

•^)  Maurer  Deutsches  Städtewesen,  Bd.  1,  S.  12,  U,  211  Gemeiner, 
Regensburger  Chronik,  Bd.  1,  S.  346. 
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auch  hier  geht  der  Landesherrschaft,  der  Abtei 
Beicheiiaa,ein  grosser  Teil  ihrer  landesherrlichen  Rechte 
verloren  und  zu  diesen  Rechten  gehört  offenbar  auch  in 
Ulm  wie  in  anderen  Städten  das  Recht  der  Ernennung 
des  BQrgermeisters  des  Jndenyiertels  oder  Juden- 
freihofs,  des  Jadenhofmeisters. 

Wie  die  Zunftgemeinden,  Zunftgassen  oder  Zunftyiertel 
der  einzelnen  Handwerke  in  den  Vorst&dten  sich  auf  diese 
Weise  ziemlich  weitgehende  Befugnisse  betreffs  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  erkämpfen,  so  gelingt  dies 
jetzt  auch  den  Judenhofgemeinden  der  Vorstädte,  wie 
wir  oben  an  dem  Beispiel  von  Köln  des  Nähern  erörtert 
haben.**)  Der  Abschluss  der  Kaufverträgen. s.w.  erfolgt 
vor  dem  Judengericht  und  nur  die  gesetzlich  vorge- 
schriebene Beglaubigung  durch  den  landesherrlichen 
Beamten,  den  Schreinsamtschreiber  der  dortigen  Laurenz- 
pfarre, und  die  Urkundenbewahrung  findet  vor 
dem  königlichen  Gerichte  statt**),  wie  z.  B.  auch  für 
Oesterreich  eine  Verordnung  des  Herzogs  Wilhelm  vom 
Jahre  1396  bestimmt,  alle  Schuldbriefe  sollen  gemein- 
schaftlich vom  Stadtrichter  und  vom  Judenrichter 
gesiegelt  werden. 

Weitere  strengere  Verordnungen  betreffs  der  Ab- 
fassung vonSchuldurkunden  erfolgen  erst  im  U.Jahr- 
hundert So  wird  z.  B.  im  Jahre  1840  in  Rotenburg 
an  der  Tauber  verordnet,  alle  Schuldbriefe  sollen  alle 
zwei  Jahre  vor  Gericht  erneuert  werden,  widrigen- 
falls Hauptgut  und  Zinsen  verloren  sein  sollten.  So  wird 
auch  in  Frankfurt  am  Main  am  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts bestimmt,  die  Juden  sollen  ihre  Schuldbriefe 
binnen  zwei  Jahren  nach  der  Ausstellung  einlösen 
lassen.  Die  Massregel  bezweckte,  den  Gläubiger  und  den 
Schuldner  zu  zwingen,  von  Zeit  zu  Zeit  mit  einander  ab- 
zurechnen, und  dadurch  Betrügerelen  zu  verhOten.^"^ 

Wie  notwendig  es  im  Interesse  einer  geordneten  Rechts- 
pflege war,  betreffs  der  Schuldurkunden  den  Juden  auf 
die  Finger  zu  sehen,  zeigen  zahlreiche  Mitteilungen.  So 
gesteht  im  Jahre  1897  ein  Jude  vor  Gericht,  die 
Jaden  pflegen  in  anderen  Ländern  falsche  Schuldur- 
kunden zu  machen.  Sterbe  z.  B.  jemand,  von  dem  sie 
eine  Schuldurkunde  besitzen,  so  machen  sie  eine  andere 
Urkunde,  in  der  sie  den  Schuldbetrag  verdoppeln 
oder  erhöhen,  auch  machen  sie  andere  Siegel  an  die 
Urkunden  und  betragen  so  die  Leute.*')  So  nimmt  im 
Jahre  1378  die  Stadt  Augsburg  von  ihren  Juden  einen 

")  Vgl.  oben  8.  7  f. 

^  Stobbe,  Jaden  in  Deatschland,  8.  128  /. 
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Schaden,  d.  h.  eine  Entscbädigongssamme,  fOr  von  ihren 
Bürgern  seitens  der  Juden  zuviel  verlangten  Wucher  von 
Aber  100  000  (?)  Gulden,  weil  der  Augsburger  Jude  Baruch 
eine  gefälschte  Schuldurkunde  gegen  den  dortigen 
Vitztum  (yicedominus)  ausgefertigt  hatte/^) 

iL    JH%  tllgtmelBM  pftodrMliÜiohMi  Gnadait»  dtt  Kittslaltan. 

Nach  der  Ansicht  des  Corpus  juris  Canonici  war  der 
ursprüngliche  Zustand  die  Gotergemeinschaft.  Nach 
natürlichem  und  göttlichem  Rechte  sind  alle  Dinge  den 
Menschen  so  gemein  wie  die  Luft  und  das  Sonnenlicht  Er- 
zeugungskräfte sind  diemenschlicheErzeugungskraft  und 
die  Erzeugungskraft  der  Grundstücke,  Tiere,  Körner  u.8.w. 
Die  Zeit  ist  ein  Gemeingut  und  darf  nicht  verkauft 
werden.  Der  Kirchenvater  Ambrosius  verwirft  den  Ge- 
danken, als  hätte  der  gerechte  Gott  den  Einen  zum  Ueber- 
fluss,  den  Andern  zur  Dürftigkeit  bestimmt  Darum  dürfe 
niemand  so  unverschämt  sein,  Dinge  für  sein  Privat- 
eigentum zu  erklären,  welche  über  seinen  Privatbe- 
darf hinaus  dem  Gemeingute  entnommen  seien.  Mein 
und  Dein  ist  nur  durch  Menschenrecht  und  durch  den 
Sündenfall  entstanden,  also  der  Ungerechtigkeit 
entsprossen.  Man  kann  es  deshalb  wohl  im  gewöhnlichen 
Leben  dulden,  aber  im  Notfalle  hat  die  öffentliche 
Gewalt  das  Recht,  die  ursprüngliche  Gütergemein- 
schaft wiederherzustellen,  indem  sie  dem,  der  zuviel  hat, 
den  nötigen  Anteil  kraft  ihres  Amts  wegninmit  „Dulcis- 
sima  rerum  possessio  communis  esf  Diese  Anschauung 
weicht  vom  heutigen  Sozialismus,  wie  man  sieht, 
wesentlich  dadurch  ab,  dass  sie  auf  religiöser  Grundlage 
beruht  und  die  entschiedene  Verachtung  aller  irdischen 
Güter  ausspricht.  Die  Armut  ist  das  bessere,  Gott 
wohlgefälligere,  der  Reichtum  ist  nicht  geradezu 
Sünde,  aber  eine  hohe  Gefahr  für  die  Seele.  Der 
Eigennutz  als  Triebfeder  wirtschaftlicher  Thätigkeit 
ist  verwerflich.  „Avaritia'^  ist  Götzendienst,  die  „cupi- 
ditas^  ist  die  Wurzel  alles  Uebels;  beide  sind  darum  auszu- 
rotten. Alle  weltliche  Thätigkeit  ist  eigentlich  ein  Uebel; 
Spekulation  und  Wucher  sind  verwerflich.  Der  ungeheure 
Kirchenbesitz  des  Mittelalters  mit  seiner  grossartigen 
Armenpflege  war  der  Anfang  dieses  kommuni- 
stischen Ideals.  •^I 

Wucher,  d.  n.  Gewinn  aus  der  Stundung  einer 
Forderung,  zu  nehmen,  ist  nach  mittelalterlicher  An- 

^)  Von  ains  falschen  prie&  wegen,    von  ainen  iaden,  der  hieu 
Borocn"  (1873).    ,,Yon  des  brives  des  vitztums  von  Baraeh.''   Stobb&249. 
*^  Röscher,  Geschichte  der  NatuHialökooomik,  S.  6  f. 
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Bchaaang  f&r  einen  Christen  schlechthin  and  anter  jeder 
Form  verboten.  Wer  dies  that,  ohne  hieza  wie  der  öffent- 
liche Darleiher  von  der  Behörde  berechtigt  za  sein,  ist 
ein  Dieb  and  Räaber,  ja  noch  schlimmer  als  ein 
solcher,  die  Kirche  stösst  ihn  daram  aas  and  nimmt  ihn 
nur  anter  der  Bedingang  wieder  aaf,  dass  er  Alles,  was 
er  erwachert  hat,  wieder  zarückerstattet  Wer  dem  andern 
em  Hanptgat  leiht,  der  darf  nar  dieses  Eanptgat  and 
seine  Aaslagen  zarückyerlangen ,  anter  keiner  Form  aber 
eine  Vergfitang  f&r  die  Säamnis.  Es  ist  deshalb  aach 
verbotener  Wacher,  wenn  Jemand  einem  andern  etwas 
rerkaaft  and  mit  Bflcksicht  darauf,  dass  die  Zahlang  erst 
später  erfolgen  soll,  den  Preis  höher  stellt  oder  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  die  Zahlang  früher  erfolgt, 
niedriger.  (Discontgeschftft)  Jeder  derartige  Abzug  (Dis- 
cont)  ist  Wacher.  Der  Herr  hat  gesagt:  „Leihet,  dass 
ihr  nichts  dafür  hoffet'',  deshalb  ist  der  Wucher  (Discont) 
schlechthin  Sünde.  Wer  Geld  für  die  Säumnis  nimmt, 
der  verkauft  dem  Andern  etwas,  was  gar  nicht  besteht, 
setzt  uns  Thomas  von  Aquino  auseinander  und  das  Wiener 
Stadtrecht  vom  Jahre  1435  sagt,  die  Erlaubnis,  Geld  auf 
„Schaden''  bei  Juden  oder  Christen  aufzunehmen,  sei  zur 
Hälfte  ungültig,  da  man  rechtlich  nur  einem  Juden 
gegenüber  verpflichtet  sei,  eine  Forderung  auf 
Schaden  anzuerkennen.*^) 

Ein  ganz  anderer  Fall,  als  bei  dem  Darleihen  von 
Währungsgütem,  d.  h.  von  Sachen,  die  einen  obrigkeit- 
lich festgesetzten  Preis  hatten,  lag  vor,  wenn  es 
sich  um  das  Darleihen  eines  freien  Guts  handelte, 
Der  Ertrag  eines  wirtschaftlichen,  d.  h.  eines  durch 
den  Gebrauch  nicht  verzehrbaren,  einen  mehrmaligen 
Gebrauch  (secundns  usus)  zulassenden  Guts  bestand  nach 
der  Bechtsauffassung  des  Mittelalters  einmal  aus  dem 
»usus",  d.  h.  dem  Nutzen,  der  „Beute",  welche  dasselbe 
abwarf,  und  dann  aus  dem  „fructus",  d.  h.  dem  Ertrage, 
den  die  darauf  verwendete  persönliche  Arbeitskraft 
ergab.  Der  Bezug  des  ersten  dieser  beiden  Erträge,  der 
Rente,  des  usus,  war  das  Becht  des  Eapitalherrn, 
der  zweite  Teil  gebührte  dem  arbeitenden  Bewirt' 
schafter  desselben,  dem  „ Armmanne "  oder  Arbeiter, 
der  natürlich  ebensogut  gleichbedeutend  mit  dem  Hapital- 
berm  sein  konnte.  Der  Zins  oder  census,  die  Zehnte, 
die  Gülte  entsteht  nun  dadurch,  dass  ein  Eapitalherr 
sein  Becht  auf  den  usus,  d.  h.  die  nach  dem  Ausfall 
des  Geschäftsbetriebs  wechselnde  Beute  einer  Unter- 

^  Stobbe»  Jaden  in  Deutschland,  S.  115. 
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nehmung  einem  andern  gegen  festes  Entgeld  fiber- 
lässt  Der  Grandherr  z.  B.  leiht  einem  Zinsmann  sein 
Gnt  gegen  einen  Jahrzins,  dieser  Iftsst  es  von  seinem 
Knecht  bestellen  nnd  erhält  daf&r  als  Unternehmer,  als 
verbindendes  Zwischenglied  zwischen  Grundherr 
nnd  Arbeiter,  den  Mehrertrag  des  nsas  Aber  den  zu 
bezahlenden  censns,  beziehungsweise  tragt  den  ent- 
stehenden Minderertrag  des  usus  unter  den  census. 
Was  die  Wuchergesetzgebung  des  kanonischen  Rechts 
bezweckte,  war  also  nichts,  als  dafür  Sorge  zu  tragen, 
dass  der  Anteil  des  Eapitalherrn  am  Ertrage  des  yon 
ihm  hergeliehenen  nicht  verbrauchbaren  Gegenstands 
kein  übermässig  grosser  wurde.  Der  Zins  sollte  keine 
drückende  Abgabe  sein,  die  der  Schuldner  unter  allen 
umständen  zu  leisten  verpflichtet  war,  sondern  lediglich 
der  Ausdruck  der  Verbindung  des  kapitalbedürftigen 
Wirtschafters  mit  einem  besitzenden  Manne  zu  einer 
Erwerbsgesellschaft  mit  gemeinsamer  Teilung  von 
Nutzen  und  Schaden.  Der  Darleihende  sagte  sich, 
dass  er  sich  wirtschaftlich  dadurch  verbessern  könne, 
wenn  er  auf  eine  bestimmte  Zeit  sich  seines  Herrenrechts 
auf  den  Ertrag  seines  Eigentums  begab,  und  entschloss 
sich,  die  hiedurch  wie  er  hoffte  zu  steigernde  Bente 
aus  seinem  Besitz  fflr  eine  gewisse  Zeit  einem  andern 
abzutreten.  Von  dem  Tage  der  Beleihung  an  ist  von 
Bechtswegen  nicht  mehr  der  Eigentümer,  sondern  der 
beliehene  Unternehmer  der  Herr  des  usus  und  des 
fructus  des  dargeliehenen  Gegenstands,  der  als  solcher 
die  Verwaltung  oder  nutzbringende  Verwendung 
desselben  besorgt  und  so  lange,  als  die  Beleihung  dauert, 
den  voUen  Ertrag  des  usus  bezieht,  während  der  Eigen- 
tümer lediglich  den  ausbedungenen  festen  Zins  erhält 

Dabei  galt  aber  als  Grundsatz,  dass  der  Kapital- 
eigentümer  die  Leihgebühr  nicht  höher  ansetzen 
durfte,  als  der  Verlust  betrug,  den  er  durch  die  Weg- 
gabe des  von  ihm  dargeliehenen,  durch  den  Gebrauch 
nicht  verzehrbaren  Gegenstands,  des  Grundstücks,  der 
Baumwolltuche,  der  Goldstücke  u.  s.  w.  erlitt  Erhielt  er 
mehr,  so  hatte  er  dies  zur  Abschreibung  der  Schuld 
im  Interesse  des  Schuldners  zu  verwenden,  weil  eben  nach 
der  Ansicht  der  Eanonisten  und  Scholastiker  der  Eapital- 
herr,  also  der  Käufer  von  Zinsforderungen,  lediglich 
befugt  war,  sich  ausser  der  Bückgabe  seines  Hauptguts 
f Caput)  den  Verlust  fQr  die  Weggabe  seines  Guts 
(Interesse)  vergüten  zu  lassen  oder  den  Gewinn,  der  ihm 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfuss  (judicio  bonorum 
mercatorum)  entstanden  wäre,   wenn    er   sein  Hauptgut 


—     209    — 

anderweitig  verwendet  hätte  (Incrom  cessans).  Beides 
zQsammen,  Haaptgut  (capnt)  und  entgangener  Gewinn 
und  entstandener  Schaden  (interesse)  für  die  Yertrags- 
zeit  bildet  die  Schuldsumme  (sors).  lieber  diese 
Schuldsumme  hinaus  weitere  Forderungen  an  den 
Schuldner  zu  stellen,  ist  dem  Christen  nach  Ansicht  der 
Kirche  nicht  gestattet  Dagegen  ist  es  ihm  ganz  folge- 
richtig erlaubt,  sich  den  etwaigen  Schaden  ersetzen  zu 
lassen,  der  ihm  dadurch  entsteht,  wenn  der  Schuldner 
zur  festgesetzten  Zeit  seiner  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommt, da  er  hiedurch  behindert  ist,  seine  Sache  wieder 
selbst  umzutreiben. 

Beide  Faktoren  sind  schon  in  der  ältesten  Zeit  als 
berechtigt  anerkannt  worden,  während  aller  weitere  Gewinn 
als  Unrecht  bezeichnet  wird.  So  erkennt  schon  Graf  Albertus 
Magnus  von  Bollstädt,  der  bekannte  Dominikaner-Gelehrte, 
geboren  in  Lauingen  1205  (1193?),  das  Eecht  des  Gläubigers 
auf  den  Schaden  an  und  der  Dominikaner  Thomas  von 
Aquino,  geb.  1224,   billigt  auch  dem  Christen   den  ent- 
gehenden anderweitigen  landesüblichen  Gewinn  aus  dem 
Hauptgut  (lucrum  cessans)  als  erlaubten  Ertrag  seines  dar- 
geliehenen Geldes  zu.    Die  Höhe  war  damals  der  übliche 
Jndenzinsfuss  von    10  Prozent.     Wer  mehr  Gewinn   aus 
einem   Darlehen  nahm,   war   nach  der  Anschauung  der 
christlichen  Sittenlehre  ein  Wucherer  (usurarius),  dem 
die   kirchliche   Gemeinschaft,    der    Empfang   des 
Abendmahls  und  der  Sakramente  und  ein  ehrliches 
Begräbnis  zu  versagen  waren.    So  meint  der  Lehrer  der 
Staatswissenschaften  Heinrich  von  Langenstein,  den  der 
Herzog  Albrecht  ni.  von  Oesterreich  im  Jahre  1384 
an  die  Universität  Wien  berief,  alle  Spekulation  sei 
Klugheit  des  Fleisches  und  der  Welt,  die  nicht  aus 
Oott  sei.    Man  dürfe  wohl  in  der  Art  spekulieren,  dass 
man  mehr  wiederbekomme,  als  man   weggegeben 
habe,  aber  nicht  so,  wie  die  Wucherer  thun,  sondern 
indem  man  L*disches  opfere,  um  Ewiges  zu  erlangen.    Der 
Erde  solle  man  darleihen  für  zeitlichen  Gewinn,  also 
sein  Geld  den  Bauern  geben,  denn  auch  das  liebe  Tier 
gebe  für  Geringes  und  Massiges,  das  es  empfange,  Köstliches 
und  Vieles  wieder,  die  Tiere  für  ihr  Futter  Fleisch  und 
Blut,  der  Acker  für  ein  Saatkorn  das  Dreissig-,  Sechzig-  und 
Hundertfältige;  der  Staat  aber  sollte  nicht  zuviel  Grund- 
zinsen entstehen  lassen,  denn  eine  allzu  grosse  Ver- 
mehrung der  Rententitel  führe  zur  Ueberschuldung 
des  Landes;  da  sei  es  Pflicht  jedes  ehrlichenFürsten, 
dagegen    einzuschreiten.      Auch   Leibrenten,    die 
Lebensversicherungen  des  Mittelalters,  hält  Langenstein  für 
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nncftristlich.  du  sie  leicht  dazu  TerfQJiren,  den  Tod  da 
Veratchertßn  zu  wtkngchen,  nnd  auch  der  gerecht»  i 
Aosglelch  der  gegenseitigen  Leietung  (aeqaalitas)  alln 
UDgewlH  sei,  so  dass  jeder  YertragsschliesseDde  liofliB. 
mehr  sa  empfangen,  als  er  hingegeben  habe.  Ein  anilärcr 
Wiener  Staatsgelehrter  aus  derselben  Zeit,  Heinrich 
Holta,  Tfii-Iangt,  einem  Wucherer  und  Spekulanten 
sollte  kein  ehrliclier  Christenniensch  mehr  kochen,  Kleider 
machen,  ihn  ärztlich  behandeln,  man  sollte  mit  Uud 
fiberhanpt  nicht  mehr  verkehren,  um  ihn  zum  Bcwassi- 
sein  seines  Unrechls  zu  bringen;  auch  sollte  kein  armer 
Christ  oder  eine  fromme  Sammlung  eine  Unterstützung 
Ton  ihm  nehmen,  denn  im  erspekulierten  Gelde  sei 
kein  Segen.  T)as  „Negotium",  d.  h.  der  Spekulationa- 
bandel  Im  Ciegensat^ezum  ehrlichen  kaufniäitniscbeo 
Handel,  der  „mercatura",  nimmt  dem  Menschen  den 
Innern  Frieden  und  jene  seelische  Ruhe,  welch* 
ihn  iD  Oott  führt,  ist  die  Anschauung  des  Mittelalters. 
Des  Keuschen  vornehmste  Beschäftigung  ist  mA 
bleibt  nacli  Ansicht  der  christlichen  Kirche  der  Acker- 
bau, von  der  technischen  Beschäftigung,  der 
Industrie  and  dem  regulären  Kanfmannsg'eschäft 
meinen  die  Kirchenväter:  „Deo  non  displicunt",  Gott  hat, 
nichts  dagegen,  dagegen  der  Spekulant  (negotiator)  wird 
damit  abgefertigt,  daas  er  „Deo  placere  non  posse",  dass 
sein  Thun  Gott  nicht  wohlgefällig  sei.*')  i 

Thomas  von  Aqnino,  der  berühmteste  Theologe  des  | 
Mittelalters,  unterscheidet  zweierlei  Dinge,  solche  die 
durch  den  Gebrauch  selbst  verzehrt  werden  (res  con- 
8umptibilet<) ,  und  solche,  bei  denen  dies  nicht  geschieht; 
bei  den  letzteren  kann  man  sich  fOr  den  Gebrauch  etwas 
vergüten  lassen,  also  z.  B.,  wenn  man  Jemanden  ein  Ihm 
vermietet  oder  einen  Acker,  der  Frucht  trftgt  Anders  bei 
den  durch  den  Gebranch  verzehrbaren  Dingen.  Bei 
diesen  Iftsst  sich  der  Gebrauch  nicht  vom  Besitz  der 
Sache  selbst  trennen;  man  kann  nicht  Jemanden  ihren 
Besitz  ttbertragen  und  sich  dann  fllr  den  Gebranch  noch 
besonders  bezahlen  lassen.  Zu  diesen  Dingen  aber  ge- 
hßren  alle  sogenannten  WährungsgOter,  d.  h.  diejenigen 
Yerkaafsgegenstände,  welche  eine  obrigkeitlich  be- 
stimmte Taxe,  eine  Währung,  haben,  vor  allem  also 
die  Landesmflnze,  dann  aber  aber  auch  alle  zünftigen 
Terkaafsgegenstände,  wie  Brot,  Fleisch,  Fmcht,  Mehl, 
Eisen,  Salz  n.  s.  w.  Alle  diese  Dinge,  vor  allem  die 
Landesmfinze,  verzehren  sich  im  Gebrauche.   Landes- 


'^  BoKher,  Gfisddchte  des  'S«a(iwUhaufit&,%.  ^s&. 
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mfinze,  die  aasgegeben  ist,  bleibt  verzehrt.    Leiht  einer 
dem  Andern  Landesmünze,  so  hat  der,  welcher  dieselbe 
empfängt,  damit  das  Recht^  sie  zu  gebrauchen.    WOrde  er 
dagegen  aasser  dem  Haaptgute  samt  dem    Gewinn- 
en t  gang  nnd  Schaden  noch  weitern  Gewinn    nehmen, 
so   wäre   er    wie   Jemand,    der    einem    Ajidern    Wein 
verkaufte  nnd  sich  dann  nicht  blos  den  Wein,   sondern 
ausserdem  den  Gebrauch  des  Weins  ausbezahlen  liesse. 
Er  verkaufte  etwas,  was  gar  nicht  existiert,  das  besondere 
Recht  des  Gebrauchs,  was  doch  mit  dem  Besitz  der 
Landesmfinze   gegeben   ist/^     Man    sieht   aus  dieser 
Beweisführung    des    berühmten    Scholastikers,    dass    das 
Mittelalter    in   durchaus     sozial-neuzeitlicher    Auf- 
fassung den  einzig  gerechten  Begriff  vom  Gelde 
hatte.    Es  kannte  nur  einen  Ertrag,  der  entstand  aus  dem 
Znsammenwirken  von  Arbeitskraft  und  Arbeits- 
stoff, aber  jeder  im  Voraus  festgesetzte  Gewinnbezug 
dafttr,  dass  man  eine  beim  Gebrauche  verschwindende 
Sache  auf  Zeit  weggab,  war  ungöttUcher  Wucher  (U8ura\ 
der  keinem   Christen  zustand.     Wer    darum    absichtlicn 
Wacher  (usura)  nahm,  d.  h.  wer  einen  hOhern  Preis 
für  eine  durch  aen  Gebrauch  verzehrbare  Sache  forderte, 
weil   die  Heimzahlung    erst    später   erfolgte,    der 
verkaufte   seinem   Nächsten    die   Zeit.      Die    Zeit   lässt 
sich  aber  nicht  verkaufen,  sie  ist  ein  Gemeingut  Aller. 
Währung,  das  ist  ein  allgemein  giltiger  Satz  im  Mittel- 
alter, ist  unfruchtbar,  so  gut  wenn  sie  im  Kasten  liegt, 
wie  wenn  man  sie  ausleiht;  fruchtbar  ist  nur  die  Arbeit 
(Arbeitskraft),  die  mit  Hilfe  der  Naturkräfte  (Arbeits- 
stoff) Güter  hervorbringt     Währung  ist  lediglich  be- 
stimmt zum  Gebrauche  und  dadurch  aufgebraucht,  idso 
verzehrt.    Bei  der  Währung  giebt  es  nur  einen  primus 
asus,  einen  einmaligen  Gebrauch,  beim  freien  Gut, 
z.  B.  bei  der  Liegenschaft,  beim  Silberpokal,  beim 
Schiffen. s.w.,  einen  mehrmaligen (secundus  usus);  Währ- 
angsmünze  aber   ist  lediglich  zum  Kaufen  bestimmt; 
bat  sie  diesen  Zweck  erfüllt,  so  ist  ihr  Dienst  zu  Ende. 
War  so  das  Erhöhen  einer  Forderung,  also  das 
Nehmen  von  Schadenersatz  für  die  Stundung  eines 
verzehrbaren  Guts,  Wucher,  so  gab  es  auch  Münzen 
und  andere  Gegenstände,  welche  nicht  als  verzehr- 
bar angesehen  wurden,  weil  sie  nicht  allein  einen  Nenn- 
wert,  (einen    Gebrauchswert),    sondern    auch    einen 
Handelswert  hatten.*®)  Als  solche  Gegenstände  wurden 
alle  Sachen    angesehen,   welche  nicht    der    Landes- 

^  Boflcher,  Geschichte  des  Nationalökoiioimk,  8.  10. 
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währong  angehörten.  Diese  Sachen  waren  nicht  allein 
vorhanden,  nm  als  Zahlungsmittel  ond  zum  sofortigen 
Qebrauch  zu  dienen,  sondern  sie  waren  ein  Handels- 
gegenstand, der  keinen  von  der  Obrigkeit  festge- 
setzten Wert  hatte,  sondern  der  Handelskonjunktor 
unterlag.  Zu  diesen  Gegenständen  gehörte  vor  allem  bis  ins 
14.  Jahrhundert  das  Gold,  dessen  Wert  bei  der  Unsicher- 
heit der  damaligen  Mflnzverhältnisse,  namentlich 
den  grossen  Schwankungen  zwischen  derBelation 
von  Gold  und  Silber,  ein  durchaus  unbestimmter 
war;  der  Mfinzempfanger  konnte  damit  einen  Handels- 
gewinn machen  und  es  wurde  ursprünglich  nicht  als 
Wucher  angesehen,  wenn  ein  Christ  einem  andern  Christen 
eine  Anzahl  ausländischer  Münzen  (Abenteuergeld) 
oder  anderer  ähnlicher  Gegenstände  leihweise  fibergab  und 
dieser  als  Entgeld  fQr  deren  Benfltzung  einen  Zins  bezahlte. 
Ebenso  wie  mit  einer  Anzahl  fremder  Münzen  konnte  es 
selbstverständlich  mit  jeder  andern  vertretbaren  (fnn- 
giblen)  Handelsware  gehalten  werden,  d.  h.  mit  jeder 
Sache,  welche  nicht  in  denselben  Stficken,  sondern 
nur  in  gleich  guter  Menge  geliefert  werden  musste, 
z.  B.  einem  Ballen  Baumwolltuch  oder  Leinwand. 
Da  der  Beliehene  mit  diesen  fremden  Mfinzen,  Tuch- 
ballen u.  s.  w.  einen  Handelsgewinn  machen  konnte, 
lag  kein  Wucher  vor,  sondern  ein  redliches  Zinsge- 
schäft. Stieg  der  Wert  der  ungarischen,  böhmischen  oder 
rheinischen  Goldstücke,  so  konnte  der  Beliehene  einen 
Kursgewinn  machen,  fiel  der  Wert  der  dargeliehenen 
Bohbarchentfardel,  der  Leinwandfardel,  der  Golschentache, 
der  Edelmetallbarren,  so  konnte  er  damit  Verluste  er- 
leiden. So  bestimmt  z.  B.  die  Ulm  er  Judenordnung  vom 
Jahre  1385,  nicht  nur  die  Wechsler  sondern  auch  die  Juden 
sollen  unbehindert  redlichen,  ungefährlichen  Wechsel 
mit  rheinischem,  ungarischem,  böhmischem  und 
welschem  Gelde  treiben  dürfen,  da  das  alles  „Abenteuer- 
gut" sei."**)  Wucher  ist  dagegen,  wenn  einer  eine  Sache 
deshalb  teurer  verkauft,  weil  sie  erst  später  be- 
zahlt werden  soll,  ebenso  wie  es  Wucher  ist,  wenn  einer 
eine  künftig  zu  liefernde  Sache  deshalb  billiger 
verkauft,  oder  wenn  jemand  die  Heimzahlung  eines 
Darlehens  in  fungiblen,  d.  h.  vertretbaren  Gegen- 
ständen absichtlich  auf  eine  Zeit  ausbedingt,  wo 
diese  Dinge  teurer  sind. 

Immer    strenger    wurden    die   Ansichten    über    den 
Wucher    seit    dem    16.  Jahrhundert,    in   der   Zeit  des 

•*)  NOUinff,  Ulms  FischereiweBen,  8.  8. 
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Merkantilismus.    Je  mehr  sich  das  Zunftwesen  jetzt  unter 
dem  Rfickgang  der  Erwerbsyerhältnisse  verknöcherte,  je 
mehr  man  begann,  immer  weitere  Gegenstände,  so  das 
Gold,  die  Tficher,   zu  Währnngsgut,    zu  ztlnftigen 
Monopolartikeln  mit  festem  Preise  zu  machen,  je  mehr 
sich  der  zfinftige  Geist  auch  des  seither  dem  freien 
Verkehr  flberlassenen  Kaufhauses,  der  Wochen-  und 
Jahrmärkte  bemächtigte,  die  seither  als  notwendiges 
Gegengewicht   gegen    die  Uebergriffe  des  Zunftgeists 
gedient  hatten,  um  so  mehr  sah  sich  die  Darleihe  ein- 
geschränkt, so  dass  z.  B.  die  ülmer  Wucherver- 
ordnung  vom  Jahre  1501  das  Ausleihen  von  Tflchern 
zum  Spekulieren  gegen  Entgeld  als  Wucher  verbietet 
So  bestimmen  die  allerdings  im  Jahre  1555  wieder  auf- 
gehobenen 12  Wucherartikel  des  Ulmer  Stadtpfarrers 
Ulrich  Erafft  vom  9.  Juli  1501  ausdrücklich:  als  Wucher 
anzusehen  sei,  wenn  ein  Schuldner,    der  dem  verein- 
barten Wechsel,  d.  h.  dem  Schlussschein,  und  seiner 
Zusage  nach  dem  Gläubiger  rohe  Barchente  auf  Ascher- 
mittwoch nicht  bezahlt  habe,  dazu  gedrungen  werde,  4,  5 
oder  6  Gulden  von  einem  Fardel  tSr  die  Prolongation 
(fürs  „Anstehenlassen")  zu  geben,  oder  wenn  ein  Schuldner, 
der  die  Verpflichtung  flbernommen  habe,  ihm  gelieferte  rohe 
Barchente  auf  Aschermittwoch  zu  bezahlen,  vom  Gläubiger 
Verlängerung  (Zug)  bis  Jakobi  erhalte  unter  der  Bedingung, 
dass  er  den  Bleicherlohn  verlieren  solle,  wenn  er  auf 
Jakobi  wieder  verlängern  wolle ;  oder  wenn  der  Schuldner 
die  rohe  Ware,  auf  die  Viertage  nicht  bezahle   und  Ver- 
längerung bis  Jakobi  erlange  unter  der  Bedingung,  der 
Gläubiger  solle  dann  die  Ware  gebleicht  erhalten,  ohne 
dem  Schuldner  den  Bleicherlohn  zu  bezahlen,  oder  wenn 
einer  dem  andern  weisse  Ware  zu  leisten  schuldig  sei  und 
ihm  statt  derselben  rohe  gebe,  und  der  andere  rechne  ihm 
dann  für  das  Bleichgeld  mehr  auf,  als  dies  in  Wirklichkeit 
betrage,  so  dass  der  eine  übernommen  werde;  oder  wenn 
einer,  der  Geld  brauche,  zu  einem,  der  Tücher  habe,  komme 
nnd  demselben  solche  um  eine  bestimmte  Geldsumme  abkaufe 
in  der  Hofihung,  er  woUe  das  Tuch  wieder  verkaufen,  und 
der  Verkäufer  kaufe  dann,  wenn  der  Kauf  abgelaufen  sei, 
dem  Käufer  die  Tücher  um  einen  geringern  Preis  wieder 
ab,  als  er  sie  verkauft  habe,  oder  wenn  man  Tücher 
umwechle  und  der,  welcher  wechsle,  keine  Tücher  habe, 
sondern  dem  andern,  mit  dem  er  wechsle,  soviel  Geld 
gebe,  als  auf  dieselbe  Zeit  der  Tagespreis  der  Tücher  sei  ; 
das  alles  sei  gefährlicher  Wucher;  noch  mehr  Uhrecht 
aber  sei  es,  wenn  man  dem  Schuldner  weniger  Geld  gebe, 
als  das  Tuch  nach  dem  Tageskurs  wert  sei,  wie  es  auch 
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Wacher  sei,  wenn  einer  Tflcher  auf  Jakobi  anstehen  und 
einen  neuen  Schuldbrief  machen  lasse,  so  dass  es  scheine, 
als  ob  er  wieder  von  neuem  gewechselt  habe,  oder  wenn 
einer  einem  andern  Tflcher  leihe  und  dafür  eine  Ent- 
schädigung nehme.  Wucher  sei,  wenn  einer  einem  andern 
die  Lieferung  der  verfallenen  Tflcher  (den  Wechsel)  recht 
lange  anstehen  lasse,  und  dann  ffir  das  Wechselgeld  sich  ein 
weiteres  Tuchfardel  geben  oder  das  Fehlende  bar  daranf 
asahlen  lasse,  damit  ein  ganzes  Fardel  entstehe,  und  dieses 
dann  auch  verwechsle.  Auch  wenn  einer  einem  andern, 
auf  Georgi,  den  23.  April,  ein  weisses  Fardel  gebe  mit 
der  Bestimmung,  dass  dieser  ihm  auf  Jakobi,  den  25.  Juli, 
ein  rohes  Fardel  liefere,  und  dafflr  ein  Wechselgeld 
nehme  mit  der  Bestimmung,  der  andere  solle  ihm  anf 
Bartholomäi,  den  24.  August,  gebleichte  Tflcher  dafür 
geben,  und  dann  wieder  um  diese  Summe  wechsle,  so  seien 
das  auch  gefahrliche  Finten,  durch  welche  die  „üblichen 
Eaufmannswechsel  übernommen'*  werden.  Ebenso 
wenn  beim  Wechsel  mit  Bletzentflchern  der  Schuldner  die 
Tücher  auf  das  Ziel,  auf  das  er  gewechselt  habe,  nicht 
liefere,  weil  er  keine  Bletzen  habe,  der  Gläubiger  aber  auf 
der  Lieferung  bestehe  und  derart  mit  derselben  dränge, 
dass  der  Schuldner  statt  der  Bletzentflcher  wertvollere 
ganze  Währungstücher  zum  Preis  der  Bletzentflcher  liefern 
müsse  und  so  übervorteilt  werde.''®) 

Strenge  galt  ferner  bis  ins  15.  Jahrhundert  herein 
der  Bechtsgrundsatz,  dass  der  Pfandgegenstand  stets  in 
den  vollen  Besitz  des  Schuldners  übergehen  müsse. 
Es  war  also  nicht  gestattet,  Geld  auf  ein 'Grundstück 
zu  leihen  und  dessen  Ertrag  dem  Schuldner  zu  lassen, 
sondern  der  Geldgeber  musste  das  verpfändete  Grund- 
stück in  eigene  Verwaltung  nehmen  und  den  etwaigen 
Ertrag,  der  nach  Bestreitung  der  Bewirtschaftungskosten 
zuzüglich  seines  landesüblichen  Bentenentgangs  fßr  das 
dargeliehene  Kapital  (lucrum  cessans)  übrig  blieb,  zur 
Abschreibung  von  der  Schuldsumme  verwenden. 
Eine  Aenderung  hierin  kommt  erst  im  Jahre  1420  zu 
Stande.  War  es  seither  von  der  Kirche  strengstens  ver- 
boten gewesen,  den  Pfandgegenstand  im  Besitze 
des  Schuldners  zu  lassen  und  sich  lediglich  eine  fest- 
stehende Beute  verpfänden  zu  lassen,  so  wird  jetzt 
von  der  Kirche  gestattet,  Liegenschaften  auch  in 
der  Art  in  Pfandschaft  zu  nehmen,  dass  der  Pfand- 
gegenstand  im  Besitze  des  Schuldners  blieb  und 
von  diesem  als  Unternehmer  weiter  verwaltet  wurde.  So 

'•)  Nübling,  Ulmi  Bauwwollwebem,  8.  120  ff.  und  186  ff. 
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entstand  die  Einrichtnng  des  Bogenannten  Rentenfcanfs. 
Die  rechtliche  BegrDndoag  dieser  Einrichtnng  geschah 
dadarcb,  dass  die  Kirche  erklärte,  bei  diesem  Renten- 
kanfe  sei  ja  der  Schuldner  in  der  I^ge,  ans  dem  ver- 
pfandeteQ  Gegenstände  Erzengnisse  za  gewinnen,  also 
Ertrag  za  ziehen,  während  dies  bei  der  Satzung,  also 
dem  Verkaufe  mit  Vorbehalt  der  Wiedereiniasong,  nicht 
angieng,  weil  hier  der  Gläubiger  das  Pfandgut  in  Besitz 
nahm.  Diese  Satzung  war  deshalb  auch  als  Wucher 
strenge  verboten.'") 

Diese  allgemeinen  Grundsätze  bedingen  denn  auch  die 
ganze  Einrichtnng  des  mittelalterlichen  Darleihgeschäfts. 
Das  Darleihen  des  Gelds  geschieht  anter  Einsetzung 
Ton  Pfändern  and  es  ist  jedermann,  auch  dem  Christen, 
auch  im  Mittelalter  ohne  Anstand  gestattet,  einem  andern 
Geld  darzuleihen  und  sich  dafSr  eine  Pfandsicher- 
heit durch  persönliche  Bürgschaft,  Liegenschaften 
oder  Fahrnis  geben  zu  lassen,  nor  muss  dabei  stets  der 
betreffende  Ffandgegenstand,  also  auch  die  Liegenschaft, 
so  lange  in  den  Besitz  desGläubigers  tiberfährt  werden, 
bis  die  Auslösung  desselben  erfolgt,  so  dass  also  sämt- 
liche Erträgnisse  des  Pfandguts  dem  Pfandbe- 
sitzer zufallen.  Von  diesen  Erträgnissen  hat  nun 
der  Pfandbesitzer  diejenigen  Beträge  abzuziehen,  welche 
ihm  aus  der  Verwaltung  des  Pfandguts  als  Auslagen 
erwachsen,  und  sodann  den  Best  zur  Abschreibang  an 
seinem  Darlehen  za  verwenden.  Dass  zu  diesen  Auslagen 
auch  der  Gewinnentgang  (lacrum  cessans)  gehörte,  der 
dem  betreffenden  Geldherm  dadurch  erwuchs,  dass  er  sein 
Geld  dem  andern  gegeben  hatte,  wurde  dabei  als  ganz  in 
der  Ordnung  angenommen,  nur  durfte  dieser  Gewinnest- 
gang nicht  höher  gerechnet  werden,  als  der  gesetzliche 
Jodenzinsfuss  von  10  Prozent  betrug,  also  als  die 
Snmme,  welche  derGeldberr  dem  Judengeben  musste,  um 
das  benutzte  Darlehen  zn  erhalten,  da  man  nicht  verlangen 
konnte,  dass  er  sein  eigenes  Geld  weggab.  Die  sämtlichen 
Erträgnisse  des  Pfandgegenstands  aber  fielen  dem  Pfand- 
besitzer zu.  Der  Geldherr  gab  dem  Geldnehmer  eine 
bestimmte  Snmme  und  erhielt  dafdr  nicht  eine  andere 
Qeldleistnng,  sondern  dessen  Pfand.  Den  vollen  Er- 
trag der  Summe  erhielt  von  jetzt  an  der  Beliehen», 
den  Ertrag  des  Pfands  der  Geldherr.  Wie  er  das 
Pfund  nutzbar  amtrieb,  war  seine  Sache.  Vom  Ertrag 
iog  er  die  Verwaltnngskosten  zuzüglich  des  ihm  go- 
bShrenden  landesüblichen  Zinssatzes  ab,  den  etwaigen  Res' 

")  BoKfaer,  Geschichte  der  NatJoDOIOkonomik,  8.  10. 
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schrieb  er  bei  der  Rflckgabe  an  der  Schuld  gut,  so  dass 
der  Geldherr  also  den  Wert  seines  Darleihens,  das  es 
bei  der  anderweitigen  landesflblich-kanfmännischen  Yer- 
wendang  in  der  Darleihzeit  für  ihn  gehabt  hätte,  also  das 
Hauptgat  samt  seinem  Gewinnentgang  und  Schaden  (sors, 
d.  h.  Caput  und  lucram  cessans  und  damnnm  emergens) 
zaröckerhielt  Damit  war  er  dann  abgefunden;  er  hatte 
wieder,  was  er  hingegeben  hatte. 

Ganz  folgerichtig  war  deshalb  die  Forderung  ge- 
setzlicher    Yerzugsgebfihren    (usurae    punitoriae> 
erlaubt    So  wird  unter  Papst  Alexander  m.  auf  den 
Konzil  von  Tours  bestimmt,  wenn  jemand  eine  Liegea- 
sch aft  als  Pfand   f&r  ein  Darlehen  erhalten  habe,  so 
solle  er  dasselbe  zurückgeben,  sobald  er  sein  Hauft- 
gut  und  die  gehabten  Auslagen  aus  dem  Ertrage 
zurückerhalten  habe.'^^  Da  indessen  aus  einem  solchen 
Verhältnisse  leicht  ein  dauernder  Zustand  entstehen 
konnte,  wurde  bestimmt,  dass  der  Darleiher  dem  Schuldner 
den   Pfandgegenstand   entweder    gegen  Bezahlung 
solle  zurückgeben  oder,  wenn  diese  nicht  erfolge,  den- 
selben solle  verkaufen  müssen,  sobald  der  Geldherr  so 
viel  Zinsen  erhalten  habe,  als  das  Hauptgut  betrug, 
also  bei  10  Prozent  nach  10  Jahren.    Eine  Folge  dieser 
Bestimmung  war,  dass  die  Schutzjudenverträge  der 
Landesherrschaften    gewöhnlich    auf    10    Jalu«   ab- 
geschlossen wurden.    Erst  als  im  Jahre  1420  die  Kirche 
gestattete,   ein    Grundstück,    welches    im   Besitze   des 
Schuldners  blieb,  dauernd  mit  einem  festen  Zinse 
(Zehnten)  an  den  Geldherrn  zu  belasten,  wurde  es  möglich, 
mehr  Zinsen   aus   einem   Darlehen   zu  beziehen,  als 
dessen  Hauptsumme  betragen  hatte,  indem  der  Pfandherr 
das  Grundstück  jetzt  im  Besitz  des  Schuldners  lassen  und 
auf  beliebige  Weise  mit  einem  Zinse  belasten  konnte.^') 

t    Dn  ZlniUainliftadel  dtr  Jvdtn. 

Durch  das  ganze  Mittelalter  spielt  die  Frage  der 
öffentlichen  Darleiher  eine  hochbedeutsame  Bolle. 
Man  kann  nicht  ohne  Darleiher  leben,  die  Wirtschaft 
kann  ohne  Kredit  nicht  bestehen,  aber  die  Besorgung 
dieser  Verrichtung  muss  in  einer  Weise  erfolgen,  welche 
den  Gesetzen  der  wirtschaftlichen  Billigkeit  ent- 
spricht So  gestattet  die  Kirche  denn  jedem  ihrer  Ange- 
hörigen, von  einem  andern  Zinsen,  d.  h.  Zehnten 
(census)  oder  sogenannte  „Rente^,  aus  dessen  Wirt- 
schaftsbetriebe  oder  Unternehmung    zu  kaufen. 


^ 


Corp.  jud.  Canon,  8.  668  ff. 

Boscher,  Geschichte  der  Nationalökonomie,  8.  10. 
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nur  darf  er  seine  Forder ang,  die  er  als  Anteil  am  Ge- 
schäft^ewinn  des  andern,  als  Dividende,  erhält,  des 
Gewinns  wegen  elftem  dritten  nichtwiedery  erkaufen. 
Der  Zehnten  bezw.  Gültenzins  des  Mittelalters  ist  also 
die  festgesetzte  Leistung  an  Naturalien  bezw.  LandesmQnze 
für  Ueberlassung  des  Gebrauchs  einer  nicht  ver- 
zehrbaren Sache.  Er  ist  der  landesttbliche  Durch- 
schnittsanteil des  Kapitalisten  am  Ertrage  des 
Wirtschaftsbetriebs  des  Schuldners  und  dieser 
feste  Bezug  hat  nichts  Unrechtes  an  sich,  so  lange  er  sich 
in  angemessenen  Grenzen  hält.  Ist  der  Jahrgang  des 
stadtischen  Geschäftsbetriebs  oder  des  landwirtschaftlichen 
Hofbetriebs  ein  schlechter,  so  ist  der  Ertrag  des  Be- 
liehenen,  des  Handwerkers  oder  Bauern,  ein  kleiner,  ist 
der  Ertrag  ein  reicher,  so  macht  der  Beliehene  ein  gutes 
Geschäft 

Was  nun  aber  vOUig  verboten  war  und  von  der  Kirche 
als  Wucher  (usura)  bezeichnet  wurde,  weil  es  nur  dem 
gewerbsmässigen,  von  der  Behörde  belehnten  Darleiher 
(asorarius)  erlaubt  war,  war  der  Zwischenhandel  mit 
Forderungen,  d.  h.  der  gewerbsmässige  Ankauf 
von  Zehntbriefen  oder  anderen  Forderungsrechten  zum 
Zwecke  der  Stundung  gegen  Entgeld.  Nur  das  Nehmen 
Yon  Zins,  von  Beuten,  von  Ertraganteilen,  war 
also  erlaubt,  nicht  aber  das  Nehmen  von  Säumnis- 
gebühr.  Wie  jeder  Zwischenhandel  auch  mit  anderen 
Währungsgfltorn,  z.B.  mit  Frucht,  Brot,  Fleisch  u.  s.w. 
seitens  des  Landesherrn  nur  dem  hiemit  beliehenen  Mono- 
polisten zustand,  so  war  der  einzige,  der  solchen  Ankauf 
von  Forderungen  ausfiben  durfte,  im  Mittelalter  der 
npublicus  usurarius^,  der  öffentliche  Forderungshändler. 
DerZinszwischenhandelsberechtigte  ist  die  Landes- 
herrschaft, der  Grundherr,  und  in  Ubrem  Namen  und 
Auftrage  der  öffentliche  Wucherer. 

Die  Berechtigung  und  Notwendigkeit  derartiger 
Geschäftsleute  lag  nahe.  Der  Wirtschafter  braucht  Geld 
znm  Betriebe,  er  weiss  aber  in  zahlreichen  Fällen  nicht, 
wohin  er  sich  zu  wenden  hat.  Diese  Lücke  füllt  der 
nsnrarius  aus.  Er  giebt  dem  geldbedürftigten  Unternehmer 
das  von  ihm  gebrauchte  Geld  und  lässt  sich  dafür  einen 
Schnldbrief  ausstellen  oder  er  kauft  solche  Zehntbriefe  bei 
anderen  Kapitalisten  und  treibt  den  Zehnten  vom  Schuldner 
ein,  indem  er  die  Gebühr  fOr  seine  Mühewaltung,  die 
Qsora,  darauf  schlägt,  und  somit  den  Zins  vergrössert 
Allen  Christen  aber  ist  es  strenge  verboten,  eine  be- 
stiimnte  Summe  in  der  Währung  des  eigenen  Lands 
einem  andern  darzuleihen    und    sich  dafür  ein  Entgeld 
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aaBzobedingen.  Die  Amitelliuiff  eines  trockenen  oder 
eigenen  Wechsels,  also  die  Ansstellnng  eines  ScheinSi 
durch  welchen  sich  der  Anssteller  Yerpflichtet,  an  eineni 
bestimmten  Tam  eine  fest  bestimmte  Snmme  m  be- 
zahlen, ist  strafbar. 

Die  Einrichtung  der  nOffentlichen  Darleiher* 
erfolgt  auf  Grund  der  Erkenntnis  der  BdiSrdM,  dass  das 
Darlehensbedflrfiiis  auf  PflLnder  dnrch  den  freien  Ver- 
kehr, das  einflache  Darlehen  gegen  Pftnder  nicht  gedeckt 
wird.  Die  Behörde  sagt  sich,  dass  es  besser  ist,  be- 
stimmten unter  Aufisicht  der  Behörde  stehenden  Personen 
die  BefMedigung  der  eine  Stundung  ihrer  Fordemngen 
bezweckenden  Schuldner  als  Monopolgewerbe  sn  Aber- 
lassen,  als  bei  freiem  Wettbewerb  allen  Krebs- 
schäden dieser  Einrichtun|f  ThDre  und  Thor  lu  OffiieiL 
Man  sieht,  es  ist  der  gleiche  Qesichtspunkt,  ans  dem 
heraus  die  ganze  öffentlich-rechtliche  iwangs- 
körperschaftliche  Gestaltung  des  mittelalter- 
lichen Erwerbslebens  erfolgt,  aas  dem  heraus  die 
angesehene  grobwarenhandelnde  Eanflentezanft,  die  WoU- 
händlorgenossenschaft,  die  feinwarenhandelnde  Krämer- 
zoiift,  die  Handwerkerinnung  bis  herunter  zum  privilegierten 
Franenwirt  und  Henker  entsteht 

War  die  Gefahr  für  den  öffentlichen  Nutzungs- 
händler, um  seine  Forderung  zu  kommen,  in  der  B^el 
wohl  keine  sehr  grosse,  da  er  ja  immer  zwei  Bürgen 
und  Selbstzähler,  nämlich  den  ersten  Eigner  der  rück- 
ständigen Forderung  und  den  Pfandschaftsschuldner, 
hatte,  so  war  dafQr  die  Aussicht,  seine  Forderung  nötigen 
Falls  nur  durch  gerichtliche  oder  sonstige  Zwangs- 
mittel erhalten  zu  können,  ein  Faktor,  mit  welchem 
er  in  hohem  Grade  zu  rechnen  hatte,  und  welcher  das 
Gewerbe  zu  einem  wenig  angenehmen  stempelte  und  ihm 
die  Eigenschaft  des  Anrüchigen,  Unehrlichen  verlieh. 
War  der  öffentliche  Forderungshändler  einerseits  ver- 
pflichtet, jedem,  der  ein  Darlehen  gegen  Pfänder 
verlangte,  ein  solches  bis  zum  halben  Werte  des  Pfands 
zu  besorgen,  so  blieb  ihm  auch,  wenn  er  nicht  in 
Hunderten  von  Fällen  um  sein  gutes  Geld  kommen  wollte, 
nichts  übrig,  als  in  Fällen  mit  Härte  aufzutreten,  wo  der 
gemeine  Mann  das  Gefühl  hatte,  dass  hier  Mitleid  und 
Nachsicht  am  Platze  wäre.  Dass  der  Jude  sich  zu 
diesem  Handwerk  herbeiliess,  hat  ihm  deshalb  auch  der 
gemeine  Mann  nie  verziehen  und  hat  dem  öffentlichen  - 
Darleiher  von  Anfang  an  seinen  Makel  verschafft  wie  dem — 
6i^erichts Vollzieher  (Fronboteii^,  öäul  öffentlichen  Henker*" 
und  Frauenwirt,  ja  wie  ^ogei  öi^m  mX»  öÄm  ^^x^T^ÄÄSÄr-*" 
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arbeitenden  Arzte,  dem  im  Mittelalter  sogenannten 
Scheerer.  Alle  diese  (bewerbe  verlangen  eine  gewisse 
Rauheit  des  Charakters,  einen  Grad  von  Hartherzig- 
keit, den  der  Durchschnittsmensch  nicht  billigen  kann, 
and  man  sah  jeden,  der  sich  dazu  hergab,  ein  derartiges 
Handwerk  zu  treiben,  wohl  oder  fibel  mit  scheelen  Augen 
an,  es  galt  nicht  für  anständig,  mit  derartigen  Leuten 
Umgang  zu  pflegen,  man  mied  ihre  Gesellschaft  und 
reizte  sie  damit,  den  Ersatz  f&r  die  hiedurch  erfolgte 
„capitis  minutio"  in  anderen,  minder  edlen  Genüssen  zu 
suchen,  welche  ihnen  der  in  der  Segel  um  so  reichere 
wirtschaftliche  Ertrag  ihres  Gewerbs  gestattete.  Nie- 
mand zwang  den  Juden  gerade,  sich  zum  öffentlichen 
Forderungshändler  herzugeben,  der  Menschheit  diesen 
Schergendienst  zu  leisten;  wiederholt  stellte  es  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  den 
Juden  frei,  sich  der  „gemeinen  Kaufmannschaft  und  dem 
Handwerk"  zu  widmen.  Die  Juden  machten  davon 
keinen  Gebrauch,  sie  mieden  lieber  das  Land. 
Was  also  dem  Christen  verboten,  dem  „öffentlichen 
*  Wucherer"  aber  erlaubt  ist,  das  ist  der  „Vorkauf  von 
Forderungen",  der  Aufkauf  von  rückständigenZijis- 
und  anderen  Forderungen  zum  Zweck  der  Stundung 
gegen  Entgeld,  der  Kleinhandel  mit  Forderungs- 
rechten, mit  Nutzungen.  Wie  nur  der  Krämerzünftige 
Einfuhrware  in  Ulm  aufkaufen  und  daselbst  mit  Gewinn 
wiederverkaufen  darf,  wie  nur  der  zünftige  Zimmermanns- 
meister Zimmergesellenarbeiten  in  Ulm  kaufen  und  da- 
selbst mit  seinem  Meisternutzen  weiterverkaufen  darf,  so 
darf  nur  der  zünftige  „Forderungshändler"  (publicus 
nsnrarius)  Forderungsansprüche  (usus^  aufkaufen  und  ffir 
deren  Stundung  ein  biUiges  Entgela,  einen  Lohn,  eine 
Entschädigung,  einen  Aufschlag  (justam  praestationem, 
jnstum  fenus),  ein  Gesuch,  eine  Suchgebtlhr  (provisio) 
nehmen.  So  ist  die  usura  eine  gesetzUch  eingerichtete 
Abgabe  des  Schuldners  an  den  gewerbsmässigen  usu- 
rarius  f&r  die  Bemühungen  desselben.  Während  der 
Geldherr  eines  Unternehmers  sich  mit  seiner  Rente  (usus), 
mit  der  Bückgabe  (rendita)  seines  weggegebenen  Kapitals, 
mit  seiner  vereinbarten  Forderung  für  die  Weggabe  seines 
Hauptguts  begnügen  muss,  darf  der  öffentliche  Dar- 
leiher ein  justum  fenus  als  Entschädigung  für  das 
Sachen  des  Gelds  als  „Gesuch"  (provisio)  in  Gestalt  der 
usura  beziehen  und  diesen  Judenzins  von  10  Prozent 
darf  deshalb  auch  der  christliche  Geldherr  als 
lacrum  cessans  zum  Hauptgute  schlagen,  da  er 
dem  justum  fenus  oder  dem  gemeinen  kaufmannsmässigen 


—     220    — 

Gewinnanteil  entspricht,  wie  er  jedem  freien  Gross- 
händler und  Geldherrn  za  beziehen  erlaubt  ist,  eine 
gerechte  Dividende  ist,  kein  angerechter  Abgabenzins 
ohne  Rficksicht  auf  Wohl  nnd  Wehe  des  Scholdners. 
Deshalb  war  auch  jedem  Christen  eine  Vergfitnng  für  die 
Gefahr,  ein  „fenus  Incratiyum'' ,  erlaubt,  sobald  es  sich 
um  eine  besondere  Gefahr  handelte,  wie  zum  Beispiel  bei 
Darlehen  zu  Bhed er eiz wecken,  wo  Schiff  und  Ladung 
verloren  sein  konnten.''*)  Usura  est,  quidquid  accedit" 
Usus,  d.  h.  Forderungsrechte  zu  vereinbaren,  ist  jedermann 
berechtigt,  „usura"  zu  beziehen,  ist  Privilegium  der 
lombardischen  oder  jüdischen  Wuchergenossenschaft 
des  Landes.  Die  „usura"  ist  die  Belohnung  des 
Geldstunders,  das  „justum  fenus"  desselben. 

Dem  Christen  ist  also  wohl  gestattet,  Rente  za 
kaufen,  d.  h.  Forderungsrechte  auf  einen  be- 
stimmten Tag,  auf  Termin,  zu  vereinbaren,  ver- 
boten ist  ihm  nur,  bei  Nichteinhaltung  dieser  Yerfallzeit 
Säumnisgebflhr  zu  nehmen.  Doch  ist  auch  dieses 
Verbot  dem  frühern  Mittelalter  fremd  und  erst  aufge- 
kommen, seit  das  Konzil  von  Trier  im  Jahre  1227  sich 
zu  dieser  Bestimmung  entschlossen  hatte.  Seither  hielt  die 
Kirche  diese  Bestimmung  aufrecht  bis  zum  Jahre  1571, 
wo  das  Nehmen  von  Säumnisgebühren  auch  dem 
Christen  auf  der  Synode  von  Besan^on  wieder  ge- 
stattet wurde,  wenn  bei  Abschluss  des  Schuldvertrags  die 
Vertragsschliessenden  sich  darüber  geeinigt  hatten.  So 
wurde  das  Jahr  1227  das  Geburtsjahr  der  öffentlich- 
rechtlich  gegliederten  Forderungshändlerge- 
nossenschaften oder  Wuchererzünfte,  welche  durch 
die  weiteren  Konzilien  von  Trier  im  Jahre  1238,  von 
Wien  im  Jahre  1287  und  von  Köln  im  Jahre  1300 
weitere  Ausgestaltung  erhalten  haben,  und  auch  Ulm  hat 
damals  wohl  seine  durch  das  Stadtrecht  vom  Jahre  1292 
als  längst  hergebrachte  Einrichtung  erwiesene 
Judendarleiherkörperschaft  bestätigt  erhalten,  die 
dort  wahrscheinlich  seit  dem  Jahre  1188  im  Schutze 
des  Klosters  Eeichenau  und  der  diesem  unterstellten 
Wengenpropstei  bestand  und  272  Jahre  lang  bis  zar 
Austreibung  im  Jahre  1499,  freilich  unter  wechselnden 
Schicksalen  dieser  Genossenschaft,  bei  sich  behalten. 

Man  sieht  überall,  wo  man  im  Kleinverkehr  mit 
Währungsgütern   eine  Vergütung,   einen   Wucher 

*«)  Ueber  das  „Fenns  nauticum/*  den  RhedereigesellscbaftSTertnig  mit 
hohem  Divideudenanteil  dea  Darleihers,  vgl.  Brixener  Synode  Tom  Jahre  1003. 
,  J^enns  est,  qui  aliquid  praestaV',  also  Teünahme  am  Gewinn  oder  Schaden, 
tiandelsgeseUschaft.    Vergl.  Neomann,  Geschichte  des  Wuchers,  B.  49. 
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(asnra)  gestatten  muss,  gilt  als  das  eigentlich  za  ver- 
gütende die  Arbeit,  die  Mflhewaltung;  so  also  auch 
beim  gewerbsmässigen  Fordernngshandel.  Als  dieser 
aufkommt  nnd  sich  ungemein  rasch  Bahn  bricht,  kann 
man  nicht  anders,  als  dem  Darleiherhandwerk  einen  Vor- 
teil davon  zugestehen.  Dennoch  hält  man  an  dem  Grund- 
satze fest,  dass  nur  die  Arbeit  des  Darleihers  belohnt 
wird,  der  f&r  die  Mähe  des  Aufsuchens  (provisio)  des 
Gelds  beim  Geldherrn  oder  die  Beschafifung  des  Gelds  aus 
seinem  eigenen  Vorrat,  also  für  die  Beförderung  des  Gelds, 
einen  Lohn  verdiente.  Auch  hier  ist  der  Grundsatz: 
Geld  ist  nichts  und  schafft  nichts,  Arbeit  ist  Alles. 
So  entsprach  die  alte  Auffassung  vom  ordentlichen 
Judenp fände  der  heutigen  Auffassung  vom  Inhaber- 
papier"^^)  und  der  Judenpfandschein  des  Mittelalters 
mit  seinen  B Argen  entsprach  formell  und  materiell  dem 
anerkannten  Wechsel  unserer  Zeit.  Wie  beim  heutigen 
Inhaherpapier,  der  Obligation  auf  den  Träger  und  dem 
Wechsel,  der  Schuldner  verpflichtet  ist,  jedem  Inhaber 
seiner  Schuldurkunde  die  darin  eingeräumten  Leistungen 
auszufahren,  so  ist  dies  auch  beim  Judenpfande  des  Mittel- 
alters der  Fall.  Nach  mittelalterlichem  Rechte  hatte  jeder 
Schuldner  die  Befugnis,  durch  Ableistung  des  Eids, 
dass  er  nichts  schuldig  sei,  sich  rechtskräftig  von 
einer  Forderung  zu  befreien,  so  dass  jedes  weitere 
Beweismittel  des  Klägers  ungültig  war.  Besass  dagegen 
der  Gläubiger  einen  Pfandschein,  also  einen  Wechsel, 
so  konnte  er,  wenn  auf  Bflckgabe  dieses  Pfands  ge- 
klagt wurde,  sich  ebenso  durch  den  Eid,  dass  er  eine 
Forderung  in  bestimmter  Höhe  habe,  dieses  Pfand 
sichern.  Dabei  hatte  der  öffentliche  Darleiher,  aber 
nur  dieser,  das  Vorrecht,  nicht  blos  die  Höhe  der 
Hauptschuld,  sondern  auch  der  dazu  gekommenen 
Wucherschuld  (usura)  zu  beschwören,  weil  dem  Christen 
bei  Darlehen  an  andere  Christen  nur  das  Nehmen  von 
einmaligen  Zinsen  in  Gestalt  des  ihm  aus  der  Weg- 
gabe seines  Hauptguts  entstehenden  Gewinnentgangs 
(lucrum  cessans^  bis  zur  Höhe  des  ordentlichen  oder 
„gemeinen"  Juaenzinsfusses  von  in  der  Regel  10  Pro- 
zent zustand,  wie  er  solche  dem  Juden  zahlen  musste, 
bei  dem  er  die  betreffende  Summe  beschafft  hatte,  oder  die 
ihm,  falls  er  das  Geld  selbst  besessen  hatte,  dadurch  ent- 
gieng,  dass  er  dieses  Geld  nicht  anderweit  hatte  umtreiben 
nnd  einen  billigen  Nutzen  damit  hatte  erzielen  können 
Nur   durfte    dieser  Nutzen   eben    nicht    höher   als    au 


'*)  Btobbe,  Juden  in  DentacUand,  8.  248,  Ua 
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10  Prozent  bezw.  den  sonst  festgesetzten  ^gemeinen 
Jndenzinsfnss^  berechnet  werden,  während  das  Zu- 
schreiben rückständig  gebliebener  Zinsen  zum 
Hanptgnte  nnd  damit  die  Bildung  eines  neuen 
Hauptgnts,  also  das  Nehmen  von  Zins  vom  Zinse,  das 
Erheben  einer  Gebühr  f&r  die  Stundung  einer  aner- 
kannten Forderung,  nur  dem  von  der  Landesherrschaft 
damit  belehnten  „Ofifentlichen  Forderungshändler^,  dem 
„usurarius  publicus^,  gestattet  war.  Die  Verpfändung 
des  Wertgegenstands  an  den  christlichen  Kapitalisten 
geschah  deshalb  nur  auf  ein  Jahr;  wurde  nach  Ablauf 
desselben  die  eingegangene  Verpflichtung  vom  Schuldner 
nicht  erfüllt,  so  hatte  der  Kapitalist  das  Recht,  den  nicht 
ausgelosten  Pfandschein  zu  verkaufen  und  sich  auf 
diese  Weise  fQr  den  Schaden  (damnum  emergens),  der 
ihm  aus  der  Nichtbezahlung  der  Schuld  erwuchs,  schad- 
los zu  halten.  Zum  Aufkauf  dieser  Pfandscheine  war 
aber  nur  der  Jude  berechtigt. 

Wie  scharf  sich  infolge  der  zunehmenden  Auswucherung 
des  Volks  durch  die  Juden  die  Verhältnisse  gerade  seit 
dem  Beginne  des  13.  Jahrhunderts  zuspitzten,  so  dass 
vielfach  seitens  der  Schuldner  grosse  Oewaltthätig- 
keiten  verflbt  wurden,  zeigen  viele  Nachrichten.  So 
bestimmt  das  Osterreichische  Judenprivileginm  vom 
Jahre  1244,  wenn  ein  Jude  auf  Liegenschaften  oder  gegen 
Pfandbriefe  den  Qrossen  des  Landes  Gteld  leihe  nnd 
dies  durch  Brief  und  Siegel  beweise,  so  solle  ihm  der 
Herzog  die  verpfändeten  Besitzungen  wie  andere 
Pfänder  zuweisen  und  ihn  darin  gegen  Gewalt 
schätzen,  und  wenn  ein  Christ  einem  Juden  gewaltsam 
seine  Pfandbriefe  wegnehme  oder  sonst  Gewalt- 
thätigkeiten  in  dessen  Hause  verübe,  solle  er  wegen 
Schädigung  der  herzoglichen  Kammer  streng  be- 
straft werden.  So  befiehlt  am  9.  Juni  1246  KOnig  Konrad  IV. 
dem  Gerhard  von  Sin  zig,  als  Burggrafen  von  Lands- 
kron,  ohne  Aufschub  dem  Konrad  von  Brauneck  fDr 
einen  Juden,  den  dieser  gefangen  halte,  100  Mark 
Kölnisch''^  zu  zahlen,  damit  der  Jude  frei  komme.''^) 

Genau  entsprechend  der  Rechtsauffassung  der  neueren 
Zeit  vom  Inhaberpapier  und  dem  Wechsel  hatte  also 
auch  im  Mittelalter  der  Pfandgläubiger,  wenn  der  be- 
treffende Pfandschein  verfallen  war,  das  Eecht,  sich  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  mit  dem  Pfände  bezahlt 
zu  machen.    So  bestimmt  z.  B.  das  Judenprivileginm  des 

^  Nach  heatigem  Geldwerte  24000  Mark.    (1  Blark  Eölnisdi  fläch 
40  Mark).    AronioB  289. 

*^  AroniuB,  Begesten  snr  Geschichte  der  Jodeo,  S.  168,  234  f^  289. 
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Herzogtoms  0 es ter reich  vom  Jahre  1244,  dasswenn  ein 
Jade  ein  Pfand  von  einem  Christen  ein  Jahr  durch 
in  Händen  gehabt  habe,  ohne  dass  es  ausgelost  worden 
sei,  er  dasselbe  solle  verkaufen  dfirfen,  falls  der  Pfand - 
wert  die  geliehene  Summe  nicht  übertreffe,  doch  solle 
er  vorher  dem  Gericht  Anzeige  hievon  machen  müssen. 
Sei  das  Pfand  aber  Jahr  und  Tag  bei  einem  Juden 
geblieben,  solle  niemand  mehr  darüber  Bede  zu  stehen 
haben.  Wenn  ein  Christ  behaupte,  er  habe  einem  Juden 
etwas  verpfändet,  und  dieser  leugne  es,  solle  der  Jude, 
falls  der  Christ  die  Wahrheit  der  Angabe  des  Juden  be- 
streite, sich  durch  den  Eid,  dass  ihm  nichts  verpfändet 
worden  sei,  von  diesem  Verdachte  reinigen  dürfen.''^ 

So  bestimmt  das  Ulmer  Stadtrecht  vom  9.  August  1296''^*) 
wegen  Forderungen  von  Grundzinsen  und  Pfand- 
schulden solle  eine  einmalige  Ladung  durch  den  Fron- 
boten genügen,  kein  Bürger  solle  einen  andern  Bürger  in 
Schuldhaft  nehmen  dürfen,  Bürgschaftsleistungen 
der  Bürger  (vadimonla)  unter  sich  sollen  verboten  sein,  ebenso 
Ladungen  vor  fremde  Gerichte  oder  geistliche  Gerichte 
bei  Streitigkeiten  von  Bürgern  mit  Bürgern,  alle  Pfänder 
aber,  welche  dem  Verkaufe  ausgesetzt  wurden,  sollten  sofort 
nutzbringend  „bei  den  Juden^  (apud  Judaeos)  der 
Stadt  angelegt  werden,  falls  dies  möglich  war,  andern  FaUs 
aber  „unter  Benachrichtigung  des  Eigentümers  vor  Zeugen^ 
verkauft  werden.  Pferde  von  Geistlichen,  Rittern  und  Edel- 
knechten (ministri)  durften  für  anerkannte  Forderungen  in 
den  Herbergen  gepfändet  werden,  keinem  Bürger  aber 
durfte  sein  von  ihm  selbst  bewohntes  Haus  mit  Beschlag 
belegt  werden,  so  lange  noch  andere  Pfandgegenstände  wie 
Zugvieh,  Aecker,  Wiesen  u.  s.  w.  vorhanden  waren.  Hatte 
einer  seine  Güter  einem  Andern  gegen  Zins  geliehen,  so  sollte 
der  Gläubiger  dieses  Zinspflichtigen  das  Hecht  haben,  gegen 
üebemahme  des  betreffenden  Zinses  die  genannten  Güter 
zn  seiner  Befriedigung  an  sich  zu  ziehen.  Von  der  Septua- 
gesima  bis  zur  Osteroktave  durfte  niemand  einen  Eid  in 
Schuld  Sachen  schwören;  die  während  dieser  Zeit  beim 
Sericht  anfallenden  Eide  wurden  vorgemerkt,  mit  dem  Ab- 
leisten aber  bis  zum  obigen  Zeitpunkte  zugewartet  Klagte 
ein  Bürger  während  dieser  geschlossenen  Zeit  gegen  einen 
andern  Bürger  in  Schuldsachen,  so  musste  eine  einstweilige 
VerfDgung  getroffen  werden,  wodurch  eine  Sicherung 
des  Klägers  durch  ein  „bei  den  Juden^  zu  hinter- 
legendes Pfand  erfolgte;  die  hiedurch  entstehenden 
Kosten  wurden   dann   den  Kosten   des  Hauptverfahrens 

^  Aroniiis,  BegeBten  snr  Geschichte  der  Jaden,  8.  277. 
^  Preuel,  Uhner  ürkondenlmch,  Bd.  1,  8.  990  £ 


—    224    — 

zugeschlagen,  so  dass  deijenige,  welcher  schliesslich  Becht 
behielt,  von  diesen  Kosten  freiblieb.  Hatte  ein  Bfirger 
Lehensgttter  im  Gebiete  der  Stadt  inne  und  befriedigt« 
seine  Gläabiger  nicht,  so  hatte  der  Gläubiger,  wenn  er 
sein  Guthaben  als  zu  Recht  bestehend  nachgewiesen  hatte, 
das  Becht,  dieses  Lehen  in  derselben  Form  und  mit  den 
gleichen  Befugnissen  wie  der  beklagte  Lehenstrager  in 
Besitz  zu  nehmen;  wollte  aber  der  Grundherr,  dem  das 
Lehen  gehörte,  den  Gläubiger  nicht  damit  beleihen,  so 
stand  dem  Kläger  das  Recht  zu,  das  betreffende  Lehen 
als  Pfand  in  Besitz  zu  nehmen.^) 

Ein  weiteres  wichtiges  Vorrecht  der  öffentlichen 
Darleiher  war,  dass  sie,  wie  heute  der  Wechsel- 
gläubiger,  beim  Bankbruch  stets  das  erste  Recht 
auf  Befriedigung  hatten.  So  räumt  im  Jahre  1380 
der  Herzog  Friedrich  von  Bayern  den  Juden  seines 
Herzogtums  das  Vorrecht  ein,  nicht  nur  selbst  pfänden 
lassen  zu  dürfen,  sondern  auch  die  „ersten  Gelter''  zn 
sein,  d.  h.  bei  einer  Zwangsvollstreckung  das  erste  Recht 
zur  Befriedigung  zu  haben.^') 

So  wird  in  dem  Landfrieden,  den  im  Jahre  1255  der 
Herzog  Heinrich  von  Bayern,  die  Bischöfe  Otto  von 
Passau,  Koni*ad  von  Freising,  Heinrich  von  Bam- 
berg und  zahlreiche  Grafen,  Freie  und  Dienstmannen  auf 
zwei  Jahre  schliessen,  unter  anderm  bestimmt,  wenn  ein 
Christ  ein  Darlehen  auf  Pfänder  gebe  und  dabei  eine 
Säumnisgebühr(usura)  nehme,  ohne  sich  hiebe!  der 
Hilfe  eines  Juden  zu  bedienen,  solle  dies  als  Land- 
friedensbruch gelten. ^^)  Nur  die  Juden  sollen  dies 
dürfen;  wenn  ein  Jude  aber  hiebei  mehr  als  2  Pfg.  yom 
Pfund  fär  die  Woche  nehme,  solle  er  dem  Richter  1  Pfand 
geben  müssen.^') 

In  welcher  Weise  damals  die  Darlehensverträge  ab- 
gefasst  wurden,  zeigen  zahlreiche  Beispiele.  So  gebraucht 
z.  B.  im  Juni  1260  der  Edelmann  Ulrich  von  Wahrberg 
Geld  und  erhält  solches  von  dem  Juden  Jakob.  Als 
Sicherheit  far  sein  Darlehen  erhält  der  Jude  den  Zehnten 
des  Dorfs  Elgersheim  bei  Mergentheim  mit  allen 
Rechten  auf  3  Jahre  verpfändet.  Der  Ertrag  eines  vierten 

■^  Bazing,  Ulmer  Stadtrecht  in  den  Wfirtt  Vierteljahnheften  1891, 
8.  95  ff. 

*')  Stobbe,  Jaden  in  DenUchland,  S.  249. 

**)  Es  Bol  dehein  Christen  gesach  nemen  noch  pfant  anf  den 

schaden  setzen,  niman  an  (ohne)  die  iuden  oder  er  ist  fHdbricb. 

Der  Christ  darf  also  sowohl  „Gesuch**,  d.  h.  S&umnisgebOhr,  berechnen,  als 

seinen  etwaigen  Schaden  sichersteUen ,  aber  nur  unter  ZnhilfenabmP 

des  Jndendarleihers  als  HandwerksmonopoHsten  hiefQr. 

*■)  Aronins,  Rfgesten  zur  Geschichte  der  Juden,  8.  262L 
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Jahrs  soll  zwischen  beiden  gleich  geteilt  werden,  wobei 
Ulrich  die  Wahl  des  Jahrs  zusteht  Hat  Jakob  den  Ertrag 
des  ersten  oder  zweiten  Jahrs  erhalten,  mnss  er  die  Güter, 
wenn  Ulrich  sie  auslösen  will,  auf  Grund  der  Abschätzung 
genannter  (christlicher)  Schiedsrichter  dem  Schuldner 
wieder  zurückgeben.  Entsteht  dem  Juden  ein  rechtlich 
begründeter  Verlust  oder  Schaden,  so  muss  ihn  Ulrich 
nach  stattgehabter  Verhandlung  in  Rothenburg  ent- 
schädigen; für  zugefügte  Gewalt  haftet  aber  Ulrich 
nicht  Betreffs  des  Weinkellers  soll  Ulrich  durch  Brief 
des  Jakob  von  seinen  Verpflichtungen  befreit  werden. 
Der  Jude  ist  nicht  gehalten,  ferner  etwas  zu  leihen, 
ausser  auf  Ulrichs  Wort  und  Handschrift  Nach  Aus- 
lösung der  Güter  sind  aus  dem  ersten  Ertrage  der  weitere 
Gläubiger  Erkarius,  aus  den  folgenden  aber  die  Gläubiger 
Heinrich  von  Hausen  und  Uster  zu  befriedigen.  Man  sieht 
daraus,  wie  sehr  damals  die  Güter  mit  Pfandschulden 
belastet  sind.  Ein  anderes  Beispiel  ist  folgendes:  Am 
8.  November  1257  erhält  Simon  von  Schauenburg  vom 
Herzog  Ludwig  II.  von  Bayern  60  Pfund  Hlr.  bis  zum 
10.  Februar  1258  geliehen.  Zahlt  er  sie  inzwischen  nicht 
heim,  so  sollen  dem  Herzog  alle  seine  Güter  in  Dossen- 
heim  und  sein  Anteil  an  der  Burg  Schauenburg  verpfändet 
sein.  Im  Falle  der  Nichteinlösung  verspricht  er,  für  die 
Zinsen  der  60  Pfd.  Hlr.  bei  den  Juden  aufzukommen.®*) 
Man  sieht,  der  Hergang  ist  folgender:  Die  Grafschaft 
Schauenburg  erhält  vom  Herzogtum  Bayern  60  Pfund  Hlr. 
anf  drei  Monate  gegen  Zinsen  und  Verpfandung  von 
Liegenschaft  geliehen.  Zahlt  die  Grafschaft  nach  dieser 
Zeit  die  Summe  nicht  zurück,  so  nimmt  Bayern  dieselbe 
hei  den  Juden  gegen  Zinsen  auf  und  Schauenburg  ist 
dann  verpflichtet,  den  hieraus  erwachsenden  Kosten  oder 
«Schaden''  zu  ersetzen. 

g,    Dia  BMoliTtakuig  dm  ZinifluMi. 

Der  Zinsansatz  fQr  Darlehen  auf  fahrende  Pfander 
gesch^  in  der  Begel  nur  nach  Tagen  oder  Wochen, 
weil  es  sich  bei  diesen  Geschäften  meist  um  Darlehen  auf 
kurze  Zeit  handelte.  Da  als  Regel  galt,  dass  der  Jude 
nur  gegen  Zinsen  lieh,  war  nicht  der  Jude  verpflichtet, 
bei  einem  Rechtsstreit  hierüber  den  Beweis  zu  führen, 
dassZinsen  ausgemacht  waren,  sondernder  Schuldner 
musste  den  Beweis  erbringen,  dass  das  Darlehen  als 
ein  unverzinsliches  eingegangen  worden  war.  Ver- 
langt  wurde,    wenn   eine  Darlehensforderung    samt 

•«)  Aronins,   Regesten  zur  Geschichte  der  Juden ,   S.  262,  275,  285. 
Vergl.  Neumano,    Geschichte  des  Wuchers   in  Deutschland,   8.   158  ff. 

Stobbe,  Juden  in  Deutschiand,  S.  114  ff. 
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« 

Zinsen  hieraus  rechtlich  gfilüg  sein  sollte,  in  der  Begel, 
dass  der  betreffende  Gläubiger  den  Eid  geleistet  hatte, 
nicht  mehr  Zinsen  nehmen  ku  wollen  als  gesetzlich 
erlaubt  war  und  als  das  Hauptgut  betrug.  So  wird 
im  13.  Jahrhundert  den  Juden  von  Montpellier  das 
Nehmen  von  Zinsen  nur  fbr  solche  Darlehen  gestattet, 
bei  denen  sie  gelobt  hatten,  nicht  mehr  Zinsen  zu  nehmen, 
als  das  Hauptgut  betrug.*^) 

Es  gab  nach  mittelalterlichem  Rechte  zwei  Arten 
von  Darlehensyerträgen,  solche  mit  beschränkter 
Haftbarkeit,   bei    welchen  lediglich  ein  Pfand  ohne 
weitere  Versprechung  gegeben  wurde,  und  dann  solche  mit 
solidarischer  Haftbarkeit  Bei  ersterem  Vertrage  konnte 
der  Gläubiger  nicht  auf  Zahlung  klagen,  wenn  ihm 
die  aufgelaufenen  Zinsen   nicht  mehr  gedeckt  wurden, 
sondern  er  musste  das  Pfand  zunächst  vor  Zeugen  dem 
Schuldner  zur  Auslosung  anbieten  und  dann  dreimal 
vor  Gericht  aufbieten,  ohne  den  Schuldner  einzuklagen. 
Nach  der  dritten  Aufbietung  durfte  er  es  behalten;  war 
es  weniger  wert,  als  die  Forderung  betrug,  so  hatte  er 
keine  Nachforderung  gegen  den  Schuldner.     Anders 
war  es   dagegen,  wenn   der   Schuldner   dazu  „gelobt" 
hatte;    in    diesem   Falle    konnte   der  Jude    mit    Klage 
gegen   ihn   vorgehen  und  wenn   das  Pfand   nicht  aus- 
reichte, den  Rest  der  Forderung  geltend  machen.^^ 
So   bestimmt   die  Weissenburger   Judenordnung    vom 
Jahre  1312,  wenn  ein  Jude  Geld  auf  Pfänder  ohne  Zeugen 
leihe,  solle  er  die  Höhe  der  Schuld  beschwören,  aber  den 
Schuldner  nicht  zur  Auslösung  zwingen  dürfen,  wenn 
ihm   der  Sch^dner  nicht  die  Heimzahlung   der  Schuld 
besonders  gelobt  habe.®*)    So  bestimmt  das  Münchner 
Judenrecht,  wenn  ein  Jude  auf  Pfönder  leihe,  solle  er  das 
Hauptgut  und  den  Arbeitslohn  fOr  seine  Mühewaltung, 
die  sogenannte  „Gesnchgebühr",  auf  demselben  Pfände 
haben.    Sollte  das  Pfand  hiezu  nicht  ausreichen,   so  solle 
der  Schuldner  nicht  verpflichtet  sein,  weitere  Leistungen  zu 
thun.®*)  So  bestimmt  die  Frankfurter  Judenordnung, 
wenn  der  Gläubiger  ein  Jude   oder  sonst  des  über- 
mässigen Zinsnehmens  verdächtig  sei,  und  der  Schuldner 
sich  vor  der  Einleitung  der  Klage  erbiete,  dem  Gläubiger  das 
Pfand  für  die  dargeliehene  Summe  eigentümlich  zu  über- 
lassen,  solle   der   Gläubiger  diess   annehmen   und   die 
Pfänder  behalten,  selbst  wenn  sie  die  Schuld  nicht 
decken"),  während   die  Wormser  Reformation   be- 
stimmt, wenn  das  Pfand  zur  Deckung  der  Schuld  nicht 


••)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  led. 
**)  Stobbe,  Juden  in  Deutschland, 


S.  247  f.,  127. 
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aasreiche,  solle  der  Gläubiger  den  Rest  einklagen 
können  „ungehindert  einichs  auszags,  gewoiAeit, 
herkommen  oder  anders,  so  dagegen  fürgezogen  werden 
möchte.*^ **)  Man  sieht  die  Veränderung  der  Rechts- 
anschauung  durch  den  Romanismus  und  die  ent- 
gegengesetzte Anschauung,  die  im  Volke  und  im 
alten  Ordnungsrecht  weiter  lebte. 

Der  Kampf  gegen  den  Wucher,  d.  h.  gegen  den 
übermässigen  Gewinn,  ist  so  alt  wie  die  Gesellschaft. 
So  erklärt  schon  der  römische  Staatsmann  Cato  fenerari 
und  occidere  als  gleichbedeutend  und  TertuUian  nennt 
die  usura  „fenoris  reduntantia^,  also  übermässiges 
fenns,  gestattet  also  ein  massiges  fenus/  Auch  der 
Kirchenvater  Hieronymus  erklärt  lediglich  die  supera- 
bandantia  beim  fenus  als  Sünde. ^"^  Man  sieht,  die 
Kirche  ist  nicht  gegen  das  Zinsnehmen  (census),  sondern 
nur  gegen  das  Uebermass  darin.  So  verordnet  Hippolyt, 
dass  die  usurarii  weder  zum  Eatechumenenamt  noch  zur 
Taufe  zugelassen  werden  dürfen,  und  die  Synode  von  Elvira 
bedroht  im  Jahre  306  die  usura  der  Laien  mit  dem  Eirchen- 
ausschluss.  So  erlaubt  Kaiser  Konstantin  der  Grosse  (825) 
wohl  die  Forderung  der  centesima  im  Monat,  also 
12  Prozent  im  Jahre,  bei  Goldzinsen  (Gülten)  und  den 
halben  Jahresertrag  bei  Früchten,  verbietet  aber  jedes 
Nehmen  von  weiterem  Gewinn.  So  verordnet  im  Jahre  345 
die  1.  Synode  von  Karthago,  „ut  clericis  non  liceat 
fenerari.'^  So  bestimmt  der  Kirchenvater  Augustinus  (geb. 
354  in  Hippo  in  Numidien)  das  fenus  als  Wechselge- 
schäft  mit  der  Hoffnung  auf  Gewinn,  indem  er  meint, 
wenn  es  sich  hiebei  auch  in  der  Begel  um  Geld  handle, 
80  gehöre  der  Warenwechsel  mit  Dingen  wie  Frucht, 
Wein,  Oel  u.  s.  w.  ebenso  dazu.  Wer  eben  mehr  zurück- 
zuerhalten hoffe,  als  er  erhalten  habe,  sei  ein  fenerator 
und  desshalb  tadelnswert.^^)  So  verbietet  im  Jahre  398 
die  Synode  von  Karthago,  künftig  einen  gewerbsmässigen 
Wucherer  zum  Geistlichen  zu  weihen,  und  im  Jahre  419 
bestimmt  die  6.  wichtige  Synode  von  Karthago,  „ne  omnino 
cuidam  clericorum  liceat,  de  qualibet  re  fenus  acci- 
pere^.^^  Den  Laien  ist  also  das  fenus  gestattet,  den 
Öeistlichen  ist  es  verboten.  Wenn  ein  Geistlicher 
ein  Wechselgeschäft    abschliesst,   bestimmt   die   Synode, 

**)  Fnnk,  Qeachichte  des  Zinsfusses,  8.  10. 

"*)  Fenas  est,  matuam  pecaniam  dare,  a  qua  aliqaid  plus,  quam 
dedisti,  ezspectas  acdpere;  non  pecuniam  solnm,  sed  aliqnid  plnsi  quam 
dedisti,   sWe  Ulad  triticnm  sit,  sive  Tinum,  sive  oleum,  siye  quodlibet 
^od;  n  plua,  quam  dedisti,  exspectas  acdpere.  fenerator  es  et  in  ho< 
inprobandoB,  non  laudandas.    Fnnk,  Geschiente  des  Zinsfusses,  S..  6  n. 
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iolle  er  sich  ancli  WihmnffimttniB  dafOr 
dflrfen,  bot  dürfia  w  nicht  mehr  Min,  all  er  erhi 
habe.  So  gestattet  im  Jahre  ÜSS  die  Sjnode  ron  OrMus 
allen  Geistlichen  rom  ZHakonns  an  abw^rti  das  fenas. 
So  hat  t.  B.  tun  das  Jahr  SSO  aar  Zeit  Gregors  rtm  Tosn 
ein  gewisser  Ifanras  für  400  Soldi  Waren  gakmft  und 
Tür  die  Summe  iwei  Scholdscheine  Ober  msaaiKen  500  Soldi 
aosgestellt  Er  leidet  nun  slemlichen  Veriost  an  An 
Waren  und  besahlt  desshalb  nur  410  Soldi;  der  Ol&obicer 
besteht  aber  auf  seiner  Forderung  und  mft  die  Hilft  oei 
Papstes  Gregor  des  Grossen  an,  der  den  Gläubiger  hlnmsf 
auffordert,  er  solle  als  christlicher  Edelmann  mehr 
Gute  und  Milde  beweisen  und  nicht  auf  dem  stsmgei 
Rechte  beharren  und  einen  Gewinn  ans  dem  Schaden  des 
Nächsten  ziehen.  Gott  werde  ihm  schon  ersetien,  vaa  er 
einem  Armen  geschenkt  habe.**)  So  wird  im  Jahre  787  aaf 
der  Synode  von  Northnmberland  der  gewerbsmiisige 
Wucher  in  England  verboten  und  im  Jahre  789  folgt  das 
Frankeoreich  durch  die  Synode  tou  Aachen  nach, 
indem  die  in  Abgang  geratenen  Verordnungen  des  Konzils 
von  Nicaa  und  des  Papstes  Leo  gegen  den  Zins- 
zwischenhandel  erneut  werden.*")  Mehr  als  12  Prozent 
Zinsen  oder  mehr  als  den  halben  Fruchtertrag  zu  nehmen, 
ist  nicht  gestattet  und  jede  übermässige  Bereicherung 
durch  fenuB  soll  nicht  allein  den  Geistlichen,  sondern 
auch  den  christlichen  Laien  verboten  sein.  So  be- 
fiehlt im  Jahre  840  König  Lothar  L  allen  Grafschaft«' 
gericliten  seines  Reichs,  künftig  jeden  zu  strafen,  der  ihnen 
von  den  Bischöfen  als  Wucherer  (usurarius)  bezeichnet 
werde.*')  So  verbietet  im  Jahre  85&  die  Synode  von  Va- 
lence  lUles  übermässige  Zinsnehmen  (usura).  So  erneuert 
im  Jahre  868  die  Synode  von  Worms  die  Beschlösse  der 

^  Funk,  GeBchichte  de«  ZinBfuBieB.  S.  11,  14. 
**)  Item  in  eodem  (NicMuio^  coodlia  aen  in  decreüi  papM  Leonii 
sec  DOD  et  io  «uonibui,  qui  dicuntar  ■poitoloraii] ,  ücDt  in  lege  ipu 
Domiom  ipge  praecepii,  omnino  omnibiu  inlerdictnm  est,  ad  niaran 
kliqnid  dm.  Die  betrefi^ade  Torecbrift  dei  Papstes  Leo  I.  gegen  die 
usnrs  lautet:  Nee  hoc  qaoqiie  praetereaadnin  esse  doximai,  quotdus 
lacrf  tnrpis  cupiditate  csptoi  mnrsriani  exercere  peeanlän  m 
feuere  Teile  ditescere.  (Also  ist  nur  das  Streben  Dich  ObermisiiE«r 
BereicberoDg  dorcb  fenus  Terboten,  d.  Ii,  der  Handel  mit  fsntis,  idckt 
das  fenas  selbst.)  Quod  dos  dod  dicam  in  eoa,  qui  sunt  io  claricali 
officio  coDstituti,  sed  et  in  laicos  cadere,  qui  Chriitianoi  se  dici 
capiunt,  coDdolemns.  Quod  Tiiidicari  acrios  in  eos,  qui  faerint  camprobali 
(compntati,  coofutati?)  deceraiiDus.  nt  omnis  peccandi  opportonitu  adi- 
matur.    Fauk,  Ueaehichle  de«  ZiDafassea.  8.  19. 

**)  ProhJbemns,  nt  nemo  nsnram  facere  praasninat  port  epiaropi 
rai  coDtestationem.  f^wA  w  %\üa  \aA  «^oa  interdietnia  taem 
pneeumpsezit,  m  eomitibaa  dVathngabH.   ¥aris,  (iM^^^aaL  b«»  Tiarfnaiei, 
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Synode  von  Karthago  yom  Jahre  419  and  yerbietet 
allen  Geistlichen  das  Wechselgeschäft  mit  der 
Absicht  aufGewinn(fenus'*\  So  verleiht  Kaiser  Basilins 
von  Macedonien  (867 — 880)  dem  biblischen  Wucher- 
yerbot  yolle  staatliche  Giltigkeit  in  seinem  Reiche,  während 
sein  Sohn,  Kaiser  Leo  der  Weise  (880)  von  Macedonien, 
dieses  Gesetz  wieder  aufhebt  and  das  Gesetz  Jastinians 
wieder  in  Kraft  setzt,  welches  den  Zinsfnss  von  1 2  Prozent 
ermässigt  hatte,  indem  es  Fürsten  und  Edellenten  4,  den 
Kanfleuten  8,  dem  übrigen  Volk  aber  6  Prozent  als  Gensus 
gestattet  and  nur  bei  überseeischen  und  Natural- 
darlehen  12  Prozent  bewilligt  hatte.  So  befiehlt  der 
Erzbischof  Hinkmar  von  Reims  der  Geistlichkeit, 
die  Laien  yom  Wucher  abzumahnen  und  eine  Ver- 
ordnung yon  Soissons  yom  Jahre  889  yerbietet  wieder- 
holt allen  Wucher.  Auffallend  ist  dem  gegenüber,  dass 
wir  aus  dem  10.  Jahrhundert  gar  keine  diessbezüglichen 
Nachrichten  haben,  so  dass  man  den  Eindruck  gewinnt, 
als  ob  hier  die  betreffenden  Gesetze  weniger  scharf  ge- 
handhabt worden  seien.  Noch  im  Jahre  1049  yerbietet 
eine  Synode  yon  Reims  einfach  den  Geistlichen  und 
Laien,  „usuras  exercere."'")  Auch  die  Synode  yon  Gerun- 
dium in  Spanien  im  Jahre  1078  bedroht  lediglich  alle 
widerstrebenden  usurarii  mit  dem  Kirchenbanne  und  die 
Synode  yon  Poitiers  droht  nur  den  wuchernden  Geist- 
lichen mit  dem  Kirchenausschluss,  wie  auch  im  Jahre  1125 
die  Synode  yon  London  nur  auf  die  usura  yon  Geist- 
lichen die  Absetzung  und  den  Entzug  des  Beneficiums 
setzt •*)  Auf  der  lateranischen  Synode  yom  Jahre  1139 
werden  alle  usurarii  auf  Lebenszeit  mit  der  infamia 
belegt  und  wenn  sie  ihr  Gewerbe  nicht  aufgeben,  yom 
kirchlichen  Begräbnis  ausgeschlossen,  wie  sie  auch 
nur  unter  Vorsicht  zum  Sakrament  zugelassen  werden 
sollten.  Ln  Jahre  1150  erklären  die  Kanonisten  Zonaras 
and  Balsamen  dem  Patriarchen  Markus  yon  Alexandrien, 
die  Geistlichen  dürfen  keine  Wechselgeschäfte  um  Ge- 
winn machen,  wohl  aber  die  Laien.  Im  Jahre  1163  klagt 
die  Synode  yon  Tours,  das  Wucheryerbot  werde  yon  den 
Geistlichen  durch  diePfandnutzung  umgangen  und  die 
Synode  von  1179  klagt,  dass  so  yiele  Personen  andere  Er- 
werbsarten aufgeben  und  sich  ganz  dem  Wucher  widmen.**) 


*^  Funk,  Geschichte  des  ZinefnaseB,  S.  16,  18,  20. 

**)  ^Ne  opis  clericiM  vel  laicus  aiuras  exerceret/  Funk,  Ge- 
schichte des  ZiDsfasses,  S.  20. 

**)  Seditonarios  nunquam  ordinandos clericos  si^cat  necasa ra r i o s 
nee  injnriaram  saaram  ultores;  er  schliesst  also  nur  dieusarariyon 
der  Priesterweihe  aus,  nicht  aber  die  feneratores. 


i 
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Die  Klagen  Kber  die  Aaswacherang  weitester 
Beyölke rangkreise  seitens  der  Juden  mehren  sich  seit 
dem  13.  Jahrhundert  in  erschreckendem  Hasse.  Der  Zins- 
satz hat  unter  dem  herrschenden  Monopolsystem 
der  Judendarleiher  bei  der  rücksichtslosen  Art 
und  Weise,  wie  die  Juden  ihrem  Volkscharakter 
entsprechend  dieses  Monopol  ausnützen,  eine  uner- 
träglicheHöhe  erreicht  Der  Retter  in  der  allgemeinen 
Not  ist  auch  diesem  Krebsschaden  gegenüber,  dem  die 
yerlotterte  Staatsgewalt  des  nur  an  seinen  sici- 
lianischen  Interessen  hängenden  Hohenstaufen- 
kaisertums  thatenlos  zusieht,  die  Kirche,  vor  allem 
der  thatkräftige,  charaktervolle  und  sittenreine 
Papst  Innocenz  in.,  der  in  jener  Zeit  traurigsten« 
allgemeinsten  Sittenzerfalls  mit  zielbewusster  Hand 
das  Ruder  des  christlichen  Schiffs  erfasst  und  die 
Richtung  der  Fahrt  mit  kundiger  Hand  bestimmt  Schon 
seit  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  sehen  wir  die  Kirche 
gegen  das  flbermässige  Zinsnehmen  der  Judengemeinden 
als  Geldleiher  -  Genossenschaften  gesetzlich  einschreiten. 
Im  Jahre  1200  verlangt  Papst  Innocenz  in.,  dass  die 
Obrigkeiten  die  Juden  zur  Wiedererstattung  der 
Zinsen  an  ihre  christlichen  Schuldner  zwingen  sollen, 
widrigenfalls  er  den  Juden  das  Marktrecht  entziehen 
werde.  Man  solle  alle  öffentlichen  Wucherer  von  der 
Kirchengemeinschaft  ausschliessen  und  nicht  kirchlich 
begraben,  auch  keine  Gaben  von  ihnen  annehmen.  Dieser 
Erlass  hat  denn  auch  alsbald  segensreiche  Folgen.  Im 
Jahre  1206  schliessen  die  Krone  von  Frankreich, 
die  Gräfin  von  Champagne  und  der  Freiherr  Gui  von 
Dampierre  einen  Vertrag  ab,  durch  welchen  betreffs 
der  Zinsen,  welche  die  Juden  ffir  ihre  Darlehen  fordern 
durften,  festgesetzt  wurde,  dass  diese  höchstens  2  Pfennige 
vom  Pfund  wöchentlich  sollen  betragen  dürfen.**)  Das  ergab 
also  im  Jahre  52  mal  2=104  Pfg.,  oder,  da  das  Pfund 
240  Pfg.  hatte,  43^8  vom  Hundert,  eine  erschreckende 
Summe,  die  aber  bei  der  Seltenheit  des  Edelmetalls  in 
jener  Zeit  nicht  auffällig  ist  und  auch  in  heutiger  Zeit 
viel  mehr  vorkommt,  als  mannigfach  bekannt  ist  Auch 
die  Synode  von  Avignon  vom  Jahre  1209  klagt,  der 
Wucher  werde  allgemein  getrieben,  als  sei  er  erlaubt; 
man  solle  alle  Wucherer  an  den  Sonntagen  mit  dem 
Kirchenbanne  belegen,  wie  auch  die  Synoden  von  Nar- 
bonnevomJahrel227,Chateau-Gontier  vom  Jahre  1231, 
von    Arles    vom    Jahre   1244    und    von    Mainz    vom 


^)  Depping»  Jaden  im  Mittelalter,  8.  14a 


Jahre  1261  ähnliche  Bestimmimgen  treffen**),  und  in  England 
das  Gleiche  die  Synode  von  Lambeth  Ton  Jahre  1330 
bestimmt,  indem  sie  alle  Wahrsager,  Meineidigen,  Brand- 
stifter, Eänber,  Fälscher,  groben  Diebe  und  Wacherer 
mit  dem  Kirchenbanne  belege,  wobei  bestimmt  warde,  dass 
die  Absolution  erfolgen  könne,  wenn  der  unrechte  Gewinn 
zurückgegeben  werde.  Ebenso  verordnet  die  Synode  von 
Ravenna,  kein  Notar  solle  einem  Wucherer  ein  Testament 
machen,  ohne  dass  der  Geistliche  dabei  sei. 

War  nrsprfinglich  neben  den  Juden  allen  Fremden, 
auch  den  Lombarden,  der  Wucher  erlaubt,  so  drohten 
bereits  die  Synode  von  Avignon  von  1209  und  das 
lateranische  Konzil  von  1215  allen  Christen  mit  dem 
Eirchenbanne,  die  mit  Jaden  ein  Geschäft  machen,  bei 
dem  Übermässige  Zinsen  verlangt  werden ,  so  dass 
nur  den  Juden  gestattet  blieb,  g^en  massigen  Ge- 
winn Zwischenhandel  mit  Zinsen  zu  treiben,  während 
den  Lombarden  diese  Duldung  nicht  za  teil  warde. 
Die  Synode  von  Sens  vom  Jahre  1269  verbietet,  sie  auf- 
zonehmen  oder  ihnen  Eirchengebäade  zn  vermieten,  und 
bitter  klagt  die  Synode  von  Vienne,  wie  zahlreiche 
Stadtgemeinden  den  Zwischenhandel  mit  Zinsen  ge- 
statten and  die  Schuldner  zur  Zahlung  zwingen,  and 
Papst  Clemens  Y.  belegt  desshalb  alle  solche  Gemeinden 
mit  dem  Banne,  wie  auch  im  Jahr  1261  die  Mainzer 
Synode  gebietet,  wenn  ein  Wucherer  einen  Monat  lang 
frech  im  Bann  verharre,  aach  der  Frau,  den  Kindern 
und  dem  Gesinde  desselben  die  Sakramente  zu  verweigern, 
and  da  die  Wucherer  Schulen  errichten,  um  ihre  Kinder 
im  Schreiben  zn  unterrichten,  und  Gilden  zur  Vertretung 
ihrer  Sache  grflnden,  dies  strenge  verbietet**) 

Die  Wucherverhote  wurden  nun  aber  alsbald  dadurch 
nmgangen,  dass  man  sich  ein  benOtzbares  Pfand  geben 
liess  und  sich  mit  dem  Ertrage  desselben  schadlos  hielt 
oder  dass  man  den  Schuldner  eine  grossere  ^<  ijnlii-niniiK^ 
ontersclireiben  liess,  als  er  erhalten  hatte;    i«Ut  liasM  {li;r 
GeldbedOrftige  vom  Kapitalisten  gegen  Kredit  eine  Ware 
ober  dem  Marktpreise  kaufte,  am  sie    sofort    gegen  Bar 
billiger  wieder  zu  verkaufen  und  so  das  Geld  zu  erhalten, 
oder  dass  man  statt  des  Zinses  ein  sogenanntes  Handgeld 
gab.    Die  Kirche  trat  infolge  dessen  diesen  Machenschafte 
dadurch  entgegen,  dass  den  Darleihern  auferlegt  war<f 
hei  jedem  Darlehensrertrage  zu  schwören,  dass  sie  ^ 
Eanptgat  vollständig  aasbezahlt  haben.*') 


?FaDk,  Ossehicbte  des  ZinaftuMs.  S.  SO,  27  ff. 
Deppug,' Juden  im  Hhtelmlter,  8.  16a 
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Im  Jahre  1240  wird  im  Königreiche  Aragon  das  Zinsen- 
mazimam  f&r  die  Jnden  auf  4  Pfg.  monatlich  vom  Pfand 
festgesetzt,  also  aaf  12  mal  4  Pfg.  gleich  48  Pfg.  jährlich, 
was  einem  Zinssatz  yon  20  vom  Hundert  entspricht; 
aueh  inEastilien  wird  der  Zinssatz  auf  25  vom  Hundert 
herabgemindert  Man  sieht  den  Erfolg  des  Vorgehens 
der  Kurie.  Die  Juden  sind  dort  befugt,  sich  f&r  3  Geld- 
stücke 4  zurückzahlen  zu  lassen,  ebenso  f&r  3  Fanegas 
Getreide  4  Fanegas.  Ist  das  Hauptgut  so  lange  im 
Besitz  des  Schuldners  gewesen,  dass  die  Zinsen  dem 
Hauptgut  gleichkommen  (also  nach  3  Jahren),  so  darf 
der  Jude  keine  weiteren  Zinsen  verlangen.  Die 
Schuldurkunde  muss  in  Gegenwart  von  Zeugen  durch 
den  Notar  aufgesetzt  und  das  Geld  dem  Entleiher 
vor  diesen  vorgezählt  oder  das  Getreide  vorge- 
messen werden.  Nur  wenn  die  Schuldsumme  3  Maravedi 
oder  weniger  betrug,  durfte  das  Darlehen  auch  mündlich 
ohne  Zeugen  abgeschlossen  werden.  Jeder  darleihende 
Jude  oder  Maure  (Kowertsche)  musste  schwören,  nur  den 
gesetzlichen  Zinsfuss  zu  nehmen.  Konnte  der  Schuldner 
die  Schuld  nicht  heimzahlen,  so  sollte  der  Alcalde 
(Bürgermeister)  demselben  erst  die  Fahrnis  und  wenn 
diese  nicht  ausreichte,  die  Liegenschaft  dem  Gläubiger 
übergeben  und  dieser  solange  die  Nutzniesung 
haben,  bis  er  die  schuldige  Summe  herausgezogen 
hatte.  Eine  Forderung,  deren  Zahlung  nicht  binnen 
6  Jahren  verlangt  wurde,  war  verjährt.  Schuldurkunden 
waren  nur  in  der  Hand  dessen  gültig,  dem  der  Schuldner 
sie  ausgestellt  hatte,  und  durften  durch  keinen  anderen 
eingeklagt  werden.  Liegenschaften  durften  die  Juden 
nicht  behalten,  sondern  mussten  sie  im  Aufstreiche  ver- 
steigern. •*) 

Aehnlich  sind  die  Verhältnisse  in  Südfrankreich. 
Im  Jahre  1261  beschweren  sich  die  Bürger  von  Monosque 
in  der  Provence,  dass  die  Juden  vom  Pfunde  monatlich 
6  Pfennig  Zins  nehmen,  also  6  mal  12  gleich  72  Pfennig 
im  Jahre  oder  30  vom  Hundert.*®)  Ln  Jahre  1270 
wird  von  dem  Prior  der  Dominikaner  zu  Poitiers 
und  dem  Grafen  von  Poitou  in  Verbindung  mit  einem 
von  den  königlichen  Räten  zu  ernennenden  Weltpriester 
eine  Untersuchung  über  das  Darleihensgeschäft  der  Juden 
in  der  Herrschaft  Poitou  angestellt.  Alle  Pfarrer  und 
Amtleute  müssen  in  ihren  Bezirken  öffentlich  ausrufen  lassen, 
dass  diejenigen,  welche  sich  über  ungebührliche  Forderungen 
zu  beklagen  haben,  sich  vor  der  üntersuchungskomnussion 

*^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  262  f.,  267. 
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stellen  and  dieser  eidlich  in  Gegenwart  von  Zeugen  an- 
geben sollen,  wieviel  sie  über  den  gesetzlichen  Zins- 
fass  haben  bezahlen  müssen,  und  jedem,  der  den  Eid 
leistete  und  einen  guten  Leumund  hatte,  sollte  bei  Summen 
anter  10  Sous  voller  Glaube  beigemessen  werden,  während 
bei  höheren  Beträgen  oder  wenn  der  Schuldner  keinen 
guten  Buf  hatte,  die  Bekräftigung  der  Aussage  durch 
Zeugen  erforderlich  war.  Die  Untersuchungsbehörde  hatte 
die  Befugnis,  in  allen  Streitsachen  wegen  Darlehens- 
forderungen zu  erkennen,  wenn  die  Streitsumme  nicht  über 
100  Sous  betrug;  bei  allen  höheren  Beträgen  war  dagegen 
das  königliche  Hofgericht  zuständig.  Kein  Jude  aber 
sollte  gezwungen  werden,  mehr  zurückzugeben,  als  er  seit 
einer  bestimmten  Zeit  über  den  gesetzlichen  Zinsfuss  ge- 
fordert hatte.'^  Im  Jahre  1271  bestimmt  das  Konzil  von 
St  Quentin,  dass  die  öffentlichen  Behörden  künftig  den 
jüdischen  Darleihern  besser  auf  die  Finger  sehen  sollen 
und  in  den  Jahren  1271  und  1280  wird  wiederholt  allen 
Juden  von  Frankreich  von  König  Philipp  dem  Kühnen  ver- 
boten, übermässigen  Zins  zu  nehmen.**)  Im  Jahre  1299 
erneuert  König  Philipp  IV.  von  Frankreich  den  zwischen 
König  Ludwig  IX.  und  den  Landesherren  geschlossenen 
Vertrag,  nach  welchem  die  Juden  nur  solche  Forderungen 
bezahlt  erhalten  sollten,  die  schriftlich  und  ohne 
Festsetzung  eines  Schadenssatzes  eingegangen  worden 
waren  und  es  wurde  bestimmt,  dass  bei  den  Gerichten 
lediglich  die  Forderungen  für  das  Hauptgut  und  die 
gesetzlichen  Zinsen  klagbar  sein  sollten. 

Ebenso  wie  in  Frankreich  wird  auch  im  englischen 
Südfrankreich  gegen  den  übermässigen  Judenzinsfuss  ein- 
geschritten, indem  im  Jahre  1284  König  Eduard  U.  von 
England  als  Herr  der  Gascogne  allen  Juden  befiehlt, 
sein  Gebiet  zu  verlassen,  da  Klagen  wegen  ihres  über- 
mässigen Zinsennehmens  an  ihn  gekommen  seien,  ebenso  im 
Jahre  1314.*®)  Im  Jahre  1302  hatte  das  Herzogtum 
Barg  und  allen  seinen  Juden  das  Freiheitsrecht  erteilt, 
auch  femer  in  Burgund  zu  wohnen  und  dort  Handel  zu 
treiben;  doch  sollte  niemand  verpflichtet  sein,  ihnen  eine 
Zinsenschuld  zu  bezahlen.  Im  Jahre  1317  wird  in 
Montpellier  gegen  das  übermässige  Schadennehmen  der 
dortigen  Juden  eingeschritten  und  es  wird  denselben 
eingeschärft,  künftig  die  vorgeschriebenen  Abzeichen  zu 
tragen.'*)  Auch  in  England  selbst  ist  man  erbost  über 
die  Höhe  des  Judenzinsfusses.  Im  Jahre  1264  entsteht  in 
London   ein   Judenkrawall,    weil    ein    Jude  mehr  als 


**)  Depping,  Jaden  Im  MÜtebater,  8.  108,  185  f.,  165  und  20L 
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2  Pfennige  wöchentlich  von  einem  Pfand  Sterling, 
also  mehr  als  den  gesetzlichen  Zinsfass,  gefordert 
hatte,  wobei  zahlreiche  Jaden  ihr  Leben  einbüßen, 
die  Jadenhänser  geplündert  and  die  Synagogen 
zerstört  werden,*^ 

Ebenso  schlimm  sieht  es  in  Deatschland  ans,  wo 
das  Geld  minder  flüssig  ist  als  im  blühenden  Spanien. 
So  berichtet  der  Brader  Berthold  von  Begensburg 
(1250 — 1278)  über  den  Wacherzinsfass  der  Juden. 
Die  Jaden,  schreibt  er,  die  es  am  ärgsten  treiben,  leihen 
den  Schilling  am  13  oder  das  Pfund  um  4  oder  höher  die 
Woche  aus,  also  gegen  87  yom  Hundert  im  Jahre.'®') 
Am  0.  Februar  1267  wird  yom  Erzbistum  Gnesen- 
Polen  bestimmt,  wenn  die  Juden  unter  irgend  einem 
Vorwand  von  den  Christen  drückende  und  über- 
mässige Zinsen  erpressen,  solle  ihnen  alle  Gemein- 
schaft mit  den  Christen  so  lange  entzogen  werden,  bis 
sie  ausreichenden  Ersatz  geleistet  haben,  und  die  Christen 
sollen  in  diesem  Falle,  wenn  nötig  durch  geistliche 
Strafen,  vom  Verkehr  mit  ihnen  abgehalten  werden.  Den 
Fürsten  aber  wird  aufgegeben,  dieserhalb  den  Christen 
nicht  zu  zürnen,  sondern  vielmehr  solche  Bedrückungen 
durch  die  Juden  zu  verhindern.'*')  So  bestimmt  das 
Prag  er  Stadtrecht  vom  Jahre  1269,  kein  Jude  solle  künftig 
von  der  Mark  mehr  als  5  Pfg.  Zins  monatlich  nehmen, 
vom  Pfunde  aber  6  und  von  30  Pfg.  einen  Pfennig.'®')  Man 
sieht,  auch  in  Böhmen  wird  es  jetzt  rasch  besser.  Am 
schlimmsten  freilich  sieht  es  im  Norden  Deutschlands 
aus.  Am  31.  Juli  1270  bestimmt  der  Bischof  Otto  von 
Minden,  da  das  allgemeine  Konzil  verordnet  habe,  dass 
die  Juden  keine  schweren  und  übertriebenen 
Zinsen  mehr  von  den  Christen  erpressen  sollen,  so 
sollen  die  Juden  von  Minden  künftig  von  den  dort  an- 
sässigen Geistlichen  und  Laien  nicht  mehr  als  die  üblichen 
4  Denare  wöchentlich  von  der  Mark  Zinsen  nehmen.'^*) 
Nach  dem  Augsburger  Stadtrecht  vom  Jahre  1276  darf 
kein  Jude  von  einem  halben  Pfund  Pfennige  mehr  Zins 
nehmen  als  wöchentlich  2  Pfennige  und  von  60  Pfennigen 
einen.'^^)  Im  Jahre  1310  erlaubt  König  Heinrich  den  Juden, 
wöchentlich  2  Hlr.  Zins  vom  Einheimischen  und  SHlr. 
vom  Fremden  für  das  Pfd.  zu  nehmen."*")  Im  Jahre  1335 
erlässt  Papst  Benedikt  XU.  dem  Bischof  von  Würzburg  die 
Zahlung  aller  Zinsen,  welche  derselbe  den  Juden  schuldig 

^<^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter.  S.  UO. 

»•«}  AroDias,  Begesten  zur  Geschichte  der  Juden,  8. 320, 801, 811, 313. 

»•^  Mayer,  Augsburger  Stadtrecht,  8.  56. 

*«*)  Stobbe,  Juden  in  Deutachland,  8.  22L 
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geworden  war,  und  bestimmt,  dass  dieselben  sich  mit  Rück- 
erstattnng  des  ihnen  schuldigen  Hauptgnts  zufrieden 
geben  müssen,  da  die  Juden  dem  Bischof  ungesetzliche 
Zinsen  abgenommen  ^^)  haben,  und  im  gleichen  Jahre  be- 
freit der  Erzbischof  Heinrich  von  Mainz  den  Bat  und 
die  Bürger  yon  Mainz  yon  dem  Eide,  durch  den  sie  den 
Juden  versprochen  hatten,  die  ihnen  von  den  Bürgern 
gezahlten  Zinsen  nicht  mehr  zurückzufordern.'^^) 
Im  Jahre  1838  wird  in  Frankfurt  am  Main  der  vorge- 
schriebene Juden^nssatz  bei  Darlehen  an  Bürger  für 
jedes  Pfund  Häller  wöchentlich  auf  1  Vs  Hlr.,  bei  Darlehen  an 
Auswärtige  aber  auf  2  Hlr.,  also  32,5  bezw.  43,3  Prozent 
festgesetzt'^^)  und  im  Jahre  1340  wird  seitens  des  Herzog- 
tums Bayern  für  die  Städte  München,  Ingolstadt  und 
andere  Orte  bestimmt,  dass  die  Juden  dem  Inländer  das 
Pfand  Pfennige  gegen  2  Pfennige,  dem  Ausländer  aber 
f&r  3  Pfennige  wöchentlich  leihen,  also  zum  Bezüge  von 
43,3  bezw.  65  Prozent  berechtigt  sein  sollten,  und  die 
Jttdenordnung  von  Winterthur  bestimmt  im  Jahre  1340, 
wenn  die  Juden  den  gesetzlich  festgesetzten  Zinssatz 
überschreiten,  sollen  sie  verpflichtet  sein,  diese  Mehr- 
forderung herauszuzahlen,  wenn  sich  dies  binnen  einen 
Monats  herausstelle;  spätere  Anforderungen  sollten  rechts- 
ungfiltig  sein.^^)  Kurz  man  wird  im  Allgemeinen  sagen 
können,  dass  der  gesetzliche  Zinsfuss  für  derartige  Juden- 
darleihen im  14.  und  15.  Jahrhundert  zwischen  21,6  und 
86,6  Prozent  schwankt*®^) 

Ein  beliebtes  Mittel,  den  durch  die  allzuharten 
Zinsbedrückungen  der  Juden  notleidenden 
Schuldnern  zu  helfen,  war  die  Zinsstundung,  welche 
seit  den  Ereuzzügen  immer  mehr  in  Aufnahme  kam.  So 
verordnet  z.  B.  am  31.  Dezember  1199  Papst  Innocenz  DI., 
als  er  den  Geistlichen  des  Erzbistums  Magdeburg  be- 
fiehlt, zur  Unterstützung  der  Christen  im  Morgenlande 
beizutragen,  es  solle  allen  Personen,  die  das  Kreuz  nehmen, 
Stundung  ihrer  Zinsen  gewährt  werden  und  mit  allen 
Juden,  welche  sich  dessen  weigern,  der  Geschäfts- 
verkehr von  den  Christen  so  lange  abgebrochen  werden, 
bis  sie  sich  dazu  herbeilassen.*®^)  So  ersucht  im  Jahre  1208 
Papst  Innocenz  HL  die  Krone  von  Frankreich,  alle 
Schuldner,  welche  gegen  die  Albigenser  ziehen,  von 
der  Zahlung  der  rückständigen  Zinsen  freizu- 
sprechen und  ihnen  betreffs  der  Heimzahlung  der 
Hauptschuld  Stundung  bis  zur  Rückkehr  bezw.  zur 


**«)  Stobbe,  Jaden  in  Dentschland,  8  251  f..  108,  112,  110. 
**^  AronioB,  Begesten  zor  Geschichte  der  Jaden,  8.  156,  178. 
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gerichtlichen  Toterklärong  zu  gewahren.  ^^  So  fordert 
am  17.— 29.  April  1218  derselbe  Papst  die  Gläubiger  der 
Mainzer  Kirchenprovinz  zam  Ereazzag  aof  nnd 
bestimmt,  dass  die  Kreuzfahrer  yon  der  Zahlung  ihrer 
Zinsen  befreit  sein  und  dass  die  Juden  durch  die 
weltlichen  Gerichte  gezwungen  werden  sollen,  den 
Kreuzfahrern  die  Zinsen  über  die  Dauer  des  Kreuzzugs 
zu  erlassen.  Welcher  Jude  sich  dessen  weigere,  der 
solle  yon  allen  Christen  yom  Geschäftsyerkehr  nnd 
Umgang  ausgeschlossen  werden. ^^^)  Im  gleichen  Jahre 
befiehlt  das  Konzil  yon  Paris,  da  durch  die  zahlreichen 
neuen  eigenen  Judengemeinderäte  diekirchlicheGe- 
richtsbarkeit  yernichtet  werde,  solle  sich  niemand 
den  Strafen  unterwerfen,  welche  die  Synagogenräte 
gegen  Personen  aussprechen,  welche  die  Verbrechender 
Darleiher  den  Bischöfen  heimlich  mitteilen.*®*)  Die  jü- 
dischen Gemeindegerichte  waren  also  gegen  Juden 
mit  Strafen  yorgegangen,  welche  es  für  richtig  ge- 
halten hatten,  Gesetzesübertretungen  yon  Ge- 
meindegenossen  betreffs  der  Zinsengebote  den 
Behörden  anzuzeigen.  Trotzdem  gelingt  es  im  Laufe 
des  13.  Jahrhunderts  den  Juden  immer  mehr,  ihre  Selbst- 
yerwaltung  herauszubilden  und  ihre  Gemeinden  zu  einem 
mächtigen  Staat  im  Staate  zu  machen.  Ebenso  werden 
am  30.  Noyember  1215  durch  das  damals  stattfindende 
lateranische  Konzil  alle  Teilnehmer  an  dem  beyorstehenden 
Kreuzzuge  yon  der  Zinszahlung  über  dessen  Dauer  be- 
freit. Alle  Juden  sollen  gezwungen  werden,  den  Kreuz- 
fahrern die  Zinsen  zu  erlassen;  wer  sich  weigere,  solle  so 
lange  yom  christlichen  Geschäftsyerkehr  ausgeschlossen 
bleiben,  bis  er  nachgebe.  Sollte  ein  Kreuzfahrer  seine 
Schuld  dem  jüdischen  Gläubiger  zur  Zeit  nicht  heim- 
zuzahlen in  der  Lage  sein,  so  sollen  ihm  die  welt- 
lichen Fürsten  einen  Aufschub  in  der  Art  yerschaffen, 
dass  dem  Schuldner  yom  Beginn  seiner  Reise  an  bis  zur 
sichern  Nachricht  von  seinem  Tode  oder  seiner  Rück- 
kehr die  Zinszahlung  erlassen,  yom  Juden  dagegen 
der  Ertrag  des  Pfandgegenstands  während  dieser 
Zeit  nach  Abzug  der  nötigen  Auslagen  auf  das 
Hauptgut  angerechnet  werde.  Dies  bringe  den  Juden 
wenig  Nachteil,  indem  wohl  die  Heimzahlung  yerzögert^ 
aber  die  Schuld  nicht  aufgehoben  werde.*®')  Das  Verhältnis 
ist  also  dasjenige,  dass  der  jüdische  Pfandgläubiger 
während   der  Abwesenheit  des  Schuldners  den  gesamten 

^•^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  154,  357. 
»•*)  AronioB,   Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  8,  178.  176.  SOi 
38,  298.  '        • 
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Ertrag  der  in  seiner  Verwaltung  befindlichen  Pfandliegen- 
schaft bezieht,  davon  die  Betriebsanslagen  bestreitet  und 
den  Ueberschuss  am  dargeliehenen  Haaptgnte  abzieht 
Auch  das  Konzil  von  Chateau-Qontier  im  Jahre  1231, 
die  beiden  Konzile  von  Lyon  in  den  Jahren  1245  and  1247, 
das  Konzil  von  Albi  im  Jahre  1254,  von  Montpellier 
im  Jahre  1258,  von  Sens  im  Jahre  1269,  von  Arles  and 
Poitiers  im  Jahre  1278,  von  Avignon  im  Jahre  1282 
verbieten  den  Gerichten  die  Fortsetznng  aller  wegen 
Forderungen  von  Juden  anhängigen  Rechtsstreitig- 
keiten. Es  sollte  dem  nachgewiesenen  Rechtseinwand 
von  Christen,  dass  bei  Abschluss  des  Darlehens  eine 
Zinsenüberforderung  stattgefunden  habe,  stattgegeben 
and  die  Klage  in  diesem  Falle  eingestellt  werden.  ^^)  In 
gleicher  Weise  werden  denn  auch  von  Papst  Gregor  IX. 
wiederholt  alle  Kreuzfahrer  von  der  Zinszahlung 
während  des  bevorstehenden  Kreuzzugs  befreit,  wie  dies 
auch  am  17.  Juli  1245  durch  das  Konzil  von  Lyon  ge- 
schieht, wo  verordnet  wird,  dass  alle  Testamente  von 
(^elddarleihern,  wenn  die  betreffenden  Personen  sterben, 
ohne  den  unerlaubten  Gewinn  zurückgegeben  zu 
haben,  rechtsungültig  sein  sollen. '^^  Das  Gesetz 
galt  für  Christen  und  Juden;  alle  Geldleiher  sollten  den 
imgerechten  Gewinn  zurückgeben,  den  sie  an  Kreuz- 
fahrer gemacht  hätten.  *^^) 

li.    Die  Hiftpfliclit  des  Plkndlnhaben  und  dl«  HeimsaUnag  der  DulelieB. 

Während  nach  romanischem  und  heutigem  Rechte, 
wenn  ein  Pfand  durch  Zufall  untergeht,  dieses  dem 
Eigentümer  verloren  geht,  also  der  Verlust  den 
Schuldner  trifft,  muss  nach  altdeutschem  Rechte  der 
Grläubiger  in  diesem  Falle  den  Pfand  wert  ersetzen.'^*) 
Das  talmudische  Recht  schreibt  vor,  der  Pfandinhaber 
solle  einstehen  müssen  für  Diebstahl,  Abhandenkommen  des 
Pfands  in  Fällen,  die  er  durch  Vorsieht  hätte  vermeiden 
können,  während  bei  Ereignissen,  gegen  die  keine  Vor- 
sicht schütze,  wie  Feuerbrunst,  Ueberschwemmung  u.  dergl., 
die  Heimzahlung  der  Schuld  nicht  von  der  Rückgabe  des 
Pfands  sollte  abhängig  gemacht  werden  dürfen.  Wird  fest- 
gestellt, dass  ein  Jude  durch  Feuer,  Diebstahl  oder  Gewalt 
sein  Eigentum  und  die  ihm  übergebenen  Pfänder  ver- 
loren hat,  und  wird  er  um  dieselben  von  einem  Christen 
in  Anspruch  genommen,  so  kann  er  sich  durch  seinen  Eid 
lösen.  Verwahrlost  ein  Jude  einem  Christen  dessen  Pfand, 
so  dass  der  Christ  dasselbe  nicht  wieder  erhalten  kann. 


'"^  Deppiog,  Juden  im  Mittidalter,  B.  162  f. 
>*^  Stobbe,  Jaden  in  DeotwhlAnd,  S.  126,  246. 
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80  mass  er  es  dem  Christen  aaf  Grund  seines  Eids  er- 
setzen, bestimmt  das  alte  Angsburger  Stadtrecht  vom 
Jahre  1276*'®)  und  das  Meissner  Judenrecht  vom  Jahre  1265 
bestimmt,  wenn  ein  Jude  mit  seinem  übrigen  Besitze 
ein  Pfand  durch  Feuer  oder  Diebstahl  oder  Raub 
yerliere  und  dies  durch  einen  Eid  auf  sein  Gesetz  oder 
mit  glaubwürdigen  Zeugen  beweise,  so  solle  er  nicht  ge- 
halten sein,  das  Pfand  zu  bezahlen.*'')  So  bestimmt  das 
Augsburger  Stadtrecht,  wenn  ein  Jude  Geld  auf  ein 
Pferd  ausleihe,  solle  er  das  Pferd  beim  Fütterer  einstellen 
nnd  Bürgen  dafür  nehmen.  Geschähe  dann  dem  Pferd 
etwas  durch  Schuld  des  Juden,  so  solle  der  Jude  den 
Schaden  tragen,  geschähe  ihm  aber  etwas  ohne  Schuld  de^ 
Juden,  so  sollen  der  Selbstschuldner  und  seine  Bürgen 
den  Schaden  leiden."*) 

Betreffs  der  Heimzahlung  der  Darlehen  an  die 
Judengläubiger  galt  der  Rechtssatz,  dass  wenn  der 
Schuldner  dem  Gläubiger  das  Geld  zurückbrachte  und 
sein  Pfand  zurückforderte,  der  Gläubiger  solches  dem 
Schuldner  vor  zwei  jüdischen  und  einem  c&istlichen  Saugen 
ohne  Widerspruch  zurückzugeben  hatte  und  dann  Ton 
diesem  Tage  an  keine  Zinsen  mehr  berechnet  werden 
durften.  Geschah  dies  nicht,  so  haftete  der  Jude  dem 
Schuldner  für  allen  Schaden,  der  etwa  durch  Feuer, 
Diebstahl  oder  in  anderer  Weise  dem  Pfandgegenstande 
widerfuhr.  Brachte  der  Jude  an  einem  spätem  Tage  dem 
Christen  sein  Pfand  zurück  und  der  Christ  löste  es  dann 
nicht  ein,  so  fiel  aller  Schaden,  der  dem  Pfandgegenstande 
später  durch  Feuer,  Diebstahl  oder  Raub  zustiess,  dem 
Christen  zur  Last.  Geht  also  das  Pfand  unter,  nachdem  der 
Schuldner  sich  zur  Heimzahlung  erboten  hat,  so  muss  der 
Jude  Ersatz  für  den  Mehrwert  leisten,  den  das  Pfand  über 
das  Hauptgut  und  die  Zinsenforderung  hatte,  er  trägt  also 
die  Gefahr  fQr  die  mora  in  accipiendo;  befindet  sieb 
aber  der  Schuldner  in  mora,  so  hat  dieser  die  Gefahr 
zu  tragen."^)  So  bestimmt  z.  B.  das  Meissner  Juden- 
recht Yon  1265,  wenn  ein  Christ,  der  ein  Pfand  gegeben 
habe,  das  Geld  dafür  bringe  und  das  Pfand  zurückfordere, 
und  Zeugen  stelle,  nämlich  zwei  Juden  und  einen  Christen 
und  der  Jude  das  Pfand  nicht  herausgebe,  so  soUen 
yon  diesem  Tage  an  keine  Zinsen  mehr  laufen,  und  wenn 
dann  der  Jude  das  Pfand  durch  Feuer,  Diebstahl  oder 
sonstwie  yerliere,  solle  er  dem  Christen  zahlen,  was  das 
Pfand  mehr  wert  sei  als  das  darauf  geliehene  Geld  mit 


"<")  Stobbe,  Jaden  in  Deutschland,  8.  247,  181. 
^^^  Aronius,  Regesten  zur  Geschichte  der  Judei 
^^*)  Mayer,  Angsburger  Stadtrecht,  8.  b6. 
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den  Zinsen.  Bringe  aber  der  Jade  am  folgenden  oder 
einem  spätem  Tage  dem  Christen  das  Pfand  zor  Einlösung 
mit  zwei  Christen  and  einem  Jaden  als  Zeugen  and  der 
Christ  löse  es  nicht  ein  and  der  Jade  verliere  es  dann 
dorch  Feaer,  Diebstahl  oder  Baab  mit  seinem  andern 
Besitze,  so  sei  er  nicht  verpflichtet,  es  dem  Christen  zn 
bezahlen.  Eine  Ausnahme  machten  jedoch  bei  diesen 
Vorschriften  die  jüdischen  Feiertage;  an  diesen  war 
kein  Jude  verpflichtet,  ein  Pfand  herauszugeben.  So 
bestimmt  z.  B.  das  Judenprivilegium  des  Herzogtums 
Oesterreich  vom  Jahre  1244,  kein  Jude  solle  an  einem 
jüdischen  Feiertage  zur  Auslösung  von  Pftndern  genötigt 
werden  dürfen."*) 

Waren  die  Schuldner  hohe  Herren,  so  hielt  es  für 
die  Juden  oft  schwer,  Bezahlung  zu  erhalten.  Die  Juden 
halfen  sich  in  diesem  Falle  dadurch,  dass  sie  andere 
hohe  Herren  durch  Zusicherung  wirtschaftlicher  Vor- 
teile in  ihre  Dienste  zogen  und  diese  zur  Vollstreckung 
ihrer  Forderungsrechte  veranlassten.  So  versprechen  im 
Jahre  1876  zwei  Ulmer  Juden  dem  Pfalzgrafen  Friedrich 
bei  Rhein  die  Hälfte  ihrer  Forderung  an  den  Orafen 
Heinrich  von  Werdenberg,  wenn  er  denselben  durch 
Krieg  zur  Bezahlung  nötige. ^^^)  Am  schlimmsten  waren 
in  der  Regel  die  Juden  daran,  wenn  die  Reichsregierung 
sich  veranlasst  sah,  die  Forderungen,  welche  einzelne 
Landesherrschaften  an  das  Reich  hatten,  durch  Erlassung 
der  Judenschulden  dieser  Landesherrschaften  zu  tilgen. 
Trat  formell  in  diesem  Falle  auch  die  Reichsregierung 
als  Schuldner  an  die  Stelle  der  Landesherrschaft,  so 
konnten  doch  in  der  Regel  die  jüdischen  Gläubiger  nur 
mit  grossen  Abstrichen  zu  ihrer  Forderung  kommen. 
So  erteilt  z.  B.  König  Heinrichs  VII.  von  Luxemburg  im 
Jahre  1811  den  Bürgern  von  Esslingen  wegen  ihres 
Kriegs  mit  dem  Grafen  von  Wirtemberg  einen  zwei- 
jährigen Aufschub  ihrer  Judenschulden.  ^|^  So  befreit  im 
Jahre  1812  König  Heinrichs  Vn.  den  Edelmann  Konrad 
von  Weinsberg  zur  Entschädigung  für  die  Auslagen, 
die  er  im  Reichskriege  gegen  den  Grafen  von  Wirtem- 
berg gehabt  hatte,  von  seinen  Judenschulden.  So 
befreit  in  den  Jahren  1815  und  1316  König  Ludwig  der 
Bayer  die  Stadt  Esslingen  zum  Ersatz  fQr  ihren  Schaden 
im  vorausgegangenen  Reichskriege  auf  zwei  Jahre  von 
allen  Zinsverbindlichkeiten  und  Leistungen  auf  Grund  des 
Bärgschaftsrechts  und  Schuldklagen  gegenüber  den  Juden 
von  Ueberlingen  und  den  anderen  Juden,  welche  zu  den 

"*)  Aronios,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  8.  298,  2Qi. 
"^  Stobbe,  Jaden  in  DeuttchUnd,  8.  181,  249  f. 
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Feinden  des  Königs  übergegangen  sind.    So  erl&sst  König 
Ludwig   der  Bayer   im  Jahre  1816   den  Bürgern   yon 
Heilbronn  alle  Gelddarlehen,  welche  sie  yon  den  dortigen 
Juden   erhalten   haben.     So   erlässt  König  Ludwig  der 
Bayer  im  Jahre  1323  dem  Stifte  Fulda  alle  seine  Juden- 
schulden.   So  bestätigt  im  gleichen  Jahre  König  Ludwig 
der  Bayer  dem  Stifte  Bamberg  und  dessen  Dienstleuten 
die  Befreiung  von  allen  Judenschulden,  welche  sie  Tom 
Kaiser  Heinrich  VU.  erhalten  hatten.    So  erlässt  König 
Ludwig  der  Bayer  im  Jahre  1326  einer  ganzen  Reihe  von 
Edelleuten  ihre  Schulden  bei  den  Juden  der  Beichsvogtei 
Elsass.  So  verzichtet  im  Jahre  1338  der  Herzog  Heinrich 
yon   Bayern    gegenüber   den  Bürgern   yon  Straubing 
und  Deggendorf  auf  alle  seine  Ansprüche,  welche  darch 
die  Erschlagung  yon  Juden  an  diesen  Orten  seiner  Kammer 
erwachsen   waren,    und   bescheinigt  den  Bürgern   dieser 
Städte,  das  sie  den  betreffenden  Juden  nichts  mehr  schuldig 
seien.     So    spricht  König   Ludwig    im   Jahre   1341    das 
Kloster  Waidsassen  yon  allen  Schulden  bei  seinen  Juden 
frei.    So  befreit   die  Beichskammer  im  Jahre  1343  den 
Burggrafen    Johann    yon    Nürnberg    yon   allen   seinen 
Schulden  bei  85  mit  Namen  aufgeführten  Juden  und  bei 
anderen  Juden,  [denen   er   sonst  noch  Geld  schuldig  ist 
und  gebietet  allen  Juden,  den  Burggrafen  seiner  Schulden 
ledig  zu  sagen,  wie  denn  auch  im  Jahre  1344  der  Jade 
Moses    yon   Gunzenhausen    eine   Verzichtleistungser- 
klärung   auf  seine  Forderungen  an  den  Burggrafen  yon 
Nürnberg  abgibt.    Im  Jahre  1346  erlässt  Kaiser  Karl  IV. 
dem  Grafen   yon  Wirtemberg  seine  Schulden    bei  den 
Juden    in  Colmar  und  Schlettstatt,    welche    bereits 
seinem  Vater  erlassen  worden  seien,   da  die  Juden  ihm 
mit  Leib  und  Gut  als  jetzigem  Reichsoberhaupt  gehören. 
So  bestimmt  Kaiser  Karl  IV.  im  Jahre  1347,  dass  falls 
die  Burggrafen  yon  Nürnberg  in  ihren  Schuldurkunden 
auf  einen  Erlass  ihrer  Schulden  durch  das  Beich  yerzichtet 
haben,  diese  Bechtsklausel   keine  Verbindlichkeit  haben 
solle.    Im  Jahre  1348  befreit  König  Karl  den  Bischof  yon 
Augsburg  yon  allen  seinen  Judenschulden.  Im  Jahre  1349 
befreit  die  Reichskammer  die  Grafen  yon  Wirtemberg  und 
ihre  Unterthanen  yon  allen  Judenschulden  und  im  gleichen 
Jahre  befreit  die  Reichskammer  den  Markgrafen  yon  Baden 
yon  allen  seinen  Judenschulden.   Im  Jahre  1350  befreit  die 
Reichskammer  die  Stadt  Weissenburg  und  die  Deutsch- 
herren zu  Nürnberg  yon  allen  Judenschulden."*) 

Gieng  ein  Jude  mit  Tod  ab,  so  giengen  seine  For- 
rungen wie  seine  Schulden  zunächst  an  seine  Herrschaft 

»»»)  Btobbe,  Jaden  in  IlentschlAnd,  8.  260  ff. 
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über  and  diese  hatte  als  Schatzyogt  oder  Patron  die 
Pflicht,  sich  mit  den  Schuldnern  und  Gläubigern  des  yer- 
storbenen  Hintersassen  auseinanderzusetzen ,  wofiir  ihr 
bestimmte  Teile  der  Erbschaft  als  „SterbfalP  zufielen. 
So  bestimmt  ein  reichsgerichtliches  urteil  vom  Jahre  1299, 
dass  dem  Erzbischof  Gerhard  von  Mainz  alle  Forderungen 
der  unter  seiner  Vogtei  stehenden  bei  dem  letzten  Juden- 
krawalle umgekommenen  Juden  zufallen  sollten,  falls  keine 
Erbsinteressenten  vorhanden  waren."*) 


9)    Sie  SteuerrerhSltiiisse  im  Allgameinan  und  dia 

SeieliBkaiiiiiiarknaolitMhmft 

Die  Reichskammerknechtschaft  der  Juden  ist 
thatsächlich ,  wie  Lambrecht  ganz  richtig  erklärt,  yon 
Anfang  an  yorhanden.  Nur  ist  eben  Knechtschaft  (servi- 
tium),  nicht  Leibeigenschaft;  der  „gedingte  Knecht" 
ist  kein  „Sklave",  sondern  entsprechend  dem  englischen 
nEnight"  der  freie  Hintersasse,  Zinsmann  oder 
Steuerzahler  eines  Patrons,  der  freiwillige  Lohn- 
arbeiter, der  lediglich  im  Vertragsverhältnis  zu 
seinem  Herrn  steht.  Der  Jude  ist  Beamter  (minister), 
nicht  Eigenmann,  (servus  im  engern  Sinn).  Die  Juden 
stehen  als  Knechte,  als  freie  Steuerzahler  im  Schutze 
des  Reichs  und  es  fragt  sich  nur,  wer  diesen  Schutz 
namens  des  Reichs  handhabt.^^'')  KöniglicheKammer- 
knechte,  d.  h.  Steuerzahler,  Zinsmänner  des  Königs, 
sind  sie  nur,  wenn  sie  auf  grundherrlichem  Königsgut 
wohnen."®)  Nicht  diese  Frage  ist  also  zweifelhaft,  sondern 
lediglich  die  Frage,  wann  der  Jude  aus  den  Landes- 
herrschaften in  die  Reichsstädte  und  damit  in  den 
unmittelbaren  Schutz  des  Reichs  gezogen  ist,  und 
man  nimmt  wohl  mit  Recht  an,  dieses  Verhältnis  sei  erst 
nach  den  Jahren  1096  und  1146  allmählich  entstanden, 
indem  die  Juden  damals  infolge  der  Judenverfolgungen 
ans  den  landesherrlichen  Graugrafschaften  nach  den  reichs- 
grandherrlichen  Bischofsstädten  und  in  den  Schutz 
der  Kirche  zogen,  so  dass  die  königliche  Gewalt  sich 
veranlasst  sah,  die  burggräflichen  Rechte  in  den 
Städten  der  Kirche  abzuehmen. 

"^  Lambrecht,  Wirtschaftsleben,  Bd.  1^  S.  292  und  454  f.  „Ser?ire" 
beiBst  „servitium  dare** ;  servitium  aber  heisst  Frobndienst,  d.  b.  Herren- 
tost oder  Leistung  an  Geld  oder  Arbeit,  welche  man  dem  Patrone  als 
Entgeld  f&r  die  Patronatspflicbt  giebt 

"^  Aronins,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,  S.  140  f.,  80. 

^")  Der  Grundsatz,  dass  die  Juden  durchweg  E ammerknechte  des 
Königs  seien,  scheint  ihren  Anümg  mit  dem  Landfrieden  ?om  Jahre  1108 
Kenommen  cn  hAhpn.     fVArsrl.  Aronius.  S.  141). 
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So  erfolgt  die   üebernahme   des  Judensehutses 
seitens  der  Kaiser  im  0.  Jahrhundert  lediglich  auf  Grund 
freier  Vereinbarung  zwischen  beiden  yertragschliessenden 
Teilen.    Der  römische  Kaiser  als  Patron  verspricht,  seinen 
gewöhnlich  aus  dem  spanischen  Arabien  in  das  römische 
Beich   übersiedelnden  Ellienten   vor   „Beunruhigung  und 
Verläumdung^,  vor  Eingriffen  in  sein  rechtmässiges  Eigen- 
tum und  ungerechten  Zoll-,  Vorspann-  oder  Einquartierungp- 
anforderungen  zu   schützen;   er  giebt  ihm  das  Recht,  in 
seinem  Machtgebiet  das  Marktrecht  auszuüben,  d.  h.  Handel 
zu  treiben,  christliche  Sklaven  zu  mieten,   Sklaven  von 
aus\^&rts  einzufahren  und  im  Lande  feil  zu  haben,  und 
sichert  ihm  zu,  dass  er  nur  auf  Grund  des  Judenrechts 
zur  Feuer-  oder  Heisswasserprobe  oder  zu  körperlichen 
Strafen  solle  verurteilt  werden  dürfen.    So  nimmt  am  das 
Jahr  825  Kaiser  Ludwig  der  Fromme  den  Rabbi  Donatos 
und  dessen  Neffen  Samuel  in  seinen  Schutz  auf,   wobei 
folgende  Bedingungen  zwischen  beiden  Teilen  vereinbart 
werden:  1.  Der  Kaiser  verspricht  den  beiden  Juden,  sie 
vor  jeder  Beunruhigung  und  Verleumdung   zu   schützen. 
2r  Niemand  darf  den  beiden  Juden  etwas  von  ihrem  recht- 
mässigen Eigentum  wegnehmen  oder  einen  Zoll  oder  einen 
Vorspann-  oder  Herbergdienst  (Einquartierung)  von  ihnen 
fordern.    3.  Die  beiden  Juden  dürfen  ihr  Eigentum  ver- 
tauschen oder  verkaufen,  an  wen  sie  wollen,  nach  dem 
Gesetze  der  Juden  leben   und  mit  Ausnahme  der  Sonn- 
und  Festtage  Christen  zu  ihrer  Arbeit  mieten;  auch  ist 
ihnen  gestattet,  fremde  Sklaven  zu  kaufen  und  innerhalb 
des  Reichs  wieder  zu  verkaufen.   4.  Bekommen  die  beiden 
Juden  einen  Rechtsstreit  mit  einem  Christen,  so  ist  dieser 
von  drei  christlichen  und  drei  jüdischen  Richtern  zu  ent- 
scheiden, bekommt  ein  Christ  aber  Streit  mit  einem  der 
beiden  Juden,  so  kann  er  diesen  durch  christliche  Richter 
führen.     5.  Da  die  beiden  Juden  sich  beschweren,  die 
Christen  hetzen  die  Sklaven  der  Juden  auf,  ihre  jüdischen 
Herren  aus  religiösen  Gründen  zu  verachten,  und  überreden 
sie,  sich   durch  die  Taufe   von   ihnen   freizumachen,  so 
verbietet  dies  der  Kaiser.  6.  Christen,  welche  dazu  raten, 
man  solle  die  Juden  töten,  sollen  so  lange  die  Juden  dem 
Kaiser  treu  bleiben,  eine  Strafe  von  10  Pfund  Gold  be- 
zahlen müssen.     7.  Zum  Gottesurteil  durch  Feuer  oder 
heisses    Wasser  oder   zur   Geisselung   sollen   die   beiden 
Juden   nur   dann    verurteilt    werden  dürfen,    wenn  dies 
nach  dem  Judenrechte  zulässig  ist.*^^)  Mit  der  Besorgung 
der  auf  diese  Weise  vom  Reiche  übernommenen  Pflichten 
und    dem    Einzug    der    hiefÜr    von    dem   Klienten    dem 

*^  AnNdiu,  Regestea  sar  Oetdiichle  der  Jaden,  8.  81  f. 
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Beiche  zufallenden  Gebühren  and  Dienste  waren  anter 
den  Karolingern  in  der  Begel  wie  mit  der  Verwaltung 
des  Beichs  Oberhaupt  meistens  die  geistlichen  Fürsten 
betraut  So  flberlässt  2.  B.  König  Karl  der  Einfache  dem 
Erzbischof  yon  Narbonne  die  ihm  zustehenden  Beichsge- 
falle  und  Zehnten  aus  den  Aeckem,  Weingärten,  Mühlen  der 
dortigen  Juden.^^)  So  beklagen  sich  am  22.  Februar  839 
der  Jude  G^udiocus  und  seine  Söhne  Jakob  und  Vivacius 
bei  Kaiser  Ludwig,  dass  der  Schutzbrief,  den  ihnen  der 
Kaiser  über  ihre  rechtmässig  von  ihren  Vorfahren  ererbten 
Güter  Valerianis  und  Bagnilis  erteilt  habe,  ihnen  böswillig 
geraubt  worden  sei  und  bitten  desshalb  um  eine 
Erneuerung  desselben,  was  denn  auch  geschieht  Der 
Scbutzbrief  bestimmt,  dass  die  genannten  Juden  und  ihre 
Nachkonmien  diese  Güter  mit  allen  Zubehörden  als  Ge- 
bäuden, Höfen,  Weingärten,  Wiesen,  Weiden,  Wasserläufen, 
Mühlen  und  Wegen,  ohne  Widerspruch  besitzen  sollen  und 
dass  es  ihnen  jederzeit  freistehen  solle,  diese  Güter  zu 
yerkanfen  und  zu  yertauschen. '*^^ 

Seit  der  Mitte  des  10.  Jahrnunderts  nun  sehen  wir, 
entsprechend  der  allgemeinen  grossen  Bewegung,  welche 
damals  gegen  die  Herrschaftsrechte  der  Bischöfe  und 
Aebte  in  den  ihnen  zum  Aufenthalt  dienenden  aufblühenden 
Stadtgemeinden  entsteht,  wie  auch  die  Ausübung  des 
kaiserlichen  Judenpatronats  durch  die  geistlichen  Fürsten 
lebhafte  Anfechtungen  erfthrt  So  entsteht  z.  B.  in  dem 
emporblühenden  Magdeburg  eine  heftige  Bewegung  zu 
dem  Zweck,  das  Schutzrecht  über  die  dortigen  Juden 
und  Kaufleute  der  Kirche  zu  entreissen,  so  dass  am 
9.  Juli  965  Kaiser  Otto  der  Grosse  in  einem  Freiheits- 
briefe, den  er  der  Moritzkirche  zu  Magdeburg  verleiht, 
bestimmt,  die  Juden  und  anderen  Kauf leute  der  Stadt 
sollen  wie  seither  lediglich  unter  der  Gewalt  des  Bi- 
schofs bleiben  1^),  wie  auch  im  Jahre  978  Kaiser  Otto  ü. 
dem  Bistum  Merseburg  alles  überlässt,  was  die  Mauern 
der  Stadt  Merseburg  einschliessen,  samt  dem  Er- 
trag der  Steuern  der  dortigen  Juden  und  Kauf  leute  ^*^), 
und  im  August  979  Kaiser  Otto  n.  dem  Erzbischof  von 
Magdeburg  den  dortigen  Stadtbann  überlässt,  so  dass 
in  Zukunft  der  bischöfliche  Vogt  die  Gerichtsbarkeit 
Aber  alle  in  der  Stadt  und  der  Vorstadt  wohnenden 
Eaufleute,  Juden  und  andere  Bewohner  jeglichen 
Stands  ausüben  solle.  ^*')  So  gibt  im  Jahre  1004  Kaiser 
Heinrich  11.  dem  Bischof  Wigbert  yon  Merseburg  den 
Ertrag  der  Steuern  der  dortigen  Kaufleute  und  Juden 

^  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  61,  02.    Aronius,  65. 
»^)  AroniiiB,  Beoetten  zur  Geseliichte  der  Joden,  8. 42  f.,  978,  57, 59 
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zurück,  welche  derselbe  yor  langen  Jahren  durch  ein 
Tauschgeschäft  verloren  hatte.  So  stellt  z.  B.  König 
Wilhelm  der  Eroberer  von  der  Normandie  nach  der 
Eroberung  Englands  die  Juden  dieses  Königreichs 
in  seinen  besonderen  Schutz,  erkl&rt  ihr  Vermögen  als 
königliches  Eigentum  und  bestimmt,  dass  niemand 
das  Recht  haben  solle,  sich  dasselbe  anzueignen. 
Die  Beschlagnahme  des  Vermögens  der  englischen  Juden 
durch  den  neuen  Herrscher  ist  also  nicht  etwa  so  aufzu- 
fassen, als  ob  dieser  den  Juden  dasselbe  abgenommen  hätte, 
um  sie  zu  berauben,  sondern  die  betreffende  Staatshandlung 
der  neuen  Regierung  bezweckt  lediglich,  sich  in  den  6e- 
nuss  der  hohen  jüdischen  Steuergefälle  zu  setzen.^  So 
vermacht  im  Jahre  1086  die  Gemahlin  des  Herzogs  Roger 
Ton  Apulien,  des  Sohns  des  Normannenherzogs  Robert 
Guiscard,  der  Frauenkirche  von  Salem o  den  Ertrag  der 
Judensteuer  dieser  Stadt  und  ihr  Gemahl  tritt  dem 
Erzbischof  von  Salemo  das  dortige  Judenyiertel  mit 
allen  Juden  darin  ab,  wobei  nur  diejenigen  Juden  eine 
Ausnahme  bilden  sollten,  welche  auf  Grund  und  Boden 
wohnten,  der  dem  Herzog  gehörte.  Alle  nicht  in  dieser 
Stellung  begriffenen  Juden  von  Salemo  sollten  dem  Bistum 
zu  allen  Diensten  und  Auflagen,  wie  dem  Grundzins, 
dem  Thorzins  und  anderen  Diensten,  verpflichtet  sein, 
wie  sie  das  seither  dem  Herzog  oder  der  Stadt  gegeben 
hatten.^")  Mat  hat  also  in  Salemo  damals  zweierlei  Juden, 
von  denen  die  einen  im  Ghetto  oder  der  Judengasse  wohnten 
und  deren  Landesherr  der  Erzbischof  war,  während  die 
anderen  auf  dem  Grund  und  Boden  der  Krone  von  Sizilien 
wohnten  und  dieser  steuerpflichtig  waren.  So  erneuert  in 
den  Jahren  1125 — 1140  der  Herzog  Sobeslaus  yon  Böhmen 
den  Schutzyertrag  der  deutschen  Gemeinde  in  der 
Prager  Vorstadt  Nach  demselben  führt  der  Böhme 
den  Zeugenbeweis  gegen  den  Deutschen  mit  zwei 
Deutschen  und  einem  Böhmen  und  umgekehrt;  ebenso  soll 
es  bei  Streitigkeiten  mit  Römern  und  Juden  gehalten 
werden.  Man  hat  also  in  Prag  vier  nationale  Ge- 
meinden, von  denen  jede  ihre  eigene  Verwaltung  und 
ihr  eigenes  Gericht  hat.  Alle  vier  aber  stehen  im  Patronat 
der  Krone  von  Böhmen,  sind  dieser  steuerpflichtig  und 
damit  nach  mittelalterlichem  Sprachgebrauche  „Kammer- 
knechte** derselben.*«)  Am  6.  April  1157  bestätigt 
Kaiser  Friedrich  L  der  Judengemeinde  in  Worms  den 
Schutzvertrag  Kaiser  Heinrichs  IV.*")  So  sind  die 
Juden    in  Konstantinopel    das  ganze  Mittelalter  seit 

"«)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  123,  129. 

>**)  Aroniua,  Regelten  rar  Qeschiehte  der  Juden,  8.  106,  128. 


—    245    — 

dem  Jahre  1204  üntertbanen,  Hintersassen  nnd  Schutz« 
befohlene  der  Repablik  Venedig  and  befinden  sich  sehr 
wohl  dabei  und  als  König  Heinrich  U.  (1133  bis  1189) 
von  England  seinen  Zug  nach  dem  heiligen  Lande 
onterBimmt,  setzt  er  den  englischen  Bürgern  eine  Steaer 
von  70,000  Pfd.  Sterling,  den  Juden  aber  eine  solche 
von  60,000  Pfd.  Sterling  an.  Diese  Steuer  wurde  indess 
Ton  den  Juden  nicht  bezahlt,  worauf  die  Krone  die 
reichsten  Juden  des  Landes  verwies  und  ihnen  die 
Auswanderung  erst  nach  Bezahlung  eines  Austrittsgelds 
von  5000  Mark  erlaubte.*") 

Sind  so  seit  dem  10.  Jahrhundert  etwa  meist  die 
Staatsbehörden  im  Besitze  der  Judensteuern,  so 
sehen  wir  seit  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  das 
Becht  auf  den  Ertrag  der  Judenschutzgelder  in  zu- 
nehmendem Masse  wieder  an  die  geistlichen  Fürsten 
übergehen,  welche  in  kluger  Ausnützung  der  Zeitverhält- 
nisse sich  dieses  Becht  durch  Pfandschaftsverträge  vom 
Beiche  zu  erwerben  wissen,  wobei  indess  zahlreiche  Aus- 
nahmen vorkommen.  So  verzichtet  am  20.  November  1209 
die  Beichskammer  unter  Kaiser  Otto  IV.  von  Sachsen 
in  einem  Vertrage  mit  dem  Erzbistum  Mainz  unter  Erz- 
bischof Siegfried  auf  alle  Ansprüche  an  den  Ertrag  der 
Jadengefalle  in  den  Städten  des  Erzbistums.^'^)  So  leiden 
im  Jahre  1210  die  Juden  in  Passau  schweren  Schaden 
durch  gewaltsame  Beraubung  und  verlangen  desshalb 
Ton  ihrem  Patron,  dem  Bischof  Mangold,  Entschädigung, 
worauf  sich  das  Bistum  mit  ihnen  derart  vergleicht,  dass 
die  Stadtgemeinde  Passau  für  400  Mark  von  allen  For- 
derungen frei  sein  sollte,  welche  künftig  noch  Christen 
oder  Juden  wegen  dieser  Angelegenheit  machen  sollten. 
Am  gleichen  Tage  vergleicht  sich  sodann  das  Bistum 
von  Passau  mit  der  Stadtgemeinde  wegen  der  Sache  in 
der  Art,  dass  die  Stadt  die  Bezahlung  von  400  Mark  an 
die  Passauer  Judenschaft  übernimmt  und  die  Bürger 
Walther  Isnar,  Ulrich  Pröbstlin  und  der  Schneider  Herbord 
den  Juden  200  Pfd.  Pass.  Münze  zahlen,  während  das 
Bistum  ihnen  dafür  den  Passauer  Zoll  verpfändet. ^'') 
Am  10.  Juni  1212  verpflichtet  sich  Kaiser  Otto  IV. 
Ton  Sachsen  dem  Viztum  von  Rusteberg  und  Ulrich 
von  DuUenstedt  gegenüber,  den  Vertrag  zu  halten,  den 
er  vor  seiner  Kaiserl^önung  mit  dem  Erzbistum  Mainz 
geschlossen  hatte,  und  demzufolge  die  Beden  der  Juden- 
gemeinden Mainz,  Erfurt  u.  s.  w.,  die  unter  seiner 
Gewalt    standen,    dem    Erzbistum   zufielen.      Im 

»*)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  3Ö9,  125,  863. 

^)  Aioniiu,  Begeiten  zur  Oeschichte  der  Jadeo,  8.  167  ff.,  171. 
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Jahre  1212  tritt  Kaiser  Friedrich  ü.  als  König  Ton  Si- 
zilien dem  Enbistom  Cosenza  den  Ertrag  der  Juden- 
Steuer  dieser  Stadt  und  das  dortige  Färberbanngeld 
ab.'*«)  Am  3.  Januar  1216  bestätigt  König  Friedrich  IL 
seinen  Getreuen,  den  Juden  yon  Begensburg,  die 
ihm  yon  ihnen  vorgelegte  Urkunde  Kaiser  Friedrichs  I. 
und  befiehlt  bei  Verlust  seiner  Gnade,  dass  niemand 
die  darin  enthaltenen  Freiheitsrechte  solle  brechen  oder 
sie  durch  Verleumdung  oder  SchadenzufBgung  yerletzen 
dürfen.  Um  dieselbe  Zeit  flberlässt  Kaiser  Friedrich  n.  yon 
Hohenstaufen  als  König  und  Landesherr  der  Proyence 
die  Einkünfte  yon  mehreren  Juden  der  Kirche  yon 
Arles.«*«)  So  flberlässt  König  Heinrich  HL  (1216—1272) 
yon  England  den  Ertrag  der  englischen  Judensteuer 
auf  einige  Jahre  an  seinen  Bruder  König  Bichard  yon 
Deutschland.'*^ 

Um  welch'  ein  wichtiges  Gefäll  es  sich  bei  der 
Juden  Steuer  handelte,  erhellt  daraus,  dass  z.  B.  im 
Jahre  1217  nahezu  der  dritte  Teil  der  französischen 
Steuererträge  yon  7550  Pfd.  yon  den  Juden  der  Nor- 
mandie  bezahlt  wird'**)  und  so  steigt  denn  auch  die 
Anzahl  der  Staatsyerträge  flber  dieses  Gefall  während  des 
13.  Jahrhunderts  fortwährend.  So  sehen  wir  im  Jahre  1219 
das  Becht  auf  den  Bezug  der  Judensteuer  yon  Marseille 
in  der  Hand  des  dortigen  Bischofs,  der  dieses  Gefall  im 
gedachten  Jahre  durch  Vertrag  mit  der  Judengemeinde 
auf  2  Lampreten  festsetzt.'**^  Im  März  1227  yerleiht  König 
Heinrich  VII.  der  Hohestauie  yon  Deutschland  dem  Grafen 
Wilhelm  yon  Jfllich  und  seinen  Erben  das  Becht,  den 
Ertrag  der  Steuern  aller  Juden,  welche  sich  in  seinem 
Lande  niederlassen,  frei  yon  König  und  Beich  zu  be- 
sitzen und  über  sie  nach  freiem  Ermessen  zu  yerfflgen.'^ 
So  schliesst  im  Jahre  1230  König  Ludwig  IX.  einen  Ver- 
trag mit  dem  Bischof  yon  Beziers,  durch  den  sich  die 
französische  Krone  alle  Bechte  auf  den  Ertrag  der  dortigen 
Judenstener  yorbehält  mit  Ausnahme  dessen,  was  dayon 
dem  Bischof  und  den  Kanonikern  gehöre.^**)  Man  sieht,  die 
französische  Krone  ist  bestrebt,  yon  ihrem  Bechte  auf  das 
Judenregal  zu  sichern,  was  zu  sichern  ist  Wären  ihre 
Bechte  nicht  bedroht  gewesen,  so  wäre  ein  solcher  Ver- 
trag nicht  nötig  erschienen.  Am  16.  Februar  1283  flber- 
lässt König  Heinrich  Vn.  yon  Hohenstaufen  dem  Bischof 
Siegfried  yon  Begensburg  als  Entschädigung  fflr  seine 
Auslagen  im  Beichsdienste  auf  Lebenszeit  alle  Einkflnfte, 
Gerichtsgefälle  und  Gerechtigkeiten,  welche  der  Beichs- 

^  DeppiDg,  Jaden  im  MitteUIter,  8.  189.  191  f.,  161,  266,  167  f. 
»^  Aroniot,  Begorten  «ur  GeMhiohte  dar  Joden,  S.  180,  196,  201. 


-^    247    — 

kunmer  yon  denjengen  in  Begensbarg  wohnenden  Jaden 
instand,  deren  Stenergefalle  der  BeiclMkammer  gehörte.'*^ 
Es  gab  also  demnach  anch  in  Begensbarg  zweierlei  Jaden* 
btlrger,  solche,  welche  im  Patronat  des  Beichs  standen,  also 
Beichskammerknechte  waren,  nnd  solche,  die  in  der  Vogtei 
des  Bischofs  standen,  also  bischöfliche  Eammerknechte  waren. 
Im  Jahre  1234  nimmt  Kaiser  Friedrich  ü.  von  Hohen- 
staafen  in  Anbetracht  der  Schwache,  d.  h.  der  yerhältnis- 
mäsaig    geringen  Ansahl,  des  Jndenyolks   nnd    mit 
Bflcksicht  daraaf,  dass  die  in  seinen  Landern  lebenden 
Jaden   dorchweg   nnd  jeder  einzeln   dnrch   gesetzliches 
Vorrecht  der  Kirche  nnd   der  kaiserlichen  Gewalt 
seine  „besonderen  Kammerknechte^  sind,    anf  die 
Bitte  seiner   beiden    Kammerknechte    C.    nnd    0.   deren 
Personen  sowie  ihre  Söhne,  Töchter  nnd  alle  ihre  Güter 
in    seinen   nnd    des   Beichs    besonderen   Schatz    aaf, 
indem   er    ihnen   die   gnten    Gebr&nche    and    bewährten 
Gewohnheiten,  die  sie  anter   seinen  Vorg&ngem   hatten, 
bestätigt,    nachdem    sie  seither    den    ihnen    obliegenden 
Diensten  nachgekommen  nnd  in  der  dem  Beiche  schuldigen 
Trene  verharrt  haben.    Man  sieht  ans  dieser  wichtigen 
UrkandCj  wie  das  Jadenpatronat  ein  B echt  des  römischen 
Kaisers  ist  nnd  die  Jndenpatronate  der  Landesherrschaften 
nichts  anderes  als  Beichslehen  sind.    Die  Aufnahme  in 
den    anmittelbaren    Beichsschntz,     welche    nichts 
anderes  bedentete,  als  die  Befreiung  von  allen  Steuern 
an  die  Landesherrschaft,  war  damals  ein  yon  allen 
Starkeren   wirtschaftlichen   Existenzen  angestrebtes  Frei- 
heitsrecht und  sie  wird  denn  auch  yon  allerlei  Bürger- 
schaften und  einzelnen  Personen  seit  dem  13.  Jahrhundert 
in  zunehmendem  Masse   erworben.    So  nimmt  z.  B,  am 
18.  Noyember  1234  König  Heinrich  YII.  die  Bürg  er  ge- 
meinde in  Würzburg  in  den  Beichsschntz  auf  und 
verspricht,  die  Bürger  nicht  durch  Steuernzu  beschweren, 
nnd  damit  dies  dem  Bischof,  der  Geistlichkeit,  den  Juden 
und  allen  Bürgern  treu  gehalten  werde,  stellt  er  einen 
Freiheitsbrief  darüber  aus.'^)  Am  8—81.  August  1288  nimmt 
Kaiser  Friedrich  n.  seine  Kammerknechte  die  Juden 
in  Wien  in  den  unmittelbaren  Beichsschntz  und  er- 
teilt ihnen  hierüber  einen  Freiheitsbrief,  der  im  Allge- 
meinen dem  Wormser  Freiheitsbriefe  Kaiser  Heinrichs  IV. 
entspricht^   So  erklärt  am  18.  Noyember  1244  der  Erz- 
bischof Siegfried  m  yon  Mainz  in  einem  Freiheitsbriefe 
an  die  Bürger  yon  Mainz,  dass  er  den  dortigen  Juden 

"*)  Aronins,  Begeaten  zur  GeKhichte  der  Jndeo,  8.  206,  aOi,  129, 
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halten  werde,  was  er  ihnen  ▼ereprochen  habe.'^f)  80 
pfändet  am  S.  Februar  1247  der  Gegenklinig  Landgnf 
Heinrich  Baape  Ton  Thüringen  die  Joden  in  Wftribug, 
deren  Stenerertrag  seither  der  Beichakammer  mataad, 
dem  Bischof  Hermann  yon  Würiburg  und  aeiner  Kirelie 
fbr  2800  Mark  Silber.  Wflnbnrg  soll  die  betreAnde  Jaden- 
steuer  an  seinem  Nntien  beaitaen,  doch  sollen  nach  daai 
Tode  des  Bischöfe  Eftnig  Heinrich  oder  seine  Nachfolger 
am  Reiche  das  Becht  haben,  dieses  SteaergeflUl  gegen  Se-' 
zahlang  des  Pfandschillings  larfickankanf^ui,  waa  allerdinga 
nie  mehr  geschah.  Die  Einkünfte,  welche  der  Bladiof 
hlebei  yon  den  Juden  in  der  Pfendschaftsaeit  beaogen  hatten 
sollten  nicht  in  Anrechnung  gebradit  werden  dUrraiL^  Im 
April  1247  wird  der  Freiheitsbrief  der  Bürger  yon  Wien, 
welchen  Kaiser  Friedrich  ü.  ihnen  yerliehen  hatte,  wikrand 
seiner  Fehde  mit  dem  Herzog  Friedrich  dem  Streifbarai, 
dem  letiten  Babenberger  yon  Oesterreich  yon  late- 
terem  aber  aufgehoben  worden  war,  dieser  auf  ihre  Bitte 
nach  dem  Tode  des  Herzogs  und  dadurch  stattgehabten 
Bückfall  des  Herzogtums  an  das  Reich  yom  Kaiser  Frie- 
drich n.  erneuert.  ^^)  Am  27.  März  1250  nimmt  der  Erz- 
bischof Konrad  von  Köln  auf  die  Bitte  der  Bürger  von 
Dortmund  zum  Vorteil  derselben  die  dortigen  Juden 
mit  ihren  Knechten  gegen  eine  Jahresabgabe  von  25  Mark 
Kölner  Groschen  in  seinen  Schutz.  Dieselben  dürfen  ohne 
Schaden  an  Leib  und  Gut  auswandern,  sobald  sie  die 
Abgabe  geleistet  haben.  Einwandernde  Juden  geniessen 
ebenfalls  den  erzbischöflichen  Schutz,  wenn  sie  die  Abgabe 
bezahlen.**®)  Im  August  1251  verpfändet  König  Konrad  IV. 
von  Hohenstaufen  dem  Gottfried  von  Hohenlohe  für 
seine  Dienste  die  Stadt  Rothenburg  samt  den  dortigen 
Juden  nebst  Gebsattel  um  3000  Mark  Silber."^)  Am 
3.  April  1252  verspricht  König  Wilhelm  von  Holland 
von  Deutschland  in  einem  Freiheitsbriefe  für  die  Stadt 
Goslar,  die  dortigen  Juden  als  seine  Kammerknechte 
gnädig  zu  schützen,  wofür  sie  ihm  aber  auch  als  ihrem 
Herrn  und  römischen  König  in  schuldiger  Weise  sollten 
dienen,  d.  h.  steuern  müssen.'^)  Am  22.  März  1253  weist 
der  Erzbischof  Konrad  von  Köln  den  Grafen  Walram 
und  Otto  von  Nassau  500  Mark  Kölner  Denare  auf  die 
Einkünfte  aus  dem  Zoll,  der  Bede,  der  Münze  und  dem 
Judenschutzgelde  in  Siegen  an.  Sollten  sich  die 
Einkünfte  aus  dem  Judenschutze  und  der  Münze 
erhöhen,  so  sollte  der  Mehrbetrag  zwischen  dem  Erzbischof 
und  den  Grafen  geteilt  werden.**®)    Am  27.  April  1262 

'")  8.  oben,  S.  11  f. 

'•^  Aronios,  Begetton  lur  OeicÄnöite  toi^\A«\,^.'^V'^«i,^fcÄ;»fc. 
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schliesst  der  Erzbischof  Eonrad  von  Köln,  da  es  sehr 
nützlich    und    ehrend   sei,    wenn    er    den   Jaden,    die 
sich    seinem    Schatz    anterwerfen   wollen,   diese  Wohl- 
that  erweise,  einen  zweijährigen  Vertrag  mit  denselben. 
Alle  Jaden,  welche  die  Stadt  betreten,  sollen  bei  allen 
ihren  Greschäften  anter  seiner  Gerichtsbarkeit  stehen, 
wof&r  sie  ihm  an  Johannis  dem  Täufer,  dem  24.  Juni,  and 
an  Weihnachten  ein  bestimmtes  Schatzgeld   zu  bezahlen 
haben.  Mehr  soll  weder  Tom  Vogt  noch  dem  Kämmerer  oder 
sonst  jemand  ihnen  abgenommen  werden.   Nach  Ablauf  der 
zwei  Jahre  dürfen  die  Juden  fortgehen  oder  bleiben.  Wollen 
sie  bälder  auswandern,  so  ist  ihnen  dies  erlaubt,  wenn  sie 
das  Schutzgeld  vorher  bezahlen.  Wollen  sie  länger  bleiben, 
so  soll  über  die  Höhe  des  Schutzgelds  eine  neue  Verein- 
barung getroffen  werden.    Seine  weltliche  Gerichtsbarkeit 
über  die  Juden  soll  sich  erstrecken  auf  Diebstahl,  Fälschung, 
Körperverletzung  (Bligendait),  Einschreiten  gegen  Juden, 
die  sich  dem  Judenbanne  nicht  unterwerfen,  Ehebruchs- 
falle von  Juden  mit  Jüdinnen  und  Christinnen.  Zur  üeber- 
führnng  bedarf  es  des  Zeugnisses  von  Christen  oder  Juden. 
Kein  Jude  soll  für  die  Vergehen  des  andern  büssen.  Klagen 
Ton  Juden  gegen  Juden   sind    in  Gegenwart  des  Anzu- 
klagenden dem  Erzbischof  vorzutragen,  wobei  der  Ankläger 
sich  zur  Strafe  der  Talion  verpflichten  muss.    Wird  von 
der  Judengemeinde  der  Ausschluss   eines  Gemeindeange- 
hörigen aus  dem  Gemeindeverband  einstimmig  beantragt, 
so  hat  der  Erzbischof  diesen  aus  der  Stadt  zu  schaffen. 
Der  Judenbischof  wird  alljährlich  von  der  Judengemeinde 
erwählt,  für  die  Beleihung  erhält  der  Erzbischof  5  Mark, 
und  damit  die  Kölner  Juden  freiwillig  dableiben  und  noch 
mehr  Juden  der  guten  Behandlung  zu  lieb  sich  nieder- 
lassen, werden  der  Bürgermeister,  die  Schöffen  und  der  Rat 
von  Köln,  nachdem  sie  sich  dem  Erzbischof  für  die  Ein- 
haltung dieser  Bestimmungen  verbürgt  haben,  aufgefordert, 
ihm  zu  Ehren  die  Juden  zu  fördern,  zu  begünstigen  und 
zu  schützen,  wo  sie  können."*)    So  wird  im  März  1253  in 
einem  Vertrage  zwischen  Gottfried  von  Hohenlohe  und 
Engelhart  und  Konrad  von  Weinsberg  über  ihre  gegen- 
seitigen Rechte  in  der  Stadt  Oeh ringen  unter  anderem 
bestimmt,  die  Juden  sollen  ausschliesslich  unter  dem  hohen- 
lohischen  Vogte  stehen."*)    Im  September  1253  erteilt 
der  Bischof  Hermann   von   Würzburg   den  Juden   der 
Stadt  und  Diözese  einen  Freiheitsbrief,  den  am  25.  Sep- 
tember  1253   Papst  Innocenz   IV.  bestätigt,    da    er    die 
Üeberzeugung  habe,  dass  es  der  Würde  der  Kirche  nicht 


"^  Aronios,  Regesteii  zor  Geschichte  der  Joden,  S.  250  f.,  258  f. 


—    250    — 

widerspreche,  wenn  der  heilige  Stuhl  die  Juden  sehttie, 
deren  Verkehr  mit  Christen  er  ja  dulde.  Die  Juden 
hatten  um  den  bischöflichen  Schutt  nachgesucht,  weil  man 
sie  angeblich  in  ungerechter  Weise  mitDiensten  und 
Steuern  bedrückt  hatte.»^  Am  23.  Oktober  1254  bestätigt 
der  Hersog  Ottokar  IL  Prsemysl  yon  Oesterreich, 
Markgraf  yon  Mähren,  den  Freiheitsbrief  des  Papstes 
Innocens  IV.  fBr  die  Juden  yom  22.  Oktober  1246  und  des 
Bischofs  Hermann  yon  Würzburg  wegen  ihrer  Kirchhöfe 
und  Synagogen,  ihres  Eigentums  und  ihrer  Personen."^ 
Am  10.  Januar  1255  schreibt  König  Wilhelm  yon  Holland 
yon  Deutschland  den  Borgern  yon  Worms,  er  werde 
ihnen  so  yiel  Rechte  geben,  dass  nicht  nur  die  Christen, 
sondern  auch  die  Juden  sich  freuen  werden,  sich  in  sein 
Patronat  gestellt  zu  haben.^  Am  1.  Februar  1255  werden 
durch  ein  Schiedsgericht  die  Streitigkeiten  zwischen  dem 
Erzbischof  Konrad  yon  Köln  und  dem  Grafen  Wilhelm 
yon  Jülich  wegen  des  Bechts  auf  den  Ertrag  der  Juden- 
steuer der  Kölner  Diözese  und  des  erzbischöf- 
lichen Herzogstums  ausschliesslich  dem  Erzbischof 
und  der  Kölner  Kirche  zugesprochen.  Am  28.  Febmar 
1255  überträgt  der  Bischof  Richard  yon  Worms  seinem 
Kapitel  seine  Einkünfte  in  der  Stadt  Worms,  darunter 
40  Pfund  Hlr.,  welche  die  dortigen  Juden  ihm  al^ährlich 
an  Martini,  den  11.  Noyember,  zu  bezahlen  haben.**')  Am 
20.  Noyember  1255  wird  bei  der  Aussöhnung  des  Bischofs 
Eberhard  H.  yon  Konstanz  mit  den  dortigen  Bürgern 
unter  anderm  unter  Einwilligung  der  Juden  ausdrück- 
lich bestimmt,  dass  der  Betrag,  den  die  Konstanzer 
Juden  haben  bezahlen  müssen,  entweder  zurückgegeben 
oder  mit  ihrer  Einwilligung  behalten  werden  solle.  Die 
Stadt  hatte  also  wahrscheinlich  die  Judengemeinde  unter 
Verletzung  bischöflicher  Rechte  besteuert  Im  Jahre  1257 
schliesst  die  Stadt  Marseille  einen  Vertrag  mit  dem 
Herzog  Karl  yonAnjou,  Graf  yon  Pro yence,  nach  dem 
der  Herzog  yon  den  Christen,  Juden  und  Sarazenen 
in  Marseille  keine  höhere  Abgabe  als  seither  yerlangen 
durfte.^»)  Im  Jahre  1258  wirft  die  Stadt  Köln  dem 
dortigen  Erzbischof  yor,  dass  er  die  Judengemeinde 
der  Stadt  in  unrechtmässiger  Weise  besteuert  habe  ^^)  und 
am  28.  Juni  1258  werden  die  Streitigkeiten  zwischen  dem 
Erzbischof  und  den  Bürgern  yon  Köln  durch  Schieds- 
spruch beendet,  wobei  der  Erzbischof  erklärt,  die  Bürger 
dürfen  sich  nicht  darum  kümmern,   wie  er  seine  Juden 

»•*)  AroniuB,  Regesten  zur  Oeschichte  der  Jaden,  8.  267,  259.  2$9. 
"     Depping,  Jaden  im  MitteUater,  S.  266  f. 
StoDDe,  Jaden  in  Deatachland,  8.  M. 
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behandle,  da  er  die  Kölner  Jndengemeinde  yom  Beiche 
zn  liehen  habe,  deren  Steuern  beziehe  und  daf&r  ihre 
Vergehen  strafe.  Die  Bürger  hatten  sich  darüber  be- 
schwert, dass  der  Erzbischof  die  Juden  verhaftet  habeJ**) 
Wenn  die  Juden  yom  Reich  an  den  Erzbischof  gekommen 
sind,  weiss  man  nicht  Im  gleichen  Jahre  wird  in  Hil- 
desheim der  dortigen  Judengemeinde  der  Schutz 
und  das  Geleite  aufgekündigt  und  ihre  Synagoge  ge- 
schlössen.'^)  Am  25.  Juli  1258  bestätigt  König  Richard  von 
Cornwallis  von  Deutschland  den  Bürgern  und  Juden 
in  Worms  ihre  Freiheitsrechte  und  gibt  ihnen  1000  Mark 
Silber.  Die  Juden  aber  zahlen  dem  Bischof  und  den 
Bürgern  200  Mark  für  ihren  Schutz.^)  Im  Dezember  1259 
schreibt  der  Erzbischof  Konrad  von  Köln  den  dortigen 
Bürgern,  er  habe  den  Vertrag  mit  seinen  Kölner 
Juden  mit  einem  neuen  Zusätze  versehen  und  lege  ihnen 
desshalb  denselben  vor,  da  er  den  Juden  versprochen  habe, 
die  Bürgerschaft  zu  bitten,  sich  für  die  treue  Einhaltung 
dieses  Vertrags  durch  ihn  zu  verbürgen.  Die  Bürger 
sollen  dafür  wie  seither  die  4  Soldi  von  den  Juden  er- 
halten, so  dass  die  Juden  an  beiden  Terminen  im  Jahre, 
wo  sie  dem  Bischof  ihre  Abgaben  zahlen,  den  Bürgern 
als  Beitrag  zu  den  öffentlichen  Bauten  ebenso  vielmal 
4  Soldi  zahlen  sollen,  als  sie  dem  Bischof  Mark  (zu  20  Soldi) 
zahlen.*^)  Am  11.  März  1260  lässt  der  Bischof  Eberhard 
von  Worms  auf  Bitte  der  dortigen  Judengemeinde 
dieser  eine  Abschrift  des  ihr  von  Kaiser  Heinrich  IV. 
erteilten  Freiheitsbriefs  anfertigen,  da  wegen  der  Un- 
sicherheit im  Lande  und  der  Gefährlichkeit  der 
Strassen  keine  Urkunden  versandt  werden  können."') 

Man  sieht,  wie  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts 
bereits  die  Streitigkeiten  zwischen  den  geistlichen 
Stad  th  er  ren  und  denBeichsbürger  Schäften  der  Städte 
am  das  Bei  ch  auf  die  Judenbesteuerung  entsteht.  So 
beklagt  sich  im  Juli  1261  der  Bischof  Walter  von  Strass- 
barg,  dass  die  Bürger  die  Juden,  mit  denen  sie  doch 
gar  nichts  zu  schaffen  haben ,  ebenfalls  besteuern,  ^)  und 
verbietet  deshalb  dem  Rate  von  Strassburg  aufs  strengste, 
die  Jaden  künftig  zu  besteuern,  weil  sie  in  seinem  landes- 
herrlichen Schutze  stehen  und  nicht  in  dem  der  Stadt.  ^) 
Am  22.-23.  September  1261  nimmt  der  Bischof  Robert 
von  Magdeburg  während  der  Versammlung  zum  Laub- 
hflttenfest  die  reichsten  der  dortigen  Juden  fest  und 
entlässt  sie  erst  wieder  nach  Bezahlung  (de  redemptione, 
ut  dicitur)  von  100,000  Mark  Lösegeld.    Dann  lässt  er  in 

^^  Azonint,  RegetCen  sur  G«8cliiclite  der  Jaden,  S.  260  f.,  270,  271 
n  Maarer,  Deatsches  StadteweieD,  Bd.  8,  S.  795  f. 
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Hall«  und  Ma^debur^  alle  Judenhäoser  militärisch 
beBetjen  und  alles  Gold  iiDd  Silber  der  Juden  wegschaffen. 
Die  B&rger  von  Halle  nehmen  sich  darauf  der  Jaden 
an,  «onof  der  Bischof  die  Stadt  belagert  und  eine  Fehde 
entstellt,  die  bis  zam  Jahre  1261  dauert,  an  weli-lier  sich 
mehren  benachbarte  Fßrsten  bet«ilii];eTi.  I>i6  Hallenser 
nnd  Ifogdebur^er  wollten  nämlich  den  Judenschutz  an 
lieh  reiwen,  was  der  Bischof  dadurch  vereitelt«,  dass  er 
das  VennÖgeu  der  Juden  be  seh  läge  ahmte.'*')  Am 
7.  OktDtMT  1261  vergleichen  sich  der  Bischof  IririR  von 
WUriborg  and  die  Bärger  der  Stadt  in  Bezag  auf  die 
dortigen  Juden  dabin,  dass  die  Bürger  eich  in  den 
G«8chiftSTerkehr  zwischen  dem  Bischof  und  den  Juden 
nicht  som  Schaden  des  Bischofs  einmischen,  sondern 
den  Bisehof  sein  Recht  und  seine  Herrschaft  Aber  die 
Wünbnrger  Juden  gemeinde  ausDben  lassen  sollten,  wie 
sie  aach  die  Juden  in  nichts  bedrficken  und  sie  zn  keinen 
IjeistnngeD  ftlr  die  Rnrgerschaft.  anders  als  unter  Zn-  . 
Stimmung  des  Bischofs  zwingen  zu  wollen  Tersprachen.***) 
Am  26.  Oktober  1261  versprechen  der  Bat  and  die  Bttrger 
von  Halberstadt  auf  die  Bitte  des  dortigen  Bischofs, 
die  dortige  Jndengemeinde  nach  Kräften  zo  schätzen, 
so  dass  weder  der  Bischof  noch  die  Bürgerschaft  oder 
sonst  jemand  ihnen  Gewalt  anthnn  oder  unregelmässige 
Abgaben  von  ihnen  erpressen  sollte.  Die  Jaden  aber  sollten 
da^r  dem  Bischof  die  geziemenden  gewöhnlichen  Dienste 
treu  leisten.  Ueber  ihre  Vergehen  sollte  nach  altem  Her- 
kommen geurteilt  werden  und  die  Juden  hatten  das  Recht, 
jederzeit  fortzuziehen."'')  Im  Jahre  1262  verschreibt 
Kftnig  Feter  der  Grausame  von  Aragon  seiner  Gemahlin 
Eonstanze  als  Wittum  die  Stadt  Garonne  nnd  den  Ertrag 
der  dortigen  Jndensteuer.  Im  Jahre  1262  setzt  König 
Richard  von  Deutschland  in  dem  Freiheitsrecht,  das  er  der 
Stadt  Hagenau  im  Elsass  verleiht,  fest,  dass  die  dortigen 
Jaden  als  k&nigliche  Kammerknechte  nar  der  Reicha- 
kammer  dienen  nnd  des  Königs  Befehl  gehorchen  sollten, 
ohne  dass  sie  irgend  jemand,  wo  es  auch  sei,  za  anderen 
Diensten  sollte  zwingen  dfirfen.  Am  9.  Juli  1262  wird  in 
dem  Vergleich  zwischen  Walter  von  Geroldseck  nnd 
der  Stadt  Strassburg  bestimmt,  dass  die  Jaden  die 
nächsten  5  J ahre  abgabenfrei  sein  sollen.  ***)  Am 
16.  Oktober  1262  bestätigt  König  Richard  von  Cornwailis 
von  Deutschland  den  Bürgern  von  Hagenaa  das  Frei- 
heitsrecht, dass  seine  Kammerknechte  die  dortigen  Juden 
nur  der  Reicbskammer  dienen  und  desshalb  von  niemand 


"n  Anmiüi,  BegeBten  nix  OuäÄdi.te  Am  SvlA«»,  H.  9B1,  9BSt  t,  281. 
"^  Detms,  Jaden  im  1UiUld!Utt,&.«»,\%V- 
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zu  ungesetzlichen  und  ungewöhnlichen  Diensten  gezwungen 
werden  sollen.*'^    Am  1.  Mai  1263  wird   die  Judenge- 
meinde in  Worms  von  König  Richard  yon  Corn Wallis 
von  Deutschland  wieder  dem  Bischof  Heinrich  von  Speier 
zurückgegeben,  nachdem  dieselbe  der  Stadt  Worms  220  Pfd. 
Hlr.  bezahlt   hat'*^);  aber  schon  im  März  1265  zahlt  die 
Judengemeinde  zuWorms  den  dortigen  Bürgern  wieder 
300  Pfd.  Hlr.  Jahressteuer.'")  Am  26.  August  1265  schliessen 
der  Bischof  Iring  von  Würzburg  und  die  dortigen  Bürger 
einen  Vergleich,  nach  dem  der  Bürger  Sintram  und  die 
anderen  vertriebenen  Freunde  des  Bischofs,  Christen  und 
Juden,  in  die  Stadt  zurückkehren  dürfen  und  wieder  in  ihre 
Rechte  eingesetzt  werden.    Klagen  der  Bürger  gegen  sie 
sollte  der  Bischof  inGüte  beilegen.»'*)  Am  30.  November  1266 
befreit   König  Konradin   auf  die  Bitte    der  Bürger  von 
Augsburg    seine  Kammerknechte  die   dortigen   Juden 
bis  Georgi,  den  24.  April  1272,  von  allen  Leistungen  an 
ihn  gegen  30  Pfd.  Augsburger  Pfennig  im  ersten  Jahre 
und  je  10  Pfd.  in   den  übrigen    4  Jahren.    Lassen  sich 
weitere  fremde  Juden  in  Augsburg  nieder,  so  haben  die 
Bürger  Humloher  und  Ulrich  Klaindienst  mit  den  Juden 
David  und  Liebermann  deren  Steuer  an  den  König  ein- 
zuschätzen; ein  Einspruch  des  Königs  hiegegen  ist  aus- 
geschlossen.   Scheidet  einer  der  Vier  aus,  so  wählen  die 
drei  anderen  einen  Ersatzmann.   Die  Ausübung  des  könig- 
lichen Judenschutzes  besorgen  der  königliche  Schutzvogt, 
der  Bürgermeister  von  Augsburg,  die  Augsburger  Schöffen 
und  die  ganze  Gemeinde.    Im  Jahre  1270  erwerben  die 
Bürger  von  Augsburg  auch  den  Ertrag  der  Steuergefalle 
der  dortigen  bischöflichen  Juden."®)   Der  Ertrag  der 
Augsburger  Judensteuer  fliesst  also  seither  in  die  Stadt- 
kammer, gehört  aber  selbstverständlich  nach  wie  vor  als 
Regal  der  kaiserlichen  Kammer.   Im  gleichen  Jahre 
erneuert  Köln  der  dortigen  Judengemeinde  ihr  altes 
Becht,  keine  Cauwercini  oder  Christen,  die  offen  auf 
Zins  leihen  (also   nicht  gewerbsmässig  ist  es  erlaubt) 
zu  ihrem  Nachteile  in  der  Stadt  Köln   zu  dulden.    Die 
betreffenden  Bestimmungen  werden  in  Stein  gehauen  und 
öffentlich    aufgestellt.***)    Am    20.  Dezember   nimmt   der 
Erzbischof  Werner  von  Mainz  die  Bürger  und  Juden 
zu  Erfurt,  die  sich  mit  einander  gestritten  hatten,  wieder 
in  seine  Gnade  und  hebt  seinen  Bann  gegen  die  Bürger 
Ättf,  den  er  wegen  der  Juden  über  die  Bürger  verhängt 


^  **^  AronluB ,  Regesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  285,  290,  292, 

297,8(7,298,808. 

^  Stobbe,  Joden  in  Dentschland,  8.  41.  ^     ^ 

^)  Aioniiii,  Regelten  zur  Geschichte  der  Juden,  8. 299.  Stobbe,  91. 
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hatte.  Die  Juden  sollen  ihre  Freiheiten  so  lange  ge- 
messen,  als  sich  ihre  Privilegien  erstrecken.^)  Am 
28.  Angnst  1268  erneuert  der  König  Ottokar  yon  Böhmen, 
Herzog  yon  Oesterreich  und  Steiermark,  Markgraf 
von  Mähren,  allen  Juden  seines  Beichs,  da  sie  zq 
seiner  Kammer  gehören  und  seines  Schutzes  bedflrfen, 
ihrer  alten  Freiheitsrechte.***)  Am  28.  April  1269  ver- 
gleicht sich  die  Judengemeinde  in  Worms  mit  König 
Bichard  dahin,  dass  sie  gegen  eine  Jahresabgabe  von 
200  Mark  Silber  bis  zum  Jahre  1275  nicht  mehr  weiter 
von  ihm  mit  Steuer  belastet  werden  darf,  worauf  König 
Richard  dem  Raugrafen  Ruprecht,  Bruder  des  Bischoft 
von  Worms,  20  Mark  jährlich  auf  den  1.  Mai  zahlbar  bei 
den  Wormser  Juden  anweist*^ 

Mit  dem  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts  wird  die 
Frage  des  Rechts  auf  den  Ertrag  der  Judensteuer 
unter  den  einzelnen  Fürsten  und  Herrschaften  immer 
brennender  und  schärfer.  So  werden  infolge  eines  Staats- 
vertrags zwischen  dem  König  Thibaud  von  Navarra, 
Grafen  von  Champagne,  und  seinem  Schwiegervater 
König  Ludwig  IX.,  dem  Heiligen,  von  Frankreich 
an  einem  hiezu  insgeheim  festgesetzten  Tage,  dem 
Kreuzerhöhungstage,  also  dem  14.  September,  1268  alle 
Juden  in  den  beiderseitigen  Ländern  gefänglich  einge- 
zogen, ihre  Pfandbriefe  mit  Beschlag  belegt  und  auf 
diese  Weise  genaue  Listen  angefertigt,  welche  Juden 
nach  Frankreich,  nach  Navarra  und  in  die  Cham- 
pagne gehören,  sowie  eine  Statistik  der  Orund- 
schulden  gewonnen,  worauf  man  die  betreffenden  Juden 
alsbald  wieder  freilässt  und  ihnen  ihre  Schuld- 
titel zurückgibt.  Gleichzeitig  wird  bestimmt,  dass 
alle  Juden  in  den  beiderseitigen  Ländern  künftig  auf  der 
Brust  und  auf  dem  Rücken  ein  Zeichen  von  scharlachroter 
Farbe  sollen  tragen  müssen.*^)  Am  11.  Dezember  1271  gibt 
der  Bischof  Graf  Hartmann  von  Dillingen  der  Juden- 
gemeinde in  Augsburg  eine  Urkunde,  durch  die  er  auf 
Begehr  der  Bürger  der  Stadt  die  Juden,  die  dort 
wohnen  oder  sich  künftig  dort  niederlassen  werden, 
bis  11.  November  1272  und  von  da  an  auf  noch  ein  Jahr 
aller  ihm  schuldigen  Dienste  ledig  spricht,  wenn  ihm  die 
Bürger  hiefür  je  am  24.  April  10  Pfd.  Augsburger  Pfennige 
bezälen.  Die  Juden  soUten  dafür  im  Patronate  seines 
Vogts,  des  Bürgermeisters,  der  Ratmannen  und  der  Stadt- 
gemeinde stehen,  und  diese  die  Juden  in  seinem  Namen 
gegen  Gewaltthaten   und   Beleidigungen,   die   etwa   dem 


^^  ^^^"i  ^??!^^'S.  Oetchichto  der  Judea,  8.  310. 


Depping,  Judeo  im  HittftUdter,  8,  lei  f. 


Versprechen  des  Bischofs  luwider  gegen  sie  yerfibt  werden 
könnten,  beschützen.^^*)  Im  Jahre  1279  yerbietet  das  Par- 
lament yon  Paris  den  königlichen  Jnden  in  Langned'oc, 
die  Jnden  der  Abtei  von  8t  Antonin  zur  Stenemmlage 
heranzuziehen.'^)  Man  sieht,  es  gibt  anch  hier  zweierlei 
Jnden,  solche,  welche  in  der  unmittelbaren  Vogtei  der 
französischen  Krone  stehen,  und  solche,  welche  dem 
Patronat  eines  Landesherrn  unterstehen.  Aehnliche 
Verhältnisse  finden  wir  in  Katalonien,  wo  im  Jahre  1283 
die  Juden  bei  den  Kortes  von  Barcelona  beantragen, 
man  möge  auch  auf  sie  das  Gesetz  anwenden,  nach  dem 
jeder  Einwohner  in  der  Gerichtsbarkeit  dessen  stehe, 
auf  dessen  Burg  oder  Landesgebiet  er  wohne,  einem 
Wunsch,  dem  die  Kortes  anch  willfahren  '^),  wobei  man  sieht, 
dass  den  Juden  das  landesherrliche  Patronat  lieber 
ist,  als  das  Beichtspatronat  Um  dieselbe  Zeit  sichert 
der  Herzog  Heinrich  IV.  von  Breslau  den  Juden  seines 
Herzogtums  den  Schutz  ihrer  Person,  ihres  Ver- 
mögens, ihrerBeligion,  ihrer  Schulen,  d.  h.  Synagogen, 
and  ihres  Handels  zu,  mit  dem  Bemerken,  dass  dieselben 
kfinftig  unmittelbar  dem  Gericht  seines  Pfalzgrafen 
unterstehen  sollen.  Wenn  ein  Christ  einem  Juden  auf 
dessen  Notruf  nicht  zu  Hilfe  eilen  sollte,  so  solle  er 
um  Gfeld  gestraft  werden,  auch  sollte  es  verboten  sein, 
die  Juden  des  Kindsmords  anzuklagen,  wenn  nicht 
3  christliche  und  3  jüdische  Zeugen  aufgestellt  werden 
könnten,  und  jeden  Ankläger,  der  eine  solche  Sache  nicht 
beweisen  könnte,  sollte  die  Strafe  treffen,  die  der  be- 
zttchtigte  Jude  hätte  leiden  mflssen.^^^)  Man  findet  derartige 
Bestimmungen  von  Judenyögten,  welche  den  Judenschntz 
dadurch  kräfdg  zu  handhaben  suchen,  dass  sie  die  Unter- 
thanen  zur  Hilfeleistung  yerpflichten,  damals  all- 
gemein. So  macht  z.  B.  im  Jahre  1220  das  Gericht  yon 
Falaise  alle  Borger  yon  Bernai  daflür  yerantwortlich, 
dass  sie  nicht  herbeigeeilt  seien  und  geholfen  haben,  als 
in  ihrer  Stadt  ein  Jude,  der  ermordet  wurde,  um  Hilfe 
gerufen  habe.^^^  So  bestimmt  im  Jahre  1264  der  Herzog 
Boleslaus  yon  Polen,  wenn  ein  Jude  bei  Nacht  um  Hilfe 
rufe,  solle  jeder  christliche  Nachbar,  der  ihm  nicht  zu 
Hilfe  komme,  30  Sons  bezahlen  müssen.'^) 

In  zunehmender  Menge  finden  sich  jetzt  die  Ver- 
pfändungen der  Judengefälle.  Im  Jahre  1286  yer- 
pfändet  König  Budolf  yon  Habsburg  dem  Grafen  Adolf  yon 
Nassau  20  Mark  aus  dem  jährlichen  Ertrag  der  Beichs- 


^**)  Aronini,  Begesten  zur  Geschichte  der  Jnden,  S.  810. 

"^  Depping,  Joden  im  Mittelalter,  8.  801,  191},  151,  195,  16a 
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jadensteuer  von  Frankfurt  am  Main.*^)  Meist  findet 
man  jetzt,  dass  sich  der  Ertrag  der  Jndenschutzstener 
derart  zwischen  Reichsgewalt  and  Landesherrschaft 
teilt,  dass  jeder  von  beiden  Teilen  die  Hälfte  der  Ge- 
fälle erhält.  So  tritt  z.  B.  im  Jahre  1292  das  Bistum 
Magnelone  der  französischen  Krone  unter  König  Philipp 
dem  Schönen  von  Frankreich  die  Jaden  seiner  Herr- 
schaft ab  unter  der  Bedingung,  dass  das  Bistum  die 
Hälfte  der  von  diesen  Juden  geleisteten  Steuern  und 
Dienste  erhalten  solle. '^"^  Auch  in  Deutschland  finden 
wir  damals  die  Judensteuern  nur  noch  sparsam  im 
Besitze  der  Beichsgewalt  So  nimmt  z.  B.  im  Jahre  1298 
nach  den  damaligen  Judenkrawallen  in  Nürnberg, 
Augsburg  u.  s.  w.  das  Reich  unter  König  Albrecht  L 
von  Oesterreich  die  Judengemeinde  von  Nürnberg 
wieder  in  den  seitherigen  Schutz  und  im  Jahre  1299 
verpfändet  das  Reich  unter  König  Albrecht  I.  Yon 
Oesterreich  dem  Erzbistum  Mainz  den  Ertrag  der  Beichs- 
judensteuer  von  Frankfurt  am  Main,  wobei  sich  das 
Reich  verpflichtet,  so  lange  als  die  Pfand  sc  haft  des 
Erzbischofs  währe,  den  Juden  keine  ausserordentliche 
Steuer  aufzulegen.*^)  Man  sieht,  wie  es  die  wirtschaft- 
liche Not  ist,  welche  die  Reichsgewalt  zwingt,  den  Er- 
trag ihrer  Steuerquellen  den  Landesregierungen 
zu  überlassen. 

So  macht  auch  die  deutsche  Reichskammer,  als  König 
Albrecht  I.  von  König  Philipp  IV.  von  Frankreich  das 
Königreich  Arelat  zurückerhält,  sofort  der  französischen 
Krone  gegenüber  das  Recht  auf  alle  Steuern  der  Juden 
geltend,  welche  in  Frankreich  wohnen,  und  zwar  mit 
der  Begründung,  die  Juden  haben  von  Anfang  an 
unter  dem  römischen  Kaiser  gestanden  und  seien 
desshälb  auch  der  Gerichtsbarkelt  und  dem  Patronat  des 
römischen  Reichs,  dessen  Inhaber  Kaiser  Albrecht  L 
gegenwärtig  sei,  unterstellt  worden.  Infolge  Staatsvertrags 
zwischen  Deutschland  und  Frankreich  wurden  denn 
auch  in  Frankreich  an  einem  bestimmten  Tage  alle 
Juden  im  ganzen  Lande  festgenommen,  ihr  Vermögen 
wurde  mit  Beschlag  belegt  und  ihnen  aufgetragen,  binnen 
eines  Monats  Frankreich  zu  verlassen  und  sich  unter  die 
Herrschaft  des  römischen  Kaisers  zu  stellen.  Der  Anstifter 
dieser  Judenaustreibung,  welche  wie  in  Frank- 
reich gleichzeitig  auch  in  Spanien  erfolgte,  war  der 
Gegenpapst  Benedikt  IX.,  der  Aragonier  Peter  von 
Luna.    So  strömten  denn  in  den  Jahren  1306  und  1307 


^ 


Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  S.  97,  96. 
Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  169. 
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Hunderte    von    franzGsisehen   Jadenfamilien   nach 
Bnrgnnd  and  Deatschland  herein,  wo  das  Reich  sie 
in  Franken,    Schwaben    and  Bayern  anter  seinem 
Beichsschatze  ansiedelte,  oder  sie  zogen  nach  der  Pro- 
vence, wohin  ihnen  der  Herzog  von  Berri,  Statthalter 
der  Langaed'oc,    freien   Durchzug    gegen    20  Pariser 
Sons  Weggeld   eingeräumt  hatte.     Ein   Teil   der  ver- 
triebenen   Juden    wanderte   femer    nach    den    Nieder- 
landen,  wo  ihnen  z.   B.    der  Herzog   Johann  n.    von 
Brabant  im  Jahre  1808  die  Gründung  einer  Gemeinde  in 
Genappe  gestattet.  >^)    Wie   wenig  erbaut  freilich  die 
Bürger   der  betreffenden  Gemeinden  von    diesem    aufge- 
zwungenen Zuwachse  waren,  geht  daraus  hervor,  dass 
z.B.  in  Genappe  alsbald  Aufstände  der  Bevölkerung 
gegen  die  neuen  Ankömmlinge  entstehen,  deren  Seele  die 
dortigen   lombardischen  Geldwechsler    und  Geschäfts- 
leute gewesen  zu  sein  scheinen,  denen  die  eingewanderten 
Jaden  recht  unangenehme  Wettbewerber  waren.    Dass 
die  Lombarden  damals  eben   so  gut  wie  die  Juden 
noch  als  Gelddarleiher    gerade   in    den  romanischen 
Ländern   sehr   stark  in  Betracht   kommen,    während   in 
Deatschland  die  Juden  die  Oberhand  hatten,  steht  fest 
und  geht  aus  zahlreichen  Nachrichten  hervor.   Wenn  man 
den  Juden  vor  die  eine  Thttre  setzt,  kommt  der  Lom- 
barde zur  andern  Thttre  herein.    So  schliesst  z.  B.  im 
Jahre  1315  das  Delphinat  unter  dem  Dauphin  Johann  von 
Frankreich  einen  Vertrag  mit  den  Erben  des  Edelmanns 
Oaichard  von  Anthoine,    durch  welchen    er   diesen   das 
Recht  verleiht,  auf  ihrem  Gebiete  Juden,  Lombarden 
und  andere  Gelddarleiher  aufzunehmen,    ohne  dass 
der  Dauphin  die  herkömmliche  Abgabe  von  ihnen  erheben 
sollte. "«) 

Wie  man  hier  den  Ertrag  der  Judensteuern  seitens  der 
Beichsgewalt  immer  mehr  aus  Geldnot  den  Landes- 
herren zufallen  sieht,  so  geht  es  auch  in  Deutschland 
weiter.  Wie  unter  König  Albrecht  L  von  Oesterreich,  so 
sehen  wir  auch  unter  seinem  Nachfolger,  König  Heinrich  YII. 
von  Luxemburg,  eine  Beihe  von  Judengefällen 
durch  Pfandschaft  in  landesherrliche  Hände  über- 
gehen.'^*) So  Qberlässt  im  Jahre  1308  Kaiser  Heinrich  VII. 
demBistum  Strassburg  die  Judensteuern  von  Molsheim, 
Salz,  Bufach  a.  s.  w.  in  der  Art,  dass  die  dortigen 
Jaden  der  genannten  Kirche  steuern  und  ihr  mit  vollem 
Rechte  angehören  sollten,  wie  König  Heinrich  VII.  auch 
dem  Bistum  Wfirzburg  gegen  ein  Darlehen  von  2300 Mark 


»♦•)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  180,  262,  211,  206  f.,  190. 

17 


—    268    — 

Silber  den  Ertrag  der  Judenstenem  dieser  Stadt  pfandweise 
fiberlassen  moss.^^  Wir  sehen,  wer  von  diesem  üebergang 
des  Judenschntzes  an  die  Landesregierungen  den  grössten 
Vorteil  hatte,  das  waren  die  Jaden  selbst,  die  nament- 
lich anter  dem  Nachfolger  König  Heinrichs,  dem  Kdnig 
Ladwig  dem  Bayer,  die  besten  Tage  and  die  glänzendste 
Stellang  haben.  König  Ladwig  r&amt  den  Jaden  in 
Deatschland  derartige  Rechte  ein,  dass  er  Mfihe  hat, 
das  deshalb  marrende  Volk  im  Zaame  za  halten, 
so  dass  die  Jaden,  denen  es  angesichts  dieser  Volks- 
bewegang  nicht  mehr  recht  geheaer  in  Deatschland 
and  im  bargandischen  Reiche  ist,  den  Versach  machen, 
die  französische  Krone  za  veranlassen,  dass  ihnen 
wieder  die  Rfickkehr  in  dieses  Land  bewilligt  wird, 
ein  Versach,  der  ihnen  aach  anter  grossen  Geldopfern 
gelingt,  indem  sie  von  der  Krone  anf  12  Jahre  die  Er- 
lanbnis  erhalten,  znrfickzakehren.  Im  Jahre  1815  fiberlässt 
die  französische  Reichskammer  anter  König  Ladwig  dem 
Zänker  den  Reichsständen  von  Langned'oc  die  von  der 
Regierang  eingezogenen  Liegenschaften  der  Jaden  dieser 
Provinz,  wogegen  diese  aaf  die  Erträgnisse  der  Jnden- 
steaem,  welche  ihnen  darch  die  Aastreibang  der  Jaden 
entgangen  waren,  Verzicht  leisteten,  and  verordnet  aaf 
die  Bitte  der  geistlichen  and  weltlichen  Landesherren 
von  Bargand,  dass  alle  Jaden,  welche  nach  Frankreich 
zarOckkehren,  wieder  ihrer  alten  Landesherrschaft  znfallen 
sollten.  Die  gleiche  Verordnnng  erfolgte  fOr  das  Herzogtam 
Nevers,  wie  denn  fiberhaapt  allen  Jaden  aaf  12  Jahre 
das  Recht  eingeräamt  warde,  nach  Frankreich  zarfickzu- 
kehren.  So  gehen  in  ganz  Frankreich  die  Kronliegen- 
schaften, welche  früher  die  Jadengemeinden  za  Lehen 
besessen  and  welche  die  Reichskammer  bei  ihrer  Ver- 
treibnng  eingezogen  hatte,  wieder  als  Lehen  an  die 
einzelnen  Landesherrschaften  Aber,  wogegen  diese  anf  den 
teilweisen  Ertrag  der  Jadengefalle  za  Gansten  der  Krone 
Verzicht  leisten  müssen."*) 

Da  die  beteiligten  Reichsjadengemeinden  oder 
Reichsbürgergemeinden  anter  diesen  fortgesetzten  Ver- 
pfändungen darch  die  Reichskammer  wirtschaftlich  sehr 
notlitten,  weil  diese  stets  damit  endigten,  dass  die  be- 
treffenden Gemeinden  die  Pfandschaften  namens  der  Reichs- 
gewalt einlösen  massten,  so  halfen  sich  die  betreffenden 
Körperschaften  damit,  dass  sie  die  Einlösnng  nar  unter 
der  Bedingung  auf  sich  nahmen,  dass  die  Reichs- 
kammer sich  verpflichtete,  ihre  Steuergefälle  künftig 
nicht  mehr  zu  verpfänden.     So    verpflichtet   sich    z.  B. 

***)  Deppiog,  Juden  im  MitteUater,  8.  201. 
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im  Jahre  1315  die  Begierung  des  Gegenkönigs  Frie- 
drich m.  von  Oesterreich  der  Stadt  Hagenaa 
gegenüber,  den  Ertrag  der  dortigen  Beichsbttrger- 
steuer  and  Reichs jndenstener  künftig  an  niemand 
andern  mehr  zu  yerp^nden  oder  zu  yerkanfen  als  an  die 
Bürger  der  Stadt.  So  wird  in  den  Jahren  1315  und  1316 
der  Ertrag  der  Reichsstener  der  Jadengemeinde 
von  Worms  vom  Reiche  an  die  Wormser  Reichs- 
bürgergemeinde verpfändet  and  ebenso  geht  es  im 
Jahre  1316  in  Aagsbarg.'^)  So  verpfändet  im  Jahre  1321 
König  Ludwig  der  Bayer  dem  Freiherm  von  Ribeau- 
pierre  im  Elsass  den  Ertrag  der  Judenstener  von 
Ribeauville  für  die  Snmme  von  400  Mark  Silber  mit 
der  Bedingung,  dass  der  betreffende  Edelmann  und  seine 
Erben  diese  Gefälle  besitzen  and  alle  Bechte  daran  üben 
sollten,  welche  aas  dieser  Verpfändung  hervorgiengen.'^) 
So  wird  ferner  im  Jahre  1322  der  Ertrag  der  Jaden- 
gemeinde von  Begensburg  vom  Beiche  an  das  Herzog- 
tum Niederbayern  verpfändet.*"*) 

Wie  sich  die  einzelnen  Körperschaften  damals  um  die 
Judengefälle  zanken,  sieht  man  z.  B.  daraus,  wenn  im 
Jahre  1327  der  Bat  der  Kölner  Bttrgergemeinde  sich 
dem  Bitter  Hermann  Scherfgin,  dem  damaligen  bischöflichen 
Burggrafen  von  Köln,  gegenüber  ernstlich  verbittet, 
dass  er  künftig  wieder  Gewaltthaten  gegen  einzelne  Mit- 
glieder der  Kölner  Judengemeinde  sich  erlaube  und 
dieselben  in  der  Burg  des  bischöflichen  Kämmerers  ein- 
sperre, wenn  sie  seinen  Anforderungen  nicht  Folge  leisten. 
Wenn  der  bischöfliche  Burggraf  etwas  mit  einem  Kölner 
Juden  zu  schaffen  habe,  solle  er  sich  an  den  Vorstand  der 
Judengemeinde  wenden  und  diesem  gegenüber  seine 
Ansprüche  geltend  machen.''^)  So  wird  im  Jahre  1329 
der  Ertrag  der  Judensteuer  in  Augsburg  seitens 
der  Beichskammer  an  den  Grafen  von  Oettingen 
verpfändet  So  wird  im  Jahre  1331  der  Ertrag  der 
Steuern  der  Frankfurter  Judengemeinde  seitens  der 
Beichskammer  an  die  dortige  Beichsbürgergemeinde  ver- 
pföndet  und  dem  dortigen  Bat  der  Schutz  der  in  Frank- 
furt wohnenden  Beichsjuden  auf  10  Jahre  übertragen,  der 
dem  Beich  gegenüber  die  Verpflichtung  übernahm,  die 
Jaden  gegen  jede  unrechtmässige  Gewalt  zu  schützen; 
selbst  gegen  den  König  und  die  Beichsgewalt  sollte  die 
Stadt  verpflichtet  sein,  den  Frankfurter  Juden  beizustehen, 
wenn  diese  das  vereinbarte  gewöhnliche  Steuerkontingent 
überschreiten  sollten.**®) 

^  Depping.  Juden  im  Mittelalter,  S.  191.    Stobbe,  Joden  in  Deatsch- 

isQd,  8.  84.  69,  94.    Wiener,  8.  40. 
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Man  sieht,  wie  yiel  den  Jadengemeinden  daran  lag, 
ihr  Vermögen  yor  dem  Hunger  der  ausgeleerten  Beicte- 
kammer  sicher  sn  stellen,  man  sieht,  wieviel  den  Jaden 
an  einem  kraftigen  Schatz  gelegen  ist  and  wie  sie  diesen 
am  meisten  von  den  aufblühenden  kr&ftigen  Stadt  ge- 
meinden erwarten,  so  dass  auch  sie  sich  immer  mehr 
entschliessen ,  aus  der  Yogtei  der  Landesherrscbaften 
auszutreten  und  sich  als  Pfahlbürger  oder  Beiwohner 
in  den  Schutz  der  aufblühenden  Stadtgemeinden  zu  be- 
geben, indem  sie  diesen  die  Bürgersteuer  bezahlen^ 
wie  die  anderen  Ausbürger,  die  geistlichen  Körper- 
schaften, die  Klöster,  oder  einzelnen  Edelleute,  die 
in  das  Ausbürgerrecht  einer  Stadt  eintraten.  Wie  der 
Abt  Ton  Beichenau,  das  Wengenkloster ,  das  Kloster 
Söflingen,  wie  zahlreiche  Edelleute,  welche  sich  in  den 
Schutz  der  Stadt  Ulm  stellen,  dafür  eine  Entschädigung 
an  diese  zu  leisten  haben,  so  muss  der  Jude,  der  in  das 
Bürgerrecht  einer  Beichsstadt  eintritt,  dieser  hiefür  ein 
Schatzgeld  bezahlen,  da  ja  der  Stadtverband  durch  diese 
Aufnahme  solidarisch  haftbar  wird  für  alle  Unbill,  welche 
dem  betreffenden  Ausbürger  wiederfährt.  So  yersteht  man 
es,  wenn  in  den  kritischen  Zeiten  des  Jahres  1349  die 
Stadt  Esslingen  es  als  eine  Erleichterung  betrachtet,  als 
man  ihr  die  Verpflichtung  abnimmt,  Juden  in  ihre  Maueni 
aufzunehmen,  man  versteht  aber  auch,  dass  nachdem  die 
Wogen  wieder  ruhiger  geworden  sind,  der  wirtschaftliche 
Vorteil,  welcher  den  städtischen  Kammern  aus  dem  Ertrag 
der  Judenschutzgelder  zufliesst,  die  Aufnahme  Ton  Juden 
den  Städten  wieder  als  Vorteil  erscheinen  lässt 

Wie  sehr  die  Steuer  kraft  der  geldkräftigen  Beichs- 
juden  gerade  wie  die  der  Beichsbürger  seitens  der 
Beichskammern  ausgenützt  wird,  zeigen  viele  Nachrichten. 
So  müssen  im  Jahre  1320  z.  B.  die  französischen  Juden- 
gemeinden unter  König  Philipp  dem  Langen  der  Krone  von 
Frankreich  eine  Steuer  von  100,000  Pfund  bezahlen,  wovon 
die  Judengemeinde  von  Paris  5300  Pfund  und  die  Juden- 
gemeinden des  Königreichs  Navarra  16,000  Pfund  trifft 
Die  Juden  waren  nur  schwer  zur  Bezahlung  dieser  Snnune 
zu  bewegen,  zu  der  ein  besonders  reicher  Jude,  namens 
Saul,  allein  mit  2000  Pfd.  eingeschätzt  wurde,  entsohlossen 
sich  aber  schliesslich  doch,  das  Geld  zu  beschaffen.  Man 
sieht,  hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  regelmässige 
jährliche  Beichssteuer,  sondern  um  einmalige 
grössere  direkte  Steuerumlagen,  wie  sie  damals 
immer  mehr  in  Gebrauch  kommen,  nachdem  die  regel- 
mässigen Ertragssteuern  des  Beichs  verschleudert  sind. 
So  verpfändet  im  Jahre  1338  die  Beichskammer  unter  König 
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Ludwig  dem  Baiern  dem  Bistum  Speier  die  JndengefilUe 
dieser  Stadt  und  den  Ertrag  des  Barggrafenamts,  d.  h. 
die  Stenergefälle  der  Bttrgergemeinde,  sa  Landau  und 
verpflichtet  sieh,  einen  dieser  Pfandgegenstände  nicht  ohne 
den  andern  einzulösen.  So  wird  im  Jahre  1227  in  einem 
Schiedssprüche  zwischen  dem  Herzog  Heinrich  I.  von 
Schlesien  und  dem  Bischof  Lorenz  von  Breslau  be- 
stimmt, dass  alle  Freie  und  Juden,  welche  in  der  Ka- 
stellanei,  d.  h.  in  der  Burggemeinde,  BeuthenAckerbau 
treiben,  den  tollen  Zehnten  sollen  bezahlen  müssen.  Man 
sieht  auch  hier  wieder,  die  Juden  sind  freie  Leute, 
welche  als  Bürger  in  einen  Marktverband  eintreten 
and  dort  an  den  Nutzungen  der  Gemeindeliegen- 
schaften als  Marktgenossen  und  Waideberechtigte  teil- 
nehmen, weshalb  sie  auch  als  pflichtig  erklärt  wurden, 
biefttr  den  Zehnten  oder  Mietzins  an  den  Lehensherrn 
und  Eigentümer  der  Gemeindeliegenschaft  zu  bezahlen.^^') 


10)   Ble  einseliieB  Steverlelstniigeii  der  Jaden. 

ft.    Btr  gMm$  OpftrpfeBBig. 

Wie  anderwärts,  so  bezog  auch  im  alten  Königreiche 
Juda  der  König  als  Grundeigentümer  den  Zehnten 
von  allen  Grundbesitzern  des  Lands  als  Grundzins  oder 
Grundsteuer.      Die    ersten    bedeutenden    unmittelbaren 
Steuern   bei  den  Juden  aber  sind  freiwillige  Dank- 
opfer an  Jehova  für  das  Heiligtum  desselben  gewesen. 
Die  fdten  Kopfsteuern  der  Juden  waren  für  Arme  und 
Belebe  gleich,  aber  nur  für  die  Männer  über  20  Jahre, 
womit   die    ersten   Volkszählungen    zusammenhängen, 
während  die  Kriegssteuer  nur  die  Reichen  zahlten. 
So  ist  denn  auch  von  den  den  Juden  im  heiligen  römischen 
Beiche  aufgelegten  Steuern  die  älteste  die  Judenkopf- 
8 teuer  gewesen,  welche  von  denselben  unter  dem  Namen 
des  „goldenen  Opferpfennigs^  erhoben  wurde. ^^    So  lange 
der  salomonische  Tempel  in  Jerusalem  bestana,  berichten 
die  Chroniken,   musste  jeder  jüdische   Hausbaltungsvor- 
stand  an  die  Schatzkammer  dieses  Tempels  eine  jährliche 
Kopfsteuer  von  einer  goldenen  Doppeldrachme  be- 
zahlen;  als  jedoch  Kaiser  Titus  den  Tempel  zerstörte, 
ftel    das   Becht    zur    Erhebung    dieser  Kopfsteuer    der 
römischen  Reichskammer  zu  und  seither  bildete  die- 
selbe einen  steigende  Bedeutung  gewinnenden  Teil  der 

^^)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  147,  196.    Aromni,  Regetfien 
m  Geachichte  der  Judeo,  8.  196. 

0  Roecher,  NstioiiidökonoDie,  Bd.  4,  S.  960. 


Einkttnfte  des  rOmiflclien  Bdohs.  Die  rBnlsdMi  Keleer 
der  alten  Zeit  yerstandeii  es  miiidestaos  so  gut  wia  die 
römischen  Kaiser  des  Mittelalters,  die  mxtfoOmk  Bige»- 
Schäften  des  JndenTolks  als  Stenerqoelle  m  wArd^fei. 
Sie  standen,  wie  das  bei  der  rein  pnktisch-aliditenMn 
AnfGASsong  der  Hebrier  in  derartigen  Dingen  kanm  anden 
möglich  war,  denselben  nicht  als  Frennde,  senden  als 
Geschftflsleate  gegenftber,  sie  behandelten  dieaelbQn 
nach  dem  Omndsatae  des  ,|Do,  nt  des**  ud  der  Oxad 
ihres  Entgegenkommens  wechselte  Je  nach  der  mehr  odor 
weniger  günstigen  wirtschaftlichen  Lage,  in  weUher 
sich  der  jeweil&e  Beherrscher  des  BOm«rreiclis  beAnd. 
Herrscher  wie  Domitian  (81—96),  lassm  die  Jaden 
tüchtig  beiahlen,  bflssen  dies  aber  aach  damit,  dam  sie 
noch  heute  jedem  Seknndaner  als  feige  Despoten  ge«Aildert 
werden;  andere,  wie  SoTorns  (807),  die  in  wirtschaft- 
licher Not  sind,  lassen  sich  sn  grossen  schwerwiegenden 
Einr&omangen  an  die  Jnden  herbei  nnd  geben  ihnen  das 
römische  ReichsbOrgerrecht,  so  dass  die  Jnden  des 
Römerreichs  bald  aas  Verfolgten  za  Verfolgern  der  Christen 
werden.  Ihre  beste  Zeit  feiern  die  Jaden  anter  Kaiser 
Jali  an  dem  Abtrünnigen  (361 — 363),  der  den  salomonischen 
Tempel  wiederherstellt  and  den  goldenen  Opferpfennig 
diesem  wieder  überlässt,  während  anter  Kaiser  Theo- 
dosias  (394 — 395)  diesen  Opferpfennig  im  römischen 
Reiche  wieder  die  Reichskammer  bezieht 

Anders  war  es  im  arabischen  Reiche  der  Abbasiden; 
hier  gehörte  der  Opferpfennig  dem  jüdischen  Exil archen 
nnd  noch  im  Jahre  1175  regiert  in  Bagdad  der  jüdische 
„Fürst  der  Gefangenschaft",  der  „Exilarch",  der  höchste 
jüdische  Würdenträger  der  Jaden  des  Ostens,  der  als 
solcher  von  allen  Jaden  des  Ostens  jährlich  ein  Goldstück 
als  Tribat*)  bezieht,  während  ein  weiteres  Goldstück  von 
jedem  Jaden,  z.  B.  in  Mossal,  als  Tribat  zar  Hälfte  der 
Rabbiner,  d.  h.  die  Kämmerei  der  betr.  Ortsgemeinde, 
zar  andern  Hälfte  der  Emir  oder  Barggraf  erhält,  wie 
aach  daselbst  die  Rabbiner  die  kirchliche  and  bürgerliche 
Gerichtsbarkeit  über  die  Jadengemeinde  haben.  ^ 

Ganz  ähnlich  finden  wir  denn  aach  die  Stea  er  Ver- 
hältnisse der  Jaden  im  Mittelalter  im  römischen  Reiche 
geordnet.  „Christianae  legis  et  imperii  praerogativa,  qaa 
dominamar  et  vivimas,  servi  santcamerae  speciales" 
ist  die  Erklärang  Kaiser  Friedrichs  n.  von  Hohenstaafen 

*)  TribuUun    =    Zwaogibeitrag  des  einzelnen    Gemeindegenoasen, 
vunittelbare  Steuer;  das  Wort  h&ngt  mit  „Treiben/*  „Eintreibung^*  sa- 
inunen. 

•;  Dcj)ping,  Juden  im  MiUeliiXte,  Ä,  %  «., ».  ^S»  1..  ^fift. 
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mit  der  er  allen  Ansprüchen  an  die  Steaerertrftgnisse  der 

Jadengemeinden  yon  anderer  Seite  gegenfibertritt    Die 

Jaden  sind  Hintersassen  desBeichs  and  ihr  Patron 

ist    lediglich  der  römische  Kaiser.     So  kam  es  denn 

auch,  dass  die  Jaden  darch  da»  ganze  Mittelalter  alljährlich 

am  Obersttage  and  gegen  Michaelis  einen  „canonem^,  den 

«^goldenen  Opferpfennig^ ,  in  die  Kammer  des  römischen 

Kaisers  bezahlen  massten,  weil  sie  „mit  Leib   and  Gnt 

dahin  gehörten^,  wie  Kaiser  Karl  IV.  erklärte,  eine  Kopf- 

steaer,  welche  z.  B.  in  Nürnberg  einen  Jahresertrag  von 

jährlich   8 — 4000  Galden  ergab  ^),   and  diese  Kopfstener 

blieb  dem  Reiche  denn  aach  von  allen  Jadengefällen  am 

längsten   erhalten.     So   verspricht  z.  B.  im  Jahre  1347 

König  Lndwig  der  Bayer  den  Jaden  von  Frank fnrt  am 

Main,  sich  2^4  Jahre  hindareh  lediglich  mit  dem  goldenen 

Opferpfennig  derjenigen  Jaden  za  begnügen,  welche  nach 

Frankfart  zarückkehren,  während  der  Ertrag  der  übrigen 

Jadengefälle  den  Bürgern  der  .Stadt,    d.    h.  der  Stadt- 

kanuner,  zafallt  and  erst  im  15.  Jahrhnndert  findet  sich 

bei  der   zanelmienden  Geldnot  des  Beichs,    dass  König 

Sigismund  dem  Herrn  Sebald  Pfinzing  den  golden  Opfer- 

pfenning  von  den  Jaden  za  Nürnberg  and  za  Wöhrd  bei 

Nürnberg  versetzt,  während  aach  in  Nürnberg  die  Jaden 

an  das  Beich   keine  weitere  Anlagen  mehr  za  bezahlen 

haben,  nachdem  sie  im  Jahre  1413  von  Kaiser  Sigismnnd 

das  Freiheitsrecht  erlangt  hatten,  dass  sie  künftig  ansser 

dem   gewöhnlichen   Opferpfennig    von    Beichswegen    mit 

keiner  andern  Anfinge   mehr  sollten   beschwert  werden, 

ein  Priyilegiam,  das  ihnen  in  den  Jahren  1428  and  1480 

von  Kaiser  Sigismnnd    and    im  Jahre   1462    von  Kaiser 

Friedrich  HI.  emenert  warde.*) 

b.  Die  8o1iitn]ig0B  d«r  JsdengeineiBdmi. 

Eine  weitere  Abgabe,  welche  die  Jaden  za  bezahlen 
batten,  war  die  Beichssteaer,  welche  die  Jadenge- 
meinden  der  einzelnen  Städte  wie  die  bürgerlichen  Ge- 
meinden an  das  Beich  oder  an  den  betreffenden  vom 
Beiche  anfgestellten  Pfandherm  za  bezahlen  hatten,  so  oft 
die  Erhebang  einer  solchen  Stener  erfolgte.  Sind  die 
direkten  Steaererhebongen  des  Mittelalters  erst  nnr 
ansserordentliche  Zuschüsse  zar  Deckang  aagenblick- 
Uchen  Mangels  in  der  Beichskammer,  so  werden  sie  seit 
dem  14.  Jahrhnndert  immer  mehr  eine  regelmässige 
Sinrichtang.    Eine  der  gewöhnlichsten  Veranlassangen 

^  Wflrfel,  Nürnbergs  Jadengemeinde,  8.  60. 
n  Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  S.  280.   WOrfel,  Nftmbergs  Jaden- 
Semeind^  8.  3,  50. 
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zar  Erhebung  solcher  ausBerordentlicher  uimiittelbaren 
Steuern  waren  die  Feldzflge,  so  Tor  allem  die  Bömen<^ 
and  Krenzsttge.  So  wird  im  Dezember  1187  nach  d<Hn 
Falle  Jerusalems  Ton  Kaiser  Friedrich  L  namens  des 
Reichs  auch  von  allen  Juden  desselben  eine  massige  Yer- 
mögenssteuer  zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Kreuzzogs 
eingezogen.*)  Im  Jahre  1254  bezahlen  die  Juden  von 
Worms  den  dortigen  Borgern  eine  Beisteuer  (Bede?) 
zu  den  Friedenskosten.  Im  Jahre  1255  kostet  die 
Sicherung  des  Landfriedens  die  Stadt  Worms  Ober 
1000  Mark,  wozu  die  Juden  150  Pfd.  HIr.  zur  Anwerbung 
von  Söldnern  beisteuern.  So  muss  im  Jahre  1259  die 
Judengemeinde  in  Worms  der  dortigen  BflrgergemeindQ 
welche  damals  400  Mark  fbr  Söldner  ausgeben  muss, 
200  Pfd.  Hlr.  und  50  Mark  Silber  beisteuern,  wie  auch  im 
Juli  1260  die  Judengemeinde  in  Worms  zu  den  Fefcde- 
kosten  der  Stadt  gegen  Alz  ei,  die  Ober  1000  Mark 
betragen,  400  Pfd.  Hlr.  beizusteuern  hat  Im  November  1261 
zahlt  die  Judengemeinde  in  Worms  der  dortigen 
Bürgerschaft  280  Pfd.  Hlr.  zur  Ausbesserung  der 
Stadtmauer  und  20  Pfd. Hlr.  für  die  Freiheit  vom  Wein- 
umgeld  und  im  Jahre  1271  zahlt  die  Judengemeinde  in 
Worms  der  dortigen  Bürgergemeinde  250  Pfd.  Hlr.  zur 
Erleichterung  der  Kosten  des  Zugs  gegen  die  Herren  von 
Lichtenstein.*)  Im  Jahre  1292  versucht  König  Adolf  von 
Nassau  bei  den  Juden  in  Frankfurt  Geld  zu  erhalten^ 
um  die  Kosten  seiner  Krönung  zu  bestreiten,  wird  aber  vom 
Beichsschultheissen  von  Frankfurt  hieran  verhindert^  Im 
Jahre  1438  bescheidet  König  Albrecht  IL  die  Judenschaft  des 
ganzen  Reichs  nach  Nürnberg  und  belegt  dieselbe  nach 
dem  Beispiel  der  früheren  Könige  mit  einer  Schätzung, 
die  teils  zur  Bestreitung  der  Krönungskosten  in 
Aachen  teils  zu  anderen  Reichszwecken  Verwendung 
findet")  Die  Reichsflnanzpolitik  des  Mittelalters  ist  eben 
damals  längst  auf  dem  Punkte  angelangt,  dass  sie  nur 
noch  mit  dem  Augenblicke  rechnet  Um  ein  augenblickliches 
Bedürfnis  zu  decken,  verzichtet  man  auf  die  wichtigsten 
ordentlichen  Besteuerungsgegenstände  und  sieht  sich 
schliesslich  mit  Schrecken  in  die  Lage  versetzt,  auf  die 
ausserordentlichen,  d.  h.  unmittelbaren  Steuern  allein  an- 
gewiesen zu  sein.^  Am  15.  Januar  1243  befiehlt  König 
Konrad  IV.  dem  Gerhard  von  K  in  zig,  sofort  von  den 
dortigen  Juden  500  Mark,  nötigenfalls  durch  Anwendung 

*)  Aronios,  Regesten  zur  Geschichte  der  Juden,   S.  145,  257,  262, 
270,  276,  288.  817. 


2  ^^J^  iS^^^  ^.P^P^^fS^'  ^'  ^>  ^- 


Köhler,  Beichshistorie,  S.  854. 
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von  Haf  ty  jfiir  ihn  einzatreiben.*)  Am  7.  Janaar  1244  befiehlt 
König  Konrad  IV.  von  Hohenstanfen  den  Bewohnern  von 
Kinzig  and  den  dortigen  Jaden,  dass  ihm  die  Christenge- 
meinde 60  Mark,  die  Jadengemeinde  aber  20  Mark  ^®)  amgehend 
zom  Gtobraache  der  Reichskammer  als  B  e  d  e  einsenden  sollej^ 
Am  15.  Dezember  1265  verbannt  der  Bischof  Heinrich  IL 
von  Speier  die  Brüder  Voltzo,  Hartmnt  and  Konrad  mit 
ihren  Genossen  ans  der  Stadt,  weil  sie  den  Besitz  der 
Jaden  frech  and  mit  Verachtung  der  Reichsgewalt  ohne 
Richtersprach  geraubt  nnd  verhindert  haben,  dass  das 
Bistum  die  gewohnte  Leistung  im  Namen  des  Reichs 
von  den  Juden  empfange,  indem  sie  dessen  Sprach  und 
den  der  Richter  verachteten.*)  Man  sieht,  die  geistlichen 
Stadtherren  sehen  sich  damals  in  zunehmender  Weise  im 
Bezug    ihrer    Judengefälle   bedroht      So   wird,    als   am 
3.  Oktober  1266  der  Bischof  Hartmann  von  Augsburg 
dem    König    Konradin    von    Schwaben    die  Schutzvogtei 
Aagsburg  überträgt,  hiebei  die  Bestimmung  getroffen,  dass 
was  das  Bistum  seither  von  Christen  oder  Juden  einge- 
trieben  habe,    auf  keine   Weise   vom   Schutzvogt   dürfe 
zurückgefordert  werden.*)    So  verpflichtet  sich  am  5.  Ok- 
tober 1212  König  Friedrich  11.   gegenüber  dem   Bischof 
Luitpold  von  Worms,  Beden  bei  den  Bürgern   oder 
Juden  in  Worms  nur  durch  den  Bischof  zu  erheben.*) 
Die   belasteten  Bürger-   und   Judengemeinden  helfen 
sich  diesen  erhöhten  Anforderungen   gegenüber   dadurch, 
dacs  sie  sich  den  Meistbetrag  ihrer  Leistungen  seitens 
der  Steuerbehörden  urkundlich  gewährleisten  lassen.    Im 
September  1266  z.B.  zahlt  die  Judengemeinde  in  Worms 
der  dortigen  Bürg  er  gemeinde  eine  Steuer  von  260  Pfd. 
Hlr.  gegen  das  Versprechen,  im  folgenden  Jahre  nur  mit 
200  Pfd.  belastet  zu  werden.»)    Am  25.  Januar  1265  be- 
stätigen  der  Schultheiss  Marsilius   von   Trier  und   die 
Brüder  Heinrich  und  Diethard  von  Pfaflfendorf,  dass  der 
erwählte  Bischof  Heinrich  von   Trier  seinen  Juden  in 
Koblenz  von  Ostern  den  5.  April  1265  eine  Gnade  das 
ganze  Jahr  hindurch  gewährt  und  sie  von  allen  Diensten 
(servitium)  befreit  habe.    Der  Schultheiss  und  die  beiden 
Brüder  stellen  Bürgschaft  für  allen  Schaden  und  Zweifel 
oder  alle  Feindschaft,  falls  der  Bischof  dies  nicht  hält') 
Am  4.  Juni  1261  beschwert  sich  der  Bischof  Walter  von 
Strassburg   über   die  Verletzung   seiner  Rechte  durch 
die  dortigen  Bürger,  welche  seine  Juden  durch  ungesetz- 
liche Auflagen  und  Quälereien  belästigen  und  nach  ihrem 

*)  Aronios.  Begesten  zur  Geschichte  der  Juden,  8.  2  1  if.,  292,  296, 
ni  289  f. 

'  ^*)  Nach  heutigem  Geldwerte  etwa  4800  Mark. 
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Belieben  Qeld  yon  ihnen  erpressen.  ^|)  Am  31.  Aagnst  1260 
verspricht  der  Bischof  Otto  von  Pas  sau  der  dortigen 
Jadengemeinde,  zwei  Jahre  lang  weder  Stenern  noch 
Darlehen  (Zwangsanlehen)  von  ihnen  za  fordern,  nach- 
dem sie  ihm  znm  Rückkäufe  des  Zehnten  in  Leis  be- 
hilflich gewesen  seien.  *0  ^  Jahre  1331  schliesst  Eönigr 
Ludwig  der  Bayer  einen  Vertrag  mit  „seinen  lieben 
Eammerknechten^,  den  Juden  in  Frankfurt  am  Main, 
ab,  durch  welchen  er  sich  verpflichtet,  sich  10  Jahre  lang: 
mit  der  gewöhnlichen  Steuer  zu  begnügen  und  keine 
weiteren  ^forderungen  namens  des  Beichs  in  dieser  Zeit 
an  die  Frankfurter  Juden  zu  machen,  und  im  Jahre  1333 
werden  in  Frankfurt  am  Main  die  Beichssteuern 
auf  zwei  Jahre,  im  Jahre  1339  auf  vier  Jahre  voraus 
erhoben,  was  selbstverständlich  auf  eine  Steuerer- 
höhung hinauskommt,  weil  die  folgenden  Bechnung^- 
zeiträume  auch  nicht  ohne  Steuern  bestehen  können. 
Beliebt  sind  namentlich  seit  dem  14.  Jahrhundert  die 
sogenannten  Tontinenanleihen,  eine  Art  Leibrenten, 
die  ihren  Namen  von  ihrem  Eiflnder,  dem  Lombarden 
Tonti,  erhalten  hatten.  Sie  wurden  vor  allem  in  Frank- 
reich, wo  sie  noch  heute  mannigfach  im  Gebrauche  sind, 
bald  überall  gang  und  gäbe,  während  ihre  Einbürgerung 
in  Deutschland  weniger  von  statten  gieng.'*) 

0.    Dm  Dimtgtld  (Mnriliim)  dw  Jodtn. 

Das  Servitium  ist  bekanntlich  die  Ablösung  einer 
einem  Bechtssubjekt  zukommenden  persönlichen  Dienst- 
verpflichtung durch  Geld.  Es  ist  das  Entgeld  fAr  eine 
Mühewaltung,  welche  ein  Bechtssubjekt  selbst  zu  besorgen 
hätte,  und  die  Juden  verstehen  es  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert in  zunelunendem  Masse,  sich  von  diesen  Diensten 
durch  Geldabflndung  und  contingentierte  Steuerleistnngen 
frei  zu  machen.  So  bestimmt  z.  B.  König  Philipp  der  Kühne 
von  Frankreich,  die  Juden  sollen  nur  in  Städten 
und  bei  festen  Schlössern  wohnen,  aber  zu  den 
Frohndiensten  der  Bürger  nicht  verpflichtet  sein.**)  Die 
Juden  sind  deshalb  auch,  wenn  sie  nicht  dem  städtischen 
Verband  als  Bürger  eingegliedert  sind,  sondern  auf  dem 
Grund  und  Boden  eines  Landesherrn  bei  einer  Stadt  oder 
Burg  wohnen,  nicht  verpflichtet,  an  den  Leistungen  der 
betreffenden  Stadtbewohner  oder  Bürger  teilzunehmen. 


")  AronioB,  Reeesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  8.  280,  270. 
>^  Wiener,  Jaden,  8.  40.    Röscher,  Nationalökonomie,  Bd.  4,  8.  62Ü. 
Kostanecld,  der  öffsnUiche  Kredit  in  SchmoUer,  Forschungen,  Bd.  9,  S.  40. 
»•)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  182. 
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Eine  andere  LeistiiBg  der  Juden  war  das  „aoriim 
coronariom" ,  die  Erönungssteaer  der  Jaden. '^)  Die 
Juden  mussten  nämlich  dem  römischen  Kaiser  und  König 
als  ihrem  alleinigen  Herrn  und  Schinnvogt,  wenn  er  das 
Reich  antrat,  eine  Kronsteuer  geben,  die  ein  Tribut  oder 
eine  Willkommsschätzung  war,  eine  Verpflichtung,  die 
indes  seitens  der  Juden  biswellen  angefochten  wurde.  So 
weigerte  sich  nach  dem  Urfehdebuch  der  Stadt  Nürn- 
berg im  Jahre  1441  der  Jude  Jakob  von  Citadell,  diese 
Steuer  zu  bezahlen.'^)  Als  im  Jahre  1284  König  Philipp 
der  Schöne  Besitz  von  der  Grafschaft  Champagne 
nimmt,  müssen  ihm  die  Juden  derselben  eine  „joyeuse 
avenue^  von  25,000  Pfund  bezahlen.'*)  Kam  der  römische 
Kaiser  oder  König  nach  Nürnberg,  so  mussten  die  Juden 
unter  Abzug  der  hiedurch  entstehenden  Kosten  von  ihrer 
Beichssteuer  für  die  Bereithaltung  der  für  den  kaiserlichen 
Hof  nötigen  Betten  auf  der  Beichsburg  Sorge  tragen. 
Als  nun  im  Jahre  1485  Kaiser  Friederich  nach  Nürn- 
berg kam,  weigerten  sich  die  Juden,  dies  zu  thun,  worauf 
der  Rat  dahin  entschied,  dass,  wenn  die  Juden  ihrer  Ver- 
pflichtung nicht  nachkommen,  der  Bat  die  Sache  selbst 
besorgen  und  die  entstandenen  Kosten  bei  den  Juden 
einfordern  lassen  werde.  ^'')  Auch  sonst  sehen  wir  die 
Juden  zu  mannigfachen  Leistungen  herangezogen. 

So  erscheint  z.  B.  im  Jahre  1119  die  Juden  ge- 
meinde in  Bom  bei  der  Neubesetzung  des  päpstlichen 
Stuhls,  um  dem  neuen  Papste  feierlich  ihr  Gesetz- 
buch zu  überreichen  und  den  althergebrachten  Tribut 
von  1  Pfund  Pfeffer  und  2  Pfund  Zimmt  zu  überreichen.") 
Im  Jahre  1150  bezahlen  die  Juden  von  Aix  der  dortigen 
Kirche  einen  Zins  von  Pfeffer  und  Ingwer.  In  Köln 
erhält  der  Burggraf  jährlich  10  Mark  von  der  Judenge- 
meinde und  6  Pfund  Pfeffer.  In  Trier  müssen  die  Juden 
im  13.  Jahrhundert  jährlich  150  Mark  bezahlen  und  Ar- 
beiter in  die  erzbischöfliche  Münze  stellen,  ferner  muss  der 
Judenbischof  dem  Erzbischof  jährlich  10  Mark  ohne  Zinsen 
leihen.  Dazu  kommen  an  bestimmten  Tagen  grosse  Pfeffer- 
lieferungen an  den  Erzbischof  und  dessen  Kammer  und 
Kleiderstofflieferungen    fiir    den   Erzbischof    und    dessen 

^)  Maarer,  Deutoches  Städtewesen,  Bd.  2,  S.  512. 

'*)  Jakob,  jad  Yon  Citadell  suntert  sich  yon  all  den  jueden  za  Num- 
berg,  welche  zur  KrOnmig  unsers  Herrn  Kaiser  Friederich  zu  verehren 
yersprochen,  kommt  darumb  auf  zwen  monate  ins  gefftngnis  and  uass 
zohleo.   Tot  dan  arfet  1441.   Wftrfel,  Nürnbergs  Jadengemeinde,  S.  49  f. 

**)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  147. 

^1)  WOrfel,  Nürnbergs  Jadengemeinde,  8.  52. 

'*)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  131  f.,  142.  Maarer,  Deotsches 
BtAdtewesen,  Bd.  2,  8.  512,  572. 
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Kapellan,  den  Kämmerer  und  dessen  Fraa.  In  Worms  mnss 
jeder  neue  Jndenbischof  dem  Bischof  20  Pfd.  Pfg.  and  jeder 
nene  Jadenrat  60  Pfd.  Hlr.  entrichten,  wogegen  es  niemand 
erlaubt  ist,  im  Hanse  von  Jaden  Einqaartierang  zn 
fordern.'*)  Am  20.  Janaar  1251  verordnet  König  Konrad  IV. 
von  Hohenstaufen ,  da  die  Bürger  von  Begensbarg  von 
den  Beichsfeinden  hart  bedroht  werden,  sollen  die  Oeist- 
liehen,  Laien  und  seine  Kammerknechte,  die  Juden,  die 
Verabredungen  der  Bürger  mit  ihnen  über  die  Wachen  und 
Befestigungen  genau  beobachten.**)  Am  16.  April  1252 
wird  der  Streit  zwischen  dem  Erzbischof  Konrad  und 
den  Bürgern  von  Köln  wegen  der  Aenderungen  der 
Münzen,  der  von  den  Bürgern  gewünschten  Abschaffung 
gewisser  Zölle  in  Neuss  u.  s.  w.  durch  einen  Schiedsspruch 
beigelegt,  laut  dem  auch  die  Juden  von  Köln  in  den 
geschlossenen  Vergleich  einbegriffen  sein  sollten,  welche 
die  Mauern  der  Stadt  hatten  bewachen  helfen.  So  schliesst 
im  Jahre  1262  die  Stadt  Marseille  Frieden  mit  dem 
Herzog  von  Anjou  als  Grafen  der  Provence  und  giebt 
darin  zu,  dass  der  Ertrag  der  Jndensteuer  von  Marseille 
dem  Orafen  gehöre  und  die  Juden  verpflichtet  sein  sollen, 
zu  den  Kosten  der  Kriege  des  Grafen  beizutragen,  während 
sie  von  den  Gemeindeabgaben  der  Stadt  Marseille  frei 
sein  sollten.*^)  Seit  dem  14.  Jahrhundert  zahlen  die  Juden 
in  Schlesien  dem  König  einen  Schutzzins  sowie  den 
Zehnten,  wenn  sie  Grundbesitz  haben.  In  den  Städten 
tragen  sie  nur  zu  den  Wachkosten  bei.  Zünftige  Ge- 
werbebetriebe sind  ihnen  verboten.*®)  So  erteilt  im 
Jahre  1281  König  Budolf  von  Habsburg  dem  Reichsschnlt- 
heissen  von  Frankfurt  a.  M.  das  jederzeit  widerrufliche 
Recht,  von  jedem  neu  sich  in  Frankfurt  niederlassenden 
Juden  ein  Dienstgeld  (servitium)  von  einer  Mark  zu  er- 
heben'*), und  im  Jahre  1285  wird  in  Schweidnitz  be- 
stimmt, die  Juden  sollen  von  ihren  Erbschaften  den 
Bürgern  kein  servitium  geben  und  keine  solutio  thnn 
ausser  den  Wachen  auf  der  Mauer '*)  und  zur  Sicherheit 
der  Stadt  und  im  Jahre  1315  brauchen  die  Juden  in 
Breslau  nicht  zu  wachen,  müssen  dafür  aber  eine  Steuer  be- 
zahlen'*), wie  sie  auch  ihren  Grundbesitz  versteuern  müssen. 
Im  Jahre  1354  weigern  sich  die  Juden  von  Lyon,  zu 
den  Kosten  der  Stadtbefestigung  und  zu  den  Militär- 
lasten beizutragen,  obwohl  sie  davon  den  gleichen  Nutzen 
wie  die  Bürger  haben.     Es  erscheint  darauf  ein  Gesetz, 


>*)  Arooiua,  Regesten  >«r  Oeschiehte  der  Jadeo,  8.  294,  248  f. 

*^  Deppüig,  Juden  im  Mittelalter,  8.  251,  10^ 

*^  8toM>e,  Jaden  in  Deatschland,  8.  97. 

>^  Maurer,  Deutsches  Städtewesen,  Bd.  2,  8.  7!^. 
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durch  welches  auch  den  steoerbeAreiten  Elagsen,  den  Edel- 
leuten,  Geistlichen  nnd  Jaden,  die  Pflicht  auferlegt  wird, 
an  den  Gemeindelasten  teibsunehmen  und  auch  den  Juden 
von  Lyon  wurde  infolge  dessen  auferlegt,  diesem  Befehl 
unweigerlich  nachzukommen.  '*) 

d.    Die  Ualigisf  4er  Jidraiiiur. 

Mit  der  wachsenden  Höhe  der  Judensteuern  begann 
denn  auch  die  Frage  derUmlegung  dieser  Steuergefölle 
auf  die  einzelnen  Steuerträger  eine  zunehmende  Bedeutung 
zu  spielen.  Da  es  seitens  der  Beichskammer  Sitte  war, 
die  Steuer  zu  kontingentieren,  so  dass  es  den  Juden- 
gemeinden Überlassen  blieb,  zu  sehen,  wie  sie  die  be- 
treffenden Summen  aufbrachten,  so  fahrte  diese  Frage  zu 
mannigfachen  Streitigkeiten  unter  den  einzelnen  Juden- 
gemeinden. So  beklagen  sich  z.  B.  unter  König  Heinrich  U. 
von  England  (1154 — 1189)  die  Juden  von  London, 
welche  damals  eine  kontingentierte  Beichsjudensteuer  von 
35,000  Mark  Silber  zu  zahlen  haben,  dass  diese  Steuer 
nicht  im  Verhältnis  zur  Steuerkraft  der  einzelnen 
Mitglieder  umgelegt  werde,  und  im  Jahre  1193  schliesst 
der  Burggraf  (vicomte)  von  Beziers  und  Carcassonne  bei 
Gelegenheit  eines  Anlehens,  das  er  bei  den  Juden  macht, 
einen  Vertrag  mit  denselben,  demzufolge  er  sich  verbind- 
lich macht,  jede  Steuer,  welche  er  ihnen  auferlege,  gleich- 
massig  auf  die  Judengemeinden  von  Limoux, 
Caroassonne  und  Aleth  zu  verteilen.  In  den 
Jahren  1321  bis  1322  wird  vom  französischen  Parlament 
den  Juden  von  Frankreich  eine  Steuer  von  15,000  Pfd. 
aufgelegt.  Die  Eintreibung  der  Beiträge  bei  den  einzelnen 
Juden  geschah  in  der  Langue  d*oui  und  in  der  Langue  d'oo 
durch  eigene  jQdische  Beamte,  welche  die  gerechte  Um- 
legung auf  Grund  des  Vermögens  zu  Qberwachen  hatten. 
So  traf  die  Juden  der  Beichslandvogtei  Carcassonne 
der  Betrag  von  25,000  Franken,  die  Juden  der  Beichsland* 
vogtei  Beaucaire  20,500  Franken,  während  die  Juden 
von  Toulouse  2,000  Franken,  die  Herrschaft  Bovergue 
1900  Franken,  Poigard  und  Querie  je  100  Franken 
zu  bezahlen  hatten,  was  zusammen  49,500  Franken  ergab, 
um  der  Zahlung  sicher  zu  sein,  mussten  die  reichsten 
Juden  der  einzelnen  Steuerbesirke  Bürgschaft  leisten. 
Wer  nicht  bezahlen  wollte,  durfte  das  Land  verlassen* 
Im  Jahre  1338  hebt  der  Dauphin  Humbert  II,  alle  seit- 
herigen Steuerfreiheits*  und  sonstigen  Bechte  der  Juden 
und  Lombarden  in  seinem  Lande  auf  und  fährt  eine  neue 
Ordnung  fOr  dieselben  ein,  nach  der  die  Steuer  künftig 

**)  i>»PPWS«  JadM  i«  MiUalAlter,  8.  228  f. 
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nach  Massgabe  des  Vermögens  der  einzelnen  Genossen 
nmgelegt  werden  sollte.  Ffir  dieses  nene  Freiheitsrecht 
mnssten  die  Betreffenden  der  Kammer  die  Samme  von 
1000  Qnlden  bezahlen.'^) 

0.    nti  Zagntokt  dar  Jidcn. 

Da  das  Erträgnis  der  Jndensteuem  ein  sehr  hohes 
war,  so  war  es  Sitte,  dass  wenn  ein  Jade  ans  dem  Gebiet 
eines  vom  Beiche  mit  dem  Recht  znr  Aufnahme  Ton  Jaden 
begabten  Jaden  in  das  Gebiet  eines  andern  derartigen 
Grandherrn  verzog,  eine  Entschädigung  des  seit* 
herigen  Patrons  f&r  den  Schaden  zu  erfolgen  hatte, 
den  dieser  durch  den  Verlust  des  betreffenden  Steaer- 
Zahlers  an  seinen  Gefällen  erlitt  So  stellt,  als  im 
Jahre  1208  der  reichste  Jude  der  Grafschaft  Champagne, 
Cresselin,  nach  Frankreich  auswandert,  die  Grafin 
von  Champagne  an  KOnig  Philipp  sofort  das  Ansuchen, 
denselben  zurOckzugeben ,  was  auch  geschah,  worauf 
Cresselin  sich  verpflichten  musste,  künftig  nicht  mehr 
aus  der  Grafschaft  auszuwandern,  und  diese  Verpflichtung 
durch  Geiseln  sicherzustellen  hatte,  wie  er  auch  der 
Landesherrschaft  das  Recht  einräumten  musste,  im  Falle 
seines  Wegzugs  alle  seine  ausstehenden  For- 
derungen an  sich  zu  ziehen.  Frankreich  dagegen 
räumte  Cresselin  das  Recht  ein,  im  ganzen  Gebiet 
der  Krone  Geld  auszuleihen.'^)  So  verlangt  m 
Jahre  1208  die  Witwe  des  Grafen  Thibaud  von  Cham- 
pagne, dass  diejenigen  Juden  der  Grafschaft,  welche 
nach  Frankreich  ausgewandert  waren,  von  Frankreich 
wieder  an  die  Champagne  ausgeliefert  werden.  Frankreich 
kommt  denn  auch  diesem  Wunsche  nach,  aber  nur  unter 
der  Bedingung,  dass  die  betreffenden  Juden  lediglich 
den  regelmässigen  Steuern  unterworfen  werden.  So  er- 
lässt  im  Jahre  1230  König  Ludwig  IX.  von  Frankreich 
mit  den  französischen  Reichsständen  ein  Gesetz,  demzufolge 
kttnftig  kein  Jude  mehr  gezwungen  werden  darf,  einer 
Landesherrschaft  Geld  zu  leihen;  auch  darf  keine 
Herrschaft  die  Juden  einer  andern  Herrschaft  zn- 
rflckhalten,  sondern  es  soll  jeder  Landesherrschaft  frei- 
stehen, ihre  Juden  ttberall,  auch  ausserhalb  des  Königreichs} 
wo  dieselben  gefunden  werden,  zu  ergreifen  und  festzuhalten. 
Man  sieht,  die  Juden  möchten  damals  Frankreich,  wo  es 
ihnen  nicht  mehr  geheuer  erscheint,  mit  ihren  gesammelten 
Schätzen  verlassen,  aber  die  Behörden  geben  dies  nicht  zn. 
Es  ist  ein  Kampf  um  die  Freizügigkeit  und  das  Steuer- 
recht.    Ln  Jahre    1296   entschädigt   König   Philipp   IV. 

•*)  Depplng,  Juden  im  Mittelalter,  B.  126, 123, 204, 208, 2iS,  146  f.,  168. 
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von  Frankreieh  den  Grafen  yon  Chabli  ftr  die  Ueber- 
lassnng  der  Stenergefälle  eines  Juden  mit  300  Franken, 
gleichzeitig  flberlässt  er  seinem  Bruder,  dem  Grafen  von 
Anjoo,  den  Juden  Joce  von  Pontoise  samt  Kindern.'^)  Im 
Jahre  1296  hat  König  Philipp  IV.  von  Frankreich  einen 
Kechtsstreit  mit  seinem  Bruder,  dem  Grafen  von  Valois, 
wegen  der  Juden,  welche  in  dessen  Herrschaften  wohnen, 
nachdem  er  vorher  schon  einen  Streit  wegen  48  Juden 
mit  demselben  gehabt  hatte,  deren  HerrschaftszugehGrig- 
keit  zweifelhaft  war.'^)  Den  Massstab  f&r  derartige 
Entschädigungen  bildete  die  Steuerkraft  der  betreffenden 
jfldischen  Einwohner.  Als  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
die  Juden  von  Marseille  die  Stadt  verlassen,  zwingen 
sie  die  Bttrger,  dahin  zurflckzukehren.**)  König  Philipp  IV. 
von  Frankreich  hat  Streit  mit  seinem  Bruder,  dem  Grafen 
von  Valois,  wegen  eines  Juden  namens  Samuel  Nicole, 
dessen  Steuerleistung  seither  vierteljährlich  300  Pfund 
eintrug,  und  es  blieb  Frankreich  nichts  übrig,  als  den 
Grafen  von  Valois  in  Geld  abzufinden.'^)  Im  Jahre  1343 
wird  in  Frankreich  allen  Beamten  verboten,  die  jüdischen 
Kaufleute  in  irgend  einer  Weise  zu  beunruhigen,  da  die 
Krone  denselben  die  Sicherheit  ihrer  Person  und  ihres 
Eigentums  gewährleistet  habe,  falls  sie  sich  aus  einem 
Landesteil  in  einen  andern  begeben.'^)  So  musste  auch  in 
Freiburg  in  Breisgan  im  Jahr  1394  jeder  abziehende 
Jude  diess  zwei  Monate  vorher  auf  der  Kanzel  in  der 
Kirche  verkündigen  lassen,  damit  jedermann  seine  Pf&nder 
auslösen  konnte.**)  So  musste  in  Nürnberg  jeder  Jude, 
der  aus  der  Stadt  ziehen  wollte,  bei  Strafe  von  1000  Gulden 
und  Verlust  seiner  Habe  und  Forderungen  noch  einen 
Jahreszins  an  die  Bürger  bezahlen.'"^  So  steuerten  unter 
König  Philipp  IV.  von  Frankreich  die  Juden  von  Valois 
467  Franken  und  6  Sons  von  jedem  Viertel.  Flohen  sie 
aus  dem  Königreich,  so  verfielen  sie  persönlicher  Dienst- 
barkeit und  ihr  Vermögen  der  Einziehung  und  kein 
Landesherr  durfte  sie  auf  der  Flucht  aufnehmen.'^) 

t    Dia  Orud-  ind  Gebladaitratr  dtr  Juden. 

Da  die  Juden  mannigfach  kein  Grundeigentum  erwarben, 
sondern  aus  wirtschaftlichen  und  Sicherheitsgründen  vor- 
zogen, in  den  Häusern  anderer  Personen  zu  wohnen,  so 
waren  sie  den  Eigentümern  der  Häuser,  welche  sie  be- 
wohnten, zins-  oder  steuerpflichtig.  Schon  zwischen  1056 
bis  1075  überlässt  der  Erzbischof  Anno  (Hans)  von  Köln 

Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  185,  257  f.,  905. 
Btobbe.  Joden  in  Dentschhuid,  8.  2e. 
Wlbrfel,  NftrnborgB  Jndengemeinde,  8.  227. 
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dem  Propst  Lnzo  (Ludwig)  des  Andreasklosters  die  Steuer- 
gefUle  von  jährlich  24  Soldi  von  einem  Hause  in  der 
Judengasse  mit  der  Bestimmung,  diesen  Betrag  zum 
Messelesen  und  ffir  die  Kanoniker  zu  yerwenden**)  und 
im  Jahre  1091  besitzt  das  Jakobskloster  in  Mainz  die 
Oebäudesteuer  von  den  Judenhäusern  in  Lauben- 
heim,**)  Am  29,  August  1104  fiberweist  der  Bischof  Bruno 
von  Spei  er  dem  dortigen  Propst  und  den  Kanonikern 
S  Pfd.  5  Soldi  und  die  Oebäudesteuer  Ton  den  Juden- 
höfen der  Stadt  und  der  Kaiser  bestätigt  diesen  Tausch 
mit  dem  Zusätze,  dass  wenn  die  Judenhöfe  durch  Brand 
oder  Unfall  den  Zins  nicht  voll  bezahlen  können,  der 
Bischof  den  Ausfall  solle  ersetzen  mfissen,  wenn  aber  ein 
Mehrerlös  erfolge,  dieser  den  Kanonikern  zu  Oute  kommen 
solle.  «0 

Wie  sehr  die  Juden  es  schon  damals  verstanden,  sich 
in  den  Besitz  der  schönsten  und  einträglichsten  6«bftude 
in  den  aufblähenden  Städten  zu  setzen,  zeigen  mannigfache 
Nachrichten.  Seit  1105  nehmen  in  Nfirnberg  die  Jaden 
die  besten  Plätze  am  Markt'*)  ein  und  in  den  Jahren  1135 
bis  1169  kauft  der  Jude  Joseph  in  Köln  ein  Haus  frei 
ohne  Gebäudesteuer  zum  Erbbesitz,  ebenso  kauft  der 
Jude  Gottschalk  von  den  Kanonikern  von  St  Andreas  in 
Köln  ein  Haus  neben  dem  der  Bichterzeche  zu  Erbbe- 
sitz.'*) Ferner  kaufen  der  Jude  Minnemann  und  seine  Fran 
Johanna  und  der  Jude  Livermann  und  seine  Frau  Zuri  in 
Köln  das  Haus  und  den  Hof  des  Gottschalk  in  dem  Orte 
Stesse,  was  die  Bürgermeister  von  Köln  genehmigen 
unter  der  Bedingung,  dass  die  Juden  das  Haus  selbst 
bewohnen  und  die  Gebäudesteuer  wie  andere  Bfirger  des 
Stadtbezirks  zahlen.'*)  Im  Jahre  1119  verleiht  das  Neu- 
mfinsterstlft  in  Würzburg  zwei  Höfe  mit  Häusern  dem 
Juden  Jakob  und  seiner  Frau  Guta  gegen  eine  festgesetzte 
Grundsteuer.**)  In  den  Jahren  1138 — 1152  erwirbt  der  Jude 
Moses  in  Köln  ein  Haus  von  der  Andreasbruderschaft 
steuerfrei  als  Eigentum  für  sich  und  seine  Erben.**)  In 
den  Jahren  1139 — 1152  überlassen  die  Kanoniker  von  St 
Peter  in  Köln  ein  Haus  In  der  Judengasse  dem  Juden 
Gottschalk  zu  erblichem  Beisitz  gegen  eine  Jahressteuer  von 
8  Groschen,'*)  In  den  gleichen  Jahren  kaufen  der  Jude 
Isak  und  seine  Frau  Rachel  in  Köln  für  sich  und  ihre 
Erben  das  Haus,  in  dem  sie  wohnen,  von  Otto  Belch 
für  36  Mark  zu  freiem  Eigentum.  In  den  Jahren  1140 
bis  1165  kauft  der  Jude  Nathan  in  Köln  das  Haus,  in 
dem   er   dort  wohnt,    für    seine  drei  Söhne  zu  vollem 

"^  Aroniua.   Begesten  zur  Geaohielite  der  Jaden,  8.  68,  77,  99  f.. 
^.  124,  126,  100,  120  ff^  lafl,  196.  129.  128,  180  f.,  1&5,  ISÜ! 
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Eigentam.  um  dieselbe  Zeit  kaufen  der  Jude  Moses  und 
seine  Frau  Outa  in  Köln  yon  dem  getauften  Juden 
Joseph,  jetzt  Peter  genannt,  dessen  Haus  m  rechtmässigem 
Besitze.  In  den  Jahren  1135—1165  kauft  der  Jude  Vives 
ans  England  zu  rechtem  erblichem  Besitz  yon  Vives 
von  Koblenz  einen  Teil  eines  Hauses  inEöln.'^  In  den 
Jahren  1145 — 1170  erwirbt  der  Jude  Vives  yon  Koblenz 
einen  Hausanteil  in  der  Kölner  Judengasse.  Um  das 
Jahr  1156  erwirbt  der  Bürger  Eonrad  von  Begensburg 
auf  Lebenszeit  vom  Kloster  Prfil  den  Hof  „unter  den 
Juden'^  (quod  dicitur  ad  Judaeos).  In  den  Jahren  1159 
bis  1172  kaufen  der  Jude  Jakob  und  seine  Frau  Cipura 
in  Köln  ein  Haus  und  eine  Bäckerei  daselbst.  1165 
bis  1172  kaufen  der  Jude  Nathan  und  seine  Frau  ein 
Haus  in  Köln.") 

Man  sieht,  die  Juden  erscheinen  im  12.  Jahrhundert 
meist  als  zinsfreie  Hauseigentümer  und  die  Sitte,  dass  die 
Juden  ihr  Eigentum  einer  Kirche  auftragen  und  von 
dieser  gegen  einen  Zins  oder  Steuer  zurückerhalten, 
findet  sich  als  Nachwirkung  der  Judenverfolgung 
vom  Jahre  1147  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahr- 
hunderts und  hat  den  Zweck,  den  .Juden  dadurch  den 
Schutz  der  Kirche  und  grössere  Besitzsicherheit  zu 
verschaffen.  So  verleiht  z.  B.  im  Jahre  1169  das  Stift 
in  Würzburg  dem  Juden  Walter  ein  Haus  gegen  eine 
Jahresabgabe  von  2  Mass  Korn  und  5  Vierteln  Wein. 
Im  Jahre  1170  überträgt  das  Würzburger  Domkapitel 
dem  Juden  Samuel  und  seiner  Frau  Guta  und  ihren 
Nachkommen  zu  dauerndem  Besitze  gegen  einen  Jahres- 
zins von  einem  Scheffel  Weizen  auf  Jakobi  eine  Hof- 
stätte. Wollen  die  Nachfolger  den  Platz  verkaufen, 
so  haben  sie  ihn  zunächst  dem  Domkapitel  anzubieten, 
kauft  ihn  dies  nicht,  so  können  sie  ihn  im  Einverständnis 
mit  dem  Kapitel  verkaufen.  Man  sieht,  der  sogenannte 
Jahreszins  oder  Zehnten  ist  nichts  als  eine  Gebäude-  bezw. 
Grundsteuer.  Im  Jahre  1174  überlässt  der  Propst  von 
St  Severin  den  Juden  von  Köln  fünf  Morgen  im  Gebiete 
des  Judenkirchhofs  ausserhalb  der  Stadtmauer  gegen 
eine  Grundsteuer  von  4  Denaren  jährlich.  Im  Jahre  1180 
erwirbt  der  Judenbischof  Samuel  aus  Rotenburg  an  der 
Tauber  vom  Grafen  E^kard,^em  Sohne  des  Schul theissen 
Billung  von  Würzburg,  ein  grösseres  Anwesen  in  Würz- 
1)1lrg  um  100  Mark  und  überträgt  dasselbe  mit  allen  noch 
dort  zu  erstellenden  Gebäuden  dem  dortigen  Kiliansstift 
mit  der  Bedingung,  dass  er  alljährlich  an  Kiliani,  dem 

**)  Die  englische  Jadenfamilie  Vives  kommt  auch  in  NQrnberg 
WfirBbarg,  Straiabarg  ond  Ulm  als  Fif  oder  Fiflin  vor. 
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8.  Juli  9  eine  Steuer  toh  8  Pftind  Wache  liefern  werde. 
Dafbr  soll  der  Jude  den  Hof  namens  der  Kirche  in  Frieden 
besitzen*  Er  kann  ihn  selbst  bewohnen  oder  yennieten.^ 
Im  Jahre  1181  fibertrftgt  die  Eilianskirche  in  Würxbarg 
dem  Juden  Samson  nnd  seinen  Erben  ein  Ebins  daselbst 
gegen  eine  Jahresstener  von  2  Scheffel  Weisen  und 
5  Qaart  Wein.  Sollte  jemand  das  Hans  den  Juden  aus 
Bosheit  entfremden  wollen,  so  haben  die  Kanoniker 
als  Patrone  die  Juden  zu  sdifitzen  und  zu  soiigen,  dass 
das  Haus  den  Juden  und  der  Kirche  erhalten  bleibe,  da 
es  Samson  im  Vertrauen  auf  den  kirchlichen  Schutz 
teuer  genug  mit  seinem  eigenen  G^elde  erkauft 
habe.*®)  Im  Jahre  1182  erh&lt  der  Jude  Samuel  in  W Urs- 
bürg  einen  Hof  yon  der  dortigen  Killanskirche  gegen 
eine  Jahressteuer  yon  2  Pfund  Wachs  zu  Lehen.*^  Im 
Jahre  1184  abertragen  der  Jude  Viyis  und  seine  Frau 
Sarah  in  Wflrzburg  der  dortigen  Kilianskirche  einen 
Weinberg  yon  6  Morgen,  um  Schutz  und  Gunst  flkr 
denselben  zu  gewinnen.  Sie  haben  dafDir  der  betreffenden 
Kirche  jahrlich  einen  Scheffel  Weizen  als  Abgabe  zu 
liefern,  ebenso  flbertragen  dieselben  auch  ihr  Wohnhaus 
gegen  eine  Abgabe  yon  2  Pfund  Wachs.  Man  yerzichtet 
also  auf  das  Eigentumsrecht  an  seinem  Orundbesitz,  schenkt 
diesen  der  Kirche  und  zahlt  dieser  für  die  erbliche  Be- 
nOtzung  noch  einen  Jahrzins  lediglich,  um  besseren  Schutz 
zu  geniessen,  kurz ,  man  giebt  seine  Eigenschaft  als  freier 
Mann  und  eigener  Patron  auf  und  wird  Hintersasse  oder 
Kammerknecht  eines  andern  Freien  oder  einer  Körper- 
schaft Es  ist  ein  Vorgang,  den  uns  Felix  Fabri  in  seinem 
Ulmer  Tractatus  in  fesselnder  Weise  schildert  In  den 
Klöstern,  schreibt  er,  wohnten  damals  hochachtbare  Manner, 
so  dass  Edelleute,  Bflrger  und  andere  Laien  sich  glficklicb 
schätzten,  wenn  sie  sich  in  das  Patronat  eines  Klosters 
stellen  konnten,  und  so  kam  es,  dass  Forsten,  Freiherren, 
Grafen  und  Edelleute  sich  und  ihren  Liegenschaftsbesits 
freiwillig  in  den  Schutz  der  Kirche  stellten  und  es  alle 
sehr  bedauerten,  die  dch  daran  gehindert  sahen,  weil  ge- 
sellschaftlich (in  tractatibus  et  dietis  nobilium)  diejenigen 
das  meiste  Ansehen  genossen,  welche  den  Klöstern  einge- 
körpert  waren.*^)  Im  Jahre  1184  schenkt  der  Erzbischof 
Wichmann  yon  Magdeburg^  dem  neugegrflndeten  Kloster 
Seeburg  2  Mark,  welche  ihm  die  Juden  in  Halle 
jährlich  als  Gebäudesteuer  zu  zahlen  haben.  Im  Jahre  1187 
flberlässt  Konrad   yon  Mergersdorf  dem  Nikolausaltar 

**)  Äroniaa,  Regesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  8.  129  t,  131,  133, 
185,  142  ff. 

*')  yeeseanieyer,  TiftctAlm,  8.  48. 
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in  KloBterneabarg  den  ihnen  zastehenden  Zinsertrag 
Ton  5  Denaren  aas  dem  Jndenhause  des  Heinrich."^ 

Hatten  durch  diese  Steuergefiille  namentlich  im  12.  Jahr- 
hundert die  geistlichen  Körperschaften  grosse  Einnahmen 
gehabt,  so  beginnen  seit  dem  Ende  des  12,  Jahrhnnderts  die 
Einnahmen  allmählich  zu  versiegen,  indem  es  die  Jaden  in- 
folge ihrer  Geldmacht  verstehen,  sich  dieser  Stenerpflichten 
zu  entledigen«  So  beschwert  sich  z.  B.  Papst  Innocenz  m. 
(1198—1216^  bei  König  Sancho  m.  von  Kastilien  wegen 
der  den  Juden  und  Sarazenen  gewährten  Bevorzugung. 
Man  erniedrige  die  Kirche  und  erhebe  die  Synagoge 
und  Moschee,  indem  man  den  Juden  und  Sarazenen 
die  Zehnten  nachlasse  und  ihnen  erlaube,  steuerfreies 
Grandeigentum  zu  erwerben''),  und  ebenso  beschwert 
sich  derselbe  Papst  im  Jahre  1205  bei  der  Krone  von 
Frankreich,  dass  diese  den  Juden  erlaube,  Burgen,  d.h. 
grnndsteuerfreie  Häuser,  zu  besitzen.  Im  Jahre  1199  ver- 
p&ndet  der  Sohn  des  Warmund  von  Hovstrow  ein  Haus  in 
Wfirzburg,  auf  dem  ein  Jahreszins  von  2  Scheffeln 
Weizen  an  das  Domkapitel  ruht,  dem  Juden  Jakob  für 
27  Mark.  Jakob  erhält  das  Haus  vom  Domkapitel  mit 
der  Verpflichtung,  demselben  den  schuldigen  Jahrzins  zu 
leisten.  Falls  im  zweiten  Jahre  Warm  und  dem  Juden  das 
Kapital  und  den  Zins  nicht  heimbezahlt,  hat  Jakob  das 
Becht,  das  Haus  künftig  erblich  als  Lehen  des  Dom- 
kapitels zu  besitzen.*^  Um  das  Jahr  1203  besitzen  die 
Augustiner  in  Breslau  das  Dorf  Klein-Tinz,  das  Graf 
Peter  den  Juden  abgekauft  hatte.  Im  Jahre  1204 
überlässt  der  Herzog  Heinrich  L  von  Schlesien  dem 
Vincenzstifte  in  Breslau  den  Steuerertrag  einiger  Güter, 
den  seither  die  Juden  Joseph  und  Baskel  besessen 
hatten,  sowie  den  Ertrag  des  Dorfes  der  Falkner,  der 
seither  im  Besitz  derselben  Juden  war.*')  Im  Jahre  1206 
überlässt  die  Jüdin  Sarah  in  Würzburg  ihren  ganzen 
dortigen  Besitz  an  Weinbergen,  Häusern  u.  s.  w. 
dem  Domkapitel  und  erhält  ihn  von  diesem  wieder  als 
Lehen  zurück  mit  der  Bestimmung,  aus  den  6  Morgen 
Weinberg  dem  Kapitel  hiefOr  einen  Jahreszins  von  1  Malter 
Weizen  zu  liefern;  für  das  eine  Haus  bezahlt  sie  einen 
Jahreszins  von  12  Pfund  Wachs  und  für  das  zweite  Haus 
neben  den  Gorduanledergerbern  1  Pfund  Wachs.*') 

Wie  die  einzelnen  Juden  auf  diese  Weise  ihre  Liegen- 
schaften zu  Lehen  nehmen,  so  geschieht  es  auch  seitens  der 
Judengemeinden  betreffs  deren  Synagogen,  Begräbnis- 
stätten u.  s.  w.  So  schliesst  z.B.  im  Jahre  1210  der  Abt  Eber- 

AtodIbs,  Eegesteii  znr  Oeacbichte  der  Jodea.  8. 146, 166, 160  f.,  1 04  f. 

Deppingr,  Juden  im  Mittelalter,  8.  281.  168. 
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hard  yon  St  Emmeram  in  Regensbnrg  mit  dem  Juden 
Abraham  and  dessen  Oenossen  einen  Tanschyertrag  über 
einen  Platz,  den  er  ihnen  als  Lehen  überlisst  Der  Bischof 
Eonrad,  Herr  Ulrich  der  Schreiber,  der  den  Fiats 
vom  Kloster  in  Lehen  hat,  und  des  Bischofs  Br&der  geben 
ihre  Einwilligung  und  die  Juden  machen  daraus  einen 
Begrftbnisplats.  Den  Vertrag  unterzeichnen  22  Juden, 
offenbar  die  ganze  Judengemeinde.*^)  Am  24.  August  1211 
fiberträgt  der  Bischof  Otto  yon  Würzburg  einige  Häuser 
in  den  beiden  Judengassen,  die  seither  dem  Juden- 
bischof yon  Botenburg  a.d. Tauber  gehört  hatten,  auf 
Bitte  des  Juden  Nathan  der  Eilianskirche,  worauf 
Nathan  dieselben  gegen  einen  Jahrzins  yon  1  Malter 
Weizen  yon  der  EUianskirche  zu  Lehen  erh&lt.^)  Im 
Jahr  1212  fiberträgt  das  Wfirzburger  Domkapitel  ein 
Haus  in  der  Efirschnergasse,  das  seither  der  Oraf 
Heinrich  yon  Bayensburg  besessen  hatte,  dem  Juden 
Joseph  und  seiner  Frau  Beta  gegen  einen  Jahrzins  yon 
1  Scheffel  Weizen  in  Erbbesitz. *^^  Im  gleichen  Jahre 
kaufen  die  Juden  Jakob  und  Viskelin  in  Würzburg  für 
sich  und  ihre  Erben  einen  Hof  yon  einigen  dortigen 
Bürgern,  den  diese  zu  Erbrecht  besessen  hatten.  Die 
Besitzübertragung  geschieht  in  der  Art,  dass  die  seit- 
herigen Besitzer  den  Hof  dem  Orundeigentümer,  dem 
Stift  Neumünster,  zurückgeben  und  dieses  ihn  sodann  den 
beiden  Juden  gegen  einen  Jahrzins  yon  1  Vi  Erngen 
Wein  zu  Lehen  gibt.'*) 

Seit  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  macht  sich 
trotz  dieser  Vorsicht  der  Juden  in  der  Erwerbung  yon 
Grundeigentum  das  Bestreben  geltend,  den  Juden  ihre 
Liegenschaften  zu  entziehen.  So  erhebt  im  Jahre  1212 
der  Bitter  Ortlieb  Anspruch  auf  5  Morgen  Land,  welche 
im  Besitz  einiger  Eölner  Juden  sind,  indem  er  erklart, 
dieses  Land  sei  den  Juden  nur  auf  Zeit  yerliehen 
und  nicht  geschenkt  worden  und  diese  Beleihungszeit 
sei  jetzt  abgelaufen.  Der  Propst  yon  St.  Peter  und  St 
Seyerin  weisen  jedoch  die  Forderung  als  ungerechtfertigt 
zurück.  ^^)  So  wird  im  Jahre  1222  in  der  Normandle 
das  Gesetz  festgestellt,  dass  kein  Jude  berechtigt  sei,  eine 
Liegenschaft  bei  St.  Peter  am  Dyyam,  im  Freihofe  des 
Abts,  dem  der  genannte  Weiler  (in  yico  abbatis  dictae 
yillae)  gehöre,  zu  erwerben.*^)  Im  Jahre  1229  fibertr&gt 
das  Johanniskloster  in  Begensbnrg  ein  Haus  dem  Juden 
Abraham  durch  seinen  Oberyogt.  Der  Jude  soll  dasselbe 
,nach  Judenrecht  besitzen^'    gegen   einen   Jahrzins 

**)  ÄroniuB,  Regeston  sar  Geschichte  der  Joden,  8.  106  f»  170.  172. 
**)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  a  ISO  f. 
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Ton  60  Denaren.**)  Im  Jahre  1230  yerkaaft  das  Dietrichs- 
spital  der  Würzburger  Jadenschaft  einen  Teil  der 
Ho&tätte  an  ilirer  Jndenschnle  mit  dem  Rechte,  dort 
nach  Belieben  zvl  bauen.**)  Am  28.  Angnst  1231  beklagt 
sich  Papst  Gregor  IX.  in  einem  Schreiben  an  die  Erz- 
bischöfe von  Köln  und  Magdeburg  und  den  Bischof  von 
Wllrzburg,  dass  der  Franziskanerorden  auch  in 
Deutschland  von  der  Geistlichkeit  bedrückt  werde, 
indem  man  von  ihren  Häusern  Abgaben  wie  von  den 
Judenhäusern  erhebe,  unter  dem  Vorgeben,  wenn  die 
Mönche  nicht  darin  wohnten,  würden  andere  Bewohner  das 
Gleiche  bezahlen,  und  so  diese  Zinsnahme  als  Gewinn- 
entgang (lucrum  cessans)  rechtfertige.**)  Im  Jahre  1234 
entscheidet  das  Landgericht  von  Caen  in  einem  Darlehens- 
prozess  eines  Juden  Morellus,  da  der  Jude  nach  Spruch 
des  Gerichts  nachgewiesen  habe,  dass  der  beklagte 
Schuldner,  ein  Bitter,  ihm  sein  Grundstück  verkauft  habe, 
80  gehöre  dieses  Grundstück  dem  Beiche  namens  des 
Juden.''')  Man  sieht,  jeder  Grundbesitzer  muss  einen  Patron 
haben,  welcher  als  Eigentümer  des  betreffenden  Grunds 
and  Bodens  den  Zins  aus  demselben  erhält.  Wer  keinen 
Patron  hat,  ist  reichsunmittelbar,  d.  h.  er  steht  im 
unmittelbaren  Patronat  des  Königs  und  ist  lediglich 
der  Beichskammer  zinspflichtig.  Im  Juni  1234  vermacht 
der  Kantor  Gerlach  der  Kirche  Spei  er,  Kanonikus  in 
Worms,  sein  ganzes  Vermögen  diesen  beiden  Kirchen. 
Dazu  gehört  unter  anderem  ein  Hof  in  Spei  er,  aus  dem 
die  beiden  erbenden  Kirchen  den  Juden  in  Speier 
einen  Jahrzins  von  5  Unzen  zu  zahlen  haben.'^  Am 
28.  Januar  1235  überlässt  Poppo  von  P  eck  au  dem  Kloster 
Beichersberg  sein  ganzes  mütterliches  Gut  in  Nieder- 
österreich. Dasselbe  ist  aber  dem  Juden  Johannes  und 
einigen  Bürgern  von  Wien  für  120  Pfund  Wienerisch 
verpfändet,  weshalb  es  das  Kloster  erst  um  diese  Summe 
auslösen  muss.  Aus  freien  Stücken,  weniger  auf 
sein  Andringen,  gibt  das  Kloster  femer  dem  Poppo 
noch  10  Pfd.  baar.*^  Am  16.  Juli  1237  kauft  der  Bitter 
Budewin  Schade  von  der  Abtei  Marienberg  das  Haus 
des  verstorbenen  Juden  Simon  in  Boppard  für  50  Mark 
Kölnisch.*^  Am  20.  Juli  1240  wird  in  Erfurt  seitens  des 
Erzbischors  Siegfried  von  Mainz  bestimmt,  da  einige 
Bürger  in  ihren  in  der  Parochie  St.  Benedikt  gelegenen 
Hänsern  Juden  wohnen  lassen  und  so  dem  Pleban  sein 
Einkommen  schmälern,  sollen  entweder  die  Besitzer 

*^  Aronios,  Begesten  zur  Geschichte  der  Juden.   S.  197  f.,  109  f., 
204,206,221. 

*")  Deppiog,  Juden  im  MitteUaier,  8.  169. 
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dieser  Hänser  dem  Pleban  diesen  Schaden  ersetsen  oder 
diese  die  Jnden  zwingen,  ilin  für  das  schadlos  zu  halten, 
was  ihm  die  Christen  fiir  ihre  Hftnser  schuldig  sind.*^ 
Am  2.  Mai  1242  befinden  sich  unter  den  Einnahmeposten  des 
G^ntsverwalters  Gerhard  von  Sinzig,  welche  dieser  dem 
König  Eonrad  IV.  angibt,  die  Summen  yon  5  Mark  und 
15  Mark  von  den  Juden  und  die  Sinziger  Juden  zahlen 
1244  20  Mark  Jahresabgabe.  *^  Im  Jahre  1246  übei^bt 
der  Ritter  Wilhelm  von  Hossendorp  dem  Dietrich  Rot  drei 
Wohnstätten  bei  dem  Judenturme  in  Köln  zum  Besitze.'^ 
In  den  Jahren  1248—1249  werden  unter  den  Einkünften 
des  ErzbischofB  yon  Mainz  aufgeAhrt:  5  Pfund  von  den 
Juden,  5  von  der  Frau  des  Judenmeisters;  in  Erfurt 
18  Denare  yom  Hofe  des  Juden  Maier,  2  Soldi  Tom  kalten 
Bade  der  Juden.  Femer  erhält  der  Marktmeister  bei  der 
Eaufleutekirche  yom  Hofe  des  Juden  Markward  3  Denare, 
yom  Hofe,  in  dem  der  Jude  selbst  wohnt,  aber  5  Denare.**) 
um  das  Jahr  1258  erwirbt  die  Kölner  Judengemeinde 
ein  eigenes  Rathaus,  welches  den  Namen  Spielhaas 
erhält,  hebräisch  Brauthaus,  Festlichkeits-,  Belustigungs-, 
Gemeindehaus.**^  Am  2.  Januar  1259  bestimmt  der  Bischof 
Hartmann  yon  Augsburg  in  einem  Pfandy ertrage  mit 
dem  Augsburger  Bürger  Heinrich  Schongauer,  dass 
dieser,  wenn  er  seitens  des  Bistums  in  seinen  yertrags- 
mässigen  Rechten  gekränkt  und  binnen  14  Tagen  nicht 
befriedigt  werden  sollte,  das  Recht  haben  sollte,  6  dem 
Kapitel  gehörige  Häuser,  darunter  das  Judenhaus,  ohne 
Urteilsspruch  an  sich  zu  nehmen  und  deren  Einkflnfte 
für  sich  zu  behalten.**^  (Aehnlich  in  Ulm  die  Kraffte.) 
Im  Jahre  1288  yerwanren  sich  mehrere  Juden  der  Gas- 
cogne,  dass  man  ihre  Liegenschaften  eingezogen  habe, 
da  diese  der  französischen  Krone  und  nicht  Eng- 
land gehören.**)  Im  Jahre  1251  klagt  der  Erzbischof 
yon  Narbonne  gegen  den  Burggrafen  (yicomte)  Amal- 
rieh,  weil  dieser  den  Geistlichen  der  Kathedrale  nicht 
erlauben  wollte,  Liegenschaften  in  seiner  Herrschaft  zn 
erwerben,  welche  gemeindesteuerfrei  seien,  während  diess 
doch  seither  niemand,  nicht  einmal  den  Juden,  yerboten 
gewesen  sei.**)  Im  Jahre  1321  besitzt  der  Jude  Anselm 
yon  Osnabrück,  welcher  in  Münster  wohnt,  ein  Haus  in 
Köln  und  die  Stadt  erlaubt  ihm,  an  diesem  Hause  grössere 
bauliche  Veränderungen  yorzunehmen.**^)  Im  Jahre  1324 
zieht  die  französische  Krone  unter  König  Karl  yon  Valois, 

**)  Aronina,  Begesten  zur  Geschichte  der  Juden,   S.  225,  881,  289, 
245,  267. 


**)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8,  165,  168. 
*^  Btobbe,  Juden  in  Deutachlaad,  GL  95. 
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dem  Bruder  und  Nachfolger  Ednig  Philipps  des  Langen, 
die  Borg  nnd  den  Bezirk  von  Belvez  an  sich,  nachdem 
der  Edelmann  Wilhelm  von  Banden  dieselbe  den  Jaden 
Terpftndet  hatte,  welche  im  Patronat  der  Krone  standen/^) 

g.    Dm  JttdflBgtltitgtML 

Eine  weitere  Auflage,  welche  die  Jaden  za  leisten 
hatten,  war  das  Geleitgeld.  Wie  wenig  Grund  in  manchen 
Dingen  die  Jaden  im  13.  Jahrhand  ert  zar  Klage  hatten,  ja 
wie  sie  vielfach  bevorzugt  dastanden,  zeigt  die  Klage  der 
böhmischen  Geistlichkeit  bei  der  dortigen  Krone,  dass 
die  Geistlichen  beim  Verlassen  des  Landes  30 Denare 
zahlen  müssen,  die  Jaden  aber  nur  1  Denar,  so  dass  also 
der  Geistliche  geringer  geachtet  werde  als  der  Jade. 
Die  Folge  dieser  Klage  war  denn  auch,  dass  König  Ottokar 
am  10.  März  1222  dieses  Unrecht  abstellte.^^  Wie  beim 
Verlassen  des  Lands,   so   hatte  auch  beim  Eintritt  in 
dasselbe  jeder  Fremde  einen  bestimmten  Zoll  za  zahlen 
und  die  Jaden  waren  deshalb  stets  eifrig  bestrebt,  dafAr 
zu  sorgen,    dass  sie  nicht  höher  als  andere  Fremde  be* 
lastet  wurden.    Sueton  erzählt,  wie  unter  Kaiser  Domitian 
ein  90jähriger  Jude  wegen  des  Judenzolls  auf  seine  Be- 
schneidang untersucht  worden  sei.^^)  Nach  den  Kapitularien 
Karls  des  Kahlen  müssen  die  Juden  den  10.  Teil  ihrer 
Waren,  die  Christen  den  11.  Teil  der  Beichskammer  ent- 
richten.^^)   In  St.  Symphorien  d'Oson  in  Frankreich  zahlt 
damals  jeder  Jude  zu  Fuss  ein  Weggeld  von  4  Pfennigen, 
jeder   Jude    zu  Pferd  und  jede   schwangere  Jüdin  aber 
8  Pfennige.^')    Im  Jahre  1057  erwirbt  die  Stephanskirche 
in  Leitmeritz  den  Zoll,  den  jeder  Edle  oder  Geringe, 
unfreie  oder  Freie,  Grieche  oder  Jude  bezahlen  muss, 
der  Salz  oder  andere  Waren  nach  Leimeritz  bringt.^^  Am 
18.  Januar  1074  überlässt  Kaiser  Heinrich  IV.  den  Bürgern 
von  Worms  für  ihre  Treue  den  Zoll,  den  die  Juden 
und   übrigen  Wormser  in  den  Beichsorten  Frank- 
furt, Boppard,  Hammerstein,  Dortmund,  Goslar 
und  Angern  bezahlen  müssen. ^^    Im  Jahre  1090  sichert 
Kaiser  Heinrich  IV.   allen  Juden    des  Beichs    die  Zoll- 
freiheit zu^")  und  am  16.  Oktober  1102  erlässt  König 
Heinrich  V.  den  Bürgern  von  Worms  und  den   dortigen 
Juden  den  Zoll  an  allen  kaiserlichen  Zollstatten,  wie 
dies  auch  sein  Vater  gethan  hatte.^^  Im  Mai  1169  gehört 
zu  den  Bechten  des  Burggrafen  von  Köln,  wie  sie  der 
Erzbischof  Philipp  festsetzt,  seit  alter  Zeit  das  Becht,  die 


? 


Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  206,  24,  57,  207. 
Afooios,  BegMton  zur  GeMUekte  der  Jnden,  8. 186, 66 ff.,  99, 127. 
^  atobbe,  Joden  in  DenUchland,  8.  106. 
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Juden,  welche  Köln  yerlaseeii  oder  dahin  gehen,  inner- 
halb der  Diöcese  sn  geleiten.  Daf&r  hat  ihm  die  Gemeinde 
der  erzbischöflichen  Jaden  sn  Köln  jahrlich  an 
Martini  anf  ewige  Zeit  10  Mark  Kölner  Denare  und  6  Pfd. 
Pfeffer  anzuweisen.^^)  Am  13.  Juni  1209  bestimmt  der  Zoll- 
tarif des  St  Simeonsstifts  in  Koblenz,  dass  aUe  von 
jenseits  der  Maas  nnd  alle  ans  Begensbnrg  kommenden 
Juden  oder  Christen  sowie  alle  derartigen  Personen,  die 
ausserhalb  des  Reichs  wohnen,  einen  Yierding  und 
einen  Groschen  geben  sollen.  Femer  hat  iede  Jfidin, 
die  guter  Hoffnung  ist,  den  Zoll  auch  fDür  das  Kind  zu 
zahlen.  Im  Jahre  1237  hat  jeder  nach  Metz  kommende 
Jude  dort  30  Deniers  zu  bezahlen.^^)  Femer  bestimmt 
das  österreichische  Judenpriyilegium  vom  Jahre  1244, 
wenn  ein  Jude  durch  das  Herzogtum  reise,  solle  ihm  kein 
Hindernis  in  den  Weg  gelegt  und  er  nicht  belastigt  oder 
beschwert  werden.  Führe  er  Waren  oder  zollpflichtiges  Gut 
mit  sich,  so  solle  er  an  allen  Zollstatten  lediglich  denselben 
Zoll  zahlen,  wie  die  Bflrger  der  Stadt,  in  der  er  wohne.^^) 
Weiter  emeuert  das  Kölner  Judenrecht  vom  Jahre  1266 
der  dortigen  Judengemeinde  ihr  altes  Freiheitsrecht, 
dass  alle  Juden,  wer  sie  auch  seien  und  woher  sie  in  das 
Gebiet  des  Erzbischofs  kommen,  von  ihrer  Person  und  ihrem 
Vermögen  denselben  Zoll  wie  die  Christen  zahlen  und 
zu  weiteren  Leistungen  nicht  angehalten  werden  sollen.^^) 
Nach  der  Ülmer  HerdbückenthorzoUordnung  haben 
jeder  Jude  und  jede  Jüdin,  jung  oder  alt,  welche  die  Brücke 
benützen,  4  Häller  Zoll  zu  bezahlen  und  weiter  müssen  in 
Ulm  am  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  jeder  Jude  und  jede 
Jüdin,  welcher  oder  welche  über  die  der  Stadt  gehörige 
Jllerbrücke  vonKirchberg  reitet  oder  fahrt,  2 Kreuzer 
geben ;  sind  sie  zu  Fuss,  so  bezahlt  jedes  1  Kreuzer  Juden- 
brückenzoll, während  die  Kinder  von  Juden  zollfrei  sind. 
Dagegen  hatte  der  Christ,  wenn  er  ritt  oder  fuhr,  nur 
1  Pfennig,  und  wenn  er  zu  Fuss  war,  nur  1  Häller,  also 
nur  den  sechsten  Teil  dessen  zu  geben,  was  der  Jude  be- 
zahlte.") 

Eine  weitere  Belastung  für  die  Juden  war  der  Zoll 
für  von  auswärts  zur  Bestattung  eingeführte  Leichen. 
Da  es  nur  verhältnismässig  wenig  Judenflriedhöfe  gab,  so 
konnten  zahlreiche  Judenleichen  nicht  an  dem  Orte  zur 
Bestattung  gelangen,  wo  der  betreffende  Jude  gestorben 
war,  sondern  sie  mussten  an  andere  Orte  befördert  werden, 
wo  es  einen  .1  udenfi*iedhof  gab,  und  es  war  im  Laufe  der 


M)  Aronius,  Begesten  zur  Geschichte  der  Jaden,  S.  167,  221,  2ßL 
**)  Eid-  und  OrdnnngibaGh  C.  Bl«  803  f.,  Mspt  Ulm,  Archiv, 
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Zeit  immer  mehr  Sitte  geworden,  diese  (Gelegenheit  zur 
Erlangung  von  erheblichen  Zollgefällen  zu  benützen.  So 
erneuert  z.  B.  im  Jahre  1266  der  Erzbischof  Engelbert  ü. 
von  Köln,  der  erfahren  hat,  dass  die  Juden  seines 
Sprengeis  zu  einer  schlechten  Stellung  herabgesunken  sind 
und  mannigfaches  Unrecht  erduldet  haben,  denselben  ihre 
alten  Freiheiten,  nämlich,  dass  von  ihren  Toten,  welches 
Todes  sie  auch  gestorben  sind  und  von  welchem  Orte  sie 
herangebracht  werden,  kein  Zoll  verlangt  oder  erpresst 
werden  soll,  vielmehr  sollen  sie  auf  ihrem  Friedhofe  vor 
den  Mauern  von  Köln,  was  sie  auch  immer  begangen 
haben  mögen,  frei  bestattet  werden  dürfen,  falls  sie  nicht 
im  Judenbanne  gestanden  oder  durch  gerechtes  ur- 
teil ums  Leben  gekommen  sind.  Kein  Beamter  des 
Erzbischofe  oder  einer  andern  Stelle  aber  soll  auf  dem 
erwähnten  Kirchhofe  oder  in  solcher  Nähe  desselben,  dass 
es  die  Juden  verletzen  könnte,  Bluturteile  an  Christen 
oder  Juden  vollstrecken  lassen.^*)  So  bestimmt  das 
Wiener  Judenprivilegium  vom  Jahre  1244,  wenn  die 
Juden  nach  ihrer  Gewohnheit  eine  Leiche  aus  einer  Stadt 
in  eine  andere,  oder  aus  einer  Provinz  in  eine  andere, 
oder  aus  einem  Lande  in  ein  anderes  bringen,  so  solle 
kein  Zöllner  des  Herzogstums  bei  Strafe  des  Baubs  einen 
ZoU  dafür  fordern.") 

h.    Di«  JvdokM^vtiTogtai  Am  Ptpflw. 

Die  Klagen  der  Judengemeinden  über  zu- 
nehmende Bedrückungen  durch  die  seitens  der  Beichsgewalt 
mit  ihrem  Schutz  betrauten  Patrone  beginnen  Hand  in 
Hand  mit  den  ähnlichen  Klagen  der  geistlichen  Körper- 
schaften im  12.  Jahrhundert.  Wie  in  den  Klöstern 
damals  allgemeine  Klage  herrscht  über  die  Einquartierungs- 
nnd  Vorspannlasten  der  Klostervögte,  so  beschweren 
sich  die  Judengemeinden  damals  bitter,  wie  hart  ihnen 
die  Judenschutzvögte  zusetzen,  und  die  Kurie  schreitet 
entschieden  gegen  dieses  Treiben  ein.  So  bestimmt  in 
den  Jahren  1159 — 1181  Papst  Alexander  in.,  niemand 
solle  von  den  Juden  andere  Dienste  erzwingen  dürfen, 
als  solche,  zu  denen  sie  rechtlich  verpflichtet  seien, 
und  in  den  Jahren  1187 — 1191  erteilt  Papst  Clemens  HL 
den  Juden  einen  Freiheitsbrief,  der  im  Ganzen  dem  des 
Papstes  Alexander  ni.  entspricht  *•),  wie  auch  Papst  Cöle- 
stin  ni.  (1191 — 1198)  den  Juden  einen  ähnlichen,  nicht 
mehr  erhaltenen  Schutzbrief  ausstellt^*)  und  seither  bei 
jedem  Papstwechsel  ein  solcher  den  Juden  des  heiligen 

^)  Aroniiu,   Regesten  zur   Geschichte  der  Jaden,  S.  296  f.,  284, 
136,  150. 
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römischen  Reichs  gegeben  wlrd^^  so  am  15.  September  1199 
yon  Papst  Innocenz  DI^  am  7.  Noyember  1217  yon  Pkpst 
Honorins  m.,  am  8.  Mai  1235  yon  Papst  Oregor  EL,  am 
9.  Mai  1246  yon  Papst  Innocens  IV.,  indem  er  die  Bolle 
yom  17.  September  1245  emenert,  wie  anch  am  9.  Mai  1247 
Papst  Innocenz  V.  nach  dem  Beispiele  seiner  Vorg&nger 
die  Jaden  feierlich  in  Schatz  nimmt  ^^  Am  SS.  Ok- 
tober 1254  bestätigt  der  Herzog  Ottokar  U.  Pnemysl  yon 
Oesterreich,  Markgraf  yon  M&hren,  den  Jaden  einen 
Freiheitsbrief  des  Papstes  Innocenz  IV.  yom  22.  Oktober 
1246  and  einen  weiteren  Brief  des  Papstes,  darch  welchen 
dieser  die  Freiheitsrechte  bestätigt,  weldie  der  Bischof 
Hermann  yon  Wfirzbarg  den  Jaden  in  Bezag  aaf  ihre 
Kirchhöfe,  Synagogen,  ihr  Eigentam  and  ihre  Per- 
sonen yerUehen  hatte.^^  Dass  solche  Freiheitsbriefe  yon 
den  Jadengemeinden  des  römischen  Reichs  mit  schwerem 
Gelde  bezahlt  werden  massten,  war  bei  den  damaligen  Ver- 
hältnissen selbstverständlich.  Nar  „interyenta  pecnniaC 
heisst  es  z.  B.  in  den  Nachrichten  der  Zeitgenossen,  sei  es  den 
Juden  geglttckt,  am  3.  Mai  1235  von  Papst  Gregor  IX.  die 
Verlängerung  ihres  Judenprivilegs  zu  erlangen.  Wie  die 
weltlichen  Schutzvögte  der  Judengemeinden,  die  Landes- 
herren, damals  allgemein  am  Geldmangel  kranken,  geht 
es  kein  Haar  besser  der  römischen  Kirche.  Auch  diese 
empfindet  seit  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  in  zu- 
nehmendem Masse  den  Rückgang  der  Erwerbsver- 
hältnisse und  die  Freundschaft  der  Kirche  zu  den 
Juden  hat  nur  so  lange  Bestand,  als  diese  dieselbe  durch 
grosse  Geldopfer  erkaufen.  Im  Jahre  1188,  als  sich  der 
Erzbischof  Philipp  von  Köln  dem  Kaiser  Friedrich  I. 
von  Hohenstaufen  unterwerfen  muss,  lässt  ihn  der  Kaiser 
beschwören,  dass  er  wegen  der  beiden  nicht  besuchten 
Reichstage  und  der  Juden  unschuldig  sei.  Man  hatte 
ihm  vorgeworfen,  er  habe  die  Juden  zum  Schaden  der 
Reichskammer  um  Geld  gestraft.*^  Am  8.  Juli  1225 
schuldet  die  Wormser  Kirche  Geld  an  einige  römische 
Bürger.  Papst  Honorius  beauftragt  deshalb  den  Erzbischof 
von  Mainz,  die  Bewohner  von  Stadt  und  Diöcese  Worms, 
Geistliche  wie  Laien,  durch  Ermahnungen  und  Kirchen- 
strafen, die  Juden  dieser  Gebiete  aber  durch  Ausschluss 
vom  Geschäftsverkehr  mit  den  Christen  zur  Unter- 
stützung der  notleidenden  Kirche  zu  zwingen,  damit  unter 
Einschluss  der  schon  gesammelten  430  Mark  bis  zum 
19.  April    1226    1620  Mark    zusammenkommen.      Da   die 


^^)  AronioB,  Regesten  zur  Q«m^cYi\a  ^«t  ^TiAsck^  8.  154  f.,  181,  207« 
m,  241,  267,  187,  ITO  f. 
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ZaUmig  aber  trotzdem  nicht  erfolgt,  werden  die  be- 
treffenden Personen  mit  dem  Eirchenbanne  belegt  nnd 
dem  Erzbischof  wiederholt  eingeschärft,  die  Bezahlung 
zustande  zu  bringen. 

Ihren  schlinmisten  Orad  findet  diese  Entwicklung  in 
Frankreich  und  hier  entbrennt  der  Kampf  zwischen  der 
Kirchengewalt  und  der  Staatsgewalt  um  das  Juden- 
patronat  denn  auch  am  stärken.  Im  Jahre  1288  ver- 
bietet König  Philipp  IV.  von  Frankreich  allen  geist- 
lichen Fürsten  und  ihren  Beamten,  die  Juden  zu 
Geldstrafen  zu  verurteilen,  da  den  geistlichen  Gerichten 
nur  das  Recht  zustehe,  dieselben  zur  Ausschliessung  aus 
der  Gemeinschaft  der  Gläubigen  zu  verurteilen.^^ 
Im  gleichen  Jahre  bestätigt  König  Philipp  der  Kühne  von 
Frankreich  den  französischen  Landesherren  die  Teilungs- 
verträge, welche  seine  Vorfahren  am  Reiche  mit  denselben 
wegen  des  Judenschutzes  geschlossen  hatten.  Die  Krone 
behielt  sich  den  Blutbann  über  die  auf  landesherrlichem 
Gebiete  wohnenden  Juden  vor,  während  die  Landesherr- 
schaften das  Besteuerungsrecht  und  die  Givilgerichtsbarkeit 
über  die  Juden  ihrer  Gebiete  haben  sollten.  Man  hat  also 
zu  unterscheiden  zwischen  Juden,  welche  auf  Grundge- 
bieten wohnen,  wo  der  Grundherr  das  Reich  ist,  und  Juden, 
welche  in  landesherrlichen  Gebieten  wohnen.  In  ersteren 
ist  der  Vertreter  der  Reichsgewalt  zugleich  Grundherr 
und  übt  als  solcher  das  Stouerrecht  und  die  niedere 
Gerichtsbarkeit  aus,  in  letzteren  übt  diese  Gerechtsame  der 
betreffende  Grundherr.  Im  Jahre  1302  verbietet  König 
Philipp  allen  Reichslandvögten  (senechaux)  und  Reichsamt- 
leuten, Juden  zu  verhaften,  welche  die  geistlichen  (Ketzer) 
üntersuchungsbehörden  wegen  übermässigen  Zinsneh- 
mens, Zauberei  und  anderer  Verbrechen  verfolgen,  welche 
nicht  in  ihren  Wirkungskreis  gehören**),  wie  auch 
im  Jahre  1303  König  Philipp  die  Juden  von  Toulouse 
in  allen  bürgerlichen  und  Criminalrechtsstreitigkeiten  und 
in  allen  Streitigkeiten  mit  Christen  dem  allgemeinen  Recht 
unterwirft  und  sie  damit  der  geistlichen  Gerichts- 
barkeit entzieht.**) 

i.    JhM  Prellieltireolit  der  Jmdoi  nt  dm  LandMedeii. 

Ein  weiteres  Recht,  das  die  Juden  hatten,  war  ihr 
Recht  auf  den  Landfrieden.  Wie  alle  Personen,  welche 
kein  Fehderecht  hatten,  standen  auch  sie  mit  ihrem  Leib 
und  Eigentum  im  Schutze  des  Landfriedensrechts.  So 
beschwören  z.  B.  am  6.  Januar  1103  in  Mainz  Kaiser 
Heinrich  IV,,  sein  Sohn  König  Heinrich  V.  und  die  Grossen 

^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  184  f. 
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des  Reichs  einen  Landfrieden  bis  Pfingsten  1107  fBr  alle 
Kirchen,  Geistlichen,  Mönche,  Laien,  Kaoflente,  Frauen 
and  Jaden/*)  Im  Mai  1223  wird  der  sächsische  Land- 
frieden emeaert  and  dabei  bestimmt,  dass  die  Personen 
and  das  Eigentum  aller  Oeistlichen,  Mönche,  Frauen, 
Nonnen,  Bauern,  Jäger,  Fischer  und  Juden  ge- 
sichert sein  sollen.^*)  So  bestimmt  das  Judenrecht  des 
Sachsenspiegels  in  den  Jahren  1224 — 1282,  nach  dem 
alten  Frieden,  den  das  Reich  mit  Einwilligung  der 
Ritterbflrtigen  im  Lande  Sachsen  errichtet  habe,  sei 
allen  Geistlichen,  Frauen  and  Juden  f&r  ihr  Gut 
und  ihren  Leib  Ar  alle  Tage  und  aJIe  Zeit  der  Friede 
zugesichert^*)  und  in  den  gleichen  Jahren  bestimmt  der 
Sachsenspiegel,  wenn  ein  Jude  einen  Christen  er- 
schlage oder  bei  einem  Vergehen  auf  der  That 
ergriffen  werde,  solle  man  über  ihn  richten  wie  Aber 
einen  Christen,  erschlage  aber  ein  Christ  einen  Juden 
oder  vergehe  sich  gegen  ihji,  so  solle  man  Ober  ihn  richten, 
weil  er  den  Landfrieden  des  Königs  gebrochen  habe, 
den  der  Jude  Joseph  von  König  Vespasian  erworben  habe, 
als  er  seinen  Sohn  Titus  von  der  Gicht  geheilt  habe.^*) 
Pfaffen  und  Juden,  die  Waffen  führen,  und  Pfaffen, 
die  nicht  die  vorgeschriebene  Tonsur  tragen,  sollen,  wenn 
ihnen  Gewalt  angethan  werde,  nur  die  Entschädigung 
eines  Laien  anzusprechen  haben,  da  wer  im  beständigen 
Königsfrieden  stehe,  keine  Waffen  führen  därfe.^') 
Im  Juli  1224  ordnet  König  Heinrich  von  Hohenstaufen 
von  Deutschland  einen  beständigen  Landfrieden  für  die 
Personen  und  das  Eigentom  aller  Geistlichen,  Frauen, 
Nonnen,  Bauern,  Kauflente,  Reisenden,  Fischer  und  Juden 
jBJk.^^  So  bestimmt  das  neue  Stadtrecht  von  Luzern 
von  1282  betreffs  der  Juden,  niemand  solle  bei  5  Pfund 
Basse  einen  Jndenbürger  der  Stadt  wörtlich  oder 
thätlich  innerhalb  oder  ausserhalb  der  Stadt  beleidigen 
dürfen.«*)  Am  29.  März  1254  giebt  König  Ottokar  von 
Böhmen,  Herzog  von  Oesterreich  und  Steiermark, 
Markgraf  von  Mähren,  allen  Juden  seines  Reichs 
einen  Freiheitsbrief.«')  Im  April  1254  schliessen  die 
Städte  Mainz,  Worms  und  Oppenheim  einen  Band 
zu  gegenseitigem  Schatz,  dessen  sich  die  Grossen  der 
Städte,  alle  Geringen,  die  Weltgeistlichen  und  Mönche 
aller  Orden,  die  Laien  und  Juden  erfreuen  sollen,  die  in 
diesen  Städten  wohnen,  und  am  29.  Mai  1284  schliesst  sich 
die  Stadt  Bingen  diesem  Bunde  an.^')   Am  13.  Juli  1254 

**)  ArooiuB,  Regesten  zur  Geschichte  der  JadeD,  8. 97,  187  f..  2001, 
189,  252,  255  f. 
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schliessen  die  Städte  Mains,  Köln,  Worms,  Speier, 
Strassbnrg,  Basel  und  andere  einen  Landfrieden  anf 
10  Jahre,  dem  die  Bischöfe  yon  Mains,  Köln,  Trier, 
Worms,  Strassbnrg,  Metz  and  Basel  sowie  viele 
Grafen  und  Herren  beitreten.  Alle  ungerechten  Zölle 
werden  aufgehoben  und  allen  Grossen  wie  Geringen, 
Geistlichen  wie  Laien  und  Juden  wird  gleicher  Schutz 
gewährt  Am  6.  Oktober  1254  wird  anf  dem  Rheinischen 
Bundestage  in  Worms  bestimmt,  auch  die  Juden  sollen 
sich  des  neuen  Landfriedens  erfreuen;  wer  aber  dem 
Landfrieden  und  dem  Bunde  Widerstand  leiste,  solle  weder 
yon  Christen  noch  Juden  Lebensmittel,  Waffen  oder  Unter- 
stützung erhalten  dürfen.  Ln  gleichen  Jahre  zahlen  denn 
auch  die  Juden  yon  Worms  den  dortigen  Bürgern  einen 
Beitrag  zu  den  Friedenskosten.  Am  10.  Noyember  1255 
bestätigt  König  Wilhelm  yon  Holland  yon  Deutschland 
diesen  yom  Bheinischen  Bunde  abgeschlossenen  Land- 
frieden, dessen  alle  Gtoistlichen,  Laien  und  Juden  sich 
freuen  sollen.^)  So  bestimmt  um  das  Jahr  1260  das  Juden- 
recht des  „Spiegels  deutscher  Leute",  die  kaiserliche 
Gewalt  habe  einen  allgemeinen  deutschen  Landfrieden 
errichtet,  nach  dem  alle  Tage  und  Zeit  alle  geistliche 
Leute,  Frauen  und  Juden  an  Gut  und  Leib  Frieden 
haben.  Nur  wenn  Pfaffen  und  Juden  Waffen  führen 
oder  die  Tonsur  nicht  tragen,  sollen  die,  welche  ihnen 
Gewalt  anthun,  lediglich  bestraft  werden  wie  dies  bei 
Gewalt  gegen  Laien  geschehen,  weil  der  keine  Waffen 
führen  solle,  der  unter  des  Königs  Frieden  stehe.  Schlage 
ein  Jude  einen  Christen  oder  thue  er  unrecht  und  werde 
auf  der  That  ergriffen  oder  durch  Zeugen  überführt,  so  soUe 
über  ihn  wie  über  einen  Christen  gerichtet  werden.  Um- 
gekehrten Falls  solle  über  den  Christen  wegen  Bruchs 
des  Königs  fr  iedens  gesprochen  werden,  den  der  Jude 
Josephus  yon  König  Vespasian  erworben  habe,  als  er 
seinen  Sohn  Titus  yon  der  Gicht  geheilt  hatte.^)  Am 
15.  Mai  1265  schliessen  der  Erzbischof  Werner  yon  Mainz, 
Gottfried  yon  Eppenstein  der  Aeltere,  Graf  Heinrich 
yon  Weilnau,  Reinhard  yon  Hanau,  Philipp  yon  Falken- 
stein und  seine  Söhne  Philipp  und  Werner,  Gerhard  der 
Jüngere  yon  Eppenstein,  die  Städte  Frankfurt,  Fried- 
berg, Wetzlar  und  Gelnhausen,  endlich  Graf  Eber- 
hard yon  Katzenellenbogen  einen  Landfrieden  bis  zum 
24.  Juni  1268.  Da  zügelloses  Volk  in  den  Städten, 
obwohl  es  Gott  nicht  fordert,  an  dessen  Leiden  zu 
erinnern  die  Kirche  die  Juden  erhält,  und  ohne 

*^  AronioB,  BegMten  xnr  Geschichte  der  Jndeo,  8.  257,  261,  277. 
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Rücksicht  aaf  das  Reich,  dessen  EammerkiLechte 
die  Juden  sind,  Unrahen  stiftet  nnd  sie  beleidigt,  manch- 
mal auch  grausam  tötet,  so  wird  verabredet,  dass  jeder, 
der  sich  gegen  die  Juden  vergehe,  als  Landfriedens- 
b recher  bestraft  werden  soUe.^^) 


11)    Die  Jadenkrawalle  von  1348. 

Was  den  Hauptanlass  zu  den  Judenverfolgungen  des 
Jahrs  1348  gab,  war  der  umstand,  dass  die  Juden  in  zn- 
nehmender  Menge  aus  den  Gebieten  der  Landesherren 
in  die  Gebiete  der  Reichsstädte  gezogen  und  dadurch  der 
Besteuerung  durch  die  Landesherren  entgangen  waren. 
Dadurch  hatten  sich  die  Landesherren  aufs  schwerste 
in  ihrem  Steuerertrage  geschädigt  gesehen,  denn  die  reichen 
Judenfamilien  waren  eine  ihrer  besten  Einkommensquellen 
gewesen,  und  so  scheint  die  Triebfeder  der  ganzen  Be- 
wegung wesentlich  auf  Seite  der  Landesherren  gesucht 
werden  zu  müssen.  Thatsache  ist,  dass  seit  dem  Anfang 
der  50  er  Jahre  des  14.  Jahrhunderts  die  Reichsstädte  in  zu- 
nehmender Menge  vom  Reiche  das  Recht  erwerben,  Juden 
aufzunehmen  und  deren  Schutz  namens  des  Reichs 
zu  besorgen.  So  befiehlt  am  Freitag  nach  Allerheiligen  1347 
König  Karl  IV.  wegen  des  Schadens  und  Gebrechens,  der 
dem  Reichswald  bei  Nürnberg  erwachse,  aus  dem 
man  den  König  und  das  Reich,  wenn  sie  zu  Nürnberg 
seien,  beholze,  damit  dieser  Wald  künftig  mehr  Nutzen 
trage  und  unverdorben  bleibe,  dass  seine  Kammerknechte 
die  Juden  in  Nürnberg  den  „Bürgern  vom  Rate,* 
d.  h.  der  Stadtgemeinde  in  Nürnberg  von  der  ge- 
wöhnlichen Reichssteuer,  die  sie  jährlich  zu  bezahlen 
haben ,  ohne  allen  Widerspruch  jährlich  200  Pfund  Häller 
bezahlen  sollen,  damit  die  Bürgerschaft  von  Nürnberg  dem 
König  und  dem  Reiche  dafür  Brennholz  auf  die  Burg 
kaufen  könne,  und  gebietet  den  Juden  ernstlich,  diese 
200  Häller  alljährlich  ohne  alle  Hindemisse  zu  bezahlen.') 
Der  Brief  ist  ausgestellt  von  der  Hand  des  Domherrn 
WeUslaus  der  Kirche  zu  Prag  und  zu  Wissgerad,  des 
königlichen  Oberhofschreibers,  im  Namen  des  Erzbischofs 
Gerlach  von  Mainz,  Erzkanzler  des  Reichs.  So  verpfändet 
am  25.  Juni  1349  das  Reich  den  Ertrag  der  Reichs- 
judensteuer von  Frankfurt  am  Main  an  die  Stadt  um 
die  Summe   von  15,000  Pfd.  Hlr.    Die  Einlösung  dieser 


*'}  ^r"4?«  JlfJ^''^^  rar  Geachichte  der  Juden,  S.  291. 
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VerpfÜJidiuig  ist  nie  m^hr  erfolgt  Das  Beich  ftberlässt 
um  diese  Samme  der  Stadt  die  Jaden,  ihren  Leib  und  ihr 
Ont^  d.  h.  ihre  Höfe,  Häuser,  ihren  Kirchhof,  ihren  Schalhof, 
ihr  Eigentam  and  ihr  Erbe  and  gibt  der  Stadt  das  Becht, 
alle  Einkünfte,  welche  das  Beich  seither  von  den 
Frankfurter  Juden  bezogen  hat,  kflnftig  selbst 
zu  beziehen.  Geht  ein  Jude  mit  Tod  ab  oder  er  wird 
verderbt  oder  erschlagen  oder  entfuhrt,  so  hat  das  Beich 
kein  Becht,  an  die  Bürger  und  die  Stadt  von  Frankfurt 
darum  irgend  welche  Anforderung  zu  machen,  sondern 
das  Qut  fällt  dann  der  Stadtgemeinde  zu  und  nur  wenn 
es  sich  hiebei  um  Beträge  handelt,  welche  die  Summe  von 
15,200  Pfd.  HIr.  überschreiten,  muss  der  Mehrbetrag  dem 
Beiche  herausbezahlt  werden.  Das  Beich  dagegen  ver- 
pflichtet sich,  die  Juden  der  Stadt  Frankfürt  zu  schützen, 
während  die  Stadt  bei  Strafe  der  Ungnade  verpflichtet 
ist,  dafür  zu  sorgen,  dass  keiner  derselben  beleidigt,  ge- 
schädigt oder  sonst  an  Leib  oder  Gut  betrübt  wird,  bei 
Strafe  der  Ungnade  von  Kaiser  und  Beich.  Vier  Wochen 
nach  diesem  Vertrage  bricht  in  Fruikfurt  der  Juden- 
krawall los.^ 

Aehnlich  geht  es  in  Nürnberg.  Im  April  1849  ver- 
ordnet das  Beich,  falls  es  zur  Aufhebung  der  dortigen 
Beichsjudengemeinde  kommen  sollte,  solle  ein  bestimmter 
Teil  der  dortigen  vom  Beiche  zu  Lehen  gehenden  Juden- 
häuser dem  Arnold  von  Seckendorf  zuffülen.')  Man  sieht, 
eine  Auflösung  der  Nürnberger  Judengemeinde  ist  schon 
im  April  vorgesehen,  d.  h.,  es  ist  schon  damals  im  Werke, 
den  Nürnberger  Juden,  welche  seither  eine  eigene  Ge- 
meindeverfassung neben  der  dortigen  Bürger- 
gemeinde gehabt  hatten,  diese  Gemeindeverfassung  zu 
nehmen  und  sie  als  Hintersassen  oder  Pfahlbürger  in  den 
Stadtverband  der  Bttrgergemeinde  aufzunehmen, 
wobei  ein  Teil  der  Steuererträgnisse  der  Jadenhäuser 
an  einzelne  Nürnberger  Bürger  eis  Pfandglänbiger  über- 
gehen sollte.  Es  kommt  indess  noch  nicht  soweit,  denn 
im  Juni  1349  verschreibt  das  Beich  der  Burggraf- 
schaft von  Nürnberg  den  Ertrag  der  dortigen  Juden- 
reichssteuer, wobei  bestimmt  wird»  dass  falls  wegen  einer 
etwaigen  Aufhebung  der  dortigen  Judengemeinde 
dieser  Ertrag  aufhören  sollte,  die  Burggrafschaft  und 
das  Bistum  Bamberg  als  Entschädigung  den  Nachlass 
der  Juden  an  fahrender  und  liegender  Habe  erhalten  sollten.^ 

*)  Stobbe,  Jaden  in  Deatachland,  S.  200.  Maurer,  Denteches  Stftdte- 
weeeo,  Bd.  2,  B.  508. 

*)  Stobbe,  Joden  in  Dentschland,  S.  65.  WQrfel,  Nambergs  Joden- 
gemefaide,  S.  IC. 
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Seit  den  20  er  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  beginnt 
man  in  den  christlichen  Gtolehrtenkreisen,  sich  in  zu- 
nehmendem Masse  mit  der  Erkenntnis  der  jüdischen 
Litteratnr  zn  befassen,  wie  namentlich  Papst  Clemens  im 
Jahre  1S20  die  Errichtung^  hebr&ischer  Lehrstühle  anordnet^) 
Gleichzeitig  hört  man  wieder  in  vermehrter  Weise  darüber 
klagen  y  dass  sich  die  Juden  der  Verhöhnung  der  christ- 
lichen Religion  schuldig  machen.  So  wird  im  Jahre  1326 
ein  getaufter  Jude  in  Mons  angeklagt,  in  der  Abtei  yon 
Gambron  nach  einem  Bilde  der  heiligen  Jungfrau  ge- 
schlagen zu  haben,  worauf  aus  dem  Bilde  Blut  geflossen 
sein  sollte.  Der  Jude  läugnete  die  That  auf  der  Folter, 
als  ein  Hufschmied  erklärte,  die  heilige  Jungfrau  habe 
ihm  befohlen,  sie  im  Zweikampfe  an  dem  Juden  zu  rächen. 
Mit  Stöcken  bewaflBaet  schlugen  beide  Kämpfer  aufeinander 
los,  bis  der  schwache  Jude  den  Streichen  des  Hufschmieds 
erlag,  dann  bemächtigte  sich  das  rasende  Volk  des  Juden, 
hieng  ihn  an  den  Beinen  auf,  band  zwei  Hunde  an  ihm 
fest  und  briet  ihn  bei  lebendigem  Leibe.^  Die  Frage,  ob 
diese  Hetze  gegen  einen  getauften  Juden  nicht  aus 
Bache  von  seinen  ehemaligen  Glaubensgenossen  in  Scene 
gesetzt  worden  war,  muss  unentschieden  bleiben,  hat  aber 
manches  fBr  sich.  Weitere  Unruhen  gegen  die  Juden 
entstehen  im  Jahre  1337,  wo  es  zu  heftigen  Anklagen 
gegen  dieselbe  kommt  So  war  ihnen  in  Deggendorf 
an  der  Donau  vorgeworfen  worden,  sie  haben  eine  Anzahl 
Hostien  geschändet  und  dadurch  die  christliche  Religion 
verhöhnt,  und  die  Folge  war  gewesen,  dass  eine  Anzahl 
Juden  deshalb  gerichtlich  bestraft  worden  war.^)  Welche 
Erbitterung  schon  damals  gegen  die  Juden  in  jener  G^end 
herrschte,  beweist,  dass  man  die  blutige  Bestrainng  jener 
Juden  durch  ein  öfifentUches  Gemälde  an  einem  der  neu 
erbauten  Stadtthore  verewigte.  Im  gleichen  Jahre  bricht 
am  Rhein  ein  Aufstand  gegen  die  Juden  los.  Ein 
Dorf  Wirt  namens  Armleder  ruft  das  Volk  gegen  die 
Juden  auf,  welche  einen  Edelmann  erschlagen  hatten,  und 
es  bedarf  aller  Anstrengungen  des  Erzbischofe  von  Trier 
als  Landesherm  und  seiner  Behörden,  um  die  Bewegung 
zu  unterdrücken  und  den  Juden  wieder  zu  ihrem  Gute 
zu  verhelfen.  Mit  Sensen,  Spaten  und  Keulen  ziehen  die 
Bauern  Armleders  nach  dem  Elsass;  voran  wird  ein 
Kreuz  und  eine  Fahne  getragen;  man  erschlägt  die  Juden 
in  Ruf  fach  und  Ensisheim  und  in  Scharen  flüchten 
sich  dieselben  nach  Kolmar,  bis  Armleder  dort  ankommt 
und  von  den  Behörden  die  Auslieferung   der  schuldigen 

*)  Depping,  Jaden  im  MitteUüter,  8.  356,  221  f. 
*)  Stobbe,  Joden  in  Deutschland,  8.  164. 
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Jnden  verlangt.  Als  ihm  dies  abgeschlagen  wird,  ver- 
heeren die  Aofständigen  die  Felder  der  Bürger  von  Eolmar, 
bis  Kaiser  Ludwig  mit  Trappen  kommt  und  die  Banden 
zerstreut  Kaum  ist  jedoch  der  Kaiser  abgegangen,  so 
erhebt  sich  der  Aufstand  aufs  neue.^ 

Ueberall  kocht  und  gährt  es  jetzt  auch  in  Deutschland 
gegen  die  Juden.  Macht  man  öffentliche  Spiele  und  Auf- 
züge,  so  werden  dabei  die  Juden  und  ihre  schlechten 
Eigenschaften  verhöhnt,  so  dass  sich  im  Jahre  1SS8  der 
Stadtrat  von  Freiburg  veranlasst  sieht,  durch  öffentlichen 
Aasruf  zu  verbieten,  künftig  die  Juden  bei  Spielen  „zu 
Laster  oder  Schande"  zu  machen.^  Der  Hauptgrund  der 
Erbitterung  gegen  die  Juden  ist  auch  diesmal  wieder  die 
wirtschaftliche  Notlage,  in  welche  dieselben  um 
jene  Zeit  durch  ihre  Habgier  die  weitesten  Bevölkerungs- 
kreise versetzt  haben,  so  dass  z.  B.  im  Jahre  1343  die 
Barggrafschaft  Nürnberg  in  ihrem  Landesgebiet  eine  all- 
gemeine Judenschuldenablösung  vornehmen  muss.'')  Wie 
sehr  verschuldet  damals  auch  die  adeligen  Städtebürger 
bei  den  Juden  waren,  zeigt  das  Beispiel  des  Altstadt- 
pflegers Heinrich  Portner  in  Augsburg,  der  durch  seine 
Verschwendung  derart  in  die  Hände  der  Juden  gekommen 
war,  dass  er  das  ihm  gehörige  Schlossgut  Wellenburg 
an  die  Augsburger  Bürger  Heinrich  Herwart  und  Konrad 
Onsorg  verkaufen  musste.^)  So  werden  auch  im  Jahre  1344 
die  Bürger  von  Memmingen  vom  Bischof  mit  dem  Bann 
belegt,  weil  sie  sich  an  den  Juden  vergangen  haben.^ 
,,WUlst  du  wissen,  was  die  Juden  ertötet  hatr'S  fragt  die 
»göttliche  Antwort''  in  Heinrich  Susos,  des  heilig  ge- 
sprochenen Ulmer  Dominikaners  und  Mystikers,  trefflichem 
,3flchlein  von  den  9  Felsen''  den  Menschen:  „Wisse,  das 
thaten  die  Habsucht  der  Christen  und  der  Juden 
heimlicheSünden;  diese  zwei  Ursachen  erschlugen  die 
Juden."») 

Die  unmittelbare  Veranlassung  zum  allgemeinen  Vor- 
gehen gegen  die  Juden  giebt  der  Ausbruch  der  Pest, 
der  Cholera  des  Mittelalters,  im  Jahre  1348.  Die  Krank- 
heit kommt  aus  Indien  nach  dem  Mittelländischen 
Meere,  nach  Syrien,  Griechenland  und  Aegypten, 
von  hier  durch  eine  Galeere  nach  Sizilien  und  Italien, 
fiberschreitet  das  lombardische  Gebirge  und  wütet  in  F  r  a  n  k- 
reich,  Deutschland,  England,  den  Niederlanden 
und  Dänemark.    Die  Leute  bekommen  Blutbrechen  und 


*)  DeppiDg  Jaden  im  Mittelalter,  8.  211,  219. 
j  Stobbe,  Jaden  in  Deatachland,  8.  164,  15. 
*)  Stetten,  Aagsburger  Chronik,  S.  103. 
^  Diepenbrock,  Heuirich  Saso,  S.  585. 
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sterben  in  2  biB  8  Tagen. '^  Im  Jahre  1349,  heiest  es  in 
einer  alten  wärttembergischen  Chronik  ans  der  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts y  hauste  die  Pest  im  gansen  römiflchen 
Reiche  9  so  dass  an  manchen  Orten  so  yiele  Menschen 
starben,  dass  man  sie  nicht  alle  begraben  konnte.  Allein 
in  den  Klöstern  sollen  damals  24,484  Mönche  und  Nonnen 
gestorben  sein.  In  Floren«  starben  60,0009  in  Lübeck 
80,000,  in  der  päpstlichen  Besidens  Avignon  eben- 
falls eine  nnz&hlbare  Menge  Menschen.  Alsbald  entsteht 
jetst  eine  allgemeine  Bewegung  gegen  die  Juden*  Sie 
werden  beschuldigt,  die  Brunnen  und  Quellen  ver- 
giftet und  die  Luft  durch  Beschwörungen  und  Zaubereien 
verpestet  su  haben.  Es  heisst,  die  Mauren  in  Spanien, 
die  Juden  und  die  Aussätzigen  der  christlichen  Lftnder 
haben  sich  verschworen,  die  Christenheit  su  vertilgen. 
In  den  Archiven  von  Paris  liegen  heute  noch  die  Ab- 
schriften von  Briefen  der  maurischen  Könige  von  Tunis 
und  Granada,  durch  welche  diese  die  Juden  zu  diesem 
Komplott  einladen;  die  betreffenden  Schriftstacke  tragen 
das  Amtssiegel  der  Stadt  Mac on  an  derSaöne.^^  Alslwld 
entspinnt  sich  unter  den  medizinischen  Gelehrten  ein  wissen- 
schaftlicher Streit,  der  entsprechend  dem  heutigen  Streit 
zwischen  den  Lokalisten  und  Kontagionisten  die 
gelehrte  Welt  in  zwei  Glaubenslager  spaltet  und  wobei 
sich  die  jfldischen  Aerzte  durchweg  auf  die  Seite  der 
Kontagionisten  stellen,  während  das  Volk  sich  auf  die 
Seite  der  Lokalisten  neigt  Die  Juden  lassen  auf  ihre 
Kosten  die  berühmtesten  Aerzte  kommen,  um  zu  beweisen, 
dass  das  Wasser  nicht  vergiftet  und  das  Uebel  die  richtige 
Pest  sei,  aber  das  Volk  glaubt  diesen  fremden  Juden  nid^t 
und  beharrt  darauf,  man  habe  ihm  absichtlich  das  Trink- 
wasser und  die  Luft  verpestet  Wie  in  den  Jahren  1831 
und  1832,  als  die  Cholera  auftritt,  das  Volk  in  Ungar n, 
Bussland  und  Frankreich  sich  auf  die  Fremden  und 
unbekannten,  auf  die  Aerzte  und  Apotheker  stOrst  und 
sie  beschuldigt,  die  Quellen  vergiftet  und  Gift  an  Kranke 
verteilt  zu  haben,  so  geht  es  auch  damals.  Vergebens 
erlftsst  der  Papst  ein  Handschreiben,  die  Juden  seien  wie 
die  Christen  das  Opfer  der  Pest  geworden,  und  trftgt  allen 
Bischöfen  auf,  die  Aufruhrer  mit  dem  Kirchenbanne  su 
belegen,  die  Volksmeinung  ist  stärker  als  die  kirchliche  und 
gelehrte  Autorität  und  geht  ihren  eigenen  Weg  weiter.'^ 
Ueberall  brechen  jetzt  die  erregten  Massen  gegen  die  Juden 
los  und  die  Regierungen  und  die  KirchenfOrsten,  welche  den 
Juden  helfen  wollen,  mfissen  davon  absehen,  der  entfesselten 

>•)  Depping,  Joden  im  ICttteliater,  S.  212  f^  2ia 
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YoIkBwiit  noch  länger  zu  trotzen.  Die  Jaden  werden 
ermordet  nnd  gefoltert  In  Brabant  werden  zwei  Jahre 
lang,  80  lange  dort  die  Pest  dauert^  die  Jnden  nnd 
AusB&tzigen  hingerichtet,  weil  sie  den  „Sterb^  ins  Land 
gebracht  haben,  nnd  die  Geisseibrüder  schüren  die 
Glut  In  Hänfen  ziehen  diese  Flagellanten  von  Stadt  zn 
Stadt  nnd  nähren  dnrch  ihre  Aufzüge  nnd  ihre  Predigten 
gegen  den  schamlosen  Wucher  der  Jnden  die  erregte 
Stimmnng  des  Volks.")  Ueberall  in  den  Städten  waren 
damals  seit  etwa  1346  die  Zünfte  Herr  geworden.  Die 
GFescUechter  nnd  die  Bäte  waren  ans  den  Städten  yer- 
trieben  nnd  nm  die  Stadtkammer  zn  füllen ,  wurden  die 
Jaden  geplündert^*)  Man  warf  den  Juden  vor,  sie  haben 
zu  viel  Zinsen  genommen,  sie  haben  die  ihnen  als  Sicher- 
heit übergebenen  Pfandschaften  (Depots)  ausser  Lands 
geschafft,  vergraben  oder  sonst  verborgen  und  veranlasst 
dadurch  die  Schuldner,  sich  zur  Bettung  ihrer  bedrohten 
Pfandschaften  auf  die  Judenhäuser  zu  stürzen.  So  wird 
z.  B.  in  Mainz  durch  einen  solchen  Haufen  das  Volk 
derart  aufgeregt,  dass  es  sich  auf  die  Juden  wirft  und 
diese  in  ihre  Häuser  verfolgt,  wo  sich  die  Juden  selbst 
verbrennen« ^^)  AehnUche  Auftritte  spielen  sich  in  Eon- 
stanz, in  Schwäbisch  Hall,  in  Schlettstadt,  in 
Memmingen,  in  Mühlhausen,  in  Buffach,  in  Basel, 
in  Zürich,  in  Bern,  in  Eyburg  ab,  wo  300  Juden 
verbrannt  sein  sollen;  in  Horb,  Nagold,  Bottweil, 
Stuttgart,  Bavensburg,  überall  stürmt  das  Volk  die 
Judengassen,  um  sich  der  Judenpfilnder  zu  bemächtigen, 
wobei  Feuer  entsteht  und  ganze  Stadtteile  niederbrennen, 
auch  in  Esslingen,  wo  sich  die  Juden  in  ihre  Synagoge 
geflüchtet  hatten,  wird  diese  angezündet,  so  dass  die 
darin  befindlichen  Mitglieder  der  Judengemeinde  ver- 
brennen. ^')  Was  man  den  Juden  hauptsächlich  wieder 
vorwarf,  war,  dass  sie  unmündige  Kinder  zu  Glaubens- 
zwecken ermordet  und  dass  sie  das  Trinkwasser  vergiftet 
hätten.  Nicht  besser  geht  es  den  Juden  in  Freiburg  im 
Breisgau;  auch  hier  stürmt  man  ihre  Gasse  und  wirft 
ihnen  vor,  sie  haben  die  Brunnen  vergiftet  und  da- 
dnrch  die  Pest  in  die  Stadt  gebracht  Man  zieht  die 
Jnden  deshalb  vor  Gericht  und  einer  derselben  giebt  an, 
er  habe  deahalb  die  Brunnen  vergiftet,  weil  die  Christen 


11)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  216  f. 

")  Stoboe,  Jaden  in  Deatschlaad.  S.  54. 

^  Fischer,  HAndelBgeschichte,  Bd.  2,  S.  247.  Depping,  Jadea  im 
Mittelalter,  S.  219,  217,  214,  213.  St&lia,  Wirtembeiguche  Gesdiichte, 
8.  244.    ms,  Eaaliogen,  8.  228. 
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Jetit  lange  genug  die  Herren  gewesen  aeien.^^)  Nicht  minder 
gewaltsam  geht  es  in  Speier,  Worms  und  Oppenheim 
Ober  die  Juden  her,  welche  die  bei  ihnen  hinterlegten 
Pfänder  und  ihre  Schätze  vergraben,  nm  sie  yor  den  An- 
griffen  ihrer  Schuldner  zu   retten.     Die   Juden   werden 
wegen  Brunnenyergiftung  vor  Gericht  gezogen,  zum 
Tode  verurteilt  und  hingerichtet  und  ihre  Leichname  dem 
Oerichtsbranche  zufolge  in  Fässer  geschlagen  und  in  den 
Shein  geworfen,  so  dass  es  manche  Juden  vorziehen,  sich 
selbst  den  Tod  zu  geben,  um  nicht  in  die  H&nde  des 
Oerichts  zu   fallen  und   die  Folterqual^  des  damaligen 
schrecklichen  Untersuchungs-  und  Hinrichtungsverfahrens 
dulden  zu  mflssen^^X  ^^®  ^^^  z.  B.  in  Esslingen  ge- 
schieht, oder  in  Eonstanz,  wo  ein  Jude  sich  und  seine 
ganze   Familie   tötet,    um   nicht   zur   Taufe   gezwungen 
zu  werden  ^^),  wie  auch  am  8.  Dezember  1348  in  Reut- 
lingen Ober  die  Juden  hergefallen  wird.^*)    Scharenweis 
flüchten  die  Juden  aus  Speier  und  Worms  zum  Pfalz- 
grafen Ruprecht  nach  Heidelberg,  der  sie  alsbald  in 
seinen  Schutz  nimmt,  wUirend  der  Beichsamtmann  von 
Ensisheim  einen  Eilboten  an  den  Herzog  von  Oesterreich 
als  Beichslandsvogt  des  Elsasses  sendet,  um  Befehle  ein- 
zuholen.  Das  Reich  zieht  sofort  das  Vermögen  der  umge- 
kommenen Juden  ein  und  es  wird  jedermann  strengstens 
verboten,  nach  den  verborgenen  Pfandschaften  und  Scbätzen 
derselben  zu  graben.    Vergebens  bemttht  sich  auch  der 
Herzog  von  Oesterreich,  den  Judengemeinden  von  Zflrich 
und  Bern  zu  Hilfe  zu  kommen,  die  Volksbewegung  ist 
zu  stark  und  die  Reichsbehörden  bleiben  machtlos.    Am 
schlimmsten  geht  es  in  Sfldfrankreich,  namentUi^h  im 
Delphinat,  her.  Dort  wird  in  Vizile  der  Meister  0irard 
gehängt  und  gevierteilt,  weil  er  ein  Christenkind  gestohlen 
und  den  Juden  ausgeliefert  hat;  in  Veynes  in  der  Herr- 
schaft Gkp  werden  18  Juden  erschlagen;  in  St  Satnrin 
geht  es  ilmen  ebenso.    Man  nimmt  £e  Juden  fest,  stellt 
sie  vor  Gericht  und  verurteilt  sie  wegen  Wasservergiftong 
und  Ritualmords.  ^^) 

Nicht  besser  als  an  diesen  Orten  geht  es  in  Nttrn- 
borg  unter  der  Herrschaft  der  Zfinfte  her.  Nachdem 
man,  erzählt  der  Chronist  Meisterlin,  das  Vermögen  der 
vertriebenen  „Bürger  vom  Rat'',  d.  h.  der  altfreien  Gfe- 
schlechter,  aufgebraucht  gehabt  hatte,  gieng  es  an  das 

^*)  Da  sprach  er  —  und  auch  nmb  daa,  das  wir  auch  herren  wolltoi 
Bin,  wan  ir  genug  lang  herren  gewesen  sind.  Maurer,  Deutsches  Stidte- 
wesen,  Bd.  2.  8.  606. 

^  Depidng,  Juden  im  Mittelalter,  8.  216  f.,  218  f. 

^*)  Oberamtsbeschreibung,  Bd.  2,  8.  9. 
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VennSgen  der  Jaden,  unter  ihren  HaupÜeuten  besetzten 
die  Zfinfte  die  Hänser  der  reiclien  Jnden  nnd  nahmen 
deren  kostbare  Pf&nder  nnd  Schuldbriefe  namens  der 
Stadtbehörde  in  Besits.  Jedermann,  lautete  der  Befehl, 
sollte  das  Becht  haben,  seine  Pfandschaften,  natürlich 
gegen  Heimzahlnng  der  darauf  haftenden  Hauptschuld, 
zurfickzunehmen.  Erst  im  September  oder  Oktober  1840 
kehren  die  Gesdüechter  in  die  Stadt  zurflck  und  das  alte 
Regiment  ^wird  wieder  eingesetzt  Am  2.  Oktober  1840 
bestinmit  das  Beich,  da  seine  Kammerknechte  die  Juden 
in  Nftrnberg  gegenwärtig  in  mancherlei  Wehe  wegen 
des  Yorgehens  der  Gemeüidebehörden  sitzen  und  auch 
die  in  der  Stadt  angesessenen  unmittelbaren  Beichs- 
bfirger  ihres  Leibs  und  ihres  Guts  nicht  mehr  sicher 
seien,  so  lange  sich  noch  Juden  in  der  Stadt  befinden, 
sollen,  falls  den  Juden  dort  irgend  etwas  geschehen  sollte 
und  sie  beschädigt  würden,  ohne  dass  Sie  Bürger  vom 
Bäte  hiefür  ein  Verschulden  treffen  sollte,  diese  vom 
Reiche  hiefür  nicht  in  Strafe  genommen  werden  dürfen.^'') 
Aehnlich  verlaufen  die  Ereignisse  in  Frankfurt  am 
Main.  Schon  im  Jahre  1346  hatte  dort  König  Ludwig 
der  Bayer  einige  Juden  wegen  schwerer  Verbrechen  be- 
straft, welche  diese  sich  hatten  zu  Schulden  kommen  lassen, 
worauf  eine  Anzahl  von  Juden  die  Stadt  verlassen  hatte, 
ohne  ihr  Bürgerrecht  in  vorschriftsmässigerWeise 
aufgesagt  und  die  Nachsteuer  bezahlt  zu  haben.  Es 
wurde  infolge  dessen  gegen  die  betreffenden  Jnden  ge- 
richtlich eingeschritten,  ihre  Häuser  und  ihr  Besitz  wurden 
dem  Gesetz  entsprechend  vom  Reiche  eingezogen  und  von 
demselben  um  die  Summe  von  8000  Pfd.  Hlr.  an  die  Stadt 
verkauft,  wobei  bestimmt  wurde,  dass  wenn  einzelne  der 
Flüchtlinge  wieder  zurückkehren,  dem  Bat  das  Becht  zu- 
stehen sollte,  dieselben  aufzunehmen  und  ihnen  ihr  Be- 
sitztum zurückzugeben,  und  das  Beich  sich  verpflichtete, 
in  diesem  Falle  zwei  Jahre  lang  von  den  betreffenden 
Flüchtlingen  keine  Beichssteuem  zu  verlangen,  wie  auch 
die  betreffenden  Juden  dann  nicht  mehr  dem  Gericht  des 
vom  Beiche  bestellten  Vogts,  sondern  lediglich  dem  Gericht 
des  Schultheissen ,  der  Schöffen  und  des  Bats  der  Stadt 
unterstehen  sollten.  Am  25.  Juni  1849  verpf&ndet  das 
Reich  der  Stadtgemeinde  Frankfurt  für  15,000  Pfd.  Hlr.  den 
Ertrag  der  dortigen  Beichsjudensteuer  und  am  29.  Juni 
1349  verpflichtet  sich  das  Reich,  niemand  irgend  welche 
Forderungsrechte  an  die  Frankfurter  Juden  zu  erteilen. 


»^  Deppine,  J 

lud,  8.  bimt 


Jaden  im  Mittelalter,  S.  217.   Btobbe,  Jaden  in  Peatsch- 
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da  sie  hierflber  einen  Freiheitsbrief  des  Beichs  in  Hftnden 
haben.  Ebenso  verzichtet  das  Beich  anf  alle  Leistnngen 
seiner  Jnden  in  Frankfurt  bis  zur  Aufhebung  der  Ver- 
pfändung; nur  wenn  der  Kaiser  nach  Frankfurt  kam, 
sollten  einige  n&her  bestimmte  Beichsbeamte  jeder  5  Pfd. 
Hlr.  von  der  Frankfurter  Judengemeinde  erhalten.  So  war 
die  Stadtgemeinde  Frankfurt  zum  Patron  der  Frankfurter 
Juden  geworden  und  der  Bat  hatte  jetzt  das  Becht,  ihnen 
namens  des  Beichs  Qesetze  zu  geben  und  sich  mit  den 
einzelnen  Juden  über  die  Hdhe  ihrer  jährlichen  Abgaben 
zu  einigen,  wobei  indes  stets  ein  bestimmter  Teil  derMlben 
dem  Bdiche  zufiel.  Kaum  4  Wochen  später  bricht  aber 
auch  hier  in  Frankfurt  ein  Judenkrawall  aus  und  es 
kommt  zum  offenen  Aufruhr  gegen  die  Juden«  Das 
Volk  zieht  nach  der  Judengasse  und  beginnt  die  EQluser 
der  Juden  zu  plündern  und  seine  dort  untergebrachte 
Pfandschaften  (Depots)  zurückzuverlangen,  worauf  die 
Juden  dies  dadurch  zu  verhindern  suchen,  dass  sie  das 
Judenviertel  in  Brand  stecken,  so  dass  eine  grosse 
JB'euersbrunst  entsteht,  welche  sich  auf  die  benachbarten 
Viertel  der  Stadt  ausdehnt  und  zahlreiche  Werte  vernichtet 
Auch  hier  erfolgt  schliesslich  die  Ordnung  der  Angelegen- 
heit in  der  Art,  dass  das  Vermögen  der  umgekommenen 
Juden  von  der  Stadtbehörde  behufs  Begelung  der  Bechts- 
ansprüche  der  Hinterbliebenen  eingezogen  wird.^^ 

Ebenso  gieng  es  in  Köln.  Auch  dort  hiess  es,  als 
die  Pest  ausbrach ,  alsbald  im  ganzen  Volke,  die 
Juden  haben  die  Brunnen  vergiftet  und  die  ganze 
Wut  der  Menge  ergoss  sich  über  die  Judengemeinde. 
Auch  hier  nahm  sich  der  Stadtrat  der  Juden  nach  Kräften 
an;  man  erliess  eine  Erklärung,  die  Pest  sei  eine 
Strafe  Gottes,  welche  derselbe  über  die  sündige 
Menschheit  geschickt  habe,  die  Juden  treffe  keine 
Schuld  an  diesem  Unglück,  aber  auch  hier  blieb  die 
Behörde  machtlos  gegenüber  der  Aufregung  der  Be- 
völkerung, welche  sich  am  Bartholomäustage,  dem 
24.  August  1349  in  den  schlimmsten  Ausschreitungen 
gegen  die  Juden  Luft  machte  und  zahlreiche  Mitglieder 
der  Kölner  Judengemeinde  Vermögen  und  Leben  kostete. 
Die  Ordnung  der  Ausschreitungen  erfolgte  in  der  Art,  dass 
der  Erzbischof  und  die  Stadt  einen  Vertrag  abschlössen, 
demzufolge  der  Erzbischof  als  Landesherr  alles  Vermögen 
derjenigen  Juden  an  sich  nehmen  sollte,  welche  ohne 
Willen  und  Zuthun  des  Bats  und  der  Bürger  von  Köln, 


^  Stobbe,  Jaden  in  DentBdüand,  8.  99  ff.    Deppinff,  Jaden  Im 
littelalter,  8.  190,  216.  *^*^"' 
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welche  es  nicht  abzuwenden  yennocht  hatten,  enchhigen 
worden  waren.  Eine  Kommission  von  Vertretern  des 
Bifitnms  and  der  Stadt,  za  welcher  seitens  der  Stadt  aach 
ein  Jnde  zugezogen  wurde,  sollte  die  infolge  der  Tötung 
der  betreffenden  Juden  entstandenen  Bechtsansprfiche 
ordnen  und  auswärtige  Verwicklungen,  die  beiden  Teilen 
daraus  entstehen  konnten,  abzuwenden  bestrebt  sein.  Von 
dem  Oute  der  Juden  aber  sollte  die  Hälfte  der  Stadt 
und  die  andere  Hälfte  dem  Bistum  gehören  und  diese 
Ottter  sollten  im  Schöffenschreine  in  ein  besonderes  Buch, 
das  ,4iber  Judaeorum^S  eingetragen  werden.^*) 

Besonders    schlimm    aber    geht    es    vor    allem    in 
Strassburg  zu.    Dort  bricht  du  Volk  gegen  die  Stadt- 
verwaltung los.    Beide  Bflrgermeister  (Batsältere)  und  der 
iüntmannsmeister  (Oberzunftmeister,  Stadthauptmann,  ca- 
pitaneus)  werden  abgesetzt  und  aus  der  Stadt  yertrieben 
unter  der  Anschuldigung,  dass  sie  bei  den  städtischen 
An  1  eben,    welche  in   der   letzten  Zeit  bei  den  Juden 
Ton  Strassburg  gemacht  worden  waren,   den  Juden  im 
Geheimen  geholfen  und  dadurch  die  Interessen  der  Stadt 
aufs  schwerste  geschädigt  haben.    Wie  ein  Lauffeuer  ver- 
breitet sich  das  Gerficht  in  der  Stadt,  die  Juden  haben 
ausgemacht,  es  solle  eine  grosse  Anzahl  der  Einwohner 
umgebracht  werden;  ein  Trompetenstoss  vom  Mfinsterturm 
herab  sollte  das  Zeichen  sein.    Die  Juden,  so  geht  es  von 
Mund  zu  Mund,    haben   gefährliche  Gift  topfe    in   die 
Brunnen  geworfen,  um  die  Einwohner  zu  vergiften.    In 
Haufen  zieht  das  Volk  nach  dem  Judenviertel,  erstfirmt 
dasselbe  und  zwingt  die  Juden,  den  Cruzifixus  zu  kfissen. 
Der  Bat,  der  den  Juden  helfen  möchte,  lässt  diese  in  ein 
besonderes  Haus  bringen,  von  wo  ihnen  die  Flucht  aus 
der  Stadt  möglich  ist;  das  Volk  aber  kommt  hinter  das 
Vorhaben,  erstfinnt  das  Haus,  schleppt  die  Juden  auf  ihren 
Kirchhof  und  verbrennt  dort  einige  hundert  Juden  in  einer 
Hfitte,  während  die  anderen  sich  dadurch  retten,  dass  sie 
sich  taufen  lassen.    Dann  wird  von  dem  Znnftregiment 
ein  neuer  Bat  eingesetzt,  welcher  4  Meister  wählt,  ron 
denen   jeder    abwechselnd    ein    Vierteljahr    den    Vorsitz 
fahrt,  während  ein  Amtmannsmeister  als  Stadthauptmann, 
capitaneus  oder  Oberzunftmeister,  dessen  Amt  ein  Jahr 
dauert,  an  die  Spitze  der  Stadtverwaltung  tritt,  ein  Amt, 
das  im  ersten  Jahre  ein  Metzger  bekleidet.   Das  Vermögen 
des  seitherigen  Amtmannsmeisters  wird  eingezogen,  er  selbst 
yertrieben  und  sein  fi;anzer  Anhang  mit  10  Jahren  Stadt- 
yerbot  belegt;  äUe  Schulden  der  Stadt  bei  den  Juden  aber 

^*)  Stobbe,  Jaden  in  Deatichland,  S.  02.  Höniger,  JadenBchieiiiibacIi, 
ß.  XIV. 
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werden  fBr  rechtsnngfiltig  erUftrt  Der  neae  Bat  zidit  die 
Jnden  vor  Gericht  and  sie  gestehen  auf  der  Folter,  in 
der  That  die  Bronnen  vergiftet  zu  haben,  worauf  mehrere 
Jaden  zam  Tode  darch  das  Bad  verarteilt  werden. 
Als  man  dieselben  rasch  tötet,  am  ihnen  die  Marter  zn 
ersparen,  erklärt  das  Volk,  das  sei  geschehen,  weil  man 
geftürchtet  habe,  sie  werden  ihre  christlichen  Mit- 
schnldigen  anzeigen.  Das  Vermögen  der  hingerichteten 
Jaden  aber  wird  von  der  Stadtbehörde  wie  das  der  mit- 
schnldigen  Amtmannsmeister  and  Stadtrate  eingezogen 
and  zar  Bestreitang  der  Kosten  des  Festangsbaas  der 
Stadt  bestimmt;  die  Synagoge  wird  abgetragen  and  an 
ihre  SteUe  eine  Kapelle  gesetzt,  während  man  die  Grab- 
steine der  Jadenkirchhöfe  zam  Baa  der  Stadtmaaem  yer- 
wendet  Wie  man  fiber  das  Vorkommnis  dachte,  beweist 
die  bekannte  Strassbarger  Chronik  des  Barkhard  Zink, 
welche  meint,  die  Jaden  hätten  die  flble  Behandlang, 
welche  ihnen  widerfahren  sei,  darch  ihre  Thaten  redlich 
verdient  ^) 

Aach  in  Ulm  treten  ans  die  Jaden  im  Jahre  1348 
aafs  neae  entgegen.  Am  27.  Janaar  1848  nämlich  ver- 
pfändet König  Karl  IV.  namens  des  Reichs  dem  Edehnann 
Albrecht  von  Rechberg  and  seinen  Erben  den  Ertrag 
des  Reichsamtmannsamts,  der  Stener  der  Beichsbttrgerge- 
meinde,  der  Reichssteaer  der  Jadengemeinde,  der  Beichs- 
weinsteaer  (Umgeld),  der  Zölle  and  was  das  Reich  sonst  in 
ühn  hat  '^,  ein  Ereignis,  von  dem  die  Gturisten  and  Jaden 
in  Ulm  wenig  erbant  waren,  da  bei  diesen  Verpfändungen 
von  Reichsgefallen  in  der  Regel  das  Ende  das  war,  dass 
die  Bürger  des  betrefifenden  Pfandgegenstands  denselben 
mit  ihrem  eigenen  Gelde  aaslösen  massten.  Als  eine  Folge 
dieser  zanelunenden  Steuerlast  der  Ulmer  Jadengemeinde 
mnss  man  es  wohl  ansehen,  wenn  wir  finden,  wie  am 
1.  Angast  1S48  König  Karl  IV.  von  Linz  aas  ein  Schreiben 
an  die  Ulmer  Jadengemeinde  erlässt,  durch  welches 
er  dieser  verbietet,  die  Juden  von  Schelklingen  und 
Ehingen  zu  „schätzen ,^''^)  d.  h.  Steuern  von  den  dort 
wohnenden  Juden  einzuziehen.  Es  hatte  sich  also  die 
Ulmer  Judengemeinde  ein  Besteuerungsrecht  aber  die  in 
Schelklingen  und  Ehingen  wohnenden  Stammesgenossen 
zugelegt,  gegen  welches  diese  Verwahrung  beim  Reiche 
eingelegt  hatten.  Man  sieht,  die  Ulmer  Judengemeinde 
muss  damals  eine  ziemlich  starke  gewesen  sein,  wie  sich 

"*)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  219,  214  f.  Cloaener,  Chronik 
on  BtrMsburg,  8.  107.  Zink,  Strassburger  Chronik,  Bd.  5,  &  90.  ^eif- 
Acker.  Beichgtagsakten,  Bd.  1,  Bd.  462. 

*')  Basing  und  Veesenmeyer,  Ulm.  Urknndenbnch,  Bd.  2,  Mspt 
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z.  B.  auch  ülmer  Juden  damals  in  anderen  Städten 
finden,  z.  B.  im  Jahre  1S50  ein  Jade  Jakob  (Jäcklein?) 
von  Ulm  in  Nürnberg.'^    Diese  Jndengemeinde  ist  es 
denn    auch,   welche  mit  der   christlichen  Gemeinde  der 
Beichsstadt  alle  die  wirtschaftlichen  Drangsale  der  da- 
maligen Zeit  zu  bestehen  hat.    Die  Anforderungen  des 
Reichs  an  die  Finanzyerwaltungen  der  einzelnen  Beichs- 
glieder,  die  schon  unter  König  Ludwig  ausserordentlich 
gewachsen  sind,  steigen  jetzt  unter  König  Karl  IV.  ins 
Unerhörte.    Bei  der  Anerkennung  König  Karls  hatte  die 
Stadtgemeinde  das  Becht  erworben,  ihren  Beichsamt- 
mann  selbst  wählen  zu  dflrfen,  hatte  aber  dafftr  die  Be- 
zahlung Ton  lOOPfd.  Hlr.  fELr  die  alljährliche  Beleihung 
desselben  dem  Beiche  versprechen  mfissen,  eine  Summe, 
welche  das  Beich  jetzt  dem  Hause  Bechberg  yerpf&ndet 
hatte.  So  war  es  kein  Wunder,  wenn  die  Städte  Ton  dem 
ihnen  zugestandenen  Bechte,  Bflndnisse  zu  schliessen,  Ge- 
brauch machten  und  auch  Ulm  am  29.  Juni  1S48  ein  Bflndnis 
zu  Schutz  und  Trutz  mit  den  Städten  Augsburg  und 
Nördlingen  abschloss,   das  die  genannten  drei  Städte 
zu   gegenseitiger   Hilfeleistung  verpflichtete,   wenn  eine 
derselben  widerrechtlich  an  Leuten  und  Gütern  geschädigt 
werden  sollte.'")  Der  zunehmende  Druck  der  öffent- 
lichen Lasten  ist   es,  welcher  damals  mit  in   erster 
Linie  die  Erregung  der  Bevölkerung  herbeifUirt,  deren 
Ende  die   Aenderung    der    bestehenden    Verfassungsver- 
haltnisse in  den  einzelnen  Beichsstädten  ist    Alltägliche 
Bechtsverzögerung   und   Bechtsverweigerung ,  übermütige 
Behandlung    der    armen  Leute,  Verschwendung  des 
Stadtvermögens  durch  die  Stadträte  sind  die  drei 
Hauptgründe,  welche  von  den  Geschichtsschreibern  der  Zeit 
als  Grund  der  Verfassungsänderungen  genannt  werden^) 
und  wie  in  anderen  Städten,  in  Konstanz,  Zürichu.s.w., 
ist  auch  in  Ulm  im  Jahre  1345  eine  Vereinbarung  zwischen 
den  unmittelbaren  Beichsbflrgern  der  Stadt  und   der 
Gemeinde   zustande  gekommen,   nach  welcher  künftig 
alle  städtischen  Angelegenheiten  nur  noch  in  gemein- 
schaftlicher Sitzung  beider  Kollegien,  des  Bats  der 
Bflrgergemeinde  und  des  Bats  der  Gemeinde  der 
Handwerker  stattfinden  soUte  und  strenge  Strafen 
auf  jede  fernere  Verschleuderung  des  städtischen 
Vermögens  gesetzt  wurden.**)   Wie  die  Augsburger  im 
Jahre  1846  zu  ihrem  grossen  Festungsbau  Geld  beim 
dombischöflichen  Kapitel  hatten  aufnehmen   müssen  und 


V^fkrfel,  NflrnbergB  Jadengemeinde,  8.  17. 
Aogsboiger  ürkimdenbach,  Nr.  446. 
Jftger,  Xfims  VerüiBsang,  S.  180. 
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dafBr  den  Ertrag  ihres  Salsstadelzolls  yerpfftndet  hatten, 
80  nimmt  anch  Ulm  damiüs  ein  Anlehen  bei  einigen  Juden 
auf  ^)  und  wenn  man  in  Strassbnrg  die  erregten  Anf- 
ständfischen  dem  BOrgermeister  und  den  Stadtr&ten  den 
Vorwarf  machen  hört,  dass  sie  mit  den  Jnden  nnter  der 
Decke  gesteckt  nnd  Hand  in  Hand  mit  ihnen  der  Stadt 
Out  yerschlendert  haben,  so  liegt  angesichts  dieses  ülmer 
Jndenanlehens  dieVermatong  nahe,  dass  auch  in  Ulm 
damals  ähnliche  Verhältnisse  wie  in  Strassbnrg  ge- 
herrscht nnd  zur  Erbittemng  des  Volks  beigetragen  haben 
werden. 

Ein  Streit  am  das  Bezngsrechtder  Beichsjnden- 
steaer  war  es  denn  anch,  der  zur  Schftrfong  der  Gegen- 
sätze zwischen  der  Ulmer  Stadtbürgergemeinde  und  der 
Jadengemeinde  wesentlich  beitrng.  Im  Jahre  1347 
hatte  König  Karl  IV.  der  znnehmenden  Begehrlichkeit  der 
Landesherrschaften  anf  die  Jadenschntzgelder  gegenfiber 
den  staatsrechtlichen  Grandsatz  aasgesprochen,  dass  die 
in  Deutschland  wohnenden  Jaden  mit  ihrem  Leib  und 
ihrem  Vermögen  der  Beichskammer  and  nicht  den 
Kammern  der  Landesherrschaften  angehören  nnd  völlig 
in  der  Gewalt  von  Kaiser  nnd  Beich  stehen,  so  dass 
diese  mit  denselben  than  nnd  lassen  können,  was  sie 
wollen.'*)  Das  Beich  zieht  den  Jadenschatz  an  sich  und 
erklärt  alle  Jaden  f&r  anmittelbare  Hintersassen  von  König 
nnd  Beich.'^  Wer  am  meisten  unter  dieser  Massregel, 
welche  die  Jaden  dem  Schatze  der  Landeshoheit  entzog 
nnd  sie  wieder  anmittelbar  anter  den  Beichsschntz  stdlte, 
za  leiden  hatte,  waren  die  Jaden  selbst,  indem  sich 
fiberall  die  Landesherrschaften  weigerten,  die  anf  ihrem 
Grand  nnd  Boden  wohnenden  Jaden  zn  schfitzen,  nnd 
anch  in  Ulm  finden  wir  damals  diesen  Zustand  vor.  Der 
Ulmer  Bat  weigert  sich,  die  Ulmer  Jadengemeinde  zn 
schützen,  bis  am  8.  Dezember  1348  ein  Vergleich  zwischen 
dem  Beiche  und  der  Stadt  dahin  zustande  kommt,  dass 
die  Grafen  Ulrich  der  Aeltere  und  der  Jfingere  als  Beichs- 
landsYÖgte  von  Oberschwaben  dem  Bürgermeister,  dem 
Bat  nnd  der  Gemeinde  in  Ulm  eine  Urkunde  ausstellen, 
in  welcher  sie  erklären,  sie  haben  der  Stadt  gehelfen 
und  geraten  und  ihr  die  nötigen  Anweisungen  gegeben 
und  die  erforderlichen  Wege  bezeichnet,  wie  sie  die  Jaden 
in  Ulm  im  Auftrage  yon  König  und  Beich  fristen  nnd 
beschirmen  können;  sie  haben  das  gethan,  weil  die  Stadt 
sich  geweigert  habe,  ohne  ausdrücUichen  Befehl  und  ohne 


**)  Btetten,  Angibnrger  Chronik,  8.  99. 

^  Fischer,  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  1,  8.  267  ff. 

>^  Maurer,  Deutsches  St&dtewesen,  Bd.  2,  8.  502. 
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den  Beistand  nnd  den  Rat  der  Beichslandyog^i  als  Ver- 
treter der  Beichsgewalt  dies  za  thon.  Die  Beichsland- 
yögte  versprechen  deshalb  der  Stadt,  dass  sie  ihr  künftig 
mit  all  ihrer  Macht  beholfen  sein  wollen,  die  Uhner  Jnden 
so  lange  zu  schätzen,  ids  diese  Ulmer  Jnden  hiefUr  Tröstung, 
d.  h.  Schatzgeld,  gegeben  haben  nnd  dass  sie  mit  Tollen 
Kräften  allem  aufbieten  nnd  ihren  ganzen  Einfloss  dahin 
geltend  machen  werden,  dass  König  Karl  nnd  das  Reich 
den  dem  Reiche  gehörigen  Ertrag  der  ülmer  Judenschntz- 
gelder  der  Stadt  Ulm  zum  Zweck  der  Bestreitung  der 
Kosten  ihres  neuen  Festungsbaus  fiberlasse  und  dass 
das  Reich  das  Uebereinkommen,  welches  die  Stadt 
mit  den  Ulmer  Juden  getroffen  habe,  bestätige. 
Das  Reich  wird  denn  auch  diesem  Verlangen  gerecht, 
indem  am  80.  Dezember  1S48  König  Karl  IV.  von  Dresden 
ans  dem  Bflrgermeister,  dem  Rat  und  der  Gemeinde  zu 
Ulm,  seinen  lieben  Getreuen,  bestens  dankt,  dass  sie  sich 
in  Bezug  auf  den  Schutz  seiner  Reichskammerknechte  der 
Juden  in  Ulm  zum  Nutzen  von  König  und  Reich  so  fleissig 
bewiesen  haben.  Der  König  yerspricht,  der  Stadt  die 
Summe,  welche  die  Ulmer  Judengemeinde  fttr  diesen  Schutz 
der  Ulmer  Stadtbfirgergemeinde  bezahlt  habe,  zum  Bau 
ihrer  Mauern,  Oräben  und  Tfirme  zu  flberlassen  und  ge- 
bietet ihr  aufs  neue,  den  Juden,  welche  gegenwärtig  in 
Ulm  wohnen  oder  in  Zukunft  in  die  Stadt  ziehen  werden, 
alle  jene  Gtolttbde  oder  Zusicherungen  zu  halten,  welche 
diesen  yon  den  beiden  Grafen  Helfenstein  als  seinen 
Beichslandyögten  in  Oberschwaben  gegeben  worden  seien, 
nnd  den  Ulmer  Juden  gegenüber  dafUr  Bürgschaft  zu 
leisten,  was  diese  Landvögte  den  Juden  zugesichert  haben 
oder  in  Zukunft  zusichern  werden.'^ 

An  welchem  Tage  des  Jahrs  1848  in  Ulm  die 
Jndenhetze  losbrach,  ist  nicht  näher  bekannt.  Man 
weiss  eben  nur,  dass  auch  in  Ulm  wie  überall  in  den 
Beichsstädten  ein  wilder  Haufe  das  Judenyiertel  unter 
dem  Vorgeben  stürmt,  die  Juden  haben  die  Brunnen  der 
Stadt  yerunreinigt  und  so  den  Ausbruch  der  Pest 
vernrsacht,  dass  auch  in  Ulm  der  Rat  nicht  imstande  ist, 
die  aufgeregten  Volksmassen  im  Zaume  zu  halten  und  sich 
den  Beichslandyögten  fQr  Oberschwaben,  den  Grafen  yon 
Helfenstein,  gegenüber  damit  entschuldigt,  er  sei  unyer- 
mögend  gewesen,  in  der  Sache  etwas  zu  thun,  worauf  dann 

'^f  ,J)ie  Joden  dessen  la  trösten,  was  ihnen  diese  LaQdvögte'getröstet 
liaben  oder  noch  in  Zukunft  trösten  werden.**    Tröstung,  Trost  =  Sicher- 
Btellnng.  Trost  =  Hof,  Ring,  Texgl.  Grimm,  Deotiche  Rechtsaltert.,  S.  269 
PiesieLUrkondenlmch,  S.  28.    Stalin,  Wirt  Geschichte,  Bd.  &  S.  267 
Jäger,  Ulm,  8.  40i.    Presset,  Geschichte  der  Ulmer  Juden,  B.  27. 
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das  Vermögen  der  nmgekoinmeneii  Jaden  von  den  Behörden 
dnrch  Beschlagnahme  in  Sicherheit  gebracht  nnd  der  Nach- 
lass  der  umgekommenen  Jnden  geordnet  wird.**)  Als  im 
Jahre  1348,  meldet  Felix  Fabri  (1490),  die  ülmer  die  Jaden 
verbrannten  nnd  man  deren  Vermögensnachlaas  aafiiahm, 
(res  eoram  ülmenses  lastrarent),  fand  man  Briefe  von  der 
Jadengemeinde  in  Jerusalem  an  die  ülmer  Juden  aus  der 
Zeit  Jesu  Christi,  die  folgenden  Inhalt  hatten :  Die  jüdischen 
Brüder  in  Jerusalem  und  im  Jadenlande  (in  regione  Judaea) 
grüssen  die  Brüder  jenseits  des  Meers  in  Ulm  im  Schwaben- 
lande und  wünschen  ihnen  guten  Frieden.  Von  grosser 
Bedrangniss  (tribulatione)  befreit  danken  wir  Euch  herzlich 
und  melden  Euch,  dass  der  gottlose  Verführer  Jesus  von 
Nazareth,  der  Sohn  Josephs,  yemichtet  ist  (fore  de  medio 
sublatum.)  Da  wir  nämlich  seine  Angriffe  and  Gottes- 
lästerungen nicht  mehr  länger  dulden  konnten,  klagten 
wir  ihn  beim  Landpfleger  (praeses)  an,  der  nach  Anhörung 
unserer  Gründe  unsere  Klage  annahm  und  das  Urteil  fitllte, 
dass  Jesus  erst  gefoltert  und  dann  gekreuzigt  werden  solle; 
auch  wurde  bestimmt,  dass  alle  seine  Anhänger  ^discipnli) 
des  Lands  verwiesen  werden  sollen.  Lebet  wohl.*®)  Es  ist 
diese  Nachricht  Fabris  ein  Beitrag  zu  dem  damals  allge- 
mein geführten  Streit,  der  ja  auch  heute  wieder  entbrannt 
ist,  ob  die  Heiden  oder  die  Juden  an  dem  Ereuzestode 
Jesu  Christi  die  Schuld  getragen  haben.  Im  Volke  war 
das  Gerede  entstanden,  meldet  der  Chronist  Veit  March- 
thaler  im  17.  Jahrhundert,  die  Ulmer  Judengemeinde  habe 
von  der  Judengemeinde  in  Jerusalem  einen  Brief 
erhalten,  in  welchem  die  Juden  von  Jerusalem  zugeben, 
dass  nicht  die  Heiden,  sondern  die  Juden  Christus 
gekreuzigt  haben.  Auch  heute  noch,  fährt  Fabri  fort, 
der  den  Beweis  yersuchen  will,  dass  schon  zu  Christi  Zeiten 
Juden  in  Ulm  gewohnt  hatten,  geben  die  Juden  zu,  solche 
Briefe  zu  besitzen,  und  erst  yor  einigen  Jahren  sei  auf  dem 
Kirchhofe  der  Minderbrüder  ein  Stein  mit  einer  hebräischen 
Inschrift  unter  der  Erde  gefunden  worden  und  ein  des 
Hebräischen  kundiger  Jude,  dem  man  denselben  gezeigt 
habe,  habe  gesagt,  es  sei  diess  ein  Teil  eines  jüdischen 
Leichensteins,  der  noch  aus  yorchristlicher  Zeit  stamme* 
Man  dürfe  dabei  nicht  einwenden,  meint  Fabri,  dass  um 
jene  Zeit  die  Juden  noch  nicht  durch  Titas  oder  Vespasian 
in  alle  Welt  zerstreut  gewesen  seien,  sondern  dieselben 
seien  eben  schon  früher  in  alle  Welt  gekommen  und  wenn 
man  heute  den  Juden  erlaubte,  (si  eis  optio  daretur)  nach 
Jerusalem  heimzukehren,  würden  wohl  die  meisten  lieher 

*5  Wcyermaim,  ünterhaltungiblatt  1817,  Nr.  104. 
**)  Veesenmeyer,  Fabris  Tractatos,  S.  17. 
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dableiben  oder  bald  wiederkommen,  weil  sie  die  Snmmen, 
die  sie  in  Deutschland  erwerben,  im  heiligen  Lande  nie 
erwerben  könnten.'^) 

üebersieht  man  die  Nachrichten,  welche  uns  Aber 
das  Verhalten  der  Beichsbehörden  diesen  Vorkommnissen 
gegenflber  erhalten  sind,  so  kommt  man  zn  dem  Schlüsse, 
dass  die  Beichsregiernng  zum  Schutze  ihrer  Keichs- 
kammerknechte  gethan  hatte,  was  ihr  irgend  möglich 
war.  Wir  sehen  überall  die  Reichslandvögte  und  Reichs- 
amtmanner  redlich  bestrebt,  dem  Aufrnhr  Einhalt  zn  thun, 
nur  ist  dieses  Beginnen  meist  ein 'vergebliches.  So  schickt 
der  Herzog  Albrecht  von  Oesterreich  alsbald  Knechte 
nach  Krems,  als  ihm  das  dort  vorgekommene  „Jnden- 
brennen^  gemeldet  wird,  und  besetzt  die  Stadt  militärisch. 
Man  zieht  eine  Menge  Personen  in  Haft  und  die  Trappen 
erlauben  sich  solche  Ausschreitungen,  dass  das  Volk  den 
Herzog  beschuldigt,  er  unterdrücke  die  Christen  wegen 
der  Juden."0  So  befiehlt  König  Karl  IV.  als  Herzog  von 
Breslau  den  Schöfifen  dieser  Stadt,  alle  diejenigen  zu  ver- 
haften und  zu  bestrafen,  welche  Juden  erschlagen  haben.*  ^) 
So  will  in  Freiburg  und  Strassburg  der  Bat  die  Juden 
schützen.  Man  hält  eine  Zusammenkunft  mit  dem  Bat  von 
Basel  und  anderen  Landesherrschaften  in  Benfeld  im 
Elsass  zur  Beratung  der  Sache.  Die  Landesherren  und  der 
Bischof  von  Strassburg  stimmen  für  den  Tod  der  Aufstän- 
digen, die  Städteboten  von  Strassburg  aber  sind  dagegen  und 
die  Bäte  werden  gezwungen,  alle  Juden  zu  verhaften,  worauf 
die  Beichsregiernng  sich  sofort  beim  Bäte  von  Strass- 
burg wegen  der  Ausschreitungen  gegen  die  Juden  beklagt 
und  jede  weitere  Verfolgung  derselben  verbietet.*^)  Auch 
in  Basel  verbannt  der  'EM,  einige  Bürger  wegen  der  Juden- 
verfolgung, allein  das  Volk  zwingt  ihn  zur  Bückberufung 
dieser  Bürger  und  zur  Ausweisung  der  Juden  auf  20  Jahre, 
was  die  Juden  beschwören  müssen.*')  Aehnliche  Verhält- 
nisse finden  wir  in  Esslingen.  Auch  dort  erhält  am 
30.  Januar  1349  die  Stadt  seitens  des  Beichs  einen  Frei- 
heitsbrief, durch  welchen  ihr  die  seitherige  Verpflichtung, 
Jnden  in  ihre  Stadt  als  Bürger  aufzunehmen,  abgenommen 
und  die  Wiederaufbauung  des  von  den  Bürgern  zerstörten 
Esslinger  Juden  fr  eihofs  untersagt  wird.®*)  Die  Folge, 
welche  diese  Landfriedensbrfiche  gegenüber  den  Juden- 
gemeinden für  die  Landesherren  und  die  Stadtverwaltungen 
hatte,  bestand  darin,  dass  auswärtige  Beichsstände,  deren 
Jnden  in  der  betreffenden  Stadt  gewohnt  hatten,  die  Stadt 

'^  Menzel,  Geschichte  der  DeatBchen,  Th.  5.    Depping,  Joden  im 
Ifittelalter,  8.  219  f.,  21i. 
")  Pfkff,  Eaallngen. 
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im  Interesse  der  Hinterbliebenen  ihrer  Schfttdinge  biefür 
haftbar  machten  nnd  Schadenersatz  verlangten.  So  wnrdeQ 
die  einzelnen  Städte  in  eine  Reihe  von  Bechtsstreitig- 
keiten  verwickelt,  die  in  der  Regel  mit  hohen  Abfindungs- 
summen an  die  betreffenden  Reichsstinde  auf  Gmnd  der 
geltenden  Haftpflichtgesetze  flir  den  LandMeden  bestandeiL 
Wie  lange  es  zum  Teil  w&hrte,  bis  diese  Entschlldigungs- 
ansprflche,  welche  einzelne  Reichsstftnde  namens  Aei 
Hinterbliebenen  ihrer  jüdischen  Hintersassen  erhoben, 
geordnet  wurden,  wie  lange  es  brauchte,  bis  die  Stadtr^- 
waltungen  sich  mit  den  verschiedenen  beteiligten  Herr- 
schaften einzeln  abgefunden  hatten,  erhellt  ans  manchen 
Nachrichten.  Rasch  geht  es  in  Nfirnberg,  wo  im 
Mai  1349  der  Burggraf  von  Nürnberg  vom  Reiche  den 
Befehl  erh&lt,  die  dortigen  Aufruhrer,  welche  sich  an 
seinen  kaiserlichen  Eammerknechten,  den  Juden,  versündigt 
und  das  kaiserliche  Gut  angegriffen  haben,  zu  strafen  und 
von  der  Bürgergemeinde  zu  Nürnberg  das  seinen  dortigen 
Juden  abgenommene  Geld  wieder  einzutreiben.^  L&nger 
dauert  es  an  anderen  Orten.  So  befreit  im  Jahre  1355 
die  Reichskammer  das  Kloster  Waldsassen  von  allen 
Schulden  bei  den  in  Eger,  Nürnberg  und  an  anderen 
Orten  erschlagenen  Juden,  nachdem  das  Kloster  mit  den 
Hinterbliebenen  dieser  Juden  sich  abgefunden  hatte.  So 
kommt  im  Jahre  1356  ein  Vergleich  zwischen  der  Stadt 
Köln  und  dem  Markgrafen  von  Jülich  zu  stände,  dem- 
zufolge der  Markgraf  auf  weitere  Ansprüche  auf  die 
Hinterlassenschaft  seiner  bei  dem  Kölner  Krawalle  er- 
schlagenen Juden  Verzicht  leistet'^,  und  noch  im  Jahre  1361 
befreit  die  Reichskammer  die  Orafen  von  Wirtemberg 
und  alle  ihre  Unterthanen  von  allen  vor  dem  JudenkrawaU 
vom  Jalire  1349  eingegangenen  Judenschulden,  nachdem 
auch  hier  die  Ansprüche  der  Hinterbliebenen  befriedigt 
worden  sind.  So  wird  im  gleichen  Jahre  die  Bttrgerge- 
meinde  von  Mühlhausen  im  Elsass  von  König  Karl  IV. 
von  aller  gerichtlichen  Verfolgung  wegen  des  dortigen 
Judenkrawalls  freigesprochen  und  ihr  die  Liegenschaft 
sowie  die  Fahrnis  der  umgekommenen  Juden  gegen 
eine  festgesetzte  Abfindungssumme  überlassen,  worauf  die 
Reichskammer  die  weitere  Auseinandersetsung  mit  den 
Erbsinteressenten  und  den  Nachlassglftubigem  erledigt'^) 
So  erfolgt  am  19.  April  1849  zwischen  der  Reichsregierang 
und  der  Stadt  Reutlingen  eine  Vereinbarung  wegen  der 
gegen  die  Juden  des  Reichs  in  Reutlingen  vorgekommenen 


,  Stobbe,  Joden  in  Deaischland,  S.  6^  251,  98. 
**)  Deppfaig,  Jnden  im  BfitleUater,  8.  217. 
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Gewaltthaten  dahin,  dass  Kaiser  Karl  IV.  den  Beutlingern 
ilire  Freyelthat  verzeiht  and  befiehlt,  dass  die  Stadt  sich 
wegen  des  Nachlasses  der  umgekommenen  Jaden  mit  der 
zuständigen  BeichsbehOrde,  den  Beichslandvögten  von  Nie- 
derschwaben Grafen  Eberhard  and  Ulrich  yon  Wirtem- 
berg.  vergleichen  solle,  worauf  die  Beichslandvögte  das 
liegende  und  fahrende  Gut,  die  Häuser  und  Hofstätten  der 
verbrannten  Juden  an  sich  nehmen  und  der  Stadt  die  von 
den  Juden  seither  als  Beichslehen  innegehabten  Liegen- 
schaften um  1200  Gulden  verkaufen.    Der  Nachlass  der 
umgekommenen  Esslinger  Juden  aber  wird  von  den  beiden 
Grafen  von  Wirtemberg  als  Beichslandvögten  namens  des 
Beichs  der  Stadt  Esslmgen  abgenommen,  nachdem  diese 
die  Anforderungen  ihrer  Bürger  an  die  betreffenden  Juden 
in  Abzug  gebracht  hat*^)  Auch  Augsburg  findet  sich  im 
Jahre  1349  mit  der  Beichsgewalt  wegen  der  vorgekommenen 
Gewaltthaten  gegen  die  Juden  in  der  Art  ab,  dass  der 
Nachlass  der  umgekommenen  Juden  dem  Herzoge  von  Teck 
als  Inhaber  der  Beichslandvogtei  Augsburg  aus- 
geliefert wird,  wobei  auch  hier  der  Stadt  das  Becht  ein- 
geräumt wird,  alle  Forderungen,  welche  Bürger  der  Stadt 
an  die  betreffenden  Juden  hatten,  in  Abzug  zu  bringen.'*) 
Ebenso  wird  die  Bürgergemeinde  von  Memmingen  von 
der  Beichsregierung  auf  Grund  eines  Vergleichs  von  einer 
weitem  Untersuchung  wegen  des  an  den  Juden  der  Stadt 
verübten  Mords  befreit"')  und  am  2.  Oktober  1349  stellt 
das  Beich  dem  Bat  der  Stadt  Nürnberg  einen  Freiheits- 
brief aus,  nach  dem  er  künftig  vom  Beiche  bei  etwaigen 
Jadenverfolgungen    nicht   mehr    verantwortlich    gemacht 
werden  sollte,  wenn  er  nachweisen  konnte,  dass  er  nicht 
imstande  gewesen  war,  die  Verfolgung  zu  verhindern."*) 
Die  Hauptfolge  der  Judenkrawalle  des  Jahrs  1348 
aber  ist  die,  dass  die  Landesherren  mit  den  Beichs- 
städten  ein  Abkommen  treffen,  nach  dem  sich  beide 
Teile    einander   gegenüber    vertragsmässig    verpflichten, 
künftig  nicht  mehi  Juden  eines  andern  Beichsstands  ohne 
GinwiUigung  desselben  in  ihre  Gebiete  aufzunehmen,  wo- 
niit  eine  der   wichtigsten  Ursachen  der  ewigen  Fehden 
beider  Arten  von  Beichsständen  verhindert  werden  sollte. 
Dass  diese  Bestimmung  nicht  eingehalten  wurde,  hat  denn 
auch  in  der  Zukunft  zu  immer  schärfere  Streitlgkeitig- 
keiten  geführt, 

"2  OberamtsbeschreilmDg  Ton  Reatfingen,  Bd.  2.  S.  9. 
^    "^  Stetten,  Angsborger  Chronik,  8.  103.    Stftlin,   V^irtemberBiBche 
^«icmclite,  Bd.  8,  8.  245  f.    Stobbe,  Joden  in  Deuticlüand,  8.  85. 

*^  Depping,  Jaden  im  Ifittelalter,  8.  219. 

n  Stäibe,  Jndan  in  Deutachland,  8.  65. 
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12)  IMe  weitere  BiitirlekliBg  der  J«deBgeMeiniieR  rem 
jQdeBknwaU  des  Jahn  1848  bis  nrJmdeueUtnig 

des  Jahn  1878. 

ft.    IMt  F«lgw  te  JtdoknvalU  vm  1841. 

Seit  der  Beendi^^ong  der  Jadenkrawalle  finden  wir  die 
Jadengemeinden  der  einzelnen  Beichsst&dte  nicht  mehr  als 
reichsonmittelbare  Körperschaften,  sondern  als  Hintersassen 
oder  Pfahlbürger  der  einzelnen  BeichsbArgergemeinden. 
So  besteht  z.  B.  dieses  Verhältnis  in  Nürnberg.  Dort 
werden  jetzt  die  jährlichen  Gefälle  nnd  Zinsen  der  Jaden- 
gemeinde an  das  Reich  seitens  desselben  darch  König 
Karl  IV.  an  den  Bat  verpfändet,  wobei  sich  das  Beicli 
verbindlich  machen  mass,  kfinfUg  den  Ertrag  dieser 
Gefälle  niemand  anderm  mehr  anzaweisen,  sondern  stete 
bei  der  Beichskammer  za  behalten.  Seither  sind  es  denn 
aach  lediglich  Nürnberger  Bürger,  welche  den  Ertrag 
der  Gefälle  dieser  Pfandschaft  beziehen,  welche  nie  mehr 
eingelöst  wird,  wie  denn  z.  B.  die  Beichskanmier  im  Jahre 
1371  dem  Bat  za  Nürnberg  die  Anweisang  erteilt,  die 
jährlichen  Jadengefälle  derart  za  verteilen,  dass  Berthold 
Haller  IMO  Galden,  Paal  von  Penzenstein  2000  Galdes, 
Peter  von  Wartenberg  and  Kanz  von  Coltitz  800  Galden 
erhalten  sollten,  wobei  die  Herren  von  Coltitz  ihren  Teil 
später  an  Caspar  Schlick  abtraten.^)  Am  16.  November  1349 
erlaabt  das  Beich  von  Prag  aas  dem  Bat  za  Nürnberg, 
wegen  des  Gebrechens,  dass  in  Nürnberg  kein  grosser  Platz 
sei,  wo  die  Leate  ohne  Gedränge  kaafen  and  ver- 
kaafen  oder  ihren  Natzen  schaffen  können,  zam  Natzen 
des  Beichs,  der  Stadt  and  der  Bürger,  alle  Jadenhänser 
zwischen  dem  Hanse  Franz  des  Hallers  and  Fritz  des 
Böheims,  welche  zwischen  den  zwei  Strassen  and  gegen 
das  Haas  Ulrich  des  Stromaiers  gelegen  sind,  abzabrechen 
and  daraas  zwei  Plätze  za  machen,  die  ewig  so  bleiben 
and  za  der  Stadt  gehören  and  nicht  mehr  bebaat  werden 
sollen.  Aas  der  Jadenschale,  d.  h.  der  ^nagoge,  solle 
man  eine  Kirche  machen  zarEhre  der  heiligen  Jangfran 
Maria  and  diese  an  eine  Ueza  den  Bürgern  geeignet 
erscheinende  Stelle  setzen.  Alle  Gaben,  Verleihnngen, 
Briefe  and  Handfesten  aber,  die  das  Beich  anderen  Per- 
sonen betreffs  der  genannten  Jadenhänser  and  der  Jaden- 
schale wissend  oder  anwissend  gegeben  habe  oder  noch 
geben  werde,  sollten  kraftlos  and  öffentlich  widerrnfen  sein. 
Am  19.  November  1349  übergiebt  femer  das  Beich  dem 
Ulrich  Stromaier  (Stromer),  Bürger  za  Nürnberg,  fttr  die 
Trene,  die  er  für  das  Beich  bewiesen   hat  and  am  der 

1)  WOrfel,  Ndmbergt  Jadengemeinde,  8.  60,  188,  160  f. 
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Dienste  willea,  die  er  dem  ESnig  Karl  IV.  und  dem  Beiche 
gethaa  hat,  und  noch  kfinftig  than  soll,  das  Jadenhans 
in  Nürnberg,  das  früher  dem  Jndenlsak  von  Schehslitz 
gehört  hat,    bei   der  Badstabe   am   Zottenberg   samt 
allem,  was  dazu  gehört,   so    dass   er  nnd  seine  Erben 
dieses  Haas  inne  haben  nnd  nützen  nnd  damit  thnn  nnd 
lassen  sollen,  wie  wenn  es  ihr  eigenes  Gnt  wäre  nnd  wie 
es  ihnen  am  besten  füglich  ist   Der  König  gebietet  femer 
dem  Bat  yon  Nürnberg,   den   Ulrich  Stromer  an  dieser 
Uebemahme  nicht  zn  huidem  oder  hindern  zn  lassen,  nnd 
alle  Gfaben  nnd  Briefe,  die  der  König  jemand  andern  be- 
trefis  des  genannten  Jndenhanses  gegeben  hätte  oder  noch 
geben  sollte  gegen  diesen  Brief,  sollten  nichts  tangen  nnd 
keine  Kraft  nnd  Macht  haben,  wie  anch  der  Schnltheiss 
nnd   der   Bat    dem    Stromer    dieses    Hans    zn  bezahlen 
nnd  es  in  seine  Gewere  zn  bringen  nnd  alles  dazn  zn 
thnn  haben  sollten,  wie  es  der  Stadt  Becht  verlange.    Am 
28.  Mai  1350  übergiebt  femer  König  Karl   dem   Ulrich 
Stromer,  seinem  Lieben,  Oetrenen  nnd  Annehmlichen,  noch 
ein  Jndenhans  neben  dem  Vorigen,  nemlich  die   frühere 
Wohnung  des  Juden  nnd  Kanmierknechts  Gotschalk  yon 
Stein.    Stromer  erhält  das  Becht,  diese  Hofstatte  zu  be- 
bauen, zu  verkaufen,  zn  versetzen,  zn  bescheiden  (zerteilen) 
nnd  anderes  damit  zu  thnn  nnd  zn  lassen,  was  er  in  seinem 
Nutzen  findet.  Bürgermeister,  Bat  und  Bürgergemeinde 
zu  Nfimberg  sollen   den  Stromer    hieran   nicht  hindern, 
sondern  ihn  hierin  schirmen.^   Am  5.  Oktober  1351  über- 
lässt  weiter  der  Bischof  Friedrich   von  Bamberg  dem 
Lirich    Stromer  von  Nürnberg  seinen  Anteil   an  dem 
Jndenhaus  und  der  Hofstätte  in  Nümberg,  welche  früher 
den  Juden  Gotschalk  von  Stein  nnd  Isak  von  Schehslitz 
gehörte.    Dazn  habe  ihm  anch  sein  Oheim  Graf  Johann, 
Burggraf   zu  Nürnberg,    Gnade  gethan   nnd  den  Anteil 
überlassen,  den  er  daran  hatte.^    Am  3.  Januar  1355  be- 
stätigt der  Bischof  Leopold  von   Bamberg   den  Besitz 
der  Judenhäuser   am  Zottenberg  in  Nürnberg,  welche 
König  Karl  dem  Bürger  Ulrich   Stromer   unter    seinem 
VorfsJiren,  Bischof  Friedrich  von  Bamberg,  gegeben  habe. 
Es  ist  derselbe  Ulrich  Stromer,  welcher  im  Jahre  1350 
dem  König  Karl  lY.  gegenüber  in  Antwerpen  erklärt, 
Nürnberg  gleiche  mehr   einer  Judenstadt  als  einer 
Christenstadt.   Damit  war  die  selbstständige  Nürn- 
berger Judengemeinde  thatsächlich  aufgehoben,  nicht 
aber  das  Wohnen  von  Juden   in  Nürnberg  im  Schutze 
der  dortigen  Beichsbürgergemeinde;  denn  schon  im 

*)  WOifel,  NQmbergs  JadoDgemeinde,  S.  ISO  ff. 
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Jahre  1850  wird  in  Nflrnberg  wieder  einem  Jaden 
erlaubt,  sich  gegen  eine  Abgabe  yon  50  Golden  in  der 
Stadt  niederzulassen.") 

Geht  das  Patronatsrecht  oder  die  Vogtsgewalt  Aber 
einen  Juden  von  einem  Grundherrn  auf  einen  andern  fiber 
oder  in  der  Bechtssprache  des  Mittelalters  gesprochen, 
geht  das  Eigentumsrecht  auf  einen  Juden  yon  einem 
Beichsstand  auf  einen  andern  Aber,  so  geht  damit  anch 
das  gesamte  Vermögen  dieses  Juden  aus  der  Hand  des 
einen  Patrons  in  die  des  andern  und  es  muss  deshalb  eine 
vollständige  Ablösung  und  Abrechnung  des  Schutzbefohlenen 
mit  seinem  Patron  erfolgt  sein,  ehe  dieser  in  sein  neues 
Schutzverhältnis  eintreten  kann.  So  bestimmt  z.  B.  das 
Ulmer  Stadtrecht  vom  Jahre  1296,  alle  Bauern  (villici),  freie 
Hintersassen  (ministri,  d.  h.  Eammerknechte)  und  HAUer, 
welche  in  die  Stadt  ziehen  und  deren  BArgerrecht  erwerben 
wollen,  sollen  vorher  mit  dem  Beichsstande,  dessen  Hinter- 
sassen sie  seither  gewesen  seien.  Aber  dessen  AnsprAche  an 
sie  abgerechnet  haben  mAssen.  Erst  wenn  dies  geschehen 
sei,  sollen  sie  mit  ihrer  Person  und  ihrer  gesamten  Habe 
in  den  Geleitschutz  der  Stadt  aufgenommen  werden  und  fDr 
ihr  Verhältnis  zu  ihrer  seitherigen  Herrschaft  dann  ledig- 
lich die  erfolgte  Abrechnung  massgebend  sein.  Waren  sie 
ihrem  seitherigen  Patron  etwas  schuldig  geblieben,  so 
musste  dafür  BArgschaft  erfolgt  und  die  Bichtigkeit  der 
Abrechnung  musste  eidlich  erhärtet  sein.^)  Aelmlich  nun 
verhält  es  sich,  wenn  das  Patronat  oder  die  Vogtei  Aber 
eine  Judengemeinde,  welche  seither  unmittelbar  der  Beichs- 
kammer  unterstand,  an  einen  Beichsstand,  an  eine  Beichs- 
stadt  oder  einen  Landesherrn,  Abergeht,  also  die  betreffenden 
Juden  aus  Hintersassen  des  Beichs  Schutzbefohlene  einer 
Stadtgemeinde,  eines  Bischofs,  eines  Grafen  oder  sonstigen 
Landesherm  werden.  Dann  geht  die  gesamte  Summe  ihrer 
Aktiva  und  Passiva  aus  dem  Besitze  des  einen  Patrons  in 
den  des  andern  Aber.  Es  ist  dasselbe  Verhältnis,  wie 
wenn  heute  ein  Jude  sich  aus  dem  russischen  Staats- 
verbande in  den  österreichischen  Staatsverband  be- 
geben wArde  und  zwischen  beiden  Ländern  keine  Frei- 
zAgigkeit  bestAnde.  Nimmt  ein  Beichsstand  jemand  als 
Hintersassen  in  sein  Geleitsgebiet  auf,  so  muss  vorher 
die  Abrechnung  mit  dem  alten  Beichsstande  glatt  gemacht 
sein  und  dies  geschieht  bei  Juden,  wo  es  sich  in  der  Begel 
um  grosse  Forderungen  des  Hintersassen  handelt,  dadurch, 
dass  der  Patronatsherr  die  gesamten  Forderungen  seines 

*)  Stobbe,  Jaden  in  DeatschUnd,  S.  66. 

^)  Presse],  Ulmisches  ürknndenbocb,  Bd.  1,  S.  290  f.    Btiinff,  Ulmer 
Stadtrecbt,  WOrtt  Vierte^ahrshefto,  Heft  18,  S,  96  ff. 
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Schfitslings    liquidiert ^  dessen    Aasstände    einzieht,   von 
diesen  alle  Schulden,  welche  sein  Schützling  bei  anderen 
seiner  Hintersassen  hat,  sowie  seine  eigenen  Forderungen 
an  Steuergefidlen,  Schutzgeld,  Austrittsgeld,  Nachsteuern 
a.  s.  w.  in  Abzug   bringt  und   sodann  dem  aus  seinem 
Schutzyerbande  austretenden  Hintersassen  den  Saldo  über- 
giebt    Die  Folge  ist  deshalb  auch  in  der  Begel,  dass  bei 
Uebertritten  von  Juden  oder  Judengemeinden  zahlreiche 
Löschungen  von  Schulden  nebenhergehen;  ja  es  gewinnt 
den   Anschein ,   dass   diese   Abrechnungen  geradezu   der 
Grund  waren,  warum  damals  jene  zahlreichen  üebertritte 
yon  Juden  aus  dem  Beichsyerbande  in  den  Verband  der 
Beichsstände  stattfinden.    Sie  hatten  den  Zweck  und  die 
Folge,  dass  das  Reich  genötigt  wurde,  diese  Forderungen 
seiner  jfidischen    Schützlinge    einzutreiben.     Nimmt    ein 
Heichsstand  einen  Juden  in  sein  Gebiet  auf,   so  erfolgt 
eine  Abrechnung    zwischen   dem  alten  G^Ieitsherm  und 
dessen  seitherigen  Schutzbefohlenen,  es  wird  die  Summe, 
welche  der  seitherige  Schutzbefohlene  von  seinem  alten 
Landesherrn  zu  fordern  hat,  festgestellt  und  derselbe  ist 
verpflichtet,  dieselbe  dem  neuen  Schutzherrn  zu  bezahlen. 
Der  alte  Schutzherr  ist  die  Summe  nicht  mehr  dem  Juden 
schuldig,  sondern  dem  neuen  Schutzherm  desselben  und 
muss  mit  diesem  darüber  abrechnen.  Trifft  es  sich  dann, 
dass  der  neue  Patronatsherr  eine  Forderung  an  den  alten 
Patronatsherm  hat,  so  ist  die  Sache  um  so  einfacher,  dann 
ist  die  Möglichkeit  gegeben,  dass  der  alte  Patronatsherr 
Schulden,  die  er  bei  dem  neuen  Patronatsherm  hat,  damit 
bezahlt,  dass  er  ihm  eine  Anzahl  seiner  Steuerobjekte  ab- 
tritt, dass  also  z.  B.  die  Beichskammer,  wenn  sie  nicht 
weiss,  wie  sie  einem  Grafen  seine  Kriegsdienste  bezahlen 
soll,  diesem  das  Vermögen  einer  Anzahl  ihrer  Juden  zur 
Besteuerung  fiberlässt,  womit  dann  zusammenhängt,  dass 
die  betreffenden  Juden  aus  dem  Besitze  des  Beichs  in  den 
Besitz    des    betreffenden    Beichsstands    übergehen.      Das 
bedingt  aber,  dass  das  Beich  yorher  mit  den  Juden  ab- 
rechnet, dass  es  ihre  Forderungen  und  Schulden  flüssig 
macht    So  fiberlässt  z.  B.  unter  König  Heinrich  Vn.  yon 
Luxemburg  die  Beichskammer  im  Jahre  1312  dem  Frei- 
herm  Konrad  yon  Weinsberg  den  Ertrag  der  Judensteuer 
der  Beichslandsyogtei  Niederschwaben  mit  800  Pfd.  Hlr., 
indem  sie  ihm  gleichzeitig  alle  seine  Judenschulden  erlässt 
So  befreit  im  Jahre  1351    die  Beichskammer  alle  Edel- 
leute,  Bürger  u.  s.  w.  in  Schwaben,  Elsass  und  im 
San  dg  au  yon  ihren  Judenschulden,  nachdem  die  Juden 

*)  Stobbe,  Juden  in  DeutacUand,  8.  251  f. 
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aas  dem  Beichspatronate  in  die  Vogtei  der  Beichsstftdte 
flbergegangen  sind,  so  dass  die  Betreffenden  die  von  den 
Juden  erhaltenen  Betrage  jetzt  nicht  mehr  den  Jaden, 
sondern  den  einzelnen  Beichsst&dten  schnldig  sind,  in 
deren  Vogtei  die  Juden  gekommen  sind  und  denen  sie 
ihre  Schold  durch  Pfandschaften  sichergestellt  haben.^ 

Wollte  ein  Jade  das  Land  verlassen,  so  mnsste  er 
deshalb  auch  vorher  mit  seiner  Landesherrschaft  abrechnen, 
wenn  er  nicht  den  Verlast  seiner  Forderungen  wagen 
wollte.  So  erkl&rt  im  Jahre  1862  Herzog  Rudolf  IV.  von 
Oesterreich  die  Forderungen  eines  seiner  Juden  auf 
Grund  des  österreichischen  Landrechts  fBr  ungültig,  weil 
derselbe  ohne  seine  Genehmigung  das  Land  verlassen 
hatte.*)  So  schliesst  im  Jahre  1362  der  Herzog  Badolf  IV. 
von  Oesterreich  mit  einer  Grafschaft  einen  Vergleich 
ab  wegen  einer  Schuld  von  860  Goldgulden,  welche  die 
betreffende  Grafschaft  bei  einigen  Österreichischen  Juden 
hatte.*)  So  flbernimmt  im  Jahre  1882  das  Herzogtum 
Oesterreich  die  Judenschulden  der  Stadt  Wien.*) 

Ende  des  Jahrs  1851  gestattet  das  Reich  der  Burg- 
grafschaft Nürnberg  aufs  neue,  Juden  in  ihren  Schutz 
aufzunehmen,  und  gebietet  jedermann,  diesen  Juden  beizu- 
stehen und  ihre  Angelegenheiten  zu  f5rdem^,  und  am 
2.  Mai  1852  schliesst  die  Stadtgemeinde  Nürnberg  mit  der 
neuen  dortigen,  durch  drei  Judenräte  vertretenen  Juden- 
gemeinde unter  Genehmigung  des  Beichs  einen  Vertrag 
ab,  nach  dem  die  letztere  das  Recht  erh&lt,  sich  an  einem 
von  der  Bürgerschaft  zu  bestimmenden  Platze 
niederzulassen.  Die  Bürger  der  Stadt  und  ihre  Ange- 
hörigen sollten  von  allen  Schulden  oder  Bürgschaften,  welche 
sie  seither  den  Mitgliedern  der  Judengemeinde  gegenüber 
schriftlich  oder  mündlich  eingegangen  hatten,  befreit  sein. 
Sollten  einzelne  Juden  Häuser,  welche  sie  früher  besessen 
hatten,  wieder  in  ihren  Besitz  bringen,  so  sollten  sie  diese 
binnen  Jahresfrist  verkaufen  oder  vertauschen  oder,  falls 
ihnen  dies  nicht  möglich  sei,  dieselben  gegen  einen  von 
einer  Kommission  von  drei  Bürgern  festgesetzten  Preis  auf- 
geben. Die  Bürgergemeinde  versprach,  sich  beim  Reiche  zu 
bemühen,  dass  die  Judengemeinde  von  allen  Steuerpflichten 
gegen  andere  Landesherrschaften  befreit  werde,  damit  sie  auf 
diese  Weise  um  so  besser  dem  Reiche  Steuer  zahlen  könne. 
Alle  Briefe,  welche  die  Judengemeinde  zum  Nachteil  der 
Stadt  besitzen  oder  etwa  erwerben  sollte,  sollten  völlig 
kraftlos  sein.    Später  noch  aufzunehmenden  Juden  sollten 

*)  Stobbe,  Jaden  in  Deatscbland,  S.  252.  Monomenta  Boica,  Bd.  90b 
No.  414. 

")  Monuments  ZoUeriana,  Bd.  8,  No.  207.    Stobbe,  S.  66. 
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dieselben  Bechte  und  der  Schats  der  Stadt  versprochen 
werden.*)  Das  Beich  kommt  denn  auch  dem  Wunsche  der 
Stadt  nach  und  am  26.  Mai  1852  erlaubt  Kaiser  Karl  IV. 
in  Pflrgleins*)  dem  Schultheissen,  Bat  und  der  Bflrger- 
gemeinde  in  Nflmberg,'  kfinftig  selbst  Juden  einzunehmen 
und  dieselben  im  Namen  von  König  und  Beich  zu  schirmen 
und  zu  sichern y  nebst  der  Versicherung,  die  yon  diesen 
Juden  fallende  Steuer  niemand   zu  yerpf&nden  oder  zu 
verschreiben,  so  dass  also  damit  die  Nfirnberger  Juden- 
gemeinde ans  dem  unmittelbaren  Patronat  des  Beichs  und 
seiner   Burggrafschaft   in    das  Patronat   der    Stadtge- 
meinde   fibergieng.     Auch    später    wird    dieser    Schutz 
mehrfach  verl&ngert    So  nimmt  im  Jahre  1860  das  Beich 
die  Judengemeinde   von  Nfirnberg   aufs   neue  in  seinen 
Schatz  und  fiberträgt  denselben  auf  15  Jahre  der  Stadt, 
wobei  festgesetzt  wird,  dass  zwei  Drittel  der  Einkttnfte 
dem  Beiche  und  ein  Drittel  der  Stadt  zufallen  sollten.^ 
In  gleicher  Weise  geht  es  in  Augsburg.    Im  Jahre 
1355  erlaubt  das  Beich  der  Stadt  Augsburg,  Juden  in 
ihr  Bflrgerrecht  aufzunehmen,  und  im  Jahre  1359  erhält 
dieselbe  Stadt  einen  weitern  Freiheitsbrief  betreffs    der 
Juden.^®)   Im  Jahre  1361  wird  von  Beichswegen  verordnet, 
dass  auch  die  Mitglieder  der  Judengemeinde  in  Augsburg 
wie  die  Bürger  von  Augsburg  vor  keinem  anderen  Gerichte 
sollten  belangt  werden  dfirfen,  als  vor  dem  Augsburger 
Stadtgerichte  und  im  Jahre  136<  kauft  der  Augsburger 
Bat  den  Söhnen  des  Beichslandvogts  Peter  von  Hoheneck 
mit  Einwilligung  des  Beichs  den  dem  Peter  von  Hoheneck 
von  Kaiser  Ludwig  dem  Bayern  verpfändeten  Ertrag  der 
Augsburger  Judengttlte  (Goldener  Opferpfennig,  Juden- 
schntzgeld)  um  500  Pfd.  Hlr.  ab  ^%  so  dass  also  jetzt  die 
Ausgburger  Bürgergemeinde  nicht  allein  im  Besitze  der 
Beichsvermögenssteuer    der   Augsburger    Judengemeinde, 
sondern  auch  im  Besitze  der  Beichskopfsteuer  der  dort 
wohnenden  Juden  ist 

Weitere  derartige  Beispiele  sind  in  Menge  vorhanden. 
So  giebt  z.  B.  im  Jfüire  1363  der  Augsburger  Beichsland- 
vogt  Herzog  Friedrich  von  Teck,  welcher  die  Pfandschaft 
auf  die  bayerische  Stadt  Lauingen  besitzt,  dieser  Stadt 
das  Becht,  Juden  als  Bürger  aufzunehmen,  behält  sich  aber 
hiebei  einen  Teil  des  Ertrags  des  Judenschutzgelds, 
also  des  goldenen  Opferpfennigs  oder  der  Kopfsteuer,  und 
der  alljährlichen  Judensteuer  vor.^^)  Dasselbe  Verhältnis 

*)  Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  8.  &6  f. 

^  Pflrgleins  war  ein  königl.  böhm.  JagdichloM  oberhalb  Mögeldorf. 
'^  Btetteo,  Angibarger  Chronik,  B.  101  f..  107. 
")  Mayer,  Geichichte  Ton  Laningen,  S.  lo. 
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finden  wir  in  Wirtemberg.  Am  8.  September  1380 
verspricht  Kaiser  Karl  IV.  den  Grafen  Eberhard  dem 
Oreiner  und  ükich  von  Wirtemberg,  die  in  der  Grafischaft 
Wirtemberg  angesessenen  Juden  w&hrend  seines  Lebens 
nicht  von  Beichswegen  zu  besteuern,  sondern  den  Ertrag 
der  betreffenden  Jadensteuern  den  beiden  Grafen  su  fiber- 
lassen (sie  den  Grafen  diensthaft  sein  ra  lassen^*).  Auch 
in  Frankfurt  am  Main  lassen  sich  bald  wieder  Juden 
nieder,  allerdings  anfangs  nur  in  kleiner  Zahl,  und  im 
Jahre  1854  erneuert  das  Reich  der  Stadt  die  Pfandschaft 
auf  den  Ertrag  der  Beichsjudensteuer.  Im  Jahre  1357 
macht  der  Erzbischof  von  Mains  als  Reichserz- 
kanzler und  ReichsjudenschutzYOgt  der  Stadt 
gegenfiber  seine  Rechte  auf  den  Ertrag  der  Judenkopf- 
steuer, des  goldenen  Opferpfennigs,  geltend,  worauf  die 
Stadt  im  Jahre  1858  sich  mit  demselben  dahin  rer- 
ständigt,  dass  die  Zahlung  der  Frankfurter  Judengemeinde 
an  denselben  ein  ffir  alle  mal  kontingentiert  wird^*), 
so  dass  also  das  Bistum  Mainz  alljfthrlich  die  gleiche  feste 
Summe  erhielt  ohne  Bäcksicht  darauf,  ob  die  Anzahl  der 
in  Frankfurt  wohnhaften  Juden  grOsser  oder  kleiner  ge- 
worden war,  und  im  Jahre  1368  erhält  Frankfurt  yom 
Reiche  aufs  neue  das  Recht,  Juden  au&unehmen.  Ebenso 
ist  es  in  Köln,  wo  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  14.  Jahr- 
hunderts der  Erzbischof  dem  dortigen,  yon  ihm  ernannten 
Burggrafen  Rembold  Scherfgin  befiehlt,  die  Juden  Symoo 
und  David  gefangen  zu  setzen,  worauf  der  Rat  aber  sofort 
einschreitet  und  dieses  Vorgehen  yerbietet,  da  die  beiden 
Juden  im  Schutze  des  Rats  stehen,  und  als  der  Burg- 
graf die  Juden  dennoch  gefangen  setzt,  den  Burggrafen 
gefangen  nimmt  und  ihn  nicht  eher  frei  lässt,  bis  die 
beiden  Juden  freigelassen  werden.  ^^  Wie  sehr  das  Becht 
der  Beichsgewalt  zum  Bezug  der  Judensteuer  um  die 
Mitte  der  50  er  Jahre  bereits  verloren  gegangen  ist,  zeigt 
uns  die  Bestimmung  der  goldenen  Bulle  vom  Jahre  1356, 
durch  welche  das  Recht,  Juden  aufzunehmen,  den 
Kurfürsten  ein  fQr  alle  mal  fest  verbrieft  wird.*^) 

b.    m«  Bfldkktlir  d«r  Jvdtn  ntok  Fnakitloli. 

Die  Zeitverhältnisse  sind  damals  den  Juden 
wieder  günstiger  geworden,  namentlich  verbessert  sich 
ihre  Stellung  in  Frankreich  wesentlich.  Die  französische 

**)  Stobbe,  Jaden  in  Deaiichland,  S.  100.  Kriegk,  Frankfurt,  a  436. 
Böhmer,  Acta,  S,  685.    Manrer,  Deutsches  St&dteweaeivBd.  2,  8.  508. 
^^  St&lin,  Wirtemberdsche  Geschichte,  Bd.  8,  8.  275. 
^*)  Stobbe.  Juden  in  Deutschland,  S.  94. 

^  WQrfeL   NQmbergs  Jadengemeinde,  8.  8  f.     Stobbe,  Juden  in 
atschland,  8.  25. 
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Krone  war  im  Jahre  1353  durch  den  Vertrag  von  B re- 
tig ny  in  grosse  wirtschaftliche  Not  gekommen  und  das 
LandwQSste  nicht,  wie  es  England  das  schuldige  Löse- 
geld für  den  gefangenen  König  Johann  den  Guten 
(1350 — 1364^  aus  dem  Hause  Valois  bezahlen  sollte.    Man 
erhob  eine  allgemeine  Beichssteuer,  verminderte  den  Silber- 
gehalt der  Mflnzen,  um  dem  Steigen  des  Silberwerts 
zuvorzukommen,  da  die  zunehmende  Ueberfflhrung  des 
Goldmarkts  ein    seither   nicht  gekanntes  Steigen  des 
Silberwerts  heryorgerufen  hatte,  so  dass  ein  zunehmender 
Mangel  an  Silbergeld  eingetreten  war,  da  die  Mfinzer- 
gesellgeschaften  aufgehört  hatten,  zu  mflnzen,   weil  sich 
ihre  Arbeit  nicht  mehr  lohnte.     Eine  weitere  Folge  des 
zunehmenden  Mangels  an  Silber  in  Frankreich  war  ge- 
wesen,   dass  sich  die  Begierung,    welche  während   der 
Gefangenschaft   des  Königs  Johann  unter  dem  Dauphin, 
dem  Kronprinzen  Karl  V.,  als  Begenten  stand,  entschloss, 
die  seither  vertrieben  gewesenen  Juden  wieder  ins  Land 
zu  lassen,  damit  diese  der  Begierung  das  nötige  Geld  ver- 
schaffen.   So  kam  es  im  Jahre  1353  zu  Verhandlungen 
zwischen  den  vertriebenen  Juden  und   der  Begentschaft, 
deren  Ergebnis  ein  Vertrag  zwischen  der  Krone  und  der 
französischen  Judenschaft  war,  durch  welche  allen  Juden, 
welche  in  Frankreich  Handel  treiben  wollten,  gestattet 
wurde,  sich  gegen  Bezahlung  einer  Kopfsteuer  von  4  Gulden 
frei  im  Lande  aufzuhalten,  ohne  indes  festen  Wohnsitz  im 
Lande  nehmen  zu  dflrfen,  ein  Vertrag,  der  im  April  1361 
vom  König  bestätigt  wurde.    Auch  in  Frankreich  sehen 
wir  infolge  dessen  alsbald  verschiedene  Beichsstände  das 
Becht   erhalten,    Juden   aufzunehmen,  welche  nicht  der 
unmittelbaren   königlichen    Gerichtsbarkeit,    sondern   der 
Gerichtsbarkeit  des  Landesherm  unterstanden.    So  erhält 
im  Jahre  1353  die  Abtei  von  St.  Denys  von  der  Krone 
das  Freiheitsrecht,  5  Judenfamilien  im  Flecken  von  St. 
Denys  zu  halten,  ohne  dass  diese  der  königlichen  Gerichts- 
barkeit unterstehen  sollten.^')  Wie  gut  fOr  die  Juden  und 
ihre    Interessen    in    Frankreich    damals    wieder    gesorgt 
wurde,  erhellt   aus  einer  Verordnung   vom  Jahre  1359, 
durch  welche  der  Graf  Johann  von  Poitiers  als  Königs- 
lieutenant oder  Beichsvikar  der  Langued'oc  an  der  Stelle 
des  Grafen  von  Etampes  einen  andern  Judenrichter 
und  Vogt  ihrer  Freiheitsrechte  in   der   Langued'oc  er- 
nennt und  allen  anderen  Gerichtspersonen  verbietet,  sich 
in  die  jüdischen  Bechtsangelegenheiten  zu  mischen,  das 
zeigen  uns  namentlich  des  weitem  die  in  den  Jahren  1360 

^*)  Depinng,  Juden  im  liittelalter,  S.  224  f. 
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und  1861  in  Frankreich  erfolgenden  nenen  Verordnungen 
f&r  die  Begelang  der  jüdischen  VerhUtnisse,  dnrch  welche 
den  Jaden  aafs  neae  der  Aafenthalt  im  Lande  gesichert 
wird.  Der  Abschlass  erfolgt  dorch  den  jüdischen  Hof- 
banqaier  Manasse  yon  Veson,  der  zom  Beichs- 
kommissär  ffir  die  französischen  Juden  ernannt 
wird  zum  Dank  f&r  die  Beihilfe,  welche  er  der  Krone 
in  ihrer  wirtschaftlichen  Not  erwiesen  hatte.  Der  neue 
Vertrag  gieng  dahin:  Die  Erone  erlaubt  den  Juden  aaf 
20  Jahre,  nach  Frankreich  zurOckzukehren,  dort  Haus  er  zu 
erwerben,  Handels-  and  Vennittlungsgeschftfte  (Maklerei, 
Agentur)  zu  treiben,  alle  freien,  d.  h.  nichtzttnftigen 
Handwerke  und  Künste  auszuüben  und  Geld  aaf 
Zinsen  zu  leihen,  ohne  dass  die  Behörden  des  Königs 
oder  der  Landesherren  sie  daran  hindern  durften.  Jeder 
Jude  musste  beim  Eintritt  nach  Frankreich  14  Gulden 
fQr  sich  und  seine  Frau  und  1  Gulden  3  Groschen  nach 
dem  Hünzfusse  von  Tours  für  jedes  Kind  und  jeden 
Ehehalten  bezahlen.  Dagegen  waren  sie  von  allen 
anderen  Auflagen  frei  und  durften  yon  den  Landes- 
herren weder  zu  weiteren  Diensten  noch  Steuerleistungen 
herangezogen  werden.  Die  Juden  sollten  im  unmittel- 
baren Schutze  des  Beichs  stehen  und  in  Bezug  auf 
ihre  Gerichtsyerhältnisse  lediglich  dem  Gericht  des 
Grafen  von  Etampes,  eines  Fürsten  yon  Gteblüt,  als 
Beichsjudenyogts  unterstehen,  der  als  Stellyertreter 
des  Königs  über  sie  richtete,  und  kein  anderes  Gericht 
durfte  sie  verfolgen.  Auch  die  königlichen  Prokuratoren, 
d.  h.  die  Beichsschultheissen  und  Beichsamtleute,  durften 
ohne  vorherige  Untersuchung  keine  Klage  gegen  sie 
einleiten.  Bei  einfachen  Vergehen  konnten  sie  gegen 
Bürgschaft  ausser  Haft  belassen  werden.  Wegen  Ver- 
gehen oder  Verbrechen,  die  sie  vor  ihrer  Bückkehr 
nach  Frankreich  begangen  hatten,  durften  sie  nicht 
mehr  gerichtlich  belangt  werden.  Machte  sich  ein  Jade 
unwürdig,  länger  in  seiner  Gemeinde  zu  bleiben,  so 
sollten  zwei  Babbiner  mit  vier  weiteren  Juden  das 
Becht  haben,  ihn  aus  dem  Königreiche  zu  verbannen; 
sein  Vermögen  fiel  dann  der  Krone  zu  und  die  beiden 
Babbiner  mussten  100  Gulden  als  Busse  der  Gemeinde 
bezahlen.  Lieh  ein  Jude  Geld  auf  Pfänder  an  Christen 
aus,  so  durfte  er  wöchentlich  nicht  mehr  als  4  Deniers 
vom  Pfunde  Zinsen  nehmen;  was  er  mehr  nahm,  musste 
iem  Schuldner  zurückgestellt  werden.  Zur  Eintreibong 
hrer  Forderungen  mussten  ihnen  die  öffentlichen  Behörden 
ehilflich  sein  und  es  war  ihnen  erlaubt,  auf  alle  Arten 
on  Schuldbriefen  und  Pfändern  zu  leihen  mit  Ausnahme 
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von  Ackergerfttschaften,  Eflchengeräten,  Pflogscharen  und 
Mühleneisen.  Verliessen  sie  eine  Stadt,  so  mnssten  sie 
zayor  die  dort  erhaltenen  Pfänder  öffentlich  versteigern 
lassen.  Hinsichtlich  ihrer  Darlehensyerträge  mnsste  das 
Gericht  ihrem  Wort  und  ihrem  Judeneide  vollen  Olanben 
beimessen  und  die  königlichen  Notare  und  Gtorichtsschreiber 
waren  verpflichtet,  die  Urkunden  der  Juden  aufzusetzen, 
wenn  sie  darum  angegangen  wurden.  Wollten  die  Juden 
ihre  Gemeindesteuern  erheben,  so  hatten  sie  einen  oder 
zwei  ehrbare  Juden  zu  ernennen,  um  die  Auflage  umzu- 
legen; wer  dann  die  Zahlung  verweigerte,  war  durch  das 
Gericht  hiezu  anzuhalten;  die  königlichen  Beamten  aber 
durften  die  Juden  zu  keinen  Diensten  heranziehen,  wie 
man  sie  auch  nicht  zwingen  durfte,  den  christlichen 
Predigten  anzuwohnen  oder  in  den  Schranken  zu  kämpfen ; 
auch  durfte  man  ihnen  ihre  talmudischen  Bflcher  nicht 
nehmen.  *') 

Am  26.  April  1361  bestätigt  König  Johann  von 
Frankreich  diese  den  Juden  vom  Dauphin  als  Begenten 
eingeräumten  Freiheitsrechte,  namentlich  das  Becht,  überall 
in  Frankreich  Handel  zu  treiben;  nur  sollte  jeder  Jude, 
der,  ohne  in  Frankreich  zu  wohnen,  daselbst  Handels- 
geschäfte treiben  würde,  hieffir  eine  Jahresabgabe  von 
4  Gulden  bezahlen,  während  fremde  Juden,  welche  keine 
Handelsgeschäfte  darin  trieben,  frei  sollten  durchreisen 
dürfen,  und  am  gleichen  Tage  erhält  der  französische 
HoQude  Hanasse  von  Vesou,  der  von  der  Krone  mit  der 
Eintreibung  der  Judenkopfisteuer  gegen  Abzug  von  zwei 
Gulden  an  den  14  Gulden,  die  jeder  Jude  bezahlen  mnsste, 
beauftragt  war,  das  Freiheitsrecht,  allen  Juden,  welche 
wegen  .^rmut  oder  anderer  umstände  halber  ausser  Stand 
waren,  der  Krone  die  ihr  zukommende  Steuer  zu  zahlen, 
Steuerstundung  einzuräumen.  Aber  schon  im  Oktober  1363 
muss  König  Johann  von  Bheims  aus  nach  Vernehmung 
der  Beichsstände  erklären,  dass  die  grossen  Missbräuche, 
welche  die  Juden  mit  den  ihnen  bewilligten  Freiheits- 
rechten getrieben  hätten,  ihn  zwingen,  diese  wieder  auf- 
zuheben. Die  Juden  werden  deshalb  bei  Strafe  durch 
die  ordentlichen  Gerichte  verpflichtet,  künftig  auf  ihren 
Kleidern  eine  Scheibe  von  der  Grösse  des  königlichen 
Siegels  von  rot  und  weisser  Farbe  zu  tragen,  auch  sollten 
alle  Schuldscheine  kraftlos  sein,  durch  welche  Christen 
sich  den  Juden  als  Leibeigene  verschrieben  hatten,  und  am 
5.  Dezember  1363  bestätigen  die  französischen  General- 
staaten in  Ami e US  die  alte  Verpflichtung  der  Juden,  das 

*^  Deppiog,  Joden  im  Mittelalter,  S.  226  f. 
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Jadenabzeichen  za  tragen.")  Im  gleichen  Jahre  werden 
ferner  in  Frankreich  die  Freiheitsrechte  der  Juden  aof 
weitere  6  Jahre  verlängert  Sie  haben  einen  eigenen  Reichs- 
jndenschntzvogt  und  allen  (Berichten  ist  verboten,  in  jüdi- 
schen Bechtsstreitigkeiten  ein  Urteil  zu  f&Uen.  Manasse  von 
Veson,  der  Botschild  des  14.  Jahrhonderts,  ist  die  mächtigste 
Person  am  französischen  Hofe.  WoU  ist  den  Juden  ver- 
boten, wöchentlich  mehr  als  4  Pfg.  Zins  vom  Pfunde  zu 
nehmen,  aber  es  geschieht  dies  allgemein,  und  als  der 
Oberzunftmeister  (Prevost)  von  Paris  deshalb  Untersuchung 
gegen  die  Juden  einleitet  und  sie  zu  Geldstrafen  verur- 
teilt, gelingt  es  Manasse  von  Vesou  um  die  Summe  von 
1500  Goldfranken,  eine  Verordnung  zu  erlangen,  welche 
die  Beilegung  der  Sache  anordnet  und  dem  königlichen 
Prokurator  oder  Stadtvogt  Stillschweigen  befiehlt.  Im 
Jahre  1378  schUessen  die  Juden  in  Frankreich  einen 
Vertrag  mit  König  Karl  V.,  nach  dem  sie  gegen  Be- 
zahlung von  20,000  Goldfranken  in  4  Terminen  und  gegen 
200  Franken  wöchentliche  Abgabe  künftig  von  jeder  andern 
Abgabe  frei  sein  sollten.  Im  Jahre  1379  beschweren  sich 
die  französischen  Juden  bei  König  Karl  V.,  dem  Weisen, 
dass  sie  auf  den  Welthandelsmärkten  der  Champagne 
und  Brie  bei  ihren  Darlehensverträgen  keine  christlichen 
Bürgen  finden  können,  wie  dies  ihnen  vom  Gesetz  vorge- 
schrieben sei,  und  es  wurde  ihnen  infolge  dessen  gestattet, 
künftig  jüdische  Bürgen  stellen  zu  dürfen,  damit  sie 
nicht  um  ihr  Pfandschaftsrecht  gebracht  werden,  da 
nur  Christen  Liegenschaften  besitzen  konnten.^^ 

Einen  warmen  Beschützer  finden  die  Juden  in 
Frankreich  im  Jahre  1380  an  dem  Pariser  Prevost, 
d.  h.  Oberzunftmeister,  Stadthauptmann  oder  capitaneos, 
Aubriot,  unter  dessen  Verwaltung  damals  die  Bastille, 
die  Wechslerbrücke,  das  Antonsthor,  die  Stadtbui^ 
(Chatelet,  castello),  die  Kloaken  gebaut  und  die 
Pariser  Universität  unterdrückt  worden  waren, 
eine  Freundschaft  freilich,  die  ihm  zum  Verderben  werden 
sollte,  als  der  Tod  König  Karls  V.  und  die  Thronbesteigung 
Karls  VI.  einen  vollständigen  Umschwung  in  die  Ver- 
hältnisse brachte.  Im  Jahre  1380  plündert  das  Volk  in 
Paris,  von  den  Gegnern  Aubriots  aufgerührt,  die  Juden- 
gasse, tötet  die  Juden  und  zwingt  die  Frauen,  ihre 
Kinder  taufen  zu  lassen.  Die  Krone  befiehlt  aber,  die 
Judenkinder  zurückzugeben  und  die  Pariser  Stadtgemeinde 
muss  den  Juden  den  Schaden  ersetzen.  Aubriot  dagegen, 
\er  als  Inhaber  der  Prevostei  oder  des  Oberzunftmeister- 

>")  Depping.  Jaden  im  llitteUlter,  S.  2S»  f.,  284—287,  241. 
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amts  die  Einkfinfte  der  „clergie,^  d.  h.  des  Jaden- 
schreinsamts,  bezog,  welches  anter  der  Verwaltang  der 
Stadtgemeinde  stand,  wurde  von  dem  Bektor  der  Uni- 
versität und  der  Studentenschaft  beim  Bischof 
von  Paris  als  Judenfreund  angeklagt,  welcher  in  der 
Oewalt  der  Judenfrauen  stehe,  die  dann  durch  ihn  die 
Stadtverwaltung  und  den  Hof  beherrschen  und  die  Ketzerei 
und  Gottlosigkeit  fördern,  und  infolge  dessen  in  den  Kerker 
geworfen,  während  die  Judenschait,  erschreckt  über  die 
Vorkommnisse,  in  fluchtartiger  Panik  die  Stadt  verliess. 
Im  Jahre  1381  erlässt  König  Karl  VI.  von  Frankreich 
der  Kaplanei  von  Vincennes  alle  ihre  Schulden  bei  den 
Juden,  welche  in  Paris  gewohnt  hatten  und  entflohen 
waren  oder  sich  hatten  taufen  lassen.^*) 

Wie  im  Jahre  1874  die  Juden  aus  dem  Oberelsass 
vertrieben  werden,  so  werden  sie  im  Jahre  1382  aus 
dem  Herzogtum  Burgund  ausgewiesen.  Das  Herzogtum 
bedurfte  damals  grosse  ünterstützungsgelder  fUr  den 
Krieg  gegen  Flandern,  welche  ihm  die  Stande  nur 
unter  der  Bedingung  verwilligten,  dass  die  Juden  und 
Lombarden  ausgewiesen  wurden,  und  in  Frankreich 
befiehlt  im  Jahre  1383  König  Karl  VI.,  dass  den  Juden 
künftig  nur  noch  gegen  eine  Gebühr  von  2  Gulden  der 
Eintritt  in  das  Königreich  freistehen  solle.*®)  Wie  faul 
es  damals  in  sittlicher  und  religiöser  Beziehung  unter 
den  Juden  selbst  aussieht,  beweisen  ebenfalls  mehrere 
Nachrichten.  Vor  allem  sind  es  die  getauften  Juden, 
welche  ein  hässliches  Licht  auf  die  damaligen  Zustande 
werfen.  Im  Jahre  1364  verklagen  getaufte  Juden  in 
Frankreich  die  Juden,  dass  sie  nicht  in  die  Predigt 
gehen,  obgleich  dies  durch  die  Konzilien  und  Synoden 
vorgeschrieben  sei,  worauf  König  Karl  V.  die  Juden  von 
dieser  Verpflichtung  befreit,  da  die  Sakramente  der 
heiligen  Kirche  nicht  mit  Gewalt  gespendet  werden  dürfen; 
man  solle  die  Juden  nicht  verhöhnen  oder  misshandeln, 
sondern  ihres  Glaubens  als  Juden  für  sich  leben  lassen, 
und  im  Jahre  1378  befiehlt  König  Karl  V.,  den  An- 
schuldigungen getaufter  Juden  gegen  Juden  nur  dann 
Folge  zu  geben,  wenn  die  Ankläger  Bürgschaft 
stellen  und  die  Sache  völlig  untersucht  sei.^')  Man 
ersieht  daraus,  welche  Zersetzung  auch  das  Judentum 
in  jener  Zeit  allgemeinen  Sittenzerfalls  ergriffen 
hatte.  Wie  alles  Benegatentum,  so  hat  auch  die  An- 
nahme des  Christenglaubens  durch  Juden  selten  zu 
guten  Wegen  geführt;  sie  ist  in  der  Begel  ein  Unglück 

'*)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  277,  248,  2S7  f.,  235. 
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Ar  beide  Teile  geworden.    Gleichwohl  finden  sich  diese 
Taufen  in  einzelnen  Zeitperioden  in  starker  Menge  vor. 

0.  nit  Aifbftkat  to  Jvdti  la  dta  Behaftt  to  ImaAmhmuihMhn.  nf  bwtiBStit  ML 

Man  sieht,  die  Aufnahme  der  Juden  in  das  Ans- 
bfirgerrecht  der  Städte  erfolgt  in  Frankreich  im 
Jahre  1360  nur  „auf  Zeit^,  nämlich  auf  20  Jahre,  eine 
Einrichtung,  die  sich  seither  auch  in  Deutschland 
einbürgert.  Der  gewöhnliche  Zeitraum  fQr  die  Aufiiahme 
ist  10  Jahre,  aber  auch  Termine  von  kürzerer  Dauer, 
yon  6  Jahren,  yon  1  Jahr,  kommen  mannigfach  vor.  Es 
ist  dasselbe  Verfahren,  das  sich  entsprechend  der  auch 
anderen  Ausbürgern  gegenüber  eingehaltenen  Uebung  da- 
mals allgemein  eingebürgert  hatte,  wie  wir  z.  B.  in  den 
Jahren  1379  bis  1400  eine  grosse  Anzahl  von  Edelleuten 
und  Edelknechten  auf  5  oder  10  Jahre  in  das  Ulmer 
Ausbürgerrecht  unter  ähnlichen  Bedingungen  eintreten 
sehen,  wie  es  mit  den  jüdischen  Reichskammer- 
knechten der  Fall  war.'^)  So  werden  z.  B.  im  Jahre  1364 
in  Frankreich  die  seitherigen  Freiheitsrechte  der  Juden 
auf  weitere  6  Jahre  yerlängert '®)  So  schliessen  im 
Jahre  1367  die  Juden  yon  Beziers  bei  ihrer  Bückkehr 
einen  Vertrag  mit  dem  dortigen  Bistum,  nach  dem  dasselbe 
eine  einmalige  Abgabe  yon  80  Pfd.  nach  der  Währung 
yon  Tours  und  ausserdem  yon  jeder  Judenfamilie  jährlich 
1  Groschen  erhielt.  Der  Bischof  gestattete  ihnen  dafür, 
wie  früher  eine  Schule,  so  jetzt  eine  Synagoge  und  einen 
eigenen  Kirchhof  zu  haben.^)  So  erlangen  im  Jahre  1372 
die  Juden  in  Frankreich  um  3000  Goldfhinken  eine 
Verlängerung  ihres  Aufenthaltsrechts  auf  weitere  10  Jahre 
über  die  bewilligten  26  Jahre.  So  wird  im  Jahre  1373 
den  Juden  inBurgund  der  Aufenthalt  auf  eine  bestimmte 
Zeit  gegen  eine  Jahressteuer  yon  1000  Pfund  an  das 
Herzogtum  gestattet.  Ln  gleichen  Jahre  nimmt  der  Bat 
yon  Köln,  in  Erwägung,  dass  die  Juden  zur  Wohlfahrt 
der  Stadt  dienen,  und  um  der  Bitte  des  Erzbischofe 
Heinrichs  m.  zu  entsprechen,  die  dortigen  Juden  wieder- 
holt auf  10  Jahre  als  seine  „Samenburgere^,  d.  h.  „Ge- 
samtbürger'', also  Gtomeindegenossen ,  auf.  Es  wurde 
dabei  festgesetzt,  dass  dieselben  bei  Kriegen  und 
Fehden  der  Stadt  keine  Stadtdienste  sollten  leisten 
müssen;  nur  die  Bewachung  eines  der  Stadtthore  lag 
ihnen  ob.    Ausser  ihren  Judengemeinderechten  sollte  kein 

*")  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  284  f.,  218  f. 
*^  Bazing  und  yeeflenmeyer,  Ulmer  Urknndenlmcli,  Bd.  2,  Ifgpt 
[>bbe,  Juden  in  Deutichland»  S.  102. 
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Jude  ein  weiteres  Becht  von  der  Stadt  erhalten;  von  den 
Strafgeldern  sollte  die  Hälfte  der  Stadt,  die  andere  Hälfte 
dem  Erzbistom  gehören.    Kinder,  welche  einen  von  ihren 
Eltern  getrennten  Haasstand  ftkhrten,  mnssten  sich  betreffs 
ihrer  Steaerleistnngen  mit  der  Stadt  besonders  yergldchen.*') 
So   wird  in  den  Jahren  1378  nnd  1881  den  Jaden  der 
Aufenthalt  in  Venedig  aaf  weitere  10  Jahre  gegen  ein 
jährliches  Steaerkontingent  von  4000  Dakaten  verlängert 
Dagegen  werden  im  Jahre  1870  alle  Jaden  aas  Brabant 
verbannt  and   ihre  Güter   von  der  Staatskammer  ein- 
gezogen.'*)   Im  Jahre  1882  erhält  die  Stadt  Nürnberg 
vom  Seiche  das  Becht,  weitere  10  Jahre  lang  eine  Jaden- 
gemeinde in  der  Stadt  za  haben,  wofttr  die  Stadt  dem 
Beiche  eine  kontingentierte  Jahre  ssteaer  von  400  Galden 
bezahlen  mass.    Man  hatte  vorher  wie  in  allen  Städten 
alle   reichen  Jaden  gefänglich  eingezogen.    In  Nürnberg 
brachte  man  sie  in  die  Barg,  andere  aber  in  den  Keller 
des  Bathaases  and  jeder  masste  sich  darch  eine  Abgabe 
freikaafen,  wodarch  80,000  Galden  Ertrag  erzielt  warden.'*) 
Im   Jahre  1888    wird   in    Strassbarg   den  Jaden    der 
Aafenthalt  nar  aaf  einige  weitere  Jahre  gestattet,  während 
sie  im  Oberelsass  erst  später  wieder  zagelassen  werden  *'), 
ebenso  wird  im  Jahre  1889  den  Jaden  in  Strassbarg 
das  Aafenthaltsrecht  aafs  neae  verlängert  Im  Jahre  1884 
erlaubt  das  Herzogtam  Bargand  den  Jaden  von  Dijon, 
59  neae  jüdische  Familien  in  seine  Herrschaften   anfza- 
nehmen.    Sie  darften  sich  niederlassen,  wo   sie  wollten, 
wenn   sie   eine   jährliche    Eopfsteaer    bezahlten.     Dabei 
erhalten  die  Jaden  Joseph  von  Saint  Imier,  Salomon  von 
Balme  and  sein  Brader  David  von  Bahne  für  die  Jaden 
von    Bargand   einen  Freiheitsbrief  nach  Art   des- 
jenigen, den  König  Johann  im  Jahre  1860  den  Jaden  von 
Frankreich  aasgestellt  hatte.    Nach  demselben  sollten  in 
allen  Bechtsstreitigkeiten ,  peinliche  Fälle  aasgenommen, 
die  Jaden  gegen  Bürgschaft  aaf  freien  Fass  gesetzt  werden. 
Bei  Darlehen  an  Christen  darften  sie  wöchentlich  nicht 
mehr  als  4  Deniers  vom  Pfände  nehmen.    Aaf  heilige  Ge- 
fässe  za  leihen  war  verboten.   Bei  übler  AaffÜhrang  eines 
Jaden  war  derselbe  darch  den  Babbiner  and  4  Jaden  za 
bannen  oder  sonst  za  strafen,  während  die  Krone  seine 
Güter  einziehen  and  von  der  Jadengemeinde  100  Gold- 
franken Basse  erhalten  sollte.    Von  jeder  andern  Aaflage 
waren  die  Jaden  frei  and  der  landesherrlichen  Gerichts- 
barkeit waren  sie  entzogen.*") 


«)  Stobbe,  Jndeo  In  Deotsehland,  8.  96,  58,  234. 

^  Depirfng;  Jaden  im  MitteUdtor,  B.  897,  228,  219  t,  145,  243  f. 
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Wie  man  ans  dem  Gesagten  sieht,  hat  sich  die 
Stellang  der  Jaden  infolge  der  Anfist&nde  eher  ver- 
bessert als  verschlechtert  Wie  kapitaUnüfUg  die  Jaden 
damals  trotz  der  Verfolgangen  der  Jahre  1348  nnd 
1349  fortwährend  dastehen,  beweist  die  Nachricht,  dass 
im  Jahre  1363  die  Herzogin  Margarete  Manltasch  von 
Bayem-Brandenborg-Tirol  ihren  Schmack  in  Regensbarg 
bei  einem  Jaden  versetzt*^)  So  beklagt  sieh  im  Jahre 
1366  die  Reichsregierang  beim  Stadtschaltheissenamt  in 
Frank fnrt  am  Main,  dass  die  dortigen  Beichsjaden 
angefangen  haben,  ihre  Vorsteher  selbst  za  w&hlen, 
sich  selbst  Gesetze  and  Ordnnngen  za  machen  and  ihr 
eigenes  Gericht  einznrichten ,  and  beaaftragt  den  Frank- 
farter  Schaltheissen,  die  Jadenschaft  hief&r  mit  Strafe  zn 
belegen.*^)  Es  sind  die  gleichen  Klagen,  wie  sie  damals 
überall  gegen  die  überhandnehmenden  Ansprüche  der 
Znnftver bände  erschallen,  es  ist  die  Zeit  der  auf- 
blühenden genossenschaftlichen  Selbstverwaltang.  Aach  in 
Nürnberg  steht  die  Jadengemeinde  damals  sehr  kräftig 
da.  So  verkaaft  im  Jahre  1369  der  Rat  der  Stadt  der 
Jadengemeinde  einen  ihm  gehörigen  Gang  dnrch  deren 
Steinhaas  and  im  Jahre  1371  erlaabt  der  Rat  dem  „be- 
scheidenen^ Jaden  Jakob  Rapp,  damals  dem  reichsten  Jaden 
von  Nürnberg,  den  Winkel  zwischen  seinen  beiden  Häasem 
za  überbaaen.  Welchen  Reich tam  damals  die  Nürnberger 
Jaden  besessen  haben  müssen,  beweist  die  Nachricht,  dass 
im  Jahre  1371  die  Reichskammer  die  Stadt  Nürnberg 
anweist,  von  den  4000  Gnlden,  welche  sie  ihm  als  aasser- 
ordentliche  Jadensteaer  za  zahlen  hat,  einem  dortigen 
Bürger  namens  des  Reichs  1500  Galden  aaszabezahlen.*^ 
Bedenkt  man,  dass  der  Betrag  dieser  allgemeinen  Reichs- 
steaer,  welcher  damals  erhoben  warde,  für  die  schwäbischen 
Reichsstädte  insgesamt  17,000  Galden  betrag*''),  so  kann 
man  sich  einen  Begriff  von  der  Steaerkrait  der  damaligen 
Nürnberger  Jadengemeinde  machen.*^  Im  Jahre  1377  mnss 
die  Stadt  Nürnberg  der  dortigen  Barggrafschaft  die 
Samme  von  5000  Galden  bezahlen,  weil  sie  eine  Maner 
gegen  deren  Barg  aafgeführt  hatte.  Von  dieser  Samme 
werden  aaf  die  Jadengemeinde  800  Galden  omgelegt, 

'^)  Gemeiner,  Regensborger  Chronik. 

**)  Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  8.  102. 

**)  WQrfel,  NOrnbergs  Judengemeinde,  S.  184  f. 

*^)  Am  28.  April  1871  weist  das  Reich  von  Prag  aus  die  ReicbssUdle 
in  Schwaben  an,  an  den  königlichen  MOnsmeister  die  Bnnune  ron 
1.7,000  Gulden  äbzulfthren,  und  bescheinigt  zugleich  für  den  Erhalt 
und  Yeesenmeyer,  Ülmer  Urknndenbuch,  Bd.  2,  Mspi. 
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wovon  der  Jude  Bapp  100  Gulden  sablt,  wie  derselbe 
ausserdem  der  Stadtgemeinde  2000  Golden  zur  Bezahlung 
der  Summe  vorstreckt.'^)  Wie  klein  schon  damals  die 
einzelnen  Judengemeinden  waren,  erhellt  daraus,  dass 
Nfirnberg  im  Jahre  1381  18  steuerpflichtige  Juden  hat 
Was  der  wirtschaftlichen  Macht  der  Juden  in 
den  Städten  damals  die  Spitze  abzubrechen  beginnt,  ist 
die  genossenschaftliche  Gestaltung  des  Dar- 
lehensgeschäfts. Wohl  eine  der  ersten  derartigen 
Anstalten  entstand  im  Jahre  1350  in  Salins  in  der 
Franche  Gomt6.  Nachdem  das  Königreich  Burgund 
sich  verpflichtet  hat,  künftig  in  der  Freigrafschaft 
weder  Lombarden  noch  Juden  oder  andere  gewerbs- 
mässige Darleiher  zu  dulden,  und  auf  diese  Weise  aller 
auswärtige  Wettbewerb  beseitigt  ist,  bringen  die  Bflrger 
von  Salins  ein  Hauptgut  von  20,600  Gulden  zusammen 
and  gründen  damit  ein  Leihhaus,  in  dem  jeder  Bürger 
Oeld  gegen  ausreichende  Sicherheit  erhalten  kann,  und 
Johann  von  Chalons  verpflichtet  sich,  dieses  Hauptgut 
gegen  einen  Zins  von  1500  Gulden  aufzunehmen,  welche 
die  Einkünfte  der  neuen  Bank  bilden,  und  auf  die  Liegen- 
schaften des  Johann  von  Chalons  und  dessen  Anteil  am 
Erträgnis  der  Salzwerke  der  Stadt  grundbuchamtlich  ver- 
sichert werden.**) 

•.     Die  itoigendn  Anibrdaruigai  dn  Balobikuuntr  aa  di§  Bteverkmft  d§r  Beiobs- 

bligttgoBtliidaii  «od  dn  Baiob^ndtiigeiiMiadtii. 

Nachdem  am  26.  Mai  1349  der  von  der  bayerischen 
Partei  aufgestellte  Gegenkönig  Graf  Günther  von 
Schwarzburg  auf  den  Thron  verzichtet  hatte  und 
am  14.  Juni  1349,  wie  man  sagte  durch  das  Gift  eines 
Frankfurter  Arztes,  aus  dem  Leben  geschieden  war, 
war  jetzt  ein  „einwähliger  König*'  vorhanden  und  auch 
Ulm  musste  sehen,  wie  es  mit  diesem  zurechtkam.  Welche 
grossen  Ansprüche  damals  schon  die  steigenden  Be- 
dürfnisse des  Reichs  an  die  einzelnen  Reichsstände 
machten,  erhellt  aus  den  einschlägigen  ülmer  Verhält- 
nissen. So  bescheinigt  am  9.  November  1352  die  Beichs- 
kammer  von  Prag  aus  der  Stadt  Ulm  die  Bezahlung 
von  375  Pfund  Häller  an  den  Freiherrn  Wilhelm  von 
Bechberg  auf  Hohenrechberg,  der  seit  dem  6.  Januar 
1351  die  Ulmer  Reichsgefalle  pfandweise  in  Händen 
hat,  am  16.  Januar  1354  bescheint  das  Reich  der 
Stadt  von  Frankfurt  aus  die  Bezahlung  von  600  Pfund 
Häller,  welche  dieselbe   für  Rechnung  des  Reichs  dem 

**)  Stobbe,  Joden  in  Dentschlancl,  S.  228,  57. 
•^  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  281. 
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Heinrich  WildenBteiner  von  Botenberg  ansbenhlt 
hatte,  und  am  20.  Dezember  1354  weist  das  Beich   die 
Stadt  Ulm  an,  die  ihm  von  den  schwäbischen  Städten 
fälligen  Gelder  an  den  Nikolaus  von  Zigelhaim  aus- 
zubezahlen mit  Ausnahme  der  600  Pfund  Mller,  die  man 
dem  Heinrich  Wildensteiner  vom  Botenberg  yerschrieben 
habe.    Am  26.  Mai  1354  hatte  die  Stadt,  da  der  Termin, 
fOr  den  sie  die  Ulmer  Aemter  erworben  hatte,  zu  Ende 
gieng,  ihren  Bürgern  strengstens  verboten,  sich  in  den 
Besitz  des  Amtmannsamts  oder  des  Bürgermeisteramts  zu 
setzen,  und  es  war  ihr  am  1.  August  1355  gelungen,  das 
Becht,  den  Amtmann  selbst  zu  wäUen,  auf  6  weitere  Jahre 
vom  Beiche  bestätigt  zu  erhalten,  ja  am  29.  Juni   1358 
hatte    das    Beich   sich   von   Nürnberg   aus  der    Stadt 
gegenüber  verpflichtet,  die  Erträgnisse  der  Ulmer  Vogtei, 
bestehend  in  der  Beichsbflrgersteuer,  dem  Ertrage  des  Amt- 
mannsamts und  der  Beichsweinsteuer  (Umgeld),  nie  mehr 
höher  zu  verpfänden,  als  dies  zur  Zeit  der  Fall  sei.    Es 
war  also  eine  Kontingentierung  des  Ulmer  Hatrikularbei- 
trags  nach  oben  hin  ein  für  alle  mal  erfolgt    Ueber  die 
Höhe  dieses  Beitrags  geben   uns  mannigfache  Urkunden 
Aufschluss.    So  weist  am  18»  Mai  1357  die  Beichskammer 
von  Frankfurt  aus  die  Stadt  Ulm  an,  die  fälUge  Beichs- 
steuer  zur  Hälfte  an  die  beiden  Grafen  Ulrich  von  Helfen- 
stein  und  zur  Hälfte  an  den  Edelmann  Wilhelm  von 
Bechberg  auszubezahlen,  und  am  27.  Janusr  1361  befiehlt 
das  Beich  der  Stadt  von  Nürnberg  aus,  die  auf  nächsten 
weissen  Sonntag,  den  14.  Februar,  billige  Beichssteuer  rajt 
375  Pfd.  Hlr.  an   den  Freiherm  Wilhelm   von  Bechberg 
auf  Hohenrechberg  zu  bezahlen,  wofür  dieser  sodann  am 
14.  Februar  1361  bescheinigt  und  der  ganze  auf  den  be- 
treffenden weissen  Sonntag  1361  fiUlige  Steuerbetrag  hatte 
1500  Pfd.  Hlr.  betragen,  die  sich  wohl  aus  den  100  Pfd. 
Hlr.  far  die  Verleihung  des  Amtmannsamts  und  1400  Pfd. 
Hlr.  Beichsbürgersteuer  zusammensetzten,  der  hälftig  der 
Beichslandvogtei  und  hälftig  dem  Pfandherrn  zukam,  so 
dass  jeden  750  Pfund  Häller  trafen,  was  bei  zwei  Jahres- 
zielern  jedesmal    750   Pfund   Häller    ausmachte.^     Die 
Anweisung  der  der  Landvogtei  gehörenden  Hälfte  erfolgte 
an   die    verschiedensten   Personen.      So    bescheinigt   am 
2.  März  1363  Graf  Eberhard  von  Wertheim  der  Stadt 
Ulm  den  Erhalt  von  284  Pfd.  Hlr.  der  auf  den  6.  Januar 
fälligen  Beichssteuer.  Die  andere  Hälfte  erhält  der  Freiherr 
Wilhelm  von  Bechberg  regelmässig  in  zwei  Zielem,  so  am 
11.  November  1363,  am  12.  August  1368,  am  1.  Mai  1374. 

**)  Bazing  und  Veeaenmeyer,  Ulmer  Urknndenbach,  Bd.  2,  Mapt 
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Im   Jahre    1867   war   der   Barggraf   Friedrich    von 
Nftrnberg  Beichslandyogt  in  Oberschwaben  geworden  nnd 
hatte  den  15  Städten  der  Beichslandyogtei  versprochen, 
sie  bei  ihren  Rechten  zu  lassen.  Da  drohte  im  Jahre  1870 
dem  Besitzrecht  der  Stadt  auf  das  Amtmannsamt  neue 
Gefahr.    Am  7.  Januar  1870  war  seitens  des  Reichs  von 
Prag  aus    der  Befehl    an    die  Stadt   eingetroffen,    den 
Wilhelm  von  Rechberg  in  das  Amtsmannsamt  einzusetzen; 
der   Rat   hatte    infolgedessen   am   8.  Februar    1870  be- 
schlossen, die  Erhebung  des  Umgelds  so  lange  zu  unter- 
lassen, bis  das  Reich  der  Stadt  das  Recht  zum  Einzüge 
nea  verleihen  werde,  und  der  alte  und  der  neue  Rat  hatten 
eine  Verabredung  getroffen,  sich  um  jeden  Preis  die  Ge- 
rechtigkeiten des  Amtmannsamts,  des  Ümgelds,  der  Einung 
und  der  Hflnze  zu  erhalten,  nachdem  der  Bürgermeister,  der 
Rat  nnd  „alle  Bürger  gemeinlich''  den  beiden  Räten  volle 
Gewalt  in  der  Sache  übertragen  hatten.   Am  28.  April  1870 
kam  denn  auch  in  Nürnberg  ein  Vergleich  der  Stadt  Ulm 
mit  dem  Reiche  dahin  zu  stände,  dass  dasselbe  versprach, 
den  ülmem  zur  Verteidigung  ihrer  Freiheiten  und  Rechte 
beizustehen,    wie  auch  König  Wenzel  das  gleiche  Ver- 
sprechen auf  die  Dauer  der  Regierung  seines  Vaters  gab. 
Am  14.  September  1871  hat  die  Stadt  Ulm  laut  Befehl 
des  Reichs  aus  Prag  erstmals  ihre  Reichssteuer  dem  neu 
ernannten    Reichslandvogt    von   Oberschwaben  Burggraf 
Friedrich  von  Nürnberg  zu  bezahlen,  deren  Erhalt  von 
875  Pfd.  Hlr.  dieser  am  15.  Januar  1872  bescheinigt,  ebenso 
wie  dieser  am  9.  Oktober  1875  die  Steuer  der  Reichsland- 
vogtei  erhält  Wie  1872  Frankfurt  sein  Schultheissenamt 
wieder  einlöst,  so  wird  auch  in  Ulm,  nachdem  die  Stadt 
diese  Ge&lle  eingelöst  hat,  um  das  Jahr  1878  seitens  der 
Stadt  all  ihren  Bürgern  die  Erwerbung  der  Reichsgeflllle, 
wie    des  Amtmannsamts,  des  ümgelds  und  der  anderen 
städtischen  Nutzungen  aufs  neue  verboten  und  am  28.  April 
1375  allen  Bürger  auf  8  Jahre  strengstens  untersagt,  den 
Rat  in  irgend  einer  Weise  zu  „schätzen'',  d.  h.  unmittel- 
bare Steuern  von  ihm  zu  erheben,  und  am  81.  Mai  1875 
überlässt    die   Reichskammer   der  Stadt   wiederholt    das 
Reichsamtmannsamt,  diesmal  aber  nur  noch  auf  2  Jahre.^^) 
Seit  der  Städtebund  fest  gefügt  ist,  erfolgt  die  Ablieferung 
der  Reichssteuer  an  das  Reich  gemeinschaftlich  durch  die 
Bandeskasse  in  Ulm.    So  bescheinigt  am  19.  März  1880 
von  Frankfurt  aus  König  Wenzel  den  Städten  in  Schwaben 
den  Erhalt  der  auf  Martini  M\ig  gewesenen  Reichssteuern. 
Auch  in  Ulm  sehen  wir  die  Judengemeinde  nach 
dem  JaJire  1349   ruhig  weiterbestehen.     Ein  hebräischer 

*^)  Baadng  nnd  Veesenmeyer,  Ulmer  Urkondenbacli,  Bd  2.,  Mspt 

21 


Grabstein  des  Babbüiers  Hoses,  ^Abt  ferschiedea  ist  am 
ersten  Ta«:e  im  Eislew  102  der  mindern  Beehniing  (1S41) 
and  den  Wonach   ansspricbt,   es   möge  seine   Seele  im 
Qenrt&a  Eden  mit   den   Gerechten   in  Ehngkeit   rohen", 
zeigt  ans,  dass  im  Jahre  1841  die  ülmer  Jadengemeinde 
ihr  geistliches  Haapt  verloren  hat**),  and  am  6.  Janaar  1351 
bestätigt  König  Karl  IV.  von  Prag  ans  dem  Wiliielm  yon 
Bechberg,  Sohn  Albrechts   von  Bechberg,  neben  der 
Pfandschaft  anf  den  Ertrag  des  Ulmer  Amtmannsamta,  d^ 
Beichsbfirgcorsteaer ,  der   Beichsweinstener,  des  Uoigelds 
and  der  Beichssölle  auch  den  Ertrag  der  Ulmer  Beichs- 
jadensteaer/^)    Aach  die  Ulmer  Jadengemeinde  hatte 
damals  wie  die  Jidengraieinden  in  anderen  Städten  wieder 
eine   Synagoge  oder   Jadenschale,   einw  Freihof 
(Jadenhof),  ein  eigenes  Hospital  and  einen  Friedhof 
erhalten,  welch'  letzterer  hinter  der  SchweetermUhle  an 
der  Blan  lag.   Westlich  oberhalb  des  Gremlingertarms 
oder  grflnen  Tanns,  wie  er  wegen  seiner  grflnen  Dach- 
platten hiess,  meldet  Felix  Fabri,  fliesst  die  Blan  dnreh 
jEwei  grosse  stark  befestigte  Bogen  in  die  Stadt  ein,  welche 
mit  eisernen  Gittern  wohl  verwahrt  sind.    Dort  ist  ein 
H&aschen  an  der  Manar,  in  welchem  ein  Wass^rweric  mit 
Hflfalrad  f&r  den  Wasserbedarf  der  Stadt  sorgt,  indem  das 
WsAser  dorch  eine  Böhrenleitong  in  die  fiftaser  der  Birger 
f&hrt     Innerhalb  der  Haoer    aber   steht  das  Haas  der 
Deatschordeasherren  zur  heiligen  Maria,  w&hrend  ansaerhalb 
derselben  einige  Mühlen  stehen  sowie  einige  Jadenhin ser 
and  deren  Friedhof  sich  befindete '^    Am  5.  Mai  1354 
aberlassen  der  Bitter  Konrad  (Bot?)  der  Sef fler  and 
Erafft.  der  Sohn  des  seligen  Lnts  Kr  äfft,  d^  Ubner 
„Jüdischheit^   die  Synagoge  mit  dem  Schalhofe 
beim  früheren  Jadentanshaase  mit  dem  dasn  gehörigen 
Keller  als  Aftererblehen,  eine  Liegenschaft,  die  sie  selbst 
als  Erblehen  von  der  Kirche  zn  St  Moriz  in  Angsborg 
im  Besitze   haben,  and  im  Jahre  1356   überlassen   dar 
Bürgermeister  Ulrich  Bot,  Sohn  des  Otto  Bot  in  Ulm,  and 
Walter  Bitterlin  der  Ulmer  Jadengemeinde  den  Jaden- 
fcirchbof  vor  Aena  Neaenthore  als  Zinslehen.    Man  sieht 
nach  ans  diesen  Nachrichten  wieder,  die  Jaden  in  Ulm  bUdea 
eine  eigene  Gemeinde,  eine  Zanft&milie  mit  Zwangsfcörper- 
schafitsrechten;  es  ist  das  genossenschaftliche  Prinzip  des 
Mittelalt^s,  das  aach  für  den  Jaden  einen  Zwangsrer- 
band   wie  für  jede  christliche   ErwarbsgeseUsehaft   be- 

YBeseDmejer,  Ülm-Obarsctiwabeii,  Nene  Reilie,  Heft  2.  B.  46  iL 
j  VeeBenmeyer,  Fabris  Tractatus,  B.  4$.    Hassler:  Verli.  d.  Ver.  f. 
iÜMSt  «od  Altectem.  1866.    Jl^ar,  üla,  8.  898.     Mattier,  Dtnticta 
Stftdtewesen,  Bd.  8,  B.  509.    ScholteB,  Chronik. 


^ 


^^e^f  Ja  816  geniefisen  sogar  ein  besonderes  Vorrecht, 
indem  ein  Aosnahmegesets  infolge  der  damaligen  Ueber- 
griffe  des  erregten  Volksgeistes  flir  sie  entsteht ,  welches 
bestimmt,  dass  künftig  jede  Unzucht,  d.  1l  jeder  thät- 
liche  Angriff  gegen  einen  Jaden  doppelt  gebflsst 
werden  solle  *^),  und  welches  der  Furcht  des  Ulmer  Stadt» 
rats  seine  Elntstehung  verdankte,  durch  Ereignisse  wie  die 
vorangegangenen  Judenkrawalle  in  schweren  wirtschaft- 
lichen Schaden  und  Verwicklungen  mit  der  Beichsgewalt 
oder  anderen  Beichsst&nden  zu  kommen.  Der  Ertrag, 
den  die  Juden  den  Stftdtekammem  durch  ihre  Abgaben 
brachten,  war  fOr  die  nach  rein  fiskalischen  Gesichtspunkten 
rechnenden  Stadtverwaltungen  immer  wieder  verlockend 
und  liess  sie  in  ihrer  Gtoldnot  fiber  den  Schaden  wegsehen, 
den  sie  dadurch  dem  ansftssigen  G^eschftftsmanne  zufBgten, 
und  so  wurde,  seit  der  Ertrag  der  Judenreichssteuem 
grossen  Teils  in  die  Hände  der  Beichsstädte  übergegangen 
war,  von  diesen  der  Judenschatz  in  kr&ftiger  We&e  ge- 
handhabt. 

Eine  weitere  die  Ulmer  Juden  betreffende  Urkunde 
stammt  vom  Jahre  1871.  Am  19.  Mftrz  1871  nftmlich 
bekennen  die  Jüdin  Moses  (Mosey),  die  Witwe  des  Juden 
von  Ehingen,  und  ihre  Muhme,  dass  sie  dem  Tucbscheerer 
Heinrich  und  dessen  Ehewirtin  aus  dem  diesem  abgekauften 
Hause  zu  Ulm  einen  Zins  schuldig  sind.*')  Was  aus  allen 
diesen  Nachrichten  also  mit  Sicherheit  erhellt,  ist,  dass 
damals  in  Ulm  eine  wohl  entwickelte  Judengemeinde 
mit  eigener  Synagoge  u.  s,  w.  bestand,  wie  man  solche 
auch  in  anderen  Beichstftdten  meistens  findet 


18)    Die  JidenseliKtBiiiig  von  1878» 

Wenn  man  die  politischen  Verhältnisse  des  deutschen 
Beichs  am  AnüEUige  der  70  er  Jahre  des  14.  Jahrhunderts 
betrachtet,  so  findet  man  als  das  nächste  Ziel  Kaiser 
Karls  IV.  damals  die  Erwerbung  der  Markgrafschaft 
Brandenburg  ffir  das  Reich,  welche  seiner  im  Be* 
fiitze  des  Hauses  Bayern  gestanden  hatte.  Das  war  ihm 
denn  auch  geglflckt  und  am  2.  Oktober  1872  hatte  der 
Kaiser  in  Prag  seine  Söhne  mit  der  neuen  Erwerbung 
des  Beichs  belehnt.  Jetzt  aber  galt  es  ftkr  den  Kaiser, 
Geld  zu  beschaffen,  um  den  Verbindlichkeiten  nach- 
zukommen, welche  diese  Erwerbung  der  Mkrkgrafischaft 
—       ~ 

•^  Sdunid,  Botet  Buch,  Ifapt,  Ulm.  ArcU v,  8.  V. 
**)  Baiing  uad  Yaeteniiieyar,  Ülmer  üiiniiidepbwii»  Bd.  8,  Mq^. 
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der  Beichskammer  auferlegt  hatte.  So  beauftragte  der 
Kaiser  denn  den  Landeshauptmann  Boris  von  Biesen- 
burg, im  Verein  mit  dem  Grafen  Eberhard  dem 
Greiner  von  Wirtemberg  den  Einzug  der  nötigen 
Summen  in  Schwaben  zu  bewerkstelligen  und  die  Ab- 
lieferung der  Gelder  nach  Nürnberg  zu  besorgen,  wo 
sie  der  Prager  Bflrger  Eberhard  von  Mfihlhausen 
bei  Gannstatt^)  in  Empfang  zu  nehmen  und  nach  Prag 
zu  schaffen  hatte.  Graf  Eberhard  von  Wirtemberg  war 
damals  gerade  vor  den  Papst  Gregor  XI.  nach  Ayignon 
geladen,  weil  er  sich  gegen  das  Bistum  Pas  sau  schwer 
vergangen  haben  sollte ,  und  der.  Kaiser  hatte  ihm  in  der 
Sache  seinen  Beistand  geliehen.  Man  war  am  päpstlichen 
Hofe  wenig  gflnstig  auf  das  Haus  Wirtemberg  zu  sprechen. 
Die  Grafen  von  Wirtemberg,  meldet  Papst  Pius  IL,  haben 
eine  grosse  Macht  in  Schwaben  und  obgleich  sie  die  fllrst- 
Uche  WOrde  nicht  besitzen,  stehen  sie  doch  hoch  Aber 
vielen  Forsten.  Man  hält  sie  indess  für  unbillig  (improbi) 
und  anmassend  (insolentes),  weil  sie  sich  weder  dem  päpst- 
lichen Stuhle  noch  dem  heiligen  Beiche  fBgen.*)  Im  Früh- 
jahr 1873  sollten  entrichten  die  Beichsbflrgergemeinde  Ulm 
an  Pfingsten,  den  5.  Juni,  18,000  Gulden*)  und  die  Juden 
von  Ulm  12,000  Gulden,  Beutlingen  17,000,  Esslingen 
10,000  Gulden,  BottweU  5000,  Nördlingen  8200,  Hall  2400, 
Dinkelsbühl  2000,  Gmünd  1600,  WeU  1600,  Wimpfen  1200, 
Bopflngen  1000,  Donauwörth  800,  Weinsberg  800,  wozn 
immer  noch  die  Beiträge  der  betreffenden  Judengemeinden 
traten.  Auf  Lichtmess  1874,  meldet  die  Augsburger  Chronik 
von  Burkhard  Zink,  sandte  der  Kaiser  einen  angesehenen 
Bat  mit  Vollmacht  nach  Gmünd  und  Hess  durch  ihn  den 
Beichsstädten  mitteilen,  dass  er  eine  grosse  Forderung 
bei  ihnen  geltend  machen  müsse.  Die  Städte  verständigten 
sich  darauf  mit  den  kaiserlichen  Bäten  dahin,  dass  die 
Stadt  Ulm  mit  ihren  Bundesstädten  72,000  Gulden  geben 
sollte  und  ihre  Juden  12,000  Gulden,  die  Städte  Nörd- 
lingen, Dinkelsbühl,  Bopflngen,  Donauwörth  und  die 
8  Städte  jenseits  der  Alp  70,000  Gulden,  Hemmingen 
11,000  Gulden,  Augsburg  37,000  Gulden.  Eine  solche 
unbillige  Schätzung  sei  seither  noch  von  keinem  Kaiser 
vorgenommen  worden  und  es  sei  infolge  derselben  nötig 
geworden,  dass  die  Beichsstädte  Leibrenten  ausgeben 

1)  Der  Brader  Eberhards,  der  Prager  Borger  Reinhard  von  MflU- 
hansen,  starb  1880. 

*)  Fiflcher^Deataehe  HandelageBchichte,  Bd.  1,  &  240. 

*)  8t&lin,  Wlrtemberriiche  Geschichte,  Bd.  8,  8.  811.  Fischer,  Hsa- 
delsgeschichte,  Bd.  2,  B.  254.  Steinhofer,  Wirtembergische  Chronik,  S.  73. 
H&berlio,  Beichshistorie,  Bd.  4,  a  81.  Sattler,  Geschichte  der  Gram  tos 
Wirtemberg,  Bd.  8,  S.  288  f. 


—    825    — 

mnssten  in  der  Art,  dass  je  ein  Golden  Leibrente  für 
5  Gülden   bezahlt  wurde.  ^)    So    habe    an  Hartini,   den 
11.  November  1372  der  Graf  Eberhard  von  Wirtemberg, 
der  Freiherr  Boris  von  Biesenbnrg  and  der  Freiherr  von 
Hohenlohe  eine  Botschaft  nach  Angsbnrg  geschickt,  die 
Stadt  solle  einen  Bevollmächtigten  nach  Eirchheimn/  Teck 
senden,  da  das  Beich  45,000  Mark  von   der  Stadt  be- 
nötige, nnd  es  sei  dann  ein  Vergleich  mit  dem  Freiherm 
Boris  von  Biesenbnrg  nnd  Enno  von  Golditz  zu- 
stande gekommen,  dass  Angsbnrg  86,000  Golden  in  zwei 
gleichen  Zielem,  aof  Lichtmess  ond  Georgi,  zahlen  solle, 
ülman  Stromer  meldet  flir  Ulm  40,000  Golden,  Hektor 
HtOilich  fttr  Ulm  nnd  einige  andere  Städte  52,000  Golden. 
Nach  den  orkondlichen  Nachrichten  hat  die  Stadt  Ulm  am 
4.  Joni  nnd  am  17.  Aogost  1873  zosammen  36,000  Golden 
beaahlt")   Stetten  meldet,  dass  Aogsborg  gegenüber  der 
Beichsregiemng  die  Bestätigong  der  dortigen  zünftigen 
Begimentsveränderong    von    der   Bezahlong   dieser 
Sommen  abhängig  gemacht  habe.    Das  Beich  habe   der 
Aogsborger  Joden  gemeinde  eine  besondere  Schätzung 
von  10,000  Golden  anflogen,  der  Bat   dies   aber  hinter- 
treiben  nnd   die  Joden   davor  schützen  wollen,  ids  die 
kaiserlichen  Kommissäre  mit  Gewalt  vorgehen   wollten. 
Der  Kaiser  sei  darüber  so  erzürnt  gewesen,  dass  er  einigen 
benachbarten  Edelleoten  Freibriefe  gegen  die  Stadt  aos- 
gefertigt  habe,   woraof  der   Bat  erschreckt  om  Gnade 
gebeten  ond  diese  nach  einigen  unvermeidlichen  Geschenken 
ond  nach   erfolgtem  Versprechen,  die  Summe  bei  den 
Juden   aufzunehmen,  erhalten   habe.    Zur  Sicherstellung 
der  Sommen  haben  die  reichsten  Bürger  der  Stadt  sowie 
eine  Anzahl  Edelleote,   welche   im   Aosbürgerrechte 
der  Stadt  standen,  sich  verpflichten  müssen,  im  Falle  der 
Nichtbezahlong    nach    Geiselschaftsrecht    mit   Boss    und 
Harnisch  in  offenen  Herbergen  in  Kirchheim  sich  zu  stellen, 
und  diese  Bürgschaft  beschwören  müssen.^)    Die  Bürger 
aber  haben  infolge  dessen  ihr  Gold-   und   Silbergeschirr 
auft  Bathaus  bringen  müssen  und  es  sei  angeordnet  worden, 
dass  alle  Pflegschaftsgelder  gegen  Verzinsung  der  Stadt 
zur  Verfügung  zu  steUen  seien;  man  habe  eine  doppelte 
Vermögenssteuerumlage  erhoben  und  jedermann,  der  dies 
gewünscht    habe,    Leibrenten    verkauft,    näioilich    auf 
zwei  Leiber  einen  Leib  um  7  oder  8  Gulden,   oder  auf 
1  Leib  einen  um  5  Gulden,  doch  alles  mit  dem  Vorbehalte 
jederzeitiger  Kündigung;  femer  sei  auf  alle  Waren,  welche 
der  Mensch  gebrauche  und  geniesse,  ein  Umgeld  gesetzt 


? 


H^,  Stldtechroiii^,  Bd.  2,  S.  7.  Bd.  1,  8.  82. 
StetteD,  AagBborger  Chronik,  8.  12i  f. 


worden  und  da  der  Bat  besorgt  habe,  es  mOchte  wegen 
diieses  Umgelds  Klage  beim  Reiche  einlaufen  nnd  die  Stadt 
dann  bestraft  werden,  so  habe  sie  vorher  beim  Beiche  die 
Erlaubnis  hiezn  ausgewirkt.  So  sei  es  Angsbnrg  mög- 
lieh geworden,  die  erste  H&lfte  der  verlangten  Summe 
sosammen  zn  bringen  nnd  anf  Lichtmess  1873  nach 
Nördlingen  an  die  kaiserlichen  Kommissare  Kraft  von 
Hohenlohe,  Knno  von  Colditz  nnd  Boris  von  Biesenburg 
abzuliefern,  w&hrend  die  rweite  H&lfte  vom  Beiche  den 
Herzogen  von  Bayern  und  dem  Grafen  Eberhard  von 
Wirtemberg  angewiesen  und  auf  den  festgesetzten  Termin 
in  Friedberg  bei  Augsburg  bezahlt  worden  seL*)  Im 
Jahre  1878,  berichtet  weiter  die  Steinhofer'sche  Chronik, 
begehrte  unter  Qraf  Eberhard  dem  Greiner  die  Ora&chaft 
Wirtemberg  durch  ihre  Gtesandten  Ulrich  von  Hersbuig 
und  Conrad  von  Beuss  als  kaiserlichen  Kommissftren 
namens  des  Beichs  von  der  Stadt  Augsburg,  dass  alle 
in  Augsburg  wohnhaften  Juden  mit  Hab  und  Out  an 
Wirtemberg  ausgeliefert  werden,  d.  h.  dass  die  gesamten 
Steuergefftlle  der  Augsburger  Judengemeinde 
kflinftig  nicht  mehr  der  Stadt  Augsburg,  sondern  der  Grsf- 
Schaft  Wirtemberg  zufallen  sollten ;  allein  der  Bat  der  Stadt 
weigerte  sich  dessen  und  verbot  seinen  Juden  bei  Strafe 
an  Leib  und  Leben,  aus  der  Stadt  zu  ziehen,  worauf  in 
Kirchheim  u./Teck  durch  die  Augsburger  Bflrger  Johann 
Gossenbrot,  Conrad  Ilsung  und  Ulrich  Hover,  welche  von 
Augsburg  aus  dahin  gekommen  waren,  ein  Vergleich  zn 
Stande  gebracht  wurde,  nach  dem  statt  der  45,000  Gulden, 
welche  Wirtemberg  als  Abfindungssumme  gefordert  hatte, 
86,000  Gulden  vereinbart  wurden,  eine  Summe  an  der 
die  Juden  selbst  10,000  Gulden  bezahlten.  Die  Aus- 
zahlung hatte  in  der  Art  zu  erfolgen,  dass  auf  Lichtmess 
18,000  Gulden  und  auf  Gteorgi  der  Best  zu  erlegen  war. 
Geschah  dies  nicht,  so  hatten  die  genannten  3  Augsburger 
Bflrger  sich  zur  Leistung  nach  Geiselschaftsrecht  in 
Kirchheim  u./Teck  zu  stellen  und  die  Stadt  Augsburg 
sollte  solange  in  der  Acht  sein,  bis  die  Summe  bezahlt 
war.  Das  Geld  wurde  denn  auch  auf  die  bestimmte  Zeit 
pfinktUch  seitens  der  Stadt  bezahlt  Im  Gkmzen  sollen 
damals  die  sohwftbischen  und  elsftssischen  St&dte  Aber 
800,000  Gulden  an  das  Beioh  geleistet  haben. 

Auch  inBegensburg  fUirte  die  Sache  zu  Schwierig- 
keit Das  Beioh  hatte  dem  Herzog  Friedrich  von  Bayern, 
der  damals  das  Burggrafenamt  von  Begensburg  inne- 
hatte,  den  Befehl   zugehen    lassen,  die  Steuer  bei  der 

*)  Stetten,  Aiigtbiii|;er  ChronUc,  8.  190  t 
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Begensbnrger  Jndengemeinde  einsatreiben.  Der  Rat  der 
BegeBsbuTger  BeiehsbOrgergemeinde  batte  sieb  aber  sofort 
der  AosfObrnng  widersetzt,  da  ein  grosser  Teil  der  Juden- 
gemeinde  gedrobt  batte,  R^ensbnrg  an  verlassen,  wenn 
die  Steuer  zur  Dnrebf&bnmg  komme,  worauf  das  Beieb 
aber  dem  Bat  strengen  BefeU  zustellte,  dem  Burggrafenamt 
bei  der  Einziebung  der  Steuer  niebts  in  den  Weg  zu 
legen,  so  dass  die  Judengemeinde  schliesslicb  die  auf- 
erlegten 4000  Oulden  Gold  bezablte,  w&hrend  die  Juden, 
weldie  mit  dem  Yeriassen  der  Stadt  gedrobt  batten,  im 
Jabre  1374  gezwungen  wurden,  sieb  zu  yerpflicbten,  dass 
weder  sie  noeb  sonst  jemand  von  der  Gemeinde  innerbalb 
der  nacbsten  12  Jabre  ans  der  Stadt  zieben  oder  etwas 
gegen  die  Stadt  untemebmen,  sondern  ibre  Steuern  ge- 
m&ss  den  Anordnungen  des  Bats  entriebten  werden.^ 

Am  18.  August  1S7S  verpfllndete  sodann  Kaiser 
Karl  IV.  die  Beicbsstädte  Nördlingen,  Donauw5rtb, 
Dinkelsbfibl  und  Bopfingen  seinem  Sehwiegersobne, 
dem  Hersog  Otto  von  Bayern,  für  100,000  Gulden,  welebe 
er  diesem  fibr  die  Verziebtleistung  auf  die  Markgrafsebaft 
Brandenburg  sebuldig  geworden  war,  und  am  8.  Fe- 
brnar  1874  fibertrug  der  Kaiser  den  Herzögen  Stepban  ü. 
und  Friedrieb  von  Bayern  die  Beiebslandyogtei  Ober- 
schwaben (24  St&dte),  ebenso  am  1.  Oktober  1874  die 
Beicbslandrogtei  im  Elsass  und  im  Jabre  1876  die  Beiebs- 
landyogtei zu  Augsburg.^ 


14)  Der  Jude  JlekUn  und  der  Kauf  der  HerrseliAft 
If  vdenberg  dureh  die  Stadt  ülin. 

Vielleicht  eine  der  interessantesten  Figuren  aus  der 
flberaus  reiebbewegten  Judengeschicbte  des  14.  Jahr- 
hunderts ist  der  Ulmer  Grossjude  Jäcklin.^)  In  Ulm 
wohnend  ist  er  jahrzehntelang  der  alhnftchtire  Credit- 
geber  der  Stadtgemeinde  wie  namentlicn  der  tief 
Terschuldeten  benachbarten  Graüschaften  Helfenstein 
und  Albeck.  üeber  seine  Familienrerhftltnisse 
wissen  wir  nur  soyiel,  dass  Jftcklin  der  Tochtermann  des 
Juden  Moses  Qfozze)  yon  Ehingen,  yerheiratet  und 
Familienyater,  Pfahlbflrger  yon  Ulm  und  wahrscheinlich 
Vorstand  oder  Judenmeister  der  dortigen  Judengemeinde 

])  GeneiMr,  Bageasbnner  Gkrozik,  Bd  2,  8.  174  f. 

")  salin,  Wirtembeigi«^  Geschichte,  Bd.  8,  8.  811. 

*)  Die  Veilcleiiienmssform  JAcklin  statt  Jakob  entsprieht  dem  d»- 
oaünn  Bpracbgebrancbe,  welcher  aus  Nagel  Nftcele,  aas  Krail  ErlAle, 
Ml  Vogel  Yögdi,  ans  Laub  Liabte  o.  s.  w.  madtt. 
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war.  Die  Söhne  Jftcklins  waren  grosse  Gtoschiftdeate  in 
Strassbarg  und  Bentlingen.*)  Aber  lassen  wir  die 
Urkunden  reden. 

Im  Laufe  des  Jahrs  1376  war  seitens  des  Grafen 
Eberhard  des  Oreiners  von  Wirtemberg  bei  dem 
Reichsgericht  eine  Klage  gegen  den  Juden  J&cklin 
(Jakob)  yon  Ulm  auf  die  Summe  von  4000  Mark  Silber 
erfolgt  und  der  Graf  war  mit  dieser  Klage  durchge- 
drungen, indem  am  5.  September  1876  der  Kaiser  aUen 
geistlichen  und  weltlichen  Forsten,  Grafen,  Freien,  Dienst- 
leuten, Rittern,  Knechten,  Richtern,  Städten,  (Gemeinden 
u.  s.  w.  mitteilt,  dass  er  den  Juden  J&cklin,  den  Tochter- 
mann des  Moses  yon  Ehingen,  gesessen  zu  Ulm,  sein  Weib 
und  seine  Kinder  aus  allem  iSrieden  genommen  und  in  des 
heiligen  Reichs  Unfrieden  gesetzt  und  jedermann  erlaubt 
habe,  deren  Leib  und  Gut  wegen  der  Klage  des  Grafen 
Eberhard  yon  Wirtemberg  zu  ergreifen,  der  dies  durch 
Seifried  Steinheimer  yor  des  Kaisers  Kammermeister  recht 
und  redlich  auf  die  betreffenden  Juden  erklagt  habe,  wie 
er  auch  auf  diese  Juden  4000  Mark  Silber  erklagt  habe. 
Der  Kaiser  gebietet  darum  allen  Genannten  bei  Strafe 
durch  das  kaiserliche  Hofgericht,  diese  Juden  weder  zQ 
hausen  noch  zu  hofen,  ihnen  weder  zu  essen  noch  zu 
trinken  zu  geben  und  keine  Gemeinschaft  mit  ihnen  zu 
haben,  sondern  dem  Grafen  yon  Wirtemberg  beholfen  zu 
sein,  deren  Leib  und  Gut  in  seinen  Besitz  zu  bringen, 
falls  der  Graf  irgend  jemand  in  irgend  einer  Stadt,  Feste 
oder  einem  Gericht  darum  ansprechen  sollte,  bis  die  be- 
treffenden Juden  aus  der  Acht  gekommen  seien  und  dem 
Grafen  yon  Wirtemberg  die  diesem  schuldigen  4000  Mark 
Silber  gänzlich  bezahlt  haben.')  Dieser  Rechtsakt  geht 
der  ende  September  beginnenden  Belagerung  der  Stadt 
durch  die  Reichsarmee  unter  FtQirung  des  Kaisers  un- 
mittelbar yoraus  und  der  Grund,  warum  der  Jude  Jäcklin 
der  Grafschaft  Wirtemberg  die  4000  Gulden  schuldig 
geworden  war,  lag  wohl  in  einer  nicht  bezahlten 
Steuerforderung  des  Grafen.  So  ermächtigt  z.  B.  im 
Jahre  1881  das  Reich  unter  König  Wenzel  den  Herzog 
Friedrich  yon  Bayern  und  den  Landgrafen  Johann  von 
Leuchtenberg,  eine  ausserordentliche  Steuer  yon  der 
Judengemeinde  in  Regensburg  zu  erheben.  Der  Bat 
yon  Regensburg  beruft  sich  aber  auf  sein  Freiheits- 
recht  und  schlägt  die  Erhebung  ab,  worauf  der 
Herzog  Friedrich  yon  Bayern  als  Burggraf  yon  Regens- 

")  JEtatlingen^  worunter  auch  Riedlingen  ?entanden  mn  kuin. 
*)  Presael,  Geschichle  der  Jadien  in  Ulm,  8.  81  f. 
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barg  gegen  die  Stadt  mobil  macht,  bis  ein  Vergleich 
dahin  xa  Stande  kommt,  dass  das  Hofgericht  die  Sache 
entscheiden  solle,  das  sodann  der  Stadt  nnd  der  Juden- 
gemeinde ihr  altes  Becht  bestätigt,  aber  ihr  eine  Bosse 
von  4000  Onlden  anferlegt^)  Man  sieht,  der  Fall  liegt 
ähnlich  bis  auf  die  Streitsnmme. 

Was  ans  bei  dieser  Belagerang  von  Ulm  annächst 
beschäftigen  mass,  ist  die  wichtige  Bolle,  welche  bei  der- 
selben  der   Graf  Heinrich  yon  Werdenberg-Albeck 
spielt.    Die  Herren  von  Alb  eck  waren  seit  den  ältesten 
Zeiten  Besitzer  der  Schatzvogtei  über  das  Michaels- 
oder   Wengenkloster   bei   Ulm,    wie    die  betreffende 
Stiftungsnrknnde  vom  Jahre  1183  zeigt,  in  welcher 
Herr  Witegan  von  Albeck  zum  Schatzvogt  dieses 
Klosters  bestellt  wird.^)    Wie  non  Ulm  von  der  Graf- 
schaft Wirtemberg  loskommen  will,  welcher  die  Schntz- 
Yogtei  über  den  Bebenhanser  Besitz  in  Ulm  zusteht, 
so  will  die  Stadt  die  Bechte  erwerben,  welche  den  Grafen 
yon  Werdenberg-Albeck  alsWengenklostervögten 
in  Ulm   zustehen.    Das  Klosteryogtrecht   Ober  das 
Augustinerwengenkloster  in    Ulm   ruhte  in   erb- 
licher Weise  auf  der  Herrschaft  Albeck.    Wer  im 
Besitze  der  Herrschaft  Albeck  war,  hatte  das  Patronats- 
recht  auf  das  Wengenkloster  und  wenn  es  der  Stadt  Ulm 
gelang,  in  den  Besitz  der  Herrschaft  Alb  eck  zu  kommen, 
kam  sie  damit  auch  in  den  Besitz  der  Vogtei  fiber  das 
Wengenkloster;    so    rechneten   wenigstens    die    Ulmer, 
während  die  Augustiner  zu  den  Wengen  den  Stiftungs- 
brief wohl  richtiger  dahin  auslegten,  dass  die  Wengen- 
yogtei  nur  auf  der  Familie  des  Stifters  ruhe  und 
mit  deren  Erlöschen  an  das  Kloster  Beichenau  heim- 
gefallen sei.    Unter  diesem  Gesichtspunkt  sind  der  Ab- 
bruch des  Wengenklosters  während  der  Belagerung   der 
Stadt  im  Jahre  1376  und  der  im  Jahre  1377  unter  der 
Hilfe  der  Ulmer  Judengemeinde  zu  stände  gekommene 
Erwerb  der  Herrschaft  Albeck  eine  Sache,  welche 
flbr  die  Ulmer  Verfassungsyerhältnisse  jener  Zeit  yon  hoher 
Wichtigkeit  ist. 

Man  hat  yon  den  Grafen  yon  Werdenberg-Albeck 
mannigfache  ältere  Nachrichten.  Am  27.  März  1313  hatten 
Graf  Heinrich  yon  Werdenberg-Albeck  und  seine 
Fran  Hertha  yon  Kirchberg  ihre  Besitzungen  in  Göt- 
tingen, Haslach  und  Witthau  an  Heinrich  Bot 
von  Schreckenstein  und  Leibrand  Strölin,  des 
Peters  Sohn,  yerkauft  und  am  14.  September  1360  yer- 

*)  Gemeiner  Begensborger  Chronik,  Bd.  2,  S.  197  ff. 
^  Presse],  Ülmisches  ürknndenbach,  8.  35  ff. 
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kauft  Oraf  Heinrieli  eine  Anzahl  Oüter  und  Zinsi^fitte  ai 
den  Ton  seiner  Ehefran,  Grifin  Bertha  ron  Eirchberg,  an 
das  Wengenkloster  bei  Utan  gestifteten  AHar,  wobd 
die  Grafen  Eberhard  von  Werdenberg  und  Wilhelm 
Ton  Eirchberg  nnd  andere  dem  Altbfirgermeister 
Leibrand  Bürgschaft  leisten ,  w&hrend  die  Oheime  des 
Verk&nfers,  die  Grafen  Heinrich  ron  Werdenberg, 
Eberhard  nnd  Ulrich  Ton  Wirtemberg  und  der 
Brnder  Heinrichs ,  Graf  Eberhard  ron  Werdenberg,  n- 
stimmen.  Schon  am  10.  Oktober  1815  schliesst  das 
Wengenkloster  einen  Vertrag  mit  seinem  damaligen, 
nach  dem  Aussterben  der  Familie  der  Herren  tob 
Albeck  vom  Kloster  Beichenan  neu  emanntea 
SchntzTogt,  dem  Grafen  Bndolf  von  Werdenberg- 
Albeck,  ab.*)  Am  19.  September  1328  hatte  das 
Kloster  den  Abt  Ton  Beichenan  nm  Bestätigung  seiaes 
nengew&hlten  Propstes  Berthold  von  Angsbnrg  ge- 
beten, nachdem  der  seitherige  Ftopst  Johannes  Koprel 
freiwillig  zurückgetreten  war,  und  am  11.  September  1887 
war  wiederholt  die  Wahl  eines  neuen  Wengenpropstes 
erfolgt,  indrai  die  Chorherren  Johann  Koprel  und 
Budolf  Kunzelmann  den  Priester  Trutlieb  Laidolf 
als  Propst  aufstellen,  der  aber  am  15.  Februar  1S53  infolge 
einer  üebereinknnft  mit  dem  Konvent  auf  S  Jahre  das 
Wengenkloster  verlässt  Seither  hatte  es  neue  Streitig- 
keiten in  dem  Kloster  gegeben,  betrefb  deren  am  24.  Apnl 
1376  der  Bischef  Heinrich  von  Konstanz,  seine  Un- 
zuständigkeit anerkennend,  seine  VerfHgungen  gegen  den 
bei  ihm  verklagten  Wengenpropst  Konrad  von  Ballen- 
dorf zurfickgenommen  und  eingeräumt  hatte,  dass  das 
Wengenkloster  unter  der  Gerichtsbarkeit  der  Abtei 
Beichenan  stehe.*)  Im  Jahre  1361  verschreibt  Graf 
Heinrich  von  Werdenberg  Schloss  und  Stadt  Al- 
beck als  offenes  Haus  dem  Beiche,  wofttr  ihn  dieses 
in  den  Beichsschutz  aufDimmf)  Am  26.  August  1362 
entlässt  Graf  Heinrich  einen  seiner  Leibeigenen  aus  seiner 
Landesherrschaft  und  gestattet  ihm  die  Erwerbung  dM 
Ulmer  Bürgerrechts.  Am  4.  März  1364  bittet  Graf  Heinrieh 
von  der  Burg  Albeck  aus  den  Bischof  Marquard  von 
Augsburg  um  Bestätigung  des  von  ihm  ernannten  Kap- 
lans von  St.  Nikolaus  bei  Albeck.  Am  1.  März  1869 
verkauft  der  Amtmann  Claus  von  Albeck,  der  jetzt 
B Arger  in  Ulm  ist,  einen  Hof  und  ein  Söldgut  zu  Hols- 
kirch,  welche  er  vom  Grafen  Eberhard  von  Werden- 


? 


Bazing  und  Veesenineyar,  Ulmer  ürkimdenbaclL  Bd.  2»  Ibpt 
SOÜiD,  Wirtembwgliche  Gescblchte«  Bd.  8,  8.  Sla 
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herg    ZQ  Lehen   hat,  an    den    Ulmer   Bürger   Eonrad 
Braanwart  von  GOttingen.     Am  2.  Dezember   1871 
vergleicht  sich  die  Dentschordenskommende  in  Ulm 
mit   dem  Orafen  Heinrich   von  Werdenberg  wegen 
einiger  streitiger  Abgaben  ans  Gütern  des  deutschen  Hanses 
in  Themmenhansen.    Am  17.  November  1872,  im  Jahre 
des  Kriegs   zwischen   den    Städten   nnd   der   Grafschaft 
Wirtemberg,  steUt  der  Graf  Heinrich  von  Werdenberg 
einen  Schnldbrief  über  ein  von  Hans  von  Laaterstein 
erhaltenes  Darlehen  ans.    Am  15.  Mai  1874  fertigt  Graf 
Heinrich   von  Werdenberg    seiner  Ehefrau   Agnes   von 
Helfenstein  einen  Empfehlungsbrief  an  den  Hofrichter 
in  Sottweily  Grafen  Budoli  von  Sulz,   aus  und  am 
2.  Juni  1374  verzichtet  Agnes  vor  dem  Hofgerichte  in 
Kottweil  gegen  eine  Abfindungssumme  zu  Gunsten  ihrer 
Brüder,    der  Grafen   von   Helfenstein,   auf  ihre   An- 
sprüche an  die  von  ihrem  Vater,  dem  Grafen  Ulrich  von 
Helfenstein,  Mnterlassenen  Güter,  der  im  Jahre  1872, 
wie  man  belmuptete,  auf  Anstiften  der  Grafen  von  Wir- 
temberg, ermordet  worden  war.^ 

Wir  haben   oben  gesehen,  wie  im  Jahre   1864  Graf 
Heinrich  von  Werdenberg  dem  Bistum  Augsburg  den  Kaplan 
von  St  Nikolaus  bei  Albeck  zur  Bestätigung  präsen- 
tiert   Jetzt  sehen  wir  diese  Kapelle,  bei  welcher  aUjährlich 
der  wichtige  „Klausenmark t^  abgehalten  wurde,  eine 
hervorragende  Bolle  in  der  Albecker  Herrschaftsfrage  er- 
langen.   Die  Stadt  Ulm  hätte  nämlich  schon  lange  gerne 
die  Gerechtigkeit  dieses  Klausenmarkts  an  sich  gebracht 
nnd  diesen  in  die  Stadt  verlegt  und  die  Geldverlegenheiten 
der  Grafschaft  schienen  ihr  hiezu  das  geeignete  Mittel. 
Schon  im  Juli  1874  hatten  es  die  ülmer  Gläubiger  des 
Grafen  von  Werdenberg  versucht,  die  Kapelle  und  das 
Spital  zu  St.  Nikolaus  bei  Albeck,  wohl  wegen  der 
Schulden  des  Grafen  bei  einigen  ülmer  Bürgern,  pfänden 
zu   lassen,   waren  aber   von   den  Gerichten    abgewiesen 
worden,  nachdem  am  18.  Juli  1874  der  Abt  Georg  von 
St  Gallen  beurkundet  hatte,  dass  das  Spital  zu  St  Niko- 
laus dem  Gotteshaus  St.  Gallen  gehöre  und  der  Abt 
dieses  Gotteshauses  cdlein  das  Vogtrecht  über  die  dortige 
Kapelle  und  das  betreffende  Spital  habe,  und  am  24.  Juli 
1874  der  jüngere  Graf  Heinrich  von  Werdenberg  erklärt 
hatte,  dass  er  weder  ein  Vogts-  noch  ein  Herrschaftsrecht 
Ober  die  betreffenden  beiden  Stücke  habe,  wie  auch  am 
17.  August  1874  der  Edelmann  Eberhard  von  Lainberg 
als  Beiehslandvogt  zu  Giengen  an  der  Brenz  anlässlieh 

^  Badnz  und  Veeienmeyer,  Ulmer  ürkondenbach,  Bd.  2.  Mspt 
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dieses  PftndimgByenachB  der  Werdenberger  Gläubiger 
erkl&rte,  dass  VermOgensst&cke  der  Kapelle  und  des  Spitals 
sa  St  Nikolaus  für  den  Grafen  nicht  pfändbar  seien.  Wer 
die  betreffenden  Gläubiger  waren,  geht  aus  der  Nachricht 
nicht  hervor,  wohl  aber  besteht  ein  Schuldbrief  der  Grafim 
Heinrich  und  Eonrad  von  Werdenberg  vom  28.  Febnur 

1375  fbr  den  Geschlechter  Johannes  Gessler  doi 
Jungen*)  in  Ulm.*®) 

Das  Hauptbestreben  Kaiser  Karls  IV.  gieng  damals 
dahin,  seinem  Sohne  Wensel  die  Zustimmung  der  Beichs- 
stände  Ar  dessen  Wahl  sum  deutschen  König  sa  yer- 
schaffen,  und  der  Kaiser  scheute  kein  Opfer,  um  seinen 
Zweck  zu  erreichen,  welcher  seinem  Hause  die  Erbfolge 
im  Reiche  sichern  sollen.  So  yerspricht  schon  am  8.  De- 
zember 1374  Graf  Eberhard  der  Greiner  von  Wirtem- 
berg  dem  Kaiser  und  seinem  Sohne  Wenzel,  den  letsteni, 
falls  er  noch  zu  Lebzeiten  seines  Vaters  oder  nach  dessen 
Tode  zom  römischen  König  gewählt  werden  sollte,  anza- 
erkennen  und  demselben  zmn  römischen  Reiche  zu  yer- 
helfen,  ebenso  erfolgt  ein  ähnliches  Versprechen  am 
24.  Dezember  1874  seitens  des  Herzogs  Albrecht  von 
Oesterreich.")  Die  Königswahl  fand  denn  auch  am 
10.  Juni  1876  in  Frankfurt  am  Main  statt  und  die 
Beichsstädte  fürchteten,  der  Kaiser  werde  zur  Auftreibung 
der  Summen,  welche  diese  Staatshandlnng  gekostet  hatte, 
ihre  Freiheitsrechte  opfern  und  mit  neuen  Verpfän- 
dungen Ton  Beichsgut  vorgehen,  wozu  die  am  27.  Juni 

1376  erfolgte  Verpfändung  der  Reichsstadt  Donauwörth 
an  Bayern  allen  Grand  bot,  weshalb  die  14  schwäbischen 
Städte  Ulm,  Konstanz,  üeberlingen,  Bavensburg,  Lindau, 
St.  Gallen,  Wangen,  Buchhorn,  Beutlingen,  Bottweil,  Mem- 
mingen, Biberach,  Isny  und  Leutkirch  am  4.  JuU  1876 
zusammentraten  und  versprachen,  einander  beizustehen 
und  gegen  jedermann  mit  Ausnahme  des  heiligen  Reichs 
zu  helfen,  der  ihre  Freiheitsrechte  durch  Schätzungen, 
d.  h.  Steuereintreibungen,  Verpfändungen  oder  anderes 
angreifen  sollte,  wobei  sie  sich  ausdrücklich  verpflichteten, 
stets  nur  gemeinschaftlich  vorzugehen,  falls  Steuermahnungen 
seitens  des  Reichs  erfolgen  sollten.  Bei  den  Bundestagen 
sollten   die  Städte  Ulm  und  Konstanz   zwei  Batsmit- 


*)  Die  Oeuler  hatten  firfiher  als  Lehendeate  der  HenOge  Ton  Oelfee^ 
reich  in  der  Markgraf  ichaft  Bar  «au  die  Yogtei  auf  Barg  Beige  ni- 
barg  bei  Ofinzbarg  Terwaltet,  waren  <uum  aber  der  Sicherheit  wegen  sich 
Ulm  gezogen.  Um  ihre  Lehensgfiter  im  Bai^^aniachen  Terwalton  so 
können,  hatten  lie  eine  Barg  in  Bfthl  gebaat  Yeeaenmejer,  Fabrii 
TractatoB,  S.  89. 

'^  Bazing  and  Yeeienmeyer,  Ulmer  Urkandenboch,  Bd.  2»  Msnt. 

11)  Weias&cker,  BeichatagBakten,  Bd.  1,  B.  64  f.,  1S8,  15a 
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glieder,  düie  anderen  Städte  je  eines  schicken.    Blieb  eine 
Stadt    aaf  die  Mahnung   aas,  so    sollte   sie   20  Golden, 
St.  Gallen,  Bachhorn,  Isny,  Leatkirch  nnd  Wangen  nnr 
10  Gulden  Strafe  bezahlen.    Wer  die  Bandesartikel  nicht 
einhielt,  hatte  100  Pfand  der  gewöhnlichen  Beisteaer  yon 
200  PAmd  als  Strafgeld  za  geben.    Die  Dauer  des  Bands 
war  bis  zum  28.  April  1880  festgesetzt^*)  Der  Band  richtete, 
wie  man  sieht,  seine  Spitze  gegen  den  Grafen  yon  Wirtem- 
berg,  der  erst  kflrzlich  yon  dem  Vorstande  der  Jaden- 
gemeinde in  Ulm,  dem  Jaden  Jäcklin,  eine  ausser- 
ordentliche Strafeinschfttzung  yon  4000  Gulden  gefordert 
und  yor  dem  Hofgericht  in  Nürnberg  eingeklagt  hatte. 
15  Jalire  alt  wurde  denn  auch  Wenzel  am  6.  Juli  1876 
in  Aachen  zum  rOmischen  König  gekrönt   und   um   den 
Widerspruch  der  Kurfürsten  zu  beseitigen,  hatte  der  Kaiser 
sogar  die  Zustimmung  des  Papstes  eingeholt.  ^^)    Weniger 
rasch  gieng  es  mit  der  Anerkennung  des  neuen  KOnigs 
seitens  der  Städte;   auch    ihnen   aber   blieb  nicht  wohl 
etwas  anderes  übrig,  als  zuzustimmen,  und  die  Huldigung 
derselben  erfolgte  denn  auch  allmählich,  wie  z.  B.  Augs- 
burg den  hiezu  seitens  des  neuen  Königs  in  die  Stadt 
gesandten  Kommissären  die  Huldigung  unter  der  Bedingung 
leistete,  dass  der  König  der  Stadt  ihre  alten  Freiheits- 
rechte bestätige.^*^    Am  21.  Juli  1876  erfolgt  an  Ulm  die 
Bekanntgabe  oer  Wahl  König  Wenzels  zum  römischen 
König  ^^)  und  am  27.  Juli  1876  bestätigt  König  Wenzel 
der  Stadt  Weil,  am  28.  Juli  1876  der  Stadt  Esslingen 
und  am  29.  Juli  1876  der  Stadt  Bop fingen  ihre  alten 
Freiheitsrechte. ") 

Die  Besorgnis   der  Reichsstädte   war  indessen   aufs 
Höchste  gestiegen,  als  am  24.  August  1876  Graf  Eber- 
hard yon  Wirtemberg  auf  dem  Reichstage  yon  Nürn- 
berg für  die  Anerkennung  König  Wenzels  die  Stadt  Weil 
mit  dem  Schultheissenamte  und  der  Burgyogtei  und 
allen  königlichen  Rechten,  Nutzungen  und  Steuern  daselbst 
sowie    die   Schultheissenämter    in   Esslingen   und 
Gmünd  und  die  Dörfer  in  der  Birse  bei  Rottweil  um 
40,000  Goldgulden  yerp fändet  erhielt  und  yom  Reiche 
beyollmächtigt  wurde,  alle  Reichspfandschaften  wie  Schult- 
beissenämter,  Burgyogteien,  Umgelder  u.  s.  w.,  welche  ihm 
taugten,  einstweilen  einzulösen,  bis  das  Reich  sie  wieder 
von  ihm  auslösen  werde*^),  und  am  8.  September  trat  denn 

^  StiUin ,  WirtembergiBche  Geichichte.  Bd.  8»  S.  817.  Baiing  und 
Veeteninmr,  Ulmer  Orkandenbncli,  Bd.  2,  Itot  Stdnhofer,  Wirtemb. 
Chronik  Bd.  2,  8.  886-892. 

^  Stetten,  Angsburger  Chronik. 

Baang  nnd  yoennmeyer.  Ulmer  Urkondenbach.  Bd.  2,  Miipt 
BtfÜin,  ^mrtembergiiclie  Gescbichte,  Bd.  8,  8.  817  ff.,  828  f. 


^ 
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auch  die  Stadt  Weil  dem  obenchw&biflchea  St&dtebimd 
beiy  nachdem  kars  vorher  die  Stftdte  Kempten  und 
Eanfbearen  dasselbe  gethan  hatten,  so  dass  nur  noch 
Esslingen  fehlte.  Da  seitens  einiger  Städte,  namentlich 
seitens  Ulms,  die  Holdignngserkl&mngen  f&r  ESnig  Weniel 
nicht  erfolgten,  worde  der  Kaiser  ergrimmt  and  zog  im 
Spätsommer  1876  mit  KOnig  Wenzel,  der  Kaiserin, 
dem  Erzbischof  von  Mainz,  den  Bischöfen  yon 
Wfirzbarg,  Bamberg  und  Eichstfttt,  dem  Barg- 
grafen yon  Nürnberg,  dem  Grafen  Eberhard  d&n 
Oreiner  yon  Wirtemberg,  dessen  alter  Streit  mit  den 
Reichsstädten  wegen  der  Pfahl*  and  Aasbftrger,  vor 
allem  wegen  der  Jadensteaergerechtigkeiten,  ihn 
zam  grimmigen  Städtegegner  machte,  and  yielen  Rittern 
and  Knechten  im  September  yor  die  Stadt  Ulm,  welche 
er  yom  26.  September  bis  zam  9.  Oktober  belagerte.  Das 
kaiserliche  Lager  war  aaf  einer  Wiese  beim  Kloster 
Elchingen.  Die  Ulmer  mit  den  zor  Hilfe  zagezogenen 
Memmingern,  die  ebenfalls  im  kaiserlichen  Banne  waren 
wie  die  Ulmer,  leisteten  indessen  tapfere  Gegenwehr, 
während  die  kaiserlichen  Trappen  die  Weiler  and  Borgen 
der  Umgegend  plünderten.  Dabei  benutzte  die  Stadt  die 
Gelegenheit,  dss  ihr  dorch  seine  Steaer-  and  anderen  Vor- 
rechte, namentlich  seine  Vogteirechte ,  lästige  Michaels- 
Aagastinerkloster  aaf  der  niüien  Wengeninsel  der 
Blaa  aas  VerteidigongsgrQnden ,  da  sie  „grandi  exercita 
obsessi  et  maltipliciter  grayati  sont^,  damit  der  Feind 
keine  feste  Stellang  in  demselben  gewinne,  niederzoreissen, 
in  die  Stadt  za  yersetzen  and  die  Mönche  za  zwingen, 
sich  ins  Bürgerrecht  and  in  die  Vogtei  der  Stadt 
aafiiehmen  za  lassen.*^ 

Während  der  Belagerang  war  die  Kaiserin  eines  Tags 
mit  Gefolge  aaf  den  Anhöhen  nördlich  der  Denan  gegen 
Ulm  za  geritten ,  am  sich  die  Stadt  anzasehen.  Aber  die 
Ulmer  waren  so  angalant,  sie  darch  ihre  Armbrastschützen 
za  beanrahigen.  Bei  ihrer  Heimkehr  fragte  sie  der  Kaiser, 
wie  ihr  das  Nest  gefallen  habe.  Sie  antwortete:  Das  Nest 
hat  mir  schon  gefallen,  aber  es  sind  böse  Vögel  darin^^O 
So  zog  es  der  Kaiser  yor,  einen  Waffenstillstand  mit 
der  Stadt  abzaschliessen ,  während  dessen  er  sogar  ein 
Tarnier  abhielt,  za  dem  er  die  edeln  Bürger  der  Stadt 
einlad  and  bei  dem  der  Bürger  Ulrich  Strölin  alle 
kaiserlichen  Bitter  ans  dem  Sattel  hob.  Der  Bat  yon 
^Im  hatte  bei  dieser  Gelegenheit  den  Bäckern  befohlen, 

*)  ChriBtniann,  Wengenkloster,  8.  18. 

^  8ch«ltei,  Chronik  tos  Ulm,  S.  55.    SttUn,  Wirtembcfgische  Ge- 
lte, Bd.  8,  S.  81».  ^ 


grSsaere  Pfeiuügbrode   za  backen  und  jedem,  der  som 
Turnier  hinaoagienge,  eines  mitzugeben,  so  dase  die  Be- 
lagerer statzig  worden«    Als   dann   der  .Waflfenstillstand 
abgelaufen  war,   bemannten  die  Ulmer    mehrere  Flösse, 
fahren  in  der  Nacht  Elchingen  za  and  fiberfielen  das 
Lager *^  nnd  das  Ende  war,  dass  der  Kaiser  vor  Ulm 
so   wenig  aasrichtete,   wie  im  Jahre  1354  vor  der  Stadt 
Zflrich,  and  es  Torzog,  anter  Vermittlong  der  Herzöge 
Stephan  IL  und  Friedrich  von  Bayern  alsBeichsland- 
Tögten  yon  Oberschwaben  einen  yorl&aflgen  Vergleich 
mit  dem  St&dteband  abzuschUessen ,  der  dahin  gieng, 
daae  die  Streitfragen  zwischen  dem  Kaiser  nnd  den  Stiuiten 
aof  einem  Beichstage  aawetragen   werden  sollten.    Am 
3.  Oktober  1876  hatte  za  Feld  vor  Ulm  Kaiser  Karl  dem 
Graf^i  Heinrich  von  Werdenberg  das  Freiheitsrecht 
gegeben,  ans  seinem  Dorfe  Langenan  eine  Stadt  mit 
Maaem,  Planken,  Graben,  Pforten,  Tfirmen  and  Erkern 
za  maeken^*),  and  am  6.  Oktober  1876  bearkondet  Kaiser 
Karl  lY,  da  ihm  die  Jaden  des  Beichs  als  römischem 
Kaiser  gehören  and  er  mit  ihnen  za  than  and  za  lassen 
ToUkommene  Macht   nad   Gewalt  habe,  so   habe  er   in 
Anbetracht  des  grossen  Schadens,  den  der  edle  Graf 
Heinrich    von  Werdenberg   an    seinen  Gfitern    and 
Leaten  während  der  Zeit  erlitten  habe,  als  der  Kaiser 
mit  Heereskraft  nach  Sehwaben  gezogen  sei,  diesem  Grafen 
Heinrich  nnd  seinen  Erben  aas  kaiserlicher  Machtvoll- 
kommenheit die  Gnade  gethan,  dass  der  Graf  and  seine 
Erben  and  alle  seine  Selbstschnldner  nnd  Bürgen  aller 
Schalden  los  sein  sollen,  welche  sie  bei  den  Jaden 
Jäeklin  and  Meyer  and  der  Jttdin  Kellin  in  Ulm, 
ihren  Söhnen,  Erben  nnd  Gemeindegenossen  haben,  wo 
diese   wohnen  mOgen,  samt  dem   Schaden,    d.  h.  den 
Zinsen  and  Zinseezinsen,  die   daza  gekommen   seien,  so 
dass  sie  der  zor  Bezahlung  dieser  Schalden  den  Jaden, 
welehe  darüber  Briefe,  d.  h.  Schaldscheine,  haben,  nicht 
yerbonden  sein  sollen.^)  Die  Folge  dieser  LedigerkULrang 
war  nan  die,  dass  die  betreffenden  Jüdischen  Gl&nbiger 
ihre  Forderangen,  die  sie  an  die  Grafen  von  Werden- 
berg-Albeck  hatten,  diesen  gegenüber  nicht  mehr  geltend 
maehen  konnten ,  sondern   dass  ihnen  als  Schuldner  für 
ihre  Ford^ong  die  Beichskammer  gegenüber   stand, 
und  die  Bezahlnng  dieser  Schald  seitens  der  Beichskammer 


^")  Dieterich,  Ulm,  8.  186.  WeisBftcker,  BeiduitagiskteiL  Bd.  1, 
S.  154  und  182.    Pftner  Weyermaim  im  UnterheltwiffBblatt  1819,  8.  26. 

t<)  StftÜD,  WMembanKisefae  Oeichidite,  Bd.  8,  8.  819. 

M)  Böhmer«  4cts  imperii,  B.  688  f.  PiBiiel,  Geicbidite  der  ülmer 
Joden,  8.  82  t 
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erfolgte  denn  auch  in  der  Art,  dass  im  Jahre  1377  die 
Stadt  Ulm  im  Auftrage  der  Beiclunregiening  die  Herr- 
schaft Alb  eck  von  den  betreffenden  jüdischen  Gläabigern 
aoslOste.  '^) 

Am  9.  Oktober  1876  zog  sodann  der  Kaiser  von  Ulm 
nach  Nfirnberg  ab,  wo  (Ue  Sache  aosgeglichen  werden 
sollte.  Znr  Tagfahrt  erschien  jedoch  nnr  Graf  Eberhard 
Ton  Wirtemberg,  während  die  Reichsstädte  keine  Folge 
leisteten,  sondern  fortfahren,  die  Grafschaft  Wirte m- 
berg  zu  yerheeren  unter  der  Erklärung,  die  wirtem- 
bergischen  Amtleute  haben  den  yorläuj^en  Vergleich 
gebrochen;  und  als  daraufhin  Herzog  Friedrich  von 
Bayern  als  Beichslandyogt  ihnen  mitteilte,  der  Graf  von 
Wirtemberg  sei  bereit,  hieflbr  volle  Entschädigung  zu 
leisten,  wiesen  sie  trotzdem  die  Versöhnung  ab*^  und 
stärkten  sich  durch  Schutzyerträge  mit  den  Edel- 
leuten  der  Umgegend.  So  versprechen  z.  B.  am 
23.  Oktober  1376  Hans  yon  Bot  yon  Bieden  der  Alte 
und  Hans  sein  Sohn,  gegen  den  Bund  der  schwäbischen 
Beichsstädte  nichts  zu  unternehmen;  eine  ähnliche  Ver- 
Schreibung  stellt  die  Gräfin- Agnes  zu  Eirchberg  und 
Herzogin  zu  Teck  aus,  ebenso  am  26.  Oktober  Burk- 
hard Wichsler  zu  Delmensingen  und  am  10.  No- 
yember  Eonrad  yon  Stein  zu  Erbach.")  Am 
8.  Noyember  1376  yersenden  die  schwäbischen  Städte  ein 
Schreiben  yoU  Hohn  gegen  den  Eaiser  wegen  des 
yerunglflckten  Zugs  gegen  Ulm,  das  Beich  aber  giebt  den 
Grafen  yon  Wirtemberg  preis  und  yerlegt  sich  aufe  Ver- 
handeln, während  Bayern  und  Wirtemberg  den  Kampf 
gegen  aie  Beichsstädte  fortsetzen*^),  wie  auch  Herzog 
Stephan  ü.  yon  Bayern  der  Stadt  Ulm  und  ihren  Bundes- 
genossen absagt.  Als  yor  Weihnachten  1376  der  bayrische 
Absagebrief  nach  Ulm  kommt,  ziehen  die  Ulmer  mit 
80  Spiessen,  lauter  Freiwilligen,  yor  das  bajrrische 
Weissenhorn,  und  rauben  und  brennen  und  sengen  in 
dessen  Umgebung,  was  sie  können,  bis  Herzog  Stephan  IL 
der  damals  gerade  bei  dem  Grafen  Heinrich  yon  Wer- 
denberg in  Albeck  ist,  den  Ulmem  entgegenzieht, 
aber  eine  schwere  Niederlage  erleidet,  wobei  zahlreiche 
bayrische  und  werdenbergische  Bitter  und  Edel- 
knechte   getötet   werden   und   Herzog   Stephan  sein 

*^)  Cmiiiui,  Chronik,  Th.  8,  Bd.  6.  Kap.  11  und  Bd.  6,  Ksp.  6. 
Kerler,  Oeechichte  der  Grafen  Ton  Helfeiistalii,  S.  98.  Veeocnniejer, 
FabriB  Tractatna,  S.  142. 

^  Stalin,  Wirtembergiflche  GeBchichte,  Bd.  8,  8.  819  f. 

**)  Bazing  und  yeeaenmeyer,  ühner  ürknndenbach,  Bd.  2,  Mspt 

««)  Wdziftcker.  Beichtta^akten,  Bd.  1,  8.  166  nnd  184. 
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Banner  verliert,  während  die  Ulmer  das  erbeatete 
Vieh  nach  Ulm  bringen.  Man  sieht,  es  ist  ein  ähnlicher 
Zugj  wie  ihn  die  Beatlinger  im  folgenden  Jahre  in 
das  wirtembergische  Gebiet  unternehmen.  Der  Kaiser 
hatte  die  Macht  der  Städte  unterschätzt,  als  er  die  Partei 
der  Landesherren  in  Schwaben  ergriffen  hatte.  Am 
1.  Janaar  1377  trat  denn  auch  noch  die  Stadt  Esslingen 
dem  schwäbischen  Städteband  bei  and  erhielt  das  Recht, 
nach  altem  Herkommen  zwei  Ratsmitglieder  in  den  Bandes- 
rat zu  senden  and  bei  Aufgeboten  so  viele  Söldner  and 
Spiesse  za  schicken,  als  es  wollte.*^) 

Inzwischen    hatte     der    Abbrach    des    Wengen- 
klosters  darch  die  Ulm  er  weitere  Streitigkeiten  veran- 
lasst.     Wohl    hat    sich    am    18.    Dezember    1377     das 
Augnstinerkloster   wegen   seines  Abbrnchs  während   der 
Belagerang   der   Stadt   darch   die  Reichsarmee  mit  der 
Stadt  Ulm  aasgesöhnt  and  darauf  am  18.  Dezember  1377 
die  Aufnahme  in  dasBfirgerrecht  der  Stadt  gefanden 
und    am   28.  Jani   1379   überträgt   Graf  Heinrich   von 
Werdenberg  seinem  Sohne  Eonrad  die  Vogtei  Aber 
das    Gotteshaas   Wengen,    aber  es  stellen  sich   der 
Erbauung   des  Klosters   innerhalb   der  Stadtum- 
wall  an g  heftige  Schwierigkeiten  entgegen.    Der  Uhner 
Stadtpfarrer    und    die   Geistlichkeit    der    Lieb- 
frauenkirche, d.  h.  des  Mänsters,  welche  es  kaum  erst 
mit  Mtthe  fertig  gebracht  hatten,  dass  der  neue  Frauen- 
kirchenbau in  der  Stadt  ins  Leben  gerufen  worden  war, 
widersetzten  sich  heftig  dieser  Erlaubnis  zur  Erbauung 
eines  weitem  Klosters  und  der  Stadtpfarrer  Ulrich 
G essler  erklärte  dem  Rate  offenherzig,  es  seien  ohnehin 
schon  der  Klöster,  Mönche  und  Nonnen  zu  viele  in  der 
Stadt.    Da  indessen  der  Wengenpropst  Peter  Reger  er- 
klärte, die  Erbauung  des  Klosters  und  der  Kirche  werde  ja 
nicht  auf  der  Stadt  Kosten  bewerkstelligt,  und  der  Bischof 
Burkhard  von  Konstanz  wie  der  Abt  Eberhard  zu 
Kreuzungen  und  der  damals  vielvermögende  Bürger- 
meister Hartmann  Ehinger  tdr  die  Sache  der  Augu- 
stiner thatkräftig  eintraten,  erhielten  diese  im  Jahre  1391 
die  Erlaubnis,  ein  Kloster  in  der  Stadt  zu  bauen,  und  es 
wurde  ihnen  der  unangebaute  Platz  „gen  der  Ulmergass^ 
genannt  fBr  ihren  neuen  Bau   angewiesen.**)    Noch  am 
28.  Ifftrz  1891  hatte  der  gewaltsame  Abbruch  des  Klosters 
^nd  der  Schaden,  der  diulurch  den  Grafen  von  W erden- 
der g  entstanden  war,  einen  der  20  Streitpunkte  gebildet, 


^ 


,  Wirtembergigche  Geschichte,  Bd.  S,  S.  318. 
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wegen  deren  die  Herrschaft  Wirtemberg  in  Fehde  mit 
der  Stadt  Ulm  gekommen  war,  nnd  noch  am  6.  Februar 
1398  musste  sich  die  Stadt  Ulm  herbeilassen,  dem  Wenges- 
kloster  als  Ersatz  fftr  den  Abbruch  seiner  Elostergebäude 
aasserhalb  der  Stadt  das  ihr  zngehörende  Patronaterecht 
nnd  den  Zehnten  yon  Holzkirch  za  übertragen,  worauf 
endlich  am  20.  März  1398  Graf  Eonrad  von  Werden- 
berg   die    ihm    zugehörige    Schutzvogtei    über    das 
Gotteshans  in  den  Wengen  an  die   Stadt  Ulm  yer- 
kanfte*^),  allerdings  unter  dem  vollständig  gerechtfertigten 
Einspruch  des  Elosterkonvents,  dass  dies  überhaupt  nicht 
zulässig  sei,  indem  diese  Schirmvogtei  ein  persönliches 
Recht  der  Herren    von   Albeck   sei,  das  mit  deren 
Ausstorben  erlösche.'^)    Die  endgiltige  Ordnung  der 
Entschädigungsfrage  durch  die  Billigung  der  geist- 
lichen Oberbehörde  fand  der  ganze  Handel  damit,  da^ 
am  20.  April  1398  der  Papst  Bonifazius  IX«  die  Ein- 
verleibung   der    Kirche   zu  Holzkirch    in    das    Dimer 
Wengenkloster  verfügte,  worauf  am  9.  Mail 398  der  end- 
giltige Vergleich   zwischen   dem  Kloster   und    der  Stadt 
wegen   des   durch    den   Abbruch   entstandenen    Schadens 
zu  Stande  kam,  wobei  das  Gotteshaus  seine  vollständige 
Befriedigung  urkundlich  erklärte,  während  der  Streit  um 
die    Schutzvogtei    zwischen     dem    Oberherrn    des 
Klosters,  der  Abtei  Reichenau,  und  der  Stadt  Ulm  noch 
ein  halbes  Jahrhundert  bis  zum  Jahre  1446  weiter  gieng. 
Ueber  die  Grafen  von  Werdenberg  und  die  Herr- 
schaft  Albeck    geben   uns   weitere    Nachrichten    eine 
Urkunde  vom  I.November  1376,  wo  die  Grafen  Heinrich 
und  Konrad   von  Werdenberg  ihre   Zustimmung  zn 
der  Art   geben,  wie   die  Brüder  Albrecht  und  Kunz 
von  Assel  fingen  das  Vermögen  der  Frau  des  Albrecht 
sichergestellt  haben.")    War    der   Graf  Heinrich  von 
Werdenberg  seiner  Judenschulden  ledig  geworden, 
so  war  es   anders    mit  seinem  Bruder  Konrad.    Ueber 
ihn    berichtet   Felix  Fabri,    es    seien    damals    mehrere 
Herren  vom  hohen  Adel  nach  Ulm  gezogen  und  Bürger 
der  Stadt  geworden.    Unter  diesen  habe  sich  auch  einer 
der  Grafen  von  Werdenberg  befunden.    Dieser  habe  nur 
ein  Auge  gehabt,  auch  habe  er  keine  Nachkommenschaft 
mehr  erwarten  dflrfen  und  so  habe  er  sich  entschlossen, 
alle  seine  Habe  zu  verkaufen,  und  sich  dann  mit 
dem  hieraus  erlösten  Gelde  beim  Bäte  von  Ulm  gegen 
ein  schweres  Stück  Geld  für  sich  und  6  Leiber  (personae) 


^ 


Bazing  und  Veeaenmeyer,  IHmer  ürkandenlnielL  Bd.  2,  Mspt 
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in  der  Art  eingekauft,  dass  er  in  einem  beliebigen  offenen 
Ghtsthause   seinen  Wohnsitz  aufschlagen  und  mit  diesem 
Wohnsitze  nach  Belieben  wechseln  durfte.    Der  Graf  war 
nämlich  ein  Mann,  der  eine  grosse  Freude  an  Neuigkeiten 
hatte,  und  wenn  er  hörte,  dass  irgendwo  in  Ulm  Edelleute 
oder  Fremde  angekommen  seien,  so  gieng  er  gleich  hin 
und  sachte  etwas  neues  zu  erfahren.    So  kam  es  schliess- 
lich auf,  dass  die  Edelleute,  wenn  sie  nach  Ulm  reisten, 
den  Scherz  machten,  sie  reisen  an  den  Hof  des  Grafen  von 
Werdenberg.    Das  ärgerte  nun  die  anderen  Werdenberger 
Grafen  allmählich  und  sie  trafen  deshalb  mit  dem  Rate 
Yon  Ulm  ein  Abkommen  dahin,   dass  dieser  ihrem  Ver- 
wandten ausserhalb  der  Mauer  ein  standesgemässes  Wohn- 
haus einrichtete,  wogegen  die  Grafen  dem  Rate  yon  den 
ausbedungenen  6  Leibern  3  Leiber  nachliessen.  Ulm  baute 
darauf  f&r  den  Grafen  am  Blauufer  ein  stattb'ches  Haus, 
die  spätere  Eiche,  und  dort  wohnte  und  ass  und  trank 
derselbe  vollends  auf  B;echnung  der  Stadt,  bis  er  starb. 
Nun  wohnte  aber  damals  innerhalb  der  Mauer  in  der  Burg, 
welche  zu  Fabris  Zeit  dem  Georg  Strölin  gehörte,  dem 
Neuen  Bau,  ein  anderer  Edelmann  und  der  bekam  einmal 
solchen  Streit  mit  dem  Grafen  von  Werdenberg,  dass  sie 
sich  schliesslich  gegenseitig  von  Feste  zu  Feste  mit  Ge- 
schossen bewarfen.    Nach  dem  Tode  des  Grafen,  von  dem 
die  Chroniken  weiter  berichten,   er  sei  namentlich  auch 
ein  grosser  Freund  von  Lebkuchen  gewesen,  fiel  dessen 
Steinhaus  wieder  an  die  Stadt  zurück  und  ein  gewisser 
Behaim    kaufte  dasselbe.     Durch  die  Stadterweiterung 
war  das  Haus  innerhalb  der  Stadt  zu  liegen  gekommen 
und  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  brachte  es 
der  Rat  wieder  an  sich  und  richtete  die  Eiche  darin  ein.^*) 
Thatsache  ist,  dass  am  7.  Februar  1383  Graf  Konrad 
von  Werdenberg,  der  Sohn  Graf  Heinrichs,  seine  Feste 
und  Stadt  Alb  eck  an  die  Stadt  Ulm  verkauft,  so  dass  die 
Feste  mit  aller  Eigenschaft  und  Lehenschaft  und  mit  dem 
dazu  gehörenden  Bauhofe,  femer  die  Stadt  Albeck  mit 
deren  Leuten,  Gütern,  Steuererträgnissen  u.  s.  w.  sowie 
dem  Walde  Englenghai  und  allen  anderen  Leuten,  welche 
diesseits  des  Lonetiials  gegen  Albeck  zu  lagen,  mit  den 
betreffenden  Dörfern,  Höfen,  Sölden,  Eirchensätzen,  Yogteien 
u.  s.  w.  um  die  Summe  von  6830  Gulden  an   die  Stadt 
übergiengen.®®)    Die  Stadt  Ulm  verlegte  darauf  die  Ge- 
rechtigkeit   des    Jahrmarkts    von    St.    Nikolaus    bei 
Alb  eck  in  ihre  Stadt  und  erhielt  so  das  Becht  auf  ihren 


*•)  Veesenmeyer,  Tractatus,  S.  27  f„  142,  83.    Pfarrer  Weyermann 
in  Aimenfrennd  1822,  S.  416. 

*^  Kaufbrief  Tom  Freitage  nach  Maria  Licbimesfi  1888. 
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ersten  Jahrmarkt,  die  heute  noch  bestehende  El  aasen- 
messe (WeihnachtsmesseX  wie  sie  aach  das  grosse  Kanf- 
haas  in  Albeck  niederriess  nnd  es  mit  allen  seinen 
Wagzöllen  nnd  Gerechtigkeiten  in  die  Stadt  Ulm 
verlegte,  wodnrch  die  Ulmer  Gret  auf  dem  Hanpt- 
wachplats  nnd  der  Samstags-Wochenmarkte  auf  dem 
Ulmer  Marktplatze  entstanden,  wfthrend  Ulm  nur  den 
ursprünglich  in  Schweighofe n  (Neu-Uhn)  befindlichen 
und  von  dort  auf  den  grünen  Hof  verlegten  Reichen- 
auer  Elosterhofmarkt  gehabt  hatte.**)  Auch  Graf 
Heinrich  von  Werdenberg  sah  sich  bald  in  die  bittere 
Lage  versetzt,  Verftusserungen  seiner  Gflter  vorzunehmen, 
indem  er  am  26.  August  1884,  mit  seiner  Ehefirau  Agnes, 
geb.  Gräfin  von  Helfenstein,  auf  das  Vogteirecht 
Aber  die  Gttter  des  Ulmer  Spitals  zu  Schechstetten 
Verzicht  leistete.") 

Der  Jude  Jäcklin  und  Genossen  aber  erhalten 
seit  dem  Jahre  1878  von  der  Stadt  Ulm   ihre   fHlhere 
Forderung  an  den  Grafen  Heinrich  von  Werdenberg 
namens  des  Reichs  mit  10  vom  Hundert  in  2  Jahreszielern 
verzinst,  wie  z.  B.  am  1.  Oktober  1878  der  Bflrger  Jäcklin 
zu   Ulm  von  der  Stadt  84  Gulden  Halbjahrszins  fBr  die 
Langenauer  Schuldsumme  von  1680  Gulden  erh&lt") 
Zur  Entschädigung  fEb-  diese  Leistungen   der  Städte  fbr 
die  Reichskasse  flberliess  im  Jahre  1877    Ednig  Wenzel 
namens  des  Reichs  den  Städten  des  Schwäbischen  Bunds  den 
Ertrag  der  Steuergefälle  ihrer  Judengemeinden.**) 
Am  81.  Mai  1877  hebt  das  Reich  auf  dem  Reichstage 
zu  Rotenburg  an  der  Tauber   die  Acht  auf,    welche 
seitens  des  Reichshofsgerichts,  das  seit  dem  22.  Fe- 
bruar 1877  von  Eaiser  Earl  seinem  Sohne  Eönig  Wenzel 
mit  allen  anderen  Reichssachen  übertragen  worden  war, 
falls  der  Eaiser  nicht  selbst  in  Deutschland  sein  sollte, 
über  den  Juden  Jäcklin,  Bttrger  zu  Ulm,  und   die 
Stadt  Ulm  verhängt  worden   war,  weil  Jäcklin   dem 
Grafen  Eberhard  dem  Greiner  von  Wirtemberg  die 
Summe  von  4000  Mark  nicht  bezahlt  hatte,  und  an  dem- 
selben   Tage   erneuert   Eönig  Wenzel    den    verbflndeten 
18  schwäbischen  Reichsstädten  ihre  Freiheitsrechte  und 
verspricht  ihnen,  sie  nie  mehr  zu  versetzen,  zu  ver- 
kaufen, zu  verkfimmern,  zu  verpfänden,  Qberlässt 
ilmen  die  seither  fällig  gewordenen  Reichssteuern  und 
Judengelder  zu  eigenem  Gebrauche  und  erlaubt  Urnen, 
sich  unter  Umständen  zur  Behauptung  dieser  Bewilligungen 
tur  Gegenwehr  zu  vereinigen,   und  am  folgenden 
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Tage,  dem  1.  Jimi  1877  spricht  Kaiser  Karl  IV.  yon 
Tangermflnde  aus  den  ihm  im  Gegensatie  zum  ülmer 
Bunde  treagebliebenen  7  Städten  Heilbronn,  Gmünd, 
Hall,  Dinkelsbtthl,  Wimpfen,  Weinsberg  und 
Bop fingen  seinen  Dank  aus,  dass  sie  sich  nicht  denen 
v^on  Ulm  und  den  anderen  St&dten  in  Schwaben  zngelegt 
and  sich  wie  diese  in  frevelhafter  Weise  gegen  das 
heilige  Beich  gesetzt  hatten,  bestätigt  ihre  seitherigen 
Freiheitsrechte  und  das  seitherige  Mass  ihrer  Reichs- 
Steuer  und  verspricht  ihnen,  sie  niemals  durch  Ver- 
setzen, Vergeben,  Verwechseln  oder  in  anderer 
Weise  von  einander  zu  trennen,  sondern  sie  stets  beim 
Reiche  zu  behalten.  Der  Kaiser  hatte  ihnen  femer 
gestattet,  sich  bei  Einfällen,  Beraubungen  und  unrechtem 
Widersagen  selbst  zu  wehren,  wogegen  sie  aber  sich  weder 
mit  den  widersetzlichen  schwäbischen  Städten  noch  mit 
sonst  jemandem  verbinden,  sondern  König  Wenzel  und  dem 
Reiche  treu  bleiben  sollten.*")  Am  1.  September  1878  be- 
stätigt in  Nürnberg  König  Wenzel  namens  des  Reichs 
dem  Wilhelm  von  Hohenrechberg  als  Pfandherr  von 
Ulm  die  Verpfändung  des  ülmer  Amtsmannsamts, 
der  Keichssteuer,  der  Keichsjudensteuer,  des 
Umgelds,  der  Zölle  und  was  das  Reich  in  Ulm  hat'^) 
Am  1.  Oktober  1378  beurkundet  der  Jude  Jäcklin, 
Bürger  von  Ulm,  zu  Langenau  vor  den  Richtern  da- 
selbst, fUr  sich  und  seine  Erben,  namentlich  ffir  seine  Söhne 
Mennlin,  Leowen  und  Viflin  und  fOr  Tchszheggen 
(Izzig),  den  Sohn  des  Vischlin  von  Strassburg,  und 
Isak,  den  Sohn  der  Frau  Rächlen  (Rachel)  von  Rfit- 
lingen,  dass  ihm  Bfirgermeister  und  Rat  und  alle 
Bürger  der  Stadt  zu  Ulm  die  84  Oulden,  die  sie  seinen 
genannten  Söhnen  und  dem  Izzig  und  dem  Isak  von 
den  1680  Gulden,  die  sie  ihnen  von  der  Gfilte  auf 
Michaelis  (27.  September)  zu  bezahlen  schuldig  waren, 
nunmehr  richtig  bezahlt  haben.  Zu  besserer  Urkunde 
setzt  der  Aussteller  sein  Wortzeichen  mit  eigener  Hand 
auf  den  Brief  und  die  Ulmer  „Jüdischheit^,  das  heisst 
der  Rat  der  Judengemeinde,  besetzt  mit  den  „bescheidenen*' 
Juden  Phinaz  (?)  und  Abraham,  des  Laserus  Sohn, 
beide  gesessen  zu  Ulm,  hat  den  Brief  ebenfalls  eigenhändig 
unterzeichnet*^  Am  18.  November  1878  endlich  kommt 
zwischen  dem  Ülmer  Rat  und  Jäcklin  eine  Einigung 

•^  WeizBftcker,  Bdchstagsakteii ,  Bd.  1,  S.  18Ö,  191,  IdB.    StUin» 

Wirtembergische  Geschichte,  Bd.  8,  8.  817  und  823  f. 

*^  Bajdng  nnd  Veeieiimeyer,  Ülmer  ürkandenboch,  Bd.  2,  Mspt 
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dahm  za  stände ,  dass  alle  seitens  der  Stadt  dem  Jiddin 
ausgestellten  Schuldbriefe  für  nngfiltig  erklärt  werden 
mit  Ausnahme  des  Schuldbriefs,  den  die  Stadt  dem  Jäddin 
fBr  sein  Darlehen  zur  Einlösung  der  Stadt  Langenau 
am  1.  Oktober  1878  ausgestellt  hat,  und  des  Schaldscheins 
über  die  1800  Gulden,  welche  JäckUn  der  Stadt    gegen 
Verpfändung  des  Ertrags  der  Ulmer  Thor  solle  vor- 
geschossen hatte.     Auch  sollte  der  Sicherheitsbrief  noch 
femer  in  Kraft  bleiben,  nach  welchem  dem  J&cklin  ge- 
stattet worden  war,  noch  bis  Nikolai,  den  6.  Dezember,  1379 
in  Ulm  wohnhaft  zu  bleiben.    Der  Brief  wurde  ausge- 
stellt yom  Ritter  Wolf  yon  Stein  auf  Elingenstein 
und  den  beiden    Ulmer  Richtern  Hans  Ehinger    von 
Mailand  und  Lutz  Krafft    Jacklin  erklärt  für   sich, 
seine  Hausfrau  und  alle  seine  Erben,  seine  Kinder  und 
alle  seine  „Oemainder^,  dass  er  mit  gutem  Willen  anbe- 
zwungen  und  mit  wohlbedachtem  Sinne  und  Mut  mit  dem 
ehrbaren  und  weisen  Bürgermeister,  dem  Rat  und  allen 
„Borgern    gemeinlich^  der   Stadt   zu   Uhn    lieblich    und 
gütlich  übereingekommen  sei  wegen  aller  Briefe,  die  sie 
oder  ihre  Vorderen  ihm  oder  seiner  Hausfirau  oder  seinen 
Kindern  oder  Gemeinem   oder  sonst  jemand  yon  seinet- 
wegen wegen  ihre  aller  und  der  Stadt  gemeinlich  zu  Ulm 
bis  heute  gegeben  haben,  es  sei  „wegen  Schuldgfilte  oder 
Teting^   oder  sonst  etwas   oder  Schreiben  oder   Sachen 
oder  Rechten.    Jeder  derartige  Brief,  der  in  Ulm  oder  in 
anderen  Städten  „zu  Licht  kommen*^  sollte,  sollte  an  allen 
Statten  oder  yor  allen  geistlichen  und  weltlichen  Grerichten 
unnütz  und   kraftlos  sein  ausser  dem  Schuldbriefe,  den 
man  seinem  Sohne  Mennlin,  dem  Leowen  und  Viflin  und 
Itzheggen,  dem  Sohne  des  Yischlin  von  Strassburg,  und  Isak, 
der  Frau  RAchlinen  Sohn,  von  Rütlingen  gegeben  habe  um 
1600  Gulden  und  80  Gulden  von  der  Gülte  wegen  zu  Nawe, 
und  auch  des  Schuldbriefs,  den  er  habe  um  1800  Gulden 
yon  Lichtmess  über  ein  Jahr  das  nächste,  darum  sie  ihm 
alle  ihre  ThorzOUe  in  Ulm  eingesetzt  und  yersetzt  haben, 
und  des  „Tedingbriefs^,  den  sie  ihm  gegeben  haben,  und 
nach  dem  er  bis  auf  Nikolai  über  ein  Jahr  in  Ulm  sollte 
bleiben  und   wohnen   dürfen.    Diese    8  Briefe  sollten  in 
all    ihrer  Macht  und    Kraft  bleiben   und  bestehen,  aUe 
anderen  aber  tot,  unnütz  und  kraftlos  heissen  und  sein. 
Jacklin   gelobt    und    yerspricht   und   yerheisst    auf   die 
Treue,  den  Bann  und  den  Eid,  den  ein  Jude  auf  seine 
Jüdischheit  schwört,   alle  diese  yorgeschriebenen   Sachen 
wahr  zu  lassen,  stät  zu  halten,  zu  leisten  und  zu  yoU- 
fBhren  ohne  alle  Gefährde.    Er  hat  mit  eigener  Hand  sein 
V  ortzeichen    und   Geschrift    zu  besserer  Sicherheit  ge- 
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zeichnet  und   geschrieben  auf  den  Brief  und  die  Sache 
besetzt  und  zn  Zeugen  gebeten  von  seiner  „Jfldischheit^ 
die  bescheidenen  Jaden  Laseras  und  Binher(?),  Bürger 
zu  Ulm,  und  diese  haben  auch  ihre  Wortzeichen  eigen- 
händig zn  besserer  Sicherheit  zum  Zeagnis  auf  den  Brief 
gemacht.   Den  Schluss  machen  die  hebräischen  Unter- 
schriften und   der  hebräische  Spruch:   Sein  Ruhm  sei 
zum  Andenken.  ••^    Am  18.  März  1379  beurkundet  weiter 
der  Jude  Jäcklin,  Tochtermann  des  Moses  (Mozze)  von 
Ehingen,  Bürger  zu  Ulm,  fftr  sich  und  seinen  Sohn  Isak, 
Bürger  zu  Strassburg,  und  seinen  Sohn  Veflin,  Bürger 
zu  Nürnberg,  dass  Bürgermeister,  Bat  und  alle  Bürger  der 
Stadt  zu  Ulm  ihm  an  den  1800  Gulden,  die  sie  ihm  schuldig 
sind,  und  für  die  sie   ihm   ihre  Thorzölle  verpfändet 
haben,  nunmehr  200  gute  ungarische  und  böhmische 
Goldgulden  bezahlt  haben.    Zeugen  und  Satzleute  sind 
Hermann  der  Kot  und  Ttel  Leow,  Richter  und  Bürger 
zu  Ulm,  welche  bezeugen,   dass   der  Aussteller  Jäcklin 
mit  seiner  eigenen  Hand  sein  „Wortzeichen  und  Geschrift^ 
beigefügt  hat,  während  von  der  „Jfidischheit^,  d.  h.  der 
Judengemeinde,  die  „bescheidenen^  Juden  Isak,  Jäcklins 
Tochtermann,  und  Laserus,  beide  Bürger  zu  Ulm,  ihre 
Wortzeichen  beifügen.**) 


15)    Dar  Yerkauf  der  Herrscliaft  Helfensteln  an  die 

Stadt  Ulm. 

Nachdem  Kaiser  Karl  IV.  seinem  ältesten  Sohne 
Wenzel  ausser  der  Eaiserwürde  Böhmen,  Schlesien 
nnd  den  grössten  Teil  der  Lausitz,  seinem  zweiten  Sohne 
Sigismund  die  Mark  Brandenburg,  dem  dritten,  Jo- 
hannes, das  Herzogtum  Görlitz  und  die  Neumark  als 
Erbe  bestimmt  hatte,  während  die  dem  Bruder  des  Kaisers, 
Johannes,  gehörige  Markgrafschaft  Mähren  an  einen 
Neffen  gefallen  war,  der  dazu  noch  die  Lausitz  später 
von  seinem  Oheim  Herzog  Johann  von  Görlitz  erbte, 
starb  der  Kaiser  am  29.  November  1378  in  Prag  an 
einer  vergifteten  Arznei  (?)  und  sein  Sohn  König  Wenzel 
fibernahm  17  Jahre  alt  dfie  Regierung.  Da  waren  nun 
2  Päpste  und  kein  Kaiser  und  Unfriede  in  allen  Ländern. 
Während  König  Wenzel  zu  Papst  Urban  VI.  hielt  und  im 
Jahre  1379  auf  dem  Beichstage  in  Nürnberg  zur 
Herbeiführung  von  dessen  Anerkennung  eine  Vereinbarung 
mit    den    Reichsständen    schloss,    hielten    der   Herzog 

.")  BasiDg  und  Veesenmeyer,  Ulmer  Urkondeabach,  Bd.  2,  Bispt 
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Leopold  der  Fromme  von  Oesterreich,  der  hiefBi 
120,000  Galden  Hilfsgelder  zugesichert  erhalten  hatte, 
und  der  Bischof  Adolf  von  Nassau,  Erzhischof  von 
Mainz,  zu  Papst  Clemens,  wie  anch  Bischof  Mangold 
von  Brandis  von  Eonstanz  (27.  Jannar  1384  bis 
25.  Oktober  1884.  f  an  Gift)  zu  Clemens  hält,  während 
sein  Gegenbischof  und  Nachfolger  Nikolaus  von  Rei- 
sensburg  fbei  Gfinzborg  in  der  Markgrafechaft  Bnrgau) 
za  ürban  VI.  steht,  aber  1387  sein  Amt  niederlegt.^)  In: 
Februar  und  M&rz  1879  hielt  König  Wenzel  einen  Keich^ 
tag  in  Frankfurt  a  M.,  um  die  Geltung  Urbans  Tl. 
auch  im  deutschen  Reiche  durchzufahren.  Als  Preis  hatte 
ihm  der  Neapolitaner  ürban,  der  Freund  Karls  yon  Dnrazzo 
gegen  die  Königin  Johanna  von  Neapel,  der  Feind  der 
Kardinäle,  der  ihrer  6  hinrichten  lasst,  die  Kaiser- 
krone versprochen,  während  die  Kardinäle  yon  Ayignon 
Clemens  VII.  gewählt  hatten.  Ulm  hatte  sich  damals 
an  der  Spitze  der  schwäbischen  Städte  auf  die  Seite 
Oesterreichs  und  des  Papstes  Clemens  yon  Ayignon 
gestellt  und  gegen  die  Landesherren  Stellung  genommen.^ 

Am  4.  März  1379  schickt  der  Ulmer  Rat  einen  Bericht 
Aber  den  Gang  der  Verhandlungen  auf  dem  Frankfurter 
Reichstage  an  den  Rat  yon  Nördlingen,  in  welchem 
er  diesem  Aber  die  Thätigkeit  der  ülmer  Stadtboten  auf 
diesem  Reichstage  Nachricht  giebt  und  Nördlingen  zu 
mutiger  Haltung  ermuntert,  da  ein  Krieg  mit  den  Landes- 
herren in  nächster  Aussicht  stehe.  Die  Bestätigung 
des  schwäbischen  Bunds  durch  das  Reich  werde  yor- 
aussichtlich  nicht  erfolgen;  der  König  höre  yiel  zu  sehr 
auf  die  KurfArsten  und  Landesherren,  welche  ihm 
raten,  den  Städtebnnd  aufzulösen,  aber  ihr  „Herr, 
und  Reichslandyogt,  der  Herzog  yon  Oesterreich'^  sei 
mit  der  Sache  einig.  Am  16.  März  1379  wollen  die 
Städte  eine  Zusammenkunft  in  Ulm  halten  und  die 
Nördlinger  mögen  hiezu  auch  Boten  schicken.  Es  brauche 
nichts  als  kecken  Mut  und  dass  sich  die  Städte  männlich 
wehren.  Sicher  aber  sollte  man  sich  darauf  yerlassen 
können,  dass  die  Stadt  Rotenburg  an  der  Tauber  nicht 
die  Spiesse  der  Feinde  in  ihre  Stadt  einlasse.^ 

Die  GrAnde  der  Streitigkeiten  zwischen  den 
Reichsstädten  und  den  geistlichen  und  weltlichen 
Landesherren  waren  die  Weigerung  der  Klöster 
und  Stifter,  in  das  BArgerrecht  oder  unter  dieVogtei 
der  Reichsstädte  zu  treten,  in  denen  sie  wohnten,  und 

^)  Gemdner,  Begensbnrger  Chronik,  Bd.  2,  8.  190.    St&lin,  Wirtem- 
bergische  Oescliichte,  Bd.  8,  8.  296  und  329  f. 

*)  Websftcker,  Rddurtagtakten,  Bd.l,  8.  XLiy,  XL VII,  236  f.  0.252. 
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die  Schädigang,  welche  denLandeeherren  durch  die 
zunehmende  Aufnahme  Ton  Landstädten,  Märkten, 
Dörfern   oder  Weilern    in    das   Pfahlbürgerrecht 
oder   Gotteshäusern,   Edelleuten  u.  s.  w.   in  das 
Aasbfirgerrecht   der    Städte    erwuchs.     Die   Mittel, 
durch  welche  die  Landesherren    sich   namentlich  gegen 
die  Beichsstadte  wehrten,  waren   die  Einführung   neuer 
oder  die  Erhöhung  alter  Zölle,  mit  denen  sie  den  Han- 
delsverkehr der  Städtebfirger  schwer  trafen  und  deren 
Umgehung  in  der  Regel  Beschlagnahmen  von  Eauf- 
mannsgtttern,     langwierige    Hechtsstreitigkeiten     und 
Strassenräubereien    mit    sich  brachte.      Gegen   die 
Grefahr    des    Pfahlbttrgertums    wehrten    sich     die 
Landesherren  dadurch,  dass  sie  ihre  Gemeinden  eidlich 
verpflichteten,   sich    nicht   in  das  Pfahlbflrgerrecht  von 
Seichsstädten  oder  anderen  Landesherren  aufnehmen  zu 
lassen,  wie  dies  z.B.  Graf  Eberhard  von  Wirtemberg 
mannigfach  that*)    Auch  König  Wenzel  war  ernstlich  be- 
sorgt, dem  Uebel  des  Pfahlbttrgertums  entgegen  zu  treten, 
so  dass  im  Jahre  1380  die  Städte  Mainz,  Strassburg 
und  Frankfurt  a./M.  und  die  anderen  Städte  am  Rhein, 
im  Elsass  und  in    der  Wetter  au,   sowie  die  Städte 
Augsburg,    Nürnberg   und   Ulm    und    alle    anderen 
Städte  in  Ober-  und  Niederschwaben,   am  Rhein, 
in  Franken  und  zu  Bayern,   die  im  Bunde  mit  den- 
selben   standen,    ausmachten,   dass   die   Reichsstädte 
keine  Landstädte,  Märkte,  Dörfer  oder  Weiler  von 
Landesherren   oder  Reichsfttrsten  mehr  bei  sich  auf- 
nehmen oder  jemand  als  Pfahlbürger  annehmen  sollten.^) 
Am  I.Februar  1379  war  in  Esslingen  einVergleich 
zwischen  den  Grafen  Eberhard  dem  Greiner  und  Ulrich 
Yon  Wirtemberg  und  der  Stadt  Esslingen  zu  stände 
gekommen,    bei   welchem    der    Herzog   Friedrich   yon 
Bayern  und  der  Ulmer  Bürger  Ulrich  Besserer  dem 
Schiedsgericht  vorgestanden  hatten^)  und  ebenso  kommen 
Vergleiche   Wirtembergs   mit    den  Städten  Heilbronn, 
Gmünd  und  Aalen  zu  stände.     Am   8.  Februar  1S79 
yerschreibt  König  Wenzel  dem  Herzog  Friedrich  yon 
Bayern  dieReichslandyogtei  in  Ober-  und  Nieder- 
schwaben, die  durch  den  Tod  Kaiser  Karls  ledig  ge- 
worden ist,  mit  den  gewöhnlichen  Reichssteuern  der 
dazu  gehörenden  Städte,  dem  Nutzen  und  den  Zinsen 
der  dazu  gehörenden  Juden  und  aller  anderen  Rente 
aaf  3  Jahre,  also  bis  zum  Jahre  1882,  und  am  25.  Februar 


*)  StUio,  WirtembeigiBche  Geschichte,  Bd.  8,  8.  881,  827. 
^  Fischer,  Deutsche  Handelsgeschichte,  Bd.  2,  8.  284. 
*)  Weissftcker,  Beichstagsskteo,  Bd.  1,  8.  U. 
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yerpf&ndet  König  Wenzel  dem  Herzog  Leopold  dem 
Frommen  von  Oesterreich  dieselbe  Reichslandyogtei 
Ober-  and  Niederschwaben  sowie  die  Beichsland- 
yogteien  Augsburg  und  Giengen  a.  d.  Brenz  für 
40,000  Florentiner  Goldgulden  mit  einem  Ertrage  yon 
6526  Goldgulden  und  giebt  ihm  die  Vollmacht,  alle  Steuern 
dieser  Beichslandvogteien ,  Renten,  Gftlten  und  Anf&Ue  zu 
erheben  und  die  Aemter  dieser  Yogteien  zu  besetzen. 
Da  indess  die  Beichslandyogteien  Ober-  und  Niederschwaben 
schon  aufs  Jahre  an  Bayern  yerschrieben  waren,  konnte 
die  Ausfolge  erst  nach  dieser  Zeit  erfolgen.  Der  Bück- 
fall  dieser  Verschreibungen  an  das  Beich  erfolgte 
im  Jahre  1386  nach  dem  Tode  des  Herzogs  Leopold 
yon  Oesterreich.  Am  23.  Juni  1379  yerspricht  König 
Wenzel  die  Ueberantwortung  der  Beichslandyogtei 
Ober-  und  Niederschwaben  an  den  Herzog  Leopold 
yon  Oesterreich  auf  den  11.  Noyember  1379  und  es 
wird  Eonrad  Stein  yon  Beichenstein  zum  dsterreichi- 
sehen  Unterlandyogt  in  Oberschwaben  ernannt^ 
Am  29.  April  1380  befiehlt  König  Wenzel  den  Borgern 
yon  Augsburg,  die  auf  11.  Noyember  1380  fällige  gewöhn- 
liche Beichssteuer  yon  800  Pfd.  Hlr.  an  den  Reichs- 
landyogt  Herzog  Friedrich  yon  Teck  zu  bezahlen^, 
am  5.  September  1382  befiehlt  König  Wenzel  den  Reichs- 
städten der  Beichslandyogtei  in  Ober-  und  Nieder- 
schwaben, dem  Herzog  Leopold  yon  Oesterreich 
als  Belchslandyogt  in  Ober-  und  Niederschwaben  zn 
schwören  und  gehorsam  zu  sein,  und  am  16.  Oktober  1383 
fiberträgt  er  ihm  die  Beichslandyogtei  Augsburg  und 
befiehlt  dem  dortigen  Bat,  dem  Herzog  Leopold  yon  Oester- 
reich zn  gehorchen.  Schon  am  17.  August  1385  wird 
indess  die  Beichslandyogtei  in  Schwaben  dem  Herzog 
Leopold  yon  Oesterreich  wieder  abgenommen  und  seitens 
des  Beichs  bestimmt,  dass  die  Beichsstädte  in  Schwaben 
dem  Herzog  Leopold  betreffs  der  Verfügung  über  die 
Königs-  und  Beichssteuern,  die  Landgerichte, 
die  anderen  Gerichte  und  sonst  in  keiner  Weise  mehr 
Gehorsam  schuldig  sein  sollen,  und  im  Jahre  1386  fallen 
nach  dem  Tode  des  Herzogs  Leopold  beide  Beichsland- 
yogteien an  das  Beich  zurück.  Nachgerade  haben  damals 
die  österreichischen  Besitzungen  in  Oberschwaben  und 
seiner  Umgebung,  in  Gegenden,  wo  hundert  Jahre  yorher 

*)  St&lin,  Wirtember^che  Geschichte,  Bd.  8,  S.  297  und  827  f. 
Stetten,  AuRsburger  Chronik,  S.  124.  Hafner,  Geschichte  Ton  RaYensbonr, 
S.  43.  Weizs&cker,  Reichstagsakten,  Bd.  1,  S.  450.  yischer,  der 
schwäbische  Bund,  8.  87. 

')  Augsburger  ürkundenbuch,  No.  686. 
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das  Haas  Oesterreich  noch  nichts  besessen  hatte,  eine 
solche  Bedeutung  gewonnen,  dass  ganz  Oberschwaben  sich 
leicht  zu  einem  grossen  österreichischen  Fürstentum  hätte 
gestalten  können.®) 

Die  geheime  Begünstigung,  welche  König  Wenzel  den 
Städtebündnissen  angedeihen  lässt,  bewirkt,  dass  die 
Anzahl  der  verbündeten  Städte  derart  steigt,  dass  im 
Jahre  1379  der  alte  Bund  wieder  erneuert  werden  kann. 
Pfallendorf,  Buchau,  Nördlingen,  Dinkelsbühl,  Botenburg 
an  der  Tauber,  Gmünd,  Schwäbisch  Hall,  Heibronn,  Wimpfen, 
Weinsberg,  Bopfingen,  Aalen,  Giengen  an  der  Brenz,  Weil 
im  Thurgau  und  Gotteszeil  sind  neu  hinzugekommen,  so 
dass  es  jetzt  32  Bundesglieder  sind.')  Augsburg  stellt  sich 
an  die  Spitze  und  bewirkt  den  Beitritt  der  rheinischen 
Städte.  Grund  zur  Klage  hatte  zunächst  das  Unrecht 
gegeben,  welches  den  Städten  Botenburg  an  der  Tauber 
und  Dinkelsbühl  durch  die  Grafen  yon  Hohenlohe 
zugefügt  worden  war,  und  der  schwäbische  Städtebund 
kündigte  deshalb  am  1.  April  1379  der  verwitwdten  Gräfin 
Anna  von  Hohenlohe  an,  dass  er  ihre  Söhne  Kraft, 
Gottfried  und  Ulrich  wegen  des  grossen  Unrechts,  das 
sie  den  Reichsstädten  Botenburg  an  der  Tauber  und 
Dinkelsbühl  zugefügt  haben,  befehden  werde,  und  belagert 
im  Herbst  1379  die  hohenlohische  Stadt  Crailsheim, 
muss  aber  im  Februar  1380  wieder  abziehen.  Am  4.  Juli 
1379  kommt  sodann  in  Baden-Baden  eine  bis  zum 
23.  April  1385  giltige  Vereinbarung  der  Pfalzgrafen  und 
Herzöge  von  Bayern  (3  Buprechte,  Otto,  Stephan,  Frie- 
drich) und  des  Markgrafen  Bernhard  von  Baden  mit 
32  meist  schwäbischen  Reichsstädten  zu  stände,  durch 
welche  man  sich  zur  Erhaltung  des  Friedens  zum  ge- 
meinen Nutzen  der  Länder,  zum  Schirm  von  Witwen  und 
Waisen,  der  Armen  und  Reichen,  der  Pilger,  Kaufleute, 
Landfahrer,  Gotteshäuser  und  anderer  geistlicher  Leute 
verbündet.  Auch  Graf  Rudolf  von  Hohenberg  tritt 
der  Vereinigung  bei,  während  die  Grafen  Eberhard  und 
Ulrich  von  Wirtemberg  nicht  aufgenommen  werden 
durften,  und  an  demselben  Tage  versprechen  in  Ulm  die 
32  Reichsstädte  und  das  Land  Appenzell  den  an 
diesem  Tage  mit  ihnen  verbündeten  Landesherren,  den 
erwählten  Erzbischof  Adolf  von  Nassau  von  Mainz, 
Bischof  zu  Speier,  in  kein  Bündnis  aufzunehmen,  so  lange 
ihre  Einung  mit  den  Bundesherren  währe,  was  mit  der 
Angelegenheit  des  schismatischen  Kurmainzer  Prätendenten 


"}  St&lin,  Wirtembergische  Geschichte,  Bd.  8,  S.  298  und  282. 
^  Fischer,  Handelsgeschicfate,  Bd.  2,  S.  257. 
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sasammenhieng.^')  Durch  diese  Verbindmig  der  Reichs- 
Städte  mit  Bayern  and  Baden  war  der  Band  zur 
höchsten  Macht  gelangt  Aach  Begensbarg  wird 
von  Ulm  zam  Beitritt  aufgefordert  und  dadarch  die 
Bürgerschaft  in  Farcht  und  Schrecken  gesetzt,  da  durch 
das  Btkndnis  mit  Bayern  bei  einem  Slareit  dieses  Landes 
mit  Begensburg  jeden  Augenblick  der  schwäbische  Bund 
in  die  Lage  kommen  konnte,  Bayern  gegen  Begensbarg 
helfen  zu  mfissen.^') 

Dass  Wirtemberg  dem  Bunde  nicht  beitreten  durfte, 
hatte  seinen  guten  Grund;  man  ftürchtete  den  Orafen 
Eberhard  als  schlimmsten  Städtegegner,  eine  Stellang,  zu 
welcher  der  Graf  allen  Grund  hatte,  da  gerade  er  durch 
die  Entziehung  der  ihm  unterstehenden  Hintersassen  von 
den  Städten  und  dem  pfalzgräflichen  Hause  am  schwerstaü 
geschädigt  worden  war.  Schon  im  Jahre  1232  hatte  Kaiser 
Friedrich  n.  die  Verleihung  des  Bfirgerrechts  an  Leib- 
eigene anderer  Seichsstände  verboten,  ebenso  sein 
Sohn  König  Heinrich  YH. ;  im  Mainzer  Beichstagsabschiede 
vom  Jahre  1235  waren  diese  Gesetze  erneuert  worden 
und  eine  ähnliche  Verordnung  erfolgte  in  einem  Beichs- 
tagsabschiede vom  Jahre  1291.^^  War  der  Pfahlbflrger, 
was  bekanntlich  später  ein  Spottname  war,  eine  Art 
christlicher  oder  jfidischer  Vorortsbärger  oder  Beiwohner 
ohne  politische  Bechte,  so  war  der  Ausbfirger  ein 
nicht  in  der  Stadt  ansässiger  Bflrger,  in  der  B^el  eine 
Klosterkorporation,  ein  hoher  Edelmann  u.  s.  w.  üeberall 
lassen  sich  damals  derartige  Edelleute,  Domherren* 
Klöster  u.  s.  w.  in  den  Beichsstädten  als  Bflrger 
aufnehmen  und  den  Städten  erwächst  aus  der  An- 
ncdime  dieser  Herren  als  Ausbfirger  viel  Widerwärtig- 
keit. So  wird  am  16.  Oktober  1378  Wolf  von  Stein 
in  Jungingen  Ulmer  Bflrger,  am  15.  November  1378 
Heinrich  von  Stotzingen,  am  12.  November  1378 
Margarete  von  Bamung,  die  Tochter  des  Georg  ron 
Sulmetingen,  am  5.  Januar  1379  treten  der  Vogt 
Ulrich  von  Masche,  Graf  zu  Kirchberg,  und  sein^ 
eheliche  Wirtin  Herzogin  Agnes  von  Teck  mit  der 
ganzen  Herrschaft  Kirchberg  ins  Ulmer  Ausbflrger- 
recht  ein,  am  2.  Februar  1379  wird  Eberhard  von 
Lainberg  auf  5  Jahre  Ulmer  Bflrger,  am  25.  No- 
vember 1379  der  Pfaffe  Heinrich  von  Asselfingen, 
Kirchherr    zu    Westerstetten,    auf   10    Jahre,   am 

^'')  Weizsäcker  ReichstassakteD,  Bd.  1,  S.  XLV. 
^>)  Gemeiner,  Kegensborger  Chronik,  Bd.  2,  8.  191.    Stetten,  Aogi- 
rger  Chronik,  S.  124. 
>*)  Fischer,  Handelsgeschichte,  Bd.  2,  8.  95  ff. 
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30.  Juli  1381  leisten  die  Brttder  Heinrich  nnd  Ha- 
mann Besserer  Bflrgschaft  ffir  ihre  Matter  Elsbeth, 
die  anf  5  Jahre  Bürgerin  von  Ulm  geworden  war.^^  Am 
18.  Angost  1382  wird  Ursula  von  Gnndelfingen,  ehel. 
Hausfrau  Eonrads  von  Enöringen  vonDättenstein, 
anf  10  Jahre  Ulmer  Bürgerin,  am  20.  Oktober  1882  er- 
folgt die  Aufiiahme  einer  ganzen  Reihe  neuer  Bürger,  am 
26.  April  1886  wird  der  Ritter  Walter  vom  Stein  von 
Reichenstein    auf    10   Jahre    Bürger    von    Ulm,    am 

28.  April  1385  Herbert  von  Sonthofen  ebenfalls  auf 
10  Jahre,  am  8.  Mai  1385  Walter  vom  Stein  von 
Reichenstein  und  seine  Frau  Margarete  Vetzer  auch 
auf  10  Jahre,  am  26.  Juni  1385  der  Ritter  Eonrad  von 
Wittingen  ebenfalls  auf  10  Jahre,  am  25.  Aug.  1385 
Eonrad  von  Berg  zu  Oepfingen  auf  10  Jahre,  am 
18.  Oktober  1385  das  Eloster  Edelstetten  auf  10  Jahre, 
am  12.  November  1385  Hans  von  Lierheim  auf  10  Jahre, 
am  16.  November  1385  Heinrich  von  Hörningen  und 
seine  Frau  auf  10  Jahre,  am  24.  Februar  1386  Veit  von 
Rechberg  auf  10  Jahre;  am  8.  Februar  1387  tritt  Graf 
Hans  von  Wertheim  mit  der  Feste  Neuenburg  auf 
dem  Härdtsfelde  in  das  Ulmer  Bürgerrecht  ein,  am 

29.  März  1394  übernimmt  als  neuaufgenommener  Bürger 
Dietrich  Hug  von  Ehingen  die  ihm  obliegenden 
Pflichten  und  am  26.  Januar  1395  bekennt  sich  Jopp 
von  Stadion  zu  der  Annahme  der  durch  das  Ulmer 
Bflrgerrecht  übernommenen  Pflichten,  wie  im  Jahre  1398 
anf  Bitte  des  Grafen  Heinrich  vonWerdenberg  dessen 
Kinder  Hans,  Heinrich  und  Anna  das  Ulmer  Bürger- 
recht erhalten;  am  3.  Mai  1398  wird  Hans  Kam  von 
Angsburg  auf  10  Jahre  Ulmer  Bürger  und  am  13.  Juni 
1399  bürgen  Heinz  Jakob  und  Hans  Mörhas  von 
Ehingen  fOr  ihren  in  das  Ulmer  Bürgerrecht  aufge- 
nonunenen  Schwager  Eonrad  Bechklaus.  ^') 

Immer   mächtiger    gestaltet    sich    jetzt    das   Haus 
Habsburg  in  Schwaben   heraus.     So   verspricht    am 

31.  Mai  1379  die  verwitwete  Gräfin  Anna  von  Helfen- 
Btein,  geborene  von  Oettingen,  deren  Sohn  Johannes 
der  Mündel  des  Herzogs  Leopold  des  Frommen  von 
Oesterreich  war,  ihm  mit  der  Herrschaft  Helfen- 
stein zu  dienen,  während  am  9.  Dezember  1380  Graf 
Eberhard  der  Greiner  von  Wirtemberg  mit  den  Grafen 
Konrad  und  Friedrich  von  Helfenstein  ein  Schutz- 
und  Trutzbttndnis  abschliesst  und  am  26.  Oktober  1381 
erkanft  Herzog  Leopold  von  Oesterreich  vom  Grafen 

^')  Basing  nnd  Yeeienmeyer,  ülmer  ürkondenbnch,  Bd.  2,  Mapt 
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Badolf  von  Hobenberg  fBr  66,000  Golden  die  Feste 
und  das  Städtlein  Hobenberg  bei  Tuttlingen,  Obern- 
dorf, Horb  sowie  die  Feste  und  Stadt  Botenbnrg  am 
Neckar  n.  s.  w.  Schon  der  frühere  Besitzer  der  Herrschaft 
Hobenberg,  Oraf  Bndolf  von  Hobenberg,  batte  am 
22.  August  1378  12,000  Goldgulden  bei  der  Stadt  Ulm 
und  den  anderen  schwäbischen  Bundesstädten  erborgt 
und  dafftr  die  Städte  Oberndorf  und  Scbramberg. 
letzteres  auch  nach  einer  Urkunde  vom  7.  Dezember  1384. 
versetzt  gehabt,  wodurch  obige  Verpfändungen  ange- 
bahnt wurden.'^)  Um  dieselbe  Zeit,  als  Ulm  die  Herrschaft 
Alb  eck  kautte,  meldet  Felix  Fabri,  kam  auch  die  Pfand- 
schaft der  ganzen  Herrschaft  Hobenberg  in  ihre 
Hand  mit  den  Städten  Botenburg  und  Horb  und  zahl- 
reiche Festen  und  Weilern  und  sie  besassen  dieselbe  viele 
Jahre,  bis  der  Herzog'  von  Oesterreich  sie  wieder 
zurückkaufte.  Obgleich  damals  Ulm  durch  den  Bau  der 
Stadtmauer  und  der  neuen  Liebfrauenkirche,  d.  b. 
des  Münsters,  grosse  Auslagen  hatte,  obgleich  es  rings 
von  Feinden  bedroht  wurde,  konnte  es  dennoch  die  grössten 
Herrschaften  und  edelsten  Grafschaften  kaufen.  ^^) 

Wie  die  Grafschaften  Albeck  und  Hohen oerg,  so 
sehen  wir  um  jene  Zeit  auch  die  Grafschaft  Helfenstein 
in  den  Pfandbesitz  und  bald  darauf  in  das  Eigentum  der 
Beichsstadt  Ulm  fibergehen.  Seit  Jahrhunderten  spielen 
die  Grafen  eine  hervorragende  Bolle  in  Schwaben.  Im 
Jahre  1278  ist  der  Graf  Eberhard  IV.  von  Helfenstein- 
Spitzenberg  heftiger  Gegner  Kaiser  Budolfs  von 
Habsburg  und  wird  von  diesem  mehrmals  besiegt,  wobei 
wahrscheinlich  die  Zerstörung  der  Burg  Spitzenberg 
bei  Geislingen  erfolgte,  wie  damals  Kaiser  Budolf  anch 
die  dem  Grafen  Ulrich  VII.  von  Helfenstein  gehörige 
Burg  Her  wartstein  zerstörte.  Schon  Graf  Ulrich  Vn. 
lebte  sehr  verschwenderisch,  so  dass  er  viele  Guts- 
verkäufe wegen  der  Schulden  seiner  Grafschaft  vor- 
nehmen musste  und  Graf  Eberhard  IV.  von  Helfenstein- 
Spitzenberg  endete  dadurch,  dass  er  am  28.  August  1396 
erschlagen  wurde;  er  liegt  in  einem  Kloster  im  Elsass 
begraben.*') 

Eine  zunehmende  Bolle  spielen  die  Grafen  Helfenstein 
im  14.  Jahrhundert  Im  Jahre  1351  nehmen  sie  an  einem 
Turnier  oder  Stechhof  in  Begensburg  teil*^  und  am 
2.  März    1354    stiften    die   beiden    Grafen   Ulrich  eine 


SUÜiD,  Wirtembergiache  Geschichte,. Bd.  8,  S.  895,  880  f.,  297  f. 
Veeaenmeyer,  Tnctatas  Fabri,  S.  142  f. 
Kerler,  Geschichte  der  Grafen  Ton  Helfenstein,  S.  28  f. 
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e^ge  Messe  in  ihre  Kapelle  zu  Helfenstein.^")    Am 
9.  JUÜBd  1356  teilen  beide  Grafen  ihre  Herrschaft  und  am 
26.  Mai  1359  gewährt  Oraf  Ulrich  von  Helfenstein 
der  Junge,   der  in  Ger  hausen    bei  Blaubeuren  wohnt, 
dem    Kloster   Eaisersheim   Zollfreiheit   fflr   seine 
Weinfuhren.  Längst  gehört  damals  den  Grafen  die  Seich s- 
landvogtei  von  Oberschwaben  und  am  4.  Dezember 
1360    hatte  Kaiser  Karl  IV.    dem   Grafen  Ulrich  dem 
A eitern    von    Helfenstein    zu    der   Beichslandvogtei 
Oberschwaben  noch  die  Beichsschutzyogtei  über  die 
Klöster   Ellwangen    und  Elchingen   bei  Ulm    und 
am  3.  Januar  1361  das  Landgericht  im  Ulmer  Stadel- 
hofe yerliehen.    Am  19.  April  1361  war  Graf  Ulrich  der 
Jüngere   von   Helfenstein  gestorben   und   in    Blau- 
beuren beigesetzt  worden  und  am  4.  August  1361  hatte 
Graf  Johannes  von  Helfenstein  vor  demBottweiler 
Hofgerichte  auf  das  elterliche  Erbe  verzichtet,  da 
er  in  die  Deutschordenskommende  eintreten  wollte. 
Graf  Ulrich  X.  war  damals  im  Jahre  1361  in  Prag  am 
kaiserlichen  Hofe  und  am  Ende  des  Jahres  1361  auf  dem 
Reichstage  in  Nürnberg.    Er  stand  beim  Kaiser  bei 
seinen  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zu  demselben  in 
hohem  Ansehen.    Am  24.  Dezember   1365    tauschen   der 
Graf  Ulrich  von  Helfenstein   und  der  Ledergerber 
Vetter  in  Ulm  und  dessen  Frau  einige  Aecker  aus.    Im 
gleichen  Jahre  belehnt  das  Reich  die  Grafen  von  Helfen- 
stein mit  dem  reichen  Eisenwerke  zu  Eönigsbronn 
und  Kaiser  Karl  IV.  nimmt  den  Grafen  Ulrich  mit  sich 
nach  Pressbnrg  in  Ungarn.     Als  im  Jahre  1366  Graf 
Ulrich  von  Wirtemberg,  der  Bruder  Graf  Eberhards 
des  Greiners  und  Schwager  des  Grafen  von  Helfenstein, 
ohne  Leibeserben  gestorben  war,  ernannte  der  Kaiser  den 
Grafen  Ulrich  X.  von  Helfenstein  in  öffentlicher  Ge- 
richtssitzung auf  dem  Rotenberge  bei  Cannstatt 
zum  Schutzvogt   seiner  Witwe,   einer  Schwester    des 
Grafen  von  Helfenstein.    Schon  im  Jahre  1367  sehen  wir 
indess  den  Grafen  und  oberschwäbischen  Reichslandvogt 
in  Geldverlegenheiten,   aus  denen   er  sich  dadurch 
hilft,   dass   er  von  seiner  Schwester,   der  Witwe    Graf 
Ulrichs  von  Wirtemberg,    1100  Pfd.  Hlr.   entlehnt    und 
dieser  dafOr  die  Burg  Wiesen  steig  verpfändet  In  dem- 
selben Jahre  hatte  der  Graf  der  Stadt  Geislingen  neue 
Handwerks-    und   Gerichtsordnungen   verliehen    und   im 
Jahre  1371  hatte  Kaiser  Karl  IV.  zur  Belohnung  für  die 
Dienste  des  Grafen  dem  Dorfe  Neilingen  das  Markt- 

**)  Bazing  und  Veetenmeyer,  ülmer  Urknndeabach,  Bd  &,  Mspt. 
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recht  gegeben,  als  im  Jahre  1872  die  Gefangennahme 
and  Ermordung  des  Grafen  dem  Glanz  der  Familie  ein 
rasches  Ende  bereitete.^) 

Graf  Ulrich  X.  von  Helfenstein  hatte  ausser  seiner 
Witwe  Maria  von  Bosnien  9  Kinder  hinterlassen,  6  Söhne, 
Ludwig,  Eonrad,  Friedrich,  Ulrich,  Hans  und  Wilhelm, 
und  8  Töchter,  Agnes,  Beatrix  und  Maria;  seine  Witwe 
überlebte  ihn  um  81  Jahre.  Von  den  Kindern  wurde 
Ludwig  Viii.  durch  den  Einfluss  seines  Oheims,  des  Königs 
Ludwigs  des  Grossen  von  Ungarn,  Ersbischof  von 
Colocza  in  Ungarn.  Konrad  lebte  auf  den  väterlichen 
Gütern;  er  versichert  im  Jahre  1878  das  Heiratgut  seiner 
Mutter  von  15,000 Gulden  auf  die  Burg  Ueberkingen  und 
im  Jahre  1375  verkauft  er  mit  seinen  Brüdern  den  Markt 
Nellingen  an  das  Kloster  Blaubeuren.  Friedrich 
war  ebenfalls  zu  Hause,  Ulrich  trat  in  den  kaiserlichen 
Hofdienst,  Hans  gieng  in  den  Deutschherrenorden 
und  verzichtete  auf  seine  väterlichen  und  mütterlichen 
Güter,  Wilhelm  wurde  D  omherr  in  Augsburg,  yon  den 
Töchtern  hatte  Agnes  noch  zu  Lebzeiten  des  Vaters  den 
Grafen  Heinrich  von  Werdenberg  geheiratet,  sie  war 
kinderlos;  Beatrix  war  seit  dem  Jahre  1871  mit  dem 
Grafen  Ludwig  demAeltem  vonOettingen  verheiratet 
und  Maria  vermählte  sich  mit  einem  ungarischen 
Edelmanns") 

Als  indess  die  Bezahlung  der  Heiratgüter  an  die 
drei  Schwiegersöhne  nicht  von  statten  gieng,  drangen 
diese  und  auch  andere  Gläubiger  auf  BezaJüung,  und  da 
diese  den  Brüdern  nicht  möglich  war,  nahmen  die 
Grafen  Konrad  und  Friedrich  von  Helfenstein  bei 
„denen  von  Ulm^,  d.  h.  bei  der  Stadtgemeinde  Ulm, 
87,000  ungarische  und  böhmische  Goldgulden  auf,  indem 
sie  dafür  ihre  ganze  Herrschaft  und  die  meisten  G-ater 
ihrer  Mutter  Maria  von  Bosnien  und  ihrer  Base 
Katharina  von  Wirtemberg  mit  Ausnahme  der  Feste 
Hiltenburg  verpfilndeten.  Die  Gründe  dieser  Verpfändung 
waren  nach  dem  Pfandbriefe  die  Schulden  und  Gülten, 
welche  die  beiden  Grafen  teils  von  ihrem  verstorbenen 
Vater  hatten  übernehmen  müssen  und  welche  durch  die 
Nichtbezahlung  der  schuldigen  Zinsen  erheblich 
gewachsen  waren,  teils  durch  allerlei  Gebrechen, 
namentlich  durch  die  Kriege  der  letzten  Zeit,  ihnen 
zugewachsen  waren.  Die  Grafen  wollten  deshalb  mit 
Hilfe  der  Freundschaft  von  Bürgermeister,  Rat 
und  Gemeinde  von  Ulm  ihre  Gläubiger  mit  dem  von 

**)  Basing  nnd  Veesenmeyer,  Ulmer  ürkundenlmclL  Bd«  2,  Mspt 
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der  Stadt  aufgenommenen  Oelde  bezaMen.  Der  Pfandbrief 
gieng  dahin,  dass  die  beiden  Grafen  im  Besitze  ihrer 
Herrschaft    and  Grafschaft   bleiben  sollten.     Die 
Herrschaft  samt  allen  Eigenleuten  and  Gfltem  and  allen 
Zubehörden,  bestehend  ans  der  Feste  Helfenstein,  der 
Stadt  Geislingen  mit  Lenten  und  Gfitem,  der  Stadt 
Wiesensteig  mit  Lenten  and  Gfltem  and  mit  dem  Er- 
trage  der    Steaern   and  Gerichte,   des   Umgelds, 
der  Einnng,  der  Gerichtsgebflhren  (Vreflinan)  und 
allen  weiteren  Gewalten,  Nntzungen  und  Rechten, 
Westerheim,  Mfilhansen,  Gh>sbach,  Gmibingen,  Ditzenbach, 
Haosen,    üeberkingen,    Altenstadt,  Kachen,   Bomenthal, 
Deggingen,  Lonsee,  Urspring,  Halzhansen,  Beutin,  Scharen- 
stetten,  Oppingen,  Märklingen,  dem  Eirchensatz  in  Mach- 
tolsheim,  Amstetten,  Stubersheim,  Sontbergen,  Schalkstet- 
ten,  Waldhausen,  Stetten,  Euchalb,  Borgensteig,  Weiler  ob 
Helfenstein,  Tymmenhausen,  Tumertingen,  der  Vogtei  Aber 
das  Kloster  Elchingen,  Tfirkheim,  Aufhausen,  Beringen, 
Wittingen,  Gingen  a.  d.Fils,  Sflssen  sowie  dem  Zehnten 
zu  Ulm  und  Jungingen;  femer  mit  dem  Amtmannsamte 
in  Biberach  und  Buchau,  den  Freien  auf  der  Haide,  den 
Eölnhöfen  bei  Lindau  und  dem  Leutkircher  See,  dem  zu 
erhoffenden  Erbe  ihrer  Base,  der  Frau  Katharina  von 
Wirtemberg,  geb.  von  Helfenstein,  und  ihrer  Frau  Mutter, 
Herzogin  Maria  von  Bosnien  und  Witwe  zu  Helfenstein, 
nichts    ausgenommen    ausser    der    Feste    Hiltenburg, 
welche  die  beiden  Grafen  in  der  Weise  fOr  sich  behielten, 
dass  sie  nie  gegen  Ulm  oder  seine  Eidgenossen  sein  sollte, 
bis  die  Pfandschaft  wieder   ausgelöst  war.    Die  beiden 
Grafen   hatten    das   Becht,    ihre   Herrschaft    alljährlich 
zwischen  Martini,  dem  11.  November,  und  dem  weissen 
Sonntag,    d.  h.  Inyocavit,  einzulösen,   doch  durften  die 
Feste   Helfenstein   und   die   Stadt   Geislingen   innerhalb 
10  Jahren  nur  in  dem  Falle  von   den  Grafen  eingelöst 
werden,  wenn  sie  das  hiezu  erforderliche  Geld  durch 
Heirat,  Erbschaft  oder  Dienste  erhalten  sollten ;  doch 
hatte  in  diesem  Falle  eine  Aufkflndigung  zwischen  Jakobi, 
dem  25.  Juli,  und  Martini,  dem  11.  November,  vorherzu- 
gehen.   Sollten  die  Ulmer  auikfindigen  woUen,  so  hatte 
es  zwischen  Martini  und  Inyocavit  zu  geschehen,  doch 
durfte  Ulm  die  Grafen  innerhalb  der  ersten  10  Jahre  nicht 
zur  Heimzahlung  zwingen;  nach  dieser  Zeit  aber  stand 
der  Stadt  das  Becht  zu,  alljährlich  zwischen  Martini  und 
Livocavit   den  Grafen   auf  der  Feste  Hiltenburg   aufzu- 
kttndigen,  worauf  die  Grafen  binnen  4  Jahren  die  Herr- 
schaft einzulösen  hatten,  aber  nur  zwischen  Martini  und 
Invocavit.    Geschah  das  nicht,  so  durften  die  von  Ulm 
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die  Herrschaft  angreifen,  yerkaofen  oder  yeraetk^f  bis  sie 
ihren  Schaden  erlangt  hatten«  Die  SchnldvenchreibnBg 
geschah  am  20.  Deaember  1382  (Thomasabend).  Als  Zins 
fbr  die  Schuld  worden  „ans  besonderer  Frennd- 
Schaft"  nor  12  Golden  aof  100  Golden  anf  Martini 
festgesetst,  onter  der  Bedingong,  dass  was  allj&hrlich  an 
Hallem-  oder  Pfennig-Gfilten  füle,  die  VOgte  ond  Ant- 
leote  aof  Lichtmess  nach  ühn  bringen  sollton;  was  ato 
an  Eonif  Geld  oder  anderen  Gölten  eingehen  sollte,  die 
Vögte  ond  Amtleoto  yerkaofen  ond  den  Erlös  an  Gteorgi, 
dem  23.  April,  nach  Ulm  abliefern  sollton«  FOr  sich  selbst 
erhielton  die  Grafen  einen  Jahresgehalt  yon  400  Golden 
som  Lebensonterhalt  Ergab  sich  bei  den  Einkfinften 
ein  üeberschoss,  so  war  dieser  an  der  Schold  abn- 
sieben;  reichten  die  Einkflnfto  nicht  ans,  om  den  Zins 
zo  decken,  so  war  der  Abmangel  der  Haoptschald 
zosorechnen  ond  Zins  ans  dem  Zinse  zo  bezahlen. 
Waren  die  beiden  Grafen  nicht  im  Lande,  so  hatten  die 
Herren  Ulrich  yon  Hermaringen,  Eirchherr  n 
Borgensteig,  Hans  yon  Kochen  ond  Eonrad  toi 
Weisenstein  das  Becht,  sich  an  Stolle  der  Grafen  n 
yerbOrgen.  Aach  soUton  diese  allj&hrlich  zwischen  InyoaTit 
ond  Georgi  in  die  Stadt  Ulm  reiton  ond  die  Abrechnung 
aostragen.  Starb  einer  derselben,  so  hatton  sie  einen  andern 
zo  wählen.  Den  Grafen  stand  femer  das  Becht  zo,  Teile  der 
Herrschaft  anderweitig  zo  yerkaofen,  wenn  die  Stadt  Ubn 
ihre  Einwilligong  gab,  doch  gieng  dann  der  Erlös  an  der 
Haoptsomme  ab.  Nor  Geislingen  ond  Helfenstein 
dorfton  innerhalb  10  Jahren  nicht  aas  der  Pftuidschaft  ge- 
bracht werden.  Den  Grafen  yon  Helfenstoin  war  es  erlaubt 
in  dem  Forst  der  Herrschaft  Ober  die  Zeit  der  PfiBüid* 
Schaft  zo  hetzen  ond  zo  jagen,  soyiel  sie  wollten,  andi 
dorften  sie  ihren  Freonden  ond  Gtesellen  alljlLhrlidi 
20Hirsche  schenken,  wegfegen  der  olmischeVogt  auf 
der  Feste  Helfenstein  nach  den  griflichenHonden 
schicken  ond  alljährlich  2  Hirsche  jagen  dorfte.  Die 
Feste  Hiltenborg  war  ans  dem  Ertrage  der  Herrschaft 
mit  Wachen  ond  Borgleoten  zo  besetzen  ond  waren  hien 
j&hrllch  fOr  die  Borgsassen  ond  Wftchtor  ond  die  flbrigoi 
Bedfirfhisse  60  Pfhnd  Wllrzboiger  Pfennige  ond  leo  Malter 
Eom  zo  yerwenden.  Das  für  die  Festo  benötigte  Holt 
hatten  die  dazo  gehörenden  Dörfer  wie  seither  za  liefern. 
Alle  Festen  aber  waren  in  Qblicher  Weise  mit  einem  Bmg- 
Sassen  zo  besetzen,  Ettltenborg  mit  einem,  Helfmstein  mit 
zwei  Borgsassen  ond  jeder  Borgsasse  sollte  alljihrlich 
12  PAind  goto  WOrzborger  Pfennige,  12  Iblter  Veaen. 
1  Esdinger  Eimer  Wein,  ein  Schwein,  eine  Saladieibe 
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and  7  Wächter  und  Thorhflter  erhalten,  yon  denen  jeder 
täglich  2  Pfund  Wflrzburger  Pfennige,  2  Malter  Vesen 
sowie  zur  Kost  9  Malter  Yesen  weniger  6  Viertel  nach 
Geislinger  Mess  erhielt;  das  Holz  f&r  die  Wächter  und 
Thorhflter  aber  sollten  ebenfalls  wie  seither  die  zugehörigen 
Dörfer  liefern.  War  es  nötig,  die  Festen  st&rker  zu  be- 
setzen, so  hatte  dies  auf  Rechnung  des  Ertrags  der 
Herrschaft  zu  geschehen.  Führte  die  Stadt  aus  einer  der 
Festen  Krieg,  so  durfte  den  Grafen  daraus  kein  Schaden 
erwachsen.  Den  yorhandenen  Burgsassen  durfte  nichts 
entzogen  werden,  ebenso  nicht  den  Eigenleuten  (armen 
Lfiten),  welche  in  den  Schlössern,  Städten,  Dörfern, 
Märkten  und  Weilern  der  Herrschaft  wohnten,  etwas 
gegen  ihren  Willen  an  ihrem  Gute  genommen  werden. 
Alle  ulmischen  Borger  aber  durften  in  der  Grafschaft 
Handel  treiben.  Während  der  10  Jahre  durften  die 
Ulmer  keinen  helfensteinischenUnterthanen  als 
Bflrger  aufnehmen,  ebenso  wie  während  dieser  Zeit 
keine  helfensteinische  Stadt  oder  ein  helfen- 
steinischer  Markt  jemand  aus  der  Stadt  Ulm  als 
Bflrger  einnehmen  durfte.  Sollte  die  Gräfin  Katha- 
rina, geb.  yon  Helfenstein,  die  Witwe  des  Grafen  Ulrich 
von  Württemberg  und  Base  der  beiden  Grafen,  mit  Tod 
abgehen,  so  sollte  deren  gesanunte  Hinterlassenschaft  eben- 
falls der  Stadt  Ulm  als  Pfandschaft  zufallen,  die  Einkflnfte 
aber  den  Grafen,  wenn  sie  dies  beanspruchten,  zukommen. 
Wollten  die  Grafen  ihre  Eigenleute  deren  Dienste  in  Geld 
abfinden  lassen,  so  hatte  der  Vogt  yon  Helfenstein  mit 
diesen  Leuten  ein  Abkommen  zu  treffen,  was  sie  dafür 
bezahlen  wollten,  und  die  Ulmer  sollten  dies  dann  dem 
Orafen  gönnen.  Brachte  der  Vogt  kein  Uebereinkommen 
zu  Stande,  so  hatten  die  yon  Ulm  ihm  einen  ehrbaren 
Schiedsmann  beizugeben  und  dann  hatten  beide  mit  ein- 
ander die  betreffenden  Dörfer,  Weiler  und  Gebäude  ein- 
zuschätzen, aber  so,  dass  den  Grafen  und  ihren  Erben 
an  ihrem  Hauptgute  kein  Schaden  entstand.  Sollten  beide 
nicht  mit  einander  zurechtkommen,  so  hatte  der  regierende 
Bflrgermeister  Lutz  Krafft  zu  ihnen  zu  treten  und 
es  hatte  dann  das  zu  geschehen,  was  alle  drei  durch 
Mehrheitsbeschluss  fflr  richtig  hielten.  Starb  Lutz  Krafft, 
beyor  die  Feste  wieder  eingelöst  wurde,  so  hatte  immer 
der  leweilige  Bflrgermeister  an  seine  Stelle  zu  treten.  Die 
Grafen  durften  femer  in  beliebigen  Zielem  einen  Teil  ihrer 
Schuld,  wenig  oder  yiel,  abtragen.  Bezahlten  sie  die  Schuld 
bis  auf  10,000  oder  6000  Gulden  oder  noch  weniger  ab,  so 
sollten  die  Feste  Helfenstein  und  die  Stadt  Geislingen  den 
ülmem  dennoch  als  Pfand  bleiben  und  diess  die  letzten 
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Pflbider  sein,  welche  aosgeltet  wnrdeiL  Der  Nieeslnraneh 
der  8  Seeen  nnd  Weiher  yon  Wiesensteig  sollte  des 
Grafen  lostehen.  Worden  den  Orafen  ein  ScUoss  oder 
mehrere  abgestohlen  and  entwendet,  so  hatte  ühn  alles  Mög- 
liche in  thon,  nm  es  wieder  sn  gewinnen.  Neben  dem  graf- 
lichen Vogt  hatte  Ulm  ebenfalls  einen  Vogtsn  ernennen, 
der  in  der  Herrschaft  Helfenstein  ansissig  war  und  die 
das  Jahr  hindorch  fiillig  werdenden  Gfilten  nnd  Natsnngen 
einsonehmen,  sn  heimen  nnd  m  sammeln  hatte,  welche  dann 
al^ährlich  an  der  Schnld  nnd  dem  Hanptgnte  samt  Zinsen 
absnrechnen  waren.  Oieng  ein  Vogt  ab,  so  hatte  Ulm 
einen  andern  in  bestellen.  Zeugen  waren  die  Hwren 
Wilhelm  von  Bechberg,  Berthold  Schwelcher, 
Berthold  von  Uttenriet,  Veit  yon  Bammingen, 
Hans  yon  Kochen,  Bnland  yon  Ueberkingen,  der 
Vogt  Eonrad  yon  Weissenstein  yon  Geislingen, 
Ulrich  yon  Bietheim,  Hans  yon  Uffenloch  und  der 
Amtmann  Peter  yon  Geislingen.  Der  Vertrag  wnrde 
gegenseitig  beschworen,  wobei  seitens  der  Stadt  Ulm  die 
Stftdte  Esslingen,  Bentlingen  und  Gmünd  als 
Bflrgen  dienten,  die  Grafen  aber  erkannten  das  zayor- 
kommende  Benehmen  der  Stadt  als  Beweis  yon 
besonderer  Liebe,  Treae  nnd  Freundschaft  an,  weil  sie 
hofften,  die  Schuld  so  allmählich  abtragen  su  kOnnen.**) 

Dieser  Fall  trat  nun  allerdings  nicht  ein,  da  die 
damaligen  Eriegsneiten  und  deren  yerwttstende  Folgen 
derartige  Kosten  und  AusfiiUe  in  den  Einkflnften  der 
Herrschaft  mit  sich  brachten,  dass  die  Schuld  der  Orafen 
fortwährend  stieg,  weil  die  Stadt,  namentlich  in  den 
Jahren,  wo  es  gät,  die  Herrschaft  mit  den  Waffen  sn 
yerteidigen,  ihre  Zinsen  nicht  mehr  herausschlug. 
So  stieg  die  Schuldsumme  yom  Jahre  1882,  wo  die  Orafen 
die  ersten  37,000  ungarischen  Gh>ldgulden  aufgenommen 
hatten,  in  folgender  Weise:  1886  4536,  1887  4665,  1388 
5000,  1889  5800,  1890  6788,  1391  7629,  1892  8846,  1893 
9178,  1894  10,844,  1896  11,600,  1896  12,760,  xusanimen 
86,439  ungarische  Goldgulden,  was  mit  dem  Hauptgute  yon 
37,000  ungarischen  Ooldgulden  128,489  Goldgulden  machte. 
So  blieb  nichts  fibrig,  als  einen  Teil  der  Herrschaft 
zu  yeräussern,  um  dadurch  den  andern  Teil  sn 
retten,  und  es  kam  denn  auch  am  Peter  und  Paulsabend, 
dem  28.  Juni,  1896  ein  Vertrag  xu  stände,  nach  dem  die 
beiden  Grafen  die  Stadt  Wiesensteig,  femer  Bos- 
bach, Westerheim,  Märklingen,  den  Eirchensats  xn 
Machtolsheim,     Tymmenhausen,     Bermaringren, 

■^  K«rler,  Gaichichte  d«r  GralMi  Ton  Wf'^itnttBfn,  8.  SO  f. 
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Hagenbnch,  Mfllhausen,  Ditzenbach,  Gruibingen, 
Deggiagen,  Ganslosen,  Tamertingen,  den  Zeluiten 
zu  Beichenbacb,  die  Vogtei  über  die  Höfe  za  Aicben, 
den  Hof  za  Berneck,  die  Eölnböfe  vor  Lindau,  die 
Freien  auf  der  Haide,  den  Leatkircber   See,  das 
Amtmannzamt  in  Biberach,    die  Steuer    und   das 
Amtmannsamt    in  Buchau    von    der  Stadt   aus    der 
Pfandschaft   zurflckerhielten ,    während    der   Best   der 
Pfandschaft,  nämlich  die  Feste  Helfenstein,  die  Stadt 
Geislingen    und   die   flbrigen   Festen,  Märkte,  Dörfer, 
Weiler,  Höfe,  Leute  und  Güter,  namentlich  Spitzenberg, 
Romenthai,   alle  Zölle  der  Herrschaft  u.  s.  w.,  der 
Stadt  als  Eigentum  zufielen.    Dabei  sollten  die  beider- 
seitigen Unterthanen  bei  ihren  Bechten  und  Gewohnheiten 
bleiben,   keine  Herrschaft  sollte  unterthanen,  welche 
von   einer  Herrschaft  in  die  andere  auswanderten,  auf- 
nehmen,   Oberhaupt  sollte  man   einander   in  Allem  zu 
gegenseitigem  Nutzen  und  Frommen  schaffen.  Bei  Streitig- 
keiten  sollte  die  klagende  Person  den  Angeklagten  vor 
Gericht  diüiin  nachfahren,  wo  sie  angesessen  waren  oder 
zu  dessen  Gericht  sie  gehörten,  und  sollten  sich  mit  dem 
daselbst  gefUlten  urteil  begnügen,  falls  ihnen  das  Recht 
nicht  verweigert  wurde.    Sollten  die  Grafen  von  Helfen- 
stein und  die  Stadt  Ulm  in  Streit  kommen,  so  sollten, 
wenn   die  Grafen  sich  durch   die  Stadt  Ulm  geschädigt 
glaubten,  die  Grafen  von  Helfenstein  der  Stadt  Ulm  je  einen 
Biedermann  aus  den  8  Städten  Esslingen,  Rottweil 
und  Nördlingen  nennen,  der  auf  die  Zeit  des  geschworenen 
Gerichts  und  Rats  dort  war  und  unter  diesen  Dreien  sollte 
sich  dann  die  Stadt  Ulm  einen  Schiedsrichter  auswählen. 
Sollten  aber  die  Ulmer  meinen,  dass  ihnen  Unrecht  seitens 
der  Grafen  von  Helfenstehi  angethan  worden  sei,  so  sollten 
sie  drei  ehrbare  Männer,   Freiherren,  Ritter  oder  Edel- 
knechte   aus  Schwaben  nennen  und    aus  diesen  Dreien 
sollten    dann    die   Grafen   einen  Schiedsrichter    wählen; 
sollte  der  in  dieser  Weise  erwählte  das  Amt  ausschlagen, 
so  sollte  immer  der  klagende  Teil  fOr  den  andern  Teil 
den  Schiedsrichter  auswUilen  und  zu  diesem  dann  jeder 
Teil  1  bis  8  ehrbare  Schiedsmänner  wählen,  um  die  Klage 
aaszurichten.    Alle  Lehen,  welche  die  Grafen  von  Helfen- 
stein in  der  veräusserten  Herrschaft  an  Bflrger  oder  Eigen- 
leate  vergeben  hatten,  wie  Gflter,  Aecker,  Wiesen,  Holz, 
Felder,  Fisch wasser,  Weiher,  Mühlen  und  andere  Stücke, 
sollten  von  nun  an  der  Bürgermeister  und  Rat  von 
Ulm  für   ewige  Zeiten  verleihen,    ebenso  alle  Kirchen, 
Kapellen,   Altäre    und   andere   Gottesgaben  in   Städten 
I)örfem,  Weilern  oder  auf  dem  Lande,   welche  vormali 
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von  den  Grafen  yerliehen  worden,  femer  alle  Widmen, 
Zehnten  nnd  Gflter,  so  dass  die  Grafen  von  Helfenstein 
mit  den  Eirchherren,  Pfarrern  nnd  Prieetem  nichts  mehr 
zu  thnn  haben  sollten.  Alle  Stftdte,  Bürgen,  Festangen, 
Märkte,  DOrfer,  Weiler,  Höfe  nnd  Gfiter,  welche  der  Stadt 
Ulm  zugefallen  waren,  sollten  gegen  das,  was  helfensteinisch 
blieb,  betreffs  der  Waide,  der  Holzmarknngen  und 
Yiehtraiten  abgetrennt  werden.  Streitigkeiten  hierüber 
sollten  durch  gfltiichen  Vergleich  oder  Feldonterginger 
ausgeglichen  werden.  Die  Grafen  von  Helfenstein  geben 
ferner  der  Stadt  Ulm  volle  Gewalt,  aUes,  was  ihre  Volleren 
oder  sie  selbst  von  der  Herrschaft  seither  versetzt  haben. 
einzulSsen.  Weiter  versprechen  sie,  das  Geleite,  das  zu 
der  Herrschaft  gehört,  der  Stadt  Ulm  schfitzen  und  schirmen 
zu  helfen  und  in  dem  betreffenden  Geleitsbezirk  auch  die 
eigenen  Feinde  nicht  anzugreifen  oder  zu  schadigen. 
Erfuhren  sie,  dass  jemand  nach  der  Herrschi^  stc^te, 
so  sollten  sie  die  Stadt  getreulich  warnen.  Wurde  die 
Stadt  eines  Teils  der  Herrschaft  beraubt,  so  sollten  die 
Grafen  der  Stadt  nach  Kräften  zur  Wiedererlangung 
des  Geraubten  verhelfen,  sei  es  durch  Gtowalt  oder 
durch  gfitlichen  Zuspruch.  Femer  sollten  die  Grafen 
von  den  an  Ulm  abgetretenen  Gütern,  Burgen  und  Leuten 
keinerlei  Schenkung,  Bemflhung,  Gabe  oder  Geld  fordern 
oder  annehmen  und  diese  zu  keinerlei  Diensten  (servitiam) 
zwingen  oder  dringen  oder  „Gewaltsame  oder  Gewttnknisse 
aber  sie  gebieten.**  Weiter  sollte  der  Grafen  Feste  Hüten- 
bürg,  Wiesensteig  und  ihre  anderen  Schlösser  nichts 
gegen  Ulm  thun,  sondern  alle  Stösse  mit  der  Stadt  sollten 
auf  gütlichem  Wege  ausgetragen  werden,  ausser  wenn  die 
Stadt  Ulm  wegen  anderer  Fürsten,  Freiherren,  Ritter, 
Edelknechte  oder  Städte,  mit  denen  sie  im  Bunde  war, 
gegen  die  Grafen  sein  sollte.  Nach  einem  solchen  Kriege 
aber  sollte  der  Vertrag  wieder  in  Kraft  treten.  Ebenso 
sollten  die  Grafen  von  Helfenstein  die  Verbündeten  Ulms 
nicht  bekriegen,  ausser  sie  wurden  zuerst  angegriffen 
oder  sie  konnten  sich  durch  ein  Schiedsgericht  nicht 
einigen. 

Zur  Sicherung  aller  dieser  Abmachungen  versetzten 
die  Grafen  der  Stadt  Ulm   wieder  die   Feste  Hilten* 
bürg    und    die    Stadt  Wiesensteig    und   alle   Dörfer, 
Weiler,  Höfe,  Leute  und  Güter,  welche  die  Stadt  ihnen 
ledig    gelassen   hatte,   so    dass  die   Stadt  bei   Nichtein- 
haltung   eines    der    obigen  Artikel    seitens    der    Grafen 
"^olle  Gewalt  hatte,  diese  Stücke  alle  binnen  eines  Monats 
Besitz  zu  nehmen.    Als  Zeugen  walteten  bei  dem  Ver* 
\ge  Wilhelm  von  Bechberg  von  Hohenrechberg, 
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Hans  von  Lichtenstein,  Burkhard  yon  Freiberg 
yon  Mietingen,  Hans  von  Westerstetten,  der  Vogt 
von  Geislingen,  Albrecht  von  Freiberg  and 
Wöllein  vom  Stein  von  Klingenstein. 

Am   4.  JnU   1396    erklärte   darauf  die   Stadt   Ulm, 
dass   sie    aus   besonderer  Freundschaft   und    Liebe    den 
Grafen  von  Helfenstein  bewilligt  habe,  die  Herrschaft,  die 
Feste  Helfenstein,  die  Stadt  Geislingen  und  alle 
anderen  Märkte,  Dörfer,  Weiler,  Leute  und  Güter  mit  den 
dazu  geborgen  Zöllen,  Geleiten,  Zubehörden,  Nutzungen 
und  Hechten  während  der  nächsten  15  Jahre  mit  60,000 
guten  ungarischen  Goldgulden  einzulösen;  nur  sollte  dies 
nur  zwischen  Martini  und  dem  weissen  Sonntage  geschehen 
dürfen   und  die  Kflndigung  sollte  zwischen  Jai:obi  und 
Martini  erfolgen  mflssen.    Das   betreffende  Geld   war  an 
der    geschworenen  Ulmer   Goldwage   zu   bezahlen. 
Da  aber  die  Stadt  noch  mehreres,  was  von  den  Grafen 
schon  früher  anderwärts  verpfändet  worden  war,  nach 
dem  Kaufe  erst  auslösen  musste,  so  wurde  weiter  fest- 
gesetzt, dass  die  Grafen,  wenn  sie  ihre  Grafschaft  wieder 
einlösen   wollten,    der   Stadt  neben    den  60,000   Gulden 
auch  die  von  Ulm  ausgelegte  Summe  Ar  Einlösung  jener 
verpfändeten  Güter  bezahlen    sollte.     Den  Ulmern  aber 
sollte  freistehen,  Teile  der  Herrschaft  während  der  15  Jähre 
im   Notfalle   zu   verpfänden.    Nach  15  Jahren,  also    im 
Jahre    1411,    aber   sollte   die   Herrschaft  der   Stadt   zu 
rechtem  Eigentum  verfallen  sein.    Dieser  Bevers  wurde 
vom  Bürgermeister  und  Rat  von  Ulm  unter  Zuziehung  der 
Bürgermeister  und  Bäte  von  Esslingen  und  Biberach 
beschworen,  unterzeichnet  und  gesiegelt  und  am  Donnerstag 
nach  Michaelis,  dem  5.  Oktober  1396  wurde  der  Besitz  der 
Herrschaft  durch  Urteil  und  Erkenntniss  des  kaiserl.  Hof- 
gerichts in  Bottweil  bestätigt    Zu  einer  Einlösung 
ist  es  denn  auch  nicht  mehr  gekommen;  wohl  wurde  der 
Verkauf  von   den   helfensteinischen   Verwandten    wegen 
Uebervorteilung  auf  dem  Gerichtswege  angefochten,  aber 
ohne  Erfolg,  und  im  Jahre  1462  wurde  der  Verkauf  nach 
einer  Nachzahlung  endgiltig  beiderseits  genehmigt.'^ 

Als  die  im  Jahre  1457  mit  Graf  Friedrich  von 
Helfenstein  vermählte  Gräfin  Irmgart  von  Helfen- 
«tein  als  Witwe  in  Eonstanz  lebte,  schrieb  sie  an  den 
Ulm  er  Bat,  sie  habe  sich  seither  bei  ihrer  Schwester  in 
Zürich  aufgehalten;  da  man  aber  das  Kloster,  in  dem 
diese  Schwester  sei,  reformiert  habe,  habe  sie  dasselbe 
verlassen  müssen.    Nun  habe  sie  sich  „schwerlich  verzehrt 

**)  Kerler,  Geschidite  der  Grafen  Ton  Helfensteio,  S.  60  t 


und  bittp  nm  20  Qalden  Zehrnng,  damit  sie  wieder  in 
ihren  Brildem  heimkommen  könnn.  M&n  m&cbt«  es  ibr  mit 
Bflckaicht  auf  die  treuen  Dienste,  welclie  ihr  verstorbener 
Gemahl  und  die  von  Helf6ii8t«in  seit  lange  der  Stadt 
geleistet  haben,  zu  lieb  thiin  und  sie  wolle  dann  ihre 
beiden  Söhne  und  ihre  Brüder  bitt«n,  die  Schuld  dem  Rate 
wieder  abzutragen.  Der  Rat  schickte  ihr  als  Antwort  am 
gater  alter  Freundschaft  10  Quiden,  indem  er  dabei  die 
Hoftinng  aii88prftt;h,  sie  werde  sich  damit  begnflgen  lassee. 
Welcher  Abstand  zwincben  jener  Gräfin  Maria  too 
Helfenstein,  der  heitern  nnd  lebenelustigen  Tochter 
dea  Bans  Stephan  von  Bosnien,  der  Schwägerin 
des  Königs  von  Ungarn,  der  Q«mahlin  des  Grafen 
Ulrichs  X-,  welcher  Abstand  zwischen  der  Schwester 
jenes  Grafen  Ulrich  X,,  der  Gräfin  Katharina  von 
Wirtemberg,  welche  das  erste  Hospital  in  Stuttgart 
stiftete,  und  der  Gräfin  Irmgart,  welche  100  Jahre  nach 
der  Verpfändung  der  Herrschaft  vom  Ulmer  Rate  aus  guter 
alter  Freundschaft  einen  Bettelpfennig  von  10  Gulden 
ohne  weitere  Hoffiiiuig  empAngt.**) 

")  Pfiater,  Geschichte  von  Schwiben,  Bd.  4,  B.  277.  KoIn,  OtmdUMt 
iu  Gnfen  Ton  Helfeoiteta,  ä.  10b. 

Urkunde  jtm  39.  Moreinber  1875:  Die  Onfen  Lndvlg,  Konrtd, 
Friedrieb,  Ulrich  und  Wilhelm  Ton  Helfemtein,  BrOd«, 
mit  ihren  Getchwiatem  rerkuifen  ihre  B«iitanii|en  m  Nellingei, 
Ditieobtch  und  WidderstkU  ui  du  Kloiter  BlanbesreB. 
Tom  24.  Aagort  1879:  Die  Onfeu  Eonr«d  nnd  Friedrich  toi 
Helfeniteio  Tenprecheo,  in  den  nlcbiten  16  Jahren  die  Stadt  Oeii- 
IfogeD  nicht  mit  anraerordentUchen  Aafla^o  n  belaatan.  Ton  St. 
Februar  1381:  Alb  recht  Ton  Nendinsen,  Talernnd  Sohn,  vertMite 
mit  ZastimmuDg  des  Lehnaherm  Grafen  ifonrad  ron  Helfenateia 
ihre  Hube  in  Snntbergen  an  den  Edelknecht  Hana  t.  Elchin gaiii. 
Vom  12.  Mftn  1881:  Hana  tod  ElchlnKen  rtnmt  den  Tertftoftn 
daa  Wiederkaarsrecht  ein.  Tom  20.  Deiember  1S83:  Sehvld- 
Terichreibanft  der  Grafen  Konrad  nnd  Friedrich  von  Helfen- 
atein  gegen  Ulm  über  87000  Gnlden  mit  Pf andbeaUllnDf; 
Oegenbrief     der     St&dt    Ulm     nnd     Rackgafaenrknnde. 


Bestimmung  getroSeo  fOr  den  Fall  der  EntwAhmni  dorFreian  nnf  im 
Haide,  derKOInhOfe  Tor  Lindau  nnd  dea  LentkErcher  See*. 
Vom  9.  Juni  1888:  Schuldschein  der  Agnes  *od  Werdenberg, 
geb.  T.  Helfenatein.  g^en  dea  Krimer  Hans  Bald  in  Ulm.  Vom 
17.  Juni  1388:  Fraa  Beatrix,  geb.  t.  Helfenatein  Fran  des  Grstai 
Ludwig  von  Oettingen,  Qbergiebt  ilir  Tltarlichea  Erbe  ihren  BtOdein, 
den  Grafen  Konrad  und  Friedrich  tod  Helfe  nsteio.  Vom  28. 
Aiwait  1383:  Die  Grafen  Konrad  und  Friedrich  Ton  Helfenatein 
und  die  Stadt  Ulm  hinterl^en  Urkunden  bei  Albrecht  Ton  Rech- 
berg TOD  Hohenrechberg  als  Pfleger  von  Ulm.  Tom  10.  Januar 
1881:  Grtfin  Anna  Ton  Helfenatein  Witwe  Terkaoft  an  Lata  tob 
Landau  die  Ortschaft  aeTbi,i]Li«&a.  a.^.  Vom  10.  Angost  1886: 
0J«f  Konrad  von  He\[eaatft\u  Vomm^  «in.  (^iQ!äiAK&  Vi.  dw 
Stadt  Dün   dem  Ulmwt  BBriei  ■yJU^*\-»  -TOn."«  ».VaW^.^**.  "^«»b. 
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8.  Mai  1866:  Bchnldbrief  der  Grtfen  Konrad  und  Friedrich 
Ton  Helfenstein  gegen  U 1  m  aber  4535  OoldgnldeD.  Vom  3.  Mai: 
Graf  Fr  iedri  eil  TonHelfeiksteiD  quittiert  die  Stadt  Ulm  Ar  200  Golden. 
Vom  9.  Febmar  1887:  Witwe  Anaa.  Grifin  ?oa  Helfenitein,  geb. 
Or&fin  Ton  Oettingen,  nnd  ihr  Sonn  Graf  Johannes  ?on  Helfen- 
stein. treten  ihre  Rechte  aaMachtolsheim  an  Heinrich  Krafft  und 
seine  Fma  Adelhaid  von  Snlmetingen  in  Ulm  ab.  Vom  26.  April: 
Graf  Konrad  von  Helfenstein  beleuit  den  Sohn  des  Knnz  Lieber 
gewesenen  Kirchherm  luGnssenstadt,  mit  einem  Hof  inRitstetten. 
Vom  18.  Oktober:  Graf  Konrad  tou  Helfenitein  weist  dem  Amtmann 
Peter  ton  Geislingen  200GnMenbei  der  Stadt  Ulm  an.  Vom  11.  No- 
vember: Graf  Friedrich  von  Helfenstein  weist  dem  Schulmeister 
Berthold  Schwärs  su  Geislingen  100  Golden  bei  der  Stadt 
Ulm  an.  Vom  80.  November:  Graf  Friedrich  so  Helfenstein 
weist  dem  Amtmann  Peter  von  Geislingen  100  Golden  bei  der  Stadt 
Ulm  an.  Vom  SB.  September  1889:  Scholdbrief  der  Grafen  Konrad 
ond  Friedrich  von  Helfenstein  aber  8800  Goldgolden.  Vom 
28.  Oktober:  die  Grafen  i(onrad  ond  Friedrich  qoitüeren  der  Stadt 
Ulm  flkr  800  Golden.    Vom  13.  Jon!  1390:  Scholdbrief  aber  6788  Gold- 

Füden.  Vom  11.  M&rs  1891:  Scholdbrief  der  Grafen  Kon r ad  ond 
riedrich  von  Helfenstein  aber  der  Stadt  Ulm  schuldige  7689  Golden. 
Vom  27.  September:  Graf  Konrad  von  Helfenstein  weist  dem 
Affltnmnn  Peter  von  Geislingen  200  Golden  bei  der  Stadt  Ulm  an. 
Vom  22.  Mftn:  Scholdbrief  der  Grafen  Konrad  ond  Friedrich  von 
Helfenstein  gegen  die  Stadt  Ulm.  Vom  8.  November:  Graf  Konrad 
Ton  Hei  fe  nstein  Terbrieft  der  Stadt  Ulm  schuldige  700  Pfd.  Hb.  Vom 
6.  November:  Qoittomr  des  Grafen  Friedrich  von  Helfenstein  fOr 
die  Sudt  Uhn  aber  200  Golden.  Vom  11.  Aaspost  1392:  Könic  Wenxel 
best&tiflt  in  Betlern  der  Stadt  Ulm  den  Kaof,  dorch  welchen  sie 
eioige  Schlösser  ond  Gater  von  den  Grafen  Konrad  ond  Friedrich  von 
Helfenstein  erworben  hat.  Vom  18.  April:  Scholdbrief  der 
Orsfen  Konrad  und  Friedrich  von  Helfenstein  gegen  die  Stadt 
Ulm  aber  9178  Golden.  Vom  8.  Aogost  1398:  Die  Stadt  Ulm  mahnt 
die  Grafen  Konrsd  ond  Friedrich  voo  Helfensteio  an  £in- 
lOsong  ihrer  Herrschaft.  Vom  16.  November:  Graf  Friedrich  von 
Helfenstein  benachrichtigt  seinen  Vogt  so  Geisliogen,  dass  er 
von  Ulm  200  Golden  besohlt  erhalten  habe  nnd  hebt  die  wegen 
dieier  Schold  angelegt  gewesene  Sperre  anf.  Vom  19.  November: 
Die  Grafen  Konrad  ond  Friedricn  von  Helfenstein  qoittteren  der 
Stadt  Ulm  far  das,  was  ihnen  an  den  Notxongen  der  Herrschaft  Helfen» 
iteia  ftkr  die  Jahre  1891,  1892  ond  1893  gebohrt  Vom  15.  Desember  1894: 
Bproch  des  Landfriedensgerichts  in  Sachen  der  Stadt  Aogsborg 
gegen  den  Grafen  Friedricn  von  Helfenstein  wegen  Schaden- 
ersatzes. Vom  2.  Oktober  1895 :  Schiedssproch  in  einer  Streitsache 
Gessler  gegen  Hofacker  wegen  derOlin*schen  Verlassenschaft. 
Vom  21.  Apnl  1396:  Vergleich  swischen  Graf  Konrad  von  Helfen* 
stein  und  dem  Stadtpfarrer  Ulrich  Gessler  in  Ulm  wegen  der 
Ulin'schen  Verlassenschaft  Vom  26.  April  1397:  Schold-  ond 
Pfandbrief  des  Grafen  Konrad  von  Helfenstein  gegen  die  Stadt 
Ulm  aber  170  Gulden.  Vom  26.  September  1898:  Scholdbrief  der 
Qnfon  Konrad  nod  Friedrich  von  Helfenstein  gegen  die  Stadt 

Ulm  über  5800  Golden.  Baxiag  nnd  Veesenmeyer,  Ulmer  Urlnmdenboch, 

W.  2,  BIspt 
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16)  9tm  Torgekm  ier  BriciiTCglemg  Mmfb  AM«!!!« 
ier  JiieBMhvlden  Im  Jfthn  1$8& 

a.   BUA  nf  ilt  MtfMfclltilM. 

Die  Gegeoflätie  in  Saddeatachland  werden  seit  dem 
Jahre  1380  immer  schirfer.  Man  rttetet  auf  beiden  Seiten; 
so  Iftset  der  Bat  yon  Augsburg^  mehrere  neue  Stftcke 
gieseen^  um  sich  derselben  in  dem  beyorstehenden  Kri^ 
sa  bedienen.')  Wie  es  damals  sngeht,  wie  sich  namentlich 
aneh  in  politischen  Kreisen  eine  sittliche  Yerderbt- 
heit  geltend  macht,  zeigt  ein  Gtesets  der  schwäbiBcheii 
Bondesstftdte  vom  13.  Janaar  (Hilarii)  1379,  welches  sicli 
gegen  die  annehmende  Unsitte  wendet,  die  Bandesrats- 
abgeordneten der  einnelnen  Bnndesst&dte  darch  Be- 
stechnngen  zn  gewinnen,  indem  es  verordnete,  dass 
ktlnftig  kein  Stadtebote  mehr  wegen  seiner  Botschaft 
sollte  Gteschenke  annehmen  dfirfen.*)  Bald  ziehen  sich  aaci 
die  Wolken  ernster  snsammen.  Im  Jahre  1380  schreiben 
die  Herzöge  Ton  Bayern  als  Beichslandyögte  oder 
Barggrafen  and  der  Landgraf  von  Lenchtenberg  als 
Pfleger  von  Niederbayern  der  Stadt  Ulm  als  Vorort 
des  schw&bischen  Bands,  die  Stadt  Begensbarg  wolle 
sie  yon  ihren  Bechten  bringen  and  sie  bitten  deshalb,  dass 
diese  Stadt  nicht  in  den  Band  anfgenommen  werde,  worauf 
Ulm  beide  Schreiben  dem  Bat  yon  Begensbarg  zusendet 
and  seine  Vermittlang  anbietet,  was  die  Folge  hat,  da« 
Begensbarg  ebenfalls  in  den  Band  eintritt'^ 

Im  April  1380  findet  in  Frankfurt  ein  Beichstag 
statt^)  and  am  4.  Febrnar  1881  wird  aaf  dem  Beichstage 
za  Nürnberg  der  bisherige  schismatische  Prätendent  des 
Erzbistums  Mainz,  Graf  Adolf  yon  Nassau,  statt  des 
abtretenden  Herzogs  Ludwig  yon  Meissen  in  den  zur 
Widurong  der  Interessen  des  Papstes  ürban  VI.  ge- 
schlossenen Beichsbund  gegen  Ayignon  und  Clemens  VII^ 
also  gegen  Frankreich  und  die  ghibellinischen 
Viscontis  aufgenommen.  Am  20.  M&rz  1381  erfolgt 
sodann  die  Grflndung  des  rheinischen  Stftdtebands, 
der  zun&chst  als  Bund  fftr  sich  dem  Altern  schwäbischen 
Bunde  nur  zur  Seite  tritt^),  bis  am  17.  Juni  1381  die  Reichs- 
städte Augsburg,  Ulm,  Gonstanz  u.  s.w.  sich  mit  den 
Stödten  Mainz,  Strassburg,  Worms  und  anderen  zu 
gegenseitigem  Schatze  bis  Weihnachten  1384  yerbinden.^) 

*)  Btetten,  Augsbarger  Chronflc,  8.  125. 
<)  Schmid,  Rotes  Bach,  BL  104,  MspL,  ülmer  Stsdtbibliotbdc. 
*)  Gemeiner,  Begensborger  Chronik,  Bd.  2,  8.  198  ff. 
«)  WeiEBftcker,  BdchstegMktenTBd.  1,  8.  XLY,  XUX,  Rächer, 
landelsgeschichte,  Bd.  2,  S.  256. 

»)  Augsburger  Urkundenbuch  Nr.  687.    Wdssftcker,  Bd.  1,  8.  XLDL 
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Jetzt  geht  der  allgemeine  Kampf  gegen  die  Landes- 
herren and  ihre  Helfer,  die  Edelleate,  die  gefähr- 
lichen Feinde  der  Eanflente  und  ihrer  Warenzflge, 
lo8.^  In  Augsburg  findet  ein  grosser  Bundestag  statt, 
alle  geistlichen  Körperschaften,  welche  das  Bflr- 
gerrecht  nicht  annehmen  wollen,  werden  aus  den 
Städten  geschafft,  die  Stadt  Augsburg  schickt  48  Speerreiter, 
30  Büchsenschtttzen  und  300  Fussknechte  in  das  Riess 
und  nach  Franken,  wo  sich  die  Bundestmppen  sammeln^, 
und  zerstört  die  Schlösser  Oberndorf  und  Biberach, 
wie  auch  Ulm  unter  Führung  des  Stadtebundeshaupt- 
manns  MarquardEhingeryonBalzheim  seine  Fahnlein 
nach  Bayern  schickt  und  mit  den  Augsbuigern  das 
Schloss  Möhringen  zwischen  Augsburg  und  München  bei 
Bui^hausen,  eine  alte  Bömerschanze  an  der  Alz,  nieder- 
brennt^, und  in  Augsburg  die  Büi^er  im  Jahre  1882 
die  H&user  des  Bischofs  Burkhard  und  der  Domkapitulare 
plündern,  weil  der  Kschof  10  Augsburger  Dörfer  hatte 
einäschern  lassen.'^ 

Im  Jahre  1882  gelingt  es  endlich  den  redlichen  Be- 
mühungen König  Wenzels,  durch  Vermittlung  des  Herzogs 
Leopold  von  Oesterreich  diesen  Fehden  zwischen 
dem  Landesherren,  den  Rittern  und  den  Reichs- 
städten durch  Schaffung  eines  neuen  grossen  Land- 
friedensbunds auf  einem  Reichstage  zu  Nürnberg 
ein  Ende  zu  machen.  Am  9.  April  1382  verbinden  sich 
der  Herzog  Leopold  von  Oesterreich,  Graf  Eberhard 
der  Qreiner  von  Wirtemberg,  die  Hauptleute  der 
Löwengesellschaft  in  Schwaben,  Graf  Heinrich 
von  Montfort-Tettnang,  Graf  Ulrich  von  Wirtem- 
berg, Graf  Heinrich  von  Hohenzollern,  die  Haupt- 
leate  der  Wilhelmsgesellschaft  und  Georgs- 
gesellschaft mit  allen  ihren  Freiherren,  Rittern  und 
Edelknechten,  die  Freistadt  Regensburg  und  die 
Beichsstädte  Augsburg,  Ulm  und  die  anderen  Städte 
in  Schwaben,  welche  den  Bund  mit  diesen  halten,  sich 
zwei  Jahre  lang  in  allen  Streitigkeiten  gegenseitig  zu 
schützen  und  mit  vereinten  Kräften  den  Landfrieden  zu 
erhalten.  Die  Landesherren  sowohl  als  die  Städte  sollten 
je  5  Bundeshauptleute  zur  Besorgung  der  Hauptangelegen- 
heiten stellen.  Von  den  Städten  geschah  dies  in  der  Art,  dass 
Aogsburg,  Ulm,  Konstanz,  Ravensburg  und  Reut- 
lingen je  einen  Bundeshauptmann  stellten.    Am  28.  Sep- 

Fischer,  Handelsgeschichte,  Bd.  2,  S.  282  f. 
Stetteo,  Augsburger  Chronik,  S.  126. 

Tbomann,  Chronik  ron  Wehsenhom.    Weyermann,  Nachrieb 
Bd.  i  8.  76. 
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tember  1382  verbandet«!!  eich  indess  trotzdem  wieder  die 
Freistadt  Regensbnrg  and  die  Reichstädte  AagHbarg,  Ulm, 
Konstanz  u.  s.  w.  bis  zum  23.  April  1395  zn  gemeinsamer 
Hilfeleistung  gegen  alle  Schädiger  ihrer  Rechte  nnd  Frei- 
heiten und  am  15.  Oktober  1382  verlängerten  dioselben 
Städte  den  Bnnd,  den  sie  am  17.  Juni  13SI  mit  den 
rheinischen  Städten  Mainz,  Strassburg,  Worms, 
Speier,  Frankfurt  n.  8.  w.  geschlossen  hatten.  Ins 
Weihnachten  1391,  indem  sie  sich  Terjiflichteten ,  diesen 
mit  218  Speerreitern  beholfen  zu  sein,  wobei  gleich  in  einer 
weitern  Urkunde  festgesetzt  wurde,  dass  wenn  die  Städte 
Nürnberg,  Windsheim  und  Weissenbarg  ebenfalls 
in  den  Band  eintreten  sollten,  weitere  22  Speerreiter 
hinzutreten  sollten,  was  denn  auch  am  16.  Janoar  1383 
geschah;  und  eine  dritte  Urkunde  bestimmte,  das»  wenn 
die  rheinischen  Städte  ein  Feind  bedrängen  sollte,  der  im 
Hauptbriefe  aasgenoromen  sei,  man  ihnea  Hilfe  leistea 
werde,  als  ob  dieser  nicht  aasgenommen  wäre.  Di« 
rheinischen  Städle  dagegen  versprachen  den  schwäbischen 
Städten,  dass  wenn  sie  die  Städte  in  der  Wetteraa  oder 
die  Reichsstädte  im  EUass  in  ihren  Bund  aufnebiuen 
würden,  diese  den  Bund  mit  den  schwäbischen  Städten 
ebenfalls  halten  sollten.*) 

Im  Jahre  1382  war  König  Ludwig  der  Grosse  von 
Ungarn  und  Polen  gestorben  und  die  Frage  der 
nngarischen  Thronfolge  eine  brennende  geworden. 
Ungarn  war  schon  unter  König  Lndwig  mächtig  empor- 
geblüht nnd  da  der  König  nur  eine  Erbtochter,  Maria, 
hinterlassen  hatte,  schien  die  Thronfolge  seines  Schwieger- 
sohns, des  Markgrafen  Sigismund  von  Brandenburg, 
so  gut  wie  gesichert.  Sigismund,  der  jflngere  Sohn  Kaiser 
Karl  rV.  und  der  Bruder  König  Wenzels  von  Böhmen  nnd 
Deutschland,  hatte  im  Jahre  1378  dieMark  Brandenburg 
von  seinem  Vater  erhalten  und  sich  im  Jahre  1380  mit  Maria 
von  Ungarn  nnd  Polen  verlobt,  wobei  ihm  jedoch  nur  die 
Erbfolge  in  Ungarn  zugesichert  worden  war.  Als  nnn  im 
Jahre  1382  König  Lndwig  starb,  erkannten  die  Polen  ihn 
nicht  als  Künig  an  und  die  Kiitiiginwitwe  P'lisabeth  von 
BoBuien,  die  Schwester  der  Gräfin  Maria  von  Helfenstein, 
zögerte  mit  der  Vermählung  nnd  liess  diese  erst  za,  als 
die  nngarischen  Landesherren  Karl  m.  von  Anjoa  den 
Kleinen  von  Neapel,  den  Gemahl  der  Fürstin  Margarete 
von  Darazzo  (Dyrrhachium,  Epidamnus),  zum  König 
wählten.    So   kommt  erst  im  Jahre  1385  die  Vermählung 

')  Annburger  T]ika&ainih<»äk.^t.  «i&,««),«ih.,Wfe.  «U.    Lflaig. 
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Marias  mit  SigiBmond  la  stände ,  der  darauf  sofort  die 
Markgrafschaft  Brandenburg  an  den  Barggrafen  Friedrich 
Ton  Hohenzollern  in  Nürnberg  yerpf&ndet,  mit  den 
hiednrch  gewonnenen  Mitteln  ein  EUlfsheer  wirbt,  nach 
Ungram  sieht  nnd  nachdem  im  Februar  1886  Karl  von  Anjon 
auf  Anstiften  der  Königin witwe  Elisabeth  von  Bosnien 
und  im  Jahre  1387  die  Königin  witwe  Elisabeth  ebenfalls 
ermordet  worden  ist,  bald  Anerkennung  findet 

In  Ulm  beginnen  sich  jetzt  allmählich  die  Wellen 
der    inneren  Unruhen  zu  glatten,  wie  aus  mannigfachen 
Nachrichten  hervorgeht.    So  beschliesst  der  Bat  am  12.  No- 
vember   1882,    alle    guten,   alten   löblichen   Herkommen 
und    Oesetze    auch    in   Zukunft   zu   ttben    und   je   nach 
Gestaltung    der  Zeitläufe  neue  Ordnungen    und  Gesetze 
zu  machen  und  diese  den  alten,  von  den  Kaisem  erhaltenen 
Freiheitsrechten  entsprechend  festzusetzen,  zu  erneuern, 
zu  bestätigen  und  zu  verbessern.*^)   Im  Februar  und  M&rz 
1383    findet  wiederholt    ein  Reichstag  in  Nürnberg 
statt.    Am  9.  Mftrz  1883  befiehlt  König  Wenzel  den  Städten 
Augsburg,  Ulm    u.   s.    w.,    die  Städte   Esslingen, 
Aaleu  und  Reutlingen  von  Beeinträchtigungen  des 
trafen  Eberhard  m.  von  Wir  tem  borg  abzuhalten"),  und 
am    11.  März    1388   kommt   in   Nürnberg   ein  Land- 
frieden zu  Stande,  der  aber  nichts  als  ein  einseitiger 
Fürsten-  und  Landesherrenbund  ist  und  auf  12  Jahre 
bis  zum  28.  April  1895  gelten  soll;   am  14.  März  1388 
gebietet  das  Reich  von  Nürnberg  aus,    diesem  Bunde 
beizutreten.    Am  21.  August  1383  überreicht  eine  fran- 
zösische   Gesandtschaft    dem  König  Wenzel   eine 
Denkschrift   über    die  Kirchenspaltung,  um  ihn  für 
Papst  Clemens  YII.  und  Avignon  zu  gewinnen,  der  König 
hält  indess  trotzdem  an  Papst  Urban  VL  fest    In  den 
Städten  stehen  sich  die  Parteien  schroff  gegenüber. 
So  sind  in  Basel  zwei  Parteien;  der  Bischof  Imer  hält 
zu  Papst  Urban  VL  und  König  Wenzel,  der  Bürger  Werner 
Schaler  hält  zu  Qemens  VU.  und  Avignon.    Auch  Ulm 
hält  treu  zu  Papst  Urban  VL  und  am  1.  September  1383 
dankt   König  Wenzel    den   25   Städten   Augsburg,  Ulm, 
Essslingen,  Reutlingen,  Rottweil,  Memmingen,  Leutkirch, 
Jsny,  Kempten,  Wangen,  Biberach,  Oiengen,  Bopflngen, 
NOrdlingen,  Dinkelsbühl,  Aalen,  Kaufbeuren,  Gmünd,  Hall, 
Heilbronn,  Wimpfen,  Weinsberg  und  Rotenburg  a.  d.  Tauber, 
Windsberg  und  Nürnberg,  dass  sie  den  Gegen papst 


t«)  Bdunid,  Botet  Buch,  Bl.  104,  Mqrl.  Ulm.  StedCfaibl.  Zweites  Gei^ 
Bach.  BL  1  a,  Ifspt  ülmer  Archiv. 
")  AngmrRW  üiknndenbiich  Nr. 
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Rupert  von  Genf  abgethah  haben,  nnd  ermahnt  sie,  die 
Widersacher  Papst  Urbans  VI.  za  strafen  und  von  Rechts- 
wegen gegen  sie  vorzugehen. '*) 

In  Ulm  erfolgt  im  Jahre  1384  die  Aufnahme  der 
Ulmer  Besitzungen  des  Klosters  Reichenau  in  das 
Ulmer  Bürgerrecht  und  in  die  Ulmer  SchutzyogteL 
Am  7.  Mai  1384  bestätigen  der  Bürgermeister,  der 
Rat  nnd  alle  Bürger  der  Stadt  zu  Ulm,  da  der  hoch- 
würdige Fürst  und  liebe  gnädige  Herr,  Herr  Mangold 
von  Brandis,  yon  Gottes  Gnaden  erwählter  Bischof 
des  Bistums  Eonstanz  und  erwählter  Abt  des  Gottes- 
hauses in  der  Reichenau,  d^r  Dechant,  der  Propst 
und  das  Kapitel  des  Gottehauses,  das  dem  heiligen 
Stuhle  in  Rom  unmittelbar  zugehöre,  die  Pfarre 
in  Ulm  mit  der  zugehörigen  Pension  und  Quart  sowie 
mit  dem  grossen  und  kleinen  Zehnten  in  Pfuhl,  den 
6  Gulden  ans  der  Pfaffen  wiese  und  dem  Messner- 
amte und  der  Schulmeistere!  in  Ulm  aus  besonderer 
Gnade  der  Stadt  in  Freundschaft  verschrieben 
habe,  so  habe  die  Stadt  ihnen  zu  Liebe  verfügt,  dass  sie 
mit  allen  ihren  anderen  Gütern,  die  sie  in  Ulm  und  um 
Ulm  herum  haben,  zu  Bürgern  und  in  den  Schirm 
der  Stadt  aufgenommen  werden  sollen,  so  dass  die  Stadt 
ihnen  diese  Güter  wie  anderen  eingesessenen  Bürgern  treu 
schützen  solle.  Dem  Gotteshause  wird  dabei  das  Frei- 
heitsrecht zugesichert,  dass  diese  Güter  auf  ewige  Zeit, 
80  lange  sie  in  der  Hand  des  Klosters  sind,  von  allen 
Steuern  und  Diensten  frei  sein  sollen.  Nur  wenn 
eines  derselben  an  andere  Bürger  versetzt  oder  zu 
Leibding  oder  Urthät  verkauft  werden  sollte,  sollten  diese 
Bürger  dasselbe  wie  andere  Bürger  versteuern  und  ver- 
dienen müssen.  Weiter  versprach  die  Stadt,  dass  dieselbe 
das  Kloster  weder  am  Versetzen  noch  am  Verkaufen  zu 
Leibding  oder  Urthät  eines  andern  seiner  Güter  noch  am 
Verleihen  an  andere  Bürger  oder  andere  Leute  weder 
heimlich  noch  öffentlich  sollte  hindern  dürfen.  Sollte  es 
aber  trotzdem  vorkommen,  dass  seitens  der  Stadt  Steuern 
oder  Dienste  auf  diese  Güter  gelegt  oder  das  Kloster  am 
Verkauf  oder  Verleihen  gehindert  würde,  und  es  würde 
dies  binnen  eines  halben  Jahrs  nicht  abgethan,  so  sollte 
die  Ueberlassung  der  Ulmer  Pfarre  und  der  anderen  obge- 
nannten  Stücke  an  die  Stadt  vollständig  kraftlos  sein  und 
diese  dem  Kloster  aufs  neue  ohne  Wiederrede  zurückfallen, 
und  sollte  inzwischen  die  Stadt  beim  Stuhle  in  Rom  oder 
sonstwo  etwas  erlangt  haben,  so  sollte  das  ebenfalls  ungiltig 

**)  WdzOcker,  Reichstagsakten,  Bd.  1,  8.  448,  412,  414  f. 
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sein  und  dem  Kloster  keinen  Sehaden  bringen,  and  dee 
Ootteshanses  Gflter  trotzdem  von  allen  Steuern  and 
Diensten  frei  sein.**) 

V    IM«  Mitn  BoMtU  te  Xdolwtglenif  gtgn  dit  Jido. 

In    diese   Zelt    fallen    die    ersten    Schritte    der 
Seichsregierung  zum  Vorgehen  gegen  die  Juden. 
Die  Klagen  Aber  den  zunehmenden  Wucher  der  Juden 
Tiaren  damals  wieder  ärger  als  je  geworden.    So  klagt 
z.  B.  im  Jahr  1870   der  Markgraf  Eudolf  von  Baden 
l>eim  Papst  gegen  die  beiden  Juden  David  den  Alten 
und  Aaron,   weil  sie  übermässige  Zinsen  von  ihm 
erpresst  haben,  und  bittet,  ihm  zur  Zurttckerstattung 
dieses    unrechten   Oewinns    behilflich   zu   sein.    Der 
beilige  Stuhl  belegt  infolge  dessen  die  beiden  Juden  mit 
dem  Banne,  bis  sie  das  dem  Markgrafen  widerrechtlich 
abgenommene  Geld  herausgegeben  haben,  während 
sich  die  beiden  Juden  in  den  Schutz  der  Stadt  Strass- 
barg  stellen,    die    infolge    dessen    dem    päpstlichen 
Interdikt  yerflel.'^)    So  veröffentlicht  im  Jahre  1360  der 
£rzbischof  Nikolaus    von    Thessalonich    eine    grosse 
„oratio  contra  f euer ato res".    Im  gleichen  Jahre  wurde 
von  Mflhlhausen  im  Elsass  der  Edelmann  Neuenstein 
von  einigen  Juden  wegen  einer  Schuld  verfolgt,  deren 
Zinsen  bereits  das  Kapital  überstiegen.    Er  brachte 
desshalb  seine  ganze  fahrende  Habe  hinweg  und  lud  sodann 
einen  der  Juden  zu  sich  ein,  liess  denselben,  als  dieser  zu 
ihm  kam,  durch  vier  kräftige  Knechte  in  einen  Koffer 
packen  und  nach  Burgund  fUiren,  wo  er  ihn  4  Wochen 
gefangen  hielt  und  ihn  dann  gegen  400  Gulden  Löse- 
geld freiliess.    Der  Bat  von  Mflhlhausen  verbot  infolge 
dessen    Neuenstein    die   Stadt    und    zog    seine   Liegen- 
schaften an  sich,  indem  er  eine  Ziegelei  daraus  machte, 
die   aber    wohl   derart  verschuldet   waren,   dass  hiebei 
Neuenstein  keinen  grossen  Verlust  erlitt.^^)    Auch  in  Ulm 
sind  damals  wie  in   ganz  Schwaben  fast   alle  Fflrsten, 
Edelleute  und  ein  grosser  Teil  der  Bflrger  den  Juden 
verschuldet.     So  stellen  z.  B.  am  29.  Oktober  1381  der 
ülmer  Bflrger  Otto  Bot,  genannt  Hflttisheim,  und 
seine  Frau  der  Jfldin  Hanna  Källing,  Bflrgerin  zu 
Ulm,  einen  Schuldschein  Aber  130  Goldgulden  aus.^^ 

^  Vertrag  Tom  Bamttafe  nach  dem  heiHgeii  Kreosttge  im  Mai  1834, 
Sebmid,  Rotes  Buch,  Bl.  82  f.,  Ifspt.  Ufaner  StadtUbl.  Dielarich,  Ulm, 
&  183,  Pveaael,  YerlumdluBgen  des  Veveiiis  Ar  Koatt-  und  AHertom 
Heft  1,  8.  IL 

n  Demrfng,  Joden  im  Mittelalter,  8.  390  t 

^  FWnk,  Geediidifte  des  ZinsftuM,  8.  18. 

'^  Baiing  uad  Veeienmeyer,  ülmer  ürkandenbaoh,  Bd.  2,  Mipt 
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Im  Jahre  1884  wird  den  Jaden  in  Dijon  verboten, 
wöchentlich  mehr  Zins  als  4  Deniers  yom  Pfände  zn 
nehmen.  ^^ 

Man  sieht,  es  ist  Überall  Zftndstoff  gegen  die  Juden 
vorhanden,  der  sich  in  mannigfachen  Erscheinungen 
zeigt  So  wollen  z.  B.  im  Jahre  1376  die  Juden 
Joseph  und  Gnendel  (?)  aus  der  Stadt  Segensburg 
fortziehen  und  sich  in  das  Patronat  des  Pfalzgrafen 
von  Bayern  begeben,  werden  aber  sofort  auf  Antrag  der 
Judengemeinde  vom  Rate  hieran  gehindert,  die  bei 
dem  Bflckgange  ihrer  Mitglieder  die  Judengemeinde 
den  Steuerdruck  schwer  empfinden  muss,  indem  der 
Bat  Beschlag  auf  die  Güter  der  Auswandernden  legt,  bis 
das  Reich  dem  Rate  befiehlt,  die  Beschlagnahme  auftu- 
heben,  und  es  kommt  denn  auch  im  Jahre  1377  dahin, 
dass  der  Rat  infolge  einer  Vereinbarung  mit  der 
Judengemeinde  sein  Verbot  der  Auswanderung 
von  Regensburger  Juden  aufhebt  und  denselben  wieder 
den  freien  Zug  und  3  Monate  Zeit,  um  ihre  Fordenmgen 
einzutreiben,  gestattet,  wof&r  die  Juden  eine  bestimmte 
grossere  Abfindungssumme  bezahlen  mfissen.  Im 
Jahre  1384  findet  in  Regensbur|;  wieder  ein  Juden- 
krawall statt,  weil  einige  Juden  bei  der  Steuerumlage 
ihr  Vermögen  zu  nieder  fatiert  hatten  und  deshalb 
mit  dem  Tode  und  Vermögenseinzug  bestraft  werden 
sollten;  die  Juden  hatten  es  aber  verstanden,  ihre  Person 
noch  rechtzeitig  sicher  zu  stellen,  indem  sie  sich  in  ein 
auswärtiges  Patronat  begaben,  und  hatten  versucht,  ihr 
Vermögen  aus  der  Stadt  zu  schaffen  und  so  zu  retten. 
Auf  fremde  Fürbitte  wurde  ihre  Strafe  vom  Rat  denn 
auch  dahin  gemildert,  dass  sie  gegen  die  Verpflichtung, 
eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  in  der  Stadt  ansässig 
zu  bleiben  und  die  ihnen  verpfändeten  wertvollen 
Kleinodien  und  anderen  Pfandschaften  und  Schuld- 
briefe der  Stadtgemeinde  und  sonstiger  Schuld- 
ner auszuliefern  und  auf  ihre  Forderungen  an  die 
Stadt  zu  verzichten,  am  Leben  gelassen  wurden, 
ein  Vergleich,  mit  dem  die  Regensburger  Bürgerschaft 
wenig  zufrieden  war,  so  dass  es  allen  Ernstes  der  Stadt- 
behörde bedurfte,  um  den  Groll  gegen  die  Juden  nieder- 
zuhalten.^^ 

Oleichzeitig  häufen  sich  wieder  die  Klagen  gegen 
die  Juden  wegen  Ritualmords  und  Glaubensver- 
höhnung.   Im  Jahre  1869  verbreitet  sich  in  Brabant 


^2  ^PfpS«  Jad^a  ^  mtteUter,  8.  9S0  L 


Gemeiner,  RefenBbarger  Oliioiilk,  Bd.  SL  8.  179  und  9tS.    fitoblie. 
Ifln  in  Deatic1üsa£  8.  71  f.  . 
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das  Gerede,  die  Juden  tob  Enghien  haben  in  Brüssel 
16  geweihte  Hostien  mit  Dolchstichen  durchbohrt,  so  dass 
Blut  herausgeflossen  sei.  Man  foltert  darauf  die  Synagogen- 
Yorsteher  und  erpresst  ein  Gest&ndnis,  worauf  am  22.  Mai 
1370  vor  dem  Namurer  Thore  8  Juden  nat  glühenden 
Zangen  gezwickt  und  verbrannt  werden,  darunter  ein 
reicher  Spekulant  namens  Jonathan.  Noch  in  unserm 
Jahrhundert  wurde  die  Erinnerung  kirchlich  gefeiert. 
Die  Streitigkeiten  um  den  Ertrag  der  Steuer- 
gefälle der  Judengemeinden  luden  Städten  nehmen 
denn  auch  eine  immer  schärfer  werdende  Gestalt  an,  wie 
z.  B.  im  Jahr  1375  das  Beich  dem  Bäte  von  Augsburg  ver- 
bietet, dem  dortigen  Bistum  seine  Bechte  auf  den  Ertrag 
der  Steuern  der  Judengemeinde  zu  schmälern.^*) 
Auch  der  Bat  von  Ulm  erlässt  im  Juli  1376  ein  ausführ- 
liches Gesetz  über  den  Wucher,  worin  er  aufs  be- 
stimmteste erklärt,  dass  er  künftig  niemand  mehr,  der 
wegen  Wuchers  oder  Gültforderungen,  die  aus 
Wucherschulden  entstanden  seien,  in  Streit  komme,  be- 
holfen  sein  werde,  ausser  wenn  der  Bat  sich  durch  Mehr- 
heitsbeschluss  hiezu  bereit  erkläre.  Kein  Bürger  aber, 
ob  edel  oder  unedel,  Frau  oder  Mann,  Ausbürger  oder 
Eingesessener,  sollte  künftig  mehr  Geld  ausleihen  oder 
gefährlichen  Bentenkauf  (gefarlichen  Dieskauf)  zu  höherem 
Satze  als  10  vom  Hundert  treiben.^)  Was  damals  die 
Reichsstädte  in  erster  Linie  gegen  die  Juden  aufbringt, 
ist  die  Thatsache,  dass  sie  es  sind,  welche  fortwährend  den 
Landesherren  die  Summen  verschaffen,  mit  welchen 
diese  die  von  den  Städten  eingelösten  Beichspfand- 
schaften  wieder  auslösen;  ein  hazardenmässiges  Börsen- 
spiel, welches  zu  fortwährenden  grossen  Geldtransaktionen 
Veranlassung  giebt,  an  denen  schliesslich  der  Wohlstand 
der  Fürsten  samt  dem  der  Beichsstädte  verblutet  So 
straft  im  Jahre  1384  der  Bat  in  Augsburg  die  dortige 
Jadengemeinde  um  22,000  Goldgulden,  weil  dieselbe  die 
den  Städten  feindlichen  Edelleute  mit  Gteld  unterstützt 
hatten.'^)  Es  ist  dieselbe  Klage  wie  in  Spanien,  wo  sich 
im  Jahre  1385  auf  den  Eortes  von  Valladolid  die 
Städte  beklagen,  dass  die  Landesherren  sich  mit  den 
Juden  verbinden,  um  die  Gemeinden  zu  berauben, 
indem  es  dahin  gekommen  sei,  dass  die  Edelleate  Ge- 
fangene der  Juden  seien  und  die  Bauern  ihnen  die  Ernte 
als  Zins  bringen  müssen.^')    Im  Jahre  1385  erlässt  der 

>^  Stobbe,  Juden  in  DeatschUad,  8.  252  and  86. 

^  Jftger,  01m,  S.  895. 

~     Steinhofer,  WOxtt.  Chronik. 

Depping,  Joden  im  Mittelalter,  S  828»  808,  246. 
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Bat  Ton  Venedig  eine  Ordnung  des  Inhalts:  Der  Grand, 
warnm  er  die  Jaden  aafgenommen  habe,  sei  ge- 
wesen, dass  siedemGeldbedflrfnis  der  Armen  dnrch 
Darleihen  aaf  Pfänder  za  Hilfe  kommen.  Da  eich 
nnn  aber  die  Jaden  hiebei  grosse  Missbr&nche  haben 
sn  Schulden  kommen  lassen,  indem  sie  sich  teils  fiberhaapt 
weigern,  Darlehen  sn  geben,  teils  wenn  sie  solche 
geben,  zn  hohe  Zinsen  and  nnrechten  Oewinn 
(Schaden)  nehmen,  befehle  er  ihnen,  niemals  ein  Dar- 
lehen zn  verweigern,  wenn  der  Entleiher  ein  dem 
Betrag  entsprechendes  Pfand  biete.  Man  klage  aach, 
dass  sie  Ton  den  Priestern  heilige  Geräte  als  Pfand 
nehmen  and  in  ihren  Läden  am  Bialto  verkaufen 
and  dass  sie  sich  Vergehen  gegen  christliche  Personen 
weiblichen  G^escUechts  zn  sdii&den  kommen  lassen.  Jede 
Vertranlichkeit  mit  christlichen  Fraaen,  auch  mit  bereits 
Geschwächten,  wird  ihnen  deshalb  bei  Geldstrafe  and 
Gefängnis  von  6  Monaten  bis  zn  1  Jahr  verboten;  aach 
sollten  sie  nirgends  ids  in  ihrer  Jadengasse,  dem 
Ghetto  (vicns  Jadaicas),  wohnen.'*)  Im  Jahre  1884  Uagt 
Venedig,  die  Jaden  wollen  nnr  aaf  Gold,  Silber, 
Edelsteine  and  Perlen  leihen,  was  es  noch  dahin 
bringen  werde,  dass  alles  Vermögen  der  Venetianer  in 
die  Hände  dieser  Fremdlinge  komme;  man  droht  ihnen 
deshalb,  man  werde  ihre  „condotte^,  d.  h.  ihr  Aufent- 
halts- und  Geleitsrecht,  nicht  erneuern,  sondern  ihnen 
nur  auf  14  Tage  den  Aufenthalt  gestatten  und  nur  anter 
der  Bedingung,  dass  sie  dabei  einen  Bing  von  gelber 
Farbe  auf  den  Kleidern  tragen.''^^  Im  Jahre  1888  Iftsst 
die  MQnzerhausgenossenschart  in  Montpellier 
einen  der  Falschmünzerei  flberführten  Juden  verhaften, 
worauf  der  Judenschutz  vogt  der  Stadt  den  Gefangenen 
herausverlangt  und  die  Krone  die  Sache  dahin  entscheidet, 
dass  der  Streitfall  vor  den  Generalmflnzmeister  ge- 
hOre.*")  Ebenso  wird  die  geheimnisvolle  Enthauptung  des 
schwäbischen  Landfriedenshauptmanns  Grafen  Ulrich  X. 
von  Helfenstein  im  Jahre  1872  wie  die  des  Auge- 
burger Bruggrafen  Erkinger  auf  Mfinzvergehen 
zurückgeführt") 

In  Sflddeutschland  geht  es  damals  namentlich  in 
Franken  gegen  die  Juden  los.  Im  Jahre  1884  werden 
in  NOrdlingen  alle  Juden,  ungefähr  200,  vom  Volke 
umgebracht,  weil  sie,  wie  im  Jahre  1848  viele  Leute  „mit 
Gift  verderbet"  hatten.  Auch  in  Nürnberg  läset  im 
gleichen  Jahre  der  Bat,  damit  ihm  keine  Widerwärtigkeiten 


>uig,  Jaden  im  MitteUüter,  8.  828,  898,  248. 
**)  Kerler,  Geschichte  der  Graftm  Ton  HeiüniBleiii,  8.  80  f. 
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durch  SchadenBforderungeii  seitens  des  Reichs  entstehen, 
wenn  es  zu  einer  Jadenhetze  komme,  die  reichen 
Juden  auf  die  Reichsbnrg,  die  Armen  aber  in  die 
„Keller^  des  neuen  Rathauses  bringen,  worauf  die 
Judengemeinde  sich  freiwillig  verpflichtet,  da  es  so 
tibel  um  die  Juden  stehe,  der  Stadt  die  Summe  von 
4000  Oulden  zu  bezahlen,  wie  auch  die  Witwe  des  reichen 
Juden  Rapp  1000  Gulden  und  ein  anderer  reicher  Jude 
800  Gulden  bezahlten.  Man  sieht,  es  ist  dieselbe  Sunmie 
Ton  4000  Gulden,  welche  wir  auch  bei  den  Judenh&ndeln 
zwischen  dem  Herzog  von  Bayern  als  Burggrafen  oder 
Beichslandrogt  von  Regensburg  und  der  freien  Stadt 
Begensburg  und  zwischen  dem  Grafen  Ton  Wirtem- 
berg  als  Reichslandyogt  von  Ulm  und  der  Reichstadt 
Ulm  finden.  Die  Juden  hatten  sich  geweigert,  diese 
Summen  den  betreftenden  Stadträten  zu  ersetzen,  welche 
diese  der  Reichskammer  hatten  bezahlen  müssen,  und 
waren  deshalb  zur  Zahlung  gezwungen  worden.'^) 

Am  28.  Oktober  1883  ist  erstmals  von  einem  Vor- 
gehen der  Reichsregierung  gegen  die  Juden  die 
Rede.  Von  Hall  am  Kocher  aus,  wo  der  Schwäbische 
Städtebund  eine  Versammlung  abhält,  wird  ver- 
traulich den  rheinischen  Eidgenossen  nach  Speier 
berichtet,  man  habe  von  guten  Freunden  erfahren,  König 
Wenzel  habe  einen  kOnigUchen  Rat  an  die  rheinischen 
Fürsten  geschickt,  um  mit  ihnen  wegen  der  dortigen 
Judengemeinden  zu  reden.  Das  Reich  beabsichtige 
nämlich  von  dem  Vermögen  der  Juden  den  zehnten 
Teil  fOr  die  Reichskammer  in  Anspruch  zu  nehmen.  Man 
glaube,  es  sei  diess  auf  den  Rat  der  Fürsten  geschehen 
und  es  sei  anzunehmen,  dass  wenn  diese  Anforderung  an 
die  Fürsten  geschehe,  diese  die  Bedingung  stellen  werden, 
dass  das  Reich  diess  auch  von  den  Städten  verlange  und 
dass,  wenn  die  Städte  sich  weigern,  die  Boten  das  Reichs- 
siegel vorweisen  und  die  Juden  einzeln  vorladen 
werden.  Spei  er  wird  desshalb  aufgefordert,  die  Sache 
schleunigst  den  anderen  Städten  mitzuteilen,  damit  diese 
in  der  Sache  nichts  fibereilen,  sondern  warten,  bis  die 
Boten  aus  Schwaben  bei  ihnen  mit  weiteren  Nachrichten 
eintreffen.**) 

Wie  es  damals  mit  der  Macht  der  Städte  bereits  aus- 
sah, beweist  ein  Gesetz  der  Stadt  Regensburg  vom 
JaJire  1377,    durch  welches   diese  festsetzt,   dass   jeder 

^)  Wflrfel,  Nfirobetigs  Judeogemeinde  8.  96.  Stobbe,  Juden  in 
Deatschlmnd,  S.  57.  Stetten,  Augsburger  Chronik,  8. 127.  Hegel,  Städte- 
Chroniken,  Bd.  4,  8.  74  f. 

^  Wdttäcker,  Reichstagsakten,  6d.  1,  8.  CL,  418,  420. 
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Borger  der  Stadt,  der  durch  seine  Schuld  die  Stadt  in 
Schaden  und  Ungelegenheiten  bringe,  mit  Leib  und  Gut 
hiefbr  haftbar  sein  solle.  Nor  wenn  ein  Begensborger 
Bürger  ans  Mutwillen  im  Auslände  in  H&ndel  verwickelt 
werde,  solle  eine  Ausnahme  stattfinden.  Weiter  sollte  jeder 
Bfirger  sein  Gut  und  seine  Kaufmannschaft,  mit  denen  er 
fan  Auslande  handelte,  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr 
versenden,  da  ihm  der  Bat  nur  mit  Briefen  und  gutem 
Kate  bei  Verlusten  an  die  Hand  gehen  könne.  ^  Ebenso 
wie  in  Basel  war  im  Jahre  1883  in  Augsburg  ein 
Streit  zwischen  dem  dortigen  Bischof  Burkhard  und 
der  Stadtgemeinde  ausgebrochen,  weil  der  Bischof  Ver- 
änderungen mit  der  Mttnze  vorgenommen  hatte,  und 
nur  mit  Mühe  hatte  der  Herzog  Leopold  von  Oester- 
reich  mit  den  Boten  der  27  schwäbischen  Bundes- 
städte auf  einem  Tage  in  Ulm  einen  Vergleich  zu 
Stande  gebracht,  infolge  dessen  das  Bistum  seine  Münz- 
neuerung  wieder  einstellte.*') 

Am  ^fang  des  Jahres  1384  taucht  zum  erstenmal 
der  Gedanke  einer  Absetzung  des  EOnigs  Wenzel 
auf.'*)  Am  5.  Februar  1384  teilt  der  Mainzer  Kaplan 
Welder  einem  ungenannten  Bekannten  mit,  es  gehe  das 
Gerücht  um,  einige  Fürsten  planen  die  Absetzung  des 
Königs  und  um  dieselbe  Zeit  erfährt  man,  dass  die 
Fürsten  eine  für  die  Städte  bedrohliche  Zusammenkunft 
gehabt  haben  und  am  20.  März  1384  weitere  Verab* 
redungen  stattfinden  sollen.**)  Aengstlich  berichtet  der  Rat 
von  Rotenburg  a.  d.  Tauber  diese  Dinge  nach  Ulm,  wie 
die  Fürsten  insgeheim  rüsten  und  Pläne  gegen  die  St&dte 
schmieden.  Am  20.  Februar  meldet  Ulm  an  Speier, 
dass  am  13.  März  1384  der  Schwäbische  Städtebnnd 
einen  Tag  in  Ulm  halten  wolle,  und  mahnt  zu  guter  Zu- 
versicht Ar  den  bevorstehenden  Kampf  mit  den  Fürsten 
und  eifrige  Betreibung  aller  Zurüstungen  zum  Kriege. 
Am  28.  Februar  1384  schliessen  die  Städte  Regensbarg. 
Augsburg,  Ulm  u.  s.  w.  ein  Bündnis  mit  Ulrich  von 
Hohenlohe,  am  1.  Juni  1384  tritt  Basel  dem  St&dte- 
bund  bei  und  am  18.  Juni  1384  ernennt  Nürnberg  Be- 
vollmächtigte zum  Abschlüsse  eines  Bündnisses  mit  den 
Bundesstädten.*®)  Am  Ende  Juni  findet  sodann  in  Speier 
ein  Tag  der  rheinischen  Städte  statt,  zu  dem  König 
Wenzel  schon  am  1.  Juli  1384  sein  Erscheinen  zugesagt 
hatte,  und  am  25.  und  26.  Juli  erfolgt  der  Abschluss  der 

*^  Gemeiner,  RegeDsborger  Chronik,  Bd«  2,  S.  188. 

**)  Stetten,  Angtbarger  Chronik,  8.  127. 

")  Weimcker,  Beichitagaakten,  Bd.  1,  8.  428  C,  481,  483. 

*^  Bniing  ond  Teetenmeyer,  ülmer  ürknndenhacb,  Bd.  2,  Bfsp». 
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sogenannten  Heidelberger  Stallnng,  dnrch  welche 
die  yerbflndeten  Städte  am  Ehein,  im  Elsass  und  in 
der  Wetteran  and  die  yerbflndeten  schwäbischen 
Städte  nnter  Yermittlong  E5nig  Wenzels  mit  den 
Fflrsten,  Herren  nnd  Städten^  die  sich  anf  die 
Seite  des  Königs  gestellt  hatten,  einen  Waffenstill- 
stand bis  Pfingsten  1387  abschiiessen.*^)  Zu  den  Ffirsten 
gehörten  der  Erzbischof  Hadolf  von  Mainz,  Pfalz- 
graf  Ruprecht,  Bischof  Leonhard  von  Würzbnrg, 
Herzog  Leopold  von  Oesterreich,  Burggraf  Friedrich 
von  Nflrnberg  und  Graf  Eberhard  von  Wirtemberg.'*) 
Der  WaffenstiUstand  war  aber  alles,  nur  keine  endgiltige 
liösung  der  brennenden  Fragen;  eine  volle  Anerkennung 
des  Städtebunds  erfolgte  nicht  und  die  zweite  Hauptfrage, 
die  Aufnahme  von  Ausbflrgern  und  Pfahlbflrgern, 
wurde  nur  halb  gelöst,  indem  man  bestimmte,  dass  ganze 
Gemeinden,  welche  dem  einen  Teil  zugehörten,  weder 
in  den  Bund  noch  ins  Bürgerrecht  des  andern  Teils  flber- 
gefbhrt  werden  durften,  ebenso  wie  auch  keine  Pfahl* 
bürger,  d.  h.  eigene  Leute  anderer  Herrschaften, 
mehr  aufgenommen  werden  sollten. 

Im  gleichen  Jahre  hatte  sich  in  Schwaben  ein  Streit 
zwischen  dem  Herzog  Stephan  von  Bayern  und  dem 
Schwäbischen  Städtebund  abgespielt.  Der  Herzog 
hatte  neue  Zölle  und  Geleitgelder  eingeführt  und 
dadurch  namentlich  den  Aerger  der  Stadt  Augsburg 
erregt  Die  Folge  war,  dass  den  Angehörigen  des  Bunds 
der  Besuch  derbayrischen  Jahrmärkte  verboten  wurde, 
worunter  namentlich  Begensburg,  Augsburg  und  Ulm 
sehr  notlitten.  So  nahmen  z.  B.  die  Bayern  einigen  Ulmer 
Kaufleuten  in  Donauwörth  und  Höchstädt  ihre 
Kaufinannschaft  als  Kriegsbeute  weg,  bis  endlich  ein 
Schiedsgericht  den  Streit  beilegte,  bei  dem  es  sich  nament- 
lich um  den  Augsburger  SalzzoU,  das  Lechflschereirecht,  die 
Yogtei  Aber  Hagel,  das  Umgeld  und  die  Mflnzgef&Ue  in 
Augsburg,  die  Zölle  von  Schongau,  Wasserburg,  Buchdorf, 
Ingolstadt  und  Neustadt  und  das  Geleite  in  Aibling 
gehandelt  hatte.*")  Ebensoviel  Widerwärtigkeiten  bereitete 
den  Schwäbischen  Städten  der  Streit  mit  dem 
Herzog  Leopold  von  Oesterreich  um  den  Besitz  von 
Giengen  a.  d.  Brenz  und  andere  Dinge.  Schon  am 
27.  Jiüi  1384  hatte  König  Wenzel  den  Herzog  zu  einer 
Vereinbarung  gemahnt  und  am  11.  August  1884  hatte  das 

**)  Augsborger  Urkandenliach.  Nr.  718. 

**)  StettAD.  Aagsbnrger  Chronik,  8.  127.    Fiicher,  Hsndelsgeiducbte, 
Bd.  S.  8.  257. 

^  Zirogibl,  Bayr.  Salzbandel,  8.  688 
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Reich  Bevollmächtigte  an  die  St&dte  geschickt;  aber  ent 
am  9.  Dezember  1384  brachte  ein  schiedsrichterlicher  Spruch 
in  Ravensburg  den  Streit  um  die  hohenbergische 
Pfandschaft,  namentlich  die  Schlösser  Oberndorf  und 
SchOmberg,  zu  einem  Ende,  das  als  ergebnislos  anzu- 
sehen war.*^)  Um  dieselbe  Zeit  wurde  in  Koblenz  ein 
von  den  Landesherren  und  den  Städten  beschickter 
königlicher  Tag  abgehalten,  während  um  den  25.  No- 
vember 1384  herum  ein  königlicher  Tag  mit  dem 
Schwäbischen  Städtebund  inNfirnberg  stattfiand.'*) 

0.     DiA  JiilMitiltiililtiiWBoig'  TOA  1386. 

Das  Jahr  1385  brachte  fOr  Ulm  ein  wichtiges  Er- 
eignis, die  Abhaltung  eines  königlichen  Städte  tags. 
Die  beiden  Hauptgegenstände,  welche  diesen  Tag  be- 
schäftigten, waren  die  Frage  einer  Verbesserung  des 
Münzwesens  und  die  Ablösung  der  auf  dem  Grund- 
besitze lastenden  Schulden,  dessen  Pfandschaften 
meistens  in  den  Händen  von  Juden  waren.  Wir  haben 
gesehen,  wie  schon  im  Jahre  1383  die  Absicht  der  Reichs- 
regierung hervorgetreten  war,  eine  Vermögenssteuer  von 
Zehn  vom  Hundert  bei  den  Judengemeinden  einzuziehen. 
Jetzt  drängte  der  zunehmende  Unwille,  der  sich  in  zahl- 
reichen Städten  im  Jahre  1384  gegen  die  Wuchergeschäfte 
der  jfidischen  Mitbürger  bemerklich  machte,  die  Reichs- 
regierung zu  entschiedenem  Handeln  vor.*^) 

Im  Januar  1385  kam  der  Oeheimrat  Johannes  von 
Leuchtenberg  als  Reichskommissär  und  Landes- 
hauptmann von  Niederbayern  nach  Regensburg, 
um  dort  eine  ausserordentliche  Reichsjudensteuer 
zu  erheben.  Der  Rat  weigerte  sich  indes,  dieser  Absicht 
nachzugeben,  weil  der  Steuerertrag  der  Regens- 
burger Judengemeinde  dem  Herzogtum  Bayern 
als  Inhaber  des  Regensburger  Burggrafenamts 
verpfändet  sei  und  deshalb  das  Reich  während  dieser 
Verpfändung  kein  Steuerrecht  an  dieselbe  habe.  Das 
Reich  drang  jedoch  trotzdem  auf  Umlage  der  Steuer  und 
so  erklärte  sich  der  Rat  zu  einer  Steuererhebung  bis  zu 
5800  Pfund  bereit^  wie  auch  das  Herzogtum  Bayern  gegen 
ausdrückliche  Bestätigung  der  Rechte  der  Regensburger 
Judengemeinde  seine  Zustimmung  gab.'*)  Wie  in  Regens- 
burg, 80  war  auch  sonst  im  Reiche  das  Gleiche  geschehen. 
Am  24.  Februar  1385  hatte  die  Reichsregierung  überallhin 

**)  Pfister,  Geficbichte  von  Schwaben,  Bd.  2,  S.  164. 
«")  WdzBftcker.  Beichatagsakten,  Bd.  1,  460,  451,  454  t,  459,  461  t 
BgeL  Stadtechromken,  Bd.  1,  8. 124.  Yiacher.  Forschangen,  Bd.  2,  &  75 1 
**)  Gomeiner,  Regensbarger  Chronik,  Bd.  2,  8.  217« 
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Befehl  gegeben,  am  31.  H&rz  1885  s&mtliche  Juden  ge- 
fänglich einzuziehen  and  ihre  Papiere  zn  versiegeln, 
um  eine  Aufnahme  ihrer  Landeszugehörigkeit  und 
ihres  Yermögensstands  vorzunehmen,  wobei  es  auch 
in  Ulm  wie  anderwärts  zu  heftigen  Angriffen  auf  die 
jüdischen  Mitbürger  gekommen  war.'^ 

Die  erste  Nachricht,  welche  wir  von  der  Juden- 
schuldenablösung in  Schwaben  bekommen,  ist  eine 
Vereinbarung  des  Schwäbischen  Städtebunds  in 
Ulm  fiber  die  Zugehörigkeit  und  Zuweisung  der 
einzelnen  Juden  an  die  einzelnen  Städte  zum 
Zweck  des  Schuldentilgungsverfahrens  vom  lO.Juni 
1385.  Die  Vereinbarung  bestimmte  zur  Vermeidung  von 
Unwillen  und  Entzweiung  unter  den  Städten,  dass  im 
Laufe  des  nächsten  Jahrs  keine  Stadt  des  schwäbischen 
Bonds  Juden,  welche  nicht  södelhafte,  d.  h.  fest  ange- 
siedelte oder  eingesessene,  Bürger  derselben  waren,  als 
Bürger  aufnehmen  sollte.  Sollte  dies  dennoch  ge- 
schehen, so  sollte  jede  solche  Stadt  bei  ihrem  Bundeseide 
verpflichtet  sein,  derartige  Juden  derjenigen  Stadt,  in 
der  dieselben  vorher  södelhaft  gewesen  waren,  mit  Leib 
und  Gut  ohne  Widerrede  zurückzugeben.  Dann  aber 
sollten  an  einem  bestimmten  Tage,  dem  16.  Juni  1385,  sämt- 
liche Juden  in  den  Bundesstädten  „geheimt'^  und  dabei 
alle  fremden  Juden  den  anderen  Städten,  in  die  sie  ge- 
hörten, ausgefolgt  werden.  „Anno  domini  1885  do  wurden 
di  luden  hi  zu  Nurmburg  gevangen  und  auf  denselben 
tag  in  Sweben  in  allen  reichssteten'^ ,  meldet  Ulman 
Stromers  Chronik.*^)  Welchen  Umtrieb  die  Massregel  mit 
sich  brachte,  erhellt  z.  B.  daraus,  dass  das  Nürnberger 
Bechnungsbuch  vom  Jahre  1385  einen  Ausgabeposten 
von  782  Pfund  Häller  anführt  als  Ausgaben  Mr  die 
Wachen  in  der  Stadt,  auf  der  Burg,  an  den  Thoren 
und  in  den  Judenhäusern,  welche  Summe  die  Durch- 
führung der  Massregel  verlangte.'*) 

Weitere  Nachrichten  in  der  Sache  bringt  sodann  eine 
in  Ulm  erfolgte  Abmachung  des  Schwäbischen 
Städtebunds  über  die  Handhabung  des  Verfahrens 
bei  Tilgung  verschiedener  Arten  von  Juden- 
schulden vom  12.  Juni  1385.  Die  Abmachung  schrieb 
folgendes  vor:  Wer  Geld  im  Laufe  des  verflossenen 

*^  Fischer  Handelagetchichte,  Bd.  1,  8.  247.  StetteD,  AagilHurger 
Chronik,  8.  lSr7.  Verhimdliuigeii  des  Vereins  f&r  Kunst  und  Altertom, 
N.  R.,  Heft  2,  S.  VI. 

^  Wftrfel,  Nflrnbergs  Jndengemeinde,  B.  96.  Weizsäcker,  Reichs- 
t^g^Wf.  Bd.  1,  8.  492. 

**)  Stobbe,  Joden  in  DeatscUand,  S.  57  f. 
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Jahr 68  bei  Jaden  entlehnt  hätte,  sollte  das  Hauptgnt 
heimzahlen,  aber  snr  Besahlang  eines  Zinses  nicht  ver- 
pflichtet sein.  Alles  früher  bei  Jaden  entlehnte  Geld  sollte 
zanftchst  in  der  Art  zn  einer  neaen  Schuld  zasammen- 
gerechnet  werden,  dass  die  rückständigen  Zinsen  zom 
Haaptgute  geschlagen  wurden,  und  dann  sollte  von 
dieser  neaen  Schuld  dem  Schuldner  der  vierte  Teil  nach- 
gelassen werden.  Hatte  ein  Schuldner  vor  Jahresfrist  QM 
aufgenommen  und  in  dem  letzten  Jahre  eine  Abschlags- 
zahlung geleistet,  so  sollte  diese  Abrechnung  ungiltig  sein 
und  es  sollte  von  dem  Tage  an  gerechnet  werden,  wo 
das  Geld  aufgenommen  worden  war;  dann  sollte  man  das 
Hauptgut  und  das  „Gesuch^  das  dazu  gekommen  war, 
zusammenzählen  und  davon  den  vierten  Teil  nachlassen. 
Hatte  ein  Schuldner  vor  Jahresfrist  GtelA  entlehnt  und 
einen  Teil  seiner  Schuld  vor  Jahresfrist  heimbezahlt,  so 
sollte  die  Summe  als  Haupt^ut  gelten,  welche  er  am  Tage 
seiner  Heimzahlung  noch  schuldig  geblieben  war.  Hatte 
ein  Schuldner  innerhalb  des  letzten  Jahrs  Gfeld  aufge- 
nommen, so  sollte  alles,  was  an  Zinsen  dazugekommen  war, 
ihm  erlassen  sein,  war  aber  der  Schuldposten  älter,  so  sollte 
man  wieder  Hauptgut  und  G^uch  zusammenrechnen  und  ihm 
den  vierten  Teil  nachlassen.  War  einer  einem  Gläubiger  Geld 
schuldig  geblieben  und  hatte  das  Hauptgut  zurückbezahlt, 
so  dass  nur  noch  die  aufgelaufenen  Zinsen  rückständig 
waren,  so  sollten  diese  Zinsen  seit  dem  Tage,  da  er  das 
Hauptgut  heimbezahlt  hatte,  als  Hauptgut  gelten  und 
davon  wieder  ein  Viertel  abgehen.  Hatte  einer  in  der 
Zeit  vor  Jahresfrist  Geld  aufgenommen  und  die  Zinsen 
bezahlt,  während  er  das  Hauptgut  noch  schuldig  war,  so 
waren  das  Hauptgut  und  die  bezahlten  Zinsen  vom  Tage 
der  Geldauftiahme  an  zusammenzurechnen  oder  seit  dem 
Tage  der  letzten  Abrechnung,  und  dann  der  vierte  Teil  ab- 
zuziehen. Alle  Abrechnungen,  die  im  letzten  Jahr  geschehen 
waren,  sollten  nicht  in  Betracht  konmien,  alle  früheren 
Abrechnungen  aber  sollten  gültig  sein  und  von  ihnen  an 
gerechnet  werden. 

Am  12.  Juni  1885  geben  denn  auch  die  zu  dem  be- 
treffenden Städtetag  namens  des  B^ichs  verordneten 
königlichen  Bäte  im  Namen  der  Beichsregierung  ihre 
Einwilligung  zu  dieser  mit  88  Städten  geschehenen  Ueber- 
einkunft  und  die  Städte  versprechen  den  Austausch  der 
betreffenden  Vertragsurkunden.  Die  Städte  sind  die 
„freie  Stadt^  Basel  und  die  „Beichsstädte^  Augsburg, 
Nürnberg,  Ulm,  Eonstanz,  Esslingen,  Beutlingen,  Bottweil, 
Weil,  üeberlingen,  Memmingen,  Biberach,  Bavensburg, 
indau,  St.  Gallen,  PfuUendorf,  Mülhausen,  Kempten,  Kauf- 
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beturen,  Leatkirch,  Isiiy,  Wangen,  Nördlingen,  Rotenburg 
an  der  Tanber,  Gmflnd,  HaU,  Heilbronn,  Dinketobfibl, 
Windsheim,  Weissenborg,  Wimpfen,  Weinsberg,  Giengen 
an  der  Brenz,  Aalen,  (Aalen  von  Aula^,  Bopflngen,  Weil 
im  Thorgan,  Bnchhom,  Buchan,  welche  den  Bond  in 
Schwaben  and  Franken  miteinander  halten  and  welche 
den  Vertrag  mit  dem  Herzog  von  Bayern  and  Pfalz- 
graf Friedrich  bei  Rhein,  dem  Bischof  Nikolaas 
von  Eonstanz,  dem  Landgrafen  Johann  znLeachten- 
berg,  Graf  za  Hals,  Herrn  Heinrich  yon  der  Taabe 
and  Herrn  Ulrich  yon  Hohenlohe  als  Vertretern  der 
Reichskammer  betreffs  der  Jaden,  welche  als  könig- 
liche Kammerknechte  in  den  betreffenden  St&dten 
sesshaft  sind,  abschliessen.  Der  Brief  ist  mit  den  Stadt- 
siegeln yon  Angsbarg,  Nflmberg,  Ulm,  Eonstanz,  Esslingen 
and  Rotenbarg  an  der  Tanber  za  yersiegeln.  Zar  Darch- 
ffthrnng  der  Massregel  werden  die  88  Stftdte  in  zwei 
Grappen  eingeteilt  and  am  18.  Jani  1885  wird  yom  Land- 
grafen Johann  yon  Leachtenberg  and  dem  Bflrger 
Berthold  Pfinzing  yon  Nürnberg  für  jede  dieser 
Grappen  ein  „gemeiner  Mann**  aafgestellt,  nämUch  fdr 
Angsbarg,  Nflrnberg,  Ulm,  Rotenbarg  an  der  Tanber, 
Windsheim  and  Weissenbnrg  der  Bflrgermeister  Johann 
yon  Steinach  in  Regensbnrg  and  fQr  die  Stadt  Basel 
and  die  anderen  Städte  anter  der  Alb,  am  Bodensee 
and  im  Algän  der  Bflrger  Henggin  Hnmppis  in 
Ravensbnrg.*®) 

Der  Abschlassyertrag  selbst  wird  sodann  yon  Eönig 
Wenzel  namens  des  Reichs  am  2.  Jnli  1385  in  Schloss 
Berann  bei  Prag  aasgestellt  Derselbe  geht  dahin :  1)  die 
Reichsstädte  bezahlen  der  Reichskammer  die  Snmme  yon 
40,000  gnten  rheinischen  Gnlden  yon  Gold  an  Lichtmess, 
dem  2.  Febraar  1888.  Warde  diese  Samme  oder  ein  Teil 
derselben  seitens  der  Reichskammer  irgend  jemand,  es 
mochten  Fürsten,  Grafen,  Herren  oder  andere  Leute  sein, 
yerschrieben,  die  den  Jaden  in  den  betreffenden  Städten 
Geld  schnldig  waren  (gelten  sollten),  so  sollte  die 
betreffende  Stadt,  in  welcher  der  Jade  wohnte,  an 
den  Landesherm,  dem  das  Geld  angewiesen  war,  so 
yiel  Geld,  als  er  den  Jaden,  die  in  der  betreffenden  Stadt 
ansässig  waren,  za  bezahlen  hatte,  namens  der  betreffenden 
Jaden  einziehen  and  flflssig  machen,  als  die  betreffende 
Stadt  nach  der  Verteilang,  wie  sie  die  Städte  anter  sich 
selbst  yorgenommen,  zn  bezahlen  hatte  and  es  sollte  die 
betreffende    Stadt    kein   Ziel    yor    dieser    Yerpflichtang 

ReichstagMkteD,  Bd.  1,  8.  495  ff. 
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schtttsen,  wenn  dieselbe  nicht  eine  Beseheinigong  der 
Beichskammer  yorwies,  dass  die  betreffende  Stadt  und 
die  Jaden,  die  in  ihr  sesshaft  waren,  ihren  Anteil  an  den 

Benannten  40,000  Golden  bezahlt  habe.  Verschrieb  aber 
ie  Beichskammer  die  betreffende  Snmme  niemand,  so  war 
den  betreffenden  Städten  gestattet,  ihre  Schnldigkeit  bis 
anf  den  Verfalltag  in  barem  Qelde  als  Umlage  zn  erheben  nnd 
es  sollten  dann  die  genannten  Städte  der  Beichskammer  die 
40,000  Gnlden  von  dem  ersten  Gelde,  das  bei  ihnen  ein- 
gieng  oder  das  man  ihnen  brachte,  ohne  Gefährde  thon- 
Uchst  bald  ohne  Widerrede  bezahlen.  Die  Städte  aber  sollten 
dann  mit  allen  Jaden,  die  in  ihnen  angesessen  waren,  auf 
Gmnd  der  mit  dem  Beiche  vereinbarten  Abmachung  in 
der  Art  abrechnen,  dass  alles,  was  die  Jnden,  die  bei 
ihnen  wohnten,  im  letzten  Jahre  aasgeliehen  hatten  nnd 
das  noch  aasstand,  in  welcher  Mflnze  es  sein  mochte,  in 
der  Art  heimbezahlt  wnrde,  dass  der  „Gesuch  nnd 
Schaden^,  der  darauf  verrechnet  worden  war,  ganzlich 
wegfiel  nnd  man  dem  betreffenden  Gläubiger  nar  das 
Hauptgut  in  später  angegebener  Weise  heimbezahlte. 
Alles  Geld  aber,  das  schon  vor  längerer  Zeit  als  Jahres- 
frist bei  Juden  in  den  betreffenden  Städten  von  geist- 
lichen oder  weltlichen  Fürsten,  Gnfen,  Herren,  Bitten^ 
Knechten,  Städten,  Bfirgem,  Bauersleuten  oder  wem  immer, 
von  Edlen  oder  Unedlen,  Frauen  oder  Männern,  geistlichen 
oder  weltlichen  Leuten,  entlehnt  worden  war,  wie  lange 
es  auch  ausstehen  mochte,  sollte  an  Hanptgut  und  Gesuch, 
d.  h.  nicht  bezahlten  Zins,  in  eine  Summe  zusammenge- 
rechnet und  dann  beides  zusammen  als  Hauptgut  angesehen 
und  dem  Schuldner  der  vierteTeil  der  in  dieser  Weise 
festgesetzten  Summe  gestrichen  werden,  während  die 
flbrigen  drei  Vierteile  der  Schuldner  den  betreffenden 
Städten  für  die  Juden,  welche  in  der  betreffenden 
Stadt  wohnten,  mittels  Gfitern,  Schlössern,  Dörfern  oder 
anderen  Pfändern  derart  sicher  zu  stellen  waren,  dass 
derjenige,  welcher  das  Geld  schuldig  war,  zwei  ehrbare 
Männer  bestimmte  und  die  Stadt  fbr  die  in  ihr  wohnenden 
Jnden,  denen  das  Geld  gehörte,  auch  zwei  ehrbare  Männer 
dazu  gab,  und  dann  nach  dem  Ausspruche  dieser  vier 
Vertrauensmänner  derjenige,  welcher  das  Geld  schuldig 
war,  den  Städten  fDr  die  in  denselben  angesessenen  Juden 
das  Geld  mit  Pflndem  versicherte,  eine  Entscheidung  bei 
der  es  ein  für  alle  allemal  verbleiben  sollte.  Sollten  aber 
die  vier  Vertrauensmänner  nicht  einig  werden,  so  sollte 
der  königliche  Bat  und  Landgraf  Johann  von  Leuchten- 
berg und  der  Bürger  Berthold  I^nzing  von  Nürnberg 
hnen    einen   weitern   fünften  „gemeinen  Mann''  dazu 
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geben,  der  ihnen  dazu  geeignet  erschien,  und  was  diese 
Ffinfe  dann  mit  Mehrheit  als  Recht  erkannten,  dabei  sollte 
es  bleiben.  Das  ganze  Versicherungsgeschaft  sollte  bis  zum 
24.  Angost  1385  beendigt  sein.  Hatte  so  jeder  Schuldner 
f&r  seine  Schuldsumme  Sicherheit  geleistet,  so  sollte  jede 
Stadt  namens  ihrer  Juden  den  Schuldnern  bis  zum  2.  Fe- 
bruar 1388  Zahlungsfrist  geben  in  der  Art,  dass  auf 
je  10  Gulden  Goldwährung  oder  10  Pfund  Häller  Silber- 
währung, welcher  Mflnze  oder  W&hrung  es  sein  mochte, 
jedes  Jahr  diese  zwei  Jahre  lang  ein  Gulden  oder  Pfund 
ak  Schaden,  d.  h.  Zins,  aufgerechnet  werden  sollte  und 
dazu  Yon  dem  Tage,  an  dem  die  Abrechnung  erfolgte, 
bis  auf  Lichtmess  so  viel,  als  sich  nach  der  Zahl  der 
Wochen  ergab.  Sollte  aber  in  einer  Stadt  ein  Jude  mit 
jemand,  der  ihm  eine  „Gälte^  schuldig  war,  betrefib  der  Ab- 
rechnung stössig  werden  oder  „allzu  hart  sein^,  so  sollte 
der  betreffende  Stadtrat  mit  Gewalt  gegen  ihn  einschreiten 
dürfen.  Weiter  sollte  jede  Stadt  das  Recht  haben,  ihren 
Bürgern  für  das  Geld,  das  diese  den  Juden  zu  bezahlen 
hatten,  über  den  2.  Februar  1388  hinaus  oder  darunter 
ein  l&ngeres  oder  kürzeres  Ziel  zu  geben,  wie  der  be- 
treffende Stadtrat  erkannte,  dass  ihre  Bürger  arm  oder 
reich  und  yiel  oder  wenig  Geld  vorhanden  war.  Sollte 
sich  irgend  ein  Schuldner  gegen  diese  Abmachung  sperren 
and  nicht  darauf  eingehen  oder  das  Geld,  das  er  schuldig 
war,  bis  zum  2.  Februar  1388  nicht  sicherstellen,  so  sollte 
er  auch  den  Vorteil  der  Abmachung  nicht  gemessen  und 
seine  Schulden  an  Hauptgut  und  Schaden  nach  Ausweis 
seines  Hauptbriefs  oder  der  Abrechnungsbriefe  bezahlen,  die 
darüber  ausgestellt  worden  waren,  oder  nach  Angabe  der 
Bürgen  oder  der  Pf&nder,  welche  dafür  versetzt  waren,  wenn 
kein  Brief  ausgestellt  worden  war.  Was  dann  die  betreffende 
Stadt  gegen  einen  solchen  Widerstrebenden  im 
Namen  ihrer  Juden  tiiat,  das  sollte  durch  die  Reichs- 
regierung Unterstützung  finden.  Sollte  ein  Schuldner,  er 
mochte  ein  Herr  oder  ein  Eigenmann  oder  wer  immer  sein, 
seine  Schuld  nach  dem  2.  Februar  1388  nicht  bezahlen  können, 
so  hatten  die  Städte  das  Recht,  dessen  Pf&nder  für  ihre 
Juden  durch  Versetzen  oder  Verkauf  anzugreifen  und 
auch  den  Schuldner  oder  seine  Bürgen  anzugreifen 
und  zu  pfänden,  bis  das  Hauptgut  und  der  inzwischen 
aufgelaufene  Schaden  vollständig  bezahlt  waren.  Ausge- 
nommen war  bei  dem  Vertrage  die  Stadt  Dinkels- 
btthl,  welche  schon  vorher  mit  der  Reichskammer  eine 
besondere  Abmachung  getroffen  hatte.^^) 

'')  WeizB&dcer,  ReichBtagiakteD,  Bd.  1,  S.  497  ff.,  602,  606. 
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Auf  Omnd  dieser  Abmachong  befreite  sodann  am 
16.  Joli  1385  König  Wenzel  namens  des  Beichs  die 
88  Städte  von  aller  Verantwortlichkeit  wegen  früher 
oder  bei  jetsiger  Gelegenheit  bis  znm  2.  Febrnar  1388  Ton 
den  Jnden  erhobener  Stenern  oder  sonstiger  Vorteile 
nnd  verbot  allen  Landesherren  die  An f nähme  oder 
Beschirmung  flüchtiger  Städtejuden.  Die  38  Städte, 
bestimmte  der  betreffende  Brief,  sollten  von  allen,  was 
sie  von  den  Jnden  als  Seichs  kammerknechten  bis 
znm  16.  Juli  1385  eingenommen  hatten  oder  als  Ent- 
schädigung Ar  die  Steuer  bis  zum  2.  Februar  1388 
einnahmen,  die  sie  dem  Beiche  von  dessen  Juden  verschafft 
hatten,  ohne  Gtofihrde  die  Nutzniessung  haben  und  das 
Beich  sollte  auf  diese  Judengefälle  keinen  Anspruch 
haben.  Sollte  ein  Jude  in  einer  der  38  Städte  während 
dieser  Zeit,  bis  der  Jude  der  Stadt  das  der  Beichskammer 
von  der  Stadt  fUr  den  Juden  abgelieferte  Qeld  bezahlt  ha^ 
aus  der  betreffenden  Stadt  wegziehen  und  seinen  Wohnsitx 
im  Lande  eines  Fürsten,  Freiherm  oder  einer  andern  Stadt 
nehmen,  so  sollte  derselbe  mit  Leib  und  Out  der  be- 
treffenden  Stadt  wieder  ausgeliefert  werden.  Sollte  sich 
der  betreffende  Teil,  zu  dem  der  Jude  verzogen  war, 
dessen  weigern,  so  versprach  das  Beich,  der  Stadt  beizo- 
stehen.  Ebenfalls  am  16.  Juli  1385  gestattete  König  Wenzel 
namens  des  Beich  von  Schloss  Bürglitz  bei  Prag  ans 
den  38  Städten,  auch  vom  2.  Februar  1388  Juden  auf- 
zunehmen und  bei  sich  zu  halten  unter  der  Bedingung, 
dass  die  Hälfte  der  Steuern  und  Abgaben,  welche 
die  betreffenden  Juden  den  Städten  bezahlten,  dem  Beiche 
zufliessen  sollte.^*) 

In  der  Zeit  vom  9.  Juli  bis  zum  15.  Oktober  1S85 
erfolgten  sodann  die  königlichen  Zahlungsbefehle  an 
36  Städte  zur  Bezahlung  der  von  der  Beichskammer  den 
Juden  auferlegten  und  durch  die  Städte  als  Landesherr- 
schaften einzuziehenden  kontingentierten  Judenreichsstener 
von  40,000  Gulden  und  vom  81.  Juli  bis  zum  24.  Februar  1386 
wurden  diese  Summen  von  den  Städten  dem  Beiche  abge- 
liefert So  quittiert  z.  B.  am  5.  Dezember  1385  der  Freiherr 
Qerlach  von  Hohenlohe  der  Stadt  Ulm  die  Bezahlung 
von  4300  Goldgulden,  welche  ihm  die  Beichskammer  von 
den  40,000  Gulden  angewiesen  hatte,  welche  ihm  die  Städte 
für  Ueberlassung  des  Bechts  auf  Erhebung  der  Judenstener 
bis  zum  2.  Februar  1388  schuldig  geworden  waren.^^ 

Die  Ablösung  der  Judenschulden  geschieht  also  kon 
zusammengefasst  in  folgender  Weise:  1)  Alle  Kapitalien. 

«>)  WeUsacker,  Beichstagiaktao,  Bd.  1,  8.  487  ff.,  602,  606. 
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welehe  die  Jaden  seit  Jahresfrist  ausgeliehen  haben, 
werden  im  vollen  Betrage  heimbezahlt,  werden  aber  nicht 
verzinst  2)  Alle  Kapitalien,  welche  die  Juden  schon 
l&nger  als  ein  Jahr  ausgeliehen  haben,  werden  unter  Zu- 
rechnung der  yon  den  Schuldnern  noch  rfickstandigen 
Zinsen  zu  einem  neuen  Kapitale  zusammengerechnet,  von 
dem  sodann  75  Prozent  heimzuzahlen  sind.  3)  Diese  neuen 
Schuldposten  sind  den  Städten,  in  denen  die  Gläubiger 
wohnen,  fDr  die  betreffenden  Gläubiger  bis  zum  24.  August 
1385  mit  Pfändern  sicherzustellen  und  es  wird  den 
Schuldnern  Frist  zur  Heimzahlung  bis  zum  2.  Februar  1388 
mit  10  Prozent  Verzinsung  eingeräumt,  wobei  es  den 
Städten  freisteht,  diese  Frist  ihren  Bürgern  zu  verlängern. 
4^  Das  Beich  überlässt  den  Städten  sein  Recht  auf  den 
Srtrag  der  Judensteuer  bis  zum  2.  Februar  1388  gegen 
ein  Kontingent  von  40,000  Gulden,  welche  die  Beichs- 
kammer  dazu  verwendet,  um  die  seitherigen  Pfand  her  reu 
der  Judengefälle  der  Reichsstädte  fQr  das  Aufgeben 
ihrer  Forderungsrechte  abzufinden,  während  vom  2.  Februar 
1388  an  der  Ertrag  der  Judensteuem  zur  Hälfte  an  die 
Beichskammer  abzufAhren  ist  5)  Die  Städte  haben  auch 
ferner  das  Recht,  Juden  aufzunehmen.  Gegenstand  des 
Vertrags  zwischen  dem  Reiche  und  den  Städten  waren 
natürlich  nur  diejenigen  Juden,  welche  in  den  betreffenden 
Städten  wohnten,  nicht  die  Juden  der  Landesherren  oder 
die  dem  König  Wenzel  als  König  und  Landesherrn  von 
Böhmen  untergebenen  Juden.  Der  Zweck  der  Massregel 
also  ist  in  erster  Linie  die  Einlösung  der  vom  Reiche 
an  allerlei  Personen  verpfändeten  Judengefälle  fAr 
die  Reichskammer,  dann  aber  die  Ordnung  der  nach- 
gerade unerträglich  gewordenen  Grundschuldenver- 
hältnisse des  Reichs  durch  einen  einheitlichen 
Vergleich.**) 

Die  Durch führung  dieser  Massregel  stiess  indes,  wie 
das  nicht  anders  zu  erwarten  war,  auf  mancherlei  Wider- 
stand. Viele  Personen,  welche  Schulden  bei  den  Juden 
hatten,  waren  nur  wenig  geneigt,  diese  Massregeln  zu 
billigen,  und  sträubten  sich,  den  vom  Reiche  beschlossenen 
Vergleich  von  75  Prozent  anzunehmen,  so  dass  sich  z.  B. 
die  Reichsregierung  veranlasst  sah,  den  mittelbaren  und 
unmittelbaren  Ständen  in  Bayern  durch  Plakat  mitzuteilen, 
wer  den  beschlossenen  Vergleich  nicht  annehme  und 
sich  dagegensetze,  solle  der  vom  Reiche  beschlossenen 
königlichen  Gnade  und  Ledigung  von  25  vom  Hundert 
der  Schuld  nicht  teilhaftig  werden,   sondern   zur  vollen 

«^"Pftlacky,  Fonnelbficher,  Bd.  2,  8.  148.    WeissAcker,  Reidurtags- 
aktSD,  Bd.  1,  8.  462. 
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Besablnng  seiner  Sehald  an  die  Jnden  yerbunden  bleiben.^^) 
Jedenftklis  war  das  Vorgehen  des  Reichs  mehr  im  Interesse 
der  Jnden  als  im  Interesse  der  Schuldner ,  deren  widrige 
Vermögenslage  jetzt  zum  gewaltsamen  Ausgleich  gebracht 
worde,  womit  in  zahlreichen  Fällen  die  seither  kfknstlich 
gefristete  wirtschaftliche  Ehdstenz  der  Schuldner  yer- 
nichtet  wnrde. 

So  hatte  z.  B.  die  Bnrggrafschaft  Nürnberg 
solche  Schulden,  dass  sich  der  Burggraf  gezwungen 
sah,  zur  Tilgung  des  auf  seine  Herrschaft  angenommenen 
Jndenanlehens  von  8000  Oulden  der  Stadt  Nflrn- 
berg  den  Ertrag  der  Gerichtsgef&lle  und  Zölle  seiner 
Herrschaft  zu  yerpf&nden,  damit  die  im  Schutze  der  Stadt- 
gemeinde stehenden  jfldischen  Gl&ubiger  sicher  gestellt 
waren,  wie  denn  auch  von  den  an  das  Reich  zu  be- 
zahlenden 40,000  Oulden  Judensteuern  die  Stadt 
Nürnberg  allein  16,000  Oulden  aufbringen  musste.  Die 
meisten  Ausstände  aber  yon  allen  Juden  hatte  der  da- 
mals aus  Ulm  nach  Nürnberg  gezogene  Jude  J&cklin 
von  Ulm,  der  mit  seinen  zwei  ^hnen  Forderungsrecht« 
im  Betrage  von  15,000  Oulden  angab,  und  der  (Gesamt- 
betrag der  yon  den  Nürnberger  Juden  geltrad 
gemachten  Forderungen  betrug  über  80,000  Oulden. 
von  denen  die  Stadt  ein  Anlehen  yon  7000  Oulden  betraf, 
während  die  Bnrggrafschaft  den  Juden  wie  wir  gesehen 
haben,  8000  Oulden  schuldete.  Die  königlichen  Räte, 
welche  den  Vertrag  mit  den  Reichsstädten  abgeschlossen 
hatten,  erhielten  f&r  ihre  Auslagen  und  Mühe  eine  Ent- 
schädigung yon  4000  Oulden.^') 

Auch  die  ülmer  Juden  hatten  nach  der  infolge  der 
Beschlüsse  des  Ulmer  Städtetags  erfolgten  Aufnahme 
nahezu  100  Schuldbriefe  der  yerschiedensten  Personen 
in  Händen.^*)  So  schulden  nach  einem  yor  den  Richtern 
Hartmann  der  Ehinger  und  Peter  Leowe,  Bürger  zn 
Ulm  am  T.Juli  1385  aufgenommenen  Verzeichnis  dem  Juden 
Samarion  Pfefferkorn,  Bürger  zu  Ulm:  Fritz  yon 
Westerstetten,  Wilhelms  sei.  Sohn,  50  Oulden,  Heinrich 
yon  Freiberg,  der  Lange,  yon  Leipheim  und  Heinrich 
yon  Freiberg  der  Jüngere,  sein  Bruder,  50  Oulden  und 
6  Pftmd  Häller,  Hans  yon  Uffenloch  56  Oulden.  Am 
18.  August  1385  wird  ein  weiteres  Verzeichnis  yor  den 
Richtern  Otto  Rot  yon  Hittisheim  und  Eonrad 
Besserer  aufgenommen,  das  als  Schuldner  des  Juden  V 1  d  e  1, 

**)  Oemeiner,  Regentbarger  Chronik,  Bd.  8,  8.  278  f. 
^  Stobbe,  Juden  in  Dentscbland,  S.  58. 

^  Oeeignation  der  gedrackten  Akten  und   Dokomente   die  kelfeo- 
flteinucbe  Bache  betrelT.  Speciet  facti  5,  Reprftsent  96. 
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Sohn  des  Moses  ron  Ehingfen,  also  eines  Schwagers  des 
Juden  J&cklin  Ton  Ntlrnberg,  nnd  seiner  Matter  Jnta 
Mosseny,  beide  Bürger  von  Ulm,  folgende  Schnldner 
nennt:  Qraf  Ulrich  von  Wirtemberg,  G^raf  Eonrad 
von  Eirchberg  nnd  die  Stadt  Leipheim  770  Önlden 
Gold  nnd  350  Pfd.  Hlr.  Silber,  Qraf  Eberhard  von 
Wirtemberg  and  sein  Sohn  Ulrich,  Öraf  Eonrad 
Ton  Eirchberg  and  die  Stadt  Eirchheim  1050  Salden; 
Heinrich  von  Freiberg  von  Leipheim,  der  Lange,  and 
Heinrich  Ton  Freiberg  von  Angelberg  131  Galden; 
die  Stadt  Owen  bei  Eirchheim  a./Tecfe,  Uarqnard  der 
Schvelcher  nnd  Fank  (Frick?)  Spät  422  Gnlden; 
Burkhard  Ton  Freiberg  von  Neasteosslingen, 
Friedrich  von  Freiberg  Ton  Leipheim  and  Hein  rieh 
TOD  Freiberg  von  Leipheim,  der  Lange,  250  Oalden; 
Graf  Eberhard  nnd  Graf  Eonrad  Ton  Eirchberg  nnd 
Pfaff  Johannes  Mossmayer,  Eirchherr  znBeringen, 
128  Gnlden;  Heinrich  Stftdelin,  Glisabet,  seine  ^ns- 
fraa,  Hans  der  Oeler  and  Ulrich  der  Graf,  Borger  za  Ulm, 
100  Golden  nnd  7  Pfd.  10  Seh.  Hlr.;  Eonrad  von  Stein 
Ton  Reichenstein,  Berthold  ron  Stein  TonElingen- 
stein,  Agnes  Harter,  seine  Hansfran,  Walz  von 
Stein,  des  Eonrads  Sohn,  nnd  Eonrad  von  Stein  von 
OOssenbarg  300  Qalden  and  47  Pfd.  Hlr.;  GrafEonrad 
von  Eirchberg  67*/i  Golden;  Volmar  und  Latz  Ton 
Werdenao  126Galden  and  28  Pfd.  Hlr.;  die  Stadt  Owen 
40  Golden  and  13  Pfd.  Hlr.;  Hans  der  Bayer,  Ulrich  der 
Lange  and  Eonrad  der  Tiscbinger,  Bfirger  zd  Ulm, 
60  Golden  ond  6  Pfd.  15  Seh.  Hlr.;  Eonrad  der  Lenniger 
nnd  Hildebrand  der  Eflrschner,  Bärger  znUlm,  45  Golden 
and4Pfd.  SSchlg.Hlr.;  Heinrich  Schühliii  76  Golden; 
Eonrad  Schwarz  der  EOrschner,  ond  Eatharine  die 
Pflegerin,  seine  Schwester,  Bürger  zo  Ulm,  20  Golden; 
UlrichBlank  der  Aeltere  ondEonradSchwarz,  Bfirger 
zu  Ulm,  28  Golden;  Borkhard  von  Freiberg  von 
Keosteosslingen  ond  Eberhard  von  Freiberg  von 
Achatetten  300  Golden;  Hang  von  Hornstein  ond 
Ludwig  von  Hornstein  120  Golden  ond  40  Pfd.  Hlr.; 
dieBrfiderJos  and  Eonrad  Schwarz  25  Golden;  Bert- 
hold der  Falb,  sein  Sohn  Albrecht  nnd  seine  Hausfrau 
Margarete  120  Golden;  Berthold  ron  Stein  von 
EUngenstein  nnd  Elaos  von  Villibach  120  Gulden 
nnd  23  Pfd.  lOSch.  EUr.;  Braon  der  Schwarz  ond  seine 
HaosfhtoAnnadieHontffissin,  Bfirger  zaUlm,30Guldeii' 
HeinrichGossolt  and  seine  ilaosfraa  Agnes  24  Guide; 
ond  3  Pfd.  15  Seh.  Hlr.;  Konrad  der  Schwarz,  Bürge 
za  Ulm  ond  Eatharina  die  Pflegerin,  seine  Schweste 
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40  Gulden;  Osswald  der  Siedt  und  seine  Hausfraa 
Engla^^,  Borger  zu  Ulm  24  Golden;  Bantleon  Bier- 
mann yon  Gflnzburg  und  Konrad  der  Gessler,  der 
Schwager  Otto  Kraffts,  17  Pfd.  Hlr.;  Heinrich  der 
Fflssinger  und  Jos  Bitterlin,  Borger  zu  Ulm, 
20  Gulden  und  3  Seh.  Hlr.,  Peter  der  Stamler,  Borger 
zu  Ulm  82  Gulden;  Klaus  Leninger  und  seine  Hausfrau 
Anna,  Bflrger  zu  Ulm  36  Gulden;  Hans  Hiltbrand 
der  KOrschner,  seine  Wirtin  Adelheid  und  Konrad 
Schwarz,  Borger  zu  Ulm,  30  Gulden  und  5  Pfd.  Hlr.; 
Otto  K rafft  der  Kurze,  Borger  zu  Ulm,  100  Gulden  und 
12  Pfd.  4  Seh.  Hlr.;  Hiltbrand  der  KOrschner  und  Hans 
Schrapp  der  GebOttel,  BOrger  zu  Ulm,  5 Vi  Gulden; 
Braun  der  Schwarz  und  Anna  seine  Hausfrau,  Hans  der 
Egenburger  und  seine HausfrauMargarete  und  Ulrich 
derBader,  gen.  Ammann,  Borger  zu  Ulm,  lOGulden,  2  Pfd. 
10  Seh.  Hlr.,  Hans  Schweizer  der  Goldschmied,  Bflrger 
zu  Ulm,  14  Gulden;  Heinrich  Schetter  der  KOrschner, 
Anna  seine  Hausfrau  und  Konrad  Schwarz,  Borger  zu 
Ulm  13  Gulden;  Hans  Oeler,  Konrad  Stotzinger, 
Walter  von  Pfuhl  und  Hermann  Wernher,  BOrger 
zu  Ulm,  40  Gulden;  Heinrich,  St&delin,  Elsbet,  seine 
Wirtin,  Ulrich  der  Graf  und  Ulrich  der  Ammann  yon 
Söflingen  17  Gulden  und  101  Pfd.  Hlr.,  Konrad  yon 
Stein  yon  Reichenstein,  Burkhard  yon  Stein  yon 
Arneck  und  sein  Sohn  Berthold  362  Gulden;  Berthold 
yon  Stein  yon  Arneck  24  Pfd.  Hlr.  Konrad  Kopprell 
und  sein  Sohn  Hans  40  Gulden  und  5  Pfd.  Hlr.;  Ulrich 
Plank  der  Aeltere  und  Hans  sein  Sohn  50  Gulden, 
Konrad  Streicher,  Borger  zu  Ulm,  48  Gulden  und 
2  Pfd.  10  Seh.  Hlr.;  Heinrich  yon  Freiberg  yon  Leip- 
heim,  der  Lange,  14  Pfd.  5  Seh.  Hlr. 

Am  21.  August  1385  endlich  Obergeben  yor  den 
Richtern  Hartmann  Ehinger  und  Peter  L5w  der 
Jude  Moses,  Tochtermann  des  Juden  Maiger  yon 
Windsheim,  und  die  beiden  Söhne  Maigers,  Abraham 
und  Manne,  nachstehende  Schuldbriefe :  Graf  Ulrich  yon 
Wirte mberg  und  Graf  Konrad  yon  Kirchberg  1200, 
500, 172  und  375  Gulden;  Graf  Ulrich  yon  Wirtemberg, 
Graf  Konrad  yon  Kirchberg  und  Peter  yon  Bam- 
berg 500  Gulden;  Ritter  Ludwig  yon  Hornstein,  sein 
Sohn  Ludwig  und  Eberhard  yon  Freiberg  yon  Ach- 
stetten  840  Gulden  und  110  Pfd.  Hlr.,  die  Grafen  Ludwig 
und  Friedrich  yon  Oettingen  und  der  Konyent  zo 
Neresheim  2630  und  400  Gulden;  Herr  Ritter  Bruno 

«")  i^ngla**  gleich 
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der  Ofiss  von  Brenz  und  sein  Bruder  Hans  460  Gniden; 
Bruno  derGüss  und  seine  Hausfrau  Anna  Marschalk 
100  Pfd.  Hlr.,  Herr  Eonrad  von  Stein  von  Beichen- 
stein.  Berthold  Falb  und  Hans  Ffissinger,  beide 
Bürger  zu   Ulm,    160  Gulden    und   20  Pfd.  Hlr.,  Graf 
Konrad    von   Helfenstein,   Pfaff  Hans   Eggenler, 
Kirchherr  zu  Scharenstetten,  Albrecht  Eggenler, 
sein   Vater,  und    Anna,   seine  Hausfrau,    104    Gulden; 
Friedrich    von   Freiberg   von  Bieden    und  Eber- 
hard   von    Freiberg    von    Achstetten    60   Gulden, 
Heinrich  und  Friedrich,  der  Jüngere,  von  Freiberg 
von  Leipheim,  Bitter  Friedrich  von  Freiberg  und 
Heinrich  von  Freiberg,  der  Lange,  von  Leipheim, 
alle  4  Bürger  von  Ulm,  500  Gulden;  Bitter  Burkhard 
von  Freiberg  von  Neusteusslingen  100  Gulden  und 
60  Pfd.  Hlr.,  Eberhard  von  Freiberg  von  Achstetten 
8  Gulden  und  17  Pfd.  Hlr.,  Bitter  Heinrich  von  Frei- 
berg von  Angelberg  und  sein  Bruder  Friedrich  von 
Freiberg  von  Bieden  60  Gulden;  die  Brüder  Heinrich 
von    Freiberg,     der    Jüngere,     von    Leipheim     und 
Friedrich    von  Freiberg    54    Gulden;    Friedrich   von 
Freiberg  vonBieden,  BitterBurkhard  von  Freiberg 
von  Neusteusslingen,  Eberhard   von  Freiberg  von 
Achstetten  und  Heinrich  von  Freiberg,  der  Lange, 
von  Leipheim  200   Gulden   und  28   Pfd.   15  Seh.  Hlr.; 
Burkhard    von   Freiberg    von    Neusteusslingen, 
sein  Sohn  Burkhard  und  Eberhard  von  Freiberg  von 
Achstetten  284  Gulden,  Heinrich  von  Freiberg  von 
Leipheim  der  Lange,  Friedrich  von  Freiberg  von 
Bieden  und  Eberhard  von  Freiberg  von  Achstetten 
30  Gulden;  Friedrich  von  Freiberg  von  Bieden  und 
Eberhard  von  Freiberg  von  Achstetten  34  Gulden; 
Eonrad  von  Freiberg  und  Eberhard  von  Freiberg 
von    Achstetten    240   Gulden;   Bitter   Heinrich    von 
Freiberg  von  Angelberg  und  Eberhard  von  Frei- 
berg   von    Achstetten    244    Gulden,    Berthold    von 
Stein   von  Elingenstein   und  Berthold  von  Stein 
von  Beichenstein   155  Gulden,  Berthold  von  Stein 
von  Klingenstein    144   Gulden;   Eonrad   von  Stein 
gen.   von  Eilerbach,   und  Burkhard  von   Stein  von 
Arneck  80  Gulden;  Eonrad  von  Stein  von  Eilerbach 
20  Gulden  und  9  Pfund   10   Seh.   Hlr.;   Berthold   von 
Stein     von     Arneck,     Bride     von    Osswil,     seine 
Hausfrau,  Bitter  Berthold  von  Stein  von  Elingen- 
stein und  Burkhard  von  Stein  von  Arneck  241  Gulden; 
Graf  Ulrich  von  Wirtemberg  300  Gulden;  Berthold 
von  Stein  von  Beichenstein    80  Gulden;   Berthold 
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von  Stein,  Sohn  des  sei.  Halbritters  yonElingenstein, 
100  Oulden;  Burkhard  vonMansperg  und  Marquard 
der  Bürgermeister  von  Esslingen,  Bürger  zu  Ulm, 
60  Galden;  Sigfried  der  Marschalk  von  Boksbergr 
ondHeinrich  vonFreiberg  von  Angelberg  122  Gulden 
und  ISPfd.  Hlr.;  Burkhard  von  Eilerbach,  der  Lange, 
Ulrich  von  Weiler  und  Kraft  von  Eirchheim 
185  Gulden;  Konrad  Berger  vonOepfingen  und  Herr 
Walter  von  Stein  von  Reichenstein  130  Gulden; 
Herzog  Friedrich  von  Teck  40  Gulden;  Frau  Anna 
von  Helfenstein,  Hausfrau  Herzog  Friedrichs  von 
Teck,  100  Gulden  und  12  Gulden;  Ritter  Hans  von 
Ellerbach  und  sein  Sohn  Burkhard  100  Gulden/^) 

Man  sieht,  nicht  allein  der  ganze  niedere  Adel 
der  Ulmer  Gegend,  sondern  namentlich  auch  die  Grafen 
von  Wirtemberg,  von  Kirchberg  u.  s.  w.  sind  den  in 
Ulm  eingebürgerten  und  dadurch  im  Schutze  der  Stadt 
stehenden  Ulmer  Juden  schwer  verschuldet  und  der 
Stadt  Ulm  fällt  dadurch  die  schwierige  Aufgabe  zu, 
ihren  Schützlingen  dadurch  zu  ihrem  Rechte  zu 
verhelfen,  dass  sie  deren  Forderungen  eintreibt. 
Thut  sie  das  nicht,  so  steht  den  betreffenden  Judenbürgern 
das  Klagrecht  wegen  Rechtsverweigerung  zu; 
man  sieht  ferner,  die  Anlehen  sind  durchweg  in 
Gulden,  d.  h.  in  Gold,  abgeschlossen,  während  die 
beigesetzten  Beträge  in  Ulmischer  Pfundhällersilber- 
währung  wohl  die  aufgelaufenen  Zinsen  und  Zinses- 
zinsen betreffen.  Hatte  die  Stadt  Ulm  im  Jahre  1378 
dem  Juden  Jäcklin  sein  Anlehen  heimbezahlt,  so 
folgten  jetzt  weitere  Gebietserwerbungen  seitens 
der  Stadt,  indem  im  Jahre  1385  Graf  Heinrich  von 
Werdenberg  alle  seine  eigenen  Leute  zu  Braitingen, 
Bissingen  und  Göttingen,  das  Gut  Regglisweiler, 
die  Dörfer  Ballendorf  und  Altheimsamt  dem  Kirchen- 
satze, den  Eigenleuten  und  Gütern  zu  Zähringen, 
Söglingen,  Bernloch  und  Börslingen,  die  Dörfer 
Nerenstetten,  Weidenstetten,  Holzkirch,  Sina- 
bronn  undEttlenschiess,  den  Weiler  Schechstetten 
und  andere  imLonethal  und  auf  der  Alb  gelegene  Güter 
und  Rechte  an  die  Stadt  Ulm  für  10,000  Gulden  verkaufte, 
wieauchamö.Dezember  1386  Graf  Heinrichvon  Werden- 
berg undseine  Frau  Agnes  weiter  das  Dorf  Ballendorf 
und  eine  Reihe  anderer  Besitzungen  an  die  Stadt  Ulm, 
käuflich  abtreten,  was  am  14.  Dezember  1385  seitens  des 
Bofgerichts  in  Rottweil  bestätigt  wird.**)  Am  18.De- 

^)  Presse!,  Geschichte  der  Juden  in  Ulm,  S.  83  bis  Sa 
«•)  Jäger,  Ulm  im  Mittelalter,  8.  896  f. 
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zember  1385  geben  sodann  Graf  Heinrich  von  Werden- 
bergr  ^iid  seine  Frau  denen  von  Ulm  die  Vollmacht,  die 
in  dem  genannten  Kaufe  begriffenen,  an  dritte  Personen 
versetzten  Leute  und  Güter  auszulösen,  und  am  20.  De- 
zember 1385  erteilen  dieselben  Vollmachtgeber  denen  von 
Ulm  i^eitere  Vollmacht  dahin,  dass  sie  mit  diesen  dritten 
Personen,  denen  die  betreffenden  Leute  und  Güter  ver- 
setzt seien,  auch  zu  rechten  befugt  sein  sollen.  Wer 
diese  dritte  Personen  waren,  erhellt  aus  einer  weitem 
Urkunde  vom  18.  Dezember  1385,  durch  welche  die  Stadt 
Ulm  einen  Vergleich  mit  dem  unter  gräflich  wirtem- 
bergischer  Schutzvogtei  stehenden  Gisterzienserkloster 
Salem  bei  Ueberlingen  bezüglich  dessen  Bechte  in  der 
Stadt  Albeck  und  indemDorfe  Elchingen  abschliesst 
Wie  lange  der  ganze  Handel  sich  hinzog,  erhellt  daraus, 
dass  erst  am  22.  Oktober  1397  König  Wenzel  namens  des 
Reichs  der  Stadt  Ulm  die  Erwerbung  von  A 1  b  e  c  k  be- 
stätigt*®) Die  Kinder  des  Grafen  Heinrich  von 
Werdenberg,  Hans,  Heinrich  und  Anna,  erhielten 
auf  die  Bitte  ihres  Vaters  im  Jahre  1398  vom  Ulmer 
Rate  das  Bürgerrecht  der  Stadt.") 


17)    ])m  weitere  Yorgehen  gegen  die  Jaden 

Im  Jalire  1890. 

*.    "Dn  Pariier  Jiii»]iknw*ll  Tom  Jakre  1887. 

Ln  Jahre  1381  giebt  es  in  Frankreich  bald  nach 
der  Krönung  Karls  VI.  grössere  Unruhen  in  Paris. 
Der  Burggraf  (Prevost)  Johann  Guido n  muss  die 
Menge  zum  Herzog  führen,  wo  das  Volk  die  Auf- 
hebung aller  ohne  Bewilligung  der  Stande  eingeführten 
Steuern  und  Abgaben  fordert,  man  misshandelt  die 
Steuerbeamten,  besonders  aber  richtet  sich  der  Groll 
gegen  die  Juden,  deren  Häuser  man  plündert,  um  die 
Schuldbriefe  zu  zerreissen,  wobei  die  Edelleute 
ihre  Schulden  los  werden.*)  Einen  Umschwung  zu  Gunsten 
der  gefangen  gesetzten  Juden  bringt  in  Frankreich  das 
Jahr  1387,  wo  es  den  Juden  gelingt,  in  Paris  einen 
Aufstand  zu  erregen  und  den  Burggrafen  (Prevost) 
Aubriot  zu  befreien,  wofür  das  Volk  das  Judenviertel 
plündert.    Die  Folge  ist,  dass  die  Pariser  Juden  seitens 

**)  Bazing  und  Veesenmeyer,  ülmer  Urkundenbuch,  Bd.  2,  Mspt 
"*)  Kombeck,  Nachrichten  ans  dem  nlmischen  BQrKerbnche. 
*)  Weber,  AUgemeine  Weltgeschichte,  Bd.  8,  S.  690. 
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der  Krone  yon  der  Verpflichtung  entbanden  werden, 
ihren  Schuldnern  deren  verpfändete  Kostbarkeiten  (Depots) 
wie  Gold,  Silber,  Edelsteine,  Juwelen  n.  s.  w.  zurückzu- 
geben, weil  man  ihnen  dieselben  bei  dem  Aufstande 
genommen  hatte,  und  dass  ihnen  auf  ihre  Bitte  gestattet 
wird,  kfinftig  bei  der  Umlegung  ihres  Steuerkontingents 
auch  die  Juden  yon  Langued'oc  beizuziehen,  da  sie. 
wie  sie  versicherten,  zu  arm  und  zu  gering  an  der  Zahl 
waren,  um  die  seitherige  Summe  zu  bezsäilen.  Im  Jahre  1388 
wird  den  französischen  Juden  ihr  Aufenthaltsrecht  wieder- 
holt verlängert  und  ihnen  von  König  Karl  VI.  aufs  neue 
gestattet,  die  Zinsen  zum  Kapital  zu  schlagen  und 
Zinsen  von  Zinsen  zu  nehmen  (de  faire  dementes  monte&) 
Durch  d  en  königlichen  Judenpfleger  (Prokurator)  hatte  die 
Krone  eine  Untersuchung  gegen  die  Juden  wegen  0c  ha  d  e  d- 
nehmens  einleiten  und  eine  Beihe  von  Juden  in  der 
„Conciergerie^  festsetzen  lassen,  die  Judenschaft  hatte  aber 
erklärt,  die  Gerichtsbeamten  verfolgen  sie  aus  Hass  und 
sie  bitten  um  Schutz  gegen  dieselben,  worauf  eine  Verein- 
barung zwischen  der  Krone  und  der  Judenschaft  dahin 
zustande  kam,  dass  den  Juden  auf  10  Jahre  Sicherstellung 
vor  jeder  weitern  Untersuchung  gewährleistet  wurde 
und  alle  Aufschiebbriefe,  Moratorien  oder  An- 
Standsbriefe  und  Stillstandsbriefe  betreffend  das 
gerichtliche  Einschreiten  jüdischer  Gläubiger  seitens  der 
Krone  gegen  eine  Zahlung  von  10,000  Franks  durch  die 
Judenschaft  für  ungültig  erklärt  wurden,  wie  auch  jeder- 
mann gestattet  sein  sollte,  seine  Person  den  Juden  zu 
verpfänden.  Die  Juden  Frankreichs  rühmten  sich  nach 
diesem  günstigen  Vertrage,  der  ihnen  die  Schuldner  ans 
Messer  lieferte,  öffentlich,  ihr  ganzes  Vermögen  bestehe 
beinahe  lediglich  in  Schulden  von  Christen. 

Freilich,  auch  diesmal  währte  die  Herrlichkeit  nicht 
lange.  Im  Jahre  1392  erfolgt  betreffs  des  Vermögens  von 
Juden,  welche  zum  Christentum  übertreten,  eine 
Aenderung,  indem  König  Karl  VI.  von  Frankreich  be- 
stimmt, dass  alle  Juden,  welche  sich  taufen  lassen, 
künftig  ihr  Vermögen  sollten  behalten  und  darüber  wie 
seither  verfügen  dürfen,  wie  auch  die  Erlaubnis  an  die 
Juden,  sich  die  Person  des  Schuldners  verpfänden  zu 
lassen,  welche  König  Karl  VI.  der  seitherigen  Uebong 
zuwider  erteilt  hatte,  im  Jahre  1393  wegen  des  damit 
getriebenen  Missbrauchs  und  der  dadurch  hervorge- 
rufenen Unzufriedenheit  seitens  der  Krone  zurück- 
genommen und  den  Juden  strengstens  verboten  wird, 
üch  ihre  Schuldurkunden  lediglich  auf  den  Kanzleien  der 
oit  ihrem  Schutze  betrauten  Landesherrschaften  ausstellen 
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zu  lassen,  weil  hiedurch  der  Krone  die  erheblichen  6e 
bühren  für  diese  Urkunden  entgehen.*) 

Die   Herrschaft   der    jüdischen    Grosshändlersfamilie 
Vesou    hat    damals    ihren    Höhepunkt     erreicht.      Im 
Jahre   1394  tritt   Joseph   Ton   Vesou,   der    Sohn    des 
Manasse   von  Vesou,   zum    Christentum  über,    was 
den     Grund   abgiebt,   die    oben   erwähnte    üebung    auf- 
zuheben, wonach  die  Güter  getaufter  Juden  seitens  der 
Krone  eingezogen  wurden.   Die  Luft  wurde  damals  für  die 
Pariser  Juden  immer  schwüler.     Am  französischen  Hofe 
verbreitet   sich    das    Gerücht,    die   Juden    haben    einen 
reichen,  kurz  vorher  getauften  Juden  namens  Denis 
Machault  umgebracht  oder  verschwinden  lassen,  um  ihm 
die  Rfickkehr  zum  Judentum  zu  ermöglichen.  Es  gab  Lärm; 
die  Sache  kam  vor  das  Burggrafengericht  (die  Prevostei) 
von  Paris  und  man  verhaftete  sieben  angesehene  Juden, 
welche  in  der  That  gestanden,  sie  haben  den  Machault 
zur  Bflckkehr  zum  Judentum  ermahnt.    Sie  wurden  zum 
Scheiterhaufen  wegen  Apostasie  verurteilt,  das  Hofgericht 
(Parlament)  aber  verwandelte  die  Strafe  in  Ausweisung, 
Vermögenseinzug   und  Züchtigung   mit  Ruthen  auf  drei 
öffentlichen  Pariser  Plätzen  fllr  die  Verurteilten  und  eine 
Geldstrafe   von    10,000  Livres  und  Gefangensetzung   für 
die    Judengemeinde,    bis   Denis   Machault  zurückkomme. 
Gleichzeitig  wurden  in  ganz  Frankreich  die  Juden  wegen 
Nehmens   von  Zinseszins   festgenommen  und  in  die  Con- 
ciergerie  gesperrt   Man  wollte  sie  peinlich  bestrafen  und 
ihr  Vermögen  einziehen,  sie  bestachen  aber  den  Hof  und 
erlangten  um  6000  Livres  die  Freilassung  der  Schuldigen 
und  Abolitionsbriefe,  durch  welche  dem  Seichslandvogte 
(Prokurator)   die  Einstellung   des  Verfahrens   anbefohlen 
wurde.   Dagegen  wurde  jetzt  das  Amt  des  mit  der  Pariser 
Burggrafenwflrde  (Prevostei)  verbundenen  Privilegien- 
bewahrers   der    Juden    (Schutzvogtei)    und    die    eigene 
Gerichtsbarkeit  der   Judengemeinde   abgeschafft  und   die 
Judenschaft  der  Gerichtsbarkeit  der  königlichen  Stadt- 
schultheissenämter    (Stadtprevosten)    und    mit    den 
Landvogteien    den    ordentUchen    königuchen    Gerichten 
unterworfen. 

Am  17.  September  1394 trifft  die  französischen  Ju  de  n- 
gemeinden  ein  neuer  schwerer  Schlag,  indem  König 
Karl  VL  erklärt,  dass  die  Freiheitsrechte,  welche  sein 
Vater  den  Judender  Langued'ouiund  derLangued'oc 
gegeben  habe,  diesen  unter  der  Voraussetzung  einge- 
räumt worden  seien,  dass  sie  friedlich,  wie  sie  versprochen 

*)  DeppiDg,  Juden  im  Mittelalter,  S.  288  f.,  289,  242,  245,  247. 
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haben,  mit  den  Christen  leben  wollen.  Non  ergebe  sieh 
aber  ans  zahlreichen  Beschwerden  nnd  Untersuchungen 
der  ReichslandvGgte  (Prokoratoren) ,  dass  die  Juden  sich 
täglich  neuer  Ausschreitungen  und  Vergehen  gegen  die 
Christen  schuldig  machen  und  dass  sie  gegen  die  Beligion 
fehlen;  desshalb  solle  künftig  kein  Jude  mehr  sich  dauernd 
im  Königreiche  aufhalten  dürfen,  sondern  alle  Juden 
verpflichtet  sein,  binnen  Monatsfrist  Frankreich 
wieder  zu  yerlassen.  Die  Behörden  aber  sollten  deshalb 
ihr  Vermögen  einziehen,  ihre  Forderungen  eintreiben  und 
sie  zur  Bezahlung  ihrer  Schulden  anhalten.  In  einem 
weitem  Erlass  an  den  Burggrafen  (Prevost)  von  Paris 
bestimmte  die  Krone,  jede  Misshandlung  der  ausgewiesenen 
Juden  und  Plünderung  ihres  im  königlichen  Schutze 
stehenden  Vermögens  solle  vermieden  bleiben.') 

Die  Eintreibung  der  Schuldposten  war  trotz  allem 
Fleiss  der  Behörden  eine  schwere  Aufgabe;  man  musste 
den  Juden  Zeit  lassen,  ihre  Grundstücke,  Häuser  u.  s.  w.  zu 
verkaufen.  Ein  Erlass  der  Krone  bestinmite  deshalb,  alle 
Forderungen  der  Juden  sollten  rechtsungültig  und  niemand 
verpflichtet  sein,  dieselben  den  Juden  zu  bezahlen,  sondern 
lediglich  die  Krone  sollte  das  Becht  haben,  diese  For- 
derungen einzuziehen.  Ein  Edelmann,  Philipp  von  Bar, 
dem  seitens  der  Krone  10,000  Franken  von  den  Juden- 
geldern angewiesen  worden  waren  und  der  sich  mit  seinen 
Leuten  schon  auf  den  Weg  gemacht  hatte,  um  dies 
einzutreiben,  beschwerte  sich  deshalb  und  so  wurde 
der  Erlass  so  lange  aufgehoben,  bis  er  bezahlt  war. 
Auch  im  Herzogtum  Foix  wurde  der  Befehl  der  fran- 
zösischen Krone  nicht  sogleich  zur  Ausführung  gebracht 
Der  Herzog  weigerte  sich  und  erklärte,  er  sei  mit  der 
Judengemeinde  von  Pamier  zufrieden,  bis  auch  hier  die 
Beichsland Vögte  von  Toulouse  die  Juden  vertrieben. 

An  die  Stelle  der  Juden  treten  in  Frankreich  als- 
bald die  Lombarden,  welche  nunmehr  den  Geldmarkt 
in  Frankreich  völlig  als  Freiheitsrecht  in  die  Hand  be- 
kommen. Sie  erhalten  sofort  Freiheitsbriefe  in  Amiens, 
Laon,  Meaux  und  in  anderen  Städten,  wo  sie  gegen  eine 
jährliche  Abgabe  Geld  auf  Zins  leihen  und  andern  Handel 
treiben.  Der  Zinsunterschied  kommt  hiebei  kaum  in  Be- 
tracht. So  nehmen  die  Lombarden  in  Laon  von  20  Sous 
jährlich  8,5  Sous  Zins,  also  ebenfalls  über  40  Prozent 
Die  aus  Frankreich  ausgewiesenen  Juden  von  Lyon 
zogen  meist  nach  Trevoux  und  anderen  kleinen  südlichen 
Gebieten;  die  Juden  von  Paris  aber  zogen  meistens  nach 
Deutschland,  namentlich  nach  Lothringen  und  dem 

*)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  248,  260  ff. 
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Slsass.  Ein  Teil  der  aus  Lyon  aasgewiesenen  Juden, 
^welche  sich  in  Trevoax  niederliessen,  verpflanzte  dahin 
einen  Oewerbezweig,  der  sich  seither  dort  erhalten  hat, 
die  Goldschl&gerei  und  die  Verarbeitung  yon  ge- 
schlagenem Golde  zn  Oolddraht,  so  dass  seither  in 
Trevonx  die  Golddrahtzieherei  mit  grosser  Geschicklichkeit 
getrieben  wurde  und  man  dort  Drähte  machte,  die  an 
Feinheit  dem  Haare  glichen.  Paris  und  Lyon  blieben 
freilich  nicht  zurück  und  nahmen  den  Arbeiten  yon  Tre- 
vonx ihren  Ruf,  aber  in  der  Silberdrahterzeugnng 
blieb  Trevoux  unübertroffen.*) 

Nachdem  endlich  alle  Judenschulden  abgerechnet 
waren,  konnte  im  Jahre  1397  für  ganz  Frankreich  die 
Verordnung  erlassen  werden,  dass  alle  von  christlichen 
Schuldnern  den  Juden  gegenüber  eingegangenen  Schulden 
aufgehoben  sein  sollten. 

b.  DI0  JudemohnUtiitUguig  Yom  Jthn  1890. 

Wir  haben  gesehen,  wie  durch  den  Vergleich  des 
Eeichs  vom  Jahre  1385  die  allerlei  Personen  ver- 
pfändeten Judensteuern  wieder  f&r  die  Beichs- 
kammer  eingelöst  worden  waren.  Seither  sehen  wir  denn 
auch  überall  in  den  Städten  das  Beich  über  die  Juden- 
gefälle  verfQgen.  Einen  besondem  Streit  erregt  die 
Sache  in  Regensburg,  dessen  Bat  sich  weigert,  der 
Reichskammer  die  Pfandbriefe  des  Reichs  über  die  dortige 
Barggrafschaft  für  den  Herzog  von  Bayern  auszuliefern,  die 
der  Rat  an  sich  gebracht  hatte.  Die  Reichskammer 
ernannte  im  Jahre  1389  zwei  Ritter  zu  Pflegern  und 
Verwesern  der  dortigen  Reichsjudengemeinde  und 
befahl  dem  Rat  der  Reichsbürgergemeinde,  die  dortige 
Jadengemeinde  künftig  namens  des  Reichs  zu  schützen  und 
nötigenfalls  zu  unterstützen.  Der  Rat  aber  erklärte,  er 
lasse  diese  Pfleger  nicht  zu,  worauf  das  Reich  im  Jahre  1390 
den  beiden  Reichsjudenpflegern  von  Regensburg 
den  erneuten  Auftrag  gab,  die  Regensburger  Juden, 
die  kaiserliche  Eammerknechte  seien,  auch  als  solche 
za  behandeln  und  der  Reichskammer  dienen  zu  lassen, 
aaf  was  sich  aber  die  Stadt  nicht  einliess,  so  dass  es 
zum  Prozess  kam.^) 

Die  Verordnung  der  Reichsregierung,  nach  welcher 
die  endgiltige  Regelung  der  Judenschulden  in  der 
Art  erfolgen  sollte,  dass  die  Forderungen  der  Juden 
an  die  Edelleute  u.  s.  w.  von  diesen  nicht  an  die 
Jaden  selbst,  sondern  an  die  Stadtgemeinden  zu 
bezahlen   waren,    in    denen    die    betreffenden    jüdischen 


*)  Fischer,  Hdlsg.  Bd.  2,  S.  248,  Gemeiner,  RegeiiBb.  Chr.,  Bd.  2,  SL 
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Gläubiger  eingebürgert  waren,    and    zwar  in    der    Art, 
dass  Hauptschuld  und  aufgelaufene  Zinsen  zusammen- 
gerechnet und  dann  nur  75  Prozent  bezahlt  wurden,  war, 
da  ihre  Durchführung  eine  freiwillige  gewesen  war  und 
nur  dann   eintreten  konnte,  wenn  der  Schuldner  Sicher- 
heiten für  die  75  vom  Hundert  schaffte,  von  verschiedenen 
Reichsständen  nicht  angenommen    worden.^)     Es    waren 
eben  zahlreiche  Schuldner  nicht  in  der  wirtschaftlichen 
Lage  gewesen,  die  vom  Gesetze  geforderten  Bürgschaften 
für    die    restlichen    75    vom   Hundert    den    Landesherr- 
schaften namens  deren  Juden  zu  leisten.    Ln  Februar  1390 
kam  deshalb  an  den  Bat  wie  an  die  „Judenschaft^  von 
Begensburg  eine  Vorladung  der  Beichsregierung, 
dass  jeder  Teil  zwei  Personen  an  das  königliche  Hofgericht 
nach  Prag  senden  sollte,  und  am  21.  Juli  1390  war  eine 
ähnliche  Vorladung  nach  Nürnberg  und  an  die  anderen 
Beichsstädte  ergangen.     Dort  wurde  eröfihet,  das  Reich 
habe    im   Interesse    der    Fürsten    und   Stände    des 
Beichs,  welche  durch  den  übermässigen  Zinsfuss  der 
Juden  so  sehr  gedrückt  werden,  dass  sie  schliess- 
lich  ihr  Land  und  ihre  Leute    werden  verlassen 
müssen,  beschlossen,  jedermann,  der  einem  Juden  etwas 
schuldig  sei,  diese  Schuld  an  Hauptgut  und  Zinsen 
zu    erlassen    und    keine    seitherige    Forderang 
eines   Juden    an    einen  Landesherrn    oder  dessen 
Hintersassen  mehr   gelten   zu   lassen,  wie   auch   die 
Bürgermeister,    Bäte   und   Bürger    der   einzelnen   Städte 
und  alle  die  Ihrigen,  jeder  Bürger  für   sich  genommen, 
von  allen  Schulden  und  Verschreibungen  an  die 
Juden  frei  sein,  die  Juden  aber,  welche  sich  mit  dem 
Beiche  nicht  auf  Grund  der  Abmachung  vom  Jahre  1385 
verständigen   und  einen  Nachlass  von  25   vom   Hundert 
gewähren  wollten,  verbunden  sein  sollten,  alle  Schuld- 
briefe und  Pfänder,  sie  mochten  der   Gemeinde  oder 
einzelnen    Bürgern    gehört    haben,    unentgeltlich  zu- 
rückzugeben.   Die  Städte  hatten  am  9.  und   12.  Sep- 
tember 1390  vorgeschlagen,  alles,  was  die  Städte  noch  für 
ihre  Judenbürger  von  Freiherren,  Bittem  oder  Knechten, 
Städtebürgern  oder  anderen  edeln   oder  unedeln  Leuten 
geistlichen    oder   weltlichen   Stands   auf  Grund    der  Ab- 
machung mit  der  Beichsregiernng  als  Ersatz  für  die  der 
Beichskammer  bezahlten  40,000  Gulden  zu  fordern  hatten, 
den   Städten  völlig  zu   überlassen   und    ihnen  das 
Becht  zu  geben,  diese  Forderungen  auf  Grund  des  Wort- 
lauts der  in  ihren  Händen  befindlichen  gesiegelten  Briefe 
einzutreiben*),  wogegen   die  Städte   sich  bereit  erklären 

^)  V/eiz8&cker,  BeichBtagsakten,  Bd.  2,  S.  338,  307,  310  f. 
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sollten,  den  Freiherren,  Rittern  and  Knechten  den  Schuld- 
nachlass  von  25  yom  Hundert,  den  diesen  das  Reich  be- 
willigt hatte,  namens  ihrer  JudenbQrger  zu  gewähren. 
Das  Reich  aber  sollte  den  Städten  alle  ihre  anderen  Rechte 
bestätigen  und  gestatten,  dass  die  Städte  auch  ferner  die 
Juden  sollten  schirmen  dürfen,  auch  sollte,  wenn  ein 
Ritter  seine  Pfandscheine  zurückverlangte,  und  ein 
Jude  angab,  er  habe  die  betreffenden  Pfandbriefe 
weiterverkauft,  der  Artikel  in  Anwendung  kommen,  wie 
er  im  Briefe  der  Stadt  Nürnberg  yom  16.  November  1390 
verzeichnet  stand,  dass  wenn  die  Städte  vor  ein  Land- 
gericht geladen  wurden,  sie  nur  Recht  vor  ihrem  Stadt- 
gericht und  ihren  Reichsamtleuten  zu  nehmen  schuldig 
sein  sollten. 

Im  ganzen  Reiche  erfolgt  jetzt  nach  einander  die 
gegenseitige  Ungiltigkeitserklärung  der  Juden- 
forderungen der  einzelnen  Landesgebiete.  Am  15.  Sep- 
tember 1390  erklärt  König  Wenzel,  dass  er  mit  der  Stadt 
Basel  durch  drei  Räte  in  Betreff  der  Forderungen, 
die  das  Reich  an  die  Stadt  wegen  ihrer  Juden,  nament- 
lich wegen  der  Forderungen  des  Juden  Moses,  dem  die 
Stadt  eine  grössere  Steuerumlage  „abgeschätzt"  hatte,  und 
anderer  Forderungen  von  Reichsjuden  an  die  Bürger  der 
Stadt  gehabt  habe,  gänzlich  befriedigt  worden  sei,  gewährt 
ihr  die  Aufnahme  und  Besteuerung  von  Juden  auf 
14  Jahren  gegen  die  nach  den  vier  ersten  Jahren  ein- 
tretende Ablieferung  der  Hälfte  ihrer  Jahressteuer 
and  des  goldenen  Opferpfennigs  in  die  königliche 
Kammer  und  bescheinigt  die  Bezahlung  der  ausbedungenen 
Abfindungssumme  von  2000  rheinischen  Gulden  von 
Gold,  welche  die  Stadt  auf  Befehl  der  Reichskammer  dem 
Reichsschultheissen  Peter  von  Thyedat  in  Golmar 
ausgefolgt  hatte.^) 

Am  16.  September  1390  hebt  das  Reich  die  Juden- 
schulden im  ganze  Lande  Franken  und  in  den  Städten 
Nürnberg,  Rotenburg  an  der  Tauber,  Schweinfurt, 
Windsheim  und  Weissenburg  auf,  wobei  der  oben 
genannte  Nürnberger  Brief  bestimmte:  Der  Rat  hat 
die  Macht,  zu  den  Juden,  die  schon  seither  in  Nürn- 
berg wohnen,  noch  weitere  aufzunehmen  und  alle- 
samt in  seinem  Schutze  zu  haben.  Was  von  den  Juden 
fällt,  gehört  zur  Hälfte  dem  Rate,  zur  Hälfte  der 
Reichskammer.  Jeder  Jude  und  jede  Jüdin,  die  zu  ihren 
Jahren  gekommen  sind,  haben  alljährlich  am  Dreikönigs- 
tage in  die  Reichskammer  1  Goldgulden  als  Opfer- 
p  f  e  n  n  i  g*)  zu  bezahlen,  während  der  Rat  von  den  400  Gulden, 

^  £i  ist  interesBant,  dass  der  goldene  Opferpfeimig,  der^Rechtsnach- 
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die  er  jährlich  seither  dafAr  als  Ayersani  bezahlt  hat, 
befreit  sein  soll.  Was  die  Jaden  an  Erbe  oder  Eigenem 
in  Nürnberg  haben,  darf  künftig  niemand  zur  Bestenerong 
verschrieben  oder  vergeben  werden.  Geschieht  ein  Sterb- 
fall unter  den  Juden  oder  geht  sonst  einer  ab,  so  ist 
alles,  was  sie  als  Erbe  oder  Eigenes  haben,  durch  zwei 
Mann,  von  denen  einen  das  Reich,  den  andern  der  Kat 
bestellt,  binnen  Jahresfrist  einem  Bürger  zu  verkaufen 
und  was  dafQr  an  Sterbefallgeld  eingeht,  halb  der 
königlichen  Kammer  und  halb  dem  Rate  auszuUefem. 
Ausserdem  mussten  alle  Juden,  die,  welche  das  Bürger- 
recht hatten,  und  die,  welche  nur  Beiwohner  waren, 
alljährlich  gegen  Michaelis  dem  Rat  ein  billiges  Bürger- 
bezw.  Schutzgeld  bezahlen.^  Auch  sollte  der  Juden- 
schuldennachlass  der  Stadt  keinen  Schaden  bringen, 
sondern  wenn  jemand  etwas  der  Stadt  für  ihre  Jaden 
schuldig  blieb,  sollte  die  Reichskammer  den  Schaden 
zu  tragen  haben.  Jedermann  aber  in  Nürnberg,  der 
den  Juden  etwas  schuldig  war,  musste  dem  Rat  für 
je  100  Gulden  eine  Anzahlung  von  30  Gulden  machen, 
damit  die  Stadt  die  4000  Gulden  zusammenbrachte, 
gegen  welche  die  Reichskammer  die  Nürnberger 
Bürger  von  ihren  Schulden  bei  den  Juden  des 
Reichs  ledig  sprechen  wollte,  und  als  diese  Bezahlung 
erfolgt  ist,  werden  die  Stadt  Nürnberg  und  ihre 
Bürger  samt  ihren  Hintersassen  vom  Reiche  frei  von 
allen  Geldschulden  erklärt,  es  sei  Hauptgut  oder 
Gesuch  oder  Schaden,  von  Wechseln  oder  sonst  etwas 
herrührend,  besonders  aber  sollten  die  Schulden,  welche 
Nürnberg  bei  den  Juden  Jäcklin  von  Ulm,  Ansshelm 
und  Jüdlein,  den  Söhnen  des  Isak,  hatte,  aufgehoben  sein. 
Was  die  Juden  an  Yerschreibungen  oder  Pfändern 
innehatten,  mussten  sie  herausgeben;  verläugneten 
sie  dasPfand,  so  mussten  sie  sich  mit  dem  Rechtsspruch 
der  Herrschaft  begnügen,  unter  der  sie  angesessen 
waren.  Half  ein  Fürst,  Graf,  Ritter  oder  Knecht  gegen 
die  Juden,  so  galt  es  als  Raub.'')  Die  königliche  Verordnung 
wurde  von  allen  Kanzeln  verkündigt  und  die  Juden- 
gemeinden amtlich  angewiesen,  alle  ihre  Schuldbriefe 
und  Pfänder,  die  sie  von  der  Gemeinde,  einzelnen 
Bürgern  oder  sonstwem  in  Händen  hatten,  an  die  Stadträte 


folger  der  jadischen  Tempelsteuer,  am  Dreikönigstage  fällig  ist,  also 
an  dem  Tage,  wo  Jesus  Eltern  wegen  der  Steuerzahlung  in  öalil&a 
waren. 

*)  Warfel  Namhergs  Judengemeinde,  S.  7,  53,  58,  94.  Stobbe,  S.  58. 
Weizsäcker,  Reichst agsakten,  Bd.  2,  S.  322  ff. 
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anszüfolgen.*)  Am  gleichen  Tage  gestattet  das  Beich  der 
Stadt  Botenbargan  der  Taaber,  ausser  ihren  seitherigen 
Jaden  weitere  Jaden  gegen  Ablieferang  eines  jähr- 
lichen Guldens  yon  jedem  erwachsenen  Juden  anfzu- 
nehmen^  regelt  fOr  die  Stadt  das  Verhältnis  der  neuen 
Judenschuldentilgung  yon  1390  zu  der  früheren  und 
gewährt  Vergessenheit  alles  im  Städtekriege  Ge- 
schehenen.*) 

Ebenfalls  am  16.  September  1390  hebt  das  Beich  die 
Judenschulden  in  Bayern  auf  und  am  17.  September 
erlässt  das  Beich  einen  allgemeinen  Aufruf  für  Bayern, 
dass,  wer  die  als  (Gegenleistung  für  die  Aufhebung 
der  Judänschulden  der  Beichskammer  zu  zahlende 
Geldsumme  nicht  leiste,  auch  der  Wohlthat  dieses 
Schuldgesetzes  nicht  teilhaftig  sein  solle.*)  Auch 
in  Begensburg  hebt  am  16.  September  1390  König 
Wenzel  yon  Betlern  aus  die  Jadenschulden  auf. 
Die  Begensburger  Bürger  und  Beiwohner  sollen  allen 
Juden  gegenüber,  heisst  es  darin,  welche  in  Begensburg 
oder  anderwärts  wohnen,  ihrer  Schulden  ledig  sein  und 
die  Juden  sollen  ihnen  alle  ihre  Pfänder  ausfolgen  müssen. 
Nur  Forderungen,  wohl  für  Getreide,  Wein  oder  andere 
Kaufinannschaft  u.  s.  w.^%  welche  die  Juden  inBegens- 
burg  yerkauft  hatten  und  die  sie  mit  Briefen  beweisen 
konnten,  sollten  ihnen  bleiben.  *)  Der  Bat  aber  yerpflichtete 
sich,  der  Beichskammer  4000  Gulden  zu  bezahlen  und  die 
Schuldyerschreibung  des  Beichs  an  den  Herzog 
Friedrich  yon  Bayern,  den  Inhaber  des  Burggrafen- 
amts Begensburg,  yon  7100  Gulden  an  die  Beichskammer 
anszuliefem,  wofür  das  Beich  der  Stadt  die  Pflegschaft 
über  die  Begensburger  Jadengemeinde  überliess.  Im 
Jahre  1391  machte  gleichwohl  die  Beichskammer  der 
Begensburger  Judengemeinde  gegenüber  ihrBecht 
auf  den  Bezug  der  Beichsjndenkopfsteuer,  des 
goldenen  Opferpfennigs,  geltend,  da  diese  mit  der 
Verpfandung  der  burggräflichen  Beichsjudensteuer  an  die 
Stadt  nichts  zu  thun  habe.  Die  Judengemeinde  weigerte 
sich  aber  entschieden,  diese  Steuer  zu  bezahlen,  so  dass 
die  Sache  zum  Prozess  kam  and  die  Jadengemeinde  yor 
das  Beichshofgericht  in  Prag  geladen  wurde,  bis 
durch  Vergleich  die  Ladung  seitens  der  Beichskammer 
zurückgenommen  wurde  und  das  Beich  der  freien  Stadt 
Begensburg  und  der  dortigen  Jadengemeinde  bestätigte, 
dass  die  Stadt  Begensburg  und  die  dortige  Juden- 


1 


Gemeiner,  Begensburger  Chronik,  Bd.  2,  8.  273  ff. 
Weizsäcker,  Reichstagsakten,  Bd.  2,  8.  285,  828,  829  f. 
^")  yergleicbe  die  ähnliche  Mainzer  Bestimmung,  S.  405. 
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gemeinde  „mehr  gefreif*  seien,  als  andere  Städte.") 
Unter  Weinen  und  Klagen  befolgten  in  Regensburg 
einzelne  Jaden  den  Befehl  und  brachten  ihre  Obligationen 
und  die  versetzten  goldenen  und  silbernen  Geschirre  und 
Kleinodien  aufs  Kathaus;  ein  einziger  Jude,  Chalmann, 
hinterlegte  9  Schuldbriefe  mit  13,000  Gulden.  Viele  Juden 
aber  verschleppten  ihre  Pfandschaften  und  ihre 
Papiere  heimlich  und  flflchteten  in  die  Freiungen 
oder  aus  der  Stadt,  um  den  Nachsuchungen  zu  entgehen, 
worauf  der  Eat  das  ganze  Judenviertel  militärisch 
durch  die  Zflnfte  besetzen  liess,  die  Juden  ein- 
sperrte und  Haussuchungen  vornahm. ^^ 

Am  gleichen  Tage  erfolgte  auch  im  Lande  Schwaben 
die  Ungiltigkeitserklärung  aller  Judenschulden. 
Das  Reich  erklärte,  es  habe  in  Anbetracht  des  mannig- 
faltigen und  verderblichen  Schadens,  welchen  die  Fürsten, 
Grafen,  Freiherren,  Ritter,  Knechte,  Städte  und  andere 
Personen  durch  das  „unmässige  Gesuch'',  d.  h.  die 
hohen  Zinsen,  der  jüdischen  Reichskammerknechte  erlitten 
haben,  und  in  Erwägung,  dass  diese  Schuldner,  wenn  sie 
diese  Judenforderungen  ganz  bezahlen  müssten, 
land flüchtig  und  so  dem  Dienste  des  Reichs  entfremdet 
würden,  so  dass  dem  Reiche  grosser  Schaden  entstünde, 
mit  wohlbedachtem  Mute  festgesetzt,  dass  alle  Fürsten, 
Grafen,  Freiherren,  Freien,  Dienstleute,  Klöster,  Pfaflfen, 
Ritter  und  Knechte  in  den  Fürsten-  und  Herrenländern 
und  alle  Städtebürger,  Gäubauem  und  geistliche  und 
weltliche  Personen  beiderlei  Geschlechts,  die  in  den 
schwäbischen  Landesherrschaften  wohnen,  gänzlich 
ledig  und  los  sein  sollen  lüler  Geld-  und  anderer 
Verpflichtungen,  es  sei  an  Wechsel  oder  sonst  etwas, 
die  sie  den  Juden  für  Hauptgut,  Gesuch,  d.  h.  Zins, 
oder  Schaden,  d.  h.  Zinseszins,  schuldig  geworden  seien, 
welche  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Schuld  in  Schwaben 
gewohnt  hätten,  diese  Juden  möchten  jetzt  anderswo  wohnen 
oder  nicht  und  die  Schuld  möchte  klein  oder  gross  und  mit 
Briefen,  Bürgen  oder  Pfändern  u.  s.  w.  versichert  sein.  Die 
Reichskammer  übernahm  die  Auslösung  dieser  Schulden  den 
Juden  gegenüber  und  die  Schuldner  sollten  diese  Zahlung 
dadurch  der  deutschen  Reichskammer  begleichen,  dass  sie 

")  Gemeiner,  Regensborger  Chronik  Bd.  2,  S.  264  ff.,  Stobbe,  S.  78. 
272  ff..  276  and  827.  Diese  besondere  Freiheit  rührte  von  einer  „Benötiganc' 
7on  löOO  Pfund  Pfennigen  her,  welche  die  Regensbarger  Jadengemeinde 
im  Jahre  1383  der  Reichskammer  anter  Kaiser  Ludwig  dem  Bayern  gegen 
das  Freiheitsrecht  gew&hrt  hatte,  in  ewige  Zeiten  von  allen  Steuerver- 
pflichtuneen  gegen  das  Reich  mit  Ausnahme  eines  JahressteuerkontingeDts 
von  200  Pfund  Pfennigen  befreit  zu  bleiben.    Vergl.  oben  S.  14. 

1^  Gemeiner,  Regensburger  Chronik,  Bd.  2,  S.  273  ff. 
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dem  Beiche  ausser  einer  Barzahlang  yon  30  vom  Hundert, 
„einen  redlichen  Dienst^  thaten,  sobald  sie  dazn  auf- 
gefordert wurden.  Hatten  die  Juden,  ihre  Erben  oder 
sonst  jemand  betreffs  einer  solchen  Schuld  einen  Pfand- 
brief inne,  so  war  derselbe  ledig  und  los  und  unverzüglich 
zurückzugeben.  Entstand  ein  Streit  wegen  der  Pfänder 
zwischen  dem  Pfandschuldner  oder  seinen  Erben  und 
den  Juden  oder  ihren  Erben,  denen  die  Pfänder  gesetzt 
waren,  indem  der  Jude  das  Pfand  yerläugnete  und 
erklärte,  er  habe  es  vor  Erlass  des  Gesetzes  weiterver- 
kauft, so  durfte  der  Kläger  sein  Becht  nur  von  dem 
Fürsten  oder  Landesherm  fordern,  unter  dem  der  Jude 
angesessen  war  und  musste  sich  mit  dessen  Spruch  be- 
gnügen, ohne  irgend  welchen  weitern  Bechtsanspruch  an 
den  Fürsten,  Landesherrn  oder  Juden  oder  seine  Erben  zu 
haben.  Wurde  ein  solcher  Pfandbrief  von  den  Juden, 
ihren  Erben  oder  sonst  jemand  verschwiegen  und  zurück- 
behalten, so  sollte  derselbe  künftig  an  keiner  deutschen 
Gerichtsstätte  mehr  Bechtskraft  haben.  Sollte  sich 
eine  geistliche  oder  weltliche  Landesherrschaft  gegen  diese 
Verordnung  stenmien,  so  sollte  sie  in  die  Ungnade  des 
Reichs  fallen.  Alle  Fürsten,  Grafen,  Freiherren,  Bitter  und 
Knechte  aber  sollten  das  Becht  haben,  einander  und  dem 
Beiche  zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  zu  helfen 
gegen  jedermann,  der  durch  Forderung  von  Leistungen 
oder  anderen  Dingen  demselben  entgegenhandeln  wollte. 
Sollte  aber  ein  Fürst,  Graf,  Freiherr,  Bitter,  Knecht,  eine 
Stadt  oder  sonstwer  einen  Zugriff  thun  und  den  Juden 
zu  ihren  Forderungen  beholfen  sein,  so  sollte  das  als 
Kaub  gelten  und  vor  das  Landfriedensgericht  ge- 
hören, und  wenn  ein  Fürst,  Graf,  Freiherr,  Bitter,  Knecht, 
eine  Stadt  oder  ein  Marktflecken  den  Juden  einen  Brief 
gegeben  hätte  oder  künftig  geben  würde,  der  dieser  Ver- 
ordnung widerspräche,  so  sollte  dieser  keine  Gültigkeit 
haben.  Der  Brief  wurde  auf  Befehl  des  ganzen  königlichen 
Rats  ausgestellt  von  Wlachnico  von  WeytenmühL") 

Am  17.  September  1390  erlässt  das  Beich  von  Nürn- 
berg aus  einen  öffentlichen  Ausruf  für  ganz 
Schwaben.  Da  die  Fürsten,  Freiherren,  Bitter,  Knechte 
und  alle  anderen  Getreuen  des  Beichs  durch  die  un- 
mässigen  Zinsen  der  Juden,  heisst  es  darin,  in  grossen 
verderblichen  Schaden  gekommen  sind,  so  dass  Gefahr 
bestand,  dass  sie  dem  laiche  nicht  mehr  dienen  konnten, 
so  hebt  das  Beich  alle  Geld-  und  andere  Schulden  bei 
den  jüdischen  Beichskammerknechten  an  Haupt- 

'")  Weizsäcker,  ReicbBtagsakten,  Bd.  2,  S.  812,  814  f.,  821. 
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gut,  Oesach,  d.h.  Zins,  oder  Schaden,  d.  h.  Zinseszins, 
gänzlich  anf,  sofern  die  Schuldner  sich  dazu  yer- 
stehen,  eine   genannte  Summe  Gelds  an  bestimmte 
Städte,  denen  sie  die  Beichskammer  zur  Abfindung  ihrer 
Judenbfirger  anweisen  wird,  zu  bezahlen.   Wer  dies  nicht 
thut  und  seinen  ihn  treffenden  Anteil  nicht  bezahlt, 
der  soll  dieser  Schuldenledigung  yerlustig    gehen 
und  den  Juden  nach  wie  vor  zur  Bezahlung  seiner  Schuld 
auf  Grund  seines  Schuldbriefs  verbunden  sein.^^)     Man 
sieht,   die  Summen,  welche   das  Beich   von   der   einen 
Landesherrschaft  oder  Stadt  einzieht,  um  sie  der  andern 
Landesherrschaft    oder    Stadt   auszuzahlen,    sind    nichts 
anderes  als  die  Differenzen  der  Gesamtforderungen 
der  in  den  einzelnen  Territorien  wohnenden  Juden.    Auf 
Grund  dieser  Verrechnung  haben  an  die  Beichskammer  zn 
bezahlen:  der  Herzog  Friedrich  inBayernfObr  seine  Lande 
15,000  Gulden,  das  Bistum   Würzburg   15,000  Gulden, 
der   Graf  von   Oettingen    15,000  Gulden,    Nürnberg 
4000  Gulden,  Botenburg  1000  Gulden,  Schweinfurt 
200  Gulden,  Windsheim  200  Gulden,   Weissenburg 
100  Gulden,    Begensburg    4000   Gulden,    Schwaben 
5000  Gulden,   an    denen   die  Grafschaft    Wirtemberg 
2000  Gulden  treffen,  ttber  welche  die  Beichskammer  am 
8.  Mai  1392  von  Prag  aus  bescheinigt*^)    Das  Beich  über- 
nimmt die  Auszahlung  der  Forderungen  der  Juden  an 
die  als  Gläubiger  fungierenden  landesherrlichen  Patrone 
derselben  unter  Abzug  der  im  Jahre  1385  festgesetzten 
25  vom  Hundert  und  lässt  sich  diese  Gteldleistung  dadurch 
von  den  Schuldnern  heimbezahlen,  dass  dieselben  eine 
bare  Anzahlung  von  15  bis  30  vom  Hundert  machen 
und  den  Schuldrest  im  Militär-  oder  Civildienste 
des  Beichs  und  seiner  Städte  allmählich  abverdienen. 

0.    Du  AbdidiuB  Alt  BokvldiwtM  Miteni  d«r  Bolmldan» 

Ein  zutreffendes  Beispiel  für  dieses  Abdienen  des 
Schuldrestes  ist  die  tiefverschuldete  Familie  Frei- 
borg,  welche  in  der  Umgebung  Ulms,  namentlich  in 
Leipheim,  Steusslingen,  Mietingen  u.  s.  w^  reich 
begütert  war.  Man  findet  die  Mitglieder  dieser  Familie 
um  jene  Zeit  vielfach  als  Eriegsleute  im  Dienste  des 
Städtebunds  oder  anderer  Landesherren,  wofür  ihnen 
seitens  der  Beichskammer  wiederholt  Summen  für  gehabten 
Schaden  angewiesen  werden.  So  verpflichtet  sich  am 
18. September  1370  Heinrich  von  Freiberg  mit  mehreren 
Genossen  den  schwäbischen   Städten    zu   5 jährigem 


1« 


)  Gemeiner,  Regeiisbarger  Chronik,  Bd.  2,  8.  278  ff. 
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Eriegsdienste.   Am  18.  Mai  1371,  als  das  Reich  eine  aasser- 
ordentliche  Steuer  von  den  Bondesstadten  erhebt,  bittet 
von  Passan  ans  der  Herzog  Stephan  von  Bayern  die 
Herzöge  von  Oesterreich,  von  den  ihm  von  der  Reichs- 
kammer verschriebenen  Geldern  2900  Gulden  dem  Eonrad 
von  Freiberg  zu  bezahlen,  woranf am  28.  Jnni  1371  Eonrad 
von  Freiberg  von  München  ans  seinen  Schreiber  Jörg 
nach  Ulm  schickt,  nm  diese  Summe  in  Empfang  zu  nehmen. 
Die  Forderung  des  Freiberg  rührte  daher,  dass  ihm  die 
Stadt  Augsburg  zwei  seiner  Dörfer  niedergebrannt  hatte, 
und   Freiberg    hatte  es    dem    thatkräftigen  Einschreiten 
Wirtembergs  zu  danken,  dass  er  eine  Entschädigung 
erhielt.^^)    Am  16.  Dezember  1377  kommt  zwischen  dem 
Edelmann  Eberhard  von  Freiberg  von  Stetten  als 
Landvogt  in  Oberschwaben  und  Ulrich  Ammann 
von  Söflingen  ein  Vergleich  wegen  Leibeigenschafts- 
ansprüchen   zu   Stande,    welche  Freiberg    als    öster- 
reichischer Land vogt  in  Oberschwaben  an  Ammans  Einder 
geltend  machte,  und  am  16.  Mai  1393  begeben  sich  diese 
Kinder  in  die  Leibeigenschaft  der  Abtei  Söflingen. ^^) 
Wie  wir  diese  Familie  unter  den  Hauptschuldnern 
der  Ulmer  Judengemeinde  bei  der  Judenschulden- 
ablösung im  Jahre  1385  finden,  so  sehen  wir  denn  auch  diese 
Familie  seither  in  zunehmende  wirtschaftliche  Bedrängnis 
geraten.    Am  27.  Oktober  1386  verkauft  Burkhard  von 
Freiberg  von  Neust eusslin gen  einige  Liegenschaften 
in  Schmiechen  an  den  Ulmer  Bürger  Johannes  Strölin 
und  am  24.  Juni  1391,  also  nach  Erlass  der  im  Sep- 
tember    1390     erfolgten    Judenschuldenaufhebung, 
bekennen  Burkhard  von  Freiberg  von  Mietingen, 
der  Ritter  Eonrad  von  Freiberg  von  Toschow  und 
Heinrich  von  Freiberg,  der  Sohn  des  Walter,   dass 
sie  der  Stadt  Ulm  2400  Goldgulden  f&r  ein  zur  Aus- 
lösung der  Besitzungen    des  Burkhard    gegebenes 
Alllehen   schuldig  geworden  sind,  und  legen  gleichzeitig 
Pfänder  f&r  dieses  Darlehen  ein.    Man  sieht,  es  ist  die 
Folge  der  Judenschuldenablösung,  welche  auch  diese 
Familie   ans   einer  Schuldnerin  der  Ulmer  Juden   zur 
Schuldnerin  der  namens    des  Reichs  die  Ablösung   voll- 
ziehenden   Reichsstadt    Ulm    macht.     Die   Abtragung 
dieser  Schuld  bei  der  Stadt  Ulm  geschieht  in  der  Weise, 
dass  sich  Burkhard   von  Freiberg   von  Mietingen 
gleichzeitig   der    Stadt   Ulm    zu    8jährigem    Waffen- 
dienste  verschreibt,   wobei  er  sich   verpflichten  muss, 

^    *')  Stetten,  Augsbarger  Chronik,  8.  lia     St&lin,  Wirtembergiscbe 
Geschichte,  Bd.  8,  8.  809. 

**)  Basing  und  Veesenmeyer,  ülmer  ürknndenbnch,  Bd.  2,  Mspt 
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doii  ülmern  beholfen  zu  Bein,  dass  ilinen  aaeser  d«r 
f ewilbiilichen  Jahresreicbssteuer  von  750  Pfund 
Häller  nichts  weiter  von  ihrem  Guto  abgenommeu  und 
ihre  Recht«  scitona  der  Eeicbsrepiening  nicht  verkfirit 
werden.  Fflr  seine  Dienst«  boH  er  dann  j&hrlich  600  Golden 
in  der  Weise  erhalten ,  dass  ihm  au  seiner  Schuld 
bei  der  Stadt  von  2400  Gnlden  300  Gnldcn  abge- 
sclirieben.  die  weiteren  300  (dulden  aber  bar  aus- 
bezahlt werden.  Seine  Verwendung  findet  der 
Kriogsmann  denn  auch  alsbald  dadnrch,  dass  ilim 
die  Stadt  Ulm  am  8.  Juli  1391  die  durch  die  Ver- 
pfandung der  Herrschaft  Hohenberg  ihr  zugefallene 
Kastenvogtei  in  Blaubeuren  überträgt,  die  seither 
der  Bitter  Lutz  von  Landau  innegehabt  hatte.  Dieses 
gegenseitige  Verhältnis  wird  seither  pünktlich  einge- 
halten, wie  z.  B.  am  24.  Juni  1392  Burkhard  von 
Freiberg  von  Mietingen  der  Stadt  Ulm  Quittung 
fllr  seinen  Jahressold  ausstellt  und  am  gleichen  Tage  die 
Stadt  Ulm  Gegenquittung  für  die  an  den  2400  Gulden 
abverdientou  300  Gulden  giebt,  eine  Abrech nungsart,  Hie 
sicii  aurii  in  den  Jahren  1393,  1394,  13i>5  und  139(5 
richtig  vollzieht.") 

Man  sieht  aus  diesem  Beispiele  jedenfalls  deutlich,  wie 
irrig  die  Auffassung  Sattlers")  betreffs  dieser  „Dienste" 
ist.  Im  Jahre  1390  „liess  König  Wenzel,  berichtet  Sattler 
nach  Steinhofers  Chronik,  eine  Verordnung  ergehen,  dass 
den  Juden  von  niemand  etwas  bezahlt  werden  solle,  da- 
gegen bedingte  sich  das  Reich  aus,  dass  jeder  Schuldner 
der  Reichskammer  fUr  diese  Lof^sprechung  eine  Summe 
Gelds  bezahle.  Anfänglich  begehrte  Wenzel ,  jeder 
Schuldner  solle  dem  Reiche  einen  „Dienst"  dafQr  thun. 
Aber  gleich  den  andern  Tag  erklärte  er  sich,  worin  dieser 
Dienst  bestehen  sollte,  nemlich  in  einer  gewissen  Taxe, 
und  das  mit  der  angehängten  Bedrohung,  dass  wer  solche 
Taxe  nicht  bezahlen  würde,  von  seiner  Schuldver- 
pflichtung den  Juden  gegenüber  nicht  frei  und  der 
Wohlthat  dieses  Gesetzes  verlustig  sein  solle."  Das 
ist  eine  irrtümliche  Auffassung  der  Sache.  Die  Abschlags- 
zahlung der  Schuldner  an  ihre  Landesherrschaft  von 
15,  30  oder  50  vom  Hundert  und  der  „Dienst",  den  sie 
zu  thun  haben,  sind  zwei  verschiedene  Leistungen.  Der 
Schuldner  erhält  zunächst  von  der  aus  der  Hauptschuld 
und  den  rtlckständigen  Zinsen  und  Zinseszinsen  neu  ge- 
bildeten Schuldsumme  25  vom  Hundert  Nachlass,  sodann 
giebt  er  seiner  Landesherrschaft  die  sogenannte  „anczal", 

'^  Sattler,  GeacWct»  det  tl»iw«aii'«'tfuai&«i%.'^A.V^-^ 
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d.  h.  eine  Zahlung  oder  Abschlagszahlung  von  15 
bis  50  vom  Hundert,  welche  die  Stadtkammer  dazu 
yerwendet,  um  die  Forderungen  der  Reichskammer  fBr 
die  in  deren  Patronat  stehenden  Juden  und  die  rück- 
ständigen Forderungen  einzelner  reicher  Städtebürger, 
welche  der  Stadtkammer  im  Jahre  1885  das  Geld  yor- 
geschossen  hatten,  durch  welches  die  Stadt  die  For- 
derungen ihrer  Juden  bei  auswärtigen  Herrschaften 
namens  dieser  Herrschaften  den  Juden  heimbezahlt  hatte, 
auszugleichen  wie  wir  dies  in  Nürnberg  sehen,  wo  die 
Stadtgemeinde  von  allen  ihren  Bürgern,  welche  eüiem 
Juden  etwas  schuldig  sind,  30  vom  Hundert  der  Forderung 
einzieht  und  die  so  erhaltenen  10,781  Pfd.  und  1,5  Seh. 
Häller  in  der  Art  yerwendet,  dass  sie  4000  Gulden  an 
die  Beichskammer  abUefert  und  weitere  652  Gulden,  1  Ort 
und  19  Seh.  Hlr.  an  einzelne  Nürnberger  Bürger  für  deren 
Forderungen  an  auswärtige  Herrschaften  auszahlt,  worauf 
die  Schuldner  ihrer  Schulden  bei  den  Juden  losgesagt 
werden,  dafür  aber  der  Landesherrschaft  die  Summe 
schuldig  sind,  die  sie  in  der  Weise  ablösen,  dass  sie 
den  Rest  durch  Kriegs-  oderCiyildienste  im  Dienste 
der  Landesherrschaften  abverdienen.  Grundbe- 
dingung der  Abmachung  war  und  musste  deshalb  die 
gegenseitige  Abrechnung  zwischen  den  einzelnen  Landes- 
herrschaften sein  und  Grundbedingung  dieser  Abrechnung 
war  die  Leistung  der  Anzahlung,  da  diese  den  Landes- 
herrschaften  die  Mittel  zum  Ausgleich  schaffte.  Welcher 
Schuldner  sich  dieser  Anzahlung  nicht  unterzog 
oder  unterziehen  konnte,  war  deshalb  auch  yon  der 
Wohlthat  des  Gesetzes  ausgeschlossen  und  die 
Forderung  seiner  Gläubiger  blieb  yoll  und  ganz 
bestehen. 

Dass  die  Reichsstädte  sich  auf  diese  Finanz- 
operation, welche  ihnen  gewaltige  Lasten  auf- 
bürdete, nicht  gerne  einlassen  wollten,  ist  begreiflich  und 
man  yersteht  deshalb  die  Nachricht  Sattlers,  dass  die 
Reichsstädte  den  Juden  halfen  und  deren  Pfand- 
briefe dem  Reiche  nicht  ausliefern  wollten.  Waren 
diese  Pfandbriefe  doch  meist  in  den  Händen  yon  christ- 
lichen städtischen  Grosskapitalisten,  welche  im 
Jahre  1385  den  Städten  dafür  das  Geld  zur  Heimzahlung 
der  Juden  vorgestreckt  hatten.  Graf  Eberhard  yon 
Wirtemberg  beklagte  sich  deshalb  auch  beim  Reiche  in 
Prag,  dass  die  Reichsstädte  das  neue  Reichsgesetz  der 
Grafschaft  Wirtemberg  und  namentlich  der  Herrschaft 
Reichenweiher  gegenüber  nicht  durchführen  wollen 
und  zahlte  die  ilun  auferlegte  Summe  yon  2000  Mark  der 

26 
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Beichskammer  erst  aas,  als  er  die  Pfandbriefe  zorQck- 
erhalten  hatte.  ^^) 

Die  „Wohltnat''  des  Tügnngsgesetzes  vom  Jahre  1390 
f&r  die  Schaldner  bestand  also  darin,  dass  es  allen  Schaldneni, 
welche  von  der  Wohlthat  des  Beichsgesetzea  vom  Jahre  1385 
keinen  Gebranch  gemacht  hatten,  wiederholt  hiezn  in  er- 
leichterter Form  Gelegenheit  gab.  Wie  das  Gesetz  vom 
Jahre  1385  gewährte  offenbar  auch  das  nene  Gesetz  einen 
Nachlass  von  25  vom  Hundert  nnd  wie  dieses  brachte  es  dem 
Schaldner  das  Loswerden  des  drangenden  hartherzigen 
jodischen  Gläubigers,  indem  der  Schuldner  seine  Schuld 
nicht  mehr  dem  Juden  sondern  der  Landesherr- 
schaft des  Juden  schuldig  war,  aber  die  Bückzahlung 
wurde  dadurch  erleichtert,  dass  dem  Schuldner  gegen  eine 
erschwingbare  Teilzahlung  Stundung  seiner  übrigen 
Schuld  nnd  Gelegenheit  gegeben  wurde,  diese  durch 
persönliche  Dienste  im  Laufe  von  8  bis  10  Jahren  ail- 
mählig  abzuzahlen,  wie  wir  das  bei  dem  Bitter  Burk- 
hard von  Freiberg  gesehen  haben.  Welche  Lasten 
diese  Dienstverpflichtungen,  dieses  „auf  Halb- 
soldsetzen der  deutschen  Bitterschaft^  mit  sich 
brachte,  sieht  man  namentlich  aus  den  einschlägigen 
schwäbischen  Verhältnissen. 

d.    Bit  wfittre  Bnroliftlinag  dtr  JvdemeliiildniilgOBg  Ib  luludB,  um  BMb,   ii 

SmIimBi  Fnuücra  «ad  Bajtn. 

War     mit     der    üngültigerklärung     derjenigen 
Pfandbriefe,  deren  Besitzer   sich  nicht  auf  den  vor- 
geschlagenen Zwangsvergleich  eingelassen  hatten,  das 
Eigentum  der  seitherigen  Judenschuldner  im  deutschen 
Beiche   vor  Bechtsangriffen  gesichert,    auch  wenn 
der  Jude    den  Pfandschein    nicht  ausgeliefert  hatte, 
so    lag    der    Fall    anders    im    Auslande.      Hier    galt 
es   deshalb,    durch   Staatsverträge    die   Bechtsun- 
gOltigkeit  derartiger  Pfandschaften  sicherzustellen,  um 
die  Angehörigen  des  deutschen  Beichs  vor  gerichtlichen 
Zugriffen  zu  schützen,  wie  z.  B.  am  14.  Oktober  1890 
der    Herzog   Antonius   Venerio   von   Venedig    dem 
König  Wenzel  für  dessen  fränkische,  bayerische  und 
schwäbische  Unterthanen  die  gerichtliche  Gültig- 
keit  der    Aufhebung   der  Judenforderungen   zn- 

'*)  Battier.  Oeachichte  der  Grafen  von  Wirtemberg,  Bd.  2,  S.  & 
Reichenweiner  bildete  einen  Teil  der  sp&ter  mömpelgardiichen 
Herrschaft  Horbarg.  Horburg  war  im  Jahre  1324  Ton  den  Herren 
Yon  Horburg  an  den  elsftsuBchen  Landvogt  Thiebald,  Grafen  von 
Pfirt,  Qbergegangen.  Es  war  früher  eine  Stadt  und  war  eine  Hanpt- 
station  auf  dem  Wege  nach  Bargand.  Vergl.  Adam.  Mömpelgaid,  in 
Want.  Yierte^ahrhefte  fOr  Landeageschichte  1^  S.  188  f    '   "    ^ 
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sichert,  falls  die  Schulden  nicht  anf  yenetianischem  Gebiet 
gemacht  worden  waren,  und  am  15.  Oktober  1390  derselbe 
Herzog  von  Venedig  der  Stadt  Nürnberg  berichtet, 
dass  er  den  nach  Venedig  kommenden  Nürnbergern 
die  gerichtliche  Aafhebang  der  Judenschulden  gewährt 
habe,  soweit  solche  nicht  auf  yenetianischem  Gebiete 
gemacht  worden  seien.^*) 

Aber  auch  innerhalb  des  deutschen  Reichs  zieht 
die  Ansführnng  des  auf  dem  Nürnberger  Reichstage 
beschlossenen  Judenschnldentilgungsgesetzes  eine 
Keihe  yon  Staatsyerträgen  nach  sich.  Am  3.  Janaar 
1391  schliesst  die  Stadt  Frankfurt  mit  den  Gesandten 
der  rheinischen  Kurfürsten  und  Landesherren  einen 
Vertrag  betreffs  Anwendung  des  Keichsjuden- 
schuldentilgungsgesetzes  yom  16.  September  1390 
anf  die  Stadt  Frankfurt.  Das  Reich  fordert  bei  Ungnade 
des  Reichs  yon  der  Stadtbürgergemeinde  zu  Frank- 
furt, welcher  die  Reichsjuden  dieser  Stadt  y  erpfändet 
sind,  Ledigsagung  aller  ihrer  Pfänder.  Um  den 
Schaden,  der  aus  solcher  Ungnade  für  die  Stadt  ent- 
stünde, zu  yermeiden  und  um  das  gute  Einyernehmen 
mit  den  Fürsten,  Grafen,  Freiherren,  Herren,  Rittern  und 
Knechten  aufrecht  zu  erhalten,  hat  sich  der  Rat  deshalb 
mit  Einwilligung  und  Wissen  seiner  Juden  zu 
folgendem  Vergleich  herbeigelassen:  1)  Die  Frankfurter 
Juden  sollen  die  Pfänder,  welche  yorErlass  der  könig- 
lichen Ledigsagung  in  ihren  Händen  waren,  an  die  Stadt 
Frankfurt  ausliefern  und  ihre  Bürgen  lossagen.  2)  Die 
Stadt  Frankfurt  soll  in  Bezug  auf  Forderungen,  welche 
die  Frankfurter  Juden  bei  Frankfurter  Bürgern  oder  nicht 
fränkischen  Personen,  besonders  bei  den  Bürgern  yon 
Botenburg  an  der  Tauber,  haben,  den  Schuldnern 
gegenüber,  wohl  in  Bezug  auf  die  Stundung  der  mit 
Pfändern  yersicherten  Restbeträge,  thun  und  lassen  dürfen, 
was  sie  für  richtig  hält,  ohne  dafür  yon  den  Landesherren, 
denen  das  Reich  ihre  Schulden  erlassen  hat,  bedrängt 
werden  zu  dürfen.  3)  Bekommt  jemand  Streit  mit  einem 
Frankfurter  Juden  wegen  seines  Pfands,  so  hat  er 
denselben  beim  Frankfurter  Stadtgericht  einzu- 
klagen und  sich  mit  dessen  Spruch  zu  begnügen,  wobei 
ihm  Frankfurt  sicheres  Geleit  zu  gewähren  hat.  4)  Die 
Fürsten,  Grafen,  Freiherren,  Ritter  und  Knechte  haben 
die  4  Häller,  welche  man  auf  jeden  Gulden  in  Gold  als 
Aufgeld  zu  geben  hat,  yon  diesen  ihren  Schulden  nicht 
zu  geben,  sondern  jedermann,  der  Geld  schuldig  ist,  hat 

^*)  Weiuftcker,  Reichstagsakteo,  Bd.  2,  S.  862  f. 
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lediglich  das  in  Goldstücken  zn  bezahlen,  was  in  seinen 
Briefen  and  Pfandscheinen  steht  oder  wofOr  er  oder  seine 
Bürgen  haftbar  sind.^  5)  Hatte  ein  Schuldner  den  Jaden 
ein  Pfand  gesetzt  nnd  war  in  der  Zeit  nach  Erlass  des 
Ledigongsbriefs  zu  den  Jaden  gekommen  mit  dem  Befehl, 
die  Pf&nder  za  verkaufen,  and  die  Jaden  hatten  die 
Pfander  verkauft,  so  sollte  es  dabei  bleiben  und  die  Stadt 
Frankfurt  oder  der  Jade,  der  das  gethan  hatte,  von  den 
genannten  Schuldnern  nicht  mehr  angefordert  werden 
können.  6)  War  ein  Frankfurter  Bürger  einem  Juden 
etwas  schuldig,  der  in  einer  andern  Landesherrschaft 
wohnte,  welcher  die  Judenschulden  erlassen  worden 
waren,  so  sollte  auch  diesem  der  Schuldennachlass 
zu  Gut  kommen.  7)  Wenn  die  Stadt  Mainz  in  Bezug 
auf  die  Sache  bessere  oder  wohlbedachtere  Abschlüsse  mit 
den  rheinischen  Landesherren  machte,  so  sollte  der  Stadt 
Frankfurt  und  ihren  Juden  diese  Begünstigung  auch  zu 
Gut  kommen,  wenn  dies  Frankfurt  passend  erschien;  war 
dies  nicht  der  Fall,  so  war  die  gegenwärtige  Vereinbarung 
zwischen  den  Landesherrschaften  und  der  Stadt  Frankfart 
und  ihren  Juden  rechtsgültig.*^) 

Dieser  Mainzer  Vertrag  kommt  denn  auch  alsbald  zu 
Stande.  Am  9.  Januar  1391  schliesst  die  Stadt  Mainz 
einen  Vertrag  mit  Pfalzgraf  Ruprecht  ü.  und  Erzbischof 
Eonradn.  von  Mainz  über  die  Anwendung  desBeichs- 
Judenschuldentilgungsgesetzes  vom  16.  September  1390  auf 
diese  Stadt  durch  beiderseitige  Bevollmächtigte.  Mainz 
und  seine  Juden  verpflichten  sich  darin:  1)  den  beiden 
Kurfürsten  und  deren  Hintersassen  alle  Schuldbriefe  und 
Pfönder,  soweit  sie  vor  dem  1.  Oktober  1390  abgeschlossen 
waren,  zurückzugeben  und  ihre  Bürgen  ledig  zu  sagen,  wie 
auch  die  beiden  Kurfürsten  und  deren  Juden  der  Stadt 
Mainz  und  deren  Hintersassen  die  Schuldbriefe  und  Pf&nder 
zurückzugeben  haben.  2)  Hatte  ein  Jude  einen  Schuld- 
brief verloren  oder  veräussert  oder  war  er  nicht 
vorhanden,  so  hatte  der  Jude  daftir  einen  Quittungs- 
brief zu  geben,  durch  welchen  die  Bechtsgültigkeit 

*®)  Kb  iit  hier  nicht,  wie  Weizsäcker  nach  Kriegk  meint,  eine 
st&dtische  Abgabe  gemeint,  sondern  das  wegen  der  zunehinenden 
Verschlechterung  der  Goldw&hrang  steigende  gesetslieke 
Aufgeld  auf  die  Goldstücke,  um  diese  toll  zumachen.  DieSteUe  lautet: 
Auch  ensoUen  fursten,  graten ,  frihen,  herren,  rittere  und  knechte 
sollicher  Trier  heller,  als  man  uf  den  gülden  gebin  sal,  von  irer  sellus 
schulde  nicht  geben  und  sollen  der  ubirhaben  sin.  Anders  sal  allirmenlich, 
der  dez  zue  schicken  hat,  von  dem,  als  sine  hriefe  und  phande  sieea 
odir  darruer   er   odir  sine  bürgen   behaft  sin,   ie  von   eine  gülden  Tier 

eller   geben.    Vergl.  Kriegk,   Frankfurt,    B.  484   Note  1.     Weiiaicker, 

sichstagsakten,  Bd.  2,  S.  886. 

«)  Weiasftcker,  Reichstagsakten,  Bd.  2,  S.  885  f. 
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des  verlorenen  Schuldbriefs  aufgehoben  wurde.  3)  War 
ein  Pfand  vor  dem  1.  Oktober  1890  angeblich  veräussert 
worden  und  die  Schuldner  bezweifelten  die  Angabe  des 
Juden,  so  war  der  Jude  beim  Mainzer  Stadtgericht 
einzuklagen  und  dem  Juden  war  dort  nachzuweisen,  dass 
er  das  Pfand  erst  nach  dem  1.  Oktober  1390  verkauft 
hatte,  wenn  auf  eine  Entschädigungspflicht  des  Juden 
erkannt  werden  sollte.  Wurde  eine  solche  vom  Gericht 
erkannt  und  es  handelte  sich  um  einen  silbernen  oder 
vergoldeten  Gürtel  oder  um  Silbergeräte  oder  vergoldetes 
Silbergeräte,  so  waren  von  dem  Juden  fär  jede  Mark 
6  Gulden  zu  ersetzen,  auch  wenn  es  der  Jude  niederer 
verkauft  hatte;  hatte  er  aber  die  Mark  höher  verkauft,  so 
hatte  er  diese  höhere  Summe  herauszuzahlen.  Waren  die 
Pßlnder  goldene  Einge,  gefetsste  oder  ungefasste  Perlen 
oder  anderes  Kleinod,  so  sollte  der  Pfandgeber  zwei  Freunde 
and  der  Jude  ebenfalls  zwei  Freunde  benennen  und  die 
Vier  sich  über  den  Wert  verständigen.  Kamen  diese 
Vier  nicht  überein,  so  sollte  der  Rat  von  Mainz  die  Sache 
entscheiden  und  der  Jude  damit  zufrieden  sein  müssen. 
Oab  ein  Jude  dann  an^  so  arm  zu  sein,  dass  er  das  Pfand 
nicht  ersetzen  könne,  so  hatte  ihn  der  Kläger  beim  weit'* 
liehen  Gericht  in  Mainz  einzuklagen  und  dort  nach  altem 
Herkommen  Recht  zu  nehmen  und  dort  hatte  der  Jude 
dem,  der  ihn  angefordert  hatte,  nach  altem  Herkommen 
durch  den  Judeneid  zu  bekräftigen,  dass  er  zahlungs- 
anfähig  sei.  4)  Hatte  ein  Mainzer  Jude  jemand  Korn, 
Wein  u.  s.  w.  verkauft  und  der  Käufer  war  dem  Juden 
die  Summe  schuldig  geblieben  oder  hatte  ein  Jude  solche 
Dinge  jemand  zur  Aufbewahrung  übergeben,  so  war 
diese  Schuld,  sofern  kein  Gesuch,  d.  h.  Zins,  für  deren 
Stundung  festgesetzt  war,  zu  bezahlen  und  das  behaltene 
Geld  zurückzugeben.  5)  Wer  in  den  beiden  Kurfürsten- 
tümer von  dem  Schuldnachlass  Gebrauch  machen  wollte, 
dem  sollten  die  Mainzer  Juden  diesen  bewilligen  und  er 
dann  dem  Mainzer  Rat  einen  offenen  „Vierzegisbrief , 
d.  h.  eine  Yerzugsurkunde ,  darüber  ausstellen.  6)  Hatte 
ein  Jude  Mäntel,  Röcke  oder  Gefutter  aus  Wolle,  Leinen, 
Seide  oder  andern  „Plunder''  als  Pfand  gegeben,  der  „sich 
verärgert''  hatte  oder  von  den  Motten  gefressen  worden 
war,  so  sollte  diesen  der  Jude  in  dem  dermaligen  Zustande 
zurückgeben  dürfen  und  sich  jedermann  damit  zufrieden 
geben  müssen.'^ 

Am  4.  Januar  1891  hebt  König  Wenzel  von  Betlern 
aus  die  Judenschulden  der  Bürger  der  Stadt  Heydingsfeld 

*^  Weizsäcker,  Reichstagsakten,  Bd.  2,  S.  825,  326. 
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und  des  Markts  Bernheim  auf  und  gebietet  jedermann 
insbesondere  der  Markgrafin  Katharina  von  Meissen  and 
ihren  Söhnen  Friedrich  IV.,  Wilhelm  IL  und  Georg,   die 
DurchfBhrong  dieser  Massregel  nach  Er&ften  zn  fördern.^ 
Am  17.  Janaar  1391  bewilligt  das  Seich  der  Stadt  Nürn- 
berg, dass  es  bei  dem  Sicherheitsversprechen,  das 
die  Stadt  den  Juden  gemacht  habe,  bleiben  solle,  so  dass  das 
Reich  die  Stadt  Nürnberg  wegen  ihrer  Juden  nicht  höher 
solle  besteuern  dürfen  als  mit  der  halben  Judenstener 
und  dem  Judengnlde n.'^  Am  demselben  Tage  vergleicht 
sich  das  Reich  aufs  neue  mit  der  Stadt  Regensbarg 
betreffs  der  Ausführung  der  Judenschuldentilgung  daselbst. 
Die    Massregel    sollte    den    besonderen    Freiheits- 
rechten   der    Stadt  und    ihrer   Judengemeinde  keinen 
Nachteil  bringen  und  alles  im  Städtekrieg  Vorgekommene 
sollte    vergessen    sein.     Obgleich    die    Regensburger 
Bürgergemeinde    und    Judengemeinde,    heisst    es 
weiter,  mehr  gefreit  seien  als  andere  Bürgergemeinden 
und  Judengemeinden,  habe  Regensburg  sich  doch  dazu 
herbeigelassen,    diesen     Schuldennachlass   auch    den 
Regensburger    Juden    gegenüber    durchfahren     zu 
lassen.   Sollte  jemand  sich  mit  dem  Rechte  zu  Regensbarg 
nicht  begnügen,  so  sollte  das  Reich  der  Stadt  beholfen 
sein.  Hatten  Regensburger  Juden  ihre  Pfandbriefe  u.8.w. 
in    eine   geistliche  Freistätte   geflüchtet,   so    sollte 
Regensburg  das  Recht  haben,  diese  Dinge  herauszuver- 
langen;   wer  aber  das  Gut  verläugnete,  der  sollte  sich 
mit  dem  Eide  reinigen.    Die  Kosten,  welche  der  Stadt 
durch  Zehrung  u.  s.  w.  bei  Durchführung  der  Massregel 
erwuchsen,    durfte   sie   auf    die  Judengemeinde    um- 
legen.*^)   Am   5.  März  1391  erfolgt  denn  auch  durch  den 
Freiherrn  Johannes  von  Abensberg,  Ulrich  Egger 
und  Harpprecht  Harschircher,  welche   wegen   der 
Anzahlung  zur  Ablösung  der  Judenschulden  als  Bevoll- 
mächtigte   des  Herzogs  Friedrich   von  Bayern,    des 
Burggrafen  von  Regensburg,  nach  Regensburg  gesandt 
waren,  ein  öffentlicher  Ausruf,  nach  dem  jeder  Juden- 
Schuldner  auf  je  100  Gulden  Gold  oder  100  Regensburger 
Pfennig  Silber  15  Gulden  bezw.  Pfund  als  Anzahlung 
(anczalj  geben  sollte.**^ 

Wie  die  Massregel  durchgeführt  wurde,  sieht  man 
z.  B.  aus  folgender  Nachricht:  Bis  zum  7.  März  1391  ver- 
einnahmt Nürnberg  bei  der  Durchführung  der  Juden- 
schuldentilgung von  den  Bürgern  der  Stadt,  welche 
den  Juden  Geld  schuldig  waren  und  denen  das  Reich 

■*)  WeizBäcker,  BeichBtagsakten,  Bd.  2,  S.  836  ff.,  861. 
■*)  Gemeiner,  Regensburger  Chronik,  Bd.  2. 
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gegen  diese  Barzahlung  und  die  Verpflichtung  zum 
persönlichen  Beichsdienste  die  Bezahlung  ihrer 
Hauptschuld  samt  den  aufgelaufenen  Zinsen  (Gesuch)  ab- 
genommen hatte,  6760  Gulden  Gold  und  828  Pfd.  und 
4  Seh.  neuer  Häller  Silber.  Die  Anzahlung  war  in  der 
Art  erfolgt,  dass  f&r  je  100  Gulden  Schulden  30  Gulden 
eingezogen  worden  waren.  Die  Gesamtsumme  betrug,  in 
Häller  angesetzt,  den  Gulden  zum  Preise  von  1  Pfund 
und  9,5  Schilling  gerechnet,  nach  der  Urkunde  10S09  Pfund 
und  13  Schilling,  richtig  gerechnet  10299  Pfund  4  Schilling. 
Weiter  erhielt  dann  noch  die  Stadt  von  einigen  Nach- 
zfiglem,  die  scheints  die  geforderte  Anzahlung  nicht  bis 
zum  7.  März  1391  hatten  leisten  können,  75  Pfund  Häller 
und  2625  Gulden,  was  bei  einem  diesmal  zu  Grunde 
gelegten  Guldenpreisstande  von  1  Pfund  und  11  Schilling 
zusammen  in  Häller  umgerechnet  481  Pfd.  und  17,5  Seh. 
ergab,  so  dass  also  die  ganze  Summe  der  Einnahmen 
(10,299  Pfd.  4  Seh.  +  481  Pfd.  17,5  Seh.)  10,781  Pfd.  und 
1,5  Seh.  Hlr.  ausmachte,  woraus,  da  diese  Summe  30  vom 
Hundert  der  Sehuldenmasse  darstellt,  erhellt,  dass  die 
Schulden  der  Nürnberger  Bürger  bei  den  Nürnberger 
Juden  zusammen  35,936  Pfd.  18  Seh.  und  4  Hlr.  aus- 
machte. Die  Ausgaben  Nürnbergs  betrugen  bis  zum 
I.April  1391  und  nachher  für  Briefe,  Botenlöhne  und 
Taggelder  331  Gulden  und  869  Pfd.  17  Seh.  und  3  Hlr.,  was 
bei  einem  Preisstande  des  Guldens  von  1  Pfd.  9  Seh.  und 
9  Hlr.  zusammen  1362  Pfd.  4  Seh.  und  6  Hlr.  machte,  eine 
Sunmie,  welche  wohl  auch  in  Nürnberg  wie  inBegens- 
burg  und  Ulm  als  ausserordentliche  Steuer  auf 
die  Judengemeinde  der  Stadt  umgelegt  wurde,  während 
die  von  den  Nürnberger  Judenschuldnern  einge- 
zogene Anzahlung  in  folgender  Weise  Verwendung  fand. 
4000  Gulden,  also,  den  Gulden  zu  1  Pfd.  und  10  Seh.  Hlr. 
gerechnet,  6000  Pfund  Häller,  wurden  an  den  Freiherm 
Borsiboy  von  Biesenburg  nach  Anweisung  derBeichs- 
kammer  abgeführt,  wohl  als  Deckung  für  die  Forderungen, 
welche  die  im  Beichspatronat  befindlichen  in  Nürnberg 
wohnenden  Juden  zu  machen  hatten.  Die  Urkunde  sagt 
nur,  dass  diese  Summe  die  Stadt  Nürnberg  dem  Freiherm 
Borsiboy  für  das  Beieh  ausbezahlt  habe,  welche  sie  der 
Beichskammer  schuldig  geworden  sei  daför,  dass  das 
Beieh  der  Stadtgemeinde  Nürnberg  und  allen  Nürnberger 
Bürgern  ihre  Schulden  bei  den  jüdischen  Beiehskammer- 
knechten  abgenommen  habe.  Der  zweite  Teil  des  Ausgabe- 
postens berichtet  sodann,  dass  die  Stadt  Nürnberg  ferner 
die  Summe  von  652  Gulden,  1  Ort  und  19  Schilling  Häller, 
nach   Anweisung    des  Nürnberger   Stadtrats   an   solche 


* 
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Nürnberger  Bflrger  bezaJüt  habe,  welche  der  Stadt 
im  Jahre  1885  das  Geld  zur  Heimzahlong  der  Fordernngen 
ihrer  Juden  bei  solchen  Schaldnem  vorgeBtreckt  hatten, 
die  nicht  Bürger  von  Nürnberg  waren.  Die  Urkunde 
fügt  bei:  „et  omnes  juraverunt" ")  Es  werden  bezaMt: 
1)  Dem  Hans  Rieter  wegen  des  Herrn  Leinpleins 
63  Golden,  2)  dem  Walther  Schatz  wegen  des 
F.  Strobel  11  Gulden  und  12  Seh.,  3)  dem  Hermann 
Mair,  dem  Hans  Fuchsel  und  Herrn  Hütten  wegen 
des  Herzogs  Element  150  Gulden,  4)  dem  Peter  Beheim 
und  dem  Dietrich  Hegnin  wegen  des  Hans  Hegnin 
189  Gulden,  5)  dem  Peter  Beheim  wegen  der  Stadt 
Sulzbach  21  Gulden,  6^  dem  Hans  Hütten  wegen  des 
Herzogs  Element  9  Gulden,  7)  dem  Hermann  Ebner 
dem  Aeltern  37Vs  Gulden  wegen  des  Tolling  und 
11  Gulden  wegen  des  Herrn  Eonrad  Ab  er  dar,  8)  dem 
Hans  Geuder  wegen  des  Hans  Tallner  8  Gulden, 
9)  dem  Bernolt  Gramer  dem  Aeltern  wegen  des 
M eiber  von  Bamberg  lOVi  Gulden,  10)  dem  Hermann 
Vollant  wegen  des  Herrn  Hans  von  Eulmbach 
18  Gulden  und  lOVs  Gulden  wegen  des  Bernhard 
Schenk  von  Geyern,  11)  dem  Albrecht  Ebner  wegen 
Dietrichs  von  Heitingsfeld  16  Gulden,  12)  dem 
Tumerniht  wegen  des  Leicht  von  Bernheim  3  Gulden 
8  Seh.  Hlr.,  13)  dem  Hermann  Mair  wegen  des  Herrn 
von  Neuenmarkt  64  Gulden,  14)  dem  Albrecht  Ebner 
wegen  des  Dietrichs  von  Heitingsfeld  16  Gulden, 
15)  dem  Walther  Schutz  wegen  des  Peter  Ermreicher 
und  des  Pibrach  9  Gulden,  16)  dem  Albrecht  Ebner 
wegen  des  Grafen  Wilhelm  von  Eastel  15  Gulden  und 
S  Ort.  Insgesamt  wurden  bezahlt  4652  Gulden,  1  Ort 
und  19  Schilling  Häller,  was,  den  Gulden  zu  1  Pfund  und 
11,5  Seh.  Hlr.  berechnet  7328  Pfd.,  8  Seh.  und  4,5  Hlr. 
ergiebt'*)  Nürnberg  nimmt  also  von  seinen  Bürgern,  die 
Schulden  bei  den  Juden  haben,  als  Anzahlung  von  80 
vom  Hundert  ein  10,299  Pfund  und  4  Schilling  und  giebt 
zur  Deckung  der  Forderungen  der  Juden  aus  4000  Gulden 
für  ehemalige  Forderungen  von  jüdischen  ausserhalb  Nürn- 
berg wohnhaften  Beichskammerknechten  bei  Nürnberger 
Bürgern  und  652  Gulden,  1  Ort  und  19  Seh.  Häller  für 
Forderungen  von  in  Nürnberg  wohnenden  christlichen 
Bürgern  bei  auswärtigen  Herrschaften,  so  dass  es  insgesamt 
7828  Pfund  3  Schilling  und  4,5  Häller  heimbezahlt,  wozu 

^,^^^^^— ^  ■    ■  ■  ■       ■  ■■.■ 

"*)  Weizsäcker  giebt  leider  den  wichtigsten  Teü  der  (Jrkande,  die 
Namen  der  Personen,  an  welche  diese  Posten  bezahlt  wurden,  nicht  an, 
sondefü  sagt  nur:  „Folgt  nun  eine  Reihe  solcher  Ausgabeposten/^ 

**)  Nürnberger  Jahresregister  ton  1881  bis  1398,  Bl.  469  b  bia  470a. 
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noch  die  Kosten  des  Verfahrens  mit  1362  Pfd.  4  Seh.  6  Hlr. 
kommen,  so  dass  Nfimberg  zusammen  8690  Pfnnd  7  Seh. 
and  10,5  Hlr.  ausgiebt.*^  Wie  auf  diese  Weise  die  Stadt 
Nürnberg  ihren  christlichen  Gläubigern  deren  Darlehen 
vom  Jahre  1385  heimzahlt,  so  benützt  das  Reich  die  von 
der  Stadt  Nürnberg  ihr  bezahlten  Summen  dazu,  den 
anderen  Reichsstädten,  welche  im  Jahre  1385  ihren  Juden 
deren  Forderungen  bei  den  Nürnberger  Bürgern  heimbe- 
zahlt hatten,  diese  Summen  zu  ersetzen.*^ 

Einen  weitem  Vertrag  betreffs  der  Juden  schliesst 
die  Reichsregiernng  um  dieselbe  Zeit  mit  der  Stadt  Nord- 
hausen ab.  Am  9.  März  1391  erklärt  die  Reichsregierung, 
nachdem  die  Reichsstadt  Nord  hausen  sich  mit  dem  Reiche 
wegen  ihrer  Juden  verständigt  habe ,  so  habe  ihr  das  Reich 
die  Gnade  erwiesen,  dass  alle  ihre  Bürger  und  Beiwohner  von 
allen  Schulden  an  Hauptgeld  und  Gesuch,  die  sie  bei  den 
Nordhausener  oder  anderen  Reichsjnden  haben,  ledig  sein 
sollen.  Die  Juden  sollen  ihnen  alle  ihre  Pfander  zurück- 
geben müssen,  die  sie  bis  zur  Ausstellung  dieses  Briefs 
zurückbehalten  haben,  und  keiner  derselben  solle  mehr 
Giltigkeit  haben,  wenn  er  ans  Tageslicht  komme.  Wer  sich 
gegen  diesen  Schuldnachlass  stelle,  solle  in  des  Reichs  Un- 
gnade fallen.  Alle  Pfänder  für  Schulden,  welche  die  Juden 
vor  Ausstellung  dieses  Gnadenbriefs  nicht  verkauft 
haben,   sollen   sie  zurückgeben.    Belangte  jemand   einen 

*'*)  Nach  Hegels  Berechoung  hat  die  Stadt  NQrnberg  6760  Qulden 
und  810  Pfd.  eingenommen  381  Gulden  und  869  Pfd.  17  Seh.  8  Hlr.  aber 
für  Botenlöhne  und  4000  Gulden  an  die  Reichskammer  ausgegeben  und 
10  einen  Üeberschuss  Ton  2400  Gulden  erzielt  Er  kommt  zu  diesem 
Resultat,  weil  ihm  die  weitere  Zahlung  Nürnbergs  mit  652  Gulden, 
1  Ort  und  19  Seh.  HLr.  an  einzelne  fremde  Gl&ubiger  unbekannt  ge- 
blieben war.  Thats&chlich  ergiebt  das  Geschäft  fOr  NQrnberg  nur  einen 
Üeberschuss  yon  1400  Gulden.  So  muss  es  Hegel  freilich  auffallend 
finden,  dass  die  Kapitalkraft  der  Juddn  nach  der  Tilgung  immer  noch 
eine  so  gewaltige  ist,  was  nach  der  thats&cblichen  Lage  der  Verhältnisse 
in  keiner  Weise  auffidlig  ist;  denn  die  gerichtliche  Ledigsagung  der 
Schuld  galt  eben  nur  fOr  solche  Posten,  deren  Pfandschaftsbriefe  oder 
Pfänder  yon  den  Juden  bis  zum  gesetzten  Termin  nicht  ausgefolgt 
worden  waren. 

**)  Während  Hegel  die  Sache  einerseits  richtig  dahin  auffasst,  dass 
die  Ablösung  Tom  Jahre  1885  für  die  Schuldner  kein  Schuldenerlass, 
sondern  eine  Herabsetzung  der  Schulden  auf  75  vom  Hundert  ge- 
wesen sei,  sieht  er  die  Sache  andererseits  ^schlich  so  an,  als  ob  dfen 
Juden  diese  75  vom  Hundert  nicht  ausbexahlt  worden  seien  und  die 
Städte  und  Landesherren  diese  Summen  selbst  behalten  hätten,  und 
beisst  dies  eine  schmähliche  Finanzoperation  und  Beraubung  der  Juden.  Er 
meint  deshalb  auch  Riedel,  Geschichte  des  preuss.  Königshauses,  Bd.  1, 
S.  848  gegenQber,  der  die  Ansicht  äussert,  ein  Mann  wie  der  Burggraf 
Friedrich  V.  yon  NOrnberg-Hohenzollern  würde  doch  sicherlich 
ein  solch  unwürdiges  Mittel  yerschmäht  haben,  sich  seiner  Schulden  ledig 
zu  machen,  „eine  solche  Auffassung  habe  nicht  im  Sinne  der  Zeit  gelegen.*^ 
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Jaden  um  eines  solchen  Pfands  willen  gerichtlich  und  der 
Jade  gab  an,  dieses  nicht  mehr  zu  haben,  so  sollte  derselb« 
einen  Reinignngseid  schwören  oder  die  Pfandsomme  heraas- 
bezahlen  müssen.  War  jemand  der  Judengenossen- 
schaft  in  Nordhansen  (den  Juden  samentlich)  oder 
einem  einzelnen  Juden  daselbst  etwas  schuldig*^)  und 
hatte  sich  vor  Ausstellung  dieses  Briefs  nicht 
mit  der  Reichskammer  verständigt,  so  sollten  die 
Juden  das  Recht  haben,  dessen  Schuld  auch  noch 
in  Zukunft  einzufordern;  nur  wenn  ein  Fürst,  Freiherr, 
oder  sonst  jemand,  der  den  Nordhauser  Juden  schuldig 
war,  sich  mit  der  Reichsregierung  noch  nachträglich 
wegen  seiner  Schuld  verständigte,  sollte  die  Forderung 
der  Juden  rechtsungiltig  sein.  Die  Summe,  welche  Nord- 
hausen der  Reichskammer  bezahlt  hatte,  sollte  sie  anf  die 
Nordhausener  Judengemeinde  umlegen  dürfen.  Was 
die  Stadt  künftig  weiter  von  den  Juden  einnahm,  es 
mochten  Sterbfallgelder  (Anjfälle]),  Zinsen,  Vermögens- 
steuern (Schätzungen)  oder  was  immer  sein,  sollte  halb 
der  Reichskammer,  halb  dem  Hat  gehören.  Jeder  Jude 
und  jede  Jüdin  über  12  Jahren  sollte  den  goldenen 
Opferpfennig  bezahlen  und  niemand  sollte  das  Hecht 
haben,  einen  Bürger  von  Nordhausen  vor  das  Hofgericht 
zu  laden."^)  Man  sieht  aus  dieser  Urkunde  aufs  neue 
deutlich,  dass  es  sich  um  keine  gewaltsame  Beraubung 
der  Juden  handelt.  Der  Jude  hat  5  Jahre  lang  Zeit  ge- 
habt, seine  Forderung  unter  Nachlass  von  25  vom  Hundert 
an  einen  Christen  zu  verkaufen;  hat  er  diesen  Zeitpunkt 
vorübergehen  lassen,  so  ist  es  seine  Schuld,  wenn  die 
Forderung  als  gesetzlich  erloschen  erklärt  wird.  Auffallend 
ist,  dass  die  Summe,  welche  Nordhaueen  der  Reichskammer 
bezahlt,  auf  die  Nordhauser  Judengemeinde  umgelegt 
wird,  in  Ulm,  Regensburg  u.  s.  w.  ist  das  anders.  Dort 
wird  die  Summe  auf  die  Schuldner  der  Juden  umgelegt, 
während  die  Juden  nur  die  Ausgaben  für  die  Boten  u.  s.  w. 
zu  bezahlen  hatten.  Es  ist  deshalb  möglich,  dass  es  sich  bei 
der  betreffenden  Zahlung  um  eine  Auslösung  der  halben 
Judensteuer  durch  die  Stadt  Nordhausen  handelte. 

Am  9.  März  1891  verständigt  sich  das  Reich  des 
weitem  mit  der  Stadt  Erfurt  betreffis  deren  Juden,  hebt 
die  Erfurter  Judenschulden  auf,  nimmt  die  Stadt  in  den 
Reichsschutz  und  befreit  sie  von  allen  Landgerichten 
oder  Reichshofgerichten.  Erfurt  verpflichtet  sich,  niemand 
im  Reiche  mehr  wegen  der  Forderung  eines  seiner 

**)    Man  sieht  ans  dieser  Stelle  wieder,  dass  auch  die  Gesamtlieit  der 
Juden  eines  Orts  nach  Art  einer  BanIqpenoBsenschaft  Darlehen  ffewfthite. 
**)  Weizsäcker,  Beichstagsakten,  Bd.  2,  8.  847  f. 
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Jaden  gerichtlich  belangen  zu  wollen.    Glaubt  das  Reich, 
eine  Forderung  an  einen  Erfurter  Juden  zu  haben,  so 
soll    es   die   Sache   vor   dem   erzbischöflichen   Gericht  in 
Mainz  austragen   und   Erfurt   damit   unbehelligt  lassen. 
Erfurt  erhält   das   Hecht,    alle    Schulden,   welche   seine 
Hintersassen  bei  den  Erfurter  oder  anderen  Juden  haben, 
mit    voller  Machtvollkommenheit  zu  erlassen,  ohne  Ein- 
sprach des  Reichs  selbst  einzuziehen,  aufzuheben  und  zu 
seinem  Nutzen  zu    verwenden    und    damit  zu  thun,   zu 
ordnen   und    zu  schicken,   wie  ihm  das  behagt,  und  nie- 
mand  darf  die  Stadt  hindern,  den  Schuldnachlass  an  die 
Landesherrschaften  ebenfalls  zu  benfitzen.  War  jemand  den 
Juden  zu  Erfurt  „semplichen^,  d.  h.  der  Judendarleiher- 
genossenschaft, oder  einzelnen  Juden  etwas  schuldig,  und 
der  Herr  oder  das  Land,  die  Stadt,  das  Schloss  oder  Dorf, 
wo    der  Jude  bei  Ausstellung  dieses  Briefs  ansässig  war, 
hatte  sich  vor  Ausstellung   dieses  Briefs   nicht  mit  dem 
Reiche  wegen  der  Forderung  verständigt,  (d.  h.,  indem  es 
die  Zahlung  oder  Sicherstellung  von  75  vom  Hundert  der 
Schuld   bewirkt    hatte),  oder   war  jemand   einem   Juden 
etwas  erst  nach  Ausstellung  des  Briefs  schuldig  geworden, 
so    sollte  der   Jude   das   Recht  haben,    diese  Forderung 
einzuziehen.    Wenn  sich  aber  eine  Landesherrschaft,  deren 
Hintersassen  einem  Erfurter  Juden  Geld  schuldig  waren, 
mit  dem  Reiche  betreffs  derselben  verständigte,  so  sollten 
die   Schulden  erlassen  sein.    Pfänder,   welche  die  Juden 
för  Darlehen  in  Händen  hatten,   welche  vor  dem  9.  No- 
vember 1390  gegeben  worden  waren,  mussten  sie  zurttck- 
geben,  sofern  sie  dieselben  nicht  vor  dem  9.  März  1391 
verkauft  hatten.     Verläugnete   der  Jude    das   Pfand,    so 
sollte   er   sich  durch   den   Judeneid    reinigen.    Wie  in 
allen  diesen  Orten,  so  erklärt  am  13.  September  1391  König 
Wenzel  von  Betlern  aus  die  Judenschulden  in  Burg  und 
Stadt  Friedberg  för  rechtsungültig.'*) 

Eine  besondere  Art  von  Abmachung  findet  zwischen 
dem  Reiche  und  der  Markgrafschaft  Meissen  statt.  Am 
21.  September  1391  hebt  nämlich  das  Reich  alle  Juden- 
schulden der  Markgräfin  Katharina  von  Meissen, 
der  Witwe  Friedrichs  m.,  des  Strengen,  und  deren 
Söhne  Friedrich  IV.,  des  Streitbaren,  Wilhelm  ü., 
des  Reichen,  und  Georg  in  der  Art  auf,  dass  sie  von 
allen  aus  der  Kapitalaufnahme  erwachsenen  Unkosten 
an  Zinsen  und  Zinseszinsen  frei  sein  sollten,  die  Frage 
des  Zeitpunkts  der  Kapitalheimzahlung  aber  ihrem 
Gewissen  und  guten  Willen   überlassen  blieb.    Die 

«)  Weizsäcker,  Reichatagsakten,  Bd.  2,  S.  846  ff.,  339,  349,  360.  336, 
327,  338. 
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Markgräfln   hatte   dem   Judenschuldenerlass    des    Keichs 
gegenüber  wie  die  Freistadt  Begensburg  darauf   hin- 
gewiesen,   dass  die  Markgrafschaft  Meissen   seit    Alters 
gewisse  Freiheitsrechte  über  ihre  jüdischen  Hinter- 
sassen gehabt  habe,  and  deshalb  gebeten,  ihr  diese  zn 
lassen.   Das  Beich  kam  denn  auch  diesem  Verlangen  nach 
und  die  Jndenschnldenübemahme  anf  das  Beich  unterblieb 
in   der   Markgrafschaft  Meissen   für    die  Hauptschnld 
und  nur  die  Zins-  and   Zinseszinsforderangen  der 
Meissner  Jaden  warden  darch  die  Beichskammer  geordnet 
and  bestimmt,  die  Markgrafschaft  Meissen  solle  von  allen 
Jndenfordernngen  für  Wacher,  Oesach,  Schaden  und 
was  sonst  znm  Haaptgate  gewachsen  war,  frei  sein,  be- 
treffs desHanptgats  aber  solle  es  bei  der  Entscheidung 
nach   Gewissen  and  gntem  Willen   dTer  Landesherrschaft 
stehen,  dieses  heimzuzahlen,  wie  and  wann  es  ihr  beliebe, 
und  alle  Beichsstände  warden  aufgefordert,  die  Markg^räfin 
und  ihre  Söhne   an   der  Ausführung   dieser  Verordnung 
nicht  zu  hindern."^)  Man  sieht  daraus  wiederholt  deutlich, 
dass  es  sich  nicht  darum  handelt,  das  Kapital  überhaupt 
nicht  mehr  heimzuzahlen,  sondern  das  Beich  bestätigt  der 
Markgrafschaft  Meissen  lediglich  deren  altes  Becht,  ihren 
Hintersassen  die  Wohlthat  einer  Kapitalstandung   in 
dem  umfange  zu  gewähren,  wie  es  die  Meissner  Begierung 
im  Interesse  ihrer  verschuldeten  Hintersassen  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  für  notwendig  hielt. 

Ein  weiterer  Platz,  an  dem  die  Verständigung  mit 
dem  Beiche  zu  stände  kam,  war  die  Beichsstadt  Zürich. 
Am  31.  März  1392  erklärt  König  Wenzel  von  Prag  aus, 
dass  es  sich  mit  der  Stadt  Zürich  betreffs  der  Forderung, 
welche  es  an  die  Stadt  wegen  ihrer  Juden  gehabt,  völlig 
ausgesöhnt  habe,  und  gewährt  ihr  die  Aufnahme  und 
Besteuerung  von  Juden  unter  der  Bedingung  sechs- 
jähriger Steuerfreiheit  derselben  und  von  diesem 
Zeitpunkte  an  hälftiger  Ablieferung  der  Jahres- 
steuer an  das  Beich  sowie  fiezahlang  des  goldenen 
Opfer  Pfennigs  an  die  Beichskammer.  Das  Beich  be- 
kräftigte, dass  es  auf  alle  Ansprüche  und  Forderungen, 
die  es  seither  an  die  Stadt  Zürich  wegen  der  jüdischen 
Beichskammerknechte  gehabt  habe,  und  wegen  des  Guts, 
das  Zürich  von  ihnen  aufgenommen  und  besteuert  habe, 
gänzlich  Verzicht  leiste. 

Wie  langsam  es  bei  den  Juden  mit  der  Ausfolgung 
der  Pfänder  gieng,  zeigt  uns,  dass  sich  am  18.  August  1391 
der  Edelmann  Hartmut  von  Drahe  bei  der  Stadt  Frank- 
furt beklagt,  er  habe  bei  dem  Frankfurter  Juden  Kai  mann 
eine  Pfandschaft  stehen  und  habe  dieselbe  beim  Bäte  und 
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bei  dem  Jaden  vergeblich  herausgefordert,  obgleich  das 
Reich  die  Herausgabe  befohlen  habe,  deshalb  erkläre  er 
der  Stadt  Frankfurt  mit  seinen  Knechten  dieFehde.^^) 
Nur  mit  Not  kam  eine  Sühne  zu  stände.  So  kommen  auch 
einige  Bäte  des  Herzogs  Friedrich  von  Bayern  nach 
Regensburg  und  verhandeln  beim  Stadtkämmerer,  der 
sie  mit  Wein  und  Mandeln  bewirtet  und  mit  Feigen 
and  Weinbeeren  erfrischt,  betreffs  der  Auslösung  der 
bayerischen  Pfandschaften^^,  welche  der  Begens- 
burger  Bat  von  seinen  Juden  an  sich  gebracht  hatte  und 
die  nun  dem  Herzogtum  Bayern  gegen  Bezahlung  einer 
bestimmten  Summe  ausgefolgt  werden  sollten.  Am  27.  März 
1396  gebietet  ferner  das  Beich  idlen  Beichsstädten ,  im 
Sinne  seines  Judenschuldentilgungsgesetzes  ihre  Juden  zur 
Heimgabe  der  Pfänder  und  Schuldbriefe  an  den  Burg- 
grafen Friedrich  V.  von  Nürnberg  und  dessen  Söhne 
Johann  m.  und  Friedrich  VI.  anzuhalten. 

Dabei  kamen  wiederholt  mannigfache  Missverständ- 
nisse vor.  So  fassten  z.  B.  einige  Landesherrschaften  die 
Sacheso  auf,  als  ob  auch  die nacli^  der  Schuldentilgung 
von  1390  eingegangenen  Judenscnulden  vom  Beiche  über- 
nommen worden  seien,  so  dass  am  10.  März  1392  König  Wenzel 
von  Prag  aus  verordnete,  dass  alle  Schulden,  die  bei 
Frankfurter  Juden  erst  nach  dem  Judenschulden- 
tilgungsgesetze gemacht  worden  seien,  giltig  bleiben 
sollen.  Aehnlich  geht  es  in  Nürnberg.  Die  Stadt  Nürn- 
berg hatte  bei  Uirer  Judengemeinde  im  Jahre  1390  ein 
Anlehen  aufgenommen  und  bei  Abschluss  des  Tilgungs- 
vertrags mit  der  Beichskammer  angenommen,  dass  dieses 
Anlehen  ebenfalls  mit  eingeschlossen  sei.  Das  Beich  war 
aber  anderer  Ansicht  und  so  blieb  der  Schuldposten  streitig 
und  wurde  noch  lange  in  den  Stadtrechnungen  mit  der 
Bemerkung  fortgeführt,  dass  der  Bat  der  Ansicht  sei,  diese 
Forderung  sei  nicht  mehr  gültig,  und  ebenfalls  durch  das 
Tilgungsgesetz  vom  Jahre  1891  aufgehoben  worden.'^ 

••    Die  I)iirobf51mi]ig  dtr  JüdeaiolmldeBtilgiuig  in  Bohwftbsa. 
cc.   Die  Schulden  der  Grafschaft  Wirtemberg. 

Wie  im  übrigen  Beiche,  so  kam  auch  in  Schwaben 
die  Durchführung  der  JudenschuldentUgung  nur  mit 
Schwierigkeiten  zu  stände,  namentlich  wollte  die  Verein- 
barung des  Beichs  mit  der  Grafschaft  Wirtemberg  nicht 
zu  Stande  kommen,  da  sich  Graf  Eberhard  der  Greiner 
weigerte,  das  seine  Grafschaft  treffende  Anzahlungs- 
kontingent an  die  Beichskammer  auszufolgen.    Warum 

")  Gemeiner,  Regensborger  Chronik,  Bd.  2. 

^  Hegel,  Stftdtechroniken,  Nürnberg,  Bd.  1,  S.  128. 
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die  Grafen  von  Wirtemberg  sich  weigerten,  den  be- 
treffenden Anteil  an  ihren  eigenen  Jndenschulden  ond 
denen  ihrer  Hintersassen  der  ßeichskammer  ansznbezahlen. 
zeigt  ans  ein  Blick  aaf  den  damaligen  Streit  Graf  Eber- 
hards mit  den  Reichsstädten.  Graf  Eberhard  war  empOrt 
ttber  die  gewaltsamen  Pfand  nngen,  welche  der 
St&dteband  namens  seiner  Gläubiger  in  seinen  Landen 
hatte  vornehmen  lassen,  nnd  aber  die  „Leistungen"  in 
Ulmer  and  anderen  Gasthöfen,  welche  ihm  und  seinen 
Hintersassen  in  strengstrechtlicher  Ausnutzung  seiner 
Notlage  zugemutet  wurden.  FOr  den  Grafen  waren  diese 
Yerhältnlsse  am  so  schmerzender,  als  derselbe  an  der 
Verschuldung  seines  Hauses  keine  Schuld  trug.  Es  waren 
anererbte  Rufen,  welche  am  Leibe  der  Grafschaft  zehrten. 
Schon  nnter  Kaiser  Ladwlg  dem  Bayern  war  die  Oraf- 
schaft  tief  verschuldet  and  als  die  Brüder  auf  den 
Thron  kamen,  wurden  sie  and  ihre  Hintersassen  von  den 
wuchernden  Jadengläubigern  hart  bedrängt  und  es 
war  dahin  gekommen,  dass  im  Jahre  1348  einige  Jaden 
ein  Truppenkorps  ron  fahrenden  Rittern  nnd  Reiselänfem 
oder  Landsknechten  gedingt  hatten ,  in  die  Grafschaft 
Wirtemberg  eingefallen  waren  und  Beschlag  auf  die 
Güter  und  Gefälle  der  Grafen  gelegt  hatten,  nm  ihre 
Forderungen  zu  erhalten,  ohne  dass  die  Grafen  sich  gegen 
diese  „Jndenbrände",  wie  man  es  hiess,  wehren  durften, 
weil  der  Reichslandvogt  im  Elsass  und  die  Reichs- 
städte, in  deren  Schatzvogtei  die  jüdischen  Gläubiger 
standen,  diesen  namens  des  Reichs  beistanden,  da  die 
Jaden  gerichtlicheVollstreckntigBbefehle  in  Händen 
hatten.") 

Der  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt  Strassburg 
hatten  damals  den  Grafen  von  Wirtemberg,  dem  Bi- 
schof Bertbold  von  Strassburg,  dem  Abt  von  Murbach 
und  eialgen  anderen  verschuldeten  Landesherrschaften  ver- 
sprochen, ihnen  die  diesbezüglichen  Pfandbriefe  der  in 
ihrem  Patronate  wohnenden  jüdischen  Gläubiger  aus- 

.  «oliefern,  wenn  diese  Landesherren  sich  verpflichten,  der 
Stadt  gegen  ihre  Juden  beizustehen,  falls  diese  sich  dnrch 
Zwangsvollstreckungen  auf  Grund  landgerichtlicher  Er- 
kenntnisse dngcgen  sträuben  sollten,  and  es  war  geglückt. 

I  den  abgesetzten  früheren  Bürgermeister  Schwarber  von 
Strassburg.    welcher  die  Juden    begünstigte,  mit 

'  seinem  Anhanj^e  aus  der  Stadt  zu  jagen.  Ebenso  er- 
richteten die  tieiden  Grafen  von  Wirtemberg  ein  Bündnis 
mit   der  Markgrafschaft    Baden,    Graf  Friedrich   von 

*•}  Sattler,  Geschicbte  der  Orafan  Ton  WirtemberK,  Bd.  1   S.  188  f. 
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Freibarg  und  anderen  Landesherren  zur  gegenseitigen 
Verteidigung  gegen  den  „Judenbrand",  wobei  es  sich 
wohl  schon  damals   um  die  Pfandschaft   auf  die   später 
mömpelgardische  Herrschaft  Beichenweiher  im 
Elsa  SS  handelt    Trotz  dieses  Bündnisses  der  Grafen  mit 
dem  damaligen  judenfeindlichen  Strassburger  Stadtregiment 
blieben    indes    die    wirtembergischen   Pfandbriefe 
verschwunden,   weil    sie  die  Juden    bei   Seite    ge- 
schafft hatten,  und  die  Grafen  wurden  fortwährend  mit 
Klagen  bei  Gericht  behelligt.  Bitter  hatten  sich  endlich 
die  Grafen  beim  B eiche  beschwert,  so  dass  sich  König 
Ludwig  der  Bayer  veranlasst  sah,  in  der  Sache  einzu- 
schreiten und  am  26.  März  1346  namens  des  Beichs  den 
Judengemeinden  in  Schlettstadt  und  Kolmar  be- 
fahl, bei  Verlust  der  kaiserlichen  Gnade  die  Grafen  von 
Wirtemberg   und  ihre  Hintersassen  künftig  nicht  mehr 
wegen  ihrer  Schulden  zu  bekümmern  und  ihnen  ihre  Schul d- 
briefe  auszufolgen,  widrigenfalls  die  Grafen  das  Becht 
haben  sollten,  sich  mit  Hilfe  des  Beichs  zur  Wehre 
zu  setzen,   und   gleichzeitig   die  Beichslandvögte  im 
Elsass,  die  Grafen  Ludwig  und  Friedrich  von  Oettingen, 
beauftragte,  dieBeichsstädteim  Elsass  zu  zwingen,  dass 
sie  den  Juden  ihre  Schuldbriefe  abnehmen  und  an  die  Graf- 
schaft Wirtemberg  ausfolgen,  und  dass  sie  den  Grafen  be- 
hilflich seien,  sich  gegen  die  Juden  zu  wehren,  da  das 
Beich  den  Grafen  Eberhard  und  Ulrich  von  Wirtem- 
berg, seinen    Beichslandvögten    in   Niederschwaben, 
alle  Schulden,  welche  ihr  Vater  bei  den  Juden  zu  Kolmar 
und  Schlettstadt  gemacht  habe,  erlassen  habe,  wie 
das  Beich  gleichzeitig  auch  den  Markgrafen  Budolf  von 
Baden  und   seine   Unterthanen   von   den  Judenschulden 
ledig  lies.    Auch  Kaiser  Karl  IV.  bestätigte  diese  Ledig- 
sagung;  nicht  allein  den  beiden  Grafen  von  Wirtemberg 
persönlich,  sondern  auch  ihrer  Herrschaft,  ihren  Dienern, 
Städten  und  Untersassen  sollten  alle  Schulden  bei  den 
Juden  des  Beichs,  namentlich  aber  bei  denen  inStrass- 
burg,  erlassen  sein.    Den  Juden  aber  wurde  befohlen, 
alle  diesbezüglichen  Pfandschaften,  Verbürgungen  und  Ver- 
schreibungen  herbeizuschaffen  und  den  Grafen  und  ihren 
Bürgen  als  nichtig  zurückzugeben  und  auf  ewige  Zeiten 
keinen  Anspruch  mehr  hierauf  zu  machen.  Sollte  trotzdem 
ein  Bürge  für  die  Grafen  eine  Leistung  in  einer  offenen 
Herberge  thun,    so  sollte   den  Grafen   solches   un nach- 
teilig und  sie  nicht  verpflichtet  sein,  die  Kosten  für 
diese  Leistung  zu  ersetzen.    Allen  geistlichen  und  welt- 
lichen   Fürsten    und   Landrichtern,    Grafen,   Freiherren. 
Gerichten  und  Bürgern  in  Städten  und  Marktflecken  una 
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besonders  der  Stadt  Strassburg  aber  wurde  befohlen, 
bei  Strafe  von  100  Mark  lötigen  öolds  keine  Klage 
wegen  solcher  vor  dem  Jahre  1349  von  den  Grafen  von 
Wirtemberg  aasgestellter  Schuldscheine  und  Bürgschaften 
anzunehmen,  sondern  den  beiden  Qrafen  von  Wirtemberg 
beholfen  zu  sein.*^) 

Hatte  so  das  Reich  sich  schon  damals  der  Grafschaft 
Wirtemberg  angenommen,  so  war  deren  Verhältnis  seit  der 
Nieder  läge  bei  Reu  tlin  gen  aufs  neue  ein  rechtschlimmes 
geworden.  Auf  dem  grossen  Reichstage,  der  im  Sommer 
1387  in  Nürnberg  stattfand,  hatte  Graf  Eberhard  der 
Greiner  erneut  Klage  geführt,  wie  es  seine  Gläubiger, 
d.  h.  die  jüdischen  Bürger  der  Reichsstädte,  gegen  ihn 
treiben  und  es  war  darauf  beschlossen  worden,  das8  die 
gewaltsame  Pfändung,  welche  der  schwäbische  Bund 
im  Lande  des  Grafen  Eberhard  des  Greiners  von  Wir- 
temberg vorgenommen  hatte,  derart  ausgeglichen  werden 
solle,  dass  der  Grafschaft  Wirtemberg  alles,  was  von 
Pfändungsstücken  noch  vorhanden  sei,  zurückgegeben  werde, 
und  die  Gesamtschuldsumme  des  Hauses  Wirtemberg  und 
seiner  Hintersassen  bei  den  Reichsstädten  sollte  derart 
geordnet  werden ,  dass  der  Deutschordensmeister  und 
der  Bürger  Heinrich  zum  Jungen  in  Mainz  die  Sache 
als  Schiedsrichter  ausglichen;  mit  der  Zinsberechnung 
sollten  sich  dabei  die  Städte  den  Grafen  von  Wirtem- 
berg gegenüber  „gütlich  halten,^  die  ganze  Sache 
aber  bis  Michaelis,  also  bis  zum  29.  September,  in  das 
Reine  gebracht  sein  und  so  lange  seitens  der  Gläubiger 
keine  Leistung  der  wirtembergischen  Bürgen  mehr 
verlangt  werden  oder  ein  gewaltsamer  Zugriff  auf 
wirtembergisches  Gut  erfolgen.  Am  30.  Juli  1887  wurde 
denn  auch  durch  schiedsrichterliche  Entscheidung  König 
Wenzels  die  mit  Beschlag  belegte  Yogtei  Nellingen 
mit  Plochingen,  Scharnhausen,  Ruith  und  Heu- 
maden der  Stadt  Esslingen  abgenommen  und  Wirtem- 
berg zugesprochen  und  damit  der  Hauptgrund  des  Streits 
erledigt.**) 

Am  25.  August  1387  fand  sodann  ein  Städtebundes- 
tag in  Esslingen  statt,  auf  dem  unter  anderm  der  Be- 
schluss  gefasst  wurde,  kein  Kaufmann  solle  künftig 
mehr  in  Deutschland  oder  Welschland  ein  Wechsel- 
geschäft mit  einem  Juden  machen  dürfen  oder  Silber 
oder  Gold  von  ihm  empfangen,  wie  auch  die  Ausfahr 
von  Silber  oder  Gold  nach  Welschland  künftig  bei 
Strafe  der  Beschlagnahme  von  25  vom  Hundert  strenge 

**)  Sattler,  Geachichte  der  Qrafen  von  Wirtemberg,  Bd.  1,  S.  185  f 
M)  Weisa&cker,  Reiehstagsakten,  Bd.  1,  667,  662-666. 
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verboten  sein  sollte.  Aaf  diesem  Bundestag  kam  auch 
das  Verhältnis  zu  Wirtemberg  lebhaft  zar  Sprache, 
aber  in  einer  Weise,  dass  sich  die  Stadt  Nürnberg  als- 
bald entschieden  beschwerte.  Sie  erklärte  unter  anderm, 
als  es  kürzlich  in  Nördlingen  einen  Judenkrawall 
gegeben  habe,  habe  sich  der  dortige  Rat  geweigert,  die 
Pfandscheine  der  erschlagenen  Juden  an  den 
Bund  nach  Ulm  abzuliefern,  sondern  habe  diese  un- 
mittelbar der  Reichskammer  (zur  Ordnung  des  Nach- 
lasses und  zum  Einzug  der  Sterbfallgelder)  überlassen, 
80  dass  die  Bundeskasse  geschädigt  worden  sei.^'^  Man 
begreift  diesen  Aerger,  wenn  man  berücksichtigt,  dass 
diese  Pfandscheine  in  den  Händen  des  Bunds  ein 
gewaltiges  Mittel  gegen  die  betreffenden  Landesherr- 
schaften gewesen  wären,  und  der  ganze  Nördlinger  Juden- 
krawall bekommt  das  Gesicht,  alsobdietreibendeMacht 
bei  demselben  die  Absicht  gewesen  sei,  eine  Anzahl 
wichtiger  von  Landesherren  ausgestellter  Pfandbriefe, 
die  sich  in  den  Händen  von  Nördlinger  Juden  befanden, 
aus  deren  Händen  in  die  des  Reichs  zu  schaffen,  weil  die 
jüdischen  Gläubiger  sich  geweigert  hatten,  den  Vergleichs- 
yorschlag  des  Reichs  anzunehmen  und  sich  25  vom  Hundert 
der  Schuldsumme  abziehen  zu  lassen ,  sondern  ihre  Pfand- 
briefe verheimlicht  hatten.  Zahlreiche  Fürsten  und 
Landesherren,  fährt  dann  Nürnberg  fort,  hätten  schon 
längst  gerne  ihre  Streitigkeiten  mit  den  einzelnen 
Städten  ausgeglichen,  aber  die  Städte  wollen  sich  nicht 
darauf  einlassen  und  beharren  auf  der  vollständigen 
Befriedigung  ihrer  Forderungen,  obgleich  die  Städte  die 
Landesherren  an  ihren  Gefallen  schwer  geschädigt  haben, 
indem  sie  eine  steigende  Menge  von  Ausbürgern 
aufgenommen  haben.  Die  Landesherren  würden  sich  ja  in 
allen  diesen  Dingen  gerne  auf  einen  billigen  Vergleich 
einlassen,  aber  in  den  Städten  meine  jeder,  er 
müsse  seine  Forderung  voll  und  ganz  haben,  und 
verlange,  dass  man  seinetwegen  Krieg  anfange,  was  den 
Städten  viel  üble  Nachrede  und  ünglimpf  bei  den 
Landesherren  zugezogen  habe.  So  habe  die  Stadt  Ess- 
lingen nach  Ulm  an  den  Bund  geschrieben,  Wirtemberg 
werbe  Spiesse  gegen  den  Bund,  was  sich  nachher  als 
unrichtig  herausgestellt  und  schwere  Kosten  verursacht 
habe,  und  als  man  sich  kürzlich  in  Esslingen  mit 
Wirtemberg  habe  verständigen  wollen,  seien  die 
Esslinger  Gesandten  nicht  aus  dem  Sitzungsaale 


*^  Weizsäcker,  RdchBtagaakten,  Bd.  1,  S.  662  f.  u.  667  f.    Nabling, 
Ulms  Kaufhaus  im  Mittelalter,  S.  409. 
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gegangen,  wie  es  sich  gehört  hätte.  Es  stehe  ttber* 
hanpt  im  Bandesbriefe  nichts  davon,  dass  man  jedem 
Wacherer  sa  lieb  Krieg  anfangen  müsse,  and  doch 
sei  es  Thatsache,  dass  die,  wegen  deren  Fordernngen 
der  Band  jetzt  mit  Wirtemberg  in  Streit  gekommen 
sei,  teilweise  für  ihre  Darlehen  den  Grafen  20  vom 
Hnndert  Zinsen  abgenommen  haben.*^ 

Die  wohlgemeinte  and  berechtigte  Mahnang  Nürn- 
bergs fruchtete  indes  nichts  bei  den  darch  ihre  steigende 
Machtfülle  übermütig  gewordenen  schwäbischen 
Stadtrepnbliken.  Die  Angriffe  anf  Wirtemberg 
giengen  fort,  man  rüstete  auf  beiden  Seiten  and  am 
28.  Angast  1388  entschied  die  Schlacht  bei  Döffingen 
den  Krieg  za  Gunsten  Wirtembergs.  Des  Greiners 
einziger  Sohn  freilich,  Graf  Ulrich,  lag  entseelt  auf 
dem  Schlachtfelde,  aber  auch  der  Ulm  er  Stadthauptmann 
Heinrich  Besserer  war  im  Handgemenge  gefallen. 
So  waren  die  Städte  gezwungen,  am  5.  Juni  1889  eine 
Uebereinkunft  mit  den  Landesherren  in  Heidelberg 
zu  schliessen,  wonach  der  Krieg  beendigt  sein,  die 
städtischen  Ausbürger  wieder  aus  dem  Stadtbürgerrecht 
austreten  und  die  Städte  Wirtemberg  eine  Entschädigung 
sollten  zahlen  müssen.  Der  Krieg  hatte  den  Bund  Tausende 
gekostet  und  den  Städtekammem  wurden  neue  schwere 
Schulden  aufgeladen,  so  dass  Augsburg,  das  seine  Kosten 
auf  200,000  Gulden  berechnete,  bestimmte,  dass  niemand, 
weder  Christ  noch  Jude,  binnen  10  Jahren  sein 
Bürgerrecht  sollte  aufsagen  dürfen*^),  weil  die  Juden 
namentlich  es  angesichts  der  steigenden  Steuerlasten  vor- 
zogen, dem  heiss  gewordenen  Boden  den  Bücken  zu  kehren. 

Die  Niederlage  der  Städte  und  die  Heidelberger 
Uebereinkunft  hatten  die  Städte  gefügiger  gemacht,  auf 
die  Ausgleichpläne  König  Wenzels  einzugehen,  der 
nichts  anstrebte,  als  die  wuchernden  Schösslinge  des 
Grosskapitals  zweckentsprechend  zu  beschneiden, 
und  in  seinem  Streben,  es  beiden  recht  zu  machen, 
zwischen  zwei  Stühle  sass,  so  dass  die  gross  an- 
gelegte Natur  des  Fürsten  vom  Eckel  gegen  seine 
Zeit  erfasst  sich  dem  Trünke  und  der  Jagd  ergab. 
So  war  denn  auf  dem  Nürnberger  Beichstage  im 
September  1890  das  zweite  Judenschuldenreichs- 
gesetz  zu  stände  gekommen,  dessen  Durchführung  gerade 
in  Schwaben  freilich  noch  manche  Schwierigkeit  bot 
Am  25.  Februar  1391  hatte  der  Ritter  Heinrich  Kaib 
von  der  Ulmer  Stadtkammer  243S  Gulden  im  Namen 

"^  Btetten,  Aogsbnrger   Chronik,  Bd.  1,  8.  182.     Nobling,  Ulms 
Kanfhans,  S.  210. 
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des  Grafen  Eberhard  von  Wirtemberg  ausbezahlt 
erhalten,  wofür  er  der  Stadt  einen  Schuldschein  des 
Grafen  übergab,  der  auf  8824  Gulden  lautete,  und  worauf 
dem  Eaib  389  Gulden  (als  Zinsen)  aufgeschlagen  worden 
waren,  damit  die  Stadt  diesen  Schuldschein  dem  Grafen 
ausfolge.'*)  Die  Ausfolgung  dieses  Schuldscheins 
bildete  offenbar  den  Kernpunkt  der  weiteren  Yergleichs- 
verhandlungen  und  es  ist  deshalb  auf  die  Grundlage  dieser 
Schnldforderung  etwas  näher  einzugehen. 

ß*    Die  Schulden  der  Herrschaft  Landau  und  die  Blaubenrer  Fehde. 

DieKaib'sche  Forderung^^)  hängt  enge  zusammen 
mit  der  damals  weite  Ej*eise  ziehenden  Blaubeurer 
Fehde.  Ein  Jahr  vor  der  Judenschuldenablösung  hatte 
am  10.  Januar  1884  die  kinderlose  Gräfin  Anna  von 
Oettingen,  Witwe  des  Grafen  Ulrich  des  Jüngern  von 
Helfenstein,  die  Feste  Gerhausen  mit  dem  Wildbann, 
dem  Patronatsrecht  der  Kirche  zu  Asch,  dem  Zoll  zu 
Wippingen,  dem  Burgstall  Bück  und  der  Stadt  Blau- 
b euren  mit  der  Eastenvogtei  des  dortigen  Klosters,  deren 
Eigenleuten  und  Gütern  mit  Einwilligung  der  Grafen 
Johann  und  Konrad  von  Helfenstein  an  den  Bitter 
Lutz  YonLandau^^)  verpfändet  und  Landau,  der  sich 

**)  Man  findet  die  Eaiben  damals  als  eine  sehr  angesehene  Familie 
in  Ulm,  wie  s.  B.  am  19.  April  1987  der  Edelmann  Konrad  Ton 
Stadion  und  seine  Frau  ihr  Dorf  Bohl  bei  Lanpheim  an  den  Eaib*schen 
Familienaltar  in  der  Ulmer  Pfarrkirche  Terkaofen.  Die  Familie  ist  also 
offenbar  sehr  begütert  gewesen. 

^  Bazing  und  Yeesenmeyer,  Ulmer  Urknndenbuch,  Bd.  2,  Mspt 

^  Ritter  Latz  yon  Landau,  Sohn  des  berflhmten  Orafen  Konrad 
▼on  wirtemberg-MarkgrOningen-Landan,  war  mit  seinem  Bruder 
Konrad  wie  sein  im  Jahre  1868  gestorbener  Vater  einer  der  herror^ 
ragendsten  Condottieri  oder  Feldhauptleute  im  Dienste  des  Reichs- 
Tikars  oder  Yizekönigs  Barnabo  Visconti  in  Mailand.  Er  heiratete 
im  Jahre  1876  Elisabet,  die  natttrliche  Tochter  Bamabos,  und  kehrte 
im  Jahre  1887  nach  DeutschUmd  zurück.  Das  Gut  der  Herren  yon  Landau 
bestand  im  Jahre  1405  bei  der  Teilung  zwischen  den  Brüdern  Eberhard 
und  Konrad  nur  noch  aus  der  Feste  Landau  bei  Binzwangen,  O.A.  Ried- 
lingen, mit  den  Thalhöfen  und  den  Dörfern  Binzwangen,  fersingen 
Risstissen  und  Weisel.  Im  Jahre  1487  verkauft  die  Familie  auch, 
die  Feste  Landau  an  den  Truchsess  von  Waldburg,  der  sie  im 
Jahre  1443  an  das  Kloster  Heiligkreuzthal  wiederverkadfte,  welches 
die  Burg  zerstören  liess.  Der  Mannsstamm  erhielt  sich  im  öster- 
reichischen Dienstmannsverh&ltniss  noch  bis  zum  Jahre  1680.  Stalin,  Wirt 
Geschichte,  Bd.  8,  8.  718.    Uberamtsbeschreibung  von  Riedlingen,  S.  126. 

Als  im  Jahre  1885  das  Reich  den  Bundesst&dten  den  Ertrag  der 
Reichqjudensteuer  gegen  40,000  Gulden  überliess,  wies  die  Reichskammer 
am  9.  Juli  1885  von  dieser  Summe  4000  Gulden  dem  Edelmanne  Lutz 
von  Landau  bezw.  seinem  beauftngten  Burkhard  von  Freiberg  von 
Mietingen  an,  der  denn  auch  der  Stadt  Nürnberg  am  11.  September 
1885  den  Empüsng  dieser  Summe  bescheinigte.   Weias&cker,  Bd.  1,  S.  5(3. 
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offenbar  gerne  den  Vorteil  der  Judenschuldenablösung 
vom  Jahre  1385  mit  ihrem  Schaldnachlassvon  25  vom  Hondert 
zu  Nutzen  gemacht  hätte,  hatte  infolge  dessen   sich  mit 
der  Reichsstadt  Ulm,  wo  seine  jüdischen  Gläubiger  wohnten, 
dahin  verglichen,   dass   er  die  Stadt  Blaubeuren  und 
die   Feste   Gerhausen    als   Afterpfand    an    den  Bitter 
Heinrich  Eaib  von  Ulm  versetzte  und  dieser  ihm  dafOr 
ein  Darlehen  von  9000  Gulden  gewährte,  fOr  welches 
der  Ritter  Landau   am  25.  Januar  1387  dem  Ritter  Eaib 
und  der  Stadt  Ulm  einen  Schuldschein  ausgestellt  hatte. 
In  diesem  Schuldschein  bekannten  Lutz  von  Landau, 
seine  Ehefrau  Elsbeth  und  Burkhard  von  Freiberg 
von  Mietingen,  dem  Ritter  Heinrich  Kaib   und  der 
Stadt  Ulm  aus  einem  Darlehen  9000  Gulden  schuldig  ge- 
worden zu  sein,  versetzten  daf&r  eine  Reihe  von  Pfandern 
und  stellten  20  Bürgen.     Die  Aufnahme  des  Darlehens 
erfolgte,  wie  der  Schuldbrief  besagt,  um  dem  Ritter  von 
Landau   die  Möglichkeit  zu  gewähren,  seine  Schulden 
und  Gülten,  d.  h.  Zinsen,  heimzuzahlen,  aus  denen  ihm 
ein  täglich  sich  steigernder  grosser  Schaden  erwuchs.^^ 
Die  Pfandschaft  war  keine  schlechte,  das  Patronat  zu 
Asch  trug  jährlich  210  Lni  Korn  und  die  Stadt  Blau- 
beuren mit  Leuten  und  Gütern,  mit  Steuern  und  Umgeld, 
mit  Zinsen  und  Gerichtsgebühren  und  mit  der  Einung,  was 
alles  Lutz  von  der  Herrschaft  Helfenstein  verpfändet 
erhalten  hatte,  waren  wertvolle  Gefälle.    Dazu  hatten  die 
Darlehensnehmer   alle   ihre   Leute   und   Güter  in   Riss- 
tissen,  Ersingen  und  Wihseln  verpfändet  mit  allem, 
was  dazu  gehörte  an  Ehehalten,  Stadtrechten,  Dorfrechten, 
Gerichten,  Tavernen,  Steuern,  Zinsen,  Vogteien,  Vogts- 
rechten, Zöllen,  Einungen,  Frevelgeldern,  Aeckern,  Wiesen,  an 
Wasen,  Hölzern,  Holzmarken,  Wassern,  Wasserlachen,  Fisch- 
enzen,  Mühlen,  Mühlstellen,  Waiden,  Feldern,  Hauptrechten, 
Fallen,  Wuratin,  Egerten,  Auen,  Werden,   an  besagten 
Gülten,  an  verlassenen  Gülten  ober  und  unter  der  Erde, 
ob  sie  gefunden  oder  ungefunden,  besucht  und  unbesucht, 
zu  besetzen  oder   zu  entsetzen,   ausgenommen  die  Feste 
Gerhausen    und    die    Stadt  Blaubeuren   und    Riss- 
tissen,    welche  Landau  von  Herrn  Heinrich  Fulhin 
erkauft  hatte  und  welche  drei  Stücke  österreichische 
Lehen  des  Herzogs  Albrecht  waren,  der  betreffs  der- 
selben als  Oberlehensherr  am   7.  Juli  1387  von  Mengen 
aus  erst  seine   Einwilligung  hatte  geben   müssen,    dass 
dieses  Lehen  auf  Kaib  und  die  Stadt  Ulm  pfandweise 
übergieng.  Die  Pfandschaft  durfte  nur  alljährlich  zwischen 

**)  Baring  und  Veeienmeyer,  Ulmer  ürkondenlmch,  Bd.  2,  Mspt 
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Michaelis  und  DreikOnig  gekündigt  werden  und  die  Schuld 
war  dann  an  der  geschworenen  Ulm  er  Goldwage  heim- 
zuzahlen. Erfolgte  die  Einlösung  nicht  bis  zum  nächsten 
Weissen  Sonntag  über  6  Jahre,  so  hatten  der  Ritter  Eaib 
und  die  Stadt  Ulm  das  Becht,  wenn  sie  ihr  Geld  zurück- 
haben wollten,  den  Schuldner  in  der  Burg  Landau  bei 
Riedlingen  zu  mahnen,  und  die  Bfickzahlung  sollte  dann 
binnen  Jahresfrist  erfolgen.  Als  Bürgen  walteten  für 
Sitter  Lutz  von  Landau  der  „wohlgeborene^  Graf  Ulrich 
von  Wirtemberg  und  die  „festen  und  ehrbaren"*")  Herren 
Ludwig  von  Hornstein,  Otto  von  Hörningen,  d.  h. 
Herrlingen,  Eitel  von  Stadion,  Burkhard  von  Frei- 
berg von  Neusteusslingen,  Burkhard  von  Freiberg 
von  Altsteusslingen,  Eberhard  von  Freiberg, 
Eonrad  von  Hornstein  von  Grüningen,  Moritz 
Ton  Hornstein,  alle  Bitter,  femer  die  Junker  Hans 
von  Hornstein  von  Wülflingen,  Eonrad  von  Horn- 
stein von  Assenheim,  Georg  der  Truchsess  von 
Bingingen,  Eonrad  von  Stein  von  Arneck,  Fritz 
von  Westerstetten  von  Trackenstein,  Eonrad  von 
Beischach  von  Heudorf,  Albrecht  von  Beinhards- 
weiler**),  Burkhard  Schilling,  Burkhard  von 
Thannheim,  Walther  von  Andelfingen  und  der 
Bürger  Stephan  Bot  von  Ulm,  ein  wirtembergischer 
Lehensmann,  die  alle  eintretenden  Falls  in  einem  offenen 
Gasthause  nach  Leistungsrecht  bürgen  sollten.*^) 

Wie  Hunderte  von  anderen  Edelleuten  hatte  indes 
auch  den  Bitter  von  Landau  die  steigende  Last  seiner 
Schulden,  denen  die  Erträgnisse  des  Pfand gegenstands 
nicht  entsprachen,  in  steigenden  wirtschaftlichen  Notstand 
gebracht  und  er  hatte  sich,  um  sich  seiner  Gläubiger  zu 
wehren,  schliesslich  am  städtischen  Gut  vergriffen,  so  dass 
am  18.  Februar  1390  die  Stadt  Ulm  den  Stadträten  Jakob 
Wainach**),   Ulrich    Blanke    und   Peter    Luipold 

^  ,yDer  Qraf  ist  „woblgeboren**,  ein  Ritter  ist  ^fest  und 
ehrbar.^  Man  sieht,  welche  Hinaufschranbnng  der  Titel  heute  einge- 
treten ist,  wo  sich  der  Offizier,  welcher  dem  „Edelknecht"  des 
Mittelalters  entspricht,  „hochwohlgeboren"  schreibt,  also  eine  Be- 
zeichnong  fAhrt,  welche  damals  nur  dem  Fürsten  zukam. 

^  &inhard8weiler,  O.A.  Sanlffau. 

^  Bazing  und  Veesenmeyer,  Ulmer  Urkundenbuch,  Bd.  2,  Mspt 

*^  IHe  Fainacken,  Vamacher  oder  Wainer,  d.  h.  die  Herren  von 
Wain,  sind  eine  der  ältesten  Ulmer  Familien,  aber  nicht  zu  lerwechseln 
mit  der  heutigen  Familie  der  Freiherren  von  Hermann,  welche  die 
Herrschaft  Wain  erst  später  you  Ulm  kauften.  Schon  im  Jahre  1244 
erscheint  ein  Ritter  Ulrich  Fainack  als  Zeuge,  als  die  beiden  Ritter 
Ulrich  Yon  Pfftfflingen  d.  h.  Böfingen,  eine  Anzahl  Gfiter  an  das 
Heiliggeistspital  verkaufen.  Unser  Johann  Fainack  findet  sich 
erstmals  im  Jahre  1368.    Am  11.  Oktober  1868  verkauft   derselbe   als 
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die  Vollmacht  erteilt  hatte,  den  Weg  der  Klage  gegen 
Latz  yon  Landau  bei  dem  Landfriedenstage  za  beschreiten, 
der  auf  den  21.  Februar  nach  HGchstädt  ausgeschrieben 
war. 

Der  Landfriedenstag  erklärte  denn  auch  das  Vorgehen 
Landaus  als  Verletzung  des  Egerer  Landfriedens 
und  bot  sofort  die  Trappenmacht  des  Landfriedensbands 
gegen  Landau  auf,  welche  alsbald  vor  die  Stadt  Blaa- 
beuren  rflckte,  diese  mit  Bflchsen  beschoss,  einnahm 
und  als  Pfand  gegenständ  der  Stadt  Ulm  fiberant- 
wortete.*') Es  war  einer  jener  „Judenbrände";  wie 
sie  die  Landesherren  getauft  hatten,  eine  jener  gewalt- 
samen ZwangSToUstreckungen ,  wie  sie  bei  den  Beichs- 
städten  damals  Sitte  war.  Die  Folge  dieser  harten 
Fehde  war,  dass  zwischen  dem  Ritter  Heinrich  Eaib 
und  der  Stadt  Ulm  einerseits  und  dem  Bitter  yon  Lan- 
dau andererseits  am  5.  September  1390  im  Feldlager 
vor  Blaubeuren  ein  Vergleich  zu  stände  kam,  nach  dem 
Landau  sich  einem  Schiedsgericht  zur  BeUegnng  des 
Streits  unterwarf.  Das  Schiedsgericht  bestand  aus  dem 
Grafen  Eberhard  m.  dem  Greiner  yon  Wirtemberg  und 
dem  Landfriedenshanptmann  Graf  Friedrich  yon 
Oettingen  seitens  der  Stadt  Ulm  und  zwei  yon  Landau 
zu  ernennenden  Mitgliedern.  Als  Beisitzer  walteten  die 
Bitter  Eckhard  yon  Merkingen,  Budolf  yon  Wester- 
stetten,  Fritz  Sturmfeder,  Heinrich  Truchsess 
yon  Hessingen  und  Werner  yon  Ursenfeld.  Der 
Schiedsspruch  erfolgte  am  8.  Noyember  1890  «ind  infolge 
desselben  hatte  am  25.  Februar  1891  der  Bitter  Heinrich 
Eaib  yon  der  Beichsstadt  Ulm  die  oben  erwähnten 
2488  Gulden  im  Namen  des  Grafen  Eberhard  yon 
Wirtemberg  ausbezahlt  erhalten,  wofür  Eaib  der 
Stadt  Ulm  einen  Schuldschein  des  Grafen  yon  Wirtem- 
berg ausgefolgt  hatte,  der  auf  8824  Gulden  lautete  und 
mit  389  Gulden  Zinsen-  und  Schadensforderung  eine  Ge- 
samtschuldforderung  yon  4218  Gulden  darstellte,  so  dass 
Eaib  noch  eine  Bestforderung  an  das  Haus  Wirtem- 
berg yon  1780  Gulden  hatte,  die  später,  wohl  um  die 
Zinsen  yermehrt,  mit  1850  Gulden  yorkommt*')  Man  sieht 
aus  diesem  Beispiel  wiederholt,  dass  die  Judenschulden- 
tilgung yom  Jahre  1390  in  keiner  Weise  eine  willkflrliche 

Mitbesitzer  der  Burg  Bö  fingen  bei  Ulm  seinen  Anteil  an  dieser  Borg 
an  den  Bürger  Jakob  Wespach  von  Ulm.  Bazing  und  yeesenmeTer, 
Ulmer  ürkundenbuch,  Bd.  2,  Mspt  Presse],  ülmer  ürknndenbuch,  Bd.  1, 
S.  88,  96,  98,  109,  187,  165,  168  f.,  171,  20L  yeesenmeyer,  Fabris 
TractatuB,  S.  112. 

^^  St&lin,  Wirtembergische  Geschichte.  Bd.  8,  S.  862. 

«^  Bazing  and  yeesenmeyer,  ülmer  Urknndenbach,  Bd.  2,  Mspt 
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Streichung  der  Jadenforderungen  bedeutete,  sondern 
dass  sie  lediglich  eine  Ergänzung  des  Judengesetzes 
vom  Jahre  1385  war  und  den  Zweck  verfolgte,  die  Juden, 
i^elche  sich  nicht  zum  Nachlass  von  25  vom  Hundert 
herbeilassen  wollten,  zur  Annahme  dieses  Vergleichs  zu 
zwingen,  indem  das  Gesetz  bestimmte,  wer  diesen  Ver- 
gleich nicht  annehme,  solle  seiner  ganzen  Forderung 
verlustig  sein. 

Y^    Her  Ausgleich  swischen  der  Grafschalt  Wirtemberg  und  der  Reichs- 
stadt Ukn. 

Damit  war  der  Grund  zu  weiterer  Einigung  auch 
zwischen  Ulm  und  Wirtemberg  gelegt.    Am  27.  Fe- 
bruar  1891   hatte  sich  der  LandMedenshauptmann  Graf 
Friedrich  von  Oettingen  nach  einer  in  Göppingen 
erfolgten   Verhandlung    zwischen   Graf  Eberhard    von 
Wirtemberg  und  der  Stadt  Ulm  mit  zwei  Beiräten,  den 
Herren  Georg  von  Wöllwart  und  Burkhard  von  Frei- 
berg von  Altsteusslingen  nach  Ulm  begeben  und  sich 
mit  den  zwei  ülmer  Stadträten  Otto  Rot  gen.  Hittisheim 
und  Heinrich  dem  Gienger  fiber  die  einzelnen  Punkte 
verständigt.     Die  Betreffenden   sollten  Urkunden    Ober 
die  einzelnen  Abrechnungen  erhalten    und    er   selbst 
wollte  dann  alles  gemäss  der  Göppinger  üebereinkunft  aus- 
richten.^^   Es  ist  derselbe  Ausgleich,  durch  welchen  die 
beiden  Grafen  Eberhard  von  Wirtemberg  in  Stuttgart 
die  in  der  Schlacht  bei  Döffingen  gefangenen  Ulmer 
Söldner   ihres  Eids  entbanden,   nicht  mehr   gegen  das 
Haus  Wirtemberg  zu  kämpfen,  und  bestimmt  wurde,  dass 
der  die  Rechte  des  im  wirtembergischen  Patronat  stehenden 
Klosters  Bebenhansen  enthaltende  Brief  auszufolgen  seL 
Die  Wirtemberger  fragten,  ob  man  wegen  der  S  c  h  u  1  d  en 
der  Grafschaft  Wirtemberg,  soweit  sie  in  den  letzten  Still- 
standsbriefen einbegriffen  seien,  sich  ebenfalls  verständigen 
wolle,  wie  es  in  Göppingen  besprochen  worden  sei,  wozu 
die  ülmer  sich  gerne  bereit  erklärten,  wenn  den  Ülmer 
Gläubigern  in  besprochener  Weise  ihre  Forderungen 
an  Hauptgut  und  Zinsen  neu  versichert  werden. 
Es  wurden  nun  alle  Ulmer  Bürger,  welche  der  Ver- 
einbarung beitreten  wollten,   vorgeladen  und  es 
kam  eine  Abrechnung  zu  stände,  nach   der  dieselben 
an  die    Grafschaft    Wirtemberg    noch    4910  Gulden    zu 
fordern  hatten.    Wirtemberg  versprach  darauf,  vier  Jahre 
lang  für  je  100  Gulden  6  Gulden  Zins  zu  geben.    Weiter 
beantragte   Wirtemberg    einen    Ausgleich    wegen    der 

^^  fiaz|D{|;  und  Ve^enmeyer,  ülmer  Urkondenbuch,  Bd.  2,  Mipt. 
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Leibgedinge,  welche  die  Grafechaft  Uimer  Bargern 
schnidig  war;  aach  diesfalls  wurden  alle  Ulmer  Bürger 
vorgeladen,  welche  solche  zn  fordern  hatten,  nnd  ea 
ergab  sich  eine  rückständige  Forderang  von  3366  Golden 
und  116Ö  Pfd.  „italiger  Häller,"  Endlich  wurde  von  den 
Wirtembergem  die  Frage  angeregt,  ob  man  wegen  der 
„Fordernng  unredlicher  Lelstangen"  sich  ver- 
ständigen wolle,  die  Sache  wurde  aber  auf  Antrag  Ulms 
bis  Mittwoch  in  der  nächsten  Osterwoche  vertagt,  worauf 
denn  aach  am  28.  März  1391  die  beiden  G-rafen  Eber- 
hard, Grossvater  and  Enkel,  von  Wirtemberg  der  Stadt 
Ulm  den  Ausgleich  der  mannigfachen  Streitpunkte  zwischen 
beiden  Teilen  feierlich  verbrieften  und  am  3.  April  1391 
die  Stadt  Ulm  ihren  Gegenbrief  aasstellte.  Graf  Eber- 
hard der  Greiner  und  sein  Enkel  klagen  darin,  wie  im 
voransgegangenen  Städtekrieg  die  aaf  dem  rechten 
Donauufer  gelegene  Ulmische  Vorstadt  Schweig- 
hofen  abgebrochen  worden  sei,  wo  Wirtemberg  ^s 
Reichenaaer  Schntavogt  dem  Landrichter,  wenn  er 
nach  U 1  m  zum  Gauding  im  Stadelhofe  kam ,  die 
Herberge  zu  geben  hatte,  eine  Pflicht,  die  dem  Haus 
W  irtemberg  als  Nachfolgerin  der  Graf  envon  Dillingen 
in  der  Ulmer  Elostervogtei  seit  dem  Jahre  1259  obge- 
legen hatte.  Während  des  Kriegs  hatten  femer  die  Ulmer 
die  in  Ulm  wohnenden  Juden  und  Christen,  welche 
in  dem  Schutze  der  Grafen  unterstehenden  Hänsem 
gewohnt  hatten,  durch  ungesetzliche  Schätzungen,  d.  h. 
hohe  ausserordentliche  Steuererhebungen,  geschädigt  und 
deren  Vermögen  als  wirtembergisches  Gut  eingezogen,  so 
dass  sich  der  Graf  deswegen  bitter  beschwerte,  da  diese 
Persooen  sich  wegen  ihres  Schadens  an  ihren  Schntzvogt, 
den  Grati'Ti  Eberhard  den  Greiner,  gehalten  hatten. 

Ain  8.  April  1391  vertragen  sich  Graf  Eberhard  der 
^Oreinör  und  sein  Enkel  Graf  Eberhard  der  Milde  von 
iFirtemberg  mit  der  Stadt  Ulm  w^en  dieser  and  anderer 
'jisprilche,  wobei  Wirtemberg  geltend  macht,  wie  Ulm 
1  Haus  Wirtemberg  bekriegt  nnd  den  Grafen  Ulrich 
ÜCiitJngen  erschlagen   habe,  wie   die  Stadt  die 
t  Schwiegertochter  Graf  Eberhards  des  Greiners,  die  Her- 
'  Äogin  Eliaabet  von  Bayern,  und  Frau  Antonie  Vis- 
conti Ton  Mailand,  die  Ehefrau  Graf  Eberhards  des 
Milden,  samt  ihren  Armlenten  in  Gundelfingen,  Grö- 
Kingen  und  Bietigheim   ausgeplündert,  wie  die  Stadt 
den  Grafen  Eberhard   den  Greiner  wegen  ihrer  Pfand- 
Bchaft8ansi)rüche  auf  das  Haus  Wirtemberg  angegriffen 
und  sein  Land  and   seine  Leute  beschädigt,  wie  sie  die 
Eäuser,  Höfe  und  Gärten,  welche  zu  der  St  Georgs- 
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kirche  in  Ulm  gehörten,  namentlich  die  Hänser,  Höfe 
nnd  Gärten,  welche  der  Familie  derer  yon  Bot  als 
Erblehen  gehörten,  nnd  zn  denen  wahrscheinlich  anch  der 
Jadenhof  mit  der  Synagoge  n.  s.  w.  zählte,  sowie 
andere  Hänser,  Höfe  nnd  Gärten,  welche  wirtembergische 
Lehen  waren,  abgebrochen  nnd  die  nene  Pfarr- 
kirche, d.  h.  das  Münster,  daranf  gesetzt,  wie  sie  die 
dem  Hanse  Wirtemberg  gehörenden  Mühlen  an  der 
Blan,  die  Lochmfihle  nnd  die  spätere  Langmflhle, 
in  Besitz  genommen,  wie  sie  das  Hans  des  Peter  Bot 
samt  dazn  gehöriger  Hofraite  nnd  Banmgarten  nnd  andere 
Hänser  nnd  Gesässe,  welche  das  Hans  Wirtemberg  in 
Ulm  besass,  gegen  dessen  Willen  abgebrochen  nnd  den 
neuen  Salzstadel,  d.  h.  das  Kaufhaus  oder  die  Gret, 
dort  erbaut  haben,  wie  man  die  Familie  Bot  als  Lehens- 
besitzerin der  Heerdbrflcke  geschädigt  und  die  Häuser 
nnd  Kramläden  bei  den  Bohren  abgebrochen  habe, 
welche  ebenfalls  Wirtemberg  gehörten,  den  Acker  des 
Gienger  und  den  Baumgarten  des  Stadtschreibers 
Neithard  oberhalb  der  Heerdbrücke  und  die  Hofraite 
des  Jos  E hinger  an  der  Donau  (Gouyemement) ,  die 
ebenfalls  als  Beichenauer  Grundbesitz  im  Schutze  Wirtem- 
bergs  standen^),  an  sich  gezogen,  wie  die  ülmer  die 
Vorstadt  Schweighofe n  (Neu-Uhn)  abgebrochen  und  in 
die  Stadt  geftkhrt  haben,  wo  Wirtemberg  als  Beichenauer 
SchutzTogt  dem  Landrichter  die  Herberge  zu  geben  hatte, 
wenn  er  das  Landgericht  im  Stadelhofe  abhielt,  wie  die 
Stadt  weitere  zahlreiche  Gfiter  in  der  Stadt,  die  wirtem- 
bergische Lehen  waren,  nicht  yorschriftsmässig  sich  habe 
vom  Hause  Wirtemberg  verleihen  lassen,  wie  die  Ulmer 
dem  Kloster  Bebenhausen  an  seinen  Häusern,  Höfen 
und  Gärten  in  Ulm  grossen  Schaden  angerichtet  haben, 
dessen  Bechte  Wirtemberg  als  Schutzvogt  zu  vertreten 
hatte,  wie  es  Wirtemberg  dessen  Gfiter  in  Ermingen 
und  die  Waide  in  Wippingen,  die  doch  zu  der  Herr- 
schaft Arn  eck  und  damit  zu  Wirtemberg  gehörten,  den 
Grafen  gewaltsam  abgenommen  habe,  wie  Hans  Besserer 
von  Ulm  den  wirtembergischen  Armleuten  von  Lauter- 
burg  bei  Aalen  das  Vieh  weggetrieben,  wie  Ulm  das 
Wengenkloster  abgebrochen  und  in  die  Stadt  gefQhrt 
und  dadurch  das  Kloster  entweiht  habe,  das  der  Herr- 
schaft Werdenberg  gehörte  und  wo  diese  Grafen  ihr 
Erbbegräbnis  hatten,  wie  Ulm  Wirtemberg  im  Kriege  mit 
der  Gesellschaft  der  Löwenritter  geschädigt,  wie 
der  Ulmer  Bärger  Heinrich  von  Subnentingen  einem 
yyirtembergischen  Armmanne  von  Urach  das  Seine  weg- 

'^^  Jäger,  Ulms  YerfasBiug,  S.  40a 


—    426    — 

genommen,  wie  Ulm  die  Grafen  von  Wirtemberg  in  der 
Stadt  selbst  darcbWacher,  Forderung  von  Leistungen 
und  anderen  Dingen  von  den  dort  im  wirtembergischen 
Scbutze  angesessenen  Juden  und  Christen  geschädigt,  wie  es 
wegen  der  Schulden  des  Grafen  an  die  Ulmer  Juden 
filr  die  Auslösung  der  Herrschaft  Leipheim  diesen 
gepfändet  habe.  Wegen  aller  auf  diese  Schulden  yon  Seiten 
Wirtembergs  ausgestellten  Verschreibungen  sollten  in 
Bezug  auf  geistliches  und  weltliches  Recht  alle  Ansprüche 
der  Stadt  Ulm  yOllig  aufgehoben  sein  mit  Ausnahme 
der  Forderung  fBr  die  dem  Juden  Jäcklin  verpfändet 
gewesene  und  von  der  Stadt  Ulm  von  diesem  aus- 
gelöste Stadt  Leipheim,  welche  auch  künftig  f&r 
10,000  Gulden  an  Ulm  von  Wirtemberg  verpfändet 
bleiben  sollte.  Wirtemberg  dagegen  verzichtete  Ulm 
gegenüber  auf  alle  Rechte,  geistliche  und  weltliche 
Lehen,  Mannschaften  oder  andere  Gewaltrechte,  die 
es  seither  in  Ulm  betreffs  Eigentums  oder  Lehen- 
schaft oder  anderer  Rechte  auf  kleine  oder  grosse  Häuser, 
Hofstätten,  Gärten  und  Zinsen  hatte  oder  zu  haben  be- 
hauptete mit  Ausnahme  der  St  Georgskapelle^^, 
deren  Patronatsrecht  auch  künftig  dem  Hause  Wirtemberg 
zustehen  sollte.  Alle  Häuser,  Zinsen,  Hofstätten  und 
Gärten  aber,  welche  zu  dieser  Kapelle  gehörten  und  von 
den  Ulmern  abgebrochen  und  zu  ihrer  Pfarrkirche, 
also  dem  Münster,  verwendet  worden  waren,  sollten  ohne 
weitere  Ansprüche  Wirtembergs  der  Stadt  Ulm  verbleiben 
und  endlich  sollten  alle  Freiheitsbriefe  des  Klosters 
Bebenhausen  gegenüber  der  Stadt  Ulm  dieser  ausgefolgt 
werden  und  damit  der  Stadt  Ulm  seitens  der  Grafschaft 
Wirtemberg  auf  Grund  des  Landfriedens,  den  das 
Reich  zwischen  den  Fürsten  und  Herren  und  den  Städten 
im  Jahre  1889  in  Eger  zustande  gebracht  hatte,  gänzlich 
Genüge  geleistet  und  Wirtemberg  klaglos  gemacht 
sein.  Mit  Recht  rühmte  sich  die  Stadt  Ulm  dieses  Ver- 
trags als  „eines  gar  guten  Briefs.''^^ 

Am  17.  April  1891  bescheint,  nachdem  so  die  gegen- 
seitigen Forderungen  aufgehoben  sind,  der  Bürger 
GeorgVinz  von  Ulm,  zugleich  im  Namen  seines  Bruders 
Peter,  der  Stadt  Ulm  den  Erhalt  von  166  Gulden,  die 
ihm    Graf  Ulrich    von   Wirtemberg    vor   Zeiten    in 

**)  Die  SMGIeorgskapelle  war  das  Gotteshaas  des  fprossen  Frei- 
hofs, den  das  CisterzienserkloBter  Bebenhaasen  bei  Tabingen  in  Ulm 
hatte.  £b  ist  derselbe  Bau,  aus  dem  später  das  Tanshans  der  Ulmer 
Oeschlechterzeche  semacht  wurde  und  in  dessen  Gewölbe  die  Ulmer 
SchttSterzunft  ihre  Verkanfsb&nke  hatte,  weshalb  man  den  Baa 
später  das  Schuhhaus  nannte.  Heute  gehört  es  der  Geschlecbterfiuoulie 
Besserer  und  dient  zur  Aufbewahrung  der  Btadtbibliothek. 
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Cannstatt  abgenommen  und  die  ihm  die  Stadt  Ulm  jetst 
ersetzt  habe,  nachdem  sich  dieselbe  mit  den  beiden 
Grafen  Eberhard  darüber  verständigt  habe'*),  nnd  am 
8.  Jnli  1891  fibertr&gt  weiter  die  Stadt  Ulm,  nachdem 
sie  die  Herrschaft  Gerhaasen  flbemommen  hat, 
die  Kastenvogtei  in  Blanbenren  ihrem  Dienstmann, 
dem  Ritter  Burkhard  von  Freiberg  von  Mietingen 
bei  Lanpheim,  der  dabei  gelobt,  die  Eastenyogtei 
über  das  Gotteshans  Blanbenren,  welche  ihm  der  edle 
Herr  Bitter  Lutz  yon  Landau  aufgegeben  und  übergeben 
habe,  treu  zu  verwalten,  wobei  als  Zeuge  Hildebrand 
von  Brandenburg  gen.  Brichowe  dient,  wie  auch 
am  17.  Juli  1391  Bürgermeister  und  Bat  von  Ulm  von 
den  ihnen  verpfändeten  Landau' sehen  Gfiterrealitäten 
die  Leute  und  Güter  zu  Risstissen,  Ersingen  und 
Weisel  wieder  freigeben,  so  dass  nur  die  Ulmische 
Pfandschaft  auf  Gerhausen  und  Blanbenren  in 
Geltung  bleibt»«) 

Am  15.  März  1392  hatte  der  alte  vielgeprüfte  Graf 
Eberhard  der  Greiner  von  Wirtemberg  mitten  im 
wichtigsten  Wirken  die  Augen  für  immer  geschlossen  und 
sein  Enkelsohn  Graf  Eberhard  m.  (1392—1417),  der 
Milde,  hatte  die  Nachfolge  im  jugendlichen  Alter  an- 
getreten. Die  wichtigsten  Staatsgeschäfte  harrten  der 
Erledigung,  vor  allem  war  der  Vergleich  mit  Ulm  noch 
nicht  durchgeführt  und  auf  den  jungen  Schultern  des 
neuen  Landesherrn  lag  eine  schwere  Last»')  Als  Schirm- 
vogt der  Cisterzienserklöster  in  Schwaben  (praeses  in 
Suevorum  partibus)  hatte  sein  Grossvater  am  23.  August 
1391  dem  Papste  Bonifaz  IX.  die  Hilfssteuer  der 
betreffenden  Klöster,  welche  dieser  trotz  der  durch  die 
Eriegszeiten  eingetretenen  Verarmung  diesen  aufgelegt 
hatte,  abgeschlagen  und  war  dadurch  in  Verwicklungen  mit 
dem  heiligen  Stuhl  gekommen.  Was  den  jungen  Herrscher 
aber  am  meisten  drückte,  war,  dass  eine  grössere  Zahl 
von  Pfandbriefen,  welche  die  Grafschaft  Wirtemberg 
betrafen,  noch  immer  trotz  des  Judenschuldentilgungs- 
gesetzes vom  Jahre  1390  in  den  Händen  einiger  Reichs- 
städte oder  der  in  deren  Patronat  befindlichen  Juden 
waren  und  nicht  heraus  zu  bekommen  waren.  ^^^  So  rief 
der  junge  Herrscher  aufs  neue  die  Hilfe  des  Beicns  an,  um 
der  Wohlthat  der  Judenschuldentilgung  teilhaftig 

"")  BaziDg  und  Veeienmeyer,  Ulmer  Urknndenbnch,  Bd.  2,  Mipt. 
Kornbeck  in  Ülm-OberBchwaben  1877,  S.  57  ff. 

")  Sttlin,  Wirtembergische  Geschichte,  Bd.  8,  8.  868. 

■^  Spiker,  Lage  der  JodeD,  8.  12a  Weizsicker,  BeichaUgiakten, 
Bd.  2,  8.  821.    StiUio,  Wirtembergische  Geschichte,  BdL  8,  8.  857. 
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zu  werden.  Das  Reich  that  dies,  weil  der  Beichskammer 
seitens  der  Grafschaft  Wirtemberg  deren  Anzahlung  so 
lange  nicht  aasgezahlt  wurde,  bis  Wirtemberg  seine  Pfand- 
schaften zurfickerhalten  hatte.^^)  Wie  am  3.  Mai  1392  Graf 
Johann  von  Spanheim  als  Urteil  des  königlichen  Hofge- 
richts in  Prag  verkündet,  dass  Borsiboy  von  Schwinar 
als  königlicher  Stellvertreter  (Beichslandvogt)  in  das 
unbeschränkte  Nutzniessungsrecht  aller  Gfiter  der  Stadt 
Augsburg  und  ihrer  Bürger  wegen  einer  Klage  von 
1000  Mark  Goldes  eingesetzt  sei^^),  so  befiehlt  am  4.  Mai  1392 
König  Wenzel  von  Prag  aus  allen  geistlichen  und  welt- 
lichen Fürsten,  Grafen,  Freien,  Herren,  Dienstleuten,  Bittern, 
Knechten,  Gemeinschaften  von  Städten,  Märkten  und  Dörfern 
^civitates),  namentlich  aber  dem  Obmann  und  den  Achten, 
die  über  den  Landfrieden  gesetzt  sind,  und  allen 
BeichsamÜeuten,  Beichspflegem  u.  s.  w.,  dem  Grafen  Eber- 
hard IV.  von  Wirtemberg  und  seinen  ünterthanen, 
wie  auch  der  Herrschaft  Beichenweiher  beholfen  zu 
sein,  bis  einige  Beichsstädte  und  Juden,  welche  in 
den  betreffenden  Beichsstädten  wohnen,  der  Grafschaft 
Wirtemberg  dem  hierüber  erlassenen  Beichsgesetze 
entsprechend  die  diesbezüglichen  Pfandschaften  und 
Briefe  ausfolgen;  der  Brief  ist  ausgestellt  auf  Befehl 
des  Beichslandvogts  Borsiboy  von  Schwinar  von 
dem  Kanonikus  Franz  von  Ol  mutz.  Alsbald  legte  denn 
auch  der  Beichslandvogt  Borsiboy  namens  des  Beichs 
Beschlag  auf  das  Augsburger  und  ülmer  Kauf- 
mannsgut, das  von  der  Frankfurter  Messe  kam; 
der  städtefreundliche  Kurfürst  von  Mainz  als  Geleits- 
herr gestattete  dies  aber  nicht,  sondern  schickte  den 
Augsburger  Kauflenten  ihre  Waren  wieder  unter  seinem 
Geleite  nach  Dinkelsbühl  zurück.^^) 

Ulm  sah  sich  infolge  dieser  drohenden  Gestaltung 
der  Dinge  offenbar  veranlasst,  eine  Beihe  wichtiger 
Pfandbriefe  in  Sicherheit  zu  bringen,  wenigstens 
beurkundet  am  11.  Mai  1392  die  Stadt  Beutlingen  eine 
üebereinkunft  zwischen  dem  Bitter  Heinrich  Kaib 
und  der  Stadt  Ulm  betreffs  der  den  beiden  letzteren 
verpfändeten  ehemals  helfensteinischen  Güter  und 
verspricht,  sieben  diese  Pfandschaft  betreffende  Briefe 
aufzubewahren  und  keinem  der  beiden  Teile  ohne  Wissen 
des  andern  zu  zeigen  oder  auszuliefern.  Sollten  Kaib  und 
seine  ehelichen  Erben  mit  Tod  abgehen,  so  sollten  seine 
Schwester  Katharina  Fleck  und  sein  Bruder  der  Junker 
Hans  (Hänsle)  Kaib   oder  ihre  Erben  5500  gute  oder 

^)  Weizsäcker,   ReichstagsakteD ,   Bd.  2,  S.  815,  321.     JIger,  Ulms 
Verfassang,  S.  712. 
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ungarische  Gulden  darauf  haben  und  diese  oder  deren 
Erben  seiner  Frau  Anna  Ton  Sachsenheim  2000  und 
seinen  Töchtern  1200  Gulden  geben.  Ulm  aber  sollte  eben- 
falls 5500  Gulden  auf  dieser  I^andschaft  haben.  Beutlingen 
hat  beiderseits  alle  sieben  Pfandschaftsbriefe  in  Geleite 
and  Aufbewahrung  erhalten,  nämlich  den  Pfandschaftsbrief 
der  Frau  Witwe  Anna,  Gräfin  zu  Helfenstein,  geborene 
von  Oettingen,  für  Herrn  Lutz  von  Landau  Aber 
13,000  Gulden  und  den  Brief,  durch  den  der  Herzog 
Leopold  von  Oesterreich  dem  Herrn  von  Landau  diese 
Pfandschaft  verliehen  hat,  dann  drittens  den  Brief,  durch 
den  der  Herzog  Albrecht  von  Oesterreich  die  Pfand- 
schaft dem  Ritter  yon  Landau  als  Lehen  bestätigt;  viertens 
den  Brief,  mit  dem  Herr  Lutz  von  Landau  dem  Heinrich 
Kaib  und  der  Stadt  Ulm  die  Schlösser  um  9000  Gulden 
versetzt,  fünftens  den  Brief,  durch  den  Herzog  Albrecht 
dem  Heinrich  Eaib  die  Schlösser  verliehen  hat, 
sechstens  den  Brief,  den  des  Heinrich  Kaib  Hausfrau 
vor  dem  Hofgericht  in  Rottweil  ihrem  Manne  gegeben 
hat  und  worin  sie  auf  alles  andere  Gut  des  Heinrich  Eaib 
verzichtet,  und  siebtens  den  Brief,  der  den  Schieds- 
spruch enthält,  den  Graf  Eberhard  von  Wirtemberg 
and  Graf  Friedrich  von  Oettingen  zwischen  Ulm  und 
Kaib  einerseits  und  Lutz  von  Landau  andererseits  ge- 
than  haben.^^ 

Die  Aussöhnung  hatte  sich  namentlich  deshalb  ver- 
zögert, weil  die  Ulmer  Grossjuden  sich  geweigert 
hatten,  einen  erheblichen  Teil  der  gewaltigen  Kosten 
des  gegen  die  Grafschaft  Wirtemberg  auf  ihren  Wunsch 
durchgeführten  Zwangsverfahrens  auf  sich  zu  nehmen, 
d.  h.  die  Kriegskosten  zahlen  zu  helfen,  welche  die 
Judenbrände  des  Schwäbischen  Bunds  in  der  Grafschaft 
Wirtemberg  verursacht  hatten.  Am  5.  Juni  1392  erlaubt 
deshalb  der  Reichslandvogt  Borsiboy  von  Schwinar 
namens  des  Reichs  der  Stadt  Ulm,  von  den  in  Ulm 
ansässigen  Juden,  wenn  sie  eine  Steuer  auf  Grund  der 
Abmachung  des  Reichs  mit  der  Stadt  wegen  der  Juden 
zur  Bezahlung  der  Taggelder  und  sonstigen  Kosten  des 
Verfahrens  von  diesen  Juden  erhebe  und  die  Juden 
sich  weigerten,  einen  Teil  der  Zahlung  an  das  Reich  zu 
übernehmen,  diese  Beitragsleistung  eirforderlichen  Falls 
mit  Gewalt  durchzufahren.^^  Ab^r  erst  im  August  1892 
treten  Ulm  und  Augsburg  als  einige  der  letzten  Städte 
der  Vereinbarung  bei  und  schliessen  ihren  Frieden 
mit  der  Reichsregierung. 


^ 


Bazing  und  Veesenmeyer,  ülmer  ürknndenbach,  Bd.  2,  Bfspt 
Weiziftcker,  Beiehstagwkten  Bd.  2,  S.  818. 
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Am  11.  Allgast  1392  bekundet  König  Wenzel  der 
Stadt  Ulm,  dass  er  mit  Rücksicht  anf  die  treuen  DieoBte, 
welche  ihm  und  dem  Beiche  der  Bürgermeister,  die  Räte 
und  Bürger  gemeinlich  der  Stadt  zu  Ulm  gethan  haben  und 
künftig  noch  thnn  sollen,  diesen  alles  das,  was  die  Stadt 
im  letzten  Kriege  gethan  habe,  verzeihe  und  sie 
wieder  in  des  Beichs  Gnade  nehme.  Femer  erlaabt 
der  König  der  Stadt,  alle  Juden  und  Jüdinnen, 
welche  gegenwärtig  in  Ulm  wohnen  oder  künftig  dahin 
ziehen  werden,  falls  sie  dieselben  aufhehmen,  im 
Namen  des  Beichs  auf  Grund  des  Freiheitsbriefs 
zu  schirmen,  den  die  Stadt  früher  von  ihm  darüber 
erworben  habe,  wofür  die  Stadt  laut  des  betr.  Briefs 
ihm  die  Hälfte  der  von  den  Juden  an  die  Stadt 
bezahlten  Steuer  und  von  jedem  Juden  und  jeder 
Jüdin,  die  zu  ihren  Tagen  gekommen  seien,  einen 
Goldgulden  als  Opferpfennig  auf  Weihnachten  solle 
bezahlen  müssen.  Da  femer  Ulm  den  Forderung s- 
nachlass,  den  er  den  Fürsten,  Herren,  Bittem  and 
Edelknechten  betrefis  ihrer  Schulden  bei  den  Juden  ge- 
than habe,  namens  der  Juden  der  Stadt  angenommen  habe, 
so  sollten,  falls  die  der  Stadt  Ulm  von  ihren  Schuldnern 
versetzten  Pfänder  zur  Deckung  der  der  Stadt  für 
ihre  Juden  zukommenden  Forderungen  nicht  aus- 
reichen sollten,  weil  die  Juden  diese  Pfänder  nicht  an 
die  Stadt  ausgefolgt,  sondern  sie  verläugnet  hatten 
oder  vorgaben,  sie  haben  sie  verkauft,  die  betreffenden 
Schuldner  ihre  Pfänder  beim  Bürgermeister  und  Rat 
von  Ulm  einklagen  und  sich  mit  dem  vom  Ulmer  Ge- 
richts'hofe  erlassenen  Urteil  genügen  lassen  müssen, 
die  Ulmer  aber  einem  solchen  Schuldner  zu  seinem  Bechte 
beholfensein  und  der  Schuldner  weiter  keinen  Ansprach 
an  die  Ulmer  Bürgergemeinde  oder  Judengemeinde 
haben,  als  den,  wie  er  von  dem  Ulmer  Gerichtshofe  fest- 
gestellt worden  sei.'^^)  Der  Stadt  Uhu  aber  sollte  der 
Forderungsnachlass ,  welchen  das  Beich  den  Fürsten, 
Grafen,  Freiherren,  Bittem  und  Edelknechten  betrefGs  ihrer 
Schulden  bei  den  Juden  gewährt  hatte,  keinenSchaden 

^  Der  Hergang  bei  dem  oben  erwähnten  Klagvorgehen  des 
Schnldners  ist  also  kurz  folgender:  Der  Schuldner  verlangt  den 
Ton  ihm  aasgestellten  Judenpfandbrief  von  der  Stadt  zorttck, 
in  der  sein  Judengliubiger  wohnt  und  der  er  eeine  Schuld  nach  Absug 
der  nachgelanenen  25  vom  Hundert  behufe  Abfindung  des  Ja  den- 
gl&ubigers  teils  bar  heimzuzahlen  teils  durch  neue  Pfand- 
scheine siehe  rsus  teilen  bereit  ist,  die  8tadt  aber  lomn  dieses 
P&nd  nicht  ausliefern,  weil  der  Jude  es  ▼  erkauft  hat  oder  ver- 
birgt; so  klagt  der  Scnuldner  auf  Herausgabe  des  Pfands  und 
da  diese  nicht  erfolgt,  wird  die  POandschaft  für  ungOltig  erkl&rt. 
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bringen  und  falls  der  Stadt  einer  der  betreffenden  Herren 
noch  irgend  etwas  schuldig  war,  Ober  das  die  Ulmer 
Briefe,  Bürgschaften  oder  Pfandsicherheiten 
auf  Grund  des  Vergleichs  in  Händen  hatten,  den  das 
Eeich  mit  den  Städten  im  Jahre  1385  gemacht  hatte  und 
wofbr  diese  dem  Beiche  die  Summe  von  40,000  Gulden 
be2»ahlt  hatten,  sollten  der  Stadt  ihre  Forderungen  von 
den  betreffenden  Herrschaften  nach  Ausweis  der 
Briefe  heimbezahlt  werden,  welche  die  Stadt  darüber 
in  Händen  hatte.  Endlich  verlieh  der  König  der  Stadt 
die  Gnade,  ein  ümgeld  zum  Nutzen  ihrer  Stadt  auf 
10  Jahre  von  allen  ihren  Einwohnern  zu  erheben, 
aber  so,  dass  dies  niemand  an  den  Freiheiten  und 
Gnaden,  welche  er  dieserhalb  yom  Reiche  hatte,  Schaden 
bringen  sollte,  wie  auch  denen  von  Ulm  yom  Beiche  alle 
ihre  übrigen  Freiheiten.  Briefe,  Gewohnheiten,  Privilegien 
und  Rechte  bestätigt  wurden,  die  sie  vom  Reiche  hatten, 
und  der  Stadt  auch  künftig  der  Reichsschutz  versprochen 
wurde.") 

Wie  gross  die  Ulmer  Judengemeinde  damals  war, 
ist  nicht  bekannt  In  Esslingen  giebt  es  im  Jahre  1892 
vier  JudenfamiUen ,  welche  jährlich  der  Stadt  9  Pfd.  Hlr. 
und  49  Gulden  Steuer  bezahlen.*^  Die  Judenreichs- 
steuer wies  die  Reichskammerverwaltung  häufig  den 
Reichsbeamten  ftkr  geleistete  Dienste  an.  Am  I.Januar 
1392  stellt  König  Wenzel  in  Betlern  den  Städten  in 
Schwaben  Quittung  über  die  Zahlung  der  Judensteuer 
aus.  Am  22.  Mai  1892  quittieren  die  rheinischen 
Städte  den  Städten  des  Bunds  in  Schwaben  fOr  ihren 
Anteil  an  den  dem  Erzbischof  Adolf  von  Mainz  ge- 
lobten 12,000  Gulden,  welche  dieser  als  Ersatz  fOr  die  von 
ihm  gewährte  Ueberlassung  des  ihm  zustehenden  zehnten 
Pfennigs  von  allen  Judengefällen  des  Reichs  als 
Reichsjudenschutzvogt  an  die  Reichsstädte  für 
sich  in  Anspruch  genommen  hatte.  Am  5.  Juni  1892 
erlaubt  der  Freiherr  Borsiboy  von  Schwinar  als 
Reichslandvogt  in  Schwaben  im  Namen  des  Reichs  den 
Uhnem,  den  Juden  Steuer  aufzulegen.  Am  24.  Ok- 
tober 1892  weist  in  Schloss  Betlern  König  Wenzel  dem 
Friedrich  Tollinger  von  Rotenburg  die  der  Reichs- 
kammer gehörende  halbe  Judensteuer  u.  s.  w.  bei  den 
Schwäbischen  Städten  an.  Am  25.  Januar  1898 
quittiert  Friedrich  Tollinger  die  Stadt  Ulm  für  die 
Judensteuer,  ebenso  am  5.  Januar  1894,  am  5.  Januar  1895 
und  am  11.  November  1895,  nachdem  ihn  am  7.  Mai  1395 

•^  Preggel,  GeBchJchte  der  Ulmer  JudeDjS.  89  f. 
**)  P&ff,  Geschichte  von  EsiUngen,  8.  228  f. 
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König  Wenzel  wiederholt  zum  Einzag  der  halben  Jnden- 
Steuer  bevollmächtigt  haf )  Ebenso  yerschreibt  z.  B. 
in  den  Jahren  1894,  1895  und  1896  König  Wenzel  dem 
Herrn  Berthold  Pfinzing  yon  der  Judenstener  zu 
Nürnberg,  Botenbnrg  und  Winsheim  8000  Onlden 
zum  Ersatz  fbr  die  Kosten,  welche  die  Beherbergang* 
des  Königs  in  Nflmberg  dem  Pfinzing  yerursacht  hat.^^) 

Wie  Ulm,  so  gewiärt  ebenfalls  am  tl.  August  1392 
die  Beichskammer  der  Stadt  Augsburg  die  Haltung  und 
Nutzung  von  Juden  auf  weitere  12  Jahre  gegen  Ablieferang 
der  Hälfte  ihrer  gewöhnlichen  Steuer  und  des 
goldenen  Opferpfennigs**)  und  am  10.  Dezember  1392 
yerpfändet  der  Beichslandyogt  in  Schwaben  Borsiboy 
yon  Schwinar  der  Stadt  Augsburg  namens  des  Reichs 
und  mit  Vorbehalt  yon  dessen  halben  Steuerrechten 
die  Gef&Ue  der  Augsburger  Judengemeinde  gegen  eine 
Zahlung  yon  1800  Gulden.*^)  In  Massen  aber  ziehen  jetzt 
die  Juden  und  reichen  Bürger  wegen  der  ihnen  drohenden 
neuen  Vermögenssteuern  aus  den  Städten  fort,  am 
nicht  die  durch  ihren  Wucher  yerursachten  Kriegs- 
kosten des  Schwäbischen  Bunds  zahlen  zu  mflssen^ 
so  dass  in  Augsburg  der  Bat  y erordnet,  dass  niemand, 
weder  Jude  noch  Christ,  bei  Verlust  seines  Vermögens 
heimlich  solle  aus  der  Stadt  ziehen  dürfen,  sondern  sein 
Bürgerrecht  gebührend  aufzusagen  habe.  Damit  sich 
aber  nicht  einzelne  Juden  ihrer  Steuereinschätzung 
und  der  Herausgabe  ihrer  Pfandscheine  durch  die 
Flucht  entziehen  und  ihr  Vermögen  auf  die  Seite 
schaffen  können,  werden  die  Judenyiertel  in  den 
Städten  militärisch  besetzt,  die  Juden  aber  gefangen  ge- 
nommen und  es  wird  eine  allgemeine  Haussuchung  und 
Vermögensaufnahme  bei  denselben  yorgenommen.*^) 

Ein  Nachspiel  dieser  Vorgänge  war  ein  Streit 
unter  den  einzelnen  Mitgliedern  der  Familie  Kalb, 
wobei  auf  der  einen  Seite  der  Ritter  Heinrich  Kaib 
und  auf  der  andern  Seite  der  Junkherr  Hans  Kaib 
rHensli)  und  Genossen  standen  und  der  dazu  fahrte,  dass 
der  tJiatkräftige  Ritter  Lutz  yon  Landau  zum  Schrecken 
der  Städte  am  15.  August  1892  mit  Truppenmacht  uner- 
wartet yor  Blaubeuren  rückte,  die  Stadt  eroberte  und 
aufs  neue  in  Besitz  nahm  **),  so  dass  die  ülmer  Pfandherren 

Bazing  und  Veesenmeyer,  Ulmer  ürkondenbach,  Bd.  2,  Mspt 
Warfei,  NOmbergB  JudengemeindeL  S.  51. 
Btetten,  Anssbnrger  Chronik,  Bd.  2,  8.  183. 
Weinftcker.  BeicbBtagBakten,  Bd.  3,  8.  817. 
Gemeuer,  Begensbarger  Chronik,  Bd.  2.  8.  272  iL 
Obenuntsbeachreibung  von  Blaabeuren,  8.  tStSL 
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das  Nachsehen  hatten.  Wie  scharf  sich  überhaupt  der 
Streit  zwischen  der  ihre  ehemaligen  Jndenf er derangen 
eintreibenden  Stadt  Ulm  und  den  Schuldnern, 
namentlich  dem  Landadel  der  Umgegend,  gestaltete, 
zeigen  zahlreiche  Nachrichten.  So  zerstört  im  Jahre  1898 
die  Stadt  Ulm  die  Burg  Bammingen  bei  Langenau  als 
gefährliches  Baubnest,  so  macht  namentlich  der  Eriegs- 
zug  des  Landfriedens  nach  Eeppenbach  bei  Emmen- 
dingen und  Blaubeuren  im  Jahre  1898  grosse  Kosten, 
von  denen  ein  Teil  die  Herzöge  von  Baiern  traf,  welche 
dieselben  am  16.  Oktober  1893  beglichen.  Einen  weitem 
Streit  hat  die  Stadt  Ulm  im  Jahre  1898  mit  dem  Edel- 
mann Wilhelm  von  Helmstadt  bei  Neckarbischofsheim, 
welcher  Ersatz  für  erlittenen  Schaden  von  denen  von  Ulm 
forderte,  ein  Streit,  der  schliesslich  durch  schiedsrichter- 
liche Aussprüche  vom  19.  Oktober  und  2.  November  1898 
erledigt  wurde.*^) 

So  stand  der  Friede  durch  den  Blaubeurer  Ueber- 
fall  aufs  neue  auf  dem  Spiele,  als  der  Handel  damit 
seinen  Ausgleich  fand,  dass  am  16.  Juli  1398  durch  einen 
Schiedsspruch  der  Ritter  Heinrich  Kaib  dem  Hänslein 
Kaib  und  seinen  Genossen  das  Recht  zur  Besetzung  (Satz), 
d.  h.  zur  .Verleihung,  der  Aemter  der  Feste  Gerhausen 
und  der  Stadt  Blaubeuren  freiwillig  überliess,  ein 
Vergleich,  der  am  8.  August  1898  von  Herzog  Leopold 
von  Oesterreich  als  Lehensherrn  in  Schaffhausen 
bestätigt  wurde.  HeinrichEaib,  bestimmte  das  Schieds- 
gericht, sollte  seinem  Brudersohn  Hänsle  Eaib  und  seiner 
Schwester  Eatharina  Fleck  bezw.  in  deren  Namen  ihrem 
Tochtermanne  EonradStadion  und  dessen  Ehefrau  je  zur 
Hälfte  geben:  seinen  Teil  von  der  Pfandschaft  der  Festen 
Gerhausen  und  Rugg  und  der  Stadt  Blaubeuren, 
dem  Vogtrechte  zu  Asch  und  dem  Zoll  zu  Wippingen; 
die  4000  Pfd.  Hlr.,  die  ihm  die  Erben  des  Herzogs  Leo- 
pold von  Oesterreich  und  die  Stadt  Rottenburg 
am  Neckar  schuldig  waren;  die  1850  Gulden,  die  ihm 
das  Haus  Wirtemberg  noch  schuldete;  seine  Guthaben 
beim  Grafen  Eonrad  von  Eirchberg  und  den  Herren 
von  Hornstein  sowie  was  er  sonst  etwa  noch  gut  hatte. 
Dagegen  sollten  Hänsle  Eaib  und  Eatharina  Fleck 
dem  Heinrich  Eaib,  so  lange  er  lebte,  jährlich  200  Pfd. 
Hlr.  entrichten,  und  zwar  sollte  er  den  Ertrag  der  Pfand- 
Bchaften  bis  zu  200  Pfd.  Hlr.  unmittelbar  aus  der  Hand 
des  Vogts  zu  Blaubeuren  erhalten  und  nur  den  Ueber- 
schuss  über  diesen  Betrag  soUte  dieser  Vogt  an  Hänsle  Eaib 

*^  Baziug  und  Veesenmeyer,  ülmer  Urkundenbacb,  Bd.  2,  Mipt 
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and  Katharina  Fleck  abzuliefern  haben.  Sollte  aber  die 
Pfandschaft  weniger  als  200  Pfd.  Hlr.  ertragen,  so  sollten 
Hänsle  Eaib  und  Katharina  Fleck  das  Fehlende  ans  ihren 
sonstigen  Einkünften  dem  Heinrich  Kaib  zulegen.  So 
lange  Heinrich  Kaib  lebte,  sollten  sein  Brnderssohn  and 
seine  Schwester  die  ihnen  flberlassenen  Einkflnfte  ohne 
seine  und  der  Schiedsmänner  Zustimmung  nicht  versetzen 
oder  yeräussern  dürfen  und  im  Falle  der  Abl5sung  eines 
Pfands  oder  einer  Schuld  sollte  die  Summe  bei  dem 
Schiedsmann  Hartmann  Ehinger  oder  im  Falle  ron 
dessen  Absterben  bei  einem  andern  Biedermann  hinterlegt 
werden.  Ebenso  sollte  auch  Heinrich  Kaib  die  ihm  zu- 
kommenden 200  Pfd.  Hlr.  nicht  versetzen  oder  verkaufen 
dürfen.  Sollte  mit  denen  von  Hornstein  wegen  ihrer 
Schuld  ein  Streit  entstehen,  so  sollten  Hänsle  Kaib  und 
Anna  Fleck  die  Sache  des  Heinrich  Kaib  zu  vertreten 
und  die  Kosten  des  Rechtsstreits  zu  tragen  haben.  Die 
650  Gulden,  welche  Heinrich  Kaib  in  barem  Gtelde  da- 
liegen hatte,  sollten  ihm  zu  freier  Verfügung  verbleiben.  Be- 
züglich der  600  Pfd.  Hlr.,  welche  nach  Ansicht  des  Heinrich 
Kaib  der  Hänsle  ihm  schuldig  geworden  war,  sollte  Heinrich 
Kaib  keinen  Anspruch  mehr  an  Hänsle  machen ,  doch  sollt« 
der  Katharina  Fleck  vorbehalten  bleiben,  ihren  allenfalsigen 
Anspruch  auf  die  Hälfte  hieran  gegen  Hänsle  zu  verfolgen. 
Von  dem  Hause  und  der  Hofraite,  welche  Heinrich  Kaib 
zu  Ulm  hatte,  sowie  von  seinem  Hausgeräte  und  seinem 
Bettgewand  sollte  er  den  lebenslänglichen  Oenuss  haben, 
aber  er  sollte  diese  Gegenstände  weder  verkaufen  noch 
versetzen  dürfen  und  nach  seinem  Tode  sollten  sie  dem 
Brudersohn  und  der  Schwester  zufallen,  wie  auch  alles,  was 
auf  den  betreffenden  Tag  an  Kriegszeug  auf  der  Feste 
Gerhausen  war,  unveräusserlich  bleiben  sollte.  Wollte 
Heinrich  Kaib  wieder  auf  der  Feste  Gerhausen  bleiben 
und  Wohnsitz  nehmen,  so  sollten  ihm  hiezu  jederzeit  die- 
jenigen Gelasse  eingeräumt  werden,  in  denen  er  zur  Zeit 
sich  aufhielt,  doch  sollte  er  geloben,  der  Feste  keinen 
Schaden  zuzufügen,  und  auch  sein  Gesinde  sollte  schwören, 
zu  den  Inhabern  der  Feste  halten  zu  wollen.  Die  Briefe 
über  den  von  Heinrich  Kaib  in  die  Pfarrkirche,  d.  h. 
das  Münster,  zu  Ulm  gestifteten  Altar  sollten  dem  Bat 
der  Stadt  Ulm  ausgefolgt  werden  und  die  Kaibschen 
Familienmitglieder  sollten  künftig  keinen  Anspruch  mehr 
an  die  dazu  gehörigen  Stiftungsgüter  haben.  Sollte  Heinrich 
Kaib  diesem  Schiedsspruch  zuwiderhandeln,  so  sollte  er 
der  Jahresrente  von  200  Pfund  Häller  verlustig  gehen, 
sollten  sein  Bruderssohn  Hänsle  oder  seine  Schwester  den 
Vertrag  brechen,  so  sollte  ihr  Anteil  an  den  ihnen  nach 
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diesem  Sprach  von  Heinrich  Eaib  zu  flberlassenen  Ver- 
mögensteilen an  Heinrich  Eaib  znrftckfallen.*^ 

In  Ordnnng  kam  der  Streit  wegen  Blanbeuren  nnd 
Gerhansen  erst  im  Jahre  1397,  indem  am  26.Febmar  1397 
die  Stadt  Ulm  mit  Bücksicht  anf  die  Erwerbung  der 
Hälfte  der  Pfandschaft  yon  Gerhansen  und  Blan- 
beuren dem  Herzog  Leopold  yon  Oesterreich  als 
Lehensherrn  Treue  gelobt,  während  am  3.  JuU  1397  die 
Ritter  Eonrad  yon  Stadion  nnd  Hänsle  Eaib  ihren 
Anteil  an  der  Pfandschaft  yon  Ger  hausen,  Schloss 
Bnck  und  Blanbeuren  an  die  Stadt  Ulm  abtreten, 
worauf  am  16.  Juli  die  Stadt  Ulm  der  Burgergemeinde 
Blanbeuren  ihre  Bechte  bestätigt.  Eine  weitere  Gestalt 
endlich  erhielt  die  Blaubeurer  Pfandschaft,  als  im 
Jahre  1399  die  Stadt  Ulm  diese  um  650  Gulden  an  den 
Edelmann  Eberhard  yon  Lainberg**)  abtrat,  ein  Ge- 
schäft, zu  dem  der  Herzog  Leopold  yon  Oesterreich 
als  Lehensherr  am  21.  Dezember  1399  seine  Einwilligung 
gab,  so  dass  jetzt  also  die  Feste  Gerhausen  und  die 
Stadt  Blanbeuren  in  der  Pfandschaft  des  Eberhard 
yon  Lainberg  waren.  Im  Jahre  1447  endlich  geht 
Blanbeuren  mit  den  Festen  Bnck,  Gerhausen  und 
Blauenstein  an  die  Grafschaft  Wirtemberg  über.''®) 


18)  IM«  SteueryerhUtiilBse  der  Juden  Im  15.  Jahrlmadert 

ft.  Di«  JalumteiMr  ud  der  goldtne  Opferplbimig  unter  Kflnlg  Sapreoht  (1400—1410.) 

Hatten  unter  Kaiser  Karl  lY.  die  Verhältnisse  der 
Beichskammer  es  mit  sich  gebracht,  dass  die  Juden- 
steuern meist  an  die  Landesherrschaften  yer- 
p  fand  et  worden  waren,  wie  z.  B.  Kaiser  Karl  IV.  der 
Grafschaft  Wirtemberg  die  Freiheit  eingeräumt  hatte, 
yon  den  Juden,  welche  in  ihren  Festen  und  Städten 
Sassen,  Steuern  einzuziehen,  und  yersprochen  hatte,  die- 
selben, obgleich  sie  Beichskammerknechte  seien,  während 
seiner  ganzen  Begierungszeit  namens  desBeichs  nicht  zu 

*2  Bazing  und  Veesenmeyer,  ülmer  ürkandenbacb,  Bd.  2,  Mspt. 

'^Im  Jahre  1342  sind  der  Ritter  Friedrich  von  Lainberg, 
seine  Fran  nnd  sein  Hohn  im  Streite  mit  dem  Kloster  Söflingen 
wegen  der  Bechte  an  einen  Hof  zu  Bettungen,  der  am  ^  Mai  1342 
durch  eine  Aussöhnung  beigelegt  wird.  Im  Jahre  1394  sieht  man  den 
Eberhard  von  Lainberg  in  Streit  mit  der  Stadt  Ulm  wegen  der 
Nutzungen  des  Orts  Gruibingen,  der  aber  am  11.  Mftrz  1394  durch 
Schiedsgericht  abgethan  wird.  Bazing  und  Veesenmeyer,  ülmer  Urkunden- 
buch.  Bd.  2,  Mspt 

*^  Oberamtsbeschreibnng  von  Blanbeuren,  S.  156. 
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bestenern'),  so  war  durch  das  Beichsgesetz  vom  Jahre  1390 
diese  Verpf&ndimg  bei  den  meisten  Reichsständen  wieder 
eingelöst  und  der  Ertrag  der  Jadenstenern  derart 
zwischen  der  Reichskammer  and  den  Landesherrschaften 
geteilt  worden,  dass  die  regelmässige  Jahressteuer  zor 
Hälfte  dem  Reiche  und  zur  andern  Hälfte  der  Landes- 
herrschaft gehörte,  während  die  Jadenkopfs tener  des 
goldenen  Opferpfennigs  dem  Reiche  allein  gebührte.  Diese 
regelmässigen  Abgaben  der  Juden  an  das  Reich. 
also  die  halbe  Jahressteuer  und  den  goldenen 
Opferpfennig,  liess  König  Ruprecht,  soweit  sie  nicht 
verpfändet  waren,  in  den  ersten  Zeiten  unmittel- 
bar durch  seine  Beamten  erheben.  Im  Jahre  1400 
weist  noch  vor  seinem  Einzüge  in  Frankfurt  König 
Ruprecht  sämtliche  Juden  im  deutschen  Reiche  an,  den 
am  letzten  Jakobstage  föUig  gewesenen  goldenenOpfer- 
pfennig  den  von  ihm  bestellten  Erhebern  desselben,  Elias 
von  Weinheim  und  Isak  von  Oppenheim  (als  Steuer- 
pächtern) zu  bezahlen,  und  befiehlt,  diese  beiden  Juden, 
denen  er  dieses  Geschäft  bis  auf  Widerruf  übertragen  habe, 
überall  zollfrei  passieren  zu  lassen.')  Als  am  26.  Oktober 
1400  die  Stadt  Nürnberg  sich  mit  König  Ruprecht 
betreffs  Anerkennung  und  Einlassung  verständigt,  bedingt 
sie  sich  aus,  dass  ihr  der  König  einen  Brief  wegen  der 
Juden  zu  geben  habe,  die  jetzt  in  Nürnberg  wohnen 
oder  künftig  dort  eingelassen  werden.  Die  Versprechung 
(Tröstung),  welche  die  Stadt  diesen  mache,  solle  von  König 
Ruprecht  gehalten  werden  und  der  Nutzen  derselben  solle 
halb  des  Königs  Kammer  und  halb  der  Stadt  Nürnberg 
gehören,  wie  auch  jeder  Jude,  der  zu  seinen  Tagen  ge- 
kommen sei,  dem  König  alljährlich  im  Voraus  einen  Gulden 
Jahrgeld  geben  solle,  wie  das  unter  König  Wenzel  auch 
gehalten  worden  sei.  Weiter  musste  der  König  der  Stadt 
einen  Brief  geben  wegen  der  Judenschulden,  dahin 
gehend,  dass  die  Ledigsagung  der  Fürsten,  Herren  und 
Städte  von  diesen  Schulden  der  Stadt  keinen  Schaden 
bringen  und  niemand  das  Recht  haben  solle,  die  Stadt- 
kammer deshalb  mit  Ansprüchen  zu  belangen,  wie  das  König 
Wenzel  ebenfalls  zugesichert  habe.") 

Bald  gehen  indes  diese  Judengefalle  wie  andere  Reichs- 
nutzungen wieder  in  die  Pfandschaft  der  Landes- 
herrschaften über,  da  es  den  Kaisern  am  3eld  fehlt, 
und  wie  hier,  so  verwendet  auch  im  15.  Jahrhundert  die 
Reichskammer  die  Erträgnisse  der  Reichs judensteuer 
mit  Vorliebe  zur  Bezahlung  der  hohen  Reichsbeamten. 

M  äatUer,  Geschichte  der  Grafen  von  Wirtemberg,  Bd.  1,  S.  175. 
*}  Wtti28Jtcker,  Reichstaguikten,  Bd.  6,  8.  169,  Bd.  4,  S.  148,  285  t 
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Diese  Bezahlung  geschieht  entweder  in  der  Art,  dass  einem 
Reichfistande ,  der  seither  noch  keine  Jaden  in  seinem 
Lande  wohnen  hatte,  das  Recht  hiezn  verliehen  wurde, 
oder  dass  einem  Landesherm  der  Ertrag  der  Judensteuern 
einer  Reichsstadt  auf  eine  Reihe  von  Jahren  angewiesen 
wurde.  So  gewährt  am  24.  Juni  1400  das  Reich  von  Prag 
aus  der  Stadt  Zürich  die  Haltung  von  Juden  mit  dem 
Rechte  der  Verwendung  des  yollen  Steuerertrags 
gegen  Ablieferung  des  jährlichen  goldenen  Opfer- 
pfennigs') und  am  7.  Januar  1401  bestätigt  König 
Ruprecht  dem  Erzbischof  Friedrich  IQ.  von  Köln 
als  Belohnung  fQr  dessen  Verdienste  bei  seiner  Thronbe- 
steigung und  Krönung  neben  anderen  Gewährungen  und 
Bestätigungen,  Einräumungen  und  Schenkungen  in  der 
Stadt  Tremonium  und  deren  Zehnten  und  mit  den  Zöllen 
(districtus)  und  dem  Geleite  (comitatus)  der  sogenannten 
Freigrafschaft  das  Recht  auf  die  Juden  und  das 
weltliche  Gericht  mit  allem,  was  dazu  gehört,  in  genannter 
Stadt,  ebenso  die  Konzessionen  und  Donationen^)  der 
Juden  in  der  Stadt  und  Diözese  Köln.^ 

Im  September  1401  bestätigt  König  Ruprecht  von  der 
Pfalz  namens  des  Reichs  bei  seinem  Aufenthalte  in 
Regensburg,  nachdem  er  yon  der  Reichsbürgergemeinde 
und  der  Juden  gemeinde  reiche  Geschenke  erhalten  hat, 
der  letztern  ihre  Freiheitsrechte,  stellt  sie  aufs  neue  unter 
die  Vogtei  des  Rats  der  Reichsbürgergemeinde  und 
erklärt,  dass  die  Judengemeinde  die  Judenkopfsteuer  des 
goldenen  Opferpfennigs  der  Reichskammer  so  lange 
nicht  zu  zahlen  brauche,  als  der  Ertrag  ihrer  Steuergei&Ue 
dem  Herzogtum  Bayern  verpfändet  sei.^)  Die  Steuer 
der  Regensburger  Judengemeinde,  welche  das  Herzogtum 
Bayern  als  Pfandgläubigerin  bezog,  betrug  jährlich  200  Mark 
Silber;  das  Herzogtum  erhielt  davon  jedoch  längere  Zeit 
wegen  mannigfacher  Pfandschaften,  die  es  namentlich  der 
Stadt  Regensburg  und  deren  Juden  darauf  gegeben  hatte, 
nur  etwa  10  Pfund  unmittelbar  ausbezahlt.  Als  Bayern 
den  grössten  Teil  der  Steuer,  welcher  an  die  Reichsbürger- 
gemeinde Regensburg  verpfändet  war,  die  sich  durch 
Aufkauf  der  Pfandschaften  in  deren  Besitz  gesetzt  hatte, 
wieder  eingelöst  hatte,  trat  das  Herzogtum  im  Jahre  1412 
mit  der  ErUärung  hervor,  dass  nun  der  Rat  von  Regens- 

*)  Weizsäcker,  Beichstagsakten.  Bd.  2,  S.  843,  Bd.  4,  S.  252  f. 

*)  Die  „concessiones'*  sina  die  Jahressteaem,  die  Summe,  für 
welche  die  Juden  die  „Erlaubnis"  erhalten  haben,  sich  am  Orte  aufzuhalten, 
die  ,,donatione8*'  der  Opferpfennig  der  Juden,  die  freiwillige  Schenkung 
derselben. 

")  Gemeiner,  Regensburger  Chronik,  Bd.  2,  8.  954. 
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barg  kein  Recht  mehr  auf  das  Patronat  der  Juden- 
gemeinde  habe,  und  diese  nur  noch  dem  Herzo^nm 
Bayern  (als  Burggrafen  von  Regensburg)  unterworfen 
sei.  Der  Rat  der  Reichsbfirgergemeinde  machte  dagegen 
geltend,  dass  die  dortige  Judengemeinde  yon  Alters  her 
im  Patronat  der  Stadt  gestanden  sei  und  das  Recht 
auf  die  Pfandschaft  dem  Herzogtum  Bayern  kein  Recht 
auf  das  Patronat  gewahre,  während  die  Juden  drohten, 
sie  werden  die  Stadt  verlassen,  wenn  man  sie  aus  der 
Vogtei  des  Rats  nehme  und  in  die  Vogtei  des  Herzogtums 
Bayern  bringe.  Ein  Vergleich  ordnete  endlich  die 
Sache  dahin,  dass  Bayern  erÜärte,  in  den  nächsten 
15  Jahren  an  die  Regensburger  Judengemeinde  keine 
weiteren  Ansprüche  machen  zu  wollen  als  die  jährliche 
Bezahlung  der  200  Oulden  Steuer,  während  der  Rat  jährlich 
60  Pfd.  Steuer  yon  der  Judengemeinde  erhalten  sollte  und 
ausserordentliche  Steuerumlagen  halb  dem  Herzog  als 
Burggrafen  und  halb  dem  Rate  zufallen  sollten.^  Dass 
es  Städte  gab,  welche  kein  Recht  auf  die  Juden- 
steuern hatten,  ersieht  man  daraus,  dass  als  am 
16.  August  1401  König  Ruprecht  die  Stadt  Aalen  auf 
immer  zur  Reichsstadt  erklärte,  ihr  der  Judenschutz 
und  das  Judengeld  nicht  übertragen  wurde,  wie  es  auch 
dort  keine  Juden  gab.*^ 

Am  31.  August  1401  weist  König  Ruprecht  die 
Städte  Rotenburg,  Nürnberg,  Windsheim  und  Weissenburg 
an,  am  29.  September  1401  dem  Berthold  Pfinzing 
die  halbe  Judensteuer  und  den  Opferpfennig  zn 
bezahlen.'^)  Am  13.  September  1401  ernennt  König 
Ruprecht  in  Augsburg  seinen  Sohn,  den  Pfalzgrafen 
Ludwig,  zum  Reichsverweser  in  Germanien,  Gal- 
lien und  Arelat  fQr  die  Zeit  seiner  eigenen  Abwesen- 
heit auf  dem  italienischen  Zuge,  wobei  ihm  das  besondere 
Recht  eingeräumt  wird,  fremde  Juden  Reichskammer- 
knechte (seryos  camerae^)  aufzunehmen  und  zu  schützen.^ 
Am  4.  Oktober  1401  nimmt  Pfalzgraf  Ludwig  als  Reichs- 
yikar  oder  Vicekönig  die  Städte  Rotenburg,  Hall  und 
Windsheim,  die  König  Ruprecht  anerkennen  wollen, 
in  den  Reichsschutz  und  bestätigt  ihnen  und  anderen,  dass 

*)  Gemeiner,  Etegensburger  Chronik,  Bd.  2,  S.  399. 

')  Weizsäcker^  ReichsUgsakten,  Bd.  6,  S.  44,  228,  22  f.,  Bd.  4.  8.  295. 

^  Servasheisst  hier  Knecht,  d.h.  freier  Hintersasse,  Dienst- 
mann, Unterthan  im  Unterschiede  zom  Sklaven  oder  Leibeigenen. 
So  unterschied  man  in  der  Herrschaft  Ulm  die  Einwohner  in  Borger 
(cives)  und  Unterthanen  (servi).  Die  ünterthanen  zerfaJlen  in  freie 
Unterthanen  and  Leibeigene;  die  Leibeigenschaft  teilte  sich  dann  wieder 
in  leichte  Leibeigenschaft  und  schwere  Leibeigenschi^  Haid,  Be- 
schreibung von  Ulm,  8.  480. 
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er  sich  mit  ihnen  wegen  der  Juden  gütlich  und  freund- 
lich verständigt  habe.^  Am  19.  Dezember  1401  und  nachher 
fordert  Pfalzgraf  Ludwig  im  Namen  seines  Vaters  König 
Buprecht  von  den  Reichsstädten  in  Schwaben  die 
halbe  Judensteuer  und  dengoldenen  Opferpfennig. 
Der  Brief  ist  gerichtet  an  den  Bürgermeister  und  Rat  von 
Ulm  als  Vorort  des  Schwäbischen  Bunds.  DieBeichs- 
kammer  schickt  nach  Ulm  den  ersamen  geheimen  Hof- 
schreiber Johannes  Eirchheim  mit  dem  Auftrage,  die 
genannten  BeichsgefUle  in  Empfang  zu  nehmen.  Einge- 
fordert wird  die  Steuer  ausser  Ulm  yon  den  82  Städten 
Augsburg,  Eonstanz,  Memmingen,  Biberach,  Ravensburg, 
Lindau,  St.  Qallen,  Eempten,  Eaufbeuren,  Leutkirch,  PfuUen- 
dorf,  Wangen,  Isny,  Buchhom,  Weil  im  Thurgau,  Buchau, 
Esslingen,  Reutlingen,  Rottweil,  Weil,  Heilbronn,  Qmünd, 
Nördlingen,  Hall,  Wimpfen,  Dinkelsbühl,  Weinsberg,  Aalen, 
Giengen,  Bopfingen,  Schweinfurt  und  Rotenburg.  Eirchheim 
erhält  von  Eonstanz  80  Gulden  halbe  Judensteuer  und 
18  Gulden  Opferpfennig,  von  Ueberlingen  für  halbe 
Steuer  und  Opferpfennig  6  Gulden,  zu  Lindau  5  Gulden 
und  10  Hlr.,  in  St.  Gallen  von  einem  Juden  1  Gulden 
Opferpfennig  und  keine  Steuer,  da  dieser  erst  angezogen 
und  das  erste  Jahr  steuerfrei  ist.  In  Ravensburg 
wohnt  der  Jude  Michel,  der  als  Opferpfennig  1  Gulden 
und  als  halbe  Steuer  SVs  Gulden  geben  sollte;  doch  hatte 
der  Jude  kein  Geld  und  versprach  deshalb,  auf  nächste 
Fastnacht  die  Summe  dem  ünterreichslandvogt  Gerhard 
von  Talheim  zu  bezahlen;  die  Summe  ist  deshalb  dem 
Talheim  überschrieben  worden,  um  die  Spione  gegen  die 
Mailänder  damit  zu  bezahlen.  Zu  Ulm  erhält  Eirchheim 
als  halbe  Steuer  24  Gulden  und  als  Opferpfennig  nur 
12  Gulden.  Ulm  hatte  damals  also  12  über  12  Jahre  alte 
Juden  und  Jüdinnen,  welche  zusammen  48  Gulden  Jahres- 
steuer und  12  Gulden  Opferpfennig,  oder  60  Goldgulden 
bezahlten.  Den  Gulden  zu  100  Mark  Gebrauchswert 
gerechnet,  hätte  also  damals  die  ülmer  Judengemeinde 
6000  Mark  Steuer  bezahlt  oder  bei  etwa  drei  Familien  eine 
Familie  durchschnittlich  2000  Mark,  immerhin  eine  statt- 
liche Summe.  In  Esslingen  bekommt  Eirchheim  als  halbe 
Steuer  16  Gulden  und  7  Gulden  Opferpfennig  für  das 
Jahr  1402.  Es  woUte  damals  einer  der  7  Juden  der  Stadt 
von  der  Stadt  wegziehen.  Ln  Jahre  1400  hatte  die  Ess- 
linger  Gemeinde  noch  10  Eöpfe  über  12  Jahre  gezählt,  es 
waren  aber  8  Juden  inzwischen  fortgezogen,  für  welche 
die  zurückgebliebenen  noch  4  Gulden  halbe  Jahressteuer 
und  8  Gulden  Opferpfennig  erlegten,  so  dass  Esslingens 
Steuerertrag    insgesamt  36  Gulden   betrug,    welche   der 
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Reichslandschreiber  von  Heidelberg  gleichseitig  mit  der 
Stadtsteuer  einzuziehen  beauftragt  wurde.  In  Weil  wohnte 
ebenfalls  ein  Jude,  der  12 '/t  Golden  halbe  Jahresstener 
and  2'/fl  Golden  Opferpfennig  bezahlte.    In  Heilbronn 
giengen   ein    an   halber  Jahressteoer  86  Golden  and  an 
Opferpfennigen  SGalden;  inNördlingen  hatten  die  dem 
Beiche  zukommende  halbe  Jahressteoer  bereits  die  Herren 
von  Oettingen  namens  der  Reichkammer  eingezogen,  die 
Einnahme  an  Opferpfennigen  betrog  dort  12  Golden.    In 
Halle  giengen  ein  an  halber  Jahressteoer  10  Golden  and 
an  Opferpfennigen  2  Golden.   Li  Bop fingen  wohnte  eben- 
falls nor  ein  Jode,  der  war  erst  neo  angezogen  ond  seine 
Steoer  war  deshalb   erst  aof  Ghdorgi  fällig ; « doch  zahlte 
sie  der  Jode  trotzdem,  worüber  ihm  ein  Brieflein  ausge- 
fertigt worde.   An  halber  Jahressteoer  ond  Opferpfennigen 
giengen  daselbst  8  Golden   ein.     Nach  Aogsborg    und 
Memmingen  ritt  Eirchheim    nicht    selbst,    sondern   er 
sandte  dahin  einen  berittenen  Boten  yon  Sayensburg 
ans,  da  er  wegen  der  beiden  Städte  nicht  so  viel  umein- 
anderreiten   und   anderes   versäumen    woUte.     Der  Bote 
brachte  denn  auch  aus  Augsburg  an  halber  Steuer  und 
Opferpfennigen  48  Gulden  und  aus  Memmingen  4  Gulden 
halbe  Steuer  und    3  Gulden  Opferpfennig,   so  dass   also 
Augsburgs  Judensteuer  V4  mehr  als  die  Steuer  Ulm's  be- 
trug, welches  86  Gulden  an  das  Reich  bezahlte.  Im  Ganzen 
vereinnahmte  Eirchheim  287  Vt  Gulden  und  10  Schilling 
Häller  und  die  Anziüü  der  über    12  Jahre  alten  Juden 
und  Jüdinnen  mag  nach  den  obigen  Angaben  etwa  90  bis 
100  Eöpfe   betragen   haben.    Den   Opferpfennig   für  das 
Jahr  1402,  der  noch  nicht  fällig  war,  konnte  Eirchheim 
nur  in   Esslingen    und   Weil   erhalten,    obgleich    die 
Einzugsvollmachten    des  Beichsvikariats   darauf  gelautet 
hatten;  die  anderen  Gemeinden  hatten  sich  geweigert  mit 
der   Erklärung,   sie    seien    hiezu    nach    dem    mit  E5nig 
Ruprecht    abgeschlossenen    Vertrage    nicht    verpflichtet 
Eeine  Juden   wohnten   im  Jahre  1401  in  Biberach, 
Eempten,  Eaufbeuren,   Leutkirch,  Pfullendorf, 
Wangen,  Isny,  Weil  im  Thurgau,  in  Buchau,  Reut- 
lingen,   Buchhorn,  Rottweil,  Gmünd,  Wimpfen, 
Dinkelsbtthl,    Weinsberg,    Aalen    und    Giengen.*) 
Am  20.  März  1404  hatte  Eirchheim  ferner  eingenommen 
100  Gulden  von  Säcklin,  dem  Juden  von  Esslingen. 
Am  22.  Mai  1405  nimmt  die  Reichskammer  von  der  Juden- 
gemeinde    in    Würzburg    als    goldenen    Opferpfennig 
121  Gulden  ein.   Gegenüber  den  fränkischen  Gemeinden 

*)  WosAcker,  ReichstagiakteD,  Bd.  5,  8.  226  ff.,  Bd.  6,  9.  164. 
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wie  Würzbnrg  n.  s.  w.  sind  also  die  schwäbischen 
Jadengemeinden,  wie  man  sieht,  sehr  klein.*) 

Eine  andere  Erhebnngsart  der  Jadengefalle  finden 
wir  gleichzeitig  anter  König  Raprecht  auftreten,  welche 
die  emente  Notlage  der  Reichskammer  im  schärfsten 
Lichte  zeigt  and  die  Finanzmassregel  König  Wenzels 
darch  nene  Steaeryerpachtangen  hinföllig  macht, 
wie  ttberhanpt  unter  dem  „König  Göggelmann^  die  deutsche 
Jadenschaft  ihre  letzten  schönen  Herbsttage  feiert  Am 
17.  August  1402  yerkündet  König  Ruprecht,  dass  er 
die  Juden  Elias  von  Weinheim  und  Jsak  von  Oppen- 
heim beauftragt  habe,  von  allen  Juden  den  goldenen 
Opferpfennig  einzunehmen  sowie  auch  Ober  Frevelgelder 
und  Landfriedensbruchstrafen  der  Juden,  deren  Erträgnisse 
in  die  Reichskammer  gehören,  zu  „teidingen^,  wofQr  die 
beiden  Juden  den  vierten  Teil  des  Opferpfennigs  wie  der 
Brüche  und  Gefälle  erhalten ,  dagegen  die  Erhebungskosten 
zu  tragen  haben.'^)  Man  sieht,  es  fehlt  der  Reichskammer  an 
Geld  und  sie  beschafft  dieses  dadurch,  dass  sie  den  Ertrag 
der  Judengefalle  an  einige  geldreiche  Hebräer  verpföndet. 
Am  25.  Januar  1403  Oberträgt  König  Ruprecht  je  einem 
Juden  in  Mainz  und  in  Oppenheim  die  Erhebung  des  dem 
Reiche  zustehenden  Opferpfennigs,  der  Judenkopfsteuer, 
und  der  dem  Reiche  gehörenden  halben  Judensteuer") 
und  am  17. Dezember  1404  beauftragt  König  Ruprecht  den 
Juden  Meyer  von  Cronenberg  in  Nassau  mit  der  Er- 
hebung der  halben  Juden  Steuer,  der  Jahreshauszinsen 
und  des  goldenen  Opferpfennigs  von  allen  Juden  des 
Reichs,  was  seitens  des  Reichs  allen  KurfOrsten  und  anderen 
Fürsten,  Grafen,  Freiherren,  Dienstleuten,  Rittern,  Knechten, 
Amtleuten  u.  s.  w.  von  Heidelberg  aus  mitgeteilt  wird. 
Diesen  Meyer  von  Cronenberg  findet  man  seither  regel- 
mässig in  den  Zahlungsbefehlen  König  Ruprechts.  Erst 
in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung  erhebt  der  König 
die  Judengefälle  inNOrnberg  wieder  durch  seinen  Kanzlei- 
beamten JohannesKirchheim.  Von  einer  üebertragung 
der  Befugnis,  wegen  der  Strafgelder  Vereinbarung  zu 
treffen,  ist  also  bei  der  Ernennung  Meyers  nicht  die  Rede, 
wohl  aber  bei  der  Ernennung  des  Elias  und  des  Isak.'^ 

Am  19.  Juni  1403  verabredet  sichln  Weinheim  der 
Erzbischof  Johann  von  Mainz  mit  König  Ruprecht 
wegen  verschiedener  Streitpunkte,  wobei  bestätigt  wird, 
dass  zwar  jeder  Jude  und  jede  Jüdin,  die  Ober  12  Jahre 
alt  seien,  dem  römischen  König  jährlich  einen  goldenen 
Opfer  Pfennig  zu  geben  schuldig  seien,  aber  das  Erz- 
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bistum  Mainz  erklärt,  dass  das  Reich  diese  Gebflhr,  soweit 
sie  das  Mainzer  Earf&rstentnm  betreffe,  dem  Mainzer 
Erzstift  verpfändet  habe,  was  das  Reich  bestreitet.  Es 
wird  deshalb  beschlossen,  der  Erzbischof  solle  die  be- 
treffenden Pfandbriefe  in  Frankfurt  dem  König  Ruprecht 
vorlegen;  wenn  es  sich  dann  als  richtig  herausstelle,  solle 
die  Gebühr  dem  Erzbistum  auch  künftig  ausbezahlt  werden; 
sei  es  aber  nicht  so,  so  solle  Mainz  kflnftig  das  Reich 
nicht  mehr  hindern,  den  Opferpfennig  bei  den  kurf&rstlich 
mainzischen  Juden  für  die  Reichskammer  einzuziehen.  **) 

b.    Di»  LudfritdMutttMr  odw  dai  Jidngtltito,  die  Xltidtiitiur  ud  du 

B«iobskuisltfgfftU. 

Waren  die  ordentliche  Jahresvermögenssteuer  und  die 
Kopfsteuer  des  goldenen  Opferpfennigs  Reichssteuem ,  so 
war  das  „Judengeleitgeld^  ein  Beitrag  der  Juden 
zu  den  Kosten  der  Sicherung  des  Landfriedens.  So 
treffen  am  17.  März  1898  die  Erzbischöfe  Johann  IL  von 
Mainz  und  Werner  vonTrier,  Pfalzgraf  Ruprecht  lU., 
Graf  Philipp  L  zu  Nassau  und  Saarbrücken,  Obmann 
und  Hauptmann  des  vom  Reiche  am  Rhein  und  in  der 
Wetterau  gemachten  Landfriedens,  und  die  Städte 
Mainz,  Worms,  Speier,  Frankfurt,  Friedberg, 
Wetzlar  und  Gelnhausen  Bestimmungen  Ober  die  zur 
Bezahlung  der  Kosten  dieses  Landfriedens  eingefOhrten 
Zölle  und  Geleitgelder  auf  5  Jahre.  Dabei  wird 
bestimmt,  jeder  Jude  und  jede  Jüdin,  die  über  12  Jahre 
sind,  sollen  an  jeder  Landfriedenszollstätte  zu  Wasser 
und  zu  Lande  einen  alten  Tumosen  Geleitgeld  geben; 
Würfel  sollte  man  an  den  genannten  Zöllen  und  Geleiten 
von  ihnen  keine  nehmen,  sondern  sie  sollten  den  Landfrieden 
geniessen  und  so  viele  Briefe  oder  Botschaften  jeder  Jude, 
der  im  genannten  Geleite  wandere,  führe  oder  würbe,  so 
viel  alte  Turnosen  sollte  er  an  jeder  Geleitestelle  geben.  Fuhr 
einChristimDienste  eines  Juden,  so  hatte  er  soviel  alte 
Tumosen  an  jeder  Geleitestelle  zu  geben,  als  er  Juden - 
briefe  in  Händen  hatte,  und  jeder  Jude  und  Ghristenbote 
hatte  zu  geloben,  dem  Landfrieden  sein  Recht  zu  thun. 
Verfuhr  ein  Christ  oder  Jude  eine  Geleitestätte  und  gab 
sein  Geleitgeld  nicht  in  vorgeschriebener  Weise,  so  sollte 
man  ihn  vor  das  Siebenergericht  bringen,  das  über 
den  Landfrieden  gesetzt  war,  und  sollte  ihn  zum  Nutzen 
der  Landfriedenskasse  durch  das  nächste  Landgericht 
bestrafen  lassen.  ^^ 

um  den  11.  August  1405  kommt  weiter  in  Frank- 
furt   eine     Reihe    von    Beschlüssen    der   Vorsteher   des 

»■)  WeUrtcker,  ReicliBti«8akteD,  Bd.  5,  8.  516,  Bd.  8,  S.  4a 
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Wetteranischen  Landfriedens  betreffs  des  Qeleits, 
der  Landfriedenssöldner,  der  Vereidigung  der  Schreiber  and 
Boten  und  der  Zölle  zustande.  Dabei  wird  bestimmt,  es 
solle  von  jedem  Juden  und  jeder  Jfidin  über  12  Jahre  ein 
alter  Tumose  Zoll  genommen  werden.**) 

Eine  andere  Steuer  ist  die  Zahlung,  welche  den  Juden 
f&r  die  Vergünstigung  auferlegt  wird,  kein  Judenab- 
zeichen auf  den  Kleidern  zu  tragen.  Am  17.  August  1405 
wird  beabsichtigt,  den  Juden  eine  Eleidersteuer 
aufzulegen,  da  sie  anders  gekleidet  gehen,  als  sie 
thun  sollten.*") 

Eine  besondere  Steuerquelle  endlich  besass  das  Erzbis- 
tum Mainz  als  Erzinhaberin  des  Beichskanzleramts 
fbr  Germanien.  Am  8.  Januar  1406  fordert  Erzbischof 
Johann  n.  von  Mainz  von  König  Ruprecht  auf  dem 
Mainzer  Reichstage  den  zehnten  Pfennig,  also  den 
zehnten  Teil,  aller  Judenschätzungen.  Der  Erzbischof 
beschwert  sich,  dass  der  Graf  Simon  von  Spanheim  und 
Vyanden,  sein  Neffe,  der  Edelmann  des  Stifts  sei  und  im 
Erbbündnis  mit  ihm  stehe ,  vom  Reiche  gezwungen  worden 
sei,  der  Reichskammer  die  Hälfte  der  Schätzung  des 
Juden  Gottschalk  zu  geben,  der  in  dessen  Land  wohnte 
und  noch  manches  Jahr  dort  zugebracht  hätte.  Das  Reich 
habe  auf  diese  Weise  7000  Gulden  eingezogen,  welche 
von  Rechtswegen  dem  Geschlechte  Spanheim  steuerpflichtig 
gewesen  wären,  ohne  andere  grosse  Bedrängung,  die  ihm 
geschehen  sei.  Der  Erzbischof  beklagt  sich  femer,  dass 
König  Ruprecht,  als  das  Erzbistum  Mainz  einen  Juden- 
bfirger  nach  altem  Herkommen  in  Bensheim  aufgenonmien 
habe,  diesem  Schwierigkeiten  habe  machen  wollen.  Das 
Erzbistum  habe  wegen  dieses  Juden  an  die  Reichsstadt 
Bern  im  üechtland  geschrieben,  deren  Brief  und  Siegel 
der  Jude  fQr  seine  Forderungen  hatte,  dass  man  ihm  die- 
selben bezahle,  wozu  ihm  doch  das  Erzbistum  als  Patron 
habe  beholfen  sein  müssen.  Das  Reich  aber  habe  den 
Juden  und  sein  Vermögen  für  die  Reichskammer  in  An- 
spruch genommen,  so  dass  Mainz  den  Juden  den  dem 
Kurfürstentum  vom  Reiche  verliehenen  Gnaden,  Freiheiten 
und  Rechten  zuwider  habe  abthun  müssen.  Der  Erz- 
bischof forderte  deshalb,  dass  der  König  ihm,  welcher  der 
Erbkanzler  in  Deutschland  sei  und  als  solcher  den 
Kanzler  und  obersten  Schreiber  und  die  Kosten 
der  Reichskanzlei  zu  bezahlen  habe,  auch  die 
Nutzungen  dieses  Erbamts  ausfolgen  solle,  die  darin 
bestehen,  dass  er  als  Reichserbkanzler  von  allen  Juden- 

1")  Weissftcker,  Reichttagtakten,  Bd.  5,  8.  687,  Bd.  6,  8.  169. 
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gefftllen  des  deutschen  EOnigreichs  den  zehnten 
Pfennig  erhalte,  den  ihm  die  Reichskammer  mit  Unrecht 
Yorenthsdte.  Der  König  antwortete  indes  darauf  lediglich, 
er  habe  von  diesem  Rechte  nichts  gehört  und  dasselbe 
entspreche   auch  nicht  dem  Herkommen.^^) 

Die  Folgen  dieses  Mangels  an  Oeld  bei  den  Ffirsten 
waren  wachsende  Steuerlasten.  Wie  die  christlichen 
Bfirgergemeinden ,  so  seufzten  damals  auch  die  Juden* 
gemeinden  unter  dem  steigenden  Druck  der  Steaer- 
1  asten,  so  dass  z.  B.  im  Jahre  1405  der  Rat  Ton 
Frankfurt  am  Main  eine  eigene  Botschaft  auf  Kosten 
der  Frankfurter  Judengemeinde  an  den  König  Ruprecht 
yon  der  Pfalz  mit  der  Bitte  schickte,  den  Juden  keine 
weitere  Steuer  aufzulegen.  Im  Jahr  1407  gebietet  denn 
auch  König  Ruprecht,  die  Juden  künftig  nicht  mehr  mit 
ungewöhnlichen  Steuerforderungen  zu  beschweren,  damit 
sie  nicht  auswandern,  weil  dadurch  dem  Kaiser  und 
Reich  wie  den  KurfQrsten,  Fürsten,  Landesherren  and 
Städten  grosse  Zinsen,  Renten  und  andere  Einkünfte 
verloren  gehen  würden.") 

0.    Dm  Biioh^vdfliihooluiMiitomBt. 

Eine  neue  Erscheinung  m  der  Geschichte  der  deutschen 
Judengemeinden  ist  die  Einsetzung  eines  Reichs- 
Judenhochmeisters  im  Jahre  1407  und  es  ist  bei 
Besprechung  dieser  Neuerung  sofort  zu  bemerken,  dass 
eine  Judenschuldentilgung,  wie  sie  unter  König 
Wenzel  stattfand,  unter  dem  den  Juden  selbst  schwer 
verschuldeten  König  Ruprecht  nicht  durchgeftOirt 
wurde.  Was  Ruprecht  schuf,  war  eine  neue  Juden- 
behörde. Am  3.  Mai  1407  ernennt  König  Ruprecht 
den  Juden  Israel  zum  obersten  Reichshochmeister 
über  alle  Juden  im  deutschen  Lande  mit  der  Befugnis, 
alle  Juden  vorzuladen  und  zu  richten  sowie  ihre 
Strafgelder  zu  erheben.'^)  Am  3.  Mai  1407  erklärt 
König  Ruprecht,  da  die  Juden  an  manchen  Orten 
von  anderen  Juden,  welche  sich  für  Hochmeister 
in  der  jüdischen  Kunst  ausgeben,  ohne  Ursache  mit 
dem  Judenbanne  belegt  werden,  um  ihnen  Geld  ab- 
zunehmen, so  dass  manche  Juden  zum  Schaden  des 
Reichs,  der  Landesherren  oder  der  Städte  fortziehen, 
so  setze  er  den  jüdischen  Meister  Israel  als  einen  in  den 
jüdischen  Künsten  wohlbewährten  alten  Meister  und  ge- 
lehrten und   redlichen  Juden,   der  bei   den  Juden   einen 

*5  WeiM&cker,  ReichstagBakten,  Bd.  6,  8.  28  f.,  38  f.,  168  f. 
'")  Stobbe,  Juden  in  DeutscblaDd,  8.  106  14  f. 
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gaten  Leamnnd  habe  und  nie  einen  Jnden  ungerechter 
Weise  mit  dem  Banne  belegt  habe,  zom  obersten  Hoch- 
meister über  alle  Hochmeister,  Juden  und  Jüdinnen  in 
Deutschland,  damit  die  Juden,  welche  offenbare  Misse- 
thaten  in  ihrem  Glauben  begehen,  auch  nach  jüdischem 
Sechtsgebrauche  bestraft  werden.  Er  gebe  ihm  deshalb 
das  Recht,  alle  Juden  in  Deutschland  vor  sich  zu  laden 
und  nach  jüdischem  Rechte  mit  dem  Banne  zu  bestrafen, 
wie  er  auch  alle  diesbezüglichen  Strafgelder  der  Juden 
einzuziehen  haben  solle.  Rabbi  Israel  lebte  wahrscheinlich 
in  Nürnberg.**) 

Diese  zersetzten  Verhältnisse  der  Judenschaft,  mit 
welchen  auch  die  Bannung  des  Rabbi  Simelin  von 
Ulm  zusammenhängt*^)  und  über  welche  die  jüdischen 
Quellen  sich  ausschweigen,  brachten  es  mit  sich, 
dass  die  Judengemeinden  sich  der  Verordnung  des  Reichs 
nicht  fügten,  worauf  König  Ruprecht  am23.Noyember  1407 
seine  Verordnung  erneute.  Er  beklagt  sich,  dass  die 
Nürnberger  Judengemeinde  namentlich  dem  Rabbi  Israel 
den  G^ehorsam  verweigert  und  ihn  vor  andere  Judenmeister 
geladen  habe,  „weil  er  über  die  Judenschaft  gesprungen 
sei^  und  den  reichen  Juden  namens  des  Reichs 
Geld  abnehmen  wolle,  und  es  sei  so  weit  gekommen, 
dass  man  dem  Reiche  zum  Spott  und  zur  Schmach  in 
Nürnberg  öffentlich  eine  Bannbulle  gegen  den  Rabbi 
Israel  angeschlagen  habe.  Der  König  vernichtet 
deshalb  diesen  Bann,  bedroht  alle  Verächter  seiner  Befehle 
mit  seiner  schweren  Ungnade  und  bestätigt  dem  Rabbi 
Israel  aufs  neue  seine  Würde  als  oberster  Judenhoch- 
meister, über  dem  lediglich  der  König  stehe.  *^)  Stobbes 
Kritik  der  Verfügung  vom  3.  Mai  1407  geht  deshalb  viel 
zu  weit,  wenn  auch  die  Bedeutung  der  Massregel  von 
Qeigler  und  Wiener  überschätzt  worden  sein  mag.  Stobbe 
hat  die  Steuerbestimmungen  nicht  verstanden.  Der 
Hochmeister  hat  damit  nichts  zu  thun,  nur  die 
Erhebung  von  Strafgeldern,  die  auf  Grund  der 
Verhängung  des  Judenbanns  verwirkt  sind,  gehört 
zu  seinen  Obliegenheiten.  Ruprecht  wollte  dem  kirch- 
lichen Leben  der  deutschen  Judenschaft  eine 
Art  von  deutschnationaler,  zusammenfassender 
körperschaftlicher  Gestaltung  geben,  ein  Unter- 
nehmen, das  freilich  vollständig  gescheitert  ist 

Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  S.  146  f. 

Vergl.  Seite  37  f. 
,  Vergl.   Weizsftcker,  ReichBtagBAkten,  Bd.  6.   S.  170.    Oftdemano, 
in  Frankeis  Monatsschrift,  13.  Jahrgang,  8.  l02  ff.    Wiener,  Regesten  zur 
Geschichte  der  Juden,  S.  1. 


Ünt«r  dem  knrzen  Begiment  des  Königs  Jost  von 
Mahren  bleiben  die  Jadengeftlle  in  der  seitherigen  Ter- 
fassang.  Als  am  26.  Dezember  1410  König  Jost  dem  Erz- 
bischof Johann  n.  von  Mainz  alle  fOrihn,  seine  Vorfahren 
und  die  Mainzer  Kirche  von  rOmischen  KOnigen  ond  Kaisem 
erlassenen  Gnadenbriefe,  Tervüligten  Bechte  nnd  gemachten 
Schenknngen  bestätigt,  bekräftigt  er  aach  die  Einr&omaiig 
and  Schenkang  der  Jaden,  die  im  Herrscbaftabezirke 
der  Mainzer  Kirche  wohnen  oder  dort  ihren  vorüber- 
gehenden Aufenthalt  nehmen,  wie  aach  an  demselben  Tage, 
als  König  JoBt  dem  Erzbischof  Friedrich  m.  von  Köln 
alle  fnr  ihn,  seine  Vorfahren  nnd  die  KOIner  Kirche  von 
römischen  Königen  und  Kaisern  erlassenen  Gnadenbriefe, 
rerwilligten  Rechte  und  gemachten  Schenkangen  bestätigt, 
dabei  die  Jndengelder  genannt  werden.'*) 

Nene    Streitigkeiten    wegen    der    Jndenbe- 

Btenernng  entstehen  anter  König  Sigmund.    Der  König, 

im  Begriff,  die  Aachener  Krone  sich  aafs  Hanpt  setzen 

zn  lassen  nnd  einer  weltgeschichtlichen  Aufgabe  gegenüber, 

deren    Lösung    seiner    zn    K  o  n  s  t  aa  z    wartet ,    mnas    im 

Beiche    von    Stadt    zn    Stadt    ziehen ,    Steuern    fordernd 

nnd  Freiheitsrechte  verkaufend,  mit  jeder  Landesherrschaft 

Aber   die  Höhe   der   Leistung  feilschend  und   schliesslich 

fast    mit    jeder    Bezahlung    als    Äbflndungssunune    sich 

begnügend.'*)    Diese  Schilderung  Weizsäckers  ist  sicherlich 

sehr  zutreffend.    So  verlangt  am  21.  Juli   1414  der  Bat 

von  Nürnberg  durch  seine  Gesandten  Sebaldas  Pfin- 

zing  nnd  Peter  Volkmaier  eine   königliche  Urkunde 

betreffs  der  J  u  d  e  n,  welche  bestätigen  sollte,  dass  Nürnberg 

vom  Reiche   beauftragt  sei,    dessen  jüdische    Beichs- 

kammerknechte     in    Nürnberg    zn    handhaben,    zu 

schützen  und  zu  schirmen,   so  dass,  wenn  jemand  käme, 

der  sieb  diesen  Juden  gegenüber  mit  einem  freundlichen 

Bechtsspruch  des  königlichen  Gerichts  in  Nürnberg  oder 

des  dortigen  Judenrats  nicht  zufrieden  geben  und  die 

Juden  ilurch  den  Bann   eines  auswärtigen  Gerichts 

nötigen  wollt«,  ihnen  dies  keinen  Schaden  bringen  sollte. 

'>er  Rat  meint,  die  Gesandten  wissen  am  besten,  wie  viele 

Lnfechtung  der  Nürnberger  Bat  wegen  der  dortigen 

uden  habe  ausstehen  müssen  und  jetzt  aufe  neue  wieder 

DBstehe,  so  dass  man  es  nicht  schreiben   könne,  weil  es 

Q  lang    würde.")     Der    Grund    dieser    Anfechtung    war 

Iso  wohl,  dass  die  Nürnberger  Juden   von  ihren  aos- 

rärtigen  firüheren  Schuldnern,   deren   Schulden   die 


")  Woiisfccker,  BxiduUgMÜilaii,  Bd.  7,  66  f.,  SSfi.  196  f. 
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Beichskammer  übernommen  hatte  nnd  welche  von  der 
Stadt  Nürnberg  namens  des  Reichs  eingezogen  worden, 
vor  auswärtige  Landgerichte  geladen  wurden,  weil  sie  sich 
weigerten,  deren  Pfandbriefe  auszufolgen. 

Da  so  die  Steuerkraft  der  Juden  dem  Reiche 
verloren  ist,  weil  die  Reichsstädte  die  Judengefllle  zur 
Heimzahlung  ihrer  Judenschulden  verwenden*^),  so  macht 
im  Jahr  1414  Kaiser  Sigmund  in  Koblenz  den  Versuch, 
von  den  Städtejnden  eine  ausserordentliche  Geld- 
steuer zu  erheben,  unter  Berafung  auf  die  grossen 
Opfer,  die  er  im  Dienste  der  Christenheit  und  des  Reichs 
gebracht  und  noch  zu  bringen  habe,  wendet  er  sich  am 
13.  August  an  den  Rat  von  Frankfurt  mit  der  Mahnung, 
den  dort  ansässigen  Juden  nicht  zu  gestatten,  vor  An- 
kunft seiner  Steueragenten  aus  der  Stadt  fortzuziehen 
oder  ihr  Eigentum  aus  der  Stadt  zu  entfernen.  Der  Rat 
wisse,  wie  das  Reich  schon  seit  zwei  Jahren  an  der 
Einheit  der  Kirche  arbeite  und  jetzt  ein  Konzil 
nach  Konstanz  berufen  habe;  dadurch  entstehen  der 
Reichskammer  grosse  Auslagen  und  da  die  Juden- 
schaft in  Frankfurt  und  an  anderen  Orten,  deren  Steuer- 
kraft doch  der  Reichskammer  gehöre,  dem  Reiche  seit 
langer  Zeit  keine  Steuern  mehr  bezahlt  habe,  werde  diese 
jetzt  von  derselben  eine  „redliche"  Steuer  erheben, 
wie  dies  von  der  Judenschaft  am  Bodensee  bereits 
geschehen  sei.'^) 

Der  König  fand  mit  diesem  Vorschlag  indes  wenig 
Anklang.  Die  Städte  waren  allzusehr  von  der  Sorge  ge- 
plagt, wie  sie  die  schweren  Lasten  tragen  sollten,  welche 
ihnen  die  Eintreibung  der  von  ihnen  namens  des  Reichs 
übernommenen  Juden forderungen  bei  der  Reichs- 
ritterschaft auferlegten,  als  dass  sie  geneigt  waren,  ihre 
Steuerkraft  solchen  allgemeinen  Zwecken  dienstbar  zu 
machen.  Die  Städte  suchten  deshalb  als  Patronatsherr- 
schaften  der  Juden,  denen  die  Vermittlung  zwischen  dem 
Reiche  und  ihren  Juden  oblag,  durch  Verhandlungen  mit 
den  königlichen  Räten  die  geforderte  Summe  thunlichst 
herabzumindern.**)  Als  deshalb  am  27.  August  1414  König 

**)  So  leibt  im  Jahre  1881  der  Jude  Rapp  in  Nfirnberg  der  dortigen 
Stadtgemeinde  2400  Galden  auf  8  Jahre  gegen  das  Recht,  dafür  bis  znm 
Ji^re  1889  die  124  Oolden  Mietiins  ans  seinem  der  Reicbskammer  ge- 
hörigen Hanse  nicht  bezahlen  zu  müssen,  was  also  einem  Zinse  von  etwas 
ober  6  vom  Hundert  entsprach,  ebenso  leiht  im  Jahre  1881  der  in  Nürn- 
berg ans&sdge  Jade  Mayer  von  Erfurt  der  ätadtgemeinde  1600  Qulden 
gegen  das  Recht,  dafür  bis  zur  Heimzahlung  seine  seitherige  Haosstener 
an  die  Reichskammer  nicht  mehr  bezahlen  zu  müssen.  Vergl.  Stern,  Die 
Israel.  Beyölkening,  Heft  8,  S.  25. 

^  Weizsäcker,  Reichstagsakten,  Bd.  7,  S.  180  f.,  23b. 

"^  Btobbe,  Joden  in  Deutschland,  S.  66»  18  f. 


Sigmund  VoUmachtsbriefe  fftr  seine  Steueragenten  an 
verschiedene  Städte,  so  an  Frankfurt  schickte,  gerieten 
die  Städte  wegen  dieser  Anfforderong  in  grosse  Aof- 
regung.  Am  1.  September  1414  berichten  die  Frank- 
furter Batsgesandten  Jakob  Brun  und  Eonrad 
Wise  über  die  Judensteuerfrage  aus  Koblenz 
nach  Frankfurt  Als  die  Boten  nach  Mainz  gekonunen 
seien,  heisst  es  in  dem  Berichte,  habe  man  erfahren,  dass 
man  die  armen  „Schalanzjuden*^,  d.  h.  Schacherjaden, 
die  im  Lande  herumziehen,  freilassen  wolle,  die  anderen 
reichen  Juden  in  den  Städten  aber  liegen  vielfach  gefangen, 
weil  sie  sich  weigern ,  ihre  Steuern  zu  zahlen.  Der  König 
habe,  als  die  Frankfurter  Gesandten  gekommen  seien, 
gleich  den  Geheimschreiber  Kirchheim  gefragt,  wie  es 
die  Stadt  Frankfurt  mit  der  „  Jttdischheit*"  zu  halten 
gedenke,  und  die  Gesandten  haben  darauf  im  Sinne 
des  Bats  geantwortet.  Der  Geheimschreiber  Kirchheim 
habe  erklärt,  der  König  wolle  sich  erst  mit  den  Mainzer 
Juden  verständigen  und  dann  nach  Frankfurt  zur 
Verständigung  kommen.  Sonst  haben  die  Gesandten  mit 
dem  König  noch  nichts  wegen  der  Juden  gesprochen, 
wenn  sie  aber  weiteres  erfahren,  wollen  sie  es  sogleich 
mitteilen.**)  Am  1.  und  2.  Oktober  1414  erhält  denn  auch 
die  Judengemein  de  zu  Nürnberg  von  der  Beichskammer 
die  Bescheinigung  fOr  die  einbezi£lten  12,000  Gulden.**) 
Im  Oktober  1414  kommt  die  Besteuerung  der 
Juden  auf  dem  Heilbronner  Tage  wiederholt  zur 
Besprechung.**)  Am  15.  Oktober  1414  berichten  die  beiden 
Frankfurter  Gesandten  Jakob  Brun  und  Johann  von 
Ergirsheim  nach  Frankfurt  erneut  über  die  Steuer- 
forderungen  des  Beichs  an  die  Juden  verschiedener 
Städte.  Die  Gesandten  haben  in  Erfährung  gebracht,  dass 
die  Judengemeinde  in  Nürnberg  dem  Beiche  eine  ausser- 
ordentliche Steuer  von  12,000  Gulden  bewilligt  habe,  ebenso 
die  von  Köln.  Ferner  haben  die  drei  Judenfamilien  in 
Heilbronn  1200  Gulden  Steuer  gewährt,  der  Jude  zu 
Winsheim  2400  Gulden,  der  Jude  in  Hall  2000  Gulden. 
Weiter  habe  Herr  Eberhard  von  Hirschhorn  gesagt,  in 
Oppenheim  wohnen  sechs  Juden,  die  sie  gerne  nach  Laut 
ihrer  Verschreibung  geschirmt  hätten  und  die  den  Herzog: 
Ludwig  gebeten  haben,  sich  ihrer  anzunehmen,  der  sich 
aber  lange  nicht  habe  entschliessen  können,  fQr  sie  zu  bitten, 
bis  er  zuletzt  versprochen  habe,  sich  dafür  zu  verwenden, 
dass  es  bei  einer  Steuer  Umlage  von  1000  Gulden  bleibe. 
So  haben  auch  die  Juden  zu  Worms  1500  Gulden  an- 

■^  WeiBS&cker,  ReichBtagsakteD,  Bd.  7,  8.  181,  281.  202  £.  280  f. 
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geboten,  das  Reich  habe  sie  aber  nicht  angenommen, 
sondern  sei  auf  der  Bezahlung  des  dritten  Pfennigs^) 
beharrt,  den  sie  auch  haben  geben  mflssen.  Nach  der 
Berechnung  der  Jaden  seien  auf  diese  Weise  dann 
nicht  ganz  an  1000  Onlden  herausgekommen.  Femer 
habe  die  Stadt  Mainz  fttr  die  Bestätigung  ihres  Bechts, 
Juden  zu  halten,  eine  Zahlung  von  1000  Gulden  ange- 
boten, das  Reich  aber  sei  auf  der  Zahlung  des  dritten 
Pfennigs  ihrer  gesamten  Nahrung  bestanden  und 
habe  sogar  das  weitere  Anerbieten  der  Mainzer  Juden 
ausgeschlagen,  ein  Steuerkontingent  von  2000  Gulden  zu 
geben.  Die  Gesandten  melden  ferner,  es  scheine,  dass 
man  es  bei  Hof  ungnädig  vermerkt  habe,  dass  Frankfurt 
sich  wegen  seiner  Juden  nicht  verständigt  habe.  Als  sie 
zum  Burggrafen  (von  Nürnberg)  haben  gehen  wollen, 
habe  sie  derselbe  zu  sich  herangerufen,  als  er  mit  dem 
Herzog  (von  Bayern)  geritten  sei,  und  gesagt:  Liebe 
Freunde,  ich  gönne  Euch  alles  Gute  und  sage  Euch: 
Mir  scheint,  dass  nachdem  die  von  Nürnberg  sich 
bereit  erklärt  haben,  ihre  Juden  den  dritten  Teil  von 
12,000  Gulden  fiir  die  fernere  Ueberlassung  der  Juden- 
gefälle an  die  Stadtgemeinde  bezahlen  zu  lassen  und  die 
von  Rotenburg,  Nördlingen  und  Weissenburg  den 
halben  Teil  und  die  von  Mainz  den  dritten  Teil  ihrer 
Judensteuer  der  Reichskammer  überlassen  wollen,  so 
werde  der  König  ungnädig  werden  und  wohl  nicht  mit 
der  Königin  nach  Frankfurt  kommen.  Die  Gesandten 
erwiderten  darauf,  der  König  habe  in  Koblenz  erklärt, 

**)  Da  der  Jade  keioe  Liegenschaften  zu  eigen  besaas,  sondern 
sich  rfthmte,  dass  sein  Vermögen  fast  ausschliesslich  in  Pfandscheinen 
bestehe,  und  diese  P&ndscheine  ihm  einen  Zins  von  durchschnittlich  16 
Tom  Hundert  trugen,  so  war  eine  ausserordentliche  Steuer  vom  dritten  TeU 
des  Einkommens  zwar  bedentend,  Hess  aber  immer  noch  eine  Rente  von 
10  vom  Hundert  übrig.  Nehmen  wir  ein  Beispiel:  Ein  mittlerer  Jude 
hat  6000  Gulden  Vermögen,  d.  h.  rund  600,000  Mark  Gebrauchswert  nach 
unserem  Gelde,  und  bezieht  hieraus  900  Gulden  Rente,  von  welchen  man 
ihm  800  Gulden  nimmt,  so  dass  ihm  noch  600  Gulden  bleiben.  Da  eine 
BQrgermeisterbesoldung  damals  60  Gulden  betrilgt  und  der  Graf  von  Helfen- 
stein mit  400  Gulden  auskommen  muss  (Vergl.  S.  864),  so  kann  ein 
Jude  sicher  mit  600  Gulden  reichlich  leben,  die  einen  Gebrauchswert  von 
60,000  Mark  gehabt  haben  mögen.  Der  Jude  legte  dabei  vielleicht  j&hrlich 
noch  400  Gulden  zurOck. 

Die  2SD8verh&ltnisse  jener  Zeit  beleuchtet  folgendes  Beispiel:  Am 
5.  If&rz  1891  wird  in  Nfirnberg  mit  den  Juden  vereinbart,  sie  soUen 
bei  Darlehen  von  Goldgulden  ftkr  jeden  Gulden  wöchentlich  1  neuen  H&ller, 
also  jfthrlich  62  H&ller  nehmen.  Da  ein  Goldgulden  damals  rund  1^/,  Pfd. 
H&Uer,  d.  h.  80  Schillinir  oder  860  H&ller,  wert  war,  erhielt  also  der  Jude 
von  grösseren  Anlehen  133  vom  Hundert  Von  kleineren  Anlehen  erhielt 
er  für  das  Pfund  Pfennig,  also  fQr  240  Pfennig,  62  Pfennig  i&hrlich,  also 
21,6  vom  Hundert    VergL  Stern,  Die  Israel.  Bevölkerung,  Heft  8,  8.  86. 
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er  wolle  nach  Frankfurt  kommen  und  deshalb  lediglich 
habe  man  die  Abmachung  betreffs  der  Juden  aufgeschoben 
und  aus  keinem  andern  Grunde,  und  baten  d^n  Burggrafen, 
gnädig  zu  antworten.  Ob  die  Sache  schlimmer  werde 
oder  besser,  wissen  die  G^andten  nicht*^) 

Am  22.  Oktober  1414  berichtet  der  Frankfurter 
Schreiber  Heinrich  aus  Mainz  nach  Hause,  er  habe  dort 
mit  den  Herren  vom  Rat  wegen  der  Juden  Steuer  ge- 
sprochen. Die  Mainzer  Juden  haben  den  dritten  Pfennig 
geben  sollen  und  haben  sich  deshalb  erboten,  lieber  eine 
Abfindungssumme  zu  zahlen.  Sie  hätten  gerne  1000  oder 
2000  Gulden  mehr  geboten  als  sie  zuerst  geboten  haben, 
damit  sie  nicht  den  dritten  Pfennig  geben  mflssen.  Auch 
von  den  Kölner  Juden  wolle  das  Rdich  die  angebotenen 
12,000  Gulden  nicht  annehmen  und  man  fürchte  jetzt  dort, 
dass  das  Reich  84,000  Gulden  Steuer  erheben  werde.'^) 
Am  8.  November  1414  werden  unter  den  Kosten  der 
Frankfurter  Gesandtschaft  zum  König  nach  Heilbronn 
und  nach  einigen  rheinischen  Städten  99  Gulden  und 
16  Seh.  verrechnet  Man  hatte  dort  wiederholt  über  die 
Frage  verhandelt,  ob  man  der  Reichskammer  als  Juden- 
steuer die  halbe  Nahrung  der  Juden,  d.  h.  die  Hälfte, 
oder  den  dritten  Pfennig  ihres  Jahreseinkommens 
geben  solle,  bis  man  sich  endlich  fOr  den  dritten 
Pfennig  entschieden  habe.  Am  8.  März  1415  schreibt 
ferner  der  Nürnberger  Rat  dem  Peter  Volkmeier 
um  die  Erklärung,  welche  die  Städteboten  als  Erwiderung 
auf  den  vom  König  Sigmund  besprochenen  Plan  eines 
Zugs  in  die  Lombardei  in  Konstanz  abgeben  wollen. 
Der  Brief  handelt  von  der  Besteuerung  eines  Nürn- 
berger Juden  durch  das  Reich.**)  Auch  in  Regensburg 
verlangt  im  Jahre  1415  König  Sigmund  namens  des  Reichs, 
um  die  Kosten  des  Konstanzer  Konzils  zu  decken, 
von  der  Judengemeinde  wiederholt  eine  ausser- 
ordentliche Steuer  und  auch  hier  schlägt  dies  zu- 
nächst der  Rat  ab,  während  der  Herzog  von  Bayern 
als  Burggraf  seine  Zustimmung  giebt  Ebenso  zahlte 
Ueberlingen  4000  Gulden.««) 

Nachdem  so  das  Reich  endlich  mit  grosser  Not  seinen 
Willen  durchgesetzt  hat,  kommt  die  Verlängerung 
der  Judenprivilegien  für  die  einzelnen  Bundesstädte 
aufs  neue  zu  stände  und  es  erfolgt  ein  allgemeines  Juden- 
privileg fttr  alle  Städte  des  Reichs.  Wir  Sigmund  von  Gottes 
Gnaden  u.  s.  w.,  berichtet  dasselbe ,  bekennen ,  da  wir  die 

"*)  Weizsäcker,  Reichstagsakten,  Bd.  7,  S.  232  ff.,    285. 
**)  Stobbe,   Juden  in   Deatschland,   8.  75.    Gemeiner,  Regen«biirg«r 
vomk,  Bd.  2,  414  ff.    Stern,  die  Israel.  Bevölkeröng,  Heft  1,  a  11. 
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Pflicht  haben,  das  Frommen  und  den  Nutzen  aller  Unter- 
thanen  des  Reichs  zn  schaffen,  aber  auch  den  Willen 
haben,  der  Jüdischheit,  die  in  unsere  und  des  Reichs 
Kammer  gehört  und  deren  Mitglieder  unsere  Kammer- 
knechte  sind,  Freiheiten  und  Nutzen  zu  sichern,  damit 
sie  unter  dem  Schilde  von  Kaiser  und  Reich  vor  allen 
Beleidigungen  gnädig  gedeckt  und  beschirmt  werden, 
dass  wir  allen  Juden  und  Jüdinnen,  die  im  heiligen 
römischen  Reiche  wohnen  und  die  unsere  Kammerknechte 
sind,  die  nachgeschriebenen  Freiheiten  und  Rechte 
aus  unserer  römisch-königlicher  Gewalt  mit  diesem  Briefe 
aus  besonderer  Gnade  gegeben  haben,  worüber  wir 
folgende  Urkunde  ausstellen:  1)  Weder  wir  noch  jemand 
anders,  wer  der  sei,  soll  das  Recht  haben,  eine  Beede 
oder  Steuer  ausser  der  gewöhnlichen  jährlichen  Judensteuer 
gegen  ihren  Willen  von  ihnen  zu  nehmen  oder  zu  heischen. 

2)  Wer  den  Juden  etwas  schuldig  ist,  dessen  Schuld  darf 
weder  der  König  noch  sonst  jemand  abthun,  ledig  sagen 
oder  eine  Satzung,   d.  h.  eine  Stundung,  darin  machen. 

3)  Niemand  darf  einen  Juden  laden,  yortreiben  oder  vor 
Gericht  heischen  oder  vor  ein  königliches  Hofgerich^t 
oder  Landgericht  laden  lassen,  sondern  wer  eine 
Klage  gegen  einen  Juden  hat,  muss  diese  anbringen  nach 
dem  Rechte  der  betreffenden  Stadt  und  an  der  Gerichts- 
stätte, wo  der  Jude  angesessen  ist,  wie  sich  das  gebührt; 
wird  ein  Jude  trotzdem  vor  ein  solches  Gericht  geladen, 
so  ist  der  Fall  an  dasjenige  Gericht  zu  überweisen,  wo 
er  angesessen  ist  und  dort  ist  dem  Kläger  ohne  Ver- 
ziehen zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen.  4)  Wenn  ein 
Jade  fährt,  reitet,  liegt  oder  wandert,  so  darf  man  von 
seinem  Leibe  keinen  höhern  Zoll  nehmen  als  von  den 
Christen,  oder  ihn  zwingen,  für  sein  Geleite  mehr  zu  geben 
als  man  von  einem  Christen  nimmt,  auch  von  ihrer  zoll- 
baren  Habe  darf  man  nicht  mehr  Zoll  und  Geleite  nehmen 
als  von  den  Christen  und  lediglich  an  den  Reichszollstätten 
und  nirgends  anders.  5)  Kommen  die  Landesherren  und 
Städte  im  Reiche  in  Krieg  miteinander,  so  dürfen  die 
Juden,  welche  in  den  bekämpften  Herrschaften  und 
Städten  sesshaft  sind  und  während  des  Kriegs  ergriffen 
und  gefangen  werden,  nicht  als  Pfänder  für  diese  Landes- 
herrschaften oder  Städte  benützt  werden,  da  sie  dem 
König  und  dem  Reiche  zur  Verfügung  stehen  und  in  dessen 
Kanmier  gehören.")  6)  Werden  der  König  oder  das  Reich 
mit  Pfändung  angegriffen,  so  dürfen  die  Juden  ebenfalls 


*^  Anfhebnng  des  Gmndiatzefl:    „Haast  Da  meinen  Jaden,  so  hau 
ich  Deinen  Jaden." 
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nicht  als  Pfand  in  Haft  genommen  werden.    7)  Die  Jaden 
sind  in  den  Landesherrschaften  oder  Städten,  wo  sie  wohn- 
haft sind,  bei  den  alten  Mietzinsen,  die  sie  jährlich  ihrer 
Landesherrschaft  oder  Stadt  nach  altem  Herkommen  geben, 
zuL  belassen  und  dürfen  nicht  darüber  „gehöhert^  werden. 
8)  Niemand   darf  der  „JQdischheit"   ein  Gesetz  machen, 
dass  sie  ihr  Qeld  in  anderer  Weise  ansleihen  solle,  als 
wie  das  von  Alter  hergekommen  ist    9)  Da  einige  Beichs- 
ftkrsten  and  Städte  zom  Schaden  der  Beichskammer  die  bei 
ihnen  wohnenden  Jaden  vertrieben  haben,  so  wird  be- 
stimmt, dass  diese  Fürsten  and  Städte  künftig  ebenfalls 
wieder  Jaden   aafnehmen  and  halten  sollen  and  dürfen, 
wie  das  altes  Herkommen  ist.    10)  Verschreibt  das  Reich 
jemand  einen  oder  mehrere  Jaden  oder  ihre  Habe,  so  soll 
das  nar  soweit  Kraft  haben,  als  es  sich  hiebei   am  die 
Steaerge fälle   handelt,   welche  die  Jaden  yon  Reichs 
wegen    zn    leisten    verpflichtet   sind.      11)  Die    Kinder 
der  Jüdischheit   dürfen  den  Jaden   nicht  mit  Gewalt 
abgenommen  and  za  Christen  gemacht  werden,  so  lange 
sie    noch    so    jang    sind,    dass    sie    „übel    oder    gut 
nicht  unterscheiden  können^.    12)  Der  König  hat  die 
Richter  der  Jüdischheit  zn  ernennen  and  deren  Freiheiten, 
Rechte  and  Gnaden  zn  handhaben  and  zn  schirmen,  an 
and  in  welchen  Städten,  Marktflecken,  Dörfern  oder  Enden 
sie  dessen  begehren  and  notdürftig  sind,  and  diese  Richter 
haben  die  Macht,  za  richten  nach  des  Reichshofgerichts 
Recht  bis  aaf  des  Königs  Widerrnfen.    Wird  ein  solcher 
Richter  abgesetzt,  so  ist  ein  anderer  an  seiner  Stelle  za 
ernennen.    13)  Damit  sich  die  Jüdischheit  für  diese  Gnade 
and  Freiheit  den  römischen  Kaisem  and  Königen  am  so 
mehr  za  dienen  and  za  warten  verpflichtet  fühlt,  bestimmt 
der  König  kraft  seiner  königlichen  Machtvollkommenheit, 
dass  alle  Jaden,  welche  eigenes  Gewerbe  and  Geniess 
haben,  künftig  dem  Reiche  von  all  ihrer  fahrenden  Habe, 
aasgenommen  die  Zeh  rang,  die  za  ihrem  Leibe  gehört, 
„Blander",  d.  h.  Bettgewand  and  Kleidern,  and  Haasgeräte, 
alle  Jahre  den  zehnten  Pfennig  bezahlen  sollen,  der 
ohne  alle  Widerrede  in  die  Reichskammer  fallen  soU,  halb 
aafWalparga,  den  I.Mai,  and  halb  aaf  Michael,  den  29. Sep- 
tember, ohne  Gefährde  beiVerlast  aller  obiger  Gnaden,  Rechte 
and  Freiheiten  and  des  Reichs  Hald.    14)  Daram  gebietet 
der  König  allen  geistlichen  and  weltlichen  Fürsten,  Grafen 
Freien,  Herren,  Rittern,  Knechten,  Land  Vögten,  Vögten, 
Haaptleaten,  Landrichtern,  Pflegern,  Amtleaten,  Richtern, 
Schnltheissen,  Bürgermeistern,  Räten  and  Gemeinden  idler 
^^ädte,  Märkte  and  Dörfer  and  sonst  allen  Reichsonter- 
nen,  dass  sie  die  Jüdischheit  bei  diesen  ihren  Gnaden, 
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Freiheiten  und  Rechten  handhaben,  schfltzen,  schirmen  and 
bleiben  lassen  and  sie  daran  nicht  irren  noch  hindern  oder 
ihnen  dareingreifen  oder  sprechen  sollen  in  keiner  Weise, 
sondern  sie  dieselben  „gerahlich"  gebrauchen  und  geniessen 
lassen  bei  schwerer  Ungnade  des  Reichs  und  bei  Strafe 
Yon  50  Mark  lötigen  Golds  an  die  Beichskammer.  Der 
Brief  ist  gegeben  am  6.  Juni  1415  and  ausgefertigt  auf 
Befehl  König  Sigmunds  von  Jodokus  Bot,  einem  wahr- 
scheinlich aus  einem  ülmischen  Geschlechte  stammenden 
Geheimsekretftr  desselben.*^ 

Seither  mehren  sich  wieder  die  Verpfändungen  der 
Judengefälle  in  den  einzelnen  Landesherrschaften  und 
Städten.  So  yerlängert  im  Jahre  1415  das  Reich  der  Stadt 
Augsburg  das  Recht,  Juden  aufzunehmen,  auf 
weitere  12  Jahre,  indem  es  sich  verpflichtet,  den  Steuer- 
ertrag der  dortigen  Judengemeinde  während  dieser  Zeit  an 
niemand  zu  verpfänden.*^  So  erlaubt  Kaiser  Sigmund 
im  Jahre  1418  dem  Freiherm  Härtung  von  Eglofstein 
zu  Henfenfeld  unter  Herrspruck,  Juden  in  diesem 
Orte  aufzunehmen."^)  So  ttberlässt  am  0.  Februar  des 
Jahrs  1418  in  Konstanz  König  Sigmund  dem  kaiser- 
lichen Rat  Herrn  Wigul  Schenk  von  Geyern  von  der 
Judensteuer  zu  Nürnberg  die  dem  Reiche  gehörige 
Hälfte  und  weist  ihn  mit  dieser  Versehreibung  an  den 
Bat  zu  Nürnberg.*®)  Im  Jahre  1429  verschreibt 
Kaiser  Sigmund  Herrn  Sobald  Pfinzing  in  Nürnberg 
500  Gulden  Stadtwährung  von  den  Juden  zu  Nürnberg 
und  zu  Wörth  bei  Nürnberg.  Im  Jahre  1482  übergeben 
die  Herren  Berthold,  Georg,  Ludwig  und  Sebald 
Pfinzing,  Klara,  die  Ehefrau  des  Franz  Pirkhaimer 
und  Apollonia,  die  Ehefrau  des  Peter  Stromer,  als 
Kinder  des  Sebald  Pfinzing  dem  Rat  zu  Nürnberg 
die  ihm  gehörigen  500  Gulden  aus  dem  jährlichen  Er- 
trag der  Juden  Steuer,  eine  Verpfandung  welche  Kaiser 
Friedrich  IH  bestätigt.  So  verpfändet  im  Jahre  1434 
Kaiser  Sigmund  Herrn  Kaspar  Schlick  den  halben  Teil 
der  Judensteuer  von  Nürnberg  mit  Einwilligung  des 
Kurfürstentums  Mainz^^),  bis  im  Jahre  1480  der  Rat 
von  Nürnberg  Herrn  Mathias  Schlick  für  2000  Gulden 
Stadtwährung  dessen  jährliches  Einkommen  an  der  Juden- 
steuer abkauft,  während  die  andere  dem  Reiche  ge- 
hörige Hälfte  der  Nürnberger  Judensteuer  von  1463  bis  1472 
Herr  Heinrich  von  Pappenheim   bezieht*^)    Die  dem 

"*)  Altmann  und  Berabeim,  Ausgewählte  Urkunden  zur  Verfassungs- 
geschichte  des  Mittelalters.  Berlin,  G&rtner,  1895. 
**)  Stobbe,  Juden  in  Deutscbland,  S.  86. 
"*)  Würfel,  NOmbergs  Judengemeinde,  S.^8,  61. 
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Reiche  gehörige  halbe  Judenstener  zu  Ulm  ist  seit 
dem  Jahre  1407  dem  Orafen  Friedrich  von  Oettingen 
mit  allen  anderen  damaligen  Beichspfandschaften  als  einige 
unteilbare  Pfandschaft  verschrieben,  dem  sie  nach  einer 
Vollmacht  Kaiser  Sigmunds  f&r  den  Burggrafen  Johann 
von  Nürnberg  vom  Jahre  1418  auch  in  diesem  Jahre 
noch  gehört'^),  und  im  gleichen  Jahre  fordert  derBeichs- 
erbk&mmerer  Konrad  von  Weinsberg  namens  des  Beichs 
von  der  Stadt  Ulm  100  Qulden,  welche  ihm  diese  auf 
einige  in  Ulm  gefangen  gesetzte  Juden  anweist.^') 

Eine  erneute  Schätzung,  d.  h.  Steuerumlage,  trifft 
die  deutschen  Juden  in  den  Jahren  1421  und  1422.  Im 
Jidire  1421  werden  während  des  Hussitenkriegs  seitens 
der  Beichskammer  in  den  bayerischen  Städten  und 
in  Begensburg  die  Juden  gefangen  gesetzt  und 
es  wird  ihnen  eine  ausserordentliche  Steuer  von 
8000  ungarischen  Goldgulden  auferlegt,  welche  d^r  im 
Jahre  1410  erfolgten  Abmachung  gemäss  hälftig  dem  Bat 
von  Begensburg  und  hälftig  dem  Herzog  Ton  Bayern  als 
Burggrafen  namens  des  Beichs  zufiel.  Der  Bat  musste 
daf&r  der  Judengemeinde  versprechen,  die  nächsten  4  Jahre 
nur  die  gewöhnliche  Jahressteuer  zu  erheben  und  die 
Abgabe  von  60  Mark  ihr  zu  erlassen.*^  Am  0.  August  1422 
stellen  auf  dem  Nürnberger  Beichstage  das  Beich 
und  die  Fürsten  den  Antrag  auf  Erhebung  einer  neuen 
Geldsteuer  im  Beiche.  Da  das  Geld  in  den  Händen 
der  Städte  und  der  Juden  war,  weigerten  sich  diese, 
so  dass  der  ganze  Plan  fallen  gelassen  wurde,  soweit  er 
eine  Verpflichtung  aller  Beichsstände  bezweckte.  Erhalten 
ist  noch  die  Liste  der  Grafen,  Herren  und  Aebte,  welche 
den  100.  Pfennig  vom  Vermögen,  also  von  240  Pfennigen 
oder  1  Pfd.  Pfennigen  2,4  Pfennige  geben  wollten.  Die 
Beichsstände  hatten  die  Wahl  zwischen  der  Stellung 
eines  Truppenkontingents  oder  einer  Geldleistung. 

War  so  die  für  die  Beichsstädte  beabsichtigte  Steuer 
eine  Vermögenssteuer,  so  war  für  die  Judenge- 
meinden keine  Vermögenssteuer,  sondern  eine  Ein- 
kommenssteuer vorgesehen  und  zwar  sollte  vom 
gesamten  Einkommen  aus  all  ihrer  liegenden  und  fahrenden 
Habe  oder  der  Nahrung  der  Juden  der  dritte  Pfennig 
gegeben  werden.  War  diese  Steuer  des  dritten  Teils  des 
Einkommens,  dieser  dritte  Pfennig,  gewiss  etwas  unge- 
wöhnliches, war  eine  solche  Steuerquote  immerhin   eine 

*^)  Veesenmeyer  der  Aeltere,  Nachrichten  von  den  Ulmer  Jaden, 
ülmer  Gymnasialprogamm  Yon  17fl^,  S.  14.  Presael,  Geschichte  der  Ulmer 
Jaden.  S.  18. 

")  Gemeiner,  Regensbarger  Chronik,  Bd.  2,  S.  441. 
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harte  Zumatung,  so  war  sie  sicherlich  nicht  schlimmer  als 
die  Gleyen-  und  Schützengestellnngen  der  christ- 
lichen Landesherren  and  Reichsstädte. 
Als  Eriegssteaern  warden  vereinbart: 
L  Die  Anschläge  auf  Stellang  von  Mannschaften,  and  zwar : 
1^  für  den  täglichen  Krieg, 
21  für  den  Zag  zar  Rettang  des  Karlsteins. 
n.  Die  Geldsteaern,  and  zwar: 

1)  Die  Steaer  vom  100.  Pfg.  des  Vermögens  za  erheben: 

a.  von  den  sich  zar  Zahlang  erbietenden, 

b.  yon  den  bei  der  Beratnng  nicht  bekannten  oder 
übersehenen  geistlichen  and  weltlichen  Herren. 

2)  Die  Steaer  des  3.  Pfennigs  vom  Einkommen  za 
erheben  yon  allen  Jaden  im  Reiche.  Für  diese 
Jadensteaer  war  das  Reich  in  4  Steaerbezirke  geteilt, 
nämlich : 

a.  Stenerbezirk  des  Markgrafen  Bernhard  yon 
Baden:  Schwaben,  Bodensee,  Eidge- 
nossenschaft, beide  Rheinafer  bis  Köln. 

b.  Stenerbezirk  des  Pfalzgrafen  Johann  yon  Nea- 
markt:  Verschiedene  Reichsstädte  wie  Roten- 
barg,  Nürnberg,  Regensbnrg  a.  s.  w. 

c.  Steaerbezirk  des  Grafen  Johann  yon  Lapfen: 
das  Herrschaftsgeleite  der  Landgrafen  yon 
Thüringen  and  Markgrafen  yon  Meissen. 

d.  Steaerbezirk  des  Branorio  deUa  Scala: 
Baiern. 

Als  Grandlage  der  Bestenerang  oder  Kataster  diente 
die  erste  Reichsmatrikel.®^ 

Am  14.  Aagast  1422  beaajftragte  das  Reich,  nachdem 
yon  dem  Reichstage  za  Nürnberg  beschlossen  worden 
war,  gemeinsam  gegen  die  Böhmen  za  Felde  za  ziehen, 
and  alle  Fürsten  sich  daza  rüsteten,  den  Pfalzgrafen 
Johann,  yon  den  Jaden  in  Nürnberg,  Regensbnrg, 
Rotenbnrg,  Nördlingen,  Weissenbnrg  and  Schwä- 
bisch-Hall  eine  aassergewöhnliche  Kriegsstener  za  er- 
heben, sich  selbst  aber  für  die  der  Reichskammer  geliehenen 
2500  Gnldendnrchdiegewöhnliche  Jahressteaer  jener 
Jaden  bezahlt  za  machen.  Gleichzeitig  erhielt  der  Markgraf 
das  Recht  zar  Ernennnng  der  Rabbiner  and  es  wnrde  ihm 
zagesichert,  dass  das  Reich  keine  Jadensteaer  eher  yer- 
pfanden  werde,  als  bis  er  yöUig  entschädigt  sei.  Ein 
ähnliches  Schreiben  gieng  an  die  Angsbarger  Jaden- 
gemeinde. Der  Markgraf,  d.h.  wohleinigeHintersassen 
der  Markgrafschaft  Baden,    hatten  also  der  Reichs- 


M' 


)  WeisBftcker,  ReichstagBakten,  Bd.  8,  S.  106. 
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kammer  die  Mittel  zmn  Kriege  vorgeschossen  and  hatten 
sich  daf&r  die  JadengefUle  des  Beichs  verpfänden  lassen 
and    dem   Markgrafen   Bernhard    lag   die    nicht   gerade 
beneidenswerte  Pflicht  ob,  die  GefUle  dieser  Pfandschaft 
einzutreiben."^)    Am   11.  September   1422    bevollmächtigt 
König  Sigmund  den  Markgrafen  BernhardLvon  Baden, 
zur   Bestreitung   der  Kosten  des  Kriegs  mit  den 
hassitischen  Ketzern  von  den  Jaden  in  den  genannten 
Bezirken  des  Beichs  den   dritten  Pfennig  von  aller 
ihrer  liegenden  und  fahrenden  Habe  zu  erheben,  und  erlässt 
zu  seiner  Unterstützung  die  erforderlichen  Befehle.    Das 
Schreiben  führt  aus,  nachdem  man  über  einen  Anschlag 
oder  eine  Matrikel  einig  geworden  sei,  was  jeder  KurfOrst, 
Fürst,   Graf,   Herr,   Stter,   Knecht,  jede    Stadt,  jeder 
Abt  und  jede  geistliche  Person  zu  diesem  Zweck  „dienen 
und    steuern^    solle,     so    sei    es    nicht    mehr    als 
billig,    dass   niemand    dessen   überhoben,    davon 
ausgeschlossen     und    dabei    übersehen    werde.      Darum 
befehle  der  König,   dass   alle   Juden   im   römischen 
Reiche,  d.  h.  in  Schwaben,  um  den  Bodensee,  unter 
den  Eidgenossen,  zu  Elsass,  am  Rheine  zu  beiden 
Seiten  desselben  bis  nach  Köln  hinab,  sie  mögen  in  Städten, 
Marktflecken,  Dörfern  oder  sonstwo  wohnen,  den  dritten 
Pfennig  von  allem  Gute,  das  sie  haben,  es  sei  liegende 
oder  fahrende  Habe,  nichts  ausgenommen,  geben  sollen. 
Der  König  habe  deshalb  seinem  Beben  Oheim,  dem  hoch- 
geborenen Markgrafen  Bernhard  von  Baden  Vollmacht 
gegeben,  den  dritten  Pfennig  von  allen  deutschen  Juden, 
wo  sie  in  den  obgenannten  Landen  wohnen  mögen ,  einzu- 
fordern, und  gebiete  allen  Juden  bei  Verlust  seiner  Huld, 
diesen  dritten  Pfennig   bei  Strafe  an  Leib  und  Gut  zu 
bezahlen,  wie  er  auch  dem  ehrwürdigen  Erzbischof  Konrad 
zu  Mainz,  Reichserzkanzler  in  Deutschland,  dem  neuen 
Statthalter  und  Kurfürsten  und  allen  anderen  Kurfürsten, 
Fürsten,  Grafen,  Herren,  Rittern,  Knechten,  Städten,  Ge- 
meinden und  anderen  Reichsunterthanen  gebietet,  jeden, 
der   sich   ungehorsam   zeigen   sollte,   dem  Markgrafen 
Bernhard  strafen  zu  helfen   und  dem  Markgrafen  die  Be- 
fugnis giebt,  ungehorsame  Juden  in  die  Acht  zu  thun.^) 
Die  Massregel  der  Reichsregierung  fand  indes  wie  ge- 
wöhnlich damals  alsbald  namentlich  in  den  Freistädten 
lebhaften  Widerstand,  weil  hier  die  starke  wirtschaftliche 
Macht  der  dort  wohnenden  Juden   sich  diesem  Einzüge 
von  88^/8  vom  Hundert  ihres  Jahreseinkommens  widersetzte. 
Am  26.  September  1422  verspricht  König  Sigmund,  seine 

•*)  WeisB&cker,  ReichstagsakteD,  Bd.  8,  8.  166,  176  f. 
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und  des  Pfalzgrafen  Johann  von  Nenmarkt  AnsprAche 
an  die  zu  Begensbnrg  angesessenen  Juden  nicht  weiter 
zu  verfolgen,  ehe  er  sich  nicht  mit  dem  Pfalzgrafen  von 
Bayern  sds  Burggrafen  und  als  Pfandgläubiger  verständigt 
habe ,  da  die  Judengemeinde  sich  auf  die  Abmachung  vom 
Jahre  1421  berufe.'^)  Am  8.  Oktober  1422  erklärt  König 
Sigmund  von  Begensburg  aus,  dass  er  den  Pfalzgrafen 
Johann  von  Neumarkt  bevollmächtigt  habe,  von  den 
Juden  zu  Heilbronn  ausser  den  ordentlichen  Jahresab- 
gaben eine  ausserordentliche  Geldsteuer  fEü:  den  täg- 
lichen Krieg  mit  den  Böhmen  zu  erheben,  und  erlässt 
die  kaiserlichen  Weisungen  an  diese  Juden  sowie  an  die 
Stadt  Heilbronn.  Am  17.  Oktober  1422  fragt  die  Stadt 
Frankfurt  bei  ihren  Batsgenossen  Walter  Schwarzen- 
berger  und  Jakob  Stralenberg  an,  wie  sich  die 
Städte  Mainz,  Speier  und  Worms  und  der  Erzbischof 
von  Mainz  verhalten  gegenüber  der  auf  die  Zustimmung 
der  Beichsstände  zur  Besteuerung  der  Juden  fCLr  den 
Hussitenkrieg  sich  stützenden  Aufforderung  des  Beichs, 
die  Erhebung  des  dritten  Pfennigs  zu  fördern."*) 

Am  11.  Januar  1428  bevollmächtigt  König  Sigmund 
von  Pressburg  aus  den  Hofrichter  Grafen  Johann 
von  Lupfen  zur  Erhebung  des  dritten  Pfennigs  von 
den  ftkr  den  Beichskrieg  gegen  die  Hussiten  zu  steuern 
verpflichteten  Juden  in  den  Landen  und  Städten  der  Land- 
grafen von  Thüringen  und  Markgrafen  zu  Meissen 
Friedrichs  des  Aeltern,  Wilhelms  und  Friedrichs 
des  Jungen.**)  Am  13.  März  1423  berichtet  die  Stadt 
Köln  an  Mainz  über  den  Münzmeister  Jakob '^  des 
Markgrafen  von  Baden,  der  wegen  der  Judensache 
nach  Köln  gekommen  sei.**^  Am  15.  März  1424  berichtet 
die  Stadt  Augsburg  an  aen  Pfalzgrafen  Johann  von 
Neumarkt,  die  Freiheitsrechte  ihrer  Stadt  seien  derart, 
dass  von  den  Juden  ihrer  Stadt  keine  ausserordentliche 
Steuer  erhoben  werden  dürfe.'*)  Erst  im  Oktober  1423 
verständigen  sich  die  Augsburger  Juden  mit  dem  Pfalz- 
gnrafen,  worauf  auch  hier  die  Zahlung  einer  Steuer 
von  28,000  Gulden  erfolgt,  während  Ulm  033  Gulden 
8  SchüUng  bezahlte.'«)  Am  28.  AprU  1423  schreibt  König 
Sigmund  von  Kaschau  aus  an  die  Stadt  Frankfurt, 
sie  möge  den  Markgrafen  Bernhard  von  Baden  bei  der 

**)  Gemeiner,  Regensburger  Chronik,  Bd.  2,  S.  445.  Stobbe,  Jaden 
m  Deutschland,  8.  75. 

■^  Weinftcker,  Beiehstagsakten,  Bd.  8,  8.  24i,  848,  182,  269,  274. 
Hesel,  Städtechroniken,  Bd.  5,  8.  878.  Presael,  Geschichte  der  ülmer 
Jnaen,  8.  12. 

*^  Der  betreffende  MOnxmeister  scheint  der  jüdische  General- 
pächter der  MÜrkgrafschaft  Baden  gewesen  sn  sein. 
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Erhebung    des    dritten  Jadenpfennigs   onterstfitzen, 
der  als  Steuer  zum  Feldznge  gegen  die  Ketzer  in  Böhmen 
yon  den  Fürsten  zn  Nürnberg  jüngst   geplant  worden 
seL**")    Am  8.  Februar  1424  meldet  eine  Frankfurter 
Staatkammerrechnung,  dass  ihr  Stadtebote  Walter 
Schwarzenberger  mit  drei  Begleitern  und  vier  Pferden 
in  sieben  Tagen    auf  einer  Reise  zum  Beichskämmerer 
Konrad  zu  Weinsberg  in  Gutenberg  9  Gulden   und 
10  Häller  yerbraucht  habe;  die  Beise  sei  erfolgt  wegen 
der  Frankfurter  Juden,  die  der  Markgraf  yon  Baden 
mit   der    Acht    belegt    habe,    weil    sie    den    dritten 
Pfennig  der  Reichskammer  nicht  bezahlen  woUten,  ein 
Streit,    den    Weinsberg    ebenso    wie    die    Münz  frage 
bei  Hofe  ins  Beine  bringen  sollte.    Die  Botschaftskosten 
mit  100  Gulden  liess  sich  der  Bat  yon  der  Frankfurter 
Judengemeinde  ersetzen,  indem  am  10.  Februar  1424  die 
Frankfurter  Stadtkammer  100  Gulden  yon  den  Juden 
als  Steuer  dafür  einzog,  dass  Walter  Schwarzenberger 
als  Bote  an  den  Hof  nach  Ungarn  wegen  der  Juden- 
steuer geschickt  worden  war.*^    Die  Botschaft  hatte  denn 
auch   Erfolg;   denn   am  17.   August  1424  bestimmte  der 
König,  dass  der  yon  ihm  dem  Markgrafen  Bernhard  yon 
Baden  ausgestellte Y ollmachtsbrief,  den drittenPfennig 
yon  den  Frankfurter  Juden  als  Kriegssteuer  zu  erheben, 
der  Stadt  Frankfurt  und  ihren  Juden  keinen  Schaden 
bringen   solle,   und  am  20.  August  1424  schrieb   König 
Sigmund  aus  Jotis  an  Frankfurt,  er  habe  sich  über 
das  Anliegen  der  Stadt  betreffs  der  Ansprüche  des  Mark- 
grafen Bernhard  yon  Baden  auf  Erhebung  des  dritten 
Pfennigs  yon  den  Frankfurter  Juden  durch  ihren  Rats- 
freund  Walter  Schwarzenberger  Vortrag   erstatten 
lassen    und   ihn   yerabschiedet,   wie   sie   yon  ihm  hören 
werden.")    Auch   Nürnberg   ist   yon  der  Sache   wenig 
erbaut    Am  27.  Noyember  1424  schreibt  Nürnberg  an 
Sobald  Pfinzing  und  Peter  Yolkmer,  sie  möchten 
in  der  Frage  der  Besteuerung  der  Nürnberger  Juden 
beim  König  gegen  dieselbe  wirken.  Auch  diese  Stadt  erh&lt 
infolge  dessen  am  11.  Januar  1425  einen  Brief  yon  der 
Reichskanzlei,  in  welchem  der  König  erklärt,  dass  trotz 
seiner    Yerschreibung   an   den  Pfalzgrafen    Johann   die 
Nürnberger  Juden  nicht  besteuert  werden  sollen.") 
Nachdem  es  so  mit  dem  dritten  Pfennig  der  Reichs- 
kammer schlecht  gelungen  war,  Geld  zum  Hussitenkriege 
zu  schaffen,  yersuchte  sie  es  mit  einer  ausserordentlichen 

■")  Die  Zehrang  Schwarzen  bergen  mit  8  Pferden  hatte  in  12  Wochen 

und  1  Tag,  also  in  86  Tagen,  88  Gnlden  Gold,  16  8ch.,  1  Hlr.  betniceo. 

•*)  Weizsäcker,  Reichstagsakten,  Bd.  8,  8.  276,  881,  Bd.  0,  S.  460  f. 
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Jndenkopfsteuer.  Jeder  Jnde  nnd  jede  Jfldin,  be- 
stimmte ein  weiteres  neue  Reichskriegsstenergesetz 
vom  Frankfarter  Reichstage  im  November  und 
Dezember  1427,  jung  oder  alt,  sollte  einen  Galden  geben  nnd 
die  Einnehmer  der  christlichen  Stenern  sollten  auch  die 
jüdischen  Stenern  einziehen.  Die  Folge  dieser  Beschlösse 
ist,  dass  in  allen  Reichsstädten  ein  allgemeines  Stener- 
kataster  angelegt  wird.  So  wird  in  Nfirnberg  eine 
„Lösung*^  oder  Auslösung,  wie  man  diese  ausserordent- 
lichen Steuern  nannte,  in  der  Art  erhoben,  dass  von  aller 
Barschaft  (Bereitschaft)  und  fahrenden  Habe  4Hlr. 
auf  das  Pfund  oder  1  *lt  yom  Hundert  des  Werts  umgelegt, 
von  allen  Zinsen  1  Gulden  auf  6  Gulden  Zinsen,  das  ist 
16^/$  yom  Hundert  des  Einkommens,  yon  allen  Leibge- 
dingen 1  Gulden  auf  12  Gulden  oder  1  Simri  Eom  auf 
1 2  Simri  Eom,  Rente  oder  Gölte,  das  ist  8  Vs  yom  Hundert 
erhoben  wurden.  Von  ewigen  Gölten  aus  Grundbesitz  sollte 
je  nach  der  Betriebsart  gesteuert  werden.  Der  Ertrag  dieser 
Steuern  belief  sich  allein  in  NOrnberg  auf  32,933  Pfd.  Hlr., 
wie  auch  im  Jahre  1430  NOrnberg  an  Losungssteuer 
31,988  Pfund  Häller  und  im  Jahre  1433  einen  ähnlichen 
Betrag  einnimmt  Man  wiederholt  damals  die  Steuer  alle 
3  Jahre,  später  wird  sie  bei  der  wachsenden  Bedrängnis  der 
Reichsfinanzen  alljährlich  erhoben.  Man  sieht,  diese  ausser- 
ordentliche Ablösungssteuer,  die  sogenannte  „Losung^, 
ist  eine  unmittelbare  Steuer  teils  yom  Vermögen,  teils  yom 
Einkommen  zu  dem  Zweck,  die  bemittelten  Klassen 
zur  Beteiligung  an  den  öffentlichen  Lasten  ihrem  Ver- 
mögen entsprechend,  also  prozentual,  heranzuziehen. 
Schon  Kaiser  Karl  IV.  bestätigt  dieses  Steuerrecht  der 
Stadt  NOrnberg,  indem  er  bestimmt,  dass  alle,  welche 
Erbzinsen,  Häuser,  Hütten  oder  Rechte  in  NOrnberg  haben, 
diese  Steuer  zahlen  sollen.  In  den  Jahren  1360  und  1370 
beträgt  sie  fOr  jeden  Borger  1  Schilling  als  Kopfgeld  und 
ausserdem  8  Häller  yom  Pfund  des  Vermögens,  also  3^8  yom 
Hundert  Im  Jahre  1387  muss  jeder  Borger  eine  Korn- 
spende  als  Lösung  geben,  damit  die  Stadt  den  nötigen 
Frnchtyorrat  erhält,  so  dass  die  Stadt  aus  dem  nach- 
herigen Verbrauch  dieses  Korns  16,114  Pfd.  Hlr.  löste,  in 
den  Jahren  1392  und  1397  werden  wiederholt  Lösungen 
erhoben.^)  So  schwören  im  Jahre  1384  die  NOrnberger 
Juden,  dass  sie  ihr  Vermögen  richtig  zur  Lösung  ange- 
geben haben  und  die  reiche  JOdin  Rapp  yereinbart 
dabei,  sie  wolle  jährlich  124  Gulden  bezahlen,  so  lange 
die  Vereinbarung  gelte.*') 

«*)  Hegel,  St&dtecluroDikexi,  NOrnberg,  Bd.  1,  8.  288. 
*i)  Steni,  die  Israel.  BeTölkening,  Heft  8,  S.  24  f. 
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Aach  in  Aagsbarg  wird  die  Eetzersteiier  gegen 
die  Hassiten  eingesammelt.  Jeder  Kopf  fiber  16  Js^re 
hat  8  Pfennig,  jeder  Einwohner,  der  mehr  als  200  Giddeii 
hat,  einen  halben  Gulden,  wer  über  1000  Gulden  hat, 
einen  Gulden  und  jeder  Geistliche  yon  je  20  Gulden  Jahres- 
einkommen 1  Pfund  zu  zahlen.^*)  Ebenso  wird  in  Ulm  ein 
fdlgemeines  Steuerkataster  angelegt,  wobei  neben  der 
Steuer  der  eingesessenen  Bürger,  der  Ausbfirger 
und  der  Pfaffen  auch  die  Judensteuer  erscheint 
XTlms  Judengemeinde  zählt  damals  13  Steuerträger;  es 
sind  die  Juden:  La  ml  in  mit  5  Gulden  Steuer  und  sein 
Sohn  Hätzgin  mit  2  Gulden;  dann  der  Jude  Yifflin 
yon  Biberach  mit  2  Gulden;  die  Juden  Liebermann 
yon  Weissenhorn  mit  1  Gulden,  Tehel  und  Yselin 
mit  je  2  Gulden,  Tosepp  der  Schulruffer  yon  München 
und  der  Jude  Liebermann  yon  Blaubeuren  mit  je 
1  Gulden;  weiter  der  Jude  Salman  yon  Bayensburg 
mit  8  Gulden,  der  Jude  Leo  yon  Bayensburg  mit 
1  Gulden,  der  Jude  Schopp,  Sohn  des  Säklin  yon 
Esslingen,  mit  2  Gulden;  Männlin  yon  Mettingen 
mit  3  Gulden  und  Messe,  der  Sohn  Hailmans,  mit 
1  Gulden.  Die  13  ülmer  Juden  zahlen  also  im  Jahre  1427 
zusammen  26  Gulden  Steuer,  während  im  Jahre  1420  ihre 
Steuer  noch  45  Gulden  betragen  hatte.  Wie  rasch  die 
Judengemeinden  damals  abnehmen,  beweist  das  Ulmer 
Steuerbuch,  das  yom  Jahre  1427  als  Matrikel  benutzt 
wurde.  Von  den  13  jüdischen  Steuerträgem  stirbt  während 
der  Benützungszeit  einer,  der  Jude  Yselin,  wt^end  yier 
andere,  die  Juden  Liebermann  yon  Weissenhorn, 
Yehel,  Liebermann  yon  Blaubeuren  und  Leo  yon 
Rayensburg,  yon  Ulm  fortziehen,  so  dass  die  Steuer- 
summe der  übrig  bleibenden  8  Juden  nur  noch  zusammen 
18  Gulden  und  2  Ort  beträgt.*») 

Auch  die  letzten  Zeiten  der  Regierung  Kaiser  Sig- 
munds bringen  erneute  Anforderungen  an  die  Jaden- 
gemeinden. Am  27.  März  1428  erscheint  als  Beitrag  zur 
Reichskriegssteuer  yon  den  fünf  Judenfamilien 
des  Erzbistums  Salzburg  die  Summe  yon  53  Gulden, 
dagegen  haben  die  Juden  des  Landes  Steyr  nichts 
bezahlt  ^^)  Im  Jahre  1420  überlässt  das  Reich  dem 
Grafen  yon  Pappenheim  die  ihm  zustehende  Hälfte 
des  Steuerertrags  der  Judengemeinde  in  Augs- 
burg   sowie    den    dortigen     Goldgulden,    d.   h.    die 

^')  StetteD,  Augsborger  Chronik,   Bd.   1,   S.  158.     Stetten   schreibt 
1  Pfennig  YOD  20  Golden,  was  kaum  denkbar  scheint 
^  Ülmer  Steaerbnch  von  1427,  Mspt  Ulmer  Archiv. 
^  Weizsäcker,  Reichstegsakten,  Bd.  8,  8.  897,  Bd.  9,  161  f.,  97. 
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Judenkopfstener,  den  goldenen  Opferpfennig,  eut  Be- 
lohnung für  seine  treaen  Dienste  and  als  Pfand  fOr  sein 
Darlehen  von  2000  Goldgnlden,  worauf  der  Graf  tob 
Pappenhelm  sich  mit  der  Jndengemeinde  dahin  einigt, 
dass  ihm  dieselbe  j&hrlich  ein  ÄTersum  von  200  Gulden, 
also  10  Tom  Hundert  Eahlen  mnsate. 

Am  2.  September  1430  giebt  die  Stadt  Nflrnberg 
den  beiden  Bürgern  Stephan  Coler  und  Peter  Yolkmer 
Anweisung  fQr  die  Vertretung  der  Interessen  der  Stadt 
bei  den  Verhandlungen  des  ESnigs  mit  den  nach  Stran- 
bing  beschiedenen  Nürnberger  Juden,  welche  dort 
unter  ihrem  Hochmeister  zu  erscheinen  hatten.*')  Das 
Reich  beabsichtigte,  ähnlich  wie  im  Jahre  1385,  die 
Schulden  der  Beichsritter  und  anderer  Personen  bei 
den  Juden  Ton  Keichswegen  zu  tilgen.  Die  Vertreter 
der  deutschen  Jndengemeinden  wurden  deshalb  nachNflrn- 
berg  vorgeladen  and  da  Regenebnrg  dieser  Aufforderung 
keine  Folge  leistete,  warde  die  dortige  Judengemeiode 
durch  Urteil  des  Heichshofgerichte  in  den  Bann  gethan 
und  der  Erzbischof  Kon r ad  TOn  B e gen sburg  angewiesen, 
den  Bann  und  die  ßelchsacht  aber  sie  anszasprecben ,  bis 
im  Jahre  1432  nach  Iftngeren  ünterhandlongen  der  Jnden- 
gemeinde mit  Nikolaus  von  Redwitz  als  Vertreter  des 
Reichs  dieser  der  Regessbnrger  Judengemeinde  Recht  gab 
und  die  Reichskammer  bestätigte,  dass  eine  Sch&tznng 
der  Begensbarger  Jadengemeinde  durch  das  Reich  nicht 
angängig  sei.  Dieses  Freiheitsrecht  der  Regensbarger 
Judengemeinde  blieb  denn  auch  anfVecht  erhalten,  so  dass 
auch  nach  der  Aussöhnung  des  Pfalzgrafen  Ludwig  bei 
Rhein  and  Herzogs  von  Bayern  mit  König  Sigmund 
und  der  Aufhebung  der  Reichsacht  Dber  den  erstem 
das  Reich  zwar  von  den  bayerischen  Juden  wieder 
den  Opferp fennig  oder  die  Judenkopfsteuer  erhielt, 
aber  die  Regensbarger  Jadengemeinde  davon  aus- 
genommen bUeb.*') 

Wie  der  Ertrag  der  Judensteuer  des  ganzen  deutschen 
Reichs  dem  r&mischen  Kaiser  gehörte,  so  gehört« 
diesem  auch  der  Ertrag  derselben  im  Kirchenstaate, 
weshalb  z.  B.  im  Jahre  1438  die  Kaiserin  Barbara, 
Witwe  des  Kaisers  Sigmund,  von  Papst  Eugen  IV. 
den  Ertrag  der  Jadensteuer  im  Kirchenstaat  zurack* 
verlangte,  welchen  der  Kaiser  dem  Papst  auf  Lebens- 
daaer  abgegeben  hatte.**) 


«)  QemeiDer,  Regembnrger  Cliroiiilc,  Bd.  S,  8.  24,  29  f.,  51.    Stobbi 

Jnden  in  DenUcliUiid,  8.  76,  827.    Wiener,  Rcf^Uii,  S.  196,  No.  680. 

**)  Depping,  Juden  im  HiUelilUr,  8.  189,  S75. 


4 


—    462    — 

•.    Bit  HftMriiMB  dtr  Jid«. 

Wie  das  ülmer  Jadenstenerkataster  vom  Jahre  1427 
ergiebt,   wohnte   der  einstige  Ulmer  Grosajnde   Jäcklin 
damals  nicht  mehr  in  Dlm.    Jäcklin,  den  Pressel  irrtümlich 
f&r  eine  andere  Person  cds  den  Jnden  Jäckel  hält,  während 
beide    gleichbedeutend    sind,    wird    zuerst   in    Ulm   im 
Jahre  1875  erwähnt,  wo  ihm  die  Stadt  2500  Gulden  ffir 
ein  Anlehen    schuldig   wird.    Im  Jahre  1378  wird   sein 
Aufenthaltsrecht  noch  auf  1  Jahr  yerlängert,  damit  er  seine 
Forderungen  einziehen  kann;  er  ist  also  wohl  im  Jahre  1379 
von  Ulm  fortgezogen.    In  Nürnberg,  wo  im  Jahre  1381 
seine  Söhne  Isak   und  Yey feiein  erscheinen,  wie  dort 
im  Jahre  1383  auch  der  Jude  Isak  von  Strassburg,  der 
Schwiegersohn    Jäcklins,    auftaucht,    erscheint   er    am 
21.  Juli  1384.    Im  Jahre  1382  zahlt  der  Jude  Veyfelein 
in  Nürnberg   dem  Rat    einen   Jahreshauszins    von 
50  Gulden.  Das  Haus,  in  dem  Veyfelein  wohnt,  gehört  dem 
Pendicz  von  Neuenmarkt  und  der  Jude  Rapp  nimmt 
den  Zins  daraus  ein,  weshalb  dem  Veyfelein  verboten  ist^ 
diesen  Zins  ohne  Ermächtigung  des  Lösungsamts,  d.  h.  des 
Steueramts,  jemand  anderm  abzutreten.    Der  Jude  Isak 
von  Ulm,  Bruder  des  Veyfelein,  zahlt  einen  Jahreshaaszins 
von  40  Gulden.  Am  20.  Juli  1383  vergleicht  sich  der  Jude 
Isak  von  Strassburg  mit  den  Bürgern  von  Nürnberg, 
dass  er  ihnen  jährlich  50  Gulden  Hauszins  geben  solle,  wobei 
sein  Schwager  Veyfelein  Bürgschaft  leistet.  Am  gleichen 
Tage  vereinbart  der  Judenmeister  Meier  von  Frankfurt 
mit  den  Bürgern  von  Nürnberg,  dass  er  den  Bürgern 
jährlich  50  Gulden  Hauszins  geben  soUe.^^    Meier  darf 
Judenmeister   in  Nürnberg    sein    und    Studenten 
haben.^^)    Der  Jude  Veyfelein  und  der  Jude  Isak  von 
Strassburg,  Sohn  des  Veyfelein,  der  Schwiegersohn  des 
Jäcklin  von  Ulm,  zahlen  idiesen  Zins  im  Jahre  1384,  da 
Meier  denselben  schuldig  bleibt,  während  Meier  1384  wieder 
fortzieht.^'')    Der  fremde  Rabbi  war  also  unter  dem  Protek- 
torat der  Grossjudenfamilie  Jäcklin  nach  Nürnberg  ge- 
kommen. Am  2 1 .  JuU  1 384  vergleicht  sich  der  Jude  Jäcklin 
von  Ulm  mit  Nürnberg,  dass  er  5  Jahre  in  Nürnberg 
solle  wohnen  dürfen  und  für  sein  Haus  einen  Jahreszins  von 
200  Gulden  für  sich  und  alle  die,  welche  in  seinem  Brot 
sitzen  und  kein  eigenes  Gut  haben ,  geben  solle.    Stirbt  er 
in  dieser  Zeit,  sollen  die   1000  Gulden    dennoch   bezahlt 
werden  müssen.  Bürgschaft  leisten  seine  Söhne  Veyfelein 
und  Isak.    Sollten  die  Bürger  die  Juden  bitten,  dass  sie 

«^  Stern,  die  Israel  BeYölkerong,  Heft  8,  8.  88,  80  ff.,  86  f.,  Heft  t 
8.  10.    Pressel,  Ulms  Joden,  8.  9  f.    VergL  S.  842  f. 
«)  VergL  8.  87. 
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ihnen  eine  Gabe  leisten  oder  einAnlehen  geben,  so  sollte 
hiefür  der  Brief  massgebend  sein,  den  Jäcklin  von  der 
Stadt  in  Händen  hatte.  Seit  dem  Jahre  1389  giebt 
Jäcklin  nnr  noch  100  Onlden  Mietzins  ans  seinem  der 
Reichskammer  gehörigen,  der  Stadt  verpfändeten  Wohn- 
hanse ^"^j  wohl  weil  ihm  die  Stadtkammer  Geld  schuldig 
geworden  ist  und  auf  diese  Weise  die  Zinsen  bezahlt 

Man  sieht  ans  allen  diesen  Nachrichten,  die  ganze 
Familie  Jäcklin  hat  den  zn  heiss  gewordenen  schwä- 
bischen Boden  verlassen  und  in  der  fränkischen  Jnden- 
hanptstadt  Nürnberg  ein  angenehmes  Heim  gefunden, 
während  die  Stadt  Ulm  und  ihre  Bürger  die  Folgen  des 
Jäcklin'schen  Wuchers  bei  Döf fingen  mit  dem  Herzblute 
ihrer  Bürger  bezahlen.  Man  findet  solche  Umzüge  von 
Juden  aus  einer  Stadt  in  die  andere,  mannigfach.  So 
zieht  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ein  Jude  Jäcklin 
ans  Ueberlingen  nach  Schaffhausen^^,  so  zieht  im 
Jahre  1388  der  Jude  Vey  feimann  aus  Ueberlingen  nach 
ülm^*),  Umwanderungen,  welche  stets  eine  Abrechnung 
des  Juden  mit  seiner  seitherigen  Patronatsherrschaft 
and  einen  Vertrag  mit  der  neuen  Patronatsherrschaft 
bedingten.  Wenn  ein  Jude  in  das  Patronat  einer  Reichsstadt 
aufgenommen  werden  wollte,  hatte  er  hiezu  in  erster  Linie 
die  Genehmigung  des  Reichs  nachzusuchen  und  mit  der 
Beichskammer  bezw.  der  Kammer  seiner  seitherigen 
Patronatsherrschaft  abzurechnen,  worauf  die  Aufnahme  ids 
Beisitzer  erfolgte,  bei  welcher  der  Jude  zu  schwören  hatte, 
dass  alle  Bürger  dieser  Stadt  ihren  Schuldverpflichtungen 
gegenüber  dem  Juden  nachgekommen  waren,  da  diese 
älteren  Schuldverpflichtungen  der  Reichskammer  bezw. 
der  Kammer  seiner  seitherigen  Patronatsherrschaft  ge- 
hörten und  dieser  steuerpflichtig  waren.  So  schliessen 
z.  B.  am  2.  Mai  1352  einige  Juden  mit  Genehmigung  des 
Reichs  mit  dem  Rate  von  Nürnberg  einen  Vertrag  dahin 
ab,  dass  der  Rat  diese  Juden  als  Beisitzer  aufnimmt,  wobei 
die  Juden  zu  erklären  haben,  dass  alle  Nürnberger  Bürger 
und  deren  Hintersassen  und  Erben ,  die  ihre  Selbstschuldner 
oder  Bürgen  geworden  waren,  dieser  Verpflichtung  ledig 
geworden  seien,  auch  wenn  die  Juden  solche  Forderungen 
geerbt  haben.  Brachten  die  Juden  Häuser  in  ihre  Hand, 
so  hatten  sie  diese  binnen  Jahresfrist  an  Bürger  der  Stadt 
zu  verkaufen,  wogegen  es  den  Juden  freistand,  innerhalb 
der  Stadt  zu  wohnen,  wo  sie  wollten;  nur  ausserhalb  der 
Stadt  zu  wohnen,  war  ihnen  verboten.^)  Auch  wenn  eine 

^*)  VerhandluBgen  des  Vereins  far  Kunst  und  Altertum,  N.  R.  1871, 
Heft  8,  8.  da 

^  Hegel,  StftdtechronikeD,  NQmberg,  Bd.  1,  S.  122,  282. 
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Stadt  oder  ein  sonstiger  politischer  Bezirk  von  einer  Hand 
in  die  andere  übergeht,  mflssen  die  gegenseitigen  Schuld- 
fordernngen  abgerechnet  und  angültig  erklärt  werden.  So 
erklärt  Kaiser  Karl  IV.,  als  er  der  Markgrafschaft  Baden 
die  Reichsgrafschaft  Ortenberg  überlässt,  diese  ron 
allen  Schuldforderangen  frei,  welche  die  Juden  des 
Reichs  an  die  Hintersassen  dieser  Reichsgrafschafl 
hatten.") 

Wie  man  aus  den  obigen  Nürnberger  Zahlen  ersieht 
trägt  die  Reichsgebäudesteuer  oder  der  Mietzins 
der  Juden  aus  ihren  der  Reichskammer  gehörigen 
und  den  Stadtgemeinden  als  Pfandgegenstand  hälftig 
überlassenen  Wohnhäusern  und  Liegenschaften  sehr 
hohe  Beträge.  So  nennt  z.  B.  im  Jahre  1381  das  Nfirn- 
berger  Judenzinsbuch  18  richtig  eingebürgerte  Juden ; 
davon  giebt  einer  150  Oulden  Jahreszins,  einer  100, 
einer  90,  einer  75,  einer  60,  sechs  50,  einer  40,  einer  36, 
einer  28,  zwei  25,  einer  24,  einer  8  Gulden.^)  Im  Jahre  1382 
giebt  der  Jude  Samuel  von  Basel  mit  Frau  und  3  Söhnen 
S  Jahre  lang  in  Nürnberg  einen  Jahreshauszins  yon 
220  Gulden  in  2  Halbjahresraten.'^ 

Mannigfach  freilich  sahen  yon  diesen  Hauszinsen 
weder  die  Reichskammer  noch  die  Stadtverwaltungen 
einen  Pfennig,  weil  sie  den  betreffenden  Juden  für  die 
öffentlichen  Anlehen  verpfändet  waren,  welche  die 
Stadtverwaltungen  bei  ihnen  aufgenommen  hatten.  Seit 
dem  Jahre  1391  sinken  diese  Judenzinse  wesentlich,  da 
die  Jaden  ihre  Forderungen  an  die  Stadtgemeinden  auf 
diese  Weise  hereinbringen.  Am  5.  März  1301  z.B.  treffen 
eine  Reihe  von  Juden  mit  der  Stadtgemeinde  Nürnberg 
ein  neues  Abkommen  betrefiis  der  Höhe  der  Jahreszinsen 
für  ihre  der  Reichskammer  gehörigen  Wohnhäuser,  wobei 
bestimmt  wird,  dass  diese  Mietzinse  auch  künftig  hälftig 
der  Stadt  und  hälftig  der  Reichskammer  gehören  sollten. 
Alle  Juden,  welche  kein  solches  festes  Abkommen 
betreffs  ihres  Jahreszinses  mit  den  Stadtverwaltungen 
getroffen  haben,  stehen  in  besonderer  Steuerpflicht  So 
erscheint  am  20.  November  1302  in  Nürnberg  ein  Ver- 
zeichnis von  solchen  Juden,  welche  die  Richtigkeit  ihrer 
Vermögensangabe  beim  Lösungsamt,  d.  h.  beim  Steuer- 
amt, beschworen,  aber  mit  den  Bürgern  kein  Abkommen 
über  ein  festes  Jahreskontingent  getroffen  haben.  Diese 
Juden,  wird  bestimmt,  sollen  von  jedem  Pfund  ihres  Ein- 
kommens 1  Schilling  und  4  Häller  bezahlen  und  dafür  aller 
weiteren  Steuerpflicht  bis  auf  den  6.  Januar  1303  ledig  sein. 


si 


Petiel,  KOnig  Wensel,  Bd.  1,  8.  Vn. 

Stern,  die  Israel.  BerOlkeniiig,  Heft  8,  a  45,  87,  4d  £ 
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Es  sind  im  Ganzen  28  Personen,  welche  in  dieser  Art  ihre 
Lösung  beschwören  (joravit),  darunter  ein  Jent  von  Ulm, 
der  8  Schilling  8  Häller  bezahlen  soll,  aber  nichts  hat.^*) 
Ebenso  beschwören  am  6.  Janaar  1393  in  Nürnberg  eine 
Anzahl  Jaden  and  Jüdinnen  die  Richtigkeit  ihrer 
Steaerangaben  beim  Lösangsamt,  woranf  bestimmt  wird, 
dass  diese  Jaden,  welche  mit  der  Stadtgemeinde  kein 
festes  Abkommen  betreffs  ihrer  Steaerzahlang  getroffen 
hatten,  künftig  von  jedem  Pfand  Vermögen  1  Schilling 
und  4  Häller  der  Stadt  yoraasbezahlen  and  durch  diese 
Zahlung  bis  auf  den  6.  Januar  1304  von  allen  weiteren 
Steuerlasten  frei  sein  sollten.  Am  25.  September  1394 
endlich  treffen  in  Nürnberg  eine  Reihe  dieser  Juden,  die 
seither  nur  ihre  Auslösung  beschworen  hatten,  ein 
festes  Abkommen  mit  der  Stadtgemeinde,  was  jeder  jährlich 
an  Jahreszins  für  sein  der  Reichskaomier  gehöriges  Haus 
zu  geben  haben  solle.^') 

Seit  dem  Jahre  1394  tritt  zu  den  Lasten  der  Juden 
für  den  laufenden  Genuss  ihres  Beisitzerrechts  die  Pflicht, 
auch  an  den  hochangeschwollenen  Lasten  für  die  ver- 
gangene Zeit  teil  zu  nehmen.  So  wird  am  25.  Sep- 
tem^r  1394  in  Nürnberg  vereinbart,  der  Jude  Michael 
Penditz  solle  jährlich  12  Gulden  für  die  vergangene  Zeit 
und  8  Gulden  für  die  Zukunft  geben,  Salomon  von 
Frankfurt    12    Gulden   für    die   vergangene   Zeit   und 

7  Gulden  für  die   Zukunft,  Merl,  des  Ansei   Tochter, 

8  Gulden  für  die  Vergangenheit  und  4  Gulden  für  die 
Zukunft  u.  s.  w.  Am  8.  Juli  1406  vereinbart  Nürnberg 
wiederholt  mit  seinen  Juden,  was  jeder  jährlich  geben 
soll.  Die  Beträge  sind  jetzt  wesentlich  niederer.  Am 
15.  Juni  1408  wird  aufs  neue  in  Nürnberg  mit  den 
Juden  eine  Vereinbarung  getroffen.^*)  Im  Jahre  1411 
vergleichen  sich  in  Regensburg  betreffs  Aufbringung 
der  Steuerlasten  die  Regensburger  Judengemeinde  einer- 
seits und  eine  reiche  Jüdin  und  ihre  5  Söhne  andererseits 
auf  3  Jahre  dahin,  dass  jeder  Teil  die  Hälfte  zu  erlegen 
haben  solle.  Am  6.  Oktober  1416  wird  in  Nürnberg  i 
aufs  neue  mit  den  Juden  wegen  der  Steuer  verhandelt*^)         {     W 

f.    Dia  J«d«]isUatr  untev  KBnlg  Bndolf  II.  (1438-1438)  und  iml«r  Kaiftr 

Friedrloli  m.  (1488-1483). 

Wie  unter  Kaiser  Sigmund,  so  bleiben  auch  unter 
König  Rudolf  n.  und  Kaiser  Friedrich  IH.  die  ordent- 
lichen Judengefälle  der  Reichskammer  meist  verloren. 
Das  nächste  Ereignis,  bei  welchem  die  Juden  eine  ausser- 

**)  Stern,  die  Israel.  Bevölkerung,  Heft  3,  8.  48,  89,  69  ff.,  61. 
M)  Gemeiner,  Begensbarger  Chronik,  Bd.  2,  S.  899. 
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ordentliche  Steuer  zahlen  mtlssen,  ist  die  Krönung 
des  neuen  Königs  Rudolf  IL  in  Aachen.    Im  Jahre  1438 
bescheidet  das  Reich  die  Vertreter  sämtlicher  Juden- 
gemeinden  auf  den  Reichstag  nach  Nürnberg,   um 
ihnen    eine    ausserordentliche   Steuer   zur   Deckung    der 
Kosten  der  Krönung  in  Aachen  aufzulegen,  die  eben- 
falls  in    der   Form    des   dritten   Pfennigs   erfolgt.^^) 
Auch  König  Friedrich  in.   erhält  im  Jahre  1442   bei 
seiner  Krönung  eine  solche  Gabe  als   „Ehrung^    mit 
der  Verpflichtung,  eine  solche  Steuer  erst  wieder  zu  yer- 
langen,  wenn  er  zum  Kaiser  gekrönt  werde,  was  denn 
auch  im  Jahre  1452  geschah.    Diese  Königskrönung  kostete 
z.B.  die  Regen  sburger  Judengemeinde  fOr  „Ehrung  und 
Steuer«  5000  Gulden,  während  Ulm  800  Gulden  bezahlte.") 
Seither    mehren    sich    diese    ausserordentlichen 
Lasten  bei  Christen  und  Juden  immer  mehr.  Im  Jahre  1456 
müssen  in  Sizilien  die  Juden  wie  in  Deutschland   den 
zehnten  Teil  ihrer  fahrenden  Habe  steuern  und  idi  das 
zurflckerstatten ,  was  sie  an  übermässigen  Zinsen  erhoben 
hatten,  um  den  Ertrag  hievon  zu  den  Kosten  des  Feldzugs 
gegen  die  Türken  zu  verwenden.  Im  Jahre  1474  befiehlt 
das  Reich  dem  Rate  von  Regensburg,  als  Kriegssteuer 
für    den  burgundischen  Feldzug   von    der  dortigen 
Judengemeinde  4000  Gulden  einzuziehen.    Der  Rat  be- 
richtet darauf,  dass  er  nichts  habe  erhalten  können,  worauf 
das  Reich  im  Jahre  1475  seinen  Befehl  erneuert,  so  dass 
der  Rat,  um  die  Zahlung  zu  erzwingen,  das  Judenyiertel 
absperrt    und    den   Juden    Hausarrest    auferlegt '^*)     Im 
Jahre  1476  wird  darauf  gerichtlich  festgestellt,  dass  solange 
die  Erträge  der  Judengemeinde  in  Regensburg  in 
der  Pfandschaft  des  Herzogtums  Bayern  seien,  diese 
zwei  Richter  gehabt  habe,  von  denen  den  einen  Bayern, 
den  andern  die  Judengemeinde  eingesetzt  habe.    Diese 
beiden    Richter    aus    den    Regensburger    Ratsge- 
schlechtern haben  dann  im  Judenschulhofe^^)  wegen 
Schuldforderungen,    Ansprüchen,    Pfändungen   und    der- 
gleichen gerichtet;  mit  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  aber 
haben  diese  Richter  nie  etwas  zu  thun  gehabt ;  dazu  haben 
ursprünglich  die  Herzöge  als  Burggrafen  einen  eigenen 
Richter  (Schultheissen)  eingesetzt,  bis   dann  diese  Ge- 

»)  Stobbe,  Jaden  in  Deutschland,  S.  182.  WQrfel,  NQrnbergs  Juden- 
gemeinde^  8.  18. 

^  Gemeiner,  Regensbnrger  Chronik,  Bd.  8,  8.  185,  628.  Wiener, 
Begesten,  8.  81,  Nro.  23  f.  Stobbe,  Juden  in  Deutachland,  3.  76,  904  t 
Schmid,  Eollekt  Mspt. 

*^  Schule  und  Schuld  sind  sprachlich  enge  verwandt  wie  schola  und 
Boldo  (solidns)  mit  Zoll.  Die  Schule  ist  der  Ort,  wo  wegen  Schulden  Recht 
gesprochen  und  der  Zoll  oder  die  Busse  (Pfennig  Yon  p6na)  erl^  winL 
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richtsbarkeit  demRegensbnrger  Stadtschaltheissen- 
amt  fibertragen  worden  sei.  Von  den  Strafen  ffir 
Totschlag,  Bann  a.  s.  w.  habe  stets  Bayern  die  eine 
Hälfte,  die  andere  Hälfte  aber  der  Rat  erhalten,  die  Ge- 
fälle fftr  geringfügige  Sachen  aber  seien  dem  Jndenrichter 
zugefallen,  der  aasserdem  jährlich  noch  S  Pfand  Gehiüt 
Yon  der  Jadengemeinde  bezogen  habe.^')  Während  also 
die  Herzöge  von  Bayern  die  peinliche  Gerichtsbarkeit 
und  das  Steaerrecht  als  Barggrafen  fiber  die  Jaden- 
gemeinde in  Regensbarg  hatten,  besorgte  den  Schatz 
and  Schirm  derselben  der  Rat  der  Reichsbflrger- 
gemeinde.  Wollte  sich  ein  Jade  in  Regensbarg  nieder- 
lassen, so  masste  er  sich  mit  dem  Rate  betreffs  der  Höhe 
des  Aatnahmegelds  and  der  Jahressteaer  ver- 
ständigen, woraaf  dann  nach  einem  Privileg  vom  Jahre  1429 
aach  der  Herzog  von  Bayern  seine  Zastimmang  als  Barg- 
graf geben  masste.  Kamen  fremde  Jaden,  am  sich 
längere  Zeit  aafzahalten,  so  masste  die  Jadengemeinde 
vorher  ihre  Einwilligang  geben  und  die  fremden  Jaden 
hatten  dann  eine  Aafenthaltsgebflhr  an  den  Rat  and 
die  Jadengemeinde  zn  zahlen;  kamen  sie  nar  vorfiber- 
gehend,  so  mnssten  sie  vom  Rate  das  Geleite  erwerben. 
So  blieben  denn  aach  bis  zar  Aafhebang  der  Regensbarger 
Jadengemeinde  die  Jadenrichtersteilen  in  den  Händen 
hoher  Reichsherren.*^) 


19)    IMe  Juden  des  Auslands  Im  15.  Jahrlmudert. 

Der  Anfang  des  15.  Jahrhanderts  ist  die  Zeit,  in 
welcher  das  Jadentam  seine  glänzendsten  Zeiten  in 
Westenropa  gefeiert  hat.  Um  diese  Zeit  trifft  man  z.  B. 
flberall  in  Andalasien  gelehrte  jüdische  Talmndisten, 
Mediciner,  Mathematiker,  Dichter,  Philosophen; 
sie  schreiben  gleich  gat  arabisch  and  hebräisch, 
wie  aach  die  Jadenhochschale  za  Lissabon  am  Ende 
des  15.  Jahrhanderts  viele  berühmte  Rabbiner  aasbildet. 
Damit  hatte  die  Blüte  dieses  Volks  aber  aach  ihren 
höchsten  Stand  erreicht  and  es  gieng  mit  dem  Jaden- 
tam rasch  abwärts.  Seit  dem  Anfang  des  15.  Jahr- 
handerts wird  das  Vorgehen  gegen  die  Jaden  immer  schärfer. 
Im  Jahre  1412  wird  den  Jaden  and  Maaren  in  Valla- 
dolid  von  König  Johann  H.  verboten,  mit  Christen  zn 
essen,  ihren  Hochzeiten  and  Leichenbegängnissen  beiza- 
wohnen,  christliche  Angestellte,  Handwerker,  Gärtner  oder 

^  Stobb«,  Jaden  in  Dentschland,  S.  82,  420. 
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Hirten  zu    haben.     Der  Zatritt  zu  den  zfinftigen   Gre- 
werben  der  Schneider,  Eupferschmiede,  Metzg^er, 
Schreiner,    Schahmacher   and  Hafschmiede   wird 
ihnen  antersagt  and  kein  Jade  oder  Maare  darf  künftig  mehr 
die  Heilkande  aasttben,  eine  Apotheke  haben,  Handel 
mit  Spezerei  and  Esswaren  treiben   oder  Gastwirt 
oder  Verwalter  and  Einnehmer  von  öffentlichen 
oder  Privateinkttnften  sein.     Aach    werden    sie    den 
ordentlichen    Gerichten    anterworfen    and    nar    in 
Dingen,    welche  ihre  Gebräache  and  Gewohnheiten    be- 
treffen,  dürfen   sie  sich  selbst  Recht   sprechen;  es  wird 
ihnen  dasSecht  entzogen,  ihre  Gemeindeamlagen  selbst 
za  verteilen.    Keine  christliche  Fraa  darf  ein  Haas 
betreten,   das  von  Jaden  oder  Maaren  bewohnt  ist;  die 
Jaden    dürfen    bei  Strafe    von  100   Batenstreichen    nnd 
100  Marabotins  nicht  den  Titel    „Herr*"   (Don)  fähren 
and   müssen  den  Bart  lang  wachsen  lassen;  Kleider 
za  tragen,  von  denen  die  EUe  mehr  als  30  Marabotins 
kostet,   ist   ihnen    verboten;    über   ihren  Kleidern    aber 
müssen  sie  M&ntel  tragen,  die  bei  den  Fraaen  vom  Kopfe 
bis  za  den  Füssen  herabzagehen  haben;  das  Tragen  von 
Goldschmnck  ist  ihnen  verboten,   aach  ist  ihnen   bei 
Verlast  der  Freiheit  and  Yermögenseinzag  verboten,   das 
Land  za  verlassen,  wie  allen  I^desherren  eingeschfirft 
wird,  sie  aaf  der  Flacht  ja  nicht  anfzanehmen.    Femer 
werden  sie  bei  Strafe  an  Leib  and  Gat  gezwangen,  ledig- 
lich  in   den  ihnen   angewiesenen  Vierteln   za  wohnen, 
welche  mit  Maaer  and  Thor  versehen  waren. '^ 

Am  7.  Febrnar  1418  hält  man  in  Tortosa  m  Spanien 
einen  Weltkongress.  Christen-  and  Jadentheologren 
dispatieren  mehrere  Monate  mit  allem  Anfwande  von  Ge- 
lehrsamkeit and  Hartnäckigkeit  Joseph  Larki,  d.  h. 
aas  Lorka  inMarcien,  ein  getaafter  Babbiner,  seither 
Hieronymas  de  la  Ste.  Foye  genannt,  hatte  den  Gtogen- 
papst  Benedikt  XIIL,  gen.  Peter  von  Lana,  veranlasst, 
die  Sache  ins  Leben  za  rafen,  am  die  Jaden  ans  dem 
T  a  1  m  a  d  za  widerlegen.  Die  berühmtesten  jüdischenGe- 
lehrten  aas  Saragossa  a.  s.  w.  standen  ihm  gegenüber, 
der  Papst  führte  den  Vorsitz,  Lnrki  and  der  Rabbiner 
Ben  Venista  waren  die  Hanptgegner.  Es  fanden 
69  Sitzungen  statt  Man  warf  Larki  vor,  er  strebe  nach 
einem  Bistnm.  In  der  vorletzten  Sitzang  erklärten  viele 
Babbiner,  sie  sehen  ihre  Irrtümer  ein  and  verlangten  die 
Tanfe.  Ben  Venista  and  120  angesehene  Jadenfamilien 
liessen  sich  tanfen,  wahrend  eine  steigende  Zahl  von  Jaden 

0  Depping,  Jaden  im  MitteUlter,  &  819,  884,  291  C 
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vorzog,  aas  Spanien  auszuwandern  und  sich  nach  anderen 
liändem  zu  wenden.  Am  11.  Mai  1415  erlAsst  sodann  Papst 
Benedikt  Xin.  von  Valencia  aus  eine  Bulle  gegen  die 
Juden.  Der  Talmud  wird  verboten,  ebenso  das  Werk 
^Marmar  Jesu^;  kein  Jude  darf  mehr  Richter  sein, 
auch  nicht  in  Streitigkeiten  von  Juden  unter  sich,  kein 
Jude  darf  Arzt,  Wundarzt,  Spezereihändler  oder 
Gastwirt  sein,  keiner  ein  öffentliches  Amt  bekleiden; 
mit  Christen  Handel  zu  treiben  und  Verträge  zu 
schliessen,  mit  ihnen  zu  essen  und  zu  baden,  ihr 
Verwalter  oder  Oesch&ftsfbhrer  zu  sein,  christliche 
Dienstleute  und  Ammen  zu  halten,  wird  den  Juden 
erneut  verboten.  Alle  neu  erbauten  oder  wiederherge- 
stellten Synagogen  werden  geschlossen;  wo  zwei  oder 
mehr  Synagogen  sind ,  darf  nur  die  kleinste  offen  bleiben. 
Juden  und  Christen  müssen  abgesonderte  Viertel  be- 
wohnen und  Judeneltem  dürfen  ihre  getauften  Kinder 
nicht  enterben.  Jeder  Jude  muss  jährlich  drei  Predigten 
anhören.  Es  ist  die  bekannte  Bulle,  welche  das  Konzil 
zu  Basel  bestätigt  Die  zeitgenössischen  Schriftsteller 
fluchen  den  Juden  als  wollüstigen,  allen  Lastern  ergebenen 
Menschen,  denen  Europa  die  G-eissel  der  Syphilis  ver- 
danke. Alphons  von  Spina,  ein  getaufter  Jude,  be- 
hauptet, die  Juden  treiben  Sodomiterei,  mischen 
feine  Gifte  und  vereinigen  sich  alle  Jahre  über  ein  zu 
schlachtendes  Christenkind.*) 

Die  der  Kirche  sich  fügenden  getauften  Juden 
führen  ein  wenig  beneidenswertes  Los.  Wohl  gelingt  es 
ihnen  teilweise,  hohe  Staatsstellungen  zu  erringen,  wie 
z.  B.  der  getaufte  Jude  Haleyy  als  Paul  von  Burgos 
Beichskanzler  von  Castilien  wird.*)  Aber  der  Christ 
verachtet  sie  doppelt  als  Benegaten  und  nicht  die  Liebe 
der  Mitbürger,  sondern  die  rohe  Gewalt  ihres  Geldsacks 
hält  diese  Neuchristen  in  ihrer  Stellung,  so  dass  sie  bei 
allem  äussern  Glanz,  im  Innern  unbefriedigt  und  an  den 
alten  Gebräuchen  hängend,  ein  elendes  Leben  führen. 
Die  aus  Kastilien  ausgewiesenen  Juden  flüchteten 
meist  nach  Portugal,  Mauretanien,  Aegypten  und 
der  Türkei.  In  Scharen  wandern  die  jüdischen  Familien 
aus  Spanien  nach  diesen  Ländern.^  Im  Jahre  1463  stirbt 
derBabbiner  Isak  Campanton,  Gaon  von  Kastilien,  im 
Exil  in  Portugal;  die  jüdischen  Hochschulen  werden 
nach  Fez,  Alcavarquiyir,  Kairo,  Saphet  und 
Eonstantinopel  verlegt.  Auch  in  Palästina  setzen 
sich  die  Juden  im  Schutze  der  Moslems  immer  fester 


*)  DeppiDg,  Jaden  im  Bfittelalter,  S.  806  f^  816  f.,  260, 874, 888, 879, 872. 
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and  hetzen  diese  gegen  die  Christen.  Im  Jahre  1428  wurde 
den  Minoriten  auf  dem  Berge  Sion  in  Palästina  ihr 
Kloster  von  den  Sarazenen  genommen,  was  man  den 
Jaden  zuschrieb,  weshalb  diese  die  Kosten  der  Btlck- 
yerlegang  dem  heiligen  Stahle  ersetzen  massten. 

Neben  den  mahamedanischen  Ländern  und 
Portugal  ist  femer  Mittel-  und  ünteritalien  eine 
Zufluchtsstätte  der  spanischen  Juden.  Ein  grosser  Teil 
wendet  sich  nach  Genua  und  verteilt  sich  von  dort 
aus  über  Italien,  ein  Zustrom,  den  die  Juden  in  Rom 
so  ungern  sehen,  dass  sie  sich  weigern,  die  neuen 
Ankönmüinge  in  ihren  Gtomeindeverband  aufzunehmen. 
Wesentlich  besser  geht  es  den  Juden  in  Florenz,  das 
unter  den  Mediceern  ein  Hauptanziehungspunkt  f&r  das 
Judenvolk  wird.  Sie  haben  dort  eine  grosse  Bank  und 
im  Jahre  1414  sendet  die  Bepublik  den  Judenbanqoier 
Valori  als  Gesandten  nach  Mailand,  um  Klage  gegen 
den  Herrn  von  Forli  zu  erheben.  Der  judenfeindliche, 
mit  dem  Hause  Wirtemberg  durch  Familienbande 
verbundene  Herzog  Galeazzo  Visconti  weigert  sich 
indess,  einen  jfidischen  Gesandten  zu  empfangen,  worauf 
Florenz  an  Mailand  den  Krieg  erklärt.  Ebenso 
gründen  die  Juden  in  Livorno,  als  Florenz  diese  Stadt 
erwirbt,  eine  eigene  Gemeinde  mit  eigenem  Bat  von 
60  Mitgliedern  und  5  Vorstehern.  Man  sieht,  wie  mächtig 
die  Stellung  der  Juden  hier  gegenüber  den  deutschen 
Judengemeinden  ist  Es  sind  meist  aus  Spanien  ge- 
flüchtete Juden,  die  sich  hier  10,000  Köpfe  stark 
zusammenfinden.  Auch  in  der  Herrschaft  Venedig  sind 
die  Juden  wohl  gebettet  und  durch  den  Zuzug  neuer 
Ankömmlinge  entstehen  hier  allerorts  neue  Judenge- 
meinden. So  gründet  im  Jahre  1441  die  Bepublik 
Venedig  unter  dem  Herzog  Foscarini  eine  Judenge- 
meinde in  Bavenna  und  im  Jahre  1464  überträgt 
Venedig  dem  Bat  von  Bavenna  den  Schutz  der  dortigen 
Judengemeinde.*^ 

Auch  im  Delphin ate  bleiben  die  Juden  unver- 
trieben,  aber  auch  hier  beginnt  man,  ihnen  mehr  als 
seither  Beschränkungen  aufzulegen.  Im  Jahre  1419  be- 
stätigt der  Begent  Karl  als  Dauphin  eine  Ordnung  des 
EUits  von  Grenoble,  dass  alle  Juden  die  Originalschuld- 
)riefe  zurückgeben  sollen,  wenn  sie  vom  Schuldner  Be- 
sahlung  erhalten,  da  vielfach  Betrügereien  mit  falschen 
Jrkunden  geübt  werden,  und  auch  hier  müssen  sie 
jetzt  eigene  Judenhöfe  oder  Judenviertel  bewohnen 

*)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  264  f.,  899,  262. 
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und   eigene  Brunnen,  Backöfen  and  Mühlen  haben. 
Wesentlich  besser  geht   es    dagegen  den  Jaden  in  der 
Provence,  wo  im  Jahre  1469  König  Reinhard  (Ben6), 
Grraf  von  Provence    and   Gaise,   Herzog  von  Loth- 
ringen und  Titalarkönig  von  Neapel  and  Jerasalem 
den  Jaden  seines  Lands  die  Aasfibang  der  Medicin,  des 
Handels  and  des  Handwerks  gestattet  and  ihnen  die 
Erlaubnis   giebt,   Zolleinnehmer  und  Proknratoren 
bei   den  landesherrlichen    Gerichten  za  werden.     Der 
mächtigste   Mann    am   Hofe  König  Ren6's,    des    zweiten 
Sohns  König  Ludwigs  ü.  von  Anjou-Neapel  und  der 
Jolante  von  Arragonien,  an  diesem  nur  den  schönen 
Künsten  und  Wissenschaften,    der  Wiederbelebung 
der   altprovengalischen  Melodieen   und  Dichterwerke  der 
Troubadours  gewidmeten  Hofe  war  der  jüdische  Arzt 
nnd  Sterndeuter  Peter  von  Nostre-Done,  von  dem 
die  Familie  Nostradamus  abstammt    Nostradamus  war 
ursprünglich  Stadtarzt  in  Arles,  wo  er  aber  den  Neid 
der  dortigen  Apotheker  dadurch  erregte,  dass  er  die 
Arzneien  selbst  bereitete,    so   dass  ihm  auf  deren 
Antrieb  der  Bat  sein  Amt   nahm.    Er  trat  nun  in  den 
Dienst  des  Herzogs  von  Calabrien,  der  ihn  seinem  Vater, 
König  Ben6,  schickte.^)    Wie  überall,  wo  die  Juden  bei 
Hofe  festsitzen,  haben  sie  auch  in  der  Provence  damals 
den  Grosshandelin  der  Hand.  So  schliesst  im  Jahre  1494 
die  Kirche  von  Lyon  einen  Lieferungsvertrag  mit  dem 
Juden  Salomon  von  Nevers   in  Tarascon   und  dem 
Kaufmann  Johann  Napolin  von  Marseille  über  4 Stücke 
Seiden-   und  Goldstoff  um    100  Gulden.     Man  sieht, 
der  Jude  verschwindet,   wo  die   wirtschaftlichen 
Verhältnisse  in  Bückgang  kommen,  und  er  erscheint,  wo 
sich    neue    Welthandelsmittelpunkte   bilden.     Das 
Amt  eines  Privilegienbewahrers  der  Juden  in  der 
Provence,  das  sehr  einträglich  war,  hatte  damals  der 
Herzog  Karl  von  Castillon,  Burggraf  von  Aubagne, 
inne. 

War  die  Stellung  der  Juden  in  Portugal  noch  um 
die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  eine  günstige,  so  wird  sie 
auch  hier  seit  dem  letzten  Viertel  des  15.  Jahrhunderts 
zusehends  schlimmer.  Im  Jahre  1480  wird  durch  König 
Alfons  V.  eine  neue  strengere  Gemeindeordnung 
fQr  die  Juden  geschaffen.  Die  Juden  dürfen  keine 
christlichen  Dienstboten  mehr  haben  und  kein 
christliches  Haus  betreten,  in  welchem  sich  eine 
Frau  allein  befindet.     Treten  sie  zum   Christentum 


*)  Deppiog,  Juden  im  Mittelalter,  8.  264,  254,1266  f.,  822  f. 
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Ober,  so  massen  sie  binnen  Jahresfrist  die  Franen  verlassen, 
die  sie  als  Jaden  geheiratet  haben,  sowie  Vater  and 
Hattet.  An  jedem  Orte,  wo  10  Jadenfamilien  wohnen,  sind 
eine  Jadengemeinde  and  ein  JndenTiertel  za  bilden 
mit  einem  Rabbiner  als  Richter,  der  alle  Jahre  nea 
so  wählen  ist,  sowie  Notaren  zar  Aa&abme  ihrer  Dar- 
lehensvertrllge.  Der  Ertrag  ihrer  Stenergeffille 
gehört  der  Beichskammer.  Wnchervertr&ge  za  schliessen, 
18t  ihnen  verboten.  Kein  Jade  darf  gegen  seinen  Willen 
getaaft  werden.  Die  Jadeogemeindon  waren  ia  7  Kreise 
geteilt,  an  deren  Spitze  je  ein  Kreisrabbiner  gestellt 
war,  welcher  wieder  anter  der  hj}chst«n  Instanz,  dem 
Oberrabbiner,  stand.  Strafrechtlich  standen  die 
Jaden  unter  den  ordentlichen  Qerichtea.*) 

Ancb  in  Spanien  wird  ihre  Lage  schlimmer.  Das  Jahr 
1481  bringt  mit  der  Vereinigang  von  Aragonien  und 
Eastilien  die  EinfOhrang  der  Inquisition,  die  seither 
nnr  in  Aragonien  bestanden  hatte,  anch  in  Eastilien. 
Besonders  schlimm  fttr  die  Juden  aber  ist  die  Eroberung  der 
maurischen  Königreiche  Sranada  and  Andalusien, 
welche  ihnen  den  Schutz  des  Halbmonds  entzieht 
Während  der  tiefrerBchuldete  spanische  Hochadel 
die  Juden  bevorzugt,  sind  das  Volk  und  seine  geistig-en 
Führer,  das  MCnchtnm,  empGrt  Qber  die  Juden,  welche 
durch  ihre  Öetreideausfuhr  dem  spanischen  Volke  das 
Brot  verteuern.  Die  Thfttigkeit  der  vielfach  mit  ge- 
tauften Jadeu  besetzten  Inqaisitionsgerichte  richtet 
sich  hauptsächlich  gegen  die  rflckfftlligen  Juden- 
christen. Wer  am  Sabbath  bessere  Kleider  trägt  und 
die  Tafel  mit  dem  weissen  Tuche  ziert,  wer  das  Fett  Tom 
Fleische  sondert,  wer  Öastereien  am  Laubhflttenfest  giebt, 
wer  geschächtetes  Fleisch  isst  oder  den  Kindern  hebräische 
Namen  giebt,  mass  im  Hemd  mit  blossen  Füssen  und  einer 
Kerze  in  der  Hand  Kirchenbnsse  thun  oder  wird  verbrannt 
Im  Jahre  1482  beschwert  sich  der  Bat  von  Evora  beim 
Belebe,  die  jüdischen  Schahhändler  verkaufen  ihre 
Waren  durch  Hausierer  auf  dem  Lande,  was  man  ihnen 
verbiete!)  sollte,  denn  wie  der  christliche  Handwerksmann 
em  Mitß:eaos8en  keine  Knnden  abspannen  dürfe,  sollte 
uch  der  jüdische  Geschäftsmann  in  seinem  Judenviertel 
leiben  and  warten,  bis  man  ihm  Arbeit  bringe.  Der 
!önig  ^ieng  aber  nicht  auf  die  Klage  ein.') 

Ebenso  gährt  es  gegen  die  Jaden  in  der  Provence. 
IQ  Jahre  1484  erregen  die  Schnitter  der  Provence, 
Jaupliin^  andAuvergne  einen  grossen  Jadenkrawall 

*)  Dr-ppin;,  Joden  im  MitteUlUr,  S.  830,  917,  268,  826,  384  f. 
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in  Ar  1  es,  weil  ihnen  die  jüdischen  Oetreidehändler  zuwenig 
für  ihre  Frucht  bezahlen  und  zu  hohe  Zinsen  abnehmen, 
und  zerstören  die  Synagoge  und  die  Fahrnis  der  Juden 
und  im  gleichen  Jahr  fnhrt  der  Bat  yon  Taragona 
in  dieser  Herrschaft  die  Inquisition  ein  und  giebt  den 
Dominikanern  die  hiezu  nötigen  Vollmachten.'^) 

Wesentlich  schlechter  auch  in  Portugal  wird  die 
Lage  der  Juden  unter  König  lohann  n.  (1482 — 1495), 
dem  Nachfolger  König  Alfons  V.  (1438—1481).  König 
Johann  ist  ein  grimmiger  Feind  der  Juden.  Der  seither 
am  Hofe  allmächtige  Jude  Abarbanel  fallt  in  Ungnade, 
weil  er  mit  Kastilien  conspiriert  hat,  und  flieht  an  den 
Hof  König  Ferdinands  von  Kastilien,  wo  er  eine 
grosse  Bank  gründet  und  sich  aufs  neue  bereichert  Seit- 
her gewinnen  die  Juden  in  Kastilien  neuen  Boden.  Im 
Jahre  1485  wird  der  ]^quisitor  Peter  Arbues  in  Sara- 
gossa in  Aragonien  in  der  Kirche  ermordet  und 
unterstützt  von  dem  in  den  Händen  der  Juden  befindlichen 
Rate  dieser  Stadt  gelingt  es  den  Juden  aufs  neue,  Fuss 
in  Aragonien  zu  fassen.  Immer  weniger  günstig  gestaltet 
sich  dagegen  jetzt  die  Lage  der  Juden  in  der  Provence. 
Im  Jahre  1487  bittet  der  Bat  von  Marseille  in  Paris 
um  das  Becht,  seine  Judengemeinde  aufheben  zu  dürfen, 
was  die  Krone  gewährt  Die  Ausflihrung  der  Massregel 
ist  die  hergebrachte.  Es  wird  den  Juden  eine  Frist  zum 
Einzug  ihrer  Schuldforderungen  und  zur  Begleichung  ihrer 
Schulden  gewährt;  dann  werden  seitens  der  Krone  alle 
ihre  Forderungsrechte  für  ungültig  erklärt  und  als 
die  Juden  sofort  fortziehen  wollen,  dies  verhindert,  damit 
sie  ihre  Pfandscheine  nicht  mitnehmen  und  die 
französischen  Bürger  auf  Grund  derselben  durch  Erwirkung 
von  Vollstreckungsbefehlen  bei  fremdländischen  Gerichten 
durch  Beschlagnahme  von  Kaufmannsgut  schädigen 
können.  Auch  in  Kastilien  ist  die  Besserung  ihrer  Lage 
nur  eine  vorübergehende.  Im  Jahre  1492  werden  die 
Juden  aus  ganz  Kastilien  verbannt,  weil  sie  Kinder  am 
Passah  feste  geopfert  haben  sollen.  Auch  hier  ist  die 
Ausweisungsart  dieselbe  wie  überall.  Es  wird  den  Juden 
auferlegt,  binnen  drei  Monaten  bei  Yermögenseinzug  und 
Todesstrafe  ihre  liegende  Habe  zu  verkaufen.  Gold 
und  Silber  mitzunehmen  wird  ihnen  verboten,  wohl  aber 
dürfen  sie  Wechselbriefe  und  Waren  mit  fortnehmen. 
Der  Einfluss  des  Grossjuden  und  Banquiers  Abarbanel, 
so  gross  er  bei  Hofe  gewesen  war,  hatte  sich  der  Macht 
des  Grossinquisitors  Torquemada  und  der  Prediger- 
mönche nicht  gewachsen  gezeigt.  In  ganz  Aragonien, 
in  Valencia  und  Katalonien  wird  jetzt  eine  Juden- 
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schaldenablOsnng  vorgenommen.  Man  hebt  die  Jaden- 
gemeinden aaf  and  die  Krone  entschädigt  die  reichson- 
mittelbaren  Landesherren  and  Stifter  f&r  den  AasfSall  an 
Gefallen,  den  ihnen  die  Anfhebang  ihrer  Jadengemeinden 
bringt,  indem  sie  diese  Kosten  den  Jaden  aaferlegt  Die 
Anzahl  der  dnrch  Torqaemada  aasgewiesenen  Jaden  wird 
aaf  170,000  bis  400,000  geschätzt  Dass  diese  Zahlen  nicht 
an  wahrscheinlich  sind,  beweist  die  Thatsache,  dass  es 
allein  inG-ranada  1500  Jadenhäaser  gab,  welche  geräamt 
and  nach  jüdischen  Pfandbriefen  darchsacht  worden. 
Die  Jaden  im  nördlichen  Spanien  zogen  nach  Navarra 
and  Biskaja;  80,000  wanderten  nach  Por tag al.  Andere 
schifften  sich  in  Gadiz,  Valencia  oder  Barcelona 
nach  Afrika  and  der  Levante  ein,  wobei  sie  aaf  den 
Strassen  and  aaf  den  Schiffen  darch  die  Pest  and  dnrch 
Baaban fälle  viel  Missgeschick  erlitten.*) 

Aber  anch  in  Portngal  werden  im  Jahre  1496  die 
Jadengemeinden  anfgehoben;  im  Jahre  1498  erhalten  die 
Jaden  der  Provence  den  Befehl  zam  Aaswandem  and 
im  Jahre  1501  weist  König  Lndwig  XTL  die  Jaden 
aas  ganz  Frankreich  aas.  Nachdem  die  Jaden  abge- 
rechnet and  ihre  Verhältnisse  geordnet  haben,  erklärt 
die  Krone  alle  Liegenschaften  von  Jaden,  die  nicht  Christen 
werden  wollen,  fSr  Reichsgnt.  Die  französischen  Jaden 
wandern  teils  in  die  Levante  teils  in  die  Grafschaft 
Avignon  oder  in  das  Herzogtum  Oranien,  wo  sie  aber 
1505  vom  Fürsten  Philipp  von  Chalons  vertrieben 
werden. 

Der  ans  Spanien  aasgewiesene  Grossjade  Abar- 
banel  hatte  sich  nach  Neapel  gewendet  and  war  dort  von 
dem  geldbedfirftigen  König  Ferdinand  L  sehr  gataaf- 
genommen  worden.  Als  im  Jahre  1494  König  Karl  VJLU., 
der  letzte  Valois,  von  Frankreich  (1483 — 1498),  das 
Königreich  Neapel  erobert,  fliehen  die  dortigen  Jaden 
mit  dem  Hofe  nach  Sizilien,  wo  der  spanische  Grossjade 
Abarbanel  nach  dem  Tode  des  Fürsten  als  nnzertrenn- 
licher  Berater  König  Alfons  H.  (1494—1495)  dessen 
Politik  leitet.  Immer  schärfer  aber  geht  man  jetzt  in  ganz 
Westearopa  gegen  die  Jaden  vor.  Ln  Jahre  1501  wird 
in  Valencia  eine  heimliche  Synagoge  entdeckt  and 
deshalb  mit  Strafen  eingeschritten.  In  den  Jahren  1504 
bis  1510  Sachen  die  Spanier  anch  in  Neapel  die  In- 
qnisition  gegen  die  Jaden  einznfähren ,  werden  aber 
dnrch  von  den  Jaden  erregte  Aufstände  hieran  verhindert, 
woranf  man  die  Jaden  aas  Neapel  aasweist  Der  Grossjade 

*)  Deppiog,  Juden  im  Mittelalter,  8.  268,  882  ff.,  84a 
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Abarbanet  aber  zieht  sich  nach  dem  Tode  König  Alfonsü. 
von  Neapel  nach  Venedig  zurück  and  beschliesst  dort 
sein  yielbewegtes  Leben  als  mächtiger  Vertranens- 
mann  der  venetianischen  Begierang,  welche  den 
altbewahrten  geriebenen  Staatsmann,  Philosophen  and 
Steaertechniker  namentlich  mit  der  Ffihrang  der  Handels- 
vertragsanterhandlangen  mit  Portngal  betraute.  Das 
Neapeler  Handelshaas  f&hrte  sein  gelehrter  Sohn 
Samuel  Abarbanel  weiter."^ 

Eaam  war  die  Bachdrackerkanst  erfanden,  so 
wurde  sie  auch  von  den  Juden  zur  Vervielfältigung  ihrer 
heiligen  Schriften  angewendet  Sie  gründeten  in 
mehreren  Städten  hebräische  Buchdruckereien, 
deren  Erzeugnisse  heute  sehr  selten  geworden  sind  und 
zu  den  grOssten  Bücherschätzen  zählen.  Die  ersten 
hebräischen  Drucke  erschienen  um  das  Jahr  1475  in 
Beggio  inEalabrien  bei  Abraham  Garton,  dem  Sohn 
des  bak,  und  in  Plebisacio  oder  Piave  di  Sacco  bei 
Padua.  Im  Jahre  1479  besteht  auch  in  Ferrara  eine 
judische  Druckerei,  im  Jahre  1482  erscheint  eine  solche  in 
Bologna  und  in  den  Jahren  1484 — 1490  druckt  in 
Sancino  im  Herzogtum  Mailand  eine  deutsche  Juden- 
familie zahlreiche  Werke,  bis  der  Besitzer,  G-erson 
Menzel,  im  Jahr  1491  seine  Druckerei  nach  Brescia 
verlegt  Mantua  erhielt  eine  hebräische  Druckerei 
zwischen  1476  und  1480,  Bologna  1482.^ 


20)    Die  nnehmende  BesehrlDkiiDg  der  detttsehen 
Jadengemeinden  seit  dem  15«  Jahrlinndert. 

a.    Di«  Tismlioli«,   poUtiiohe  «ad  gasellMluiftliobe  Abgraumng  d«r  JndtagoiitfaideB. 

Zu  den  Mitteln,  gegen  die  Juden  vorzugehen,  gehörten 
in  erster  Linie  die  räumliche  Abgrenzung  ihrer 
Wohnstätten  von  den  christlichen  und  strengere  Be- 
stimmungen betreffs  des  geselligen  und  geschäftlichen  Ver- 
kehrs mit  Christen.  Wie  schon  König  Philipp  der  Kühne 
von  Frankreich  den  Juden  von  Paris  befiehlt,  durchweg 
auf  dem  Oenovevenberge  hinter  Klein  St.  Anton 
zu  wohnen'^,  so  wird  auch  in  Deutschland  die  räum- 
liche Abgrenzung  der  Judenviertel  seit  dem 
15.  Jahrhundert  sehr  strenge  durchgeführt.  So  bewohnt 
die  Judengemeinde  in  Begensburg  im  15.  Jahrhundert 
ein  besonderes,  durch  drei  grosse  und  drei  kleine  T  h  o  r  e 
gegen  die  übrige  Stadt  abgesperrtes  Viertel,  das  jeden 

*)  Deppiog,  Jnden  im  Mittelalter,  S.  268,  875  f.,  886, 877, 881  fT.,  188. 
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Abend  geschlossen  und  jeden  Morgen  geöffiiet  wird  und 
das  die  Synagoge,  Hochschale  and  Begräbnis- 
stätte der  Jaden  umfasstM  Ebenso  wird  auch  in  ülm^ 
wo  am  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  die  Judengemeinde 
noch  immer  recht  gut  entwickelt  ist  und  im  Jahre  1413 
der  Turm  der  Juden  urkundlich  erwähnt  wird*),  um 
jene  Zeit  eine  wachsende  Anzahl  den  Verkehr  mit  den 
Juden  einschränkender  Bestimmungen  erlassen.  Am 
24.  November  1S94  wird  in  Ulm  verordnet,  die  Juden 
haben  künftig  alle  deJiin  gehörenden  Dinge,  welche  sie 
kaufen  oder  verkaufen,  auf  der  geschworenen  Gold- 
wage wägen  zu  lassen.*)  Die  Juden,  bestimmt  weiter  das 
rote  Buch,  sollen  künftig  am  Palmsamstag  in  ihr  Jaden- 
viertel gehen  und  in  ihren  Häusern  und  ihren  Oassen 
bleiben  und  erst  am  Mittwoch  nach  Ostern  wieder  aas 
dem  Jadenviertel  herauskommen,  ebenso  solle  es  am  Fron- 
leichnamstage gehalten  und  jeder  Jude  und  jede  Jüdin, 
welche  dieses  Gebot  übertreten,  am  5  Pfund  Häller  gestraft 
werden.  Dagegen  sollte  künftig  jede  „Unzucht,"  d.  h.  jede 
ungezogene  Handlung  im  weitesten  Sinne  des  Worts,  die 
ein  Christ  an  einem  Juden  verübte,  doppelt  so  hoch  be- 
straft werden,  als  wenn  sie  an  einem  Christen  begangen 
worden  wäre.  Man  sieht,  wie  sich  die  Leidenschaft  des 
Volks  gegen  die  Juden  steigert  Kein  Jude,  fährt  die 
Ordnung  fort,  weder  Weib  noch  Mann,  sollte  künftig  mehr 
auf  ein  Pfand  Geld  leihen  dürfen,  weder  Gästen  noch 
Bürgern,  weder  Männern  noch  Weibern,  ohne  dass  er  ganz 
genau  wusste,  wer  sie  waren  und  wie  sie  hiessen,  damit 
sie  jeder  Zeit  nötigenfalls  den  Schuldner  genau  bezeichnen 
konnten.  Sollte  aber  jemand,  den  die  Juden  nicht  kannten, 
bei  diesen  Geld  gegen  ein  Pfand  leihen  wollen,  so  sollte 
derselbe  einen  ehrbaren  Mann  oder  ein  solches  Weib,  welche 
die  Juden  genau  kannten,  mitbringen,  und  die  Juden 
dann  diesem  ungehindert  leihen  dürfen.  Verstiess  ein  Jade 
hiegegen,  so  hatte  er  sein  Pfand  umsonst  ohne  gerichtliche 
Einsprache  herauszugeben  und  gieng  aller  seiner  Ansprüche 
auf  Hauptgut  und  Schaden  gänzlich  verlustig.  Weiter 
bestimmte  die  Ordnung,  kein  Jude  und  keine  Jüdin  sollen 
eine  christliche  Amme  oder  Dienstmagd  haben 
dürfen  und  keine  Christen  fr  au,  die  in  Ulm  eingesessene 
Bürgerin  oder  Beiwohnerin  sei,  möge  sie  edeln  oder  nnedeln 
Standes  sein,  oder  eine  ihrer  Töchter  sollen  in  ein  Juden- 
hans gehen  dürfen,  ohne  dass  sie  einen  Diener  oder  eine 
Magd  bei  sich  haben.    Keine  aber  solle  jüdische  Kinder 


*)  Stobbe,«  Juden  in  Deutschland,  S.  80. 
Bazing  and  Veesenmeyer,  Ulmer}  Pfarrkirche,  S.  89. 
J&ger,  Ulms  Verfassungsleben,  S.  8d8. 
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sängen  dürfen.^)  Bedenkt  man,  wie  im  Jahre  1425  den 
Jaden  in  Eaffa,  der  grossen  Handelskolonie  der 
Genuesen  am  schwarzen  Meere,  der  Handel  mit  Skla- 
vinnen verboten  werden  muss^),  ^^  findet  man  solche 
Bestimmungen  erklärlich.  Femer  sollte  kein  Bfirger,  weder 
ein  Edelmann  noch  ein  Unedler,  weder  Frau  noch  Mann, 
weder  Ausbürger  noch  Eingesessener,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Juden,  Geld  ausleihen  oder  gefilhrlichen  „Dies- 
kauf^,  d,  h.  Zinsen-,  Zehntenkauf  treiben  dürfen,  ohne  dass 
er  hiebei  die  gesetzliche  Zinsgrenze  vonlOvom  Hundert 
einhielt.*) 

Um  dieselbe  Zeit  beklagen   sich  die  ülmer  Gold- 
schmiede beim  Bäte  über  die  ülmer  „Jüdischheit^  deren 
Mitglieder  sich  unterstehen,  allerlei  Schmelzwaren,  Perlen, 
Häftlein,  Gold  und  Silber  durch  Auswechsel  gegen  andere 
Waren  oder  gegen  Goldmünzen  und  Silbermünzen  in  Ulm 
aufzukaufen  und  mit  Gewinn  wiederzuverkaufen,  was  ihnen 
nicht  erlaubt  sei  und  dem  alten  Herkommen  widerspreche, 
indem  sie  dadurch  in  die  Bechte  des  Goldschmiedshand- 
werks eingreifen.    Dieses  Treiben  sei  umso  verwerflicher, 
weil    durch    solche   ungerechte   fertige  Handelsware  die 
solide   inländische  Arbeit  vertrieben  werde,  so  dass  das 
durchaus  dem  Nutzen  der  Gemeindegenossen  entgegen  sei. 
Da  der  Bat  davon  ausgeht,  dass  er  die  Aufgabe   habe, 
den  Nutzen   der  Gemeinde   thunlichst  zu  fördern,  damit 
keiner  der  Gemeindeangehörigen  an  seiner  Stellung  not- 
leide,  so  bestimmt  er,  dass  kein  Jude  und  keine  Jüdin, 
weder  jung  noch  alt,  weder  Frauen-   noch  Mannsname, 
künftig  in  Ulm  weder  Gold,  Silber  noch  sonst  etwas  solle 
schmelzen  oder  brennen  dürfen,  sondern  dass  die  Juden 
alles,  was  sie  geschmelzt  oder  gebrannt  haben  wollen,  den 
Mitgliedern  des  Goldschmiedhandwerks  zu  diesem  Zweck 
übergeben  sollen,  wie  sich  das  gebühre,  damit  man  bestimmt 
wisse,  dass  es  hiebei  redlich  zugegangen  seL    Kein  Jude 
sollte  femer  künftig  Silber  münzen  oder  Bmchsilber  von 
solchen  Münzen  in  der  Stadt  aufkaufen,  verkaufen,  brennen 
oder  sonst   verarbeiten  dürfen.     Dagegen   sollte  es  den 
Juden  fi-eistehen,  Perlen,  Edelsteine,  rechtfertiges  Gold 
und  Silber  zu  kaufen  und  wieder  zu  verkaufen  oder  durch 
die  Ulmer  Goldschmiede  brennen  und  schmelzen  zu  lassen, 
nur  sollten  sie  bei  dem  Handel  mit  solcher  „Abenteuer- 
ware'' (afenture)  von  Gold,  Silber  und  Kleinodien  alles, 
was  zerbrochen,  zerschlagen  oder  nicht  ganz  und  darum  d 

verdächtig  schien,  sofort  den  Goldschmieden  zeigen,  damit 
sie  dasselbe  auf  seine  Beschaffenheit  prüfen,  und  es  nicht 


? 


Pressel,  Geschichte  der  Jaden,  S.  42  f.,  148. 
Depping,  Jaden  Im  Mittelalter,  S.  402  f. 
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eher  kaufen,  als  bis  es  diese  Schaa  bestanden  hatte.  Ebenso 
sollte  es  den  Jaden  freistehen,  redliche  Wechselgeschftfte 
mit  rheinischen,  angarischen,  böhmischen  and  welschen 
Goldstücken  zu  treiben,  weil  diese  Goldstücke  keine 
Währnng,  sondern  lediglich  freies  Abenteaergut  seien. 
Aaf  Uebertretung  dieser  Vorschriften  war  Strafe  durch 
den  Bat  je  nach  Lage  des  Falls  gesetzt  Am  30.  Sep- 
tember 1421  bestimmt  weiter  der  Bat  in  Anbetracht 
der  schweren  Zeiten,  kein  Jade  in  Ulm  solle  künftig 
mehr  christliche  Ehehalten  irgend  welcher  Art  halten 
dürfen,  es  mögen  Dienstmädchen,  Knechte,  Ammen  oder 
sonstige  Angestellte  sein,  and  alle  Christen  und  Christinnen, 
die  sich  nnterständen ,  den  Jaden  zu  dienen,  sollen  dafor 
mit  lebenslänglichem  Stadtverbot  bestraft  werden.  Am 
gleichen  Tage  bestimmt  der  Bat,  alle  Juden  sollen  künftig 
das  Vieh,  dessen  Fleisch  sie  essen  wollen,  lebendig  auf 
dem  Markte  oder  bei  den  Metzgern  kaufen.  Beim 
Einkauf  des  Viehs  sollen  sie  dasselbe  nicht  „begrappen^ 
oder  „begreifen^  dürfen,  sondern  die  Untersuchung  des 
Viehs  solle  durch  einen  christlichen  Metzger  ge- 
schehen. Wollen  sie  dieses  Vieh  schlachten,  so  solle 
die  Schlachtung  im  Hofe  ihrer  Judenschule  geschehen 
müssen.  Das  Fleisch  aber,  das  sie  nicht  selbst  ge- 
messen wollen,  sollen  sie  in  ihrem  Judenschulhofe  feil 
haben  müssen  und  nirgends  anders.  Die  Metzger,  welche 
sich  hiegegen  verfehlten,  wurden  ebenfalls  wie  die  Juden 
mit  Strafe  durch  den  Bat  bedroht.  Endlich  bestimmte 
am  gleichen  Tage  der  Bat,  kein  Jude  solle  irgend  welche 
Essware,  wie  Obst,  Fische,  Fleisch,  Hühner  u.a. w. 
beim  Einkaufe  auf  dem  Markt  oder  sonstwo  „hanzen, 
händlen,  begroppen,  begriffen  noch  umbeziehen,"  ehe  er 
es  gekauft  hatte,  damit  keine  Ansteckung  enstehe.  Am 
15.  Mai  1422  endlich  bestimmt  der  Bat,  kein  Jude  in  Ulm 
solle  künftig  mehr  auf  Schafwolle  oder  Baumwolle 
oder  auf  Schafwollgarn  oder  Baumwollgarn  irgend 
etwas  leihen,  ohne  dass  der  Verpfändende  Angehöriger 
eines  solche  Wolle  verarbeitenden  Handwerks  sei,  damit 
diesen  Geschäftsleuten  künftig  nicht  mehr  von  ihren  Ehe- 
halten, Mägden,  Knechten  oder  Spinnerinnen  Schaden 
zugefügt  werden  könne.  Auf  Verletzung  dieser  Ver- 
ordnung war  ebenfalls  Strafe  durch  den  Bat  gesetzt.^ 

Aehnliche  Einschränkungen  der  Juden  erfolgen  um 
dieselbe  Zeit  in  Augsburg,  wo  im  Jahre  1483  bestimmt 
wird,  die  Juden  sollen  künftig  keine  fremden  Juden 
mehr  auf  ihrem  Friedhofe  begraben  dürfen,  ohne  dass 

*)  Prenel,  Geschichte  der  Joden,  8.  48  ff* 
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sie  hief&r  der  Stadtkammer  eine  Gebühr  von  1  rheinischen 
Galden  bezahlen,  und  im  Jahre  1434  infolge  eines  Befehls 
der  Eeichsregiernng  bestimmt  wird,  dass  alle  Jaden 
künftig  wieder  das  vorgeschriebene  Jadenabzeichen 
in  Oestalt  eines  gelben  Bings  za  tragen  haben ^,  wie 
am  8.  März  1435  die  seitherige  Uebang  aafgehoben  wird, 
nach  welcher  der  Jade,  wenn  man  eine  Forderang  an  ihn 
hatte,  vor  seinem  Synagogengericht  in  der  Jadenschale 
verklagt  werden  masste,  wobei  drei  christliche  and  drei 
jüdische  Richter  den  Parteien  Becht  za  sprechen  hatten, 
and  bestimmt  warde,  dass  aach  für  privatrechüiche 
Streitigkeiten  der  Jaden  wie  für  alle  anderen  Gemeinde- 
genossen lediglich  das  königliche  Stadtgericht  zastftndig 
sein  sollte.'')  Grand  dieser  Aenderang  war  gewesen,  dass 
die  Geistlichkeit  in  Angsbarg  daraaf  hingewiesen  hatte, 
es  sei  denn  doch  ein  schwerer  Verstoss  gegen  die  Gesetze 
and  Ordnangen  der  heiligen  Christenheit,  wenn  man  den 
Christen  zamate,  dass  sie  in  der  Jadenschale  bei 
den  Jaden  sitzen  and  Becht  mit  ihnen  sprechen 
sollen.  Der  Bat  hatte  sich  deshalb  am  ein  Gatachten  in 
der  Angelegenheit  an  sachverständige  Personen  gewandt  and 
bestimmt,  es  solle  künftig  das  Jadengericht  darch  fünf 
ehrbare  christliche  Mitglieder  des  städtischen  Zwölfe r- 
gerichts  vom  Bäte  besetzt  werden.  Die  Sitzangen 
sollten  aaf  dem  Bathaase  abgehalten  werden  and  hiebei 
ohne  Teilnahme  eines  Jaden  lediglich  aaf  Grand  des  Stadt- 
bachs Becht  gesprochen  werden,  wie  seither  darch  Christen 
and  Jaden  gemeinsam  im  Schalhofe  gerichtet  worden 
sei,  and  zwar  in  Anwesenheit  des  Stadtvogts  and  eines 
Stadtschreibers,  wie  aach  die  Jaden  ihre  Eide  künftig 
lediglich  auf  dem  Bathaase  schwören  sollten.^) 

Im  Jahre  1464  bestimmt  Kaiser  Friedrich  DI.,  dass 
die  Jaden  des  Beichs,  wenn  sie  Berafang  einlegen 
wollen,  dies  nicht  gegen  den  ihrer  Landesherrschaft  ge- 
leisteten Eid  sollen  than  dürfen.*)  Der  Streit  war  dadarch 
entstanden,  dass  die  Jadengemeinde  in  Nürnberg 
mit  einem  Urteil  des  dortigen  königlichen  Stadtgerichts 
and  der  Bernfangsentscheidang  des  Nürnberger  Stadtrats 
nicht  einverstanden  gewesen  war,  weshalb  bestimmt  warde, 
dass  die  Jaden  die  Entscheidang  darch  den  versammelten 
grossen  Bat  ihrer  Stadtgemeinde  als  letzte  Instanz  anza- 
sehen  haben.  Es  waren  derartige  Vorgänge  wohl  der  Grand, 
dass  das  Beich  eine  besondere  höchste  Instanz  für  Jaden- 
sachen schaf.    Im  Jahre  1465   übertragt  nemlich  Kaiser 

Stetten,  Aagsburger  Chronik»  Bd.  1,  S.  169,  160. 
Stobbe,  Joden  in  Deotschlmnd,  8.  87. 
WOrfel,  NOrnbergt  Jadengemdnde,  8.  9ß» 
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Friedrich  DI.  dem  Grafen  Ulrich  von  Wirtemberg 
den  Jadenschntz  in  den  vier  Bistümern  Mainz,  Trier, 
Salzburg  und  Besangen.  Da  die  Jaden  des  Beicbs, 
betont  die  Urkunde,  welche  vom  20.  Juli  1465  stammt,  be- 
sonders aber  in  den  Bistümern  Mainz,  Trier,  Salzburg 
und  Besangen,  nach  ihrer  gewöhnlichen  „Härtigkeit^ 
zahlreiche  geistliche  und  weltliche  Personen  mit  ihrem 
Wucher  unleidlich  beschwert  und  sich  unordent- 
lich und  grob  gehalten  haben,  so  seien  daraus  viele 
Uneinigkeiten  und  Kriege  entstanden  und  der 
Schaden  h&tte  verderblich  und  vielfach  unwider* 
bringlich  werden  können,  weil  der  Hass  gegen  die  Juden 
sich  derart  gesteigert  habe,  dass  man  dieselben  überfiel 
und  an  ihnen  frevelte.  Da  so  zu  befürchten  gewesen  sei. 
es  mOchte  grosser  Unrat  hieraus  entstehen  und  die 
Juden  als  Reichskammerknechte  unmittelbar  zum 
Beiche  gehören  und  dessen  weltlichem  Gerichtszwang 
unterworfen  seien  und  es  dem  Kaiser  unbillig  erscheine^ 
dass  sie  die  kaiserlichen  Gnaden,  die  sie  täglich  gemessen, 
die  Beichsunterthanen  mit  Undankbarkeit  entgelten  lassen, 
der  Kaiser  aber  mit  anderen  Geschäften  derart  überhäuft 
sei,  dass  er  den  Judenhändeln  kein  Gehör  geben  könne, 
so  habe  der  Graf  Ulrich  von  Wirtemberg  (1419—1480) 
volle  Gtewalt  und  Befehl  erhalten,  alle  Juden  in  den  ge- 
nannten Provinzen  des  Kaisers  namens  des  Reichs  zu 
schirmen  und  sie  bei  ihren  Rechten  zu  handhaben,  aber 
auch  diejenigen,  welche  des  Reichs  Unterthanen  mit 
unziemlichem  Wucher  beschweren,  zu  bestrafen, 
so  oft  er  darum  angegangen  werde,  die  Juden  zu  einem 
Abtrag  anzuhalten  und  diesbezügliche  Streitigkeiten 
in  Gerichtsform  durch  einen  Spruch  zu  entscheiden, 
wobei  die  Strafgelder  der  Reichskammer  einge- 
geliefert  werden  sollten.**) 

Dass  man  gerade  den  Grafen  Ulrich  von  Wirtem- 
berg hiezu  wählte.  Meng  damit  zusammen,  dass  dieser 
ein  Mitglied  des  westphälischen  Vehmgerichts 
war,  welches  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  flkr  die 
Juden  durch  seine  wachsende  Macht  erhöhte  Be- 
deutung erlangte.  Durch  ihre  gesunden  logischen 
Urteile  hatten  diese  Kollegien  eine  derartige  Volkstfim- 
lichkeit  erlangt,  dass  sie  das  Ansehen  der  vielfach  parteiisch 
urteilenden  gemeinen  bürgerlichen  Gerichte  völlig  ver- 
nichteten und  sich  die  Anerkennung  der  Reichsregierung 
erzwangen.      So    strengt  z.  B.   im  Jahre  1465  ein    ge- 

*"*)  Malier,  Aagsbarger  Stadtbacb,  8.  61. 

")  Steinhofer,  Chronik,  Bd.  8,  8. 124  and  196  ff.    Sattler,  Geschichte 
der  Grafen  Yon  Wirtemberg,  Bd.  8»  8.  44. 
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wisser  Nikolaas  Geiger  von  Oeffingen  eine  Klage 
gegen  Bürgermeister  aad  Gericht  und  einige  Bürger 
von  üeberlingen  beim  Beichskammergericht  an, 
welches  aber  dahin  entschied,  dass  derartige  Streitigkeiten 
nicht  vor  das  Beichskammergericht  gehören,  sondern 
vor  das  westphälische  Gericht,  vor  dessen  Ftei- 
stühlen  derartige  Dinge  verhandelt  zn  werden  pflegen,  nnd 
Kaiser  Friedrich  ID.  beauftragt  deshalb  am  4.  August  1465 
den  Grafen  Ulrich  von  Wirtemberg,  da  er  ein  ächter 
rechter  Frei  Schöffe  der  westphälischen  heimlichen 
Gerichte  sei,  die  Parteien  vorzuladen  und  deren  Sache 
zu  entscheiden.  Eine  Erneuerung  dieses  Amts  der  Grafen 
von  Wirtemberg  erfolgte  im  Jahre  1471,  indem  das 
Beich  bestimmte,  dass  der  Graf  Ulrich  zu  Wirtem- 
berg, da  die  JOdischheit,  die  unmittelbar  dem  heiligen 
Beiche  unterstehe,  schlimmen  unziemlichen  Wucher 
treibe,  volle  Gewalt  haben  solle,  die  Juden  in  seinen 
Schatz,  Schirm  und  Frieden  zu  nehmen  und  in  Gerichts- 
form  zu  bestrafen.  ^^) 

b.    Dia  &ltiiViiiTerllrfgvig«ii  dtr  Jnd»  in  16.  Jahrkniidtrt 

Einen  immer  breitem  Boden  finden  seit  dem  15.  Jahr- 
hundert die  Bestrebungen,  die  Juden  zum  Uebertritt 
in  die  christliche  Kirche  zu  bewegen.  Da  nach  dem 
Willen  der  Kirche  die  Juden  durch  Predigt  und  durch 
Liebe  zum  Christentum  bekehrt  werden  sollten,  so  wurden 
jetzt  allenthalben  Missionspredigten  gehalten,  um  sie 
über  die  Bedeutung  des  Christentums  und  ihren  eigenen 
Unwert  aufzuklären,  wobei  man  es  nicht  dem  Belieben 
der  Juden  überliess,  diese  Predigten  anzuhören,  sondern 
sie  dazu  nötigte,  seitdem  das  Basler  Konzil  im 
Jahre  1434  überall  derartige  Bekehrungspredigten  ange- 
ordnet hatte.**) 

Einer  der  bedeutendsten  dieser  Missionsprediger  ist 
der  Dominikaner  Vincenz  Ferrier.  Er  hatte  alle 
Eigenschaften  eines  Predigers :  Hinreissende  Beredtsamkeit, 
unermüdlichen  Eifer,  unlägrenzte  Anhänglichkeit  an  die 
Kirche,  ausserordentliche  Kraft,  eine  jedem  Beiz  der  Ver- 
fahrung  gewachsene  Beinheit  der  Sitten,  volle  Gleichgültig- 
keit gegen  alle  Güter  des  Lebens  bewundert  das  Volk 
an  ihm  und  geben  ihm  eine  Gewalt,  die  der  Macht  der 
Crossen  das  Gleichgewicht  hält.  Die  Könige  rufisn  ihn 
zu  sich,  beraten  sich  mit  ihm,  benützen  ihn  zu  Staatsan- 
gelegenheiten, die  Völker  wünschen  sich  Glück  zu  seiner 
C^egenwart,  er  kommt  aus  Spanien  nach  Frankreich, 

^')  Depping,  Jaden  in  Mitteblter,  S.  809. 
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von  dort  nach  Italien.  Wo  Ferrier  erscheint,  wird  er 
wie  ein  Helliger  empfangen.  Das  Volk  begleitet  ihn,  der 
Handwerker  yerl&sst  die  Arbeit,  wenn  der  Mönch  kommt 
da  er  sich  von  ihm  Bettang  aas  den  Klauen  der 
Wacherer  verspricht  Als  er  in  Perpignan  einzieht 
sind  die  Könige  von  Frankreich  and  Spanien,  König 
Sigmund  und  Papst  Benedikt  XTTL  dort,  um  den 
Kirchenstreit  auszogleichen.  Alle  Juden  müssen  seiner 
Predigt  beiwohnen,  legen  aber  Verwiüirung  ein  und  rufen, 
er  lege  die  Stellen  falsch  aus.  Er  sagt,  man  solle  ihn  nicht 
unterbrechen,  disputieren  werde  er  in  den  Abendstunden. 
In  der  That  lässt  sich  ein  Teil  der  Juden  wohl  mehr 
aus  praktischer  Erwägung  als  aus  üeberzeugung 
taufen,  der  grösste  Teil  aber  wandert  nach  Andalusien 
zu  den  Mauren  und  nach  Portugal  und  Afrika  aus. 
Die  übergetretenen  Juden  aber  überhäuft  man  mit  Ehren. '^ 
Alle  kirchlichen  und  Staatsämter  stehen  ihnen  offen  und 
so  lassen  sich  8000  Mauren  und  85,000  Juden  taufen. 
Man  nannte  solche  getaufte  Juden  damals  Marranen 
oder  Morinen.") 

Auch  in  Deutschland  treten  dieseBekehrungsver- 
suche  damals  immer  mehr  hervor.  Im  Jahre  1474  wenden 
sich  der  Herzog  Ludwig  von  Bayern  und  die  bayrische 
Geistlichkeit  nach  Bom,  um  dort  ebenfalls,  wie  dies 
Herzog  Ulrich  in  Wirtemberg  schon  früher  erreicht 
hatte  *^),  die  Erlaubnis  zur  gerichtlichen  Verfolgung  der 
Juden  wegen  übermässigen  Wuchernehmens  zu  er- 
halten, worauf  der  Herzog,  als  die  Genehmigung  erfolgt 
als  Burggraf  in  Regensburg  trotz  des  Einspruchs  des  Kats 
anordnet,  dass  der  Predigermönch  Peter  Schwarz. 
Baccalaureus  der  heiligen  Schrift,  getaufter  Jude 
und  Lehrer  an  der  Universität  Ingolstadt,  an  Ostern 
Predigten  in  hebräischer  Sprache  zur  Bekehrung 
der  Juden  in  der  bischöflichen  Kapelle  in  B^ensburg 
halten  und  die  Juden  gezwungen  werden  sollen,  hieran 
teilzunehmen.*'^)  Auch  in  Nürnberg  predigt  im  Jahre  1478 
derselbe  Dominikanermönch  den  Juden  auf  dem  Spital- 
kirchhof und  sucht  sie  aus  ihren  eigenen  Schriften  zu 
überzeugen,  ohne  aber  etwas  auszurichten.^*) 

War  schon  diese  Nötigung  der  Juden  zum  Anhören 
christlicher  Predigten  ein  schwerer  Gewissenszwang,  so 
war   noch   schlimmer   der  Versuch  mancher  übereifriger 

^*)  Depping,  Juden  im  Bfittelalter,  S.  811  f. 
»*   Vergl.  8.  481. 

^)  Gemeiner,  D^gensborger  Chronik,  Bd.  8,  8.  680  f.  Stobbe,  Jodeo 
in  Deutschland,  S.  77. 

*^  Worfel,  NQmbergB  Judengemeinde,  8.  98. 
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Oeistlicher,  dem  Jadentam  dadurch  den  Boden  abzugraben, 
dass  sie  Kinder  von  Juden  ohne  das  Wissen  und  den 
Willen  ihrer  Eltern  tauften  und  dann  f&r  die  Kirche  in 
Anspruch  nahmen.  Kaiser  Sigmund  erteilte  deshalb  im 
Jahre  1406  einer  Anzahl  von  Reichsstädten  das  Freiheits- 
recht, dass  Judenkinder,  welche  noch  zu  jung  waren,  um 
gut  oder  böse  zu  unterscheiden,  ohne  Wissen  der  Eltern 
nicht  getauft  werden  sollten,  wie  auch  Papst  Martin  Y. 
im  Jahre  1421  verordnete,  dass  Juden  unter  12  Jahren 
nicht  in  den  Kirchenyerband  aufgenommen  werden  sollten.^*^ 

Eine  steigende  Bedeutung  aber  gewinnen  im  15.  Jahr- 
hundert die  Kirchenschändungs-  und  Ritualmord- 
prozesse gegen  die  Juden.  Im  Jahre  1401  wird  in 
Diessenhofen  in  Schwaben  der  vierjährige  Konrad 
Iiory  ermordet  und  ein  Reitknecht  namens  Johannes 
Zahn  giebt  an,  der  Jude  Michael  Yitelmann  habe 
ihm  fttr  dessen  Blut  3  Gulden  geboten.  Im  Jahre  1421 
werden  die  Juden  in  Villach  in  Kämthen  beschuldigt, 
Hostien  entweiht  zu  haben  und  es  erfolgt  darauf 
ihre  allgemeine  Ausweisung  aus  den  Herzogtümern 
Kämthen  und  Steiermark.^^ 

Auch  in  der  Nähe  Ulms  gent  es  gegen  die  Juden  los. 
Im  Jahre  1428  wird  in  Ravensburg  ein  zum  Studium 
daselbst  sich  aufhaltender  Knabe  aus  der  Schweiz  namens 
Ludwig  von  Brück,  der  bei  einem  Juden  wohnte, 
während  der  jüdischen  Festtage  zwischen  Ostern  und 
Pfingsten  umgebracht  und  es  entsteht  alsbald  das  bestimmte 
Gerücht,  derselbe  sei  von  drei  Juden  unter  grossen 
Qualen  und  nach  geschlechtlicher  Schändung  zu  Tode  ge- 
martert worden.  Dem  ermordeten  Leichnam  wurde  seitens 
des  Volks  grosse  kirchliche  Verehrung  zu  teil,  bis 
die  Reichsregierung  und  das  Bistum  Konstanz 
diesen  Gottesdiensten  mit  Gewalt  ein  Ende  machten. 
Die  gerichtliche  Untersuchung  des  Falls  führte  zur  Ver- 
urteilung mehrerer  Juden,  welche  im  Jahre  1429  öffent- 
lich verbrannt  wurden,  worauf  den  Juden  auf  ewige 
Zeiten  der  dauernde  Aufenthalt  in  Ravensburg 
verboten  wurde.  Am  20.  Januar  sandte  deshalb  König 
Sigmund  von  Pressburg  aus  den  Befehl  an  Jakob 
Truchsess  von  Waldburg,  den  damaligen  Reichsland- 
vogt in  Oberschwaben,  er  möge  dafür  Sorge  tragen,  dass 
der  der  Reichskammer  gebührende  Anteil  an  den  wegen 
des  Ravensburger  Knabenmords  zum  Einzug  gekommenen 
Strafgeldern  dieser  nicht  entgehe.    „Gedenke,  dass  du  den 


:? 


Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  S.  166. 

Depping,  Juden  in  Deutochland,  S.  409,  266,  317. 
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Fall,  d.  h.  den  Anteil  der  Reichskammer  am  Sterbfallgeld 
der  Juden,  auf  das  höchste  bringest/  setzte  dabei  der 
König  naiv  hinzu.'*) 

Im  Jahre  1439  wird  in  der  Provence  der  Jude 
Astorga  von  Leon  wegen  Gotteslästerung  verurteilt^ 
lebendig  geschunden  zu  werden.  Die  Judengemeinde 
bot  umsonst  20,000  Gulden  für  die  Begnadigung  des  Ver- 
brechers, dagegen  liess  man  sich  gegen  100  Gulden  herbei, 
die  beiden  Juden,  welche  das  Urteil  vollziehen  sollten, 
dieses  Dienstes  zu  entbinden,  worauf  zwei  Edelleute  mit 
Masken  das  Urteil  vollstreckten.^^)  Im  Jahre  1440  wird  der 
jüdische  Arzt  Simon  von  Ancona  in  Pavia  bezichtigt, 
einem  vierjährigen  Einde,  das  ihm  von  einem  Christen 
zugeführt  worden  sein  sollte,  den  Kopf  abgeschnitten  zu 
haben.  Als  das  Verbrechen  ruchbar  wird,  flieht  der  Jude. 
Im  Jahre  1452  werden  die  Juden  in  Savona  angeklagt, 
ein  zweijähriges  Christenkind  dadurch  getötet  zu  haben, 
dass  sie  seinen  Körper  nach  allen  Sichtungen  durchbohrten 
und  das  Blut  in  dem  bei  der  Beschneidung  ihrer  Kinder 
gebräuchlichen  Gefäss  auffiengen.  In  das  Blut  sollten  die 
Juden  in  kleine  Teile  zerschnittene  Früchte  getaucht  and 
das  Blut  so  warm  genossen  haben.^^  Im  Jahre  1453  entsteht 
in  Breslau  das  Gherede,  die  Juden  haben  ein  Kind  ge- 
stohlen, dieses  gemästet,  in  ein  Fass  mit  Nägeln  gesteckt, 
dieses  hin-  und  hergerollt  und  dem  Kinde  auf  diese  Weise 
das  Blut  entzogen.  Im  Jahre  1454  werden  in  Almanza 
in  Kastilien  zwei  Juden  angeklagt,  einen  Christenknaben 
getötet  und  ihm  das  Herz  herausgerissen  zu  haben.  Dieses 
haben  sie  dann  verbrannt  und  die  Asche  in  Wein  geworfen 
und  getrunken.  Da  von  den  drei  Richtern  zwei  jüdischer 
Abkunft  waren,  gelang  es,  den  Prozess  durch  B^technng 
in  die  Länge  zu  ziehen  und  niederzuschlagen. 

Im  Jahre  1452  entstehen  in  Oberschwaben  neue 
Gerüchte  von  Knabenmorden.  Am  27.  Dezember  1452 
berichtet  der  Abgeordnete  von  Ravensburg  auf  dem 
Städtetag  in  Ulm,  die  Städte  um  den  Bodensee 
und  Ravensburg  haben  ihre  Juden  gefangen  genomümen 
wegen  eines  von  den  Juden  getöteten  Knaben,  und 
verlangte  deshalb  von  Ulm,  es  solle  das  gleiche  thun. 
Der  Rat  lehnte  aber  den  Antrag  mit  der  Begründung  ab, 
dass  die  Sache  unerwiesen  sei.^^)  Im  Jahre  1462  wird 
in  Rinn  bei  Innsbruck  der  Knabe  Andreas  Oxner  an 
die  Juden  verkauft  und  es  entsteht  das  Gerücht,  derselbe 
sei  von  diesen  geopfert  worden.    Im  Jahre  1468  wird  in 

»)  St&IiD    Wirtembergische   Oeschichte,   Bd.  8,   8.  43a    Eben,  6e- 
achichte  yon  Kayensbarg,  S.  662  bis  568. 
**)  Jäger,  Uhns  VerfiMning  8.  407. 
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Sepülyeda  in  Altkastilien  den  Juden  zur  Last  gelegt, 
sie  haben  anf  Befehl  des  Babbi  Salomon  Pecho  am 
Charfreitag  eine  Ghristenfran  znm  Hohn  gekreuzigt  Im 
Jahre  1470  werden  in  Baden  in  der  Schweiz  mehrere 
Jaden  vom  Gericht  wegen  Ermordung  eines  Christenkinds 
verurteilt.  Am  23.  März,  dem  grünen  Donnerstag,  1475 
wird  in  Trient  ein  29  Monate  altes  Eind,  der  deshalb 
heilig  gesprochene  Simon,  ein  Opfer  der  Juden.  Die 
furchtbar  misshandelte  Leiche  wurde  von  den  Juden  dem 
Gericht  ausgeliefert,  um  sich  dadurch  vom  Verdachte 
reinzuwaschen. 

Auch  in  Begensburg  wurde  im  Jahre  1474  beim 
niedem  Volke  aufs  neue  wieder  erzählt,  wie  die  Juden 
Christenkindern  das  Blut  abzapfen,  und  ein  ge- 
taufter Jude  erklärte,  der  Judenbürgermeister  in 
Begensburg  habe  ihn  angestiftet,  ihm  einen  siebenjährigen 
Christenknaben  zu  verkaufen,  so  dass  der  Juden- 
meister mit  einigen  anderen  Juden  in  Untersuchungshaft 
genommen  wurde,  um  ihn  vor  der  Wut  des  Volks  zu 
schützen,  bis  der  König  von  Böhmen  erklärte,  der  Juden- 
meister sei  sein  Beichskammerknecht,  und  das  deutsche 
Beich  die  Auslieferung  des  Grefangenen  verlangte.  Da  der 
Bat  von  Begensburg  dies  wegen  des  erregten  Volks 
nicht  wagte  und  darüber  an  das  Beich  berichtete,  gebot 
dieses,  die  Hinrichtung  bis  zur  Ankunft  des  Kaisers 
Friedrichs  HE.  aufzuschieben.  So  war  Zeit  gewonnen, 
der  Angeber  erklärte  schliesslich  seine  Angaben  fQr  falsch 
und  da  die  Eltern  des  Knaben  nicht  mehr  zu  ermitteln 
waren,  liess  man  noch  vor  Ankunft  des  Kaisers  den  Juden- 
meister frei  und  verbrannte  den  getauften  Juden  wegen 
falscher  Anschuldigung.  Aber  schon  im  Jahre  1476 
geht  der  Handel  aufs  neue  los,  indem  ein  in  Trient  ver- 
hafteter getaufter  Jude  vor  Gericht  angiebt,  die  Juden 
in  Begensburg  bringen  Kinder  um.  Der  Bischof  von 
Trient  verlangte  infolge  dessen  vom  Bäte  in  Begensburg 
die  Bestrafung  der  Schuldigen  und  der  Herzog  von 
Bayern  gab  als  Burggraf  die  Erlaubnis  zur  Verfolgung 
der  Schuldigen,  worauf  sechs  Juden  wegen  der  vor  8  Jsäiren 
vorgefallenen  Mordthat  erneut  in  Untersuchungshaft  ge- 
nommen wurden.  Diese  gestanden  auf  der  Folter  das 
Verbrechen  und  gaben  weitere  Mitschuldige  an,  die  hierauf 
ebenfalls  verhaftet  wurden,  wie  man  auch  in  der  Annahme, 
dass  das  ganze  Judenviertel  von  der  Sache  ge- 
wusst  habe,  die  Judenstadt  absperrte  und  das  Vermögen 
der  Juden  mit  Beschlag  belegte.  Die  Fortsetzung  der 
Untersuchung  bewirkte,  dass  die  Beste  von  den  Leich- 
namen der  getöteten  sechs  Kinder  auf  Grund  von  Angaben 
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der  Gefangenen  bei  dem  Jaden  Josphol  in  einem  unter- 
irdischen Gewölbe  neben  einer  mit  Blnt  befleckten  Stein- 
schale  und  einer  Art  Altar  anfgefonden  worden,  wobei 
die  Jaden  behaapteten,  der  Bat  habe  diese  Gebeine  vorher 
an  dieser  Stelle  einscharren  lassen,  am  so  eine  Handhabe 
gegen  die  Jaden  za  bekommen.  Einige  Jaden  waren  indes 
aas  Begensbarg  entflohen  and  hatten  darch  Umtriebe  am 
kaiserlichen  Hofe  ein  Rescript  erlangt,  welches  die  Frei- 
gabe der  Gefangenen  and  ihres  Vermögens  befahl,  worauf 
aber  der  Bat  erklärte,  die  Strafgerichtsbarkeit  in  Begens- 
barg sei  seine  Sache,  was  das  Beich  damit  beantwortete, 
dass  es  den  Bat  seines  Gerichtsbanns  fbr  yerlastig  erkl&rte. 
Die  Stadt  sandte  daraaf  eine  Gesandtschaft  gemeinsam 
mit  dem  Herzog  von  Bayern  als  Barggrafen  an  den  Hof, 
die  aber  keinen  Erfolg  erzielte,  obgleich  der  Bat  betonte, 
dass  sich  neue  Beweisgründe  ergeben  haben.  Im  Gegen- 
teil befahl  im  Jahre  1478  das  Beich  aafis  neae  dem  Bäte 
von  Begensbarg  bei  Verlast  seiner  Stadtfreiheiten,  bei 
Strafe  der  Acht  and  Aberacht  and  bei  einer  Geldbasse  von 
1000  Mark  Golds,  die  gefangenen  Jaden  and  deren  Ver- 
mögen binnen  drei  Wochen  dem  Beiche  aaszaliefem.  Es 
kam  daraaf  za  neaen  Verhandlangen,  aaf  Grand  deren  das 
Beich  erkl&rte,  den  Handel  abthan  za  wollen,  wenn  die 
Jadengemeinde  in  Begensbarg  10,000  and  die  Beichsbllrger- 
gemeinde  8000  Gulden  an  die  Beichskammer  zahlen  und 
der  Bat  für  die  Juden  Bürgschaft  leiste,  wie  auch  der 
Bat  sich  verbürgen  sollte,  die  Juden  dieses  Handels  wegen 
weder  aus  der  Stadt  zu  weisen  noch  zu  töten.  Der  Bat 
erkUrte  sich  dazu  bereit,  wenn  das  Beich  von  der  Bürg- 
schaft des  Bats  fbr  die  Zahlung  der  Juden  abstehe  und 
ihm  gestatte,  die  vom  Bäte  zu  leistende  Zahlung  von 
8000  Gulden  und  die  über  5000  Gulden  betragenden  Prozess- 
kosten wieder  von  den  Juden  zu  erheben.  Das  Beich 
erlaubte  darauf  dem  Bat,  die  8000  Gulden  von  den  Juden 
in  der  Art  zu  erheben,  dass  diese  jährlich  400  Gulden  zu 
zahlen  hatten,  schlug  aber  die  Erhebung  der  Prozesskosten 
bei  den  Juden  ab.  Von  den  400  Gulden  aber  sollten  all- 
jährlich die  Hälfte  an  die  Beichskammer  abgeführt  werden, 
da  diese  „auch  mit  niessen"  wolle.  So  kam  ein  Vergleich 
dahin  zu  stände,  dass  der  Bat  seine  Gerichtsbarkeit  zurück- 
erhielt und  wieder  in  die  Gnade  des  Beichs  aufgenommen 
wurde.  Da  19  Juden  mehrere  Jahre  in  Haft  gesessen 
hatten,  erklärte  die  Judengemeinde,  diese  Ziälungen 
nicht  leisten  zu  können,  der  Bat  aber  beschloss,  keinen 
Juden  ohne  Urfehde  aus  der  Haft  zu  entlassen.'^)  Erst  im 

'*)  Gemeiner.  Begensborger  Chronik,  Bd.  8,  S.  528  ff.    Stobbe,  Jaden 
in  Deutschland,  8.  76  ff. 
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Jahre  1480  wurden  die  eingesperrten  Jaden  nach  5jähriger 
Haft  auf  Befehl  des  Kelchs  freigegeben,  nachdem  sie 
Urfehde  geleistet  und  sich  darch  Yerschreibnngen  ver- 
pflichtet hatten,  die  schuldigen  10,000  Gulden  im  Laufe 
einiger  Jahre  zu  zahlen.'*) 

An  Ostern  1480  geht  in  Motta  in  Yenetien  das  Ge- 
rücht, die  dortigen  Juden  haben  ein  Eind  getötet,  und  im 
gleichen  Jahre  werden  die  Juden  von  Bergamo  beschuldigt, 
dem  jungen  Sebastian  von  Porto  Bussolo  das  Blut 
abgezapft  zu  haben.  Im  Jahre  1485  wird  in  Yicenza 
den  Juden  die  Schlachtung  eines  Knaben,  des  deshalb 
heilig  gesprochenen  Laurentius,  zur  Last  gelegt.  Ln 
Jahre  1490  wird  in  Guardia  bei  Toledo  den  Juden  zur 
Last  gelegt,  sie  haben  ein  Eind  gekreuzigt.  Im  Jahre  1494 
wird  den  Juden  zu  Tyrnau  in  Ungarn  yorgeworfen,  sie 
haben  sich  zu  Zwölfen  eines  Christenknaben  bemächtigt, 
ihm  die  Adern  geöffnet  und  sein  Blut  aufgefangen,  um  es 
teils  selbst  zu  trinken  teils  ihren  Glaubensgenossen  zum 
Trinken  zu  geben.  Während  der  Minderjährigkeit  Eönig 
Johanns  n.  (1481 — 1495)  von  Spanien  verklagen  die 
Dominikaner  von  Segovia  mehrere  Juden  beim  dortigen 
Bischof,  dass  sie  einem  Messner  eine  Hostie  abgekauft 
und  gesotten  haben,  so  dass  das  Jesuskind  oben  auf  dem 
siedenden  Wasser  geschwommen  sei.  Man  nimmt  dann 
mehrere  Juden  gelingen,  foltert  sie,  vierteilt  sie  und 
treibt  andere  Greuelthaten.^')  Im  November  1463  wird  in 
Nürnberg  ein  Jude  von  Mistweiler  wegen  Eirchen- 
lästerung  an  den  äussern  Balken  des  Galgens  gehängt, 
nachdem  man  ihm  eine  Pechhaube  auf  den  Eopf  gesetzt 
hat;  er  zeigte  sich  trotzig  und  sang  hebräische  Psalmen. 
Am  2.  Januar  1465  wird  auf  dem  Heumarkt  in  Nürnberg 
ein  Jude  ermordet  aufgefunden,  worauf  der  Mörder  im 
Jahre  1466  hingerichtet  wird '^) ;  im  Jahre  1467  werden  in 
Nürnberg  18  Juden  auf  dem  Judenbühel  verbrannt, 
weil  sie  vier  Christenkinder  ermordet  haben  sollten.  Ein 
freundlicheres  Bild  zeigt  uns  diesen  finsteren  Yerlrrungen 
gegenüber,  wenn  im  Jahre  1458  am  Fastnachtstage  im 
lebensfrohen  Nürnberg  die  Gesellen  der  Fleischerzunft 
beim  althergebrachten  Schömbarttanz  auch  in  das 
Judenviertel  oder  in  die  Judengasse  ziehen,  um  dort 
ihre  Schwanke  zu  treiben  und  sich  dafür  mit  Geldstücken 
und  Rosenwasser  beschenken  zu  lassen.'^) 

Das  Haus  Habsburg  ist  den  Juden  nie  sonderlich 
zugethan   gewesen.    Sebastian  Fischer  meldet  in   seiner 

*^  Gemeiner,  Regensborger  Chronik,  Bd.  8,  S.  690  f.    Stobbe,  8. 78  f. 

**)  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  828. 

**)  Wfirfel,  NOmbergs^Judengemeinde,  8.  96  f. 
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ülmer  Chronik,  Herzog  Albrecht  ü.  habe  bei  seiner 
Thronbesteigung  im  Jahre  1434  geboten,  alle  Jaden  in 
seinen  Erblanden  zu  erschlagen,  die  sich  nicht  taufen 
lassen  wollen.  Es  haben  sich  infolge  dessen  zahlreiche 
Juden  aas  Furcht  taufen  lassen  und  einer  dieser  Juden 
habe  es  mit  dem  Herzog  Friedrich  von  Oesterreich,  dem 
spatern  Kaiser  Friedrich  IQ.,  so  gut  verstanden,  dass 
ihn  dieser  als  Zeltgenossen  in  seine  Schlafkammer  aufge- 
nommen habe.  Nach  einigen  Jahren  aber  habe  der  Jude 
erklärt,  er  wolle  wieder  zum  Glauben  seiner  Väter  zurAck- 
kehren,  was  dem  Herzog  sehr  auf  die  Seele  gefallen  seL 
Der  Herzog  habe  deshalb  ihm  die  besten  Ausleger  der 
heiligen  Schrift  in  Wien  gesandt,  aber  kein  Bitten,  Ver- 
heissen  oder  Drohen  habe  etwas  *  genutzt,  so  dass  der 
Herzog  endlich  die  Sache  schief  genommen  und  den  Juden 
den  Gerichten  fibergeben  habe,  welche  den  Juden  zum 
Feuertode  verurteilten.  Als  es  zur  Hinrichtung  gieng, 
habe  der  Jude  sich  die  Gnade  ausgebeten,  ihn  ungebunden 
zu  verbrennen,  und  als  das  Feuer  emporloderte,  habe  er 
ein  hebräisches  Lied  angestimmt  und  sei  mut^  in  die 
Flamme  gesprungen.'^) 

Auch  Kaiser  Maximilian  I.  ist  den  Juden  sehr 
abhold  gewesen.  Unter  ihm  vollzieht  sich  fiberall  in  Deutsch- 
land die  Austreibung  der  Juden  aus  den  Städten. 
Der  schärfete  Gegner  der  Juden  aber  ist  Kaiser  Karl  V. 
War  er  ein  Feind  der  Protestanten,  so  war  er  ein 
noch  grösserer  Feind  der  Juden  und  es  erzeugte  eine 
furchtbare  Aufregung  in  der  Judenschaft,  als  er  im  Jahre 
1588  den  asiatischen  Rabbiner  David  den  Rabaniten 
in  Mantua  verbrennen  liess.  Sisboth,  der  Gotenkönig, 
König  Philipp  von  Frankreich,  König  Johann  E. 
von  Portugal  seien  als  Judenverfolger  eines  plötz- 
lichen Tods  gestorben,  mahnt  ihn  der  Jude  Samuel 
Asqu6,  die  Spanier  seien  durch  das  Unglfick  der 
Italienerkriege,  die  Franzosen  durch  die  spanischen 
Kriege,  die  Engländer  durch  die  Schottenwirren, 
die  Deutschen  durch  die  Tfirkeneinfälle  fBr  ihre 
Judenfeindschaft  bestraft  worden,  auch  Kaiser 
Karl  Y.  werde  diese  Feindschaft  zu  bfissen  haben. "^ 
Die  Mahnung  war  ebenso  dreist  und  unvorsichtig  als  der 
Wahrheit  entsprechend,  denn  es  ist  geschichtliche  That- 
sache,  dass  das  kosmopolitisch-verbundene  Judentum  jedem 
Volke,  das  sich  seiner  Herrschaft  und  Ausbeutung  wieder- 
setete,  die  Kriegsgeissel  fiber  den  Bficken  schwang. 


^ 


Veesenmeyer.  Sebagtian  Fischer,  S.  64. 

Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  8.  888  f.,  840,  862  f. 
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Wenn  dämm  Rabbi  Hillel  sagte,  die  Religion  bestehe 
ans  Glaaben,  Liebe  nnd  Hoffnung,  der  Mosaismns 
aber  bestehe  in  der  Lehre,  anderen  nnr  das  zu  thnn, 
was  wir  wollen,  dass  ans  geschehe*^,  so  erklärte  diesem 
Standpunkte  gegenüber  wohl  mit  Recht  der  geistreiche 
Papst  Martin  V.,  als  ihm  auf  dem  Eonstanzer  Konzil 
beim  Einritt  der  dortige  Rabbi  an  der  Spitze  der  Juden- 
gemeinde huldigte  und  ihm  die  5  Bücher  Mosis  und 
den  Dekalog  überreichte,  indem  er  ihm  seine  Ver- 
achtung ausdrückte :  „Dies  Qesetz,  welches  ihr  habt,  wollt 
ihr  nicht  vernehmen  !^,  worauf  König  Sigmund  hinzufügte : 
„Ihr  habt  gute  und  gerechte  Gesetze,  aber  ihr  befolgt  sie 
nicht.  Ich  bitte  Oott,  dass  er  den  Juden  die  Augen  öfine.^ 
Am  Gründonnerstag  1415  erlässt  denn  auch  der  König  die 
Bannbulle  gegen  die  Heiden,  Ketzer,  Schismatiker, 
Falschmünzer,  Fälscher,  Juden,  Griechen  und  Musel- 
männer und  wirft  eine  brennende  Kerze  zum  Fenster  hin- 
aus, wie  auch  im  Jahre  1442  Papst  Eugen  IV.  sein 
Dekret  gegen  die  Juden  erlässt  Man  begreift  es  unter 
diesen  Verhältnissen,  wenn  Herzog  Eberhard  im  Bart 
von  Wirtemberg,  einer  der  bedeutensten  Fürsten 
jener  Zeit,  dessen  Freund  und  Vertrauter  der  berühmte 
Volkswirt  Gabriel  Biel  war,  sich  als  grimmer  Feind 
der  Juden  zeigte,  die  er  in  seinem  Testament  die 
„nagenden  Würmer  am  Baume  des  Volkswohls" 
nannte  und  betreffs  derer  er  allen  seinen  Nachfolgern  zur 
Pflicht  machte,  keinen  derselben  im  Lande  zu 
dulden,*^ 


21)  Die  lustrelbimg  der  Juden  aus  den  dentsahen 

Stuten. 

a.    nie  «nton  JndoMoilrtllmageii  In  IÜHm,  Angitorup  n.  i.  w. 

Als  grösstes  Hemmnis  für  die  vollständige  Durch- 
führung der  Judenschuldenablösung  stellte  sich  auch 
unter  König  Buprecht  immer  wieder  heraus,  dass  trotz 
aller  Massregeln  der  Behörden  eine  Menge  von  Pfand- 
briefen nicht  in  den  Besitz  der  Behörden  gekommen 
waren,  weil  die  Juden  dieselben  zurückgehalten  hatten 
und  nun  nachträglich  mit  ihren  Forderungen  ge- 
richtlich hervortraten,  wobei  sie  sich  gewöhnlich  der 
Hilfe  von  wirtschaftlich  abhängig  gewordenen 
Edelleuten  bedienten,  um  „Zugriffe"  zu  thun.  So 
blieb   der   Reichsregierung   nichts   übrig,    als  alle  diesf 

*^  ZimmermanD,  Wirtembergüche  Geschichte,  Bd.  4,  P.  860. 


—    490    — 

zurückbehaltenen  Jadenschnldbriefe  immer  wieder  aufs 
neae  für  ungültig  zu  erklären  und  am  6.  Januar  1401  be- 
stätigte deshalb  auch  König  Ruprecht  in  Köln,  weil  die 
Juden  vieles  „verhalten"  haben,  den  diesbezüglichen 
Reichserlass  König  Wenzels  vom  Jahre  1 890  und  erweiterte 
ihn  dahin,  dass  alle  zurückbehaltenen  Briefe  der 
Juden  „getötet  und  unkräftig''  sein  sollten  und 
jeder,  der  „Zugriffe"  thue,  um  den  Juden  zu  ihren 
Forderungen  zu  verhelfen,  für  einen  Räuber  gehalten 
und  wegen  „Landfriedensbruchs  durch  Strassen- 
raub"  gehängt  werden  sollte.^)  Man  sieht  daraus,  wer 
das  Raubrittertum  gezüchtet  hat 

Wie  sehr  damals  inuner  noch  selbst  die  höchsten 
Persönlichkeiten  verschuldet  sind,  zeigen  zahlreiche 
Nachrichten.  So  sieht  sich  im  Jahre  1403  König  Ruprecht 
von  der  Pfalz  genötigt,  den  Juden  in  Würzbnrg  sein 
Silbergeschirr  für  1000  Gulden  zu  verpfänden ;  so  verpßjidet 
in  den  Jahren  1403  und  1404  die  Herzogin  Magdalena 
von  Bayern  dem  Regensburger  Juden  Vey feiein  und 
seiner  Ehefrau  für  90  Pfund  Regensburger  Pfennige, 
d.  h.  für  180  Pfhnd  Häller  oder  120  Gulden,  eine  goldene 
Hafte  mit  zwei  Engeln  im  Gewichte  von  13  Lot,  einen 
goldenen  Hirsch  von  10  Lot,  eine  goldene  Krone  von 
15  Lot,  ein  Buch  von  7  Mark  und  2  Lot,  zwei  Leuchter 
von  3,5  Mark  und  2  Lot  und  ein  silbervergoldetes  Becken 
von  11  Mark  und  4  Lot;  dann  für  128  Gulden  3  Straussen- 
eier,  davon  eines  vergoldet,  8  Mark  weniger  3  Lot  schwer, 
die  anderen  beiden  silbern^  eines  von  9,5  Mark  und  einem 
Quintlein,  das  andere  7  Mark  weniger  2  Lot  Endlich  für 
100  ungarische  Gulden  11  silberne  Schüsseln  im  Gewichte 
von  22  Mark  Silber  und  einen  goldenen  Gürtel  mit  50 
Adamanten.^  Da  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  im 
Jahre  1464  die  Juden  in  Regensburg  zusammen  trotz 
der  für  sie  schon  sehr  ungünstigen  Zeiten  immer  noch 
Pfandschaften  im  Werte  von  mehr  als  50,000  Gulden  im 
Besitz  haben.")  Wenn  man  rechnet,  dass  sie  hieraus  eine 
Wuchergebühr  (usura)  von  durchschnittlich  15  vom 
Hundert  im  Jahre  bezogen,  so  gab  das  eine  Geschäftsrente 
von  7500  Gulden  jährlich,  ein  Gewinn,  der  freilich  zu  den 
früheren  guten  Zeiten  vom  Jahre  1385,  in  keinem  Vergleich 
mehr  steht,  wo  Nürnbergs  Juden  85,000  Gulden  Pfand- 
schaften und  drei  Ulmer  Juden  17,000  Gulden  Pfandbriefe 
im  Besitz  haben/) 

Würfel,  NOrnbergs  Jadengemeinde,  8.  94. 

Btobbe,  Jaden  in  DeutschUnd,  S.  240,  82. 

Gemeiner,  Regensbnrger  Chronik,  Bd.  8,  B.  886.    Stobbe,  8.  8S. 

Vergl.  8.  862  ff. 
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Seit  den  zwanziger  Jahren  des  15.  Jahrhunderts  wird 
auch  in  Deutschland  die  Lage  der  Jaden  immer  gefahr- 
drohender. Im  Jahre  1421  werden  die  Jaden  aas  den 
Herzogtflmem  Steiermark  and  Eärnthen  yertriehen.^^ 
Im  Jahre  1424  geht  es  in  Zürich  gegen  die  Jaden  los.*) 
Im  Jahre  1426  erhebt  sich  in  Iglaa  in  Mähren  anter 
dem  Beistande  der  Oeistlichkeit,  welche  derart  in  den 
H&nden  jüdischer  Wacherer  steckt,  dass  z.  B.  die  Abtei 
Trebitsch  bei  denselben  die  Mitra  des  Abts  verpföndet 
hat,  ein  Aafstand  gegen  die  Jaden,  infolge  dessen 
dieselben  aas  Iglaa  vertrieben  werden  and  sich  in  andere 
Städte  flüchten.'^  Aach  in  Aagsbarg  ist  man  damals 
wenig  gat  aaf  die  Jaden  za  sprechen.  Der  Rat  bewirbt 
sich  beim  Reiche  am  das  Recht,  seinen  Jaden  za  gebieten, 
dass  sie  künftig  wieder  das  vorgeschriebene  Jaden- 
abzeichen  tragen,  and  begründet  diesen  Wansch  damit, 
dass  sich  die  Jaden  gegenwärtig  mit  solch  ehrbaren 
Kleidern  and  priesterlichen  Gewändern  zieren,  dass  die 
Leate  sie  für  Priester  halten  and  die  Hüte  and  Kappen 
vor  ihnen  abziehen,  aaf  die  Seite  rücken  and  ihre  Reverenz 
machen,  woraaf  der  Kaiser  bestimmt,  da  die  heilige  Kirche 
and  das  Reich  die  Jaden  nicht  za  ihren  Onnsten,  sondern 
den  Glänbigen  zam  Gedächtnis  an  die  Marter  des  Heilands 
aas  besonderer  Gnade  leide  and  behalte,  so  solle  der 
Stadt  Aagsbarg  ihre  Bitte  bewilligt  sein.^ 

Eine  der  ersten  Anfhebangen  einer  Jadenge- 
meinde erfolgte  im  Jahre  1 426  in  K  ö  1  n ,  woraaf  die  dortige 
Synagoge  za  einer  Marienkirche  gemacht  warde.*)  Im 
Jahre  1429  werden  ferner  die  Jaden  ans  der  Reichsstadt 
Ravensbarg  „aaf  ewige  Zeiten"  aasgetrieben. "^  Als 
weiterer  Ort,  wo  die  Jadengemeinde  aafgehoben  wird,  folgt 
im  Jahre  1439  Aagsbarg.  Es  ist  die  schlinune  Zeit  nach 
den  Teaerangsjahren  1437  and  1438.  Wie  in  Ulm 
der  Rat  dadarch  der  Not  steaert,  dass  er  täglich  17  grosse 
Kessel  mit  Habermass  f&r  die  armen  Bürger  kochen  lässt, 
so  herrscht  aach  in  Aagsbarg  grosse  Not.  Schon  im 
Jahre  1424  war  in  Aagsbarg  der  Mangel  an  Getreide 
derart  geworden,  dass  der  Rat  hatte  eingreifen,  den 
Getreidehandel  selbst  in  die  Hand  nehmen  and  aaf  öffent- 
liche Kosten  Getreide  aas  Nürnberg  and  Rotenbarg 

5  Vergl.  8.  488. 

^  HasBler,  Verhandlungen  des  Vereins  für  Kunst  und  Altertum, 
1866,  S.  1. 

^  Depping,  Juden  im  Mittelalter,  8.  195. 

*)  Hegel,  Stftdtechroniken,  Bd.  5,  8.  875.  Presse!,  Geschichte  der 
Juden,  8.  15. 

*)  Höniger,  Judenschreinsbnch ,  8.  XV.  Stobbe,  Juden  in  Deutsch- 
land, 8.  96. 
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an  der  Tauber  hatte  kommen  lassen  mfissen.  Das  Sinken 
der  Getreidepreise  hatte  die  Landwirte  mehr  und  mehr 
veranlasst,  den  Frnchtban  aufzugeben  und  sich  dem 
extensiven  Landwirtschaftsbetriebe  zuzuwenden.  Man 
baute  nur  noch  den  eigenen  Bedarf,  so  dass  die  Reserven 
fttr  schlechte  Jahrgänge  fehlten.  So  lag  es  nahe,  dass  die 
Gemeinden  immer  mehr  die  Notwendigkeit  der  öffentlichen 
Fürsorge  fDr  die  Kombeschaffung  fthlten  und  dass  es 
immer  mehr  Sitte  wurde,  öffentliche  Getreidekästen  als 
Sparpfennig  fOr  die  Emteausfalljahre  anzulegen.  Wie  im 
Jahre  1433  der  Augsburger  Bat  wegen  der  drohenden 
Kornteuerung  grössere  Getreidemengen  bei  den  benach- 
barten Klöstern  aufkauft,  so  lässt  er  im  Hungerjahre  1438 
grosse  Getreidemengen  aus  Wien  beschaffen,  während 
Memmingen  und  Mttnchen  Kernen  aus  Schaffhausen 
konmien  lassen.  ^^ 

Bei  diesen  grossen  Handelsabschlflssen  spielt  das 
Judentum  eine  hervorragende  Bolle  und  wie  anderwärts 
entsteht  auch  in  Augsburg  laute  Klage  fiber  den  Ge- 
treidewucher der  dortigen  jüdischen  Getreidehändler. 
Namentlich  ist  es  der  reiche  jüdische  Getreidehändler 
Herbert  Fideler,  der  den  Getreidepreis  aufs  höchste 
steigert,  und  die  Not  und  damit  die  Aufregung  des  Volks 
lässt  erst  nach,  als  ein  reicher  Augsburger  Bürger,  Sig- 
mund Hofmaler,  der  Bürgerschaft  in  freigebiger  Weise 
mit  Komspenden  zu  Hilfe  konunt")  Es  ist  begreiflich,  wenn 
sich  unter  solchen  Verhältnissen  der  Hass  gegen  die  Jaden 
derart  steigert,  dass  man  an  deren  Vertreibung  geht 
und  so  wendet  sich  der  Augsburger  Bat  im  Jahre  1438 
an  Kaiser  Albrecht  H.  mit  der  Bitte  um  die  Erlaubnis, 
seine  Judengemeinde  aufzuheben,  die  er  auch  gegen  Zahlung 
von  900  Gulden  erhält,  worauf  die  Juden  im  gleichen  Jahre 
den  Befehl  erhalten,  ihre  Häuser  zu  verkaufen  und 
die  Stadt  zu  verlassen,  nachdem  die  Stadt  vorher  die 
Rechte  des  Grafen  Pappenheim  auf  den  Ertrag  der 
halben  Judensteuer  mit  1400  Gulden  abgelöst  hatte.") 
Aber  noch  ehe  der  betreffende  Freiheitsbrief  in  die  Hände 
des  Rats  gelangte,  starb  der  Kaiser  und  die  Stadt  versäumt« 
es,  sich  den  Freiheitsbrief  in  der  Kanzlei  Kaiser 
Friedrichs  IQ.  ausfertigen  zu  lassen,  sondern  vertrieb 
im  Jahre  1440  einfach  die  Juden,  riss  deren  Friedhof 
nieder  und  verwendete  die  Grabsteine  zu  ihrem  neuen 
Rathausbau.^*)  Allen  Juden  in  Augsburg,  erzählt  Burk- 

*«}  Nfibling,  Ulms  Lebensmittelgewerbe,  8.  2. 
")  Stetten,  Augsburger  Chronik,  Bd.  1,  8.  168. 
>"j  Hegel,  St&dtecbroniken,  Bd.  4,  8. 826.   Stobbe,  Jaden  io  Deatsch- 
Und,  8.  87. 


-    4MI    - 

hard  Zink,  gab  man  Urlaub  und  liess  sie  ans  der  Stadt 
ziehen  mit  Leib  und  Gut,  Weib  und  Kind.  Man  gab  ihnen 
zwei  Jahre  Frist,  nm  ihre  Forderungen  einzuziehen  und  den 
Umzug  zu  bewerkstelligen.  Die  Juden  verkauften  ihre 
Häuser  und  alle  Fahrnis,  die  sie  nicht  mitnehmen  wollten, 
dann  zogen  sie  im  Jahre  1440  fort,  300  Köpfe,  Alt  und 
Jung,  darunter  viele  reiche  Juden,  die  sehr  ungern 
die  Stadt  verliessen  und  den  Bürgern  gerne  die  üblichen 
52  Gulden  Jahreszins  weiter  bezahlt  und  gerne  jede  sonstige 
Bedingung  eingegangen  hätten,  wenn  man  sie  noch  länger 
behalten  hätte.  Als  sie  dann  alle  fort  waren,  da  baute 
man  die  Rathaustreppen  und  das  Vogelnest  auf  dem 
Rathausthor  und  den  Turm  zur  Sturmglocke  aus 
den  Judengrabsteinen.^') 

Seither  durfte  kein  Jude  mehr  ständigen  Aufenthalt 
in  Augsburg  nehmen,  ja  im  Jahre  1450  bestimmt  der  Rat, 
kein  Jude  solle  künftig  länger  als  einen  Tag  in  der 
Stadt  weilen  dürfen  und  zur  Vermeidung  von  Wucher- 
handlungen  solle  jedem  solchen  Juden  ein  Stadt- 
diener zur  ständigen  Begleitung  und  Aufsicht  bei- 
gegeben werden,  der  dafür  einen  Sechser  erhalten  sollte.  ^^) 
Die  Sache  hatte  übrigens  für  die  Stadt,  offenbar  auf  Ver- 
anlassung der  vertriebenen  einflussreichen  Juden,  ein 
schlimmes  Nachspiel.  Im  Jahre  1456  strengte  nämlich 
ganz  unerwartet  die  Reichsregierung  eine  Klage  gegen 
die  Reichsstadt  Augsburg  an,  weil  man  bei  der  Auf- 
hebung des  Judenfriedhofs  vergrabene  Schätze 
gefunden  und  der  Rat  von  diesen  der  Reichskammer  nicht 
die  dem  Reiche  gebührende  Hälfte  ausgefolgt  habe.  Da 
sich  der  Rat  weigerte,  diesem  Wunsche  Folge  zu  geben, 
so  verlangte  das  Reich,  dass  sich  der  Rat  von  Augsburg 
wegen  seines  Verfahrens  gegen  die  dortige  Reichsjuden- 
gemeinde rechtfertige  und  den  Freiheitsbrief  vorweise, 
kraft  dessen  er  die  Judengemeinde  ausgewiesen  habe. 
Der  Rat  kam  hiedurch  in  grosse  Verlegenheit,  da  er 
keinen  solchen  Brief  hatte,  und  nur  mit  Mühe  gelang  es 
ihm  endlich,  durch  Zahlung  von  12,000  Gulden  die  Be- 
stätigung des  Reichs  zu  erlangen,  auch  künftig  nach 
Belieben  Juden  aufzunehmen  und  zu  vertreiben.^') 

Auch  in  Ulm  war  man  damals  nahe  daran,  die  immer 
unbeliebter  werdenden  Juden  aus  der  Stadt  zu  schaffen,  und 
da  der  Rat  hiezu  kein  Recht  hatte,  machte  er  den  Juden 
das  Leben  sonst  so  schwer  als  möglich,  um  sie  zum  frei- 
willigen Wegzuge  zu  veranlassen,  so  dass  im  Jahre  143,8 

^  Hegel,  Stftdtechroniken,  Bd.  5,  S.  162  f.,  Bd.  4,  S.  826.    PresBel, 
Geschichte  der  Juden,  8.  18.    Stobbe,  Juden  in  Ueutschland,  8.  87. 
^)  Stetten,  Augsburger  Ohronik,  Bd.  1,  8.  866,  178. 
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König  Alb  recht  n.  der  Stadt  Ulm  befehlen  mnsste,  die 
„  Jiidischheit",  die  im  Schatze  des  Reichs  und  in  der 
Steuerpflicht  der  Reichskammer  stehe,  so  zn  halten,  wie  es 
sich  gehöre  and  sie  nicht  za  bedr&ngenJ^)  ThatsachUch 
werden  denn  aach  vom  Jahre  1438  bis  zum  Jahre  1445 
in  Ulm  keine  weiteren  Jaden  mehr  ins  Bürgerrecht  aafge- 
nommen^^)  und  am  11.  November  1446  schUesst  der  Hat 
mit  der  jetzt  angesichts  der  systematischen  Bedriickang 
aaf  6  Familien  zasammengeschmolzenen,  einst  so  blühenden 
Jadengemeinde  ein  neaes  Abkommen  ")  dahin,  dass  die 
Stadt  Ulm  die  6  Jaden  Seligmann,  dessen  Tochtermann, 
den  Jaden  Mann,  (Männlin),  femer  die  Jaden  Moses, 
Lemblin  (Lammle),  dessen  Brnder  Bor  ach  (Barach) 
and  den  Mann  ihrer  Schwester  mit  ihrem  Schalrafer 
and  dem  Verwalter  ihres  Jadenfreihofs  samt  den 
Ihrigen  aafs  neae  ins  Bürgerrecht  aafiiimmt,  wofür  die 
6  Jaden  der  Stadtgemeinde  entweder  6000  Galden  als  an- 
verzinsliches  Darlehen  oder  300  Galden  Jahreszins 
geben  massten.  Ferner  hatte  jeder  Jade  jährlich  2  Galden 
Steaer  za  zahlen;  nar  der  Schalrafer  and  der  Frei- 
hofwärter  sollten  steaerfrei  sein.  Weiter  sollte  kein 
Jade  mehr  in  Ulm  wohnen  dflrfen,  für  die  Synagoge 
and  den  Friedhof  aber  sollte  jeder  der  6  Jaden  der 
Stadtkammer  wöchentlich  1  Galden ,  also  zosammen  alle 
6  Jaden  312  Galden  geben.^^) 

Hielt  man  es  so  in  Aagsbarg  and  Ulm  für  zweck- 
dienlich, die  Jaden  möglichst  aaszaschaffen ,  so  war  man 
in  anderen  Städten,  die  bereits  so  weit  herantergekommen 
waren,  dass  sie  sich  der  Jaden  nicht  mehr  erwehren 
konnten,  anderer  Ansicht  ^^  So  schreibt  z.  B.  am  29.  Aagast 
1448  der  Rat  von  Esslingen  an  die  Stadt  Heilbronn, 
er  woUe„seinerNotdarft  wegen"  wieder  einige  Jaden 
aafnehmen^'),  and  da  er  höre,  dass  Heilbronn  die  seinigen 

>2  Pressel,  Geschichte  der  Jaden,  S.  18  f. 

^^  Wenn   Prestel  meinti  die  Aufnahme   der  6  Jaden  and  ihres 

Scholrafers  setze  yoraas,  dass  seither  keine  Jaden  in  Ulm  waren,  so  nt 

diese  Annahme  nicht  anbedingt  nöti^,  der  Vertrag  kann  aach  lediglich 

,  eine  neue  ,,T&digang**  der  Stadt  mit  den  Jaden  sein,  wie  sie  Ton  Zeit 

\.       \^\  zar Zeit  zwischen  beiden  Teilen  nach  Ablaaf  des  alten  Vertrags  stattfand. 

Allerdings  spricht  die  Aaswandernnor  der  Jaden  in  Esslingen,  Bavens- 
barg  a.  s.  w.  dafnr,  dass  aach  in  Ulm  eine  Zeit  lang  damals  die  Jaden 
aasgetrieben  waren. 

*^  Pfaff,  Geschichte  von  Esslioffen,  8.  229. 

^  Am  18.  M&rz  1404  nimmt  König  Rnprecht  die  Jaden  la  Ess- 
lingen gegen  Erlegang  too  100  Galden  and  eine  Jahresabgabe  von 
20  Galden  in  seinen  Schatz.  Im  Jahre  1415  weist  König  Sigmand 
einem  seiner  Diener  800  Galden  aaf  die  Jadeasteaer  in  Esslingen 
an.  Es  hat  also  am  diese  Zeit  noch  eine  Jndengemeinde  in  EaaKngen 
bestanden,  doch  mass  die  Aafhebang  bald  nachher  erfolgt  sein.    Auf- 
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fortschaffen  wolle,  so  bitte  er,  ihm  etliche  za  schicken 
und  mitzateilen,  was  sie  j&hrlich  Steuer  bezahlen.  Ln 
Jahre  1451  wird  denn  auch  der  Jude  Moses  mit  Familie 
vom  Esslinger  Rat  aof  6  Jahre  gegen  eine  Jahresstener 
Yon  6  Gulden  aufgenommen.  Er  darf  vom  Gulden  wöchent- 
lich 1  P^.  Wuchergebühr  nehmen,  auch  seine  Faust- 
pfänder nach  Yerfluss  eines  Jahrs  öffentlich  verkauf en; 
zugleich  verspricht  der  Bat,  dafür  zu  sorgen,  dass  die 
Metzger  ihm  Fleisch  nach  jüdischem  Branche  aus- 
hauen. *^  Immer  stärker  aber  wird  die  Zahl  der  Städte,  in 
welchen  man  sich  gegen  die  Juden  wendet,  wie  es  z.  B. 
im  Jahre  1449  in  Nürnberg  einen  schlimmen  Auflauf 
gegen  die  Juden  giebt  Im  Jahre  1451  treibt  der  Herzog 
Ludwig  die  Juden  aus  Bayern  aus  und  im  Jahre  1452 
verlangt  er  vom  Bäte  zuBegensburg  als  Burggraf 
dieser  Stadt  ebenfalls  deren  Austreibung;  die  Stadt  geht 
aber  hierauf  nicht  ein,  worauf  eine  Vereinbarung  dahin 
zu  Stande  kommt,  dass  der  Bat  sich  verpflichten  muss, 
künftig  auch  die  Begensburger  Juden  wieder  ein  Ab- 
zeichen tragen  zu  lassen,  nämlich  die  Männer  gelbe 
„Scheublein"  vornen  an  den  Mänteln  und  Böcken,  die 
Frauen  ein  Zeichen  an  den  Schleiern  und  „ümb- 
pendten''  ^^,  damit  man  sie  vom  Ghristenvolk  unterscheiden 
könne.*®) 

Am  22.  März  1454  erlaubt  König  Ladislaus  von 
Ungarn  und  Böhmen.  Herzog  von  Oesterreich,  den 
Städten  Znaim,  Brttnn  und  Wien,  die  Juden  auszu- 
weisen, ihre  Häuser,  Synagogen  und  öffentlichen 
Grundstücke  gegen  Entrichtung  der  von  den 
Juden  seither  dafür  bezahlten  Mietzinse  und 
Abgaben  sich  zuzueignen  und  alle  Forderungen  für  un- 
gültig zu  erklären,  welche  die  Juden  gegen  Bürger  dieser 
Städte  vorbrachten.*^)  üeberall  aber  machen  die  Stadt- 
behörden den  jüdischen  Bürgern  das  Leben  derart  sauer, 
dass  im  Jahre  1457  die  Beichsregierung  ein  Mandat 
erlässt,  die  Juden  sollen  seitens  der  Stadtgemeinden  nicht 
durch  allerlei  neue  Verordnungen  in  ihrer  Nahrung  und 
ihrer  Hantierung  gehindert  werden,  da  die  Folge  davon 
sein  werde,  dass  die  Juden  die  Städte  verlassen  und 
in  das  Patronat  der  Landesherrschaften  ziehen 
und  so  die   Steuererträgnisse  der  Beichskammer 

gehoben  würd  die  neue  Judenansiedlong  yom  Jalure  1451  im  Jahre  1490, 
wo  die  Beichskammer  die  Judenschale  zuEBslingen  am  90  Golden 
Jahreazina  an  einen  EsaUnger  Bürger  Terkaoft  Püäf^  Geschichte  von 
EsslingeiL  8.  228  f. 

Umhang  von  pendere. 

Gemeiner,  Begensborser  Chronik.  Bd.  8,  S.  205  fL 

Depping,  Joden  im  Mittelalter,  8.  409. 
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notleiden  könnten,  ein  Erlass  der  auch  an  Ulm  mitgeteilt 
wurde '*);  worauf  der  Rat  sich  dahin  mit  dem  Reiche 
verglich,  dass  er  das  Recht  erhielt,  künftig  statt  der  seit- 
herigen 6  Judenfamilien  nur  noch  3  Juden familien  den 
Aufenthalt  in  Ulm  namens  des  Reichs  gestatten  zu  müssen ; 
wollte  die  Stadt  weitere  Juden  aufaehmen,  so  war  das 
ihr  freier  Wille,  gezwungen  durfte  sie  vom  Reiche  hiezu 
nicht  werden.  Ferner  wurde  bestimmt,  samtliche  Juden 
und  Jüdinnen  sowie  deren  Angestellte,  Dienstknechte  und 
Dienstmägde  sollten  durch  besondere  Abzeichen  als  solche 
ftusserlich  kennbar  gemacht  sein.  Fremde  Juden  durften 
nicht  langer  als  drei  Tage  in  Ulm  verweilen.  Wollte  ein 
fremder  Jude  länger  als  drei  Tage  in  Ulm  bleiben,  so 
musste  er  fbr  jeden  weitern  Tag  einen  Gulden  bezahlen. 
Kein  Jude  durfte  ferner  ohne  Wissen  des  Rats  mit  einem 
Bürger  einen  Handelsabschluss  oder  einen  Vertrag  machen. 
Kam  ein  auswärtiger  Jude  in  die  Stadt,  so  hatte  er  sich 
auf  der  Thorwache  zu  melden  und  dort  zu  warten,  bis 
sein  Gesuch  um  Geleite  vom  Bürgermeister  genehmigt 
war,  worauf  ein  städtischer  Büttelknecht  mit  seinem  in 
den  Stadtfarben,  schwarz  und  weiss,  gestreiften  Mantel  den 
Juden  in  der  Stadt  überallhin  begleiten  musste.  Für  dieses 
Judengeleite  hatte  der  Jude  dem  Thorwächter  8,  dem 
Büttel  3  Kreuzer  zu  bezahlen.'*) 

Am  4.  August  1457  verordnet  der  Rat  betreffs  der 
Juden,  die  geschworenen  Einunger  und  der  Bettel- 
meister sollen  die  fremden  Juden,  welche  nicht  Bürger 
der  Stadt  seien,  alle  berufen  und  ihnen  gebieten,  dass  sie 
binnen  8  Tagen  sich  mit  Weib  und  Kindern  aus  der  Stadt 
entfernen,  bei  Strafe  von  1  Gulden  für  jede  länger  in  der 
Stadt  verbrachte  Nacht  für  den  firemden  Juden  sowohl  als 
für  den  Uhner  Juden,  der  ihn  beherbergt  hatte.  Die  Stadt- 
rechner aber  sollten  alle  in  Ulm  eingebürgerten  Juden 
vorladen  und  ihnen  eröffnen,  man  wolle  sie  zwar  in  der 
Stadt  lassen,  aber  ihnen  alle  bösen  Käufe  und  Wucher- 
handlungen strengstens  verboten  haben,  namentlich 
sollten  sie  künftig  nicht  mehr  Geld  gegen  Wuchergebühr 
ausleihen  dürfen.  Die  Juden  verlangten  darauf,  vor  den 
Rat  gelassen  zu  werden,  was  ihnen  auch  bewilligt  worde.'^) 
Man  schaffte  also  vorerst  nur  die  fremden  Juden  aus, 
während  die  eingebürgerten  Judenfamilien  ruhig  weiter- 
leben konnten,  wie  denn  auch  z.  B.  im  Jahre  1457  der 
Jude  Jakob  Seligmann,  Bürger  zu  Ulm,  dem  Walter 

*^  Presse],  Geschichte  der  Jaden,  S.  14. 
■^  jÄger,  Ulm,  8.  406  f. 

**)  Verordnung  vom  DonaersUg  t^  QiwsU  1467.  IHfm  OrdnnBgen, 
Bd.  4,  Mspt  ülmer  StadtbiUloehekT 


—    4OT     — 

von  Eönigseck  100  Gülden  gegen  einen  wöchentlichen 
Zins  Yon  4  Hällern,  also  2  Pfennig,  fbr  einen  Qolden, 
darleiht,  wobei  der  ülmer  Bürger  Hans  Strölin  yon 
Bö  fingen  Bürgschaft  leistet.") 

Anch  in  Frankfurt  a.  M.  tritt  man  jetzt  der  Jnden- 
frage  näher.  Seit  dem  Jahre  1462  dürfen  dort  die  Jaden 
nar  in  einer  einzigen  Strasse,  der  „Jndengasse'', 
wohnen,  welche  bei  Nacht  yerschlossen  wird.'*)  Es  ist 
wie  in  Ulm,  yon  dessen  Jaden  Felix  Fabri  am  das 
Jahr  1490  berichtet:  Die  Jaden  sind  Einwohner,  welche 
nicht  znr  ,,Bürgergemeinde"  gehören  (qai  non  sont 
de  corpore  ciyitatis);  sie  gehören  zam  siebten  and  letzten 
Stand  der  Ulmer  Einwohner,  zn  dem  der  Aasbürger 
und  Pfahlbürger  oder  Beisitzer.  Diese  Beisitzer  sind 
keine  eigentlichen  Bürger,  sondern  leben  nar  anter  be- 
stimmten Bedingungen  in  der  Stadt.  Sie  sind  frei  yon  allen 
bürgerlichen  oder  zünftigen  Diensten  and  lediglich 
za  dem  yerpflichtet,  was  sie  dnrch  ihren  Vertrag  mit 
der  Stadt  anf  sich  genommen  haben.  Man  nennt  sie 
„concomitatiyi''''^,  d.  h.  im  Qeleitschntze  stehende,  and  es 
giebt  ihrer  eine  grosse  Zahl,  anter  der  sich  Edelleate 
and  Beiche,  Unedle  and  Arme  befinden.  Za  diesen  Aas- 
bürgem  oder  Beiwohnem  gehören  anch  die  Jaden, 
welche  in  Ulm  eine  grosse  Macht  haben,  was 
Ulm  erlanbt,  wie  aach  die  Kirche  dieselben  als  Beweis 
ihres  christlichen  Sinns  daldet.  Die  Juden  leben  unter 
dem  gemeinen  Rechte  und  gemessen  alle  bürgerlichen 
Freiheitsrechte  der  Gemeinde,  in  der  sie  wohnen  oder 
wo  sie  geboren  sind.  Auch  Fabri  meldet  dann  weiter, 
dass  nach  einer  alten  Ulmer  Ordnung  die  Stadt  nur  yer- 
pflichtet sei,  drei  Jadenfamilien  mit  ihrer  Dienerschaft 
den  Aufenthalt  zu  gewähren;  fremde  Juden  aber,  die 
länger  als  drei  Tage  in  Ulm  bleiben  wollen,  haben  dem 
Bat  für  jeden  weitern  Tag  einen  Gulden  zu  bezahlen.^") 

b.     Dm  Aufkommen  der  Oflbntliolita  Darlehemkanea. 

Was  der  Stellung  der  Juden  den  Hals  brach,  war, 
dass  sie  wirtschaftlich  überflüssig  geworden  waren. 
Seit  im  Jahre  1420  die  Kirche  den  Bentenkauf,  d.  h. 
die  Belastung  eines  Grundstücks  mit  einem  dinglichen 
Rechte  auf  Zins  in  der  Art,  dass  das  Grundstück  nicht  in 
den  Besitz  des  Pfandherrn  übergieng  ^'),  gestattet  hatte, 

^)  Yeewmnejer  der  Aeltere,  Nachrichten  über  die  Jaden,  Gymnasial- 
programm  Ton  1797,  8.  14. 

**)  Stobbe,  Jaden  in  Deatscbland,  S.  102. 
*]}  Cornea,  Graf,  heisst  Geleitaherr. 

Veeaenmever,  Fabria  Tractatas,  8.  124  f. 
Boacher,  Geachichte  der  Nationalökonomik,  S.  la 

*  82 
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entschloss  sich  auch  der  Christ  immer  mehr,  solche  Zinsen 
zu  kaufen.  War  man  doch  jetzt  der  unangenehmen  Ver- 
pflichtung enthoben,  das  rerpfändete  Gut  selbst  zn  bewirt- 
schidften,  and  konnte  diese  Aufgabe  dem  Schuldner  flberlassen. 
So  entschloss  sich  auch  der  christliche  Geldbesitzer  immer 
mehr,  sein  Geld  dem  Geldbedfirftigen  auf  Liegen  Schäften 
darzuleihen,  während  er  seither  davon  wegen  der  Un- 
sicherheit des  Zehntbetrags  meist  Abstand  genommen 
hatte,  und  so  gieng  den  Juden  der  wichtigste  Teil  des 
Pfandgesch&fts ,  die  Darleihe  auf  Liegenschaften, 
yerloren  und  der  Jude  sah  sich  auf  die  Darleihe  auf 
fahrende  Pf&nder  beschränkt 

Eine  Folge  dieses  immer  mehr  hervortretenden  Ent- 
behrlichwerdens des  Juden  war  die  den  Juden  entzogene  Er- 
laubnis, Grundbesitz  zu  erwerben.  So  wird  im  Jahre  1480 
in  Nürnberg  das  Gesetz  durchgeführt,  kein  Jude  solle 
künftig  einen  Hof  besitzen  dürfen.*®)  Wohl  weigerte 
sich  die  dortige  Judengemeinde  aufs  entschiedenste,  diese 
Gesetzesbestimmung  anzuerkennen,  und  sie  besorgte  diesen 
Widerstand  in  der  klaren  Erkenntnis,  dass  diese  Ver- 
ordnung ihr  den  Todesstoss  versetze,  mit  solcher  Beharr- 
lichkeit, dass  dem  Rat  daraus  viel  Verdruss  erwuchs. 
Es  gelang  den  Juden,  sich  bei  Hof  einen  Freiheitsbrief 
gegen  diese  Ordnung  zu  verschaffen,  worauf  aber  der 
Rat  nachwies,  dass  dieser  Freiheitsbrief  erschlichen  sei, 
und  es  erfolgte  darauf  eine  königliche  Entscheidung,  dass 
die  Stadt  Nürnberg  längst  gefreit  sei  und  das  Recht 
habe,  eigene  Ordnungen  ohne  Einspruch  des  Reichs 
zu  machen.*')  So  lange  der  Jude  Grundbesitz  hatte  er- 
werben können,  konnte  er  sich  für  seine  Forderung  dadurch 
bezahlt  machen,  dass  er  das  verpßndete  Gut  in  sein  Eigen- 
tum überfQhrte.  Anders  seit  er  keinen  Grundbesitz  mehr 
erwerben  konnte.  Jetzt  mnsste  er  seine  gekaufte  Zehnten- 
forderung durch  Pfanderverkauf  realisieren,  sobald  der 
Ertrag  ihm  nicht  mehr  die  Forderung  deckte.  So  sagt 
das  Thüringer  Rechtsbuch:  Nach  Gottesrecht  sollte 
kein  Jude  Wucher  nehmen,  ^d.  h.  von  anderen  gekaufte 
Forderungen  mit  Gewinn  wiederverkaufen  dürfen);  da 
aber  die  Juden  in  Thüringen  keinen  Grundbesitz  mehr 
rwerben  können,  so  haben  ihnen  Kaiser  und  Fürsten,  um 
ire  Forderungen  zu  sichern,  die  Gnade  bewilligt,  die 
"yn  ihnen  gekauften  Zinsen  mit  Gewinn  wieder  zu  Vor- 
stufen.^) Dieses  Geschäft,  die  Rente  einer  nicht  verzehr- 
iren  Sache  wieder  zu  verkaufen,  war  nun  selbstverständlich 
ir  einträglich  in  einer  Zeit,  in  welcher  der  Wert  der 


"^  Stobbe.  Jaden  in  DeatBchland,  8.  108. 

■^)  Warfei,  NOrnbergi  Jodtingemeiade,  B.  96  88  £ 
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erzeugten  Waren  des  Guts  fiel,  weil  hiednrch  der  Ertrag 
der  Sache  nicht  mehr  ausreichte  and  der  Sachbesitzer  in 
steigende  Abhängigkeit  von  dem  seine  feste  Bente  fordernden 
Judenglänbiger  geriet;  das  Geschäft  war  aber  sofort  nicht 
mehr  lohnend,  als  mit  dem  Sinken  des  Geldpreises 
and  dem  Steigen  der  Warenpreise  der  Jade  immer 
entbehrlicher  warde.  Was  dem  Jaden  deshalb  am  meisten 
schadete,  war  das  Steigen  der  Warenpreise  and  das 
Sinken  des  Geldwerts,  wie  es  die  grossen  Gold- 
fande  des  15.  Jahrhonderts  mit  sich  brachten.  Mit  dem 
andauernden  Stelgen  der  Warenpreise  bekam  die 
prodaktiye  Thätigkeit  des  Christen  erhöhten  Wert  and 
der  Geldübermacht  des  Jaden  war  die  Spitze  abgebrochen, 
unendlich  scheinende  Geldschätze  lagen  auf  dem  Markte 
and  so  ward  der  Geldleiher  immer  entbehrlicher  and  es 
gelang  dem  Christen,  seinen  Geldbedarf  selbst  zn  be- 
schaffen. 

Der  entscheidendste  Verstoss  des  Christentums  gegen 
die  Jaden  ist  die  Gründang  der  öffentlichen  Leih- 
häuser. Diese  Leihhäuser  und  Leihbanken  sind  das 
grösste  Werk  des  „Barffisserordens^  und  sio  haben 
ihm  auch  seine  grosse  Volkstfimlichkeit  yerschafPt.  Der 
BarfQssermönch  Barnabas  „Interamnensis"  aus 
Terni  wurde  durch  die  allgemeinen  Klagen  über  die 
hohen  Zinsen  der  Juden  auf  den  Gedanken  gebracht, 
hier  praktisch  einzugreifen.  Als  er  zur  Zeit  des  Papstes 
Pins  11.(1458—1468)  einmal  in  Perosa  bei  Turin  predigte 
und  die  Leute  klagten,  wie  sie  unter  der  Last  der  Juden- 
schulden zu  leiden  haben,  yeranstaltete  er  eine  grosse 
Wohlthätigkeitssammlung  und  bildete  aus  dem  Ertrag 
derselben,  der  bei  seiner  grossen  Bednergabe  sehr  reichlich 
ausgefallen  war,  eine  Darlehenskasse  für  Geldbedürftige. 
Die  Kasse  war  namentlich  für  kleinereLeute  bestimmt, 
denen  hier  Gelegenheit  gegeben  werden  sollte,  am  einen 
möglichst  niedem  Zinsfuss  Darlehen  gegen  Pfandsicherheit 
zu  erhalten,  und  es  sollten  lediglich  so  viel  Zinsen  genommen 
werden,  als  zur  Unterhaltung  der  Einrichtung  nötig  war. 
Der  Papst  gab  denn  auch  gerne  seine  Bestätigung  zu  dem 
unternehmen  und  bald  fand  die  Sache  Nachahmung ,  indem 
in  Sayona  bei  Genua  eine  ähnliche  Kasse  entstand  und 
im  Jahre  1479  die  päpstliche  Genehmigung  erhielt.  Eine 
weitere  Kasse  in  Mantua  folgte;  sie  hatte  eisen  Ans- 
schuss  von  12  Personen,  nämlich  4  Ordensleuten,  2  Edel- 
leuten,  2  Bechtsgelehrten  oder  Aerzten,  2  Kaufherren  und 
2  Bürgern,  yon  denen  die  8  Laienmitglieder  alle  2  Jahre 

")  Deppiog,  Juden  im  Mittelalter,  8.  867. 
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zur  Hälfte  nen  gewählt  wurden.  Seitdem  hielten  es  die 
Barfüsser  ffir  eine  fromme  Pflicht,  überall  f&r  Ein- 
richtung derartiger  Leihbanken  besorgt  zu  sein,  welche 
man  „Montes  pietatis"  nannte.  Die  Dominikaner 
ärgerten  sich  über  die  Einrichtung  derart,  dass  sie  die- 
selben spottweise  „Montes  impietatis''  nannten.^) 

Einer  der  eifrigsten  Förderer  dieser  Darlehenskassen 
war  der  Barfüsser  Bernhardin  Thomitano,  geboren 
im  Jahre  1439  in  Feltre  bei  Belluno.  Er  war  der  ge- 
fahrlichste Feind  der  Banquiers  und  jüdischen 
Darleiher;  als  gewandter  Volksredner  durchzog  er 
ganz  Italien  und  predigte  überall  gegen  das  über- 
mässige Zinsnehmen  und  das  allzu  üppige  Leben 
der  Loate,  so  dass  das  Volk  sich  mehrmals,  z.  B.  in 
Florenz,  auf  die  Häuser  der  Juden  stürzte,  diese 
plünderte  und  die  yerhasstesten  Juden  erschlug  und  die 
Stadträte,  die  zum  Teil  unter  dem  Druck  der  jüdischen 
Geldmacht  handelten,  dem  Redner  die  Städte  verboten. 
So  schützt  im  Jahre  1488  die  Herrschaft  Venedig  die 
Juden  von  Verona,  Castelfranco  und  Montefelice 
gegen  Bernhardin  und  verbietet  den  Juden  von  Bavenna, 
als  Bernhardin  von  Feltre  und  das  Volk  dies  verlangen, 
das  Darleihen.  In  Venedig  wurde  ihm  deshalb  über- 
haupt nicht  gestattet,  zu  reden,  aber  in  Assisi,  Parma. 
Cesena,  Ghieti,  Rieti,  Narni,  Lucca  und  Campo- 
San-Pietro  bei  Padua  gelang  es  Bernhardin  nach- 
einander, die  QrQndung  von  Darlehenskassen  ins  Leben 
zu  rufen. 

Hauptsächlich  kämpfte  Bernhardin  auch  gegen 
die  Judenärzte.  So  gelang  es  ihm  in  Siena,  den 
dortigen  jüdischen  Stadtarzt  zur  Absetzung  zu  bringen, 
indem  er  in  seinen  Reden  erzählte,  wie  in  Avignon  ein 
Judenarzt  sich  auf  dem  Sterbebette  gerühmt  habe,  durch 
seine  Arzneien  Tausende  von  Christen  getötet  zu  haben. 
Namentlich  weigerten  sich  die  Frauen,  künftig  noch  die 
Dienste  jüdischer  Aerzte  anzunehmen.  In  Lucca  Hessen 
seine  Gegner  einen  Theologen  von  Florenz  kommen,  um 
den  Barfüsser  zu  widerlegen.  Das  Volk  aber  gab  dem 
Barfüsser  Recht  und  gründete  alsbald  eine  Darlehenskasse, 
die  rasch  gedieh,  als  ein  reicher  Bürger  seine  Verbindung 
mit  den  Juden  abbrach  und  sich  mit  40,000  Goldgulden 
bei  der  Sache  beteiligte.  In  Genua  hatte  bereits  die 
Bank  von  St.  Georg,  die  seither  hauptsächlich  für  den 
Kredit  der  Grossgrundbesiszer  gesorgt  hatte,  die  Sache 
in  die  Hand  genommen,   als  Bemhardin  erschien  und  die 

■•)  Depping,   Juden  im  Mittelalter,  S.  386,  460,  868,  370.    Vio,  De 
mon  e  pWttUdn,  Venedig  1684.  *  •        >        « 
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Einrichtung  durch  seine  Ratschläge  verbesserte;  anch 
in  Piacenza  nnd  Padaa  kamen  die  Kassen  rasch  in 
Aufnahme  nnd  fanden  allgemeinen  Anklang.  Hatten  die 
Juden  seither  rnnd  20  vom  Hundert  genommen,  so  lieh 
jetzt  die  neue  Barfüsserkasse  Beträge  bis  zn  30  Soldi, 
d.  h.  nach  damaligem  Gebrauchswert  etwa  50  Mark,  ohne 
Zins  gegen  hinreichende  Pfandsicherheit  aus,  während 
höhere  Beträge  um  5  vom  Hundert  zu  haben  waren.  So 
verloren  die  Juden  rasch  ihre  beste  Kundschaft  und  Hand 
in  Hand  mit  dem  Aufhören  der  Abhängigkeit  der  Leute 
von  ihrem  Qeldbeutel  bekam  auch  der  Respekt  vor  ihnen 
die  galoppierende  Schwindsucht.  Die  Liebe  der  Menschen 
hatten  sie  nie  besessen,  sie  hatten  sie  ja  auch  nie 
erstrebt;  was  sie  gesucht  hatten,  war  die  Macht  gewesen 
und  diese  war  ihr  Verderben  geworden. 

Rasch  breiteten  sich  jetzt  die  öffentlichen  Darlehens- 
kassen über  ganz  Europa  aus,  Ravenna,  Cremona, 
Vicenza,  Bologna,  Florenz  sind  die  nächsten 
italienischen  Städte,  welche  folgen,  und  unter  dem  Protest 
der  Dominikaner  erklären  die  Päpste  die  Darlehens- 
kassen für  etwas  Erlaubtes  und  Nützliches.  Rom  und 
Neapel  freilich  erhalten  die  Einrichtung  erst  in  den 
Jahren  1539  und  1540.  Hand  in  Hand  mit  der  Ein- 
richtung der  Darlehenskassen  geht  die  Aufhebung  der 
Judengemeinden  als  Darleiherzünfte  oder  privilegierte 
Geldleihergenossenschaften,  denen  das  alleinige 
Recht  zusteht,  Geld  gegen  festen  Zins  in  Landes- 
münze auszuleihen,  aber  auch  die  Pflicht  obliegt, 
jedem  Bürger  gegen  ausreichende  Pfandsicherheit  Darleihen 
gegen  einen  obrigkeitlich  festgesetzten  Meistzinsfuss  zu 
gewähren,  wobei  auf  Zinsenüberforderung  Verlust  der 
Forderung  steht.  Auch  in  Deutschland  kommt  die  Sache 
alsbald  in  Fluss;  wohl  als  eine  der  ersten  Städte  hebt 
Nürnberg  im  Jahre  1490  seine  Judendarleihergenossen- 
schaft auf  und  richtet  eine  öffentliche  Leihbank  ein ;  andere 
Städte  folgen.**)  Auch  in  Lyon  verdunkeln  seit  dem 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  die  mit  gewaltigen  Geldmitteln 
arbeitenden  Lombarden  die  Juden  durch  ihren  Reichtum 
und  den  Umfang  ihrer  Spekulationen.  Die  Florentiner, 
Luccheser,  Genueser,  Piemonteser  bilden  jetzt 
Körperschaften  und  verschönem  die  Stadt  und  ihre  Um- 
gebung durch  ihre  grossen  und  prächtigen  Gebäude  und 
sind  statt  der  Juden  die  wirtschaftlichen  Machthaber 
der  Stadt,  wobei  mitspielt,  dass  es  die  Christen  weniger 
reizt,  wenn  die  vornehmen  italienischen  Grosskaufleute  ihren 

"^)  Depping,  Jaden  im  Mittelalter,  S.  371  f.,  261. 
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Reichtnm  mit  der  ihnen  eigenen  Eleganz  zor  Schau  tragen, 
als  wenn  die  jüdischen  Spekulanten  ihren  protzenhaften 
Lnxus  als  echte  Emporkömmlinge  entwickeln.*^) 

•.    Bit  JtdoMitnlVngtB  la  ItrBberg  lad  UIb. 

Je  mehr  die  Jaden  sich  ans  den  grosseren  Reichs- 
städten verdrängt  sehen,  um  so  mehr  siind  sie  bestrebt, 
bei  den  umliegenden  Landesherren  Schutz  und  Unter- 
kommen zu  suchen  und  diese,  meist  wenig  bemittelt, 
sind  gerne  bereit,  dieselben  aufzunehmen.  So  erlaubt  am 
27.  Mai  1471  Graf  Ulrich  von  Wirtemberg  dem  Juden 
Bonin,  mit  seinem  Weibe,  seinen  Kindern  und  seinem 
„gebrOteten^ ,  d.  h.  in  seinem  Brote  stehenden,  Gesinde, 
zu  Gannstatt  sich  häuslich  niederzulassen,  wofür  der 
Jude  jährlich  20  Gulden  Schutzge'd  geben  sollte.  Der 
Jude  durfte  Darlehen  gegen  Pfander  geben,  aber  hiefbr 
von  einem  Gulden  nicht  mehr  als  1  Pfennig  „Gesuch^,  d.  h. 
Wuchergebfihr,  nehmen,  sonst  aber  keinen  Judenzins  nach 
dem  Leihungsrechte  und  Herkommen  der  Juden  erheben. 
Dem  Juden  wurde  der  nOtige  Schutz  yersprochen  and 
beiden  Teilen  beliebiges  Eündigungsrecht  eingeräumt^) 
j&  ndererseits  waren  freilich  auch  damals  noch  manche 
Reichsstädte  nicht  in  der  Lage,  sich  der  Bilie  der  Juden 
zu  entschlagen,  wie  z.  B.  im  Jahre  1481  das  Reich  den 
Juden  in  Regensburg  das  Recht  bestätigt,  massige 
Zinsen  nach  alter  Gewohnheit  zu  nehmen,  wie  dies  durch 
päpstliche  Bullen  allenthalben  im  Reiche  erlaubt  sei.^^ 
Wie  sehr  die  Zinsen  durch  den  üeberfluss  an  Edel- 
metall im  Laufe  des  Jahrhunderts  gesunken  waren,  be- 
weist die  Thatsache,  dass  im  Jahre  1482  der  Rat  yon  Ulm 
bei  dem  Geschlechter  Lukas  Herwart  in  Augsburg 
die  beträchtliche  Summe  yon  10,000  Gulden  aufnimmt,  die 
Herwart  der  Stadt  zu  4  Prozent  angeboten  hatte,  worauf 
ihm  aber  der  Bürgermeister  Wilhelm  Besserer  be- 
merkte, der  Rat  gebe  nur  8,6  Prozent •^ 

Inuner  dringender  wird  denn  auch  seit  den  siebziger 
Jahren  des  15.  Jahrhunderts  das  Verlangen  des  Volks, 
namentlich  in  den  grossen  Reichsstädten,  nach  Auf- 
hebung der  Judengemeinden.  Ln  Jahre  1478  bittet 
der  Rat  yon  Nfirnberg  das  Reich,  die  Juden  wegen 
ihrer  bOsen  Aufführung  „ausschaffen''  zu  dürfen,  wd 
aber  yom  Reiche  abschlägig  beschieden.  Als  Grfinde, 
warum  der  Rat  yon  Nürnberg  die  Ausschaffüng  der  dortigen 

**)  SHtUer,  Qeachicbte  der  Grafen  toq  Wirtemberg,  Bd.  8,  8.  80. 
*^  Gemeiner,  Regenflbnreer  Chronik,  Bd.  8,  8.  651. 
**)  RatsbeschlnsB  yom  Montag  tot  Johannia  demT&ofer,  1488.  Mipt 
«er,  Ulm,  8.  896. 
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Jaden  beim  Beiche  beantragt,  werden  angegeben:  1^  Die 
Juden  haben  sich  fiber  die  Zahl  yermehrt,  worauf  der 
Stadt  Freiheit  lantet.  2)  Die  Jaden  bringen  die  Bürger- 
schaft, die  als  Patronatsherr  und  Schutzvogt  anderen 
Reichsstanden  gegenüber  für  sie  eintreten  muss,  in  bOse, 
beschwerliche  und  wucherische  Händel.  Sie^ bringen  be- 
trügerische Schuldverschreibungen  zu  stände, 
wodurch  zahlreiche  Personen  übernommen,  in  Schulden 
gebracht  und  yon  ihrer  Nahrung  und  häuslichen  Ehre 
vertrieben  werden,  so  dass  der  Bürgerschaft,  namentlich 
den  Handwerksleuten,  die  an  fremde  Orte  handeln,  hieraus 
Scheu  und  Misstrauen  entsteht,  was  der  Stadt  zu  grossem 
Nachteil  gereicht.  3)  Die  Juden  unterstützen  insgeheim 
allerlei  verirrte  und  verlaufene  Personen  in  ihrer  Bosheit, 
ihrem  argen  Willen  und  Vorsatz,  wodurch  Diebstahl  und 
andere  böse  Händel  erfolgen,  die  nicht  zu  dulden  sind,  da 
die  Juden  sogar  Untreue  gegen  den  Eid  beweisen.*®) 
Auch  Begensburg  möchte  jetzt  seine  Juden  los  sein, 
aber  das  Beich  nimmt  sich  ihrer  an.  Im  Jahre  1481  nimmt 
das  Beich  die  Judengemeinde  in  Begensburg  mit  ihrem 
Vermögen  aufs  neue  in  seinen  Schutz  und  Schirm  und 
gebietet  dem  Bat,  ihr  dieselben  Freiheiten  zu  geben, 
wie  die  Juden  anderwärts  haben.  Um  ihre  Steuer- 
kraft nicht  zu  stark  anzuspannen,  giebt  der  Kaiser  den 
Juden  für  ihre  Schulden  1  Jahr  Aufschub  und  der  Bat 
wird  beauftragt,  ihnen  gegen  ihre  Schuldner  beizustehen, 
damit  sie  ihre  Forderungen  und  Zinsen  wieder  herein- 
bringen. Ausserdem  erhalten  sie  das  Becht,  „ziemliche^ 
Zinsen  zu  nehmen.  Die  Stimmung  der  Bürgerschaft  gegen 
die  Juden  wurde  dadurch  nicht  besser.  Wohl  nahm  sich 
der  Herzog  Qeorg  von  Bayern-Landshut  als  Burg- 
graf von  Begensburg  der  Juden  an  und  stellte  dem  Bäte 
vor,  dass  die  durch  schlechte  Behandlung  der  Juden 
erzielte  Vertreibung  derselben  nicht  im  Interesse  des 
Bats  liege,  der  dadurch  um  wesentliche  Einkünfte 
komme.**)  Aber  die  Feindseligkeiten  nahmen  kein  Ende. 
Im  Jahre  1486  muss  der  Herzog  von  Bayern  dem  Begens- 
burger  Bat  die  Besteuerung  der  Judengemeinde  völlig  frei- 
stellen und  die  Steuerforderungen  an  dieselben  werden 
absichtlich  gesteigert,  damit  den  Juden  der  Aufenthalt 
entleide  und  sie  desto  eher  die  Stadt  verlassen.  Der 
Domprediger  Hubmaier  und  die  Hinderbrüder  oder 
Barfüssermönche  fordern  das  Volk  von  der  Kanzel  zur 


*2  WQrfel,  Nfirnbergs  Jadenfemeiiide,  B.  88. 


Gemeiner,  Regensbnrffer  Chronik,  Bd.  8,  8.  649  ff.,  734,  Bd.  4, 
8.  85  f.,  56,  68,  85,  100  ff.,  117  f.,  144  f.,  166  f.,  281  f.,  281  f.,  289  f^ 
310  ff,  888  ff.,  847  f.,  851  ff.    Btobbe,  Juden  in  Deatschlaad,  8.  79. 
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Aastreibnng  der  Juden  auf  und  die  Aufregung  ^e^en 
sie  wächst  immer  mehr;  der  Sat  yerspricht  Abhilfe,  aber 
man  nennt  die  Stadtrate,  welche  sich  der  Juden  annehmen, 
scheltend  „Judenkönige";  die  MfiUer  der  Stadt  weigern  sich, 
den  Juden  ihr  Getreide  zu  mahlen,  die  Bäcker  yerkaafen 
ihnen  kein  Brod  mehr,  weil  die  Geistlichkeit  dies  bei 
Strafe  des  Ausschlusses  yon  der  Osterkommunion  verboten 
hat,  der  Rat  bestimmt,  sie  dürfen  im  Sommer  vor  4  Uhr, 
im  Winter  vor  3  ühr  mittags  nichts  auf  dem  Markte 
kaufen.**)  Auch  am  Rheine  geht  es  jetzt  gegen  die  Juden 
los.  Im  Jahre  1493  steht  im  Elsass  der  Bauernband 
vom  Bundschuh  auf.  Er  will  den  Juden  ihre  Schätze 
nehmen  und  die  Juden  austreiben,  verlangt  die  Abschaffung 
aller  Zölle  und  Umgelder  und  ein  Jubeljahr*^)  im 
Sinne  des  alten  Testaments.^  ^) 

Von  der  Ulm  er  Judengemeinde  erfährt  man  damak 
ebenfalls  wieder  einiges.  Im  Jahre  1494  verschreibt  Kaiser 
Maximilian  I.  dem  Ritter  Veit  von  Rechberg  auf 
Hohenrechberg  zu  liiereichen  deu  goldenen  Opfer- 
pfennig von  der  gesamten  Jüdischheit  in  Schwaben 
und  bittet  deshalb  den  Bürgermeister  und  Rat  zu  Ulm, 
dem  beauftragten  „Knecht^  des  Rechberg  dieses  Ge&U 
bei  den  Ulmer  Juden  einfordern  zu  helfen.  Im  Jahre  1495 
bittet  der  Kaiser  wieder  darum.  Es  sollte  jeder  Jude« 
der  zu  seinen  Tagen  gekommen  war,  1  Gulden  und  jeder 
Jude,  der  ein  Weib  hatte,  2  Gulden  geben.  Die  Ulmer 
Juden  weigerten  sich  indessen,  die  Kopfsteuer  ganz  zu 
bezahlen,  und  legten  sich  aufs  Handeln,  weshalb  Rechberg 


*^  Das  Jabeljahr  (annns  jubiliei  oder  jubilseum,  Tom  hebridscben 
jobel,  Posaune),  Halljahr  oder  Erlasrähr,  fand  bei  den  Hebr&ern  alle 
50  Jahre  statt  und  wurde  mittelst  Posaunen  durch  ganz  Pal&stina  Ter- 
kündet.  Während  desselben  ruhte  alle  Feldarbeit,  alle  Knechte  worden 
frei,  alle  ver&nsserten  Grundstücke  mit  Ausnahme  der  st&dtischen  und 
kirchlichen  Liegenschaften  fielen  ohne  Kaufschilling  wieder  an  den  recht- 
mässigen Erben,  alle  Schulden  wurden  erlassen.  Zweck  der  Bfaas- 
regel  war,  die  Gleichheit  unter  den  Güterbesitzem  zu  erhalten.  Diesem 
Vorbilde  entsprechend  führte  Papst  Bonifacius  Vin.  die  Einrichtung 
auch  in  der  christlichen  Kirche  als  sittliches  Jubeljahr  oder  SOndenerlass 
durch,  um  der  bedrängten  päpstlichen  Kasse  aufzuhelfen.  Das  Jubeljahr 
wurde  im  Jahre  1800  zum  erstenmal  gefeiert  und  sollte  sich  alle  100  Jahre 
wiederholen.  Der  Erfolg  war  so  glänzend,  dass  Papst  Clemens  VI.  in 
zwei  Bullen  Tom  27.  Januar  1848  und  Tom  28.  Juni  1846  die  Wiederkehr 
des  Jubeljahrs  nach  je  50  Jahren  verordnete  und  Papst  Urban  VL  die 
Jube^ahrsperiode  auf  88  Jahre  herabsetzte.  Das  Jubiläum  im  Jahre  1890 
hatte  indessen  weniger  Erfolg  als  die  früheren  Jahre,  wo  sich  Millionen 
Yon  Fremden  hiezu  in  Rom  eingefunden  hatten,  und  so  veranstaltete  Papst 
Bonifacius  IX.  ein  Nachjnbiläum  und  sandte  Ablassprediger  ans, 
um  denen,  die  nicht  nach  Rom  kommen  konnten,  den  Ablass  f)Ekr  den 
dritten  Teil  der  Reisekosten  anzubieten. 

*^}  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik,  8.  84. 
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bat,  die  Jaden  zar  Bezahlung  anzuhalten  oder  zu  beweisen, 
dass  sie  das  Freiheitsrecht  haben,  eine  geringere  Snmme 
zn  zahlen.^')  Im  Jahre  1495  beklagt  sich  der  Öraf  Asmns 
Yon  Wertheim  beim  Bürgermeister  nnd  Bat  yon  Ulm, 
dass  man  ihm  ein  Stübbich,  d.  h.  ein  Packfass,  mit 
Spielkarten,  das  er  dnrch  seinen  Jaden  Salomon 
in  Ulm  habe  abholen  lassen  wollen,  vorenthalte,  worauf 
der  Bat  erwidert,  das  rühre  lediglich  daher,  dass  sich 
dieser  Jade  verstohlener  Weise  mehrere  Tage  in  Ulm  aaf- 
gehalten  habe,  wahrend  doch  in  Ulm  kein  fremder  Jade 
über  Nacht  bleiben  dürfe.  Der  Bfittelmeister  habe  den 
Juden  angetroffen  and  von  ihm  den  nach  ülmer  Gtebraach 
verwirkten  Strafgalden  gefordert;  der  Jade  habe  darauf 
erklärt,  er  werde  diesen  Gulden  bei  einem  seiner  Schuldner 
einziehen,  sei  aber  nicht  wiedergekommen,  weshalb  man 
sein  Spielkartenfass  auf  solange  mit  Beschlag  belegt  habe, 
bis  der  Jude  die  Strafe  erlege.**) 

Seit  den  neunziger  Jahren  beginnt  überall  in  Deutsch- 
land die  Judenaustreibung.  Wie  im  Jahre  1496  die 
Juden  aus  dem  Königreiche  Neapel  ausgetrieben  werden*"^, 
so  hebt  im  Jahre  1495  die  Beichsstadt  Beutlingen  mit 
Oenehmigung  des  Beichs  ihre  Judengemeinde  auf,  nachdem 
ihr  der  Kaiser  das  Freiheitsrecht  verliehen  hat,  künftig 
keinen  Juden  mehr  als  Bürger  oder  Beiwohner  aufnehmen 
zu  müssen  und  die  bereits  angesessenen  Juden  zum  Aus- 
wandern zwingen  zu  dürfen.**)  Am  13.  August  1499  werden 
die  Juden  in  Aschaffenburg  ausgewiesen,  wie  auch 
Kaiser  Maximilian  I.  den  Städten  Ulm  und  Nürnberg 
das  Freiheitsrecht  giebt,  nach  Belieben  Juden  zu  haben 
oder  nicht  zu  haben,  während  Ulm  unter  Kaiser  Friedrich  in. 
das  Becht  und  die  Pflicht  gehabt  hatte,  3  Judenfamilien 
in  seine  Mauern  als  ständige  Beiwohner  aufzunehmen.*^ 
Damit  die  Juden  den  Ernst  des  Königs  Maximilian  I. 
erkennen  sollten,  so  hatte  die  Beichsregierung  dem  Vor- 
stände des  Beichsschultheissenamts  Nürnberg 
Herrn  Wolfgang  von  Parssberg,  am  26.  Juli  1498 
den  Befehl  erteilt,  alle  Judenhäuser,  die  Synagoge 
und  deren  andere  Liegenschaften  und  Güter,  in  denen 
sie  gewohnt,  gesessen  und  ihr  Hauswesen  gehabt  hatten, 
samt  dem  Leichenhofe  der  Juden  als  königliches 
Kammergut    mit    Beschlag    zu    belegen**),    wie   auch 

^  Veeaenmeyer  der  Aeltere,  XJlmer  Gymnasialprognunin  Ton  1797,  S.  15. 
^  Depping,  Juden  im  MitteJalter,  8.  887. 

^)  Maurer,  Deutsches  St&dtewesen,  Bd.  2,  8.  282.    Oayler,  Chronik 
Bd  2.  8.  182. 

Jftger,  Ulm  im  Mittelalter,  S.  182. 
WQrfel,  NQmbergs  Judeugemeinde,  8.  84. 


nach  Ulm    ein   ähnlicher    Befehl    erlassen  wurde.      Am 
1.  November  1498   giengen   deshalb  die  Schöffen    der 
Stadt  Nfirnberg  in  die  dortige  Jadenschnle  nnd  liessen 
die    Mitglieder    der    Jadengemeinde    schwören,    binnen 
S  Monaten  die  Stadt  zn  räumen,  worauf  am  10.  März  1499 
die  Juden  aus  Nürnberg  ausgeschafft  wurden.    Die  Jaden 
sollten   ursprünglich  schon   am   7.  November  1498  Nürn- 
berg verlassen;  damit  aber  alle,  welche  Pfander  bei  den 
Juden  hinterlegt  hatten,    Zeit    und  Gelegenheit  hatten, 
alles  von   den  Juden    einzulösen,    wurde   dies   öffentlidi 
ausgerufen  und  es  wurde  den  Juden  auf  ihre  Bitte  eine 
Frist  bis  Lichtmess,  den  2.  Februar  1499  anberaumt  and 
auf  wiederholtes  Flehen   bis  Mitfasten    1499   verlängert 
Am  6.  März  1499  erhielt  der  Bat  von  Nürnberg    den 
Befehl  seitens  der  Beichsregierung,  wenn  die  Juden  oder 
Jüdinnen  oder  sonst  jemand  dem  Beichsschultheissen- 
amt  irgend  welche  Irrungen,  Einträge  oder  Verhinderungen 
bei    der    Beschlagnahme    der  Judenhäuser,     der 
Synagoge  und  des  Leichenhofs  machen  sollten,  diesem 
allen  Bat  und  Beistand  und   alle  Förderung  angedeihen 
zu   lassen.    Nachdem  es   so   den  Juden   mi^ungen  war, 
ihr  Aufenthaltsrecht  in  Nürnberg  verlängert  zu  erhalten, 
zogen   sie    am    10.    März   1499    mit  Weib    und   Kindern 
aus  der  Stadt,  in  der  sie  so  lange  gewohnt  und  deren 
Bürgern   sie  so  grosse  Schätze  durch  ihren  Wucher   ab- 
genommen  hatten.     Bei   ihrem   Auszuge    gab  ihnen    der 
Bat  eine  Bedeckungsmannschaft  mit,    damit  ihnen 
keine  unbillige  Gewalt  durch  Strassenräuber  widerfahre. 
Durch  Fürbitte  der  Markgräfin  Anna  von  Brandenbarg 
suchten   die  Nürnberger   Juden  Aufnahme   in   der  Stadt 
Windsheim  zu  bekommen,  allein  der  Bat  versagte  ihnen 
die  Herberge,  worauf  sie  sich  nach  Frankfurt  wandten 
und  hier  ein  Unterkonunen  fanden,  obgleich  der  dortige 
Prediger    Doktor    Konrad    Henssel    sich    entschieden 
gegen  ihre  Aufnahme  wehrte.    Ein  kleiner  Teil  der  Nfim- 
berger  Juden  endlich  fand   seinen  Wohnsitz  in  Prag.^^ 
Als  die  Nürnberger  Juden  abgezogen  waren,  übergab  der 
dortige     Beichsschultheiss    Herr    Wolfgang     von 
Parssberg  dem  Nürnberger  Bat  die  inzwischen  von 
der  Beichskammer  zu  Händen  genommenen  Häuser  der 
Juden  sowie  deren  Synagoge  und  Leichenhof  samt 
Zubehörden,  dem  sie  die  Beichskammer  aus  rechten,  red- 
lichen Ursachen  zu  ewigem  und  unwiderruflichem  Kaufe 
an  denselben  als  freie,  lautere  und  eigene  Güter  verkauft 
hatte.    Der  Bat  konnte   damit  thun,  was  er  wollte,  er 

«")  WQrfel,  Nfitrnbergi  Jadengemeinde,  S.  96,  84  f. 
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überliess  deshalb  die  Häuser  an  einzelne  Bfirger,  brannte 
die  Gebftnde  auf  dem  Leichenhofe  nieder  nnd  yerkanfte  das 
Grundstock  als  Bauplatz.  Die  Leichensteine  aber  wurden 
beim  Bau  des  obem  Wagbauses  und  der  neuen  Steinhütte 
verwendet  Seither  gelang  es  den  Juden  bis  auf  unser 
Jahrhundert  nicht  mehr,  in  Nürnberg  ein  dauerndes 
Aufenthaltsrecht  zu  gewinnen,  obgleich  sie  sich  alle  Mtthe 
hiezu  gaben;  die  Stadt  hatte  nach  wie  yor  das  Becht, 
Juden  aufzunehmen,  aber  sie  bediente  sich  dieses  Rechts 
nicht  mehr.  Nur  des  Geldwechsels  halber  war  den  in 
Fürth  und  der  Umgegend  wohnenden  Juden  erlaubt, 
unter  Geleite  in  die  Stadt  zu  kommen,  was  die  in 
Fürth,  Schnattach,  Hüttenbach,  Neumarkt  und 
Sulzbach  wohnenden  Juden  mannigfach  benutzten,  indem 
sie  zu  yorübergehendem  Aufenthalte  nach  Nürnberg 
hereinkamen,  dabei  aber  noch  im  Jahre  1755  stets  ein 
„lebendiges  Geleit^  annehmen  und  für  dieses  wie  für 
den  Einlass  eine  Tagesgebühr  bezahlen  mussten.^^) 

In  Ulm  erfolgt  die  Austreibung  der  Juden  im 
gleichen  Jahre.  Obgleich  der  Ulm  er  Bat  das  Becht  hatte, 
nicht  mehr  als  drei  Juden  in  Ulm  zu  dulden,  konnte  er 
es  doch  angesichts  der  schlimmen  Zeiten  nicht  hindern, 
dass  sich  mehr  als  drei  Juden familien  in  der  Stadt  auf- 
hielten, und  gegen  das  Ende  des  15.  Jahrhunderts  hatten 
die  Juden  auch  in  Ulm  im  Stillen  wieder  so  zugenommen, 
dass  aufs  neue  wieder  laute  Klagen  über  ihren  Wucher 
nnd  ihre  Betrügereien  erschallten,  so  dass  der  Bat  endlich 
bei  Kaiser  Maximilian  L  klagte  und  einen  Freiheitsbrief 
erwirkte,  wonach  die  Stadt  das  Becht  bekam,  alle  Juden 
nnd  Jüdinnen  aus  der  Stadt  zu  treiben.  Für  die  Ver- 
änsserung  ihrer  fahrenden  Habe  sollte  ihnen  der  Bat 
eine  Zeitfrist  bestellen.  Die  Häuser,  die  Synagoge, 
den  Friedhof  und  alle  anderen  Liegenschaften  sollte  die 
Stadt  Ulm  dem  Vogt  von  Geislingen,  Wolf  von  Asch, 
übergeben.  Kein  Jude  sollte  fortan  mehr  in  Ulm  dauernd 
aufgenommen  werden  müssen;  alle  früher  den  Juden  vom 
Reiche  gegebenen  Freiheitsrechte  betreffs  ihres  Aufent- 
halts in  Ulm  wurden  widerrufen.  Der  Bat  erklärte  sie 
ausser  dem  Schirme  der  Stadt  und  jeder  konnte,  ohne 
Verantwortung  dafür  schuldig  zu  sein,  mit  einem  Juden, 
der  sich  in  der  Stadt  ohne  Ratsgeleite  bücken  liess, 
verfahren,  wie  er  wollte.  Für  diese  Befreiung  der  Stadt 
von  der  Verpflichtung,  die  jüdischen  Beichskammerknechte 
zn  schützen,  hatte  die  Stadt  die  Verpflichtung  auf  sich 
zu   nehmen,  an  jedem  Quatember  in  allen  Mannsklöstem 


^ 


WQrfel^Qrnbergs  Judengemeinde.  S.  86  f.,  9. 
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der  Stadt  eine  Messe  für  Kaiser  Maximilian  L  (zur  Be> 
gnadong  and  Entladang  dieses  Lasts)  lesen  zn  lassen 
Ansgestelit  war  die  Urkunde  am  6.  August  1499  in 
Aschaffenburg.^')  Am  7.  März  1500  stiftet  denn  auch  Ulm 
dem  Kaiser  Maximilian  zum  Dank  fQr  seine  Wohlthat  den 
versprochenen  Jahrtag.  ^)  Der  Bat  gestattete  den  Juden 
eine  Frist  yon  5  Monaten  zum  Verkauf  ihrer  fahrenden 
Habe  und  liess  dies  öffentlich  ausrufen,  damit  jeder 
Bürger  seine  Pfandschaften  bei  den  Juden  auslösen 
konnte.  Die  reichslehenbaren  Liegenschaften  der  Juden 
verkaufte  die  Beichskammer  am  10.  August  1499  fur 
5000  Gulden  an  die  Stadt  Ulm.  Sie  bestanden  in  der 
Synagoge  mit  grossem  Hofe,  dem  Friedhofe,  dem 
Judenhospital,  der  Judenbadstube  und  11  Wohnge- 
bäuden mit  den  dazu  gehörenden  Höfen  und  Hofraiten.^^) 
Verhältnismässig  lange  hielt  sich  dieBegensbarger 
Judengemeinde.  Im  Jahre  1503  geht  das  Becht  auf 
die  Begensburger  Judengemeinde  mit  dem  Burggrafen- 
amt vom  Herzogtum  Bayern  auf  Kaiser  Maxim&ian  über. 
Derselbe  sucht  die  Lage  der  Gemeinde  zu  bessern,  während 
der  Bat  wiederholt  deren  Austreibung  oder  Ver- 
ringerung auf  eine  kleinere  Zahl  yon  Familien 
beantragt.  ^^)  Wie  gewaltig  sich  die  Juden  damals  noch 
fühlten,  beweist  die  Nachricht,  dass  im  Jahre  1510  ein 
Jude  der  Stadt  Begensburg  einen  offenen  Fehde- 
brief sendet  und  ihr  den  Krieg  erklärt.^^ 

d     Die  ülmw  Jndengrabftaioe. 

Der  älteste  Judengrabstein,  den  uns  Ulm  bietet 
stammt  vom  Jahre  1243  und  meldet,  dass  in  diesem  Jahre 
der  Babbi  Salomon  Halevy  seine  Tochter  Huknab 
durch  den  Tod  yerloren  hat  Der  Stein  wurde  im  Jahre  1626 
auf  dem  Schäfflenmarktplatz,  d.  h.  dem  obern 
Münsterplatz,  gefunden.'^^  Schon  Felix  Fabri  meldet  um 
das  Jahr  1490,  also  9  Jahre  vor  Aufhebung  der  Ulmer 
Judengemeinde,  man  habe  einst  vor  vielen  Jahren  aof 
dem  Kirchhofe  des  Barfüsserklosters,  also  auf  der 
gleichen  Stelle,  tief  unter  der  Erde  einen  hebräischen 
Grabstein  entdeckt,  so  dass  der  Gedanke  naheliegt,  dass 
sich  hier  in  ältester  Zeit  ein  Friedhof  der  Ulmer  Juden- 
gemeinde befunden  haben  könnte.  Ein  weiterer  Grabstein 
vom  Jahre  1255  berichtet  den  Tod  des  Babbi  Eljakim, 

Veesenmeyer  der  Aeltere,  Oymnasialpro^ramm  yon  1797. 
Stobbe,  Juden  in  Deutschland,  8.  80. 
Maurer,  DeuUchea  Stftdtewesen,  Bd.  2,  8.  870  f. 
^  HasBler,  Verhandlungen  des  Vereins  fQr  Kunst  und  Altertum,  1865« 
S.  6.    Veesenmeyer  der  Aeltere,  Gymnasialprogramm  von  1797,  8.  7  f 
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des  Sohns  des  Rabbi  Jnda  Hak  oben.  Der  Stein  wurde  im 
Jahre  1846  als  Fassbodenplatte  aaf  dem  Umgang  des 
Münster  Vierecks  gefunden"),  was  für  die  Geschichte 
der  Ulmer  Judengemeinde  von  Interesse  ist,  insofern  da- 
durch nahegelegt  wird,  anzunehmen,  dass  eine  Zerstörung 
des  Ulmer  Judenfriedhofs  im  Jahre  1349  nicht  stattge- 
funden hat,  sondern  diese  Zerstörung  erst  im  Jahre  1499 
erfolgt  ist,  eine  Annahme,  der  übrigens  spätere  Funde 
iTv^idersprechen  und  welche  ja  auch  nicht  unbedingt  nötig 
ist.  Die  Erbauung  des  Münsterumgangs  erfolgte  nämlich 
anmittelbar  nach  dem  Jahre  1499.  Kaiser  Maximilian  ist 
damals  in  Ulm  und  eine  Gedenktafel  meldet  noch,  dass 
er  im  Jahre  1492  auf  den  Gerüsten  als  schwindelfreier 
Mann  herumgeklettert  ist.  Da  im  Jahre  1499  der  Ulmer 
Judenfriedhof  niedergerissen  wird  und  der  Rat  die  Grab- 
steine zu  öffentlichen  Zwecken  verwendet,  deutet  also  das 
Vorkommen  yon  Steinen,  die  aus  der  Zeit  yor  dem 
Jahre  1349  stammen,  bei  Bauten,  die  nach  dieser  Zer- 
störung vorgenommen  wurden,  darauf  hin,  dass  der  Fried- 
hof damals  nicht  zerstört  worden  sein  dürfte. 

Ein  dritter  Judengrabstein  stammt  vom  Jahre  1274 
und  erzählt  den  Tod  der  Frau  Z  er  üb  j  ah,  der  Tochter 
des  Babbi  Ealonymus.  Der  Name  Kalonymus  hat  in 
der  Judengeschichte  keinen  schlechten  Klang.  Ein  Jude 
Kalonymos  ist  es,  der  am  13.  Juli  982  dem  Kaiser  Otto  n. 
nach  der  Schlacht  von  Cotrone  ein  Pferd  verschafft 
und  ihm  dadurch  zur  Flucht  verhilft  und  im  Jahre  1096 
ist  ein  Rabbi  Kalonymus  Vorstand  der  Mainzer 
Judengemeinde,  wie  auch  in  Kegensburg  ein  Babbi 
dieses  Namens  im  15.  Jahrhundert  erscheint.**)  Ein  vierter 
Stein  meldet  den  im  Jahre  1305  erfolgten  Tod  der  Frau 
Mirjam,  der  Tochter  des  Babbi  Salomon.  Der  Stein 
wurde  im  Jahre  1607  im  Garten  des  Zeughauses  am 
Oänsthor  gefunden.  Ein  fünfter  Stein  berichtet,  dass  im 
Jahre  1306  der  Babbi  Moses,  der  Sohn  des  Babbi  Nathan, 
gestorben  ist,  und  ein  sechster  Stein  berichtet  den  im 
Jahre  1307  erfolgten  Tod  eines  andern  Babbi  Moses, 
Sohns  des  Babbi  Abraham.  Man  fand  diesen  Stein  hinter 
dem  Getäfer  des  sogenannten  Portechaisenträgerstübchens 
in  der  Qassenknechtshütte ,  d.  h.  der  Polizeiwachtstube. 
Der  siebte  Stein,  der  keine  Jahreszahl  trägt,  aber  ebenfalls 
aus  dieser  Zeit  stammt,  meldet  den  Tod  der  Frau  Golah, 
der  Tochter  des  Babbi  Abraham  des  Aeltern  und  Schwester 


^)  Hassler,  Verhandlungen  des  Vereins  ffir  Eonst  und  Altertum,  1865, 
S.  11,  9,  5  f.    Veesenmeyer  der  Aeltere,  Gyninasialprograinm  Ton  1797 
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deB  Babbi  Abraham  des  Jflngeni.  Auch  dieser  Stein 
wurde  im  Jahre  1846  bei  der  Neaersteliung  des  MQnst^- 
amgangs  als  Bodenbelag  auf  dem  Mflnstertorme  gefunden. 
Ein  achter  Stein,  ebenfalls  ans  der  Gassenknechtshfltte 
stanunend,  erzahlt  von  dem  im  Jahre  1331  erfolgten  Tod 
der  Frau  Hannah,  der  Tochter  des  Babbi  Eljakim. 
Der  neunte  Stein  zeigt  an,  dass  im  Jahre  1335  der  Babbi 
Chajim  (Haim^,  der  Sohn  des  Babbi  Bechabjah  Ha- 
kohen,  wohl  em  Nachkommen  des  Babbi  Juda  Häkchen 
und  des  Babbi  Eljakim,  in  Ulm  begraben  worden  ist 
Der  Tote  wird  bezeichnet  als  ein  sehr  berfihmter  und 
gelehrter  Mann.  Der  Stein  wurde  gefunden  an  der  Kirch- 
hofmauer der  herrschaftlich  ulmischen  Stadt  Lang^enau. 
Ein  zehnter  Stein  stammt  yom  Jahre  1341  und  gilt  dem 
Gedächtnis  des  Babbi  Moses,  des  Sohns  des  Rabbi 
Eleazar.  Man  sieht,  es  ist  dies  der  dritte  Babbi  namens 
Moses  in  Ulm.  Der  Stein  wurde  entdeckt  am  28.  Sep- 
tember 1869  durch  Professor  Dr.  Veesenmeyer  den  Jüngern 
und  bildet  die  Bückseite  des  Denksteins  im  Mfiuster. 
welcher  zu  Ehren  der  im  Jahre  1377  erfolgten  Grundstein- 
legung des  Münsters  erstellt  wurde,  eine  Thatsache,  die 
entschieden  auf  eine  Zerstörung  des  Ulmer  Jadenfriedhofs 
schon  im  Jahre  1349  hinweist.  Der  elfte  Stein  meldet 
dass  im  Jahre  1342  Frau  Juta,  die  Tochter  des  Babbi 
Joseph,  gestorben  ist  Er  stammt  ebenfalls  vom  Sch&fBen- 
marktplatz,  wo  er  beim  Pflastern  desselben  im  Jahre  1626 
gefunden  wurde.  Der  zwölfte  Stein  berichtet  den  im 
Jahre  1344  erfolgten  Tod  der  Frau  Hannah,  der  Xochter 
des  Babbi  Nathan.  Er  wurde  gefunden  im  Hause  des 
Gärtners  Lindner  gegenüber  dem  Gasthause  zum  Baben.^^ 
Dies  sind  die  Steine,  welche  für  die  Zeit  vor  dem  Jaden- 
krawall yom  Jahre  1348  in  Betracht  kommen.  Ob 
damals  eine  Zerstörung  des  Ulmer  Judenfriedhofs  und  der 
Synagoge  stattfand  wie  in  Nürnberg,  ob  der  der  Ulmer 
Judengemeinde  am  5.  Mai  1354  als  Lehen  von  den  Bittem 
Konrad  (Bot)  dem  Seffler  und  Eräftlin  Erafft  Aber- 
lassene  Schulhof,  den  diese  als  Erblehen  yom  Kloster 
St  Moritz  in  Augsburg  in  Händen  hatten,  und  der 
im  Jahre  1356  vom  Bürgermeister  Ulrich  Bot  und 
Walter  Bitterlin  der  Judengemeinde  überlassene 
Friedhof  vor  dem  Neuenthore *^),  wie  in  Nürnberg,  Neu- 
anlagen waren  oder  lediglich  Neubeleihungen ,  ist  nicht 
bekannt. 


*^  Hassler,  Yerhandlangen  des  Vereins  far  Kanst  and  Altertam,  186&, 
8,  8,  46  f..  7,  9  f.  Veesenmeyer  der  keltere,  Gymnaaialprofframm  tob 
17Ö7,  8.  12,  10  f.  I     ^  r  -« 
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Der  nächstälteste  dreizehnte  Grabstein  stammt  vom 
Jahre  1365,  wo  der  greise  Rabbi  Joseph,  Sohn  des 
Babbi  Menachem,  stirbt.  Der  Stein  wurde  ebenfalls  auf 
dem  Mttnstertnrm  im  Jahre  1846  gefanden.  Der  yierzehnte 
Stein  ist  vom  Jahre  1368  und  meldet,  dass  in  diesem  Jahre 
der  Babbi  Eechabjah,  der  Sohn  des  Babbi  Alexander, 
gestorben  ist;  der  fünfzehnte  Stein  zeigt  an,  dass  im 
Jahre  1379  der  Babbi  Moses,  Sohn  des  Babbi  Gerson, 
zu  den  Vätern  yersammelt  wurde;  auch  dieser  Stein  ist 
beim  Münsterbau  im  Jahre  1846  entdeckt  worden,  ebenso 
wie  der  sechzehnte  Stein,  der  berichtet,  dass  im  Jahre  1384 
der  Babbi  Kalonymus,  der  Sohn  des  Babbi  Seh elan ja, 
verstorben  ist.**) 

Damit  schliesst  sich  fOr  lange  Zeit  der  steinerne 
Mnnd  der  Denkmäler.  Wir  wissen,  wie  im  Jahre  1382 
der  Bitter  Burkhard  von  Stein  von  Arnegg  bei  den 
Ulmer  Juden  240  Pfund  guter  italiger  Häller  aufnimmt, 
wir  finden  im  Jahre  1385  den  ganzen  Adel  der  Umgegend 
in  den  Händen  der  Juden,  wir  finden  im  Jahre  1388  einen 
Juden  Wolf  iJs  Bürger  von  Ulm.*®)  Aber  erst  das  Jahr  1461 
bringt  uns  weitere  Nachrichten  aus  Bildwerken.  Aus 
diesem  Jahre  stammt  nämlich  eine  in  Holz  geschnittene 
hebräische  Inschrift  „Gutes  Glück^,  welche  an  einem 
Hause  im  sogenannten  Paradiesgässchen  gefunden 
wurde.  Man  nannte  dieses  Gässchen,  welches  bekanntlich 
den  Judenfreihof  mit  der  Eramgasse  verbindet,  so, 
weil  ein  Juden  haus  in  diesem  Gässchen  auf  seinen 
hölzernen  Aufziehläden,  wie  sie  in  Ulm  nach  Appen- 
zeller Art  im  Mittelalter  allgemein  üblich  waren,  die 
Geschichte  von  Adam  und  Eva  in  Farben  kunstvoll 
dargestellt  trug.^')  Eine  weitere,  die  siebzehnte,  Grab- 
inschrift stammt  vom  Jahre  1471,  wo  Frau  Mirjam,  die 
Tochter  des  Babbi  Isak,  stirbt^),  eine  achtzehnte  Grab- 
schrift zeigt  den  im  Jahre  1489  erfolgten  Tod  des  Babbi 
Menachem,  Sohn  des  Babbi  Simeon,  an.  Ein  letzter 
neunzehnter  Stein  endlich  ohne  Jahreszahl  meldet,  dass 
eine  Frau  Brunlin,  Tochter  des  Babbi  Jakob,  verstorben 
sei.  Auch  dieser  Stein  wurde  auf  dem  Münsterturm  im 
Jahre  1846  beim  Umbau  gefunden. 

Wie  man  aus  dieser  Uebersicht  sieht,  gehören  die 
gefundenen  Ulmer  Grabsteine  mit  Ausnahme  zweier  Stücke 
von  1471  und  1489  durchweg  dem  13.  und  14.  Jahrhundert 
an.  Es  sind  19,  10  für  Männer,  9  für  Frauen,  und  alle  be- 

^  Veesenmeyer  der  Aeltere,  OymDasialprogramm  Ton  1797,  S.  12, 18,1^ 
^  Glosse  Ton  Pr&lat  toh  Schmid  in  dessen  Exemplar  Ton  Veesr 
meyer's  Pfogramm. 

^  PzMsel,  Geschichte  der  Jaden,  8.  25  f.,  9,  S. 
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ziehen  sich  seltsamer  Weise  auf  Rabbiner  und  Töchter  yon 
Rabbinern.  Was  den  Fandort  der  einzelnen  Steine  betrifft, 
so  sind  deren  Hanptfandstfttten  der  nordwestliche  Münster- 
platz,  wo  sie  tief  anter  der  Erde  stecken,  dann  aber  eine 
Reihe  von  Bauwerken,  welche  erst  nach  dem  Jahre  1499 
entstanden  sind,  so  namentlich  der  Kranz  des  MQnster- 
Vierecks  und  die  Gassenknechtshütte.  Auffallend  ist  nor 
die  Verwendung  eines  aus  dem  Jahre  1341  stammenden 
Grabsteins  zum  Münstergrundsteindenkmal  im  Jahre  1377. 
Diese  Thatsache  weist  entschieden  auf  eine  Zerstörung 
des  Ulmer  Judenfriedhofs  im  Jahre  1349  hin.  Eine  weitere 
Anzahl  yon  5  Steinen  wurde  im  Jahre  1827  beim  Abbruch 
des  Herdbruckerthorturms  an  der  Donaubrücke  ge- 
funden. Dieselben  waren  aber  derart  verwittert,  dass  sie 
nicht  mehr  lesbar  waren.*^) 

Weiss  man  also  genau,  wo  sich  der  vom  Jahre  1356 
bis  zum  Jahre  1499  benfitzte  Friedhof  der  ülmer  Jaden- 
gemeinde befand,  nämUch  vor  dem  Neuenthore  links 
am  jetzigen  Bahnhofplatze,  wo  später  dieTuchscheerer 
ihre  Rahmen  hatten,  wie  denn  schon  im  Jahre  1391  ein 
Acker  urkundlich  vorkommt,  der  an  den  Judenkirchhof 
vor  dem  Neuenthore  stOsst,  so  ist  dagegen  die  Frage 
ungeklärt,  wo  die  Ulmer  Juden  ihre  Toten  vor  dem 
Jahre  1349  begruben,  ob  damals  schon  der  gleiche  Platz 
als  Friedhof  benützt  wurde  oder  ob  etwa  der  westliche 
Mflnsterplatz  oder  sonst  ein  Platz  als  Friedhof  diente,  und 
es  ist  in  dieser  Richtung  eine  Ansicht  yon  Veesenmeyer 
dem  Aeltem  aus  dem  Jahre  1797  bemerkenswert,  der  den 
alten  Judenfriedhof  in  Ulm  auf  demEnochswieslein 
an  der  Adlerbastion  gegenüber  dem  Gänsturm  ver- 
mutet**), wie  auch  Haid  dem  Judenfriedhofe  diesen  Platz 
anweist.*")  Thatsache  ist,  dass  es  in  Ulm  wie  in  Nürnberg 
zweierlei  Judenviertel  oder  Judengassen  gab,  und  es  ist 
deshalb  naheliegend,  anzunehmen,  dass  die  ältere  Gasse 
im  Jahre  1349  beim  Judenkrawall  zerstört  und  nach  der 
Wiederzulassung  der  Juden  diesen  ein  anderer  Ort  zur 
Wohnung  angewiesen  wurde.  Im  Jahre  1469  erscheint 
urkundlich  in  Ulm  eine  „alte  Judengasse^,  die  man 
jetzt  das  „Süssloch'',  d.  h.  den  Ort  (locus),  wo  der  Süss 
wohnte,  nenne.  ^)  Diese  dem  Steuerbuche  entnommene 
Nachricht  betrifft  die  Häuser  Lit.  A  Nro.  236  bis  242  beim 
Gasthaus  zum  Waldhorn  in  der  Nähe  des  Zeughauses 
und  des  G^sturms  und  ist  wohl  gleichbedeutend  mit  dem 

*M  Hassler,  Verhandlungen  des  YereuiB  fOr  Knntt  und  AlterCom  186&. 
S.  8,  11,  4,  9. 

—)  Veesenmeyer  der  Aeltere,  Gymnasialprogramm  Ton  1797,  8.  6  f. 
•*)  Haid,  Ulm  und  sein  Gebiet,  1788,  8.  si64. 
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schon  im  Jahre  1300  vorkommenden  „Jndenloch^'  (locus 
Jadsßornm).  Dagegen  erscheint  im  Jahre  1401  erstmals 
eine  Nene  Jndengasse,  in  welcher  das  Haas  des  Lutz 
von  Pfuhl  neben  dem  Hause  des  Juden  Lämmlin  steht. 
Im  Jahre  1365  wird  das  Haus  des  Juden  Menlin,  d.  h. 
Mann,  in  der  Judengasse  erwähnt  und  im  Jahre  1397 
kommt  das  Haus  der  Witwe  Ulm  er  samt  Höflein  in  der 
Judengasse  am  Judentanzhause  vor,  wie  auch  im 
Jahre  1399  das  Haus  des  Schneiders  Pflaum  in  der 
Judengasse  beim  Judenschulhof  neben  dem  Hause 
der  Herren  von  E  o  t  erwähnt  wird,  von  denen  bekanntlich 
die  Judengemeinde  den  Judenhof  zu  Lehen  hatte.^') 


22)    Die  Yerhlltolsse  der  Juden  Ms  zum  Vliner 
Jadenfreiheitsbriefe  vom  Jahre  1541. 

a.     Die  ülmer  jQdenTerhftItniBse  bii  iiun  Jahre  1641. 

Hatte  das  15.  Jahrhundert  die  Stellung  der  Juden  in 
Deutschland  völlig  erschüttert,  so  zog  das  16.  Jahrhundert 
die  Folgerungen  dieses  Verfahrens.  Es  ist  die  schwerste 
Zeit  des  Judentums  in  Deutschland.  Die  Lage  der 
damaligen  Juden  zeigen  uns  die  einschlägigen  ülmer 
Verhältnisse. 

Auch  in  Ulm  musste  schon  ehe  die  Juden  ausgewiesen 
worden  waren,  jeder  fremde  Jude,  der  in  die  Stadt  ge- 
lassen wurde,  vorher  bei  seinem  jüdischen  Eid  geloben, 
dass  er  nur  zum  Einkaufe,  nicht  zum  Verkaufe 
komme,  und  kein  fremder  Jude  durfte  seinen  Aufenthalt 
länger  als  3  Tage  ausdehnen.  Wollte  ein  Jude  längere 
Zeit  sich  in  Ulm  aufhalten,  so  hatte  er  bei  der  Reichs- 
regierung darum  nachzusuchen,  welche  alsdann  Vorbitte 
beim  Kate  für  den  Juden  einlegte,  worauf  ihm  in  der 
Regel  die  Stadt  den  Aufenthalt  gegen  entsprechendes 
Schutzgeld  erlaubte.  Die  Bürger  und  Unterthanen  von 
Stadt  und  Herrschaft  aber  wurden  wiederholt  unter  An- 
drohung einer  Strafe  von  10  Gulden,  eventuell  Verlust 
des  Bürgerrechts,  verwarnt,  sich  mit  Juden  in  Handels- 
oder Leihgeschäfte  einzulassen,  wie  auch  den  Juden  strenge 
verboten  war,  die  Jahrmärkte  der  Ulmer  Herrschaft 
zu  besuchen;  ja  als  die  dem  Jakob  Fugger  gehörige 
benachbarte  Herrschaft  Kirchberg  an  der  JUer  einige 
Juden  aufnehmen  wollte,  bat  der  Ulmer  Rat  dringend, 
dies  nicht  zu  thun.  Verklagte  ein  Jude  einen  Ulmer 
Bürger  wegen  einer  Schuld  beim  Hofgericht  in  Rott- 
weil, so  berief  sich  der  Rat  auf  seine  Freiheit  von  allen 
fremden  Hofgerichten  und  Landgerichten;  klagte  der  Jude 

88 
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io  Ulm,  80  wurde  ihm  das  Geleite  verweigert  und  der 
Jade  80  gezwangen,  seine  Sache  durch  einen  ctiristlichen 
Anwalt  vertreten  zn  lassen,  was  fltr  ihn  mannigfach  schwer 
hielt')  So  klagt  im  Jahre  1515  der  Jade  Maier  za 
Bflhl  beim  Hofgericht  in  Rottweil  gegen  den  Hans 
Bauer  zQ  Ulm,  worauf  aher  das  Hofgericht  den  Juden 
abweist,  dagegen  seinem  Anwalt  das  ^eie  Geleite  nach 
dem  zuständigen  ülmer  Gerichte  zusichert. *)  Etn- 
räamangen  gegen  die  Juden,  wie  sie  der  einzelne  Fall 
bedingte,  waren,  wenn  dem  Amtmann  von  Langenan 
erlaubt  wurde,  fOr  den  Fall,  dass  kranke  Personen  sich 
an  einen  in  der  Nähe  befindlichen  jüdischen  Arzt") 
wenden  wollten,  diesem  den  Aufenthalt  auf  14  Tage  zu 
erlauben,  aber  nur  unter  der  auadrQcklicben  Bedingung, 
dass  er  sonst  keine  Hantierung  treiben  dürfe,  oder  wenn 
dem  Juden  Siesslein  gegen  einen  Jahreszins  von 
60  Gulden  und  die  Verpflichtung  zu  kleineren  Geld- 
darlehen die  Erlaubnis  erteilt  wurde,  in  der  herrschaftlich 
almischen  Stadt  Leipheim  seinen  Wohnsitz  zu  nehmen, 
wo  der  Rat  die  Juden  im  Jahre  1503  ebenfalls  ausgewiesen 
hatte,  wobei  ihm  aber  die  Erwerbung  von  Grund- 
besitz und  die  Ausübung  eines  zünftigen  Gewerbs 
strenge  verboten  blieb. 

Um  die  Ulmer  nicht  den  Juden  von  Herrlingen 
in  die  Hände  fallen  zu  lassen,  welche  vom  Gulden 
wöchentlich  2  Pfennig  Wacher  nehmen,  erlaubt  der  Rat 
einem  Juden,  sich  in  der  Herrschaft  niederzulassen.')  Im 
Jahre  1526  wird  nämlich  der  Jude  Leo  von  Herrlingren 
auf  10  Jahre  mit  Weib  und  Kind,  einem  Knecht  und  einer 
Magd  in  eine  von  der  Ulmer  Herrschaft  neu  erstellt« 
Judenbehausung  in  der  ulmischen  Stadt  Albeck  ein- 
gelassen. Der  Jude  hat  hiefttr  nach  Ulm  jährlich  50  Gulden 
Hauszins  und  der  Gemeinde  A 1  b e c k  10  Golden 
Jahressteuer  zu  zahlen.  Liegende  Pfänder  darf  er 
nicht  nehmen,  sondern    nur    fahrende    Pfänder    oder 

iiülilliriefe    und    Siegel     Die   Wachergebühr    darf 

[für    die    I^inwohner    von    Albeck    nicht    Ober    1    Häller 

üclienMich,  für  die  anderen  Bürger  und  Unterthanen  nicht 

iber    1    TMennig    für    den  Gulden    wöchentlich    betragen. 

jtohleni's  Gut  za  kaufen  und  andere  Jaden  länger  als 

')  Presse  I,  Geichichte  der  Jaden,  S.  17  f. 

■t  RcEiEier  des  Ulmer  Archiis,  Titel  „Jaden". 

*)  Fs  war  dies  vielteicht  der  jQdiache  Arzt  David,  den  der  Bor)^- 
lUeister  [tcrnbard  BesBerer  Ton  Ulm  am  2B.  Januar  1636  mit  £r- 
bificbtikiinK  dc8  Rats  als  Leibarzt  anstellte,  um  den  der  Stadt  verfeindeten 
Set^brlichen  Edelmann  Hans  Thoman  von  Roeenberg  darch  Oifi 
o&u  Leben  ta  bringen,  was  David  denn  anch  im  Jahre  1589  tat  Zu- 
«iedenhcii  dts  RaU  betorgte.    Vargl.  S.  88  f. 
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1  bis  2  Nächte  zu  beherbergen  ist  ihm  verboten,  liegendes 
Gat  darf  er  nur  mit  Einwilligung  der  Herrschaftspflege 
kaufen,     ülmer  Bürger  oder  Unterthanen   bei   fremden 
Gerichten  zu  belangen,  ist  ihm  untersagt,  auch  wenn 
ein  solcher  in  seinem  Schutzbrief  auf  diese  seine  Freiheit 
von    jedem   fremden    Gerichtszwang    ausdrücklich    ver- 
zichtet hatte.  Der  Jude  erklärte  indes  nach  kurzer  Zeit, 
er  könne  um  diese  niederen  Sätze  nicht  ausleihen,  ohne  zu 
verarmen.    Man  solle  ihn  1  Pfennig  nehmen  lassen,  das  sei 
doch  immer  noch  besser,  als  wenn  die  Leute  ihr  Geld  in 
Herrlingen  um  2  Pfennig  aufnehmen  müssen;  er  wolle 
dann  gerne  das  Pfand  1  Jahr  lang  unverkauft  liegen  lassen, 
während  die  Juden  in  Herrlingen  und  anderwärts  dies  nur 
*/4 — Vi  Jahr  thuii.  Er  habe  vorgehabt,  mit  Tuch,  Eisen  u.s.w. 
zu  handeln,  das  habe  man  ihm  aber  abgeschlagen,  ja  man 
lasse  ihn  nicht  einmal  seine  verstandenen  Pfänder  frei  und 
mit  Nutzen  verkaufen.    Dann  müsse  er,  wenn  er  in  die 
Stadt  gehe,    oft  drei  Stunden    auf  Urlaub    warten  und 
dem   Thorwart    ein    Geschenk    geben;    man    möge    ihm 
deshalb   wöchentlich   einen   Tag    ohne  Urlaub   gestatten. 
Femer  verlangen    die  ThorzoUer    von  ihm    und   seinem 
Knecht  einen  Leibzoll  wie  auch  die  Beschränkung  in  der 
Aufnahme  von   Gästen    fiir   ihn   namentlich   bei    solchen 
Festen  lästig  sei,  welche  die  Juden  mit  wenigstens  zehn 
Personen  zusammen  halten  müssen  oder  während  welcher 
sie  acht  Tage  lang  nicht  wandern  dürfen.    Dann  dürfe  er 
sich  nicht  selbst  verteidigen,  wenn  er  verklagt   werde, 
sondern   müsse   stets  einen  Anwalt  nehmen,   auch   dürfe 
er  nur  zwei  Kühe  auf  die  Gemeindeweide  treiben ,   man 
möge  ihm  deshalb  erlauben,  wenn   er  Kühe   und  Pferde 
zum  Pfand  erhalte,  diese  um  den  Hirtenlohn  so  lange  auf 
die  Gemeindeweide  treiben  zu  lassen,   bis  er  sie  wieder 
verkaufe.    In  der  That  willfuhr  der  Rat  diesen  Wünscheti 
des  Juden,  da  der  letztere  dem  Eate  einen  grossen  Dienst 
erwiesen  hatte.*)    Im  Jahre  1530  verschreibt  sich  ferner 
der  Jude  Moses  zu  Burgberg   gegen   die   Stadt  Ulm 
betreffs  der  ihm  gegebenen  Erlaubnis,  in  einem  Flecken 
der    Herrschaft  Heidenheim   seine  Wohnung    zu    dem 
Zwecke  aufzuschlagen,  dass  er  seine  ausstehenden  Schuld- 
forderungen einziehe.    Moses  nimmt  sodann  seinen  Wohn- 
sitz in  Hermaringen,  und  erhält  noch  im  gleichen  Jahre 
die    fernere  Erlaubnis,    noch    ein    weiteres   halbes   Jahr 
dort  wohnen  zu  bleiben,  eine  Vergünstigung,  welche  in> 
Jahre  1531  abermals  auf  ein  Jfdir  verlängert  wird.^) 

*)  Pressel,  G^eschicbte  der  Juden,  S.  19. 

'^)  Register  des  Ulmer  ArchiTs,  Titel  „Jaden",  Bd.  1,  BL  486 

33* 
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b.  Die  OlMlMBfTwfDlgiuigtii  dtr  Jvdsn  im  16.  Jabrlimidart. 

Wie  in  Oesterreich,  Augsburg,  Nürnberg,  Ulm  und 
anderen  Reichsstädten  und  Herrschaften,  so  werden  seit 
dem  16.  Jahrhundert  die  Juden  in  immer  mehr  Herrschaften 
des  deutschen  Reichs  ausgewiesen.  Schwere  Zeit  bringt 
ihnen  in  Süddeutschland  die  Zeit  des  Bauernkriegs. 
Im  Jahre  1512  verlangt  der  „Breisgauer  Bundschuh^ 
neben  kirchlichen  und  politischen  Aenderungen  die 
Herabsetzung  des  Oültenzinsfusses  auf  5  Prozent 
und  die  Aufhebung  aller  Schulden,  sobald  die  ge- 
zahlten Zinsen  die  Höhe  des  Kapitals  erreicht  haben,  also 
nach  20  Jahren,  femer  die  Ueberführung  aller  Jagd-, 
Fischerei-,  Wald-  und  Weidereehte  in  den  Besitz 
der  Dorf-  und  Stadtgemeinden  und  die  Abschaffung  aller 
nicht  vom  Reiche  genehmigten  landesherrlichen  Steuern 
und  Zölle.*)  Der  formelle  Orund  zur  Ausweisung  war 
dabei  auch  im  16.  Jahrhundert  wie  im  15.  Jahrhundert 
die  Bezichtigung  des  Ritualmords.  So  wurden  vom 
Jahre  1500  bis  zum  Jahre  1510  in  Berlin  und  seiner 
Umgebung  nacheinander  zehn  Ghristenkinder  ermordet, 
ohne  dass  es  den  Behörden  gelang,  die  Mörder  zu  ent- 
decken. Auch  hier  richtete  sich  der  dringende  Verdacht 
auf  die  Juden  und  die  Gerichte  untersuchten  die  Sache 
mit  grösster  Gewissenhaftigkeit.  Trotzdem  gelang  es  nicht, 
die  Juden  der  That  zu  überführen  und  sie  wurden  deshalb 
freigelassen.  Es  war  aber  seitens  der  Juden  das  Geständnis 
erfolgt,  die  Juden  einer  Landschaft  pflegen  alljährlich  Geld 
zum  Ankaufe  von  Christenkindern  zusammen  zu  schiessen, 
deren  Blut  sie  notwendig  brauchen,  und  es  erfolgte  deshalb 
die  Ausweisung  sämtlicher  Juden  aus  der  Markgraf- 
schaft Brandenburg. 

Auch  im  16.  Jahrhundert  blüht  denn  fast  noch  mehr 
als  im  15.  Jahrhundert  die  Glaubensyerfolgung  der 
Juden.  Im  Jahre  1503  entsteht  in  Langendenzlingen 
in  Baden  das  Gerede,  ein  Vater  habe  an  zwei  Juden  aus 
Waldkirch  für  10  Gulden  sein  yierjähriges  Kind  unter 
der  Bedingung  ausgeliefert,  dass  es  ihm  nach  geringer  Blut- 
entziehung wieder  zurückgegeben  werde ;  die  Juden  haben 
aber  dem  Kinde  so  viel  Blut  abgezapft,  dass  es  daran  ge- 
storben sei.  Das  gleiche  Gespräch  entsteht  im  Jahre  1505 
in  Budweis  in  Böhmen.  Im  Jahre  1509  tauchen  grosse 
Klagen  auf,  dass  die  Juden  durch  einen  Heiligtumshändler 
sich  einige  Hostien  verschafft  und  geschändet,  sowie  dass 
sie  Christenkinder  ermordet  haben.  Im  Jahre  1525  ent- 
steht in  Budapest  ein  grosser  Auflauf  gegen  die  dortigen 

*)  RoBcher,  Geschichte  der  Nationalökonoimk,  S.  84. 
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Juden,  denen  vorgeworfen  wird,  sie  haben  ein  Ghristen- 
kind  nmgebracht  Im  Jahre  1520  erklingt  in  Tyrnan 
nnd  in  Biring  in  Ungarn  ement  die  Klage,  die  Jnden 
haben  ein  Christenkind  ermordet.  Im  Jahre  1525  werden 
die  Juden  in  Pösing  bei  Pressbarg  bezichtigt,  sie  haben 
dem  Sjnde  des  dortigen  Wagners  die  Adern  geöffnet  and 
dessen  Blat  mit  Federkielen  aufgesaugt.  Im  Jahre  1540 
wird  zur  Zeit  des  Osterfests  zu  Sappenfeld  in  Bayern 
der  yieijährige  Michael  Pisenharter  seinem  Vater  ent- 
fuhrt und  nach  Titting  bei  Ingolstadt  gebracht,  wo  sein 
Leichnam  ermordet  mit  den  Spuren  der  Kreuzigung  ge- 
funden wurde,  während  man  das  Blut  in  Posingen  ent- 
deckte. Der  dringende  Verdacht  dieser  That  fiel  auf  die 
Juden,  denen  nachgesagt  wurde,  sie  haben  den  Knaben 
drei  Tage  lang  grausam  gemartert  und  ihm  das  Blut  abge- 
zapft. Im  Jahre  1547  wird  dem  Schneider  Michael  zu 
Rava  in  Polen  sein  Knabe  gestohlen  und  tot  aufgefunden; 
die  That  wird  den  Juden  zur  Last  gelegt.  Im  Jahre  1569 
wird  in  Vitow  in  Polen  der  zweijährige  Sohn  der  Witwe 
Kozmiana  auf  grässliche  Weise  ermordet  und  der  Ver- 
dacht fallt  auf  den  Juden  Jakob  aus  Leipzig.  Im 
Jahre  1571  entsteht  das  Gerede,  die  Juden  haben  den 
Knaben  Bradaginus  lebend  geschunden.  Im  Jahre  1573 
wird  ein  Jude  in  Berlin  angeklagt,  einem  Bettler  ein 
Kind  abgekauft  und  dasselbe  zu  Tode  gemartert  zu  haben. 
Im  Jahre  1574  wird  kurz  vor  dem  Palmsonntage  ein 
siebenjähriges  Mädchen  namens  Elisabeth  getötet  Der 
That  wird  ein  Jude,  namens  Joachim  Smierlowitz, 
bezichtigt  Eine  diesbezügliche  Inschrift  mit  Bild  ist 
noch  heute  in  der  Heiligkreuzkapelle  in  Wilna  vorhanden 
und  stellt  dar,  wie  die  Juden  das  Blut  des  Kinds  mit 
Mehl  vermischt  zu  ihrem  Osterkuchen  verwenden.  Im 
Jahre  1574  wird  in  Zglobice  in  Galizien  ein  Christen- 
knabe gestohlen  und  nach  Tarnow  entfährt,  wo  er  mit 
einem  anderen  Christenknaben  unter  verdächtigen  Um- 
ständen in  einem  Judenhause  vorgefunden  wird.  Im 
Jahre  1575  werden  die  Juden  in  Frankreich  bezichtigt, 
einen  Knaben  namens  Michael  getötet  zu  haben.  Ln 
Jahre  1586  ertönen  mannigfache  Klagen,  dass  Christen- 
kinder ihren  Eltern  geraubt  und  tot  aufgefunden  werden. 
Im  Jahre  1590  wird  in  Szydlow  in  Polen  ein  Kind 
gestohlen  und  dessen  Leichnam  an  einem  einsamen  Orte 
mit  geöffneten  Adern  und  zahlreichen  Stichen  blutleer 
gefunden.  Der  Verdacht  der  That  richtet  sich  gegen  die 
Juden.  Im  Jahre  1592  wird  in  Wilna  ein  siebenjähriger 
Knabe  namens  Simon  geraubt  und  sein  Leichnam  furcht- 
bar zugerichtet  angetroffen.  Der  Körper  hatte  170  Wunden, 
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die  von  Messern  oder  Scheeren  herrfihrten,  und  zahlreiche 
Nadelstiche  unter  den  Nägeln  der  Finger  nnd  Zehen. 
Im  Jahre  1595  wird  zu  Gostyn  in  Posen  ein  Kind  ge- 
stohlen nnd  dessen  zerfetzter  Leichnam  aufgefunden. 
Im  Jahre  1597  wird  in  dem  oben  genannten  Szydlow 
eine  neue  Synagoge  eingeweiht  Gleichzeitig  wird  ein 
Kind  geraubt  und  dessen  Leichnam  furchtbar  zerfetzt 
aufgefunden;  Augenlider,  Hals,  Adern,  Glieder  und  die 
Geschlechtsteile  weisen  zahllose  Stiche  auf.  Im  Jahre  1598 
wird  in  Wodznick  in  Podolien  ein  vierjähriger  Bauern- 
sohn gestohlen  und  vier  Tage  vor  dem  jüdischen  Osterfest 
unter  grausamen  Qualen  geschlachtet  Der  Verdacht 
richtete  sich  gegen  die  dortige  Judengemeinde.*^ 

Neben  diesem  Bezieht  des  Blutaberglaubens  aber  ist 
es  der  Vorwurf  des  Nehmens  zu  hoher  Wucherge- 
bühren, welcher  den  Hauptgrund  für  das  Vorgehen  gegen 
die  Juden  bildet,  wie  wir  es  z.  B.  bei  der  ßegens- 
burger  Judengemeinde  finden,  deren  Schicksal  sich 
jetzt  immer  drohender  gestaltet  Im  Jahre  1516  ver- 
handelt das  Beichsregiment  in  Innsbruck  den  Streit 
der  Begensburger  Judengemeinde  mit  dem  dortigen 
Bäte.  Der  Prozess  dauert  mehrere  Jahre,  wobei  den 
Juden  namentlich  vorgeworfen  wird,  dass  sie  zu  hohe 
Zinsen  genommen  haben,  und  im  Jahre  1519  wird  auch 
in  Begensburg  während  des  Zwischenreichs  die  Juden- 
gemeinde vom  Bäte  aufgehoben.  Die  Juden  mussten  binnen 
5  Tagen  bei  Todesstrafe  die  Stadt  verlassen  und  alle  ihre 
Pfandschaften  dem  Bäte  ausliefern,  der  eine  Forderung 
von  5500  Gulden  gegen  sie  geltend  machte,  welche  der 
Herzog  Georg  von  Bayern  als  Burggraf  gegen  sie  ein- 
geklagt hatte.  Mit  eigener  Hand  rissen  die  Juden  ihre 
Synagoge  nieder,  worauf  der  Bat  an  deren  Stelle  eine 
Kapelle  erbaute.  Ein  Teil  der  Gemeinde  stellte  sich 
darauf  unter  den  Schutz  des  Herzogs  Georg  von  Bayern 
und  zog  in  die  Begensburger  Vorstadt  auf  dem 
andern  Donauufer,  welche  in  der  Vogtei  des  Herzogs  stand. 
Namentlich  war  es  der  reiche  Jude  Moses,  der  hier  Haus 
und  Hof  kaufte,  so  dass  ihm  und  seinen  Angehörigen  bald 
die  ganze  Vorstadt  gehörte,  bis  sie  auch  hier  vertrieben 
wurden.®) 

Am  25.  Juni  1521  wird  weiter  den  Juden  auch  im 
Herzogtum  Wirtemberg  der  Aufenthalt  erschwert, 
indem  Kaiser  Karl  V.  durch  ein  Mandat  befiehlt,  dass 
die  Juden  den  Unterthanen  des  Herzogtums  Wirtemberg 

*)  VeröffenÜichongen  aber  die  sogenannten  Bitoalmorde  der  Jaden. 
*)  Gemeiner,  Beffensbnrger  Chronik,  Bd.  4,  S.  354  f.    Stobbe,  Jaden 
in  Deotschland,  S.  80,  227. 
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künftig  nie  mehr  gegen  Verpfändung  liegender  Güter, 
Zinsen  oder  Gülten  sollen  Geld  leihen  dürfen,  weder 
gegen  Berechnung  von  Wuchergebühren  (nsurae) 
noch  ohne  solche.  Nachdem  die  in  dem  Fürstentum 
Wirtemberg  angesessene  „ Jüdischheit^,  bestimmt 
das  betreffende  Reichsmandat,  das  in  Brüssel  in  Brabant 
ausgefertigt  ist,  die  seither  den  Landsassen  und 
Unterthanen  daselbst  auf  liegende  Güter,  Zinsen  und 
Gülten  gegen  Wuchergebühren  habe  Geld  leihen  dürfen, 
diese  Erlaubnis  derart  missbraucht  habe,  dass  dies  dem 
Reiche,  der  fürstlichen  Oberkeit  und  den  dortigen  Land- 
sassen und  Unterthanen  vielfach  merklichen  Nachteil  und 
Schaden  gebracht  habe,  so  sehe  sich  der  römische 
Kaiser  als  Herzog  zu  Wirtemberg  veranlasst  zu  be- 
stimmen, dass  künftig  in  ewige  Zeit  kein  Jude  und  keine 
Jüdin,  sie  mögen  sitzen  unter  wem  sie  wollen,  den  Land- 
sassen und  Unterthanen  des  Fürstentums  Wirtemberg 
weder  auf  liegende  Güter,  Zinsen  oder  Gülten  gegen 
Wachergebühr  oder  ohne  solche,  weder  heimlich  noch 
öffentlich  etwas  solle  darleihen  dürfen  und  dass  von  keinem 
Juden,  der  dieser  Verordnung  entgegen  handeln  sollte, 
derartige  Güter,  Zinsen  und  Gülten  sollten  gereicht  und 
eingeantwortet  oder  Rechtswege  zuerkannt  oder  zuge- 
sprochen werden  dürfen  und  dass,  wenn  dies  dennoch 
geschehen  sollte,  ein  solches  Urteil  keine  Rechtskraft 
haben,  sondern  dasselbe  vom  Reiche  derogiert,  abgethan 
und  vernichtet  werden  sollte.  Der  Befehl  erfolgte  während 
der  Zeit  der  Verbannung  des  Herzogs  Ulrich  (1498 
bis  1650)  in  welcher  Wirtemberg  unter  österreichischer 
Herrschaft  war.*) 

Fünf  Jahre  später  folgte  dann  dieser  Einschränkung 
die  vollständige  Austreibung  der  Juden  aus  dem 
Herzogtum  Wirtemberg,  indem  am  15.  Oktober  1530  das 
Reich  eine  neue  Verordnung  erlies,  kraft  welcher  die 
Juden  künftig  im  Herzogtum  Wirtemberg  nicht 
mehr  als  Einwohner  geduldet  werden  sollten  und  ihnen 
verboten  wurde,  fernerhin  darin  zu  handeln  oder  Geld 
gegen  Wuchergebühren  darzuleihen.  Seither  durfte  kein 
ude  mehr  ohne  zuvor  erhaltene  Erlaubnis  den  wir- 
tembergischen  Boden  betreten.  Herzog  Christoph 
von  Wirtemberg  (1550  bis  1568),  der  ebenfalls  ein 
grimmiger  Feind  der  Juden  war,  bestimmte  später :  Wenn 
diese  verfluchten  Leute,  die  Juden,  mir  Geld  vollauf 
geben  wollten,  wollte  ich  sie  doch  in  meinem  Fürstentum 
nicht  leiden.    Wir  verbieten  deshalb  bei  Strafe  an  Leib 


*)  Steinhofer,  Wirtembergigche  Chronik,  Bd.  4,  S.  866,  SSS8. 


and  Out  und  Verweieang  aas  diesem  Herzogtam,  sich 
mit  denen  Jadea  in  irgend  einen  Handel  einzulassen.*) 
Herzog  Christoph  stand  In  dieser  Beziehang  im  Gegensatz 
zn  den  bayerischen  Herzögen,  welche,  selbst  den 
Joden  schwer  Terschuldet,  diesen  allerlei  PVeiheitsrechte 
einräumten  and  es  teilweise  so  schlimm  wie  die  Jaden 
trieben.  Wie  man  deshalb  auf  diese  Herzöge  zn  sprechen 
war,  zeigt  eine  Geschichte,  welche  die  Chroniken  anlässlich 
des  Aufenthalts  des  Kaisers  Maximilian  I.  in  Ulm 
im  Jahre  1515  von  dem  damals  gleichfalls  anweseoden 
Herzog  Georg  von  Bayern  erzählen.  Der  Herzog  war 
nämlich  eines  Abends  mit  mehreren  Herren  vom  Adel  anf 
der  Ulmer  Geschlechterstabe  zum  fröhlichen  Trank  vereint, 
als  der  ebenfalls  anwesende  hinkende  Edelmann  Sigmund 
von  Berg  im  Angesicht  des  Herzogs  die  Aeasseruog  that, 
wenn  die  Jaden  nicht  vorhanden  gewesen  wären,  hätten 
die  Bayern  den  Heiland  gemartert,  worauf  der  Herzog 
erklärte,  er  sei  hier  im  Geleite  der  Stadt,  wenn  aber 
jemand  etwas  mit  ihm  za  schaffen  habe,  sei  er  jederzeit 
ZDF  VerfDgung.  Sigmund  von  Berg  schwieg  darauf  and 
die  Sache  wurde  beigelegt.  Es  war  der  Reichstag.  20 
welchem  auch  Herzog  Ulrich  von  Wirtemberg  in  Ulm 
erschienen  war,  wo  er  im  Elchinger  Klost«rhof  in  der 
Franenstrasse  Quartier  genommen  hatte. "^ 

Wie  sehr  die  Stimmnug  gegen  die  Juden  selbst  an 
Orten,  wo  man  ihnen  ft-flher  wohlgesinnt  gewesen  war, 
umgeschlagen  hatte,  beweist  die  Nachricht,  dass  als  im 
Jahre  1525  einige  Joden  nm  Aufnahme  in  der  Reichsstadt 
Esslingen  nachsachen ,  der  Rat  deren  Gesuch  ans 
mancherlei  Bedenken  abschlägt  and  am  5.  März  1528  ver- 
ordnet, die  ThorzoUer  sollen  künftig  von  jedem  durch 
reisenden  Jaden  wenn  er  zn  Pferd  sei  2  Kreuzer  und 
wenn  er  zu  Fuss  sei  1  Kreuzer  Zoll  erheben.  Im  Jahre  1539 
nimmt  die  Stadt  Esslingen  die  Juden  Lazarus  von 
Burgau  und  Simon  von  Schwabach  mit  ihrer  Gesell- 
s('li:ift.  auf  8  Jahre  in  ihre  Stadt  anf.  Den  G^sellschaftem 
wird  gestattet,  Kleinhandel  mit  Gold,  Silber,  Perlen 
Seidengarn,  „köstlichem"  Oefill,  Futterstoffen  und  ähn- 
lichen kostbaren  Waren  zu  treiben  and  Geld  in  der  Art 
gegen  Pfflnder  auszuleihen,  dass  sie  vom  Gulden  einen 
Häller  Zins  nahmen.  Aaf  Lehengüter  sowie  auf  Wein  am 
Stocke  and  Getreide  aaf  dem  Halme  zu  leihen,  war  ihnen 
Verboten.  Fand  man  gestohlene  Gttter  bei  ihnen,  die 
sie  gekauft  hatten,  so  hatten  üe  dieselben  dem  Eigen- 
tümer   um    den    Kaufpreis    wiederzugeben.     Sie    hatten 

")  Weyermann,  Nftchrichteii,  Bd.  2,  S.  26. 
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ferner  das  ümgeld  von  Wein,  Bier,  Meth  und  anderen 
Getränken  wie  jeder  Bürger  zu  entrichten  und  waren  zu 
den  gleichen  Frohndiensten  wie  die  Bürger  verpflichtet, 
mossten  bei  Brandfällen,  Aufständen  oder  Ueberfällen  mit 
den  vorgeschriebenen  WaflFen  zur  „Letzin"  laufen,  bei 
auswärtigen  Kriegsfällen  aber  20  Gulden  zum  Unterhalt 
der  städtischen  Söldner  beisteuern.  Den  Zünften  durften 
sie  durch  ihren  Geschäftsbetrieb  keinen  Eintrag  thun, 
nachts  durften  sie  nur  ausgehen,  wenn  man  nach  ihnen 
schickte.  Sie  waren  verpflichtet,  die  Gesetze  und  Ordnungen 
der  Stadt  zu  befolgen  und  lediglich  bei  dieser  Recht  zu 
nehmen  und  zu  geben.  Die  vier  Häuser,  welche  sie  be- 
wohnten, liess  der  Bat  auf  öffentliche  Kosten  auf  dem 
Ilgenplatze  bauen;  sie  wurden  so  eingerichtet,  dass  in 
jedem  Hause  drei  Ehepaare  mit  ihren  Kindern  und  Dienst- 
boten hinreichend  Platz  hatten.  Heiratete  ein  Kind,  so 
durfte  es  ohne  besondere  Ratserlaubnis  nicht  länger  in 
der  Stadt  bleiben.  Die  Baukosten  hatte  die  Judenhandels- 
gesellschaft dem  Rat  mit  5  vom  Hundert  zu  verzinsen. 
Der  jährliche  Gesamthauszins  für  alle  12  Familien  betrug 
300  Gulden,  daneben  hatten  die  Juden  auf  drei  Zieler 
1200  Gulden  zu  zahlen  und  der  Stadt  2000  Gulden  auf 
zwei  Jahre  unverzinzlich  vorzustrecken.  Im  Jahre  1580 
nimmt  der  Jude  Lazarus  in  Esslingen  in  die  zwei  ihm 
vom  Rate  überlassenen  Häuser  die  Juden  He  noch  und 
Markus  auf  und  am  1.  August  1530  schickte  Kaiser 
Karl  V.,  „da  nach  löblichem  altem  Gebrauche  der  Kaiser 
in  jede  Reichsstadt  Juden  senden  darf,  welche  solche  an- 
zunehmen verpflichtet  ist",  den  Juden  ßaruch  und  seinen 
Sohn  Schmul,  die  sodann  dem  Rate  einen  Brief  ausstellen 
müssen,  dass  sie  sich  in  allen  Stücken  dem  mit  den  früher 
aufgenommenen  Juden  vereinbarten  Vergleich  fügen  wollen. 
Am  28.  Februar  1531  wird  in  Esslingen  verordnet,  dass 
die  Juden  künftig  alle  ihre  Pfandbriefe  in  der  Kanzlei 
durch  den  Stadtschreiber  sollen  aufsetzen  und  durch  den 
Stadtamtmann  sollen  siegeln  lassen  müssen,  sonst  sollten 
sie  ungiltig  sein.  Als  das  Ende  der  den  Juden  in  Esslingen 
bewilligten  Aufenthaltszeit  nahte,  gebot  der  Rat  allen 
Bürgern,  ihre  Schuldigkeit  an  die  Juden  zu  entrichten. 
Am  11.  März  1538  erlangten  jedoch  die  Juden  eine  Ver- 
längerung ihres  Aufenthaltsrechts  för  2V2  Jahre,  wobei 
aber  der  Wochenzins  auf  V2  Häller  herabgesetzt  und  den 
Bürgern  verboten  wurde,  ohne  Ratserlaubnis  bei  ihnen  Geld 
aufzunehmen.  Diese  Verlängerung  wurde  am  19.  Februar 
1540  wie  am  5.  Januar  1542  jedesmal  auf  ein  Jahr  ver- 
längert; im  Jahre  1543  jedoch  wurde  ihre  weitere  Bitte 
nicht  mehr  bewilligt,  da  schon  am  7.  Dezember  1540  der 
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Herzog  Ulrich  von  Wirtemberg  die  Esslinger  dringend 
gemahnt  hatte,  sie  werden  sich  erinnern ,  wie  sie  ihm 
schon  vor  Jahresfrist  versprochen  haben,  sie  wollen  die 
nagenden  Würmer,  die  Jaden,  welche  bei  ihnen  be- 
schwerlich eingerissen  seien,  demn&chst  wieder  abthon; 
da  durch  die  Jnden  den  Bürgern  von  Esslingen  und  der 
christlichen  Kirche  schwerer  Schaden  zugefügt  werde, 
mögen  sie  nunmehr  dies  Versprechen  auch  redlich  halten. 
So  stellte  der  Rat  am  4.  und  8.  Januar  1542  seinen  Juden 
die  Abschiedsbriefe  zu  und  erwirkte  ihnen  das  freie  Ge- 
leite durch  das  Herzogtum  Wirtemberg,  worauf  nach  dem 
Abzug  der  8  Judenfamilien  mit  83  Köpfen  deren  4  Häuser 
in  der  Judengasse  im  März  1544  an  einzelne  Bürger 
verkauft  wurden.  Seither  wurde  auch  in  Esslingen  kein 
Jude  mehr  aufgenommen.^^) 

Wie  schon  im  15.  Jahrhundert  so  sehen  sich  noch 
mehr  im  16.  Jahrhundert  eine  wachsende  Menge  von 
Geistern  gedrungen,  die  Juden  zur  Taufe  zu  bekehren, 
indem  sie  die  Wahrheit  des  Christentums  den  Juden  da- 
durch zu  beweisen  trachten,  dass  sie  die  Kabbala  als 
grundlegend  für  die  christliche  Lehre  erklären.  Neben 
zahlreichen  getauften  Juden  war  es  namentlich  der 
Schwabe  Johann  Reuchlin,  der  die  Lehre  des  Grafen 
Pico  von  Mirandola,  dass  die  Kabbala  das  Christentum 
lehre,  eifrig  vertrat.*^ 

Im  Jahre  1530  unterschreibt  auch  Ulm  eine  Klag- 
schrift mehrerer  Städte  gegen  das  Wuchernehmen  der 
Juden,  worauf  ein  allgemeines  Gesetz  gegen  den  Juden- 
wucher erfolgt.")  Immer  schwerer  wird  es  jetzt  den  Juden, 
ihre  Forderungen  einzutreiben,  wie  sich  z.  B.  im  Jahre  1537 
der  Jude  Sieslin  zu  Leipheim  an  das  Herrschaftsamt 
mit  der  Bitte  wendet,  dass  es  ihm  zur  Eintreibung  einiger 
Forderungen  verhelfe,  die  er  nicht  bekommen  könne.") 


23)    IMe  Frelheltsreehte  der  Relehsstadt  Ulm  wider 
die  Juden  vom  Jahre  1541,  1561  und  1571. 

a.     Bas  ülmtr  Jndtnfrelheltnaolit  Kaiiar  Xulf  V. 

In  einen  weiteren  Entwicklungsstand  tritt  die  Be- 
schränkung der  Juden  in  der  Herrschaft  Ulm  im 
Jahre  1541,  wo  es  der  Stadt  gelingt,  von  dem  Judenfeind- 


»i 


Pfaff,  GcscLichte  von  EsBlingen,  S.  229  f. 

Grätz,  Geschichte  der  Juden,  Bd.  9,  S.  194. 
*")  Jäger,  Magazin,  Bd.  6,  8.  1805. 
^*)  Veesenmeyer  der  Aelt,  Ulmer  aymnaaialprogramm  von  1797,  S.  U  t 
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liehen  Kaiser  Karl  V.  am  18.  Jali  1541  ein  besonderes 
„Priyilegiam  wider  die  Jaden  and  ihre  Eontrakte 
mit  almischen  Bürgern  and  ünterthanen*  za  erwirken. 
Da  ihm  die  Reichssto.dt  Ulm  glaubhaft  vorgebracht  habe, 
so  berichtet  das  Mandat,  wie  die  Jaden  die  Mitbürger 
and  Einwohner  dieser  Stadt  and  die  Bürger,  Unterthanen, 
Hintersassen  and  leibeigenen  Leate  allenthalben  aaf  dem 
Lande  darch  ihre  wacherlichen  Verträge  and  anderen  vom 
Bechte  verbotenen  „geschwinden  and  anbilligen  Sachen 
and  Handelschaften  an  ihrer  Habe  and  Gat  merklich  be- 
schweren and  dermassen  in  Kosten  and  Schaden  bringen, 
dass  der  Kaiser  nicht  gnädig  daza  sehen  könne,  so  habe  er 
der  Stadt  seine  Hilfe  and  Gnade  angedeihen  lassen  wollen, 
da  sonst  zahlreiche  Bürger  and  ihre  and  ihrer  Mitbürger 
Unterthanen  and  Hintersassen  völlig  ins  Verderben,  in 
Armut  and  mit  Weib  and  Kindern  ins  Elend  hätten 
kommen  and  das  Land  verlassen  müssen.  Er  habe  deshalb 
der  Bitte  der  Stadt,  sie  vor  solchem  Schaden  and  Verderben 
zu  bewahren,  entsprechend  ihr  die  besondere  Gnade  and 
Freiheit  verliehen,  dass  künftig  kein  Jade  and  keine  Jüdin, 
wo  sie  wohnhaft  sein  mögen,  den  Bürgern  and  Einwohnern 
von  Stadt  and  Land  Ulm  aaf  ein  fahrendes  oder  liegendes 
Gut,  einerlei  ob  Lehen  oder  Eigen,  ohne  die  Einwilligang 
von  Bürgermeister  and  Bat  oder  deren  Pflegern,  Vögten  and 
Amtleuten  weder  mit  noch  ohne  Wacher  wenig  oder  viel 
bei  Verlust  desHauptguts  leihen  oder  vorstrecken  oder  seine 
Forderungen  oder  Hauptgüter  auf  solche  Güter  verschreiben 
lassen  solle.  Ferner  solle  kein  Jude  und  keine  Jüdin 
ferner  die  Bürger  von  Ulm  oder  deren  Bürgen,  Hintersassen, 
Unterthanen  und  Eigenleute  wegen  irgend  einer  Sache 
oder  Schuld,  die  sie  mit  den  Juden  zu  handeln  haben,  an 
einem  Hofgericht,  Landgericht  oder  anderm  fremden  Ge- 
richt verklagen  dürfen,  sondern  nur  vor  dem  Bürgermeister 
und  Bat  und  deren  Stadtgericht  in  Ulm  und  deren  Graf- 
schaften, Herrschaften  und  ihrer  Bürger  Gebieten  und 
Gerichten  laden  und  bei  und  in  ihren  ordentlichen  Gerichten, 
wohin  sie  gehören  und  wo  sie  sesshaft  und  wohnhaft 
seien,  verbleiben  lassen.  Dieses  llecht  solle  dem  Bat  und 
den  Bürgern  von  Ulm,  ihren  Mitbürgern  und  Unterthanen 
zu  ewigen  Zeiten  bleiben  und  wenn  ein  Jude  die  Ulmer 
vor  ein  fremdes  Gericht  laden  sollte  und  dort  wider 
sie,  ihren  Leib,  ihr  Hab  und  Gut  ein  Urteil  erlassen 
werden  sollte,  so  solle  dies  nichtig  sein  und  den  ge- 
ladenen Personen  keinen  Schaden  bringen,  sondern  jeder 
Uebertreter  um  50  Mark  lötigen  Golds,  halb  der  Beichs- 
kammer  halb  dem  Bäte,  gestraft  werden.  Der  Brief 
wiirde  gegeben  in  Begensburg    am   18.  Juli  1541,  im 
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21.  Jahre  des  Kaisertums  und  im  26.  des  Königtums  Kaiser 
Karls  V. ') 

Wie  wichtig  dieses  Freiheitsrecht  fftr  die  Herrschaft 
Ulm  war,  zeigt  ein  Rechtsstreit,  der  im  Jahre  1558 
vor  dem  Hofgericht  in  Kottweil  zwischen  dem  Juden 
Schlay  von  Bfihl  einerseits  und  dem  Stadtschreiber 
Jakob  Knechtlin  zu  Oeislingen  und  dem  Michael 
Scheinden  zu  Altenstadt  andererseits  spielt  Der  Jude 
hatte  beide  vor  dem  Hofgericht  verklagt  und  die  Sache 
endigte  damit,  dass  ein  Becess  erfolgte  und  die  Stadt 
dem  Anwalt  des  Juden  das  „gemeinliche  Geleite*^  zur 
Tagfahrt  an  das  ühner  Gericht  versprach,  was  durch  einen 
Batsbeschluss  vom  26.  Oktober  1558  bestfttigt  wurde.*) 

b.     Du  mmer  Jad«nfr«ih«itiitolit  Ißdain  FerdioaBdi  I. 

Eine  weitere  Einschränkung  der  Rechte  der 
deutschen  Juden  erfolgt  durch  das  Reichsgesetz  vom 
Jahre  1548,  durch  welches  Kaiser  Karl  V.  betreffs  der 
Juden  und  ihrer  Leihgebühren  (usur«,  Wucher^  verordnet 
dass  nur  diejenigen  Reichsstände  Juden  sollen  halten 
dürfen,  welchen  dies  ausdrücklich  durch  Reichsprivileg 
gestattet  sei.")  Ist  in  der  Ulmer  Herrschaft  seither  immer 
noch  einigen  Juden  der  Aufenthalt  gestattet  gewesen,  wie 
z.  B.  im  Jahre  1546  der  Jude  Joseph  HÜLtersasse  zn 
L ei p heim  ist,  so  wird  jetzt  am  7.  Dezember  1548  den 
Juden  auch  in  der  ülmer  Herrschaft  alle  Hantierung 
auf  dem  Lande  verboten^)  und  da  die  Juden  das  Reichs- 
privilegium  der  Stadt  dadurch  umgehen,  dass  sie  ihren 
Schuldnern  einen  schriftlichen  Verzicht  auf  dieses  Privi- 
legium bei  der  Schuldkontrahierung  abfordern,  so  legt  am 
16.  Juli  1559  Ulm  dem  Kaiser  auf  dem  Reichstage  zu 
Augsburg  die  Bitte  vor,  dass  es  kraftlos  und  ungültig 
sein  solle,  wenn  Bürger  oder  ünterthanen  ihrer  Stadt  und 
Herrschaft,  wie  geschehen  sei,  beim  Entlehnen  von  G^d 
bei  Juden  auf  die  vom  Kaiser  erhaltene  Freiheit  ver- 
zichten, vor  ein  auswärtiges  Gericht  geladen  zu  werden, 
ein  Privileg,  das  die  Stadt  am  14.  August  1559  denn  auch 
erhält.^ 

Aber  selbst  dieses  Freiheitsrecht  genügte  dem  Rate 
der  Stadt  nicht  und  so  erwirkte  im  Jahre  1561  ein  noch 
bestimmteres  Privilegium,  durch  welches  Kaiser  Fer- 
dinand L  (1558 — 1564)  erwählter  römischer  Kaiser,  zu  allen 
Zeiten  Mehrer  des  Reichs,  König  in  Germanien,  zu  Hungern. 

Freiheitsbrief  der  Stadt  Ulm  wider  die  Jaden,  Mspt  Ulm.  Stadtbibl 
Register  des  ülmer  ArchiYS,  Artikel  ,,Judeii.*'  Mspt.  Ulmer  Archi? . 
Wflrfel,  Nambergs  Jadenffemeinde,  S.  4. 
^j  Veesenmeyer  der  Aelt.,  Uimer  Gymiuunalpropramm  ton  1797,  S.  15. 
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zu  Böhmen,  Dalmatien,  Kroatien  und  Slawonien,  Infant 
in  Spanien,  Erzherzog  zn  Oesterreich,  Herzog  zn  Borgond, 
zu  Brabant,  zn  Steier,  zu  Eärnthen,  zu  Krain,  zu  Lützen- 
bürg,  zu  Wirtemberg,  Ober-  und  Niederschlesien,  Fürst 
zu  Schwaben,  Markgraf  des  heiligen  römischen  Reichs 
zu  Burgau,  zu  Mähren,  Ober-  und  Niederlausitz,  bestätigte, 
dass  Bürgermeister  und  Eat  von  Ulm  ihm  glaubwürdig 
vorgebracht  haben,  dass  sie  eine  Freiheit  wider  die 
Juden  haben,  die  ihnen  von  Kaiser  Karl  V.  gegeben 
worden  sei.  Diese  Freiheit  wolle  auch  er  hiemit  bestätigen 
und  zugleich  derselben  beifügen,  dass  künftig  kein  Jude 
und  keine  Jüdin,  wo  sie  auch  wohnen  mögen,  einem  Ulmer 
Bürger  oder  deren  Hintersassen  auf  liegende  oder  fahrende 
Güter  etwas  solle  leihen  dürfen  und  wenn  dies  mit  hand- 
gegebener Treue  oder  geschworenem  Eid  geschehen  sollte, 
es  dennoch  nichtig  sein  sollte  und  jeder  Jude,  der  gegen 
dieses  Gebot  fehlte,  10  Mark  lötigen  Oolds  zahlen  und 
dazu  die  Hauptsumme  samt  dem  aufgelaufenen  Wucher,  in 
welcher  Oestalt  dieser  yorgenommen  sein  möchte  oder  ab- 
geredet worden  sei,  denen  von  Ulm  gehören  und  kein  fremdes 
Gericht  eine  diesbezügliche  Judenklage  annehmen  sollte. 
Der  Brief  wurde  gegeben  in  Wien  am  28.  März  1561.^) 
Am  13.  Mai  1561  wurde  dieses  Privileg  in  Tercurii 
vom  kaiserlichen  Kammergericht  anerkannt,  wo  es  der 
Bat  durch  seinen  Prokurator  Dr.  Johannes  Hechel  und 
dessen  Applikanten  Licentiat  Heinrich  Schilbock  im 
Original  hatte  „insinuieren^  lassen,  indem  der  gerichtliche 
Bescheid  erfolgte,  dass  dieses  Priyilegium  vorbehaltlich  des 
heiligen  B;eichs  Obrigkeit  und  Gerechtigkeit  und  jedermanns 
Interesse  dagegen  jederzeit,  soviel  es  Rechtens  sei,  sollte  vor- 
gebracht werden  dürfen  und  angenommen  werden  müssen. 
Am  7.  Oktober  1561  wird  sodann  auf  Ansuchen  der  Herren 
Eltern  und  Bürgermeister  und  des  Rats  von  Ulm  durch  den 
ulmischen  Notar  Gallus  Steinlin  die  kaiserliche  Be- 
stätigung den  Oaurichtern  und  Landrichtern  und 
deren  Assessoren  und  den  Juden  der  nachgenannten 
Orte  an  deren  Wohnsitzen  verkündet  und  an  jedem  Orte 
eine  Abschrift  übergeben.  Der  Notar  beginnt  seine 
Tagfahrten  am  7.  Oktober  1561  in  Bottweil,  wo  er  unter 
der  dortigen  Gerichtslinde  vor  versammeltem  Oau- 
gericht  dem  wohlgeborenen  Herrn  Wilhelm  Freiherm  zu 
Grafeneck  und  Burgleins,  Herrn  zu  Marschalken- 
zimmern, Statthalter  des  wohlgeborenen  Wilhelm, 
„Qrauvens^  zu  Sulz,  Landgrafen  im  Heggäu,  Gau- 
richters des  heiligen  Reichs  in  Rottweil,  und  dessen 

^)  Freiheitabrief  der  Sttult  Ulm  wider  die  Judeo,  Mspt.  Ulm.  Stadtbibl. 
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Assessoren  in  Qegenwart  des  ehrbaren  Hans  Schenck 
von  Dotterhaasen  and  des  Bürgers  Ludwig  Stötter 
zu  Bottweil  als  Zeugen  das  Privileg  insinuiert  Nach 
Verlesung  des  Originals  legt  der  Notar  den  Herren  Hof- 
richtern und  Assessoren  das  Privilegium  im  Original  zur 
Besichtigung  vor,  worauf  der  Hofrichter  und  die  Assessoren 
vom  Gericht  aufstehen  und  weggehen.  Eine  Antwort  zum 
Bescheid  erhält  der  Notar  nicht,  sondern  das  Original 
und  die  verglichene  Abschrift  wurden  liegen  gelassen, 
worauf  die  Bichter  von  dannen  schieden.  Der  Notar 
nimmt  deshalb  das  Original  zu  Händen,  lässt  die  Abschrift 
zurück  und  zieht  seine  Strasse. 

Am  8.  Oktober  1561  erscheint  der  Notar  zu  Hech- 
ln gen  im  Bathause  in  der  gewöhnlichen  Batsstnbe 
im  Beisein  des  Bürgermeisters  Bartholomäus  Vescher 
und  des  Stadtschreibers  Michael  Weimar  als  Zeugen. 
Der  Notar  erklärt,  nachdem  der  Kaiser  das  Privilegium 
Kaiser  Karls  V.  für  die  Stadt  Ulm  wider  die  Juden  nicht 
allein  neu  bestätigt,  sondern  auch  gemehrt  und  ge- 
bessert habe,  so  dass  diesem  ausdrücklich  einverleibt 
sei,  dass  alle  Obrigkeiten  und  Herrschaften,  wes  Wesens 
und  Stands  sie  auch  sein  mögen,  die  Jud  en  oder  Jüdinnen 
als  Hintersassen  haben,  auf  Ansuchen  der  Herren  von 
Ulm  jederzeit  schuldig  sein  sollen,  ihre  Juden  vorzuladen, 
und  im  Beisein  der  hiezu  von  der  Herrschaft  Ulm  ver- 
ordneten Personen  bei  dem  Eide,  den  jeder  Jude  seiner 
Obrigkeit  zu  leisten  habe,  zu  befragen,  was  ihnen  deren  von 
Ulm  Bürger,  Einwohner,  Schirmverwandte,  Unterthanen, 
Hintersassen,  Eigenleute,  Angehörige  und  ihre  Weiber 
und  Kinder  zur  Stunde  der  Anfrage  schuldig  seien  und 
auf  welche  liegende  oder  fahrende  Habe  und  Güter  sie 
ihnen  dargeliehen  haben,  und  ihnen  darüber  unter  ihrem 
^Siegel  glaubwürdigen  Schein  mitzuteilen,  wenn  aber  die 
Juden  auf  deren  von  Ulm  Ersuchen  nichts  anzeigen,  sondern 
ihre  Forderungen  verschweigen  würden,  dass  sie  dann 
diese  Forderungen  alle  und  was  sie  künftig  leihen  oder 
kontrahieren  würden,  mit  Hauptgut,  Wucher  und 
Interesse  verwirkt  und  verloren  haben  und  diese 
Forderungen  denen  von  Ulm  gänzlich  heimgefallen  sein 
sollten,  so  bitte  der  Notar,  alle  Juden  zu  beschicken  und 
bei  ihrem  Eide  zu  ermahnen,  dass  sie  lauter  und  gründlich 
anzeigen,  was  die  von  Ulm  und  deren  Bürger  u.  s.  w. 
ihnen  schuldig  seien  und  auf  welche  liegenden  und 
fahrenden  Habe  und  Qüter  sie  das  geliehen  und  was  sie 
für  briefliche  Urkunden  und  Bekenntnis  darum  haben,  sowie 
dem  Notar  darüber  einen  Schein  auszustellen,  welche 
und  wieviel  Forderungen    sich  auf  diese  Weise   ergeben 
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haben,  beziehungsweise  dass  keine  Forderungen  geltend 
gemacht  worden  seien.  Dies  wurde  zugesagt,  die  Juden 
wurden  zusammenberufen  und  der  Notar  machte  ihnen 
folgenden  Vorhalt:  Ihr  Juden  und  Jüdinnen!  Dieweil  die 
römisch-kaiserliche  Majestät  meinen  Herren  den  „Oelltern^, 
dem  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt  Ulm  ihre  früher 
schon  innegehabten  Priyilegia  wider  die  Juden  nicht  allein 
konfirmiert  und  bestätigt,  sondern  auch  dieselben  gemehrt 
und  gebessert  hat,  so  habe  ich  euch  anzuzeigen,  dass 
meine  Herren  von  Ulm  für  sich  und  die  Ihren,  die  in  der 
Freiheit  einbegriffen  sind,  entschlossen  sind,  dass  dieses 
Privilegium  ohne  Rücksicht  auf  die  entstehenden  Unkosten 
gehandhabt  und  gegen  die  Uebertreter  desselben  neben 
Verlust  der  Hauptsumme  und  der  Wucherforderung  mit 
der  darauf  gesetzten  Pöne  und  Strafe  eingeschritten 
werden  soll.  Darauf  wurde  den  Juden  das  Privilegium 
verkündigt,  worauf  die  anwesenden  Hechinger  Juden 
angaben,  dass  ihnen,  soweit  sie  da  seien,  ihres  Wissens 
niemand  in  Stadt  und  Herrschaft  Ulm  etwas  schuldig  sei, 
dagegen  glauben  sie,  dass  der  Jude  Ensslin  und 
einige  andere  nicht  ortsanwesende  Juden  Forderungen 
im  Ulmischen  haben.  Zudem  können  sie  nicht  wissen, 
wer  allenthalben  den  Herren  von  Ulm  mit  Oberkeit,  Schirm 
oder  Leibeigenschaft  verwandt  sei;  doch  versprachen  die 
Juden,  —  wie  dies  gewöhnlich  die  Juden  allenthalben  zur 
Antwort  geben,  fügt  der  Notar  bei,  —  sich  zu  erkundigen, 
und  dann  die  Forderungen  der  abwesenden  Juden  den 
Herren  von  Ulm  zu  Wissen  zu  thun.  Daneben  betonten 
aber  die  Juden,  sie  haben  ebenfalls  königliche  Freiheits- 
briefe, deren  sie  sich  mit  Nichten  begeben  haben  wollen, 
worauf  der  Notar  erwiderte,  diese  Privilegen  der  Juden 
seien  lediglich  „Privilegia  generalia  oder  gemeine  Frei- 
heiten**, dagegen  sei  das  Privilegium  der  Herren  von  Ulm 
eine  Specialfreiheit,  durch  welche  das  gemeine  Freiheits- 
recht der  Juden  kassiert  werde,  und  die  Herren  von  Ulm 
werden  deshalb,  wenn  die  Juden  dawider  handeln,  die 
darin  vorgesehene  Strafe  und  Pöne  von  ihnen  fordern. 

Von  Hechingen  wandte  sich  der  Notar  nach  Herr- 
1  i  n  g  e  n  an  der  Lauter,  wo  er  in  der  Behausung  des  Wirts 
Franz  Schneider  in  der  gewöhnlichen  obem  Stube  im 
Beisein  des  dortigen  Junkers  Eonrad  Bernhauser  und 
des  Jakob  Scholtz  als  Zeugen  die  Angelegenheit  den 
dort  angesessenen  Juden  vortrug,  worauf  der  Jude 
Kau  ff  mann  sagte,  dass  er  oder  seine  Hausfrau  sich  am 
folgenden  Tage  vor  dem  Herrn  Bürgermeister  erklären 
werden.  Der  Notar  erwiderte  ihm  darauf,  dass  er  nach 
dem  Privilegium  seine  Forderungen  ungesäumt  anzugeben 
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habe  and  man  ihm  keinen  Aufschab  geben  könne  nnd 
ersachte  den  Janker  K  o  n  r  a  d ,  den  Jaden  anzuhalten,  dass 
er  dem  Ulmer  Jadenmandat  sofort  pariere.  Trotzdem 
blieb  aber  der  Jade  bei  seinem  Bescheide. 

Am  15.  Oktober  sitzt  der  Notar  in  Lei p heim  auf 
dem  Rathause  in  der  gewöhnlichen  Batsstabe  mit  Vogt 
and  Gericht  zusammen  and  yerliesst  den  dortigen  Juden 
im  Beisein  des  Sebastian  Streicher  und  des  Endris 
Krämer  als  Zeugen  das  Privileg,  worauf  der  Jude 
Joseph  sagt,  dass  er  dem  Privilegium  und  dem  Befehl 
derer  von  Ulm  nachkommen  werde.  Als  aber  der  Notar 
von  ihm  verlangte,  dass  er  seine  Forderungen  angebe, 
antwortete  der  Jude,  er  werde  noch  heute  oder  morgen 
in  Ulm  vor  den  Herren  erscheinen  und  sich  verantworten. 
Auch  dieser  Jude  gab  ferner  zur  Antwort,  dass  die  Juden 
ebenfalls  Privilegien  haben,  auf  die  sie  keinen  Verzicht 
leisten.  Am  gleichen  Tage  erfolgt  weiter  die  Verlesung 
in  Gänzburg  im  Hause  des  Bürgermeisters  Johann 
Hennenberger  in  der  obem  Stube  im  Beisein  der  Bürger 
Jörg  Honolt  und  Jörg  Kasper  als  Zeugen.  Der  Jude 
Schmul  und  etliche  andere  Juden  waren  ortsanwesend, 
die  anwesenden  Juden  aber  erklärten,  ihr  Privilegium  sei 
trotzdem  rechtsgültig,  denn  es  enthalte  die  ganz  bestimmte 
Klausel,  dass  wenn  von  anderer  Seite  ihrem  Privilegium 
widersprechende  Freiheitsbriefe  ausgefertigt  werden  sollten, 
diese  rechtsungültig  sein  sollen;  doch  werden  sie  sich  mit 
den  anderen  Juden  unterreden  und  dann  die  gebührende 
Antwort  geben.  Die  Strafandrohung  half  nichts.  Am 
gleichen  Tage  amtiert  ferner  der  Notar  noch  in  Brenz 
in  der  Behausung  des  Wirts  Lienhard  Ott  in  der  untern 
Stube,  wo  er  im  Beisein  der  Zeugen  Martin  Sau  1er  und 
Hans  Mayer  den  Freiheitsbrief  verliesst.  Der  einzige 
dort  wohnende  alte  Jude  Simon  erklärt  darauf,  es  sei 
ihm  niemand  in  der  Herrschaft  Ulm  etwas  schuldig. 

Am  16.  Oktober  hält  der  Notar  Tagfahrt  in  Emärs- 
acker  in  der  Behausung  des  Wirts  Hans  Müller  in 
der  untern  Stube  im  Beisein  des  Vogts  Lienhard  Oertel 
und  des  Sigmund  Wagner  von  Lauterbronn  als 
Zeugen,  wobei  die  anwesenden  Juden  aussagen,  dass  ihnen 
niemand  im  Ulmischen  etwas  schuldig  sei.  Sollten  die 
nicht  ortsanwesenden  Juden  etwas  zu  fordern  haben,  so 
werden  sie  es  in  thunlichster  Bälde  nach  Ulm  zu  wissen 
thun.  Am  gleichen  Tage  hält  der  Notar  Sitzung  in 
Lauterbronn  in  der  Behausung  des  Wirts  Sebastian 
Spener  in  Gegenwart  des  Vogts  Sigmund  Wagner 
und  des  Michael  Volcker  von  G 1  ö t  als  Zeugen,  worauf 
die   Juden   antworten,    dass  sie   keine   Forderungen    im 
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ülmischen  haben;  nur  der  Jode  Tefelin,  der  nicht  an- 
wesend sei,  habe  dort  Forderungen  ausstehen  und  sie 
werden  Sorge  tragen,  dass  er  sie  nach  seiner  Heimkunft 
nach  Ulm  berichte. 

Am  17.  Oktober  kommt  der  Notar  nach  Aehingen 
(sie),  d.  h.  Ehingen,  wo  er  in  der  Behausung  des  Vogts 
Bartholomäus  Bruckmann  in  der  untern  Stube  im 
Beisein  des  Untervogts  Mang  Eberlin  und  des  Michael 
Yolcker  als  Zeugen  den  Juden  und  Jüdinnen  in  Ehingen 
und  Ortel fingen,  die  auch  in  dieses  Amt  gehören,  das 
Privileg  verkündet,  worauf  die  anwesenden  Juden  sagen, 
dass  man  ihnen  in  der  ülmer  Herrschaft  nichts  schuldig 
sei,  aber  der  abwesende  Jude  Simson,  der  vorher  zu 
Bechingen  angesessen  gewesen  sei,  Forderungen  dort 
haben  könnte.  Der  Notar  antwortet  darauf,  wenn  der  Jude 
heimkomme,  solle  er  das  anzeigen,  und  bat  den  Vogt,  dass 
er  ihm  das  Privilegium  verlesen  lasse,  da  er  nicht  jedem 
Juden  besonders  zu  Hof  reiten  könne,  wenn  es  diesem  ge- 
legen sei.  Die  Juden  erklärten  sich  denn  auch  hiezu  bereit 
Am  gleichen  Tage  kommt  der  Notar  nach  Binzwang, 
wo  er  in  der  Behausung  des  Wirts  Hans  Antzenhofer 
in  der  untern  Stube  im  Beisein  gedachten  Wirts  und  des 
Michael  Volck  von  Glöt  als  Zeugen  den  vorhandenen 
Juden  die  Freiheitsrechte  verkündet,  die  darauf  antworten, 
sie  haben  auch  Privilegien,  die  noch  nicht  über  zwei 
Monate  alt  seien  und  die  gleichfalls  die  Freiheiten  anderer 
Herrschaften  kassieren,  aber  sie  wollen  nicht  diskutieren, 
da  man  ihnen,  soweit  sie  anwesend  seien,  im  ülmischen 
nichts  schuldig  sei.  Der  Notar  erwidert  auch  diesen  Juden 
wie  denen  zu  Hechingen  und  anderen  Orten,  dass  ihre 
Freiheit  eine  gemeine,  aber  das  Dimer  Privilegium  eine 
spezielle  Freiheit  sei,  welche  die  Herren  von  Uhn  sich  zu 
handhaben  entschlossen  haben,  worauf  der  Vogt  Kaspar 
Wintzer  die  Abschrift  emp^ngt  und  zusagt,  so  bald 
die  anderen  Juden  nach  Hause  kommen,  werde  er  ihnen 
die  Sache  bekannt  geben. 

Am  22.  Oktober  reist  der  Notar  nach  Ich en hausen, 
wo  er  in  der  Behausung  des  Wirts  Stoffel  Burkhardt 
in  der  obern  Stube  im  Beisein  des  Wirts  und  des  Blesin 
Renhardt  als  Zeugen  den  dortigen  Juden  die  Freiheit 
verliest,  worauf  diese  ebenfalls  erklären,  sie  haben  auch 
Freiheiten,  und  bitten,  ihnen  eine  Zeit  lang  Verzug  zu 
geben,  damit  sie  ihre  Schulden  herausziehen  können,  da 
sie  nicht  alle  bei  einander  seien.  Die  Mönche  von  Sal- 
mansweiler, fügen  sie  bei,  haben  vor  einigen  Wochen 
ihnen  auch  ein  Privilegium  verkündigen  lassen  und  ihnen 
dabei  6  Wochen  Verzug   zum   Anzeigen   ihrer   Schulden 
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gegeben  und  es  werde  deshalb  wohl  die  Bitte  gerecht- 
fertigt sein,  dass  die  Herren  von  Ulm  es  ebenso  halten. 
Der  Notar  antwortet  indess,  dass  er  hiezn  keine  Befugnis 
habe  und  er  sich  an  den  Buchstaben  des  Gesetzes  halten 
müsse,  worauf  die  Juden  erklären,  dann  werden  sie  selbst 
sich  nach  Ulm  wegen  des  Aufschubs  wenden  auf  die  Ge- 
fahr hin,  gestraft  zu  werden.  Am  gleichen  Tage  kommt 
der  Notar  nach  Neu  bürg,  wo  er  in  der  obem  Stube  im 
Hause  des  Vogts  Thomas  Bentz  in  Gegenwart  der 
Bürger  Michael  Hueber  und  Hans  Westerstetter 
als  Zeugen  das  Privileg  yerkflndet  Auch  hier  versprechen 
die  Juden,  sie  werden  den  Inhalt  den  anderen  Juden,  wenn 
diese  heimkommen,  anzeigen  und  wenn  jemand  von  ihnen 
Forderungen  habe,  werde  man  dies  aufs  bäldeste  den 
Herren  von  Ulm  zu  wissen  thun;  augenblicklich  können 
sie  ohne  die  anderen  Juden  weiter  keine  Antwort  geben. 

Am  23.  Oktober  amtiert  der  Notar  in  Erumbach 
im  Hause  des  Bürgermeisters  Stephan  Metzger  in  der 
gewöhnlichen  obem  Stube  im  Beisein  des  dortigen  Bfli^er- 
meisters  und  des  Kaspar  Gessler  als  Zeugen  mit  den 
dortigen  Juden  und  mit  denen  von  Hürben,  die  in  das 
Amt  Krumbach  gehören.  Er  erh&lt  dort  die  gleiche  Ant- 
wort wie  in  Neubarg.  An  demselben  Tage  kommt  er 
nach  Thannhausen,  wo  er  in  der  Behausung  des  Wirts 
Lienhard  Umgelter  in  der  untern  Stube  in  Gegenwart 
des  Vogts  Hans  Hain  und  des  Hans  Ruof  als  Zeugen 
die  Freiheit  verkündet  Die  Juden  geben  an,  dass  sie  mit 
Wissen  keine  Forderungen  im  Ulmischen  haben.  Weiter 
hält  am  gleichen  Tage  der  Notar  Tagfahrt  in  Münster- 
hausen in  der  Behausung  des  Wirts  Bartholomäus 
Widenmann  im  Beisein  des  Vogts  Hans  Stainer  und 
des  Wirts  als  Zeugen,  wo  die  Juden  ebenfalls  antworten, 
dass  man  ihnen  in  der  Herrschaft  Ulm  nichts  schuldige  sei. 
Dann  geht  er  nach  Scheppach,  wo  er  in  der  Behausung 
des  Vogts  Wolf  Müller  in  der  obem  Stube  im  Beisein 
des  Jakob  Hefelin  und  des  Paul  Mayer  als  Zeugen 
mit  den  Juden  amtiert,  die  ihm  antworten,  sie  werden 
umgehend  Antwort  nach  Ulm  geben. 

Am  24.  Oktober  ist  der  Notar  in  Burgau,  wo  er  auf 
dem  Bathause  in  der  gewöhnlichen  Batsstube  im  Beisein 
des  Georg  Heiss  von  Zemershausen  und  des  Lorenz 
Widenmann  von  Weidenstetten  als  Zeugen  das 
Privileg  verliest  Die  Juden  antworten  auch  dort,  sie 
können  das  so  rasch  nicht  anzeigen,  auch  seien  nicht  alle 
Juden  vorhanden ;  doch  seien  sie  bereit,  alle  Forderungen, 
die  ihnen  jetzt  nicht  gegenwärtig  seien,  innerhalb  eines 
Monats  den  Herren  von  Ulm  anzuzeigen. 
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Am  28. Oktober  kommt  der  Notar  nach  Orsenhaasen, 
wo  er  in  der  Behansong  des  Wirts  Paul  Leichtlin  in 
der  ontem  Stabe  im  Beisein  des  Schnltheissen  Hans 
Henne  and  des  Michael  Freiberger  den  Juden  das 
Priyilegium  verkündet,  worauf  die  anwesenden  Juden  ver- 
sprechen, sie  werden  es  den  abwesenden  Juden  anzeigen 
and  dann  alles,  was  sie  im  Ulmischen  an  Forderungen 
ausstehen  haben,  den  Herren  von  Ulm  zu  wissen  thun. 

Am  29.  Oktober  ist  Steinlin  in  Beyerach,  wo  er 
in  der  Behausung  des  dortigen  Wirts  Michael  Ramas 
im  Beisein  des  Hans  Trautmann  und  des  Blesin 
Schneider  von  Simonsweiler  als  Zeugen  der  dortigen 
Jüdin  das  Privileg  verkündet,  weil  der  dortige  Jude 
selbst  fort  ist  Die  Jüdin  verspricht,  sie  werde  es  „ihrem 
Juden^  anzeigen,  wenn  er  heimkomme. 

Am  80.  Oktober  kommt  der  Notar  nach  Wangen  an 
das  dortige  Landgericht,  wo  er  dem  Edelherm  JOrg 
Klöckler,  Landrichter  daselbst,  und  dem  Gericht  aiS^ 
dem  Bathause  im  Beisein  des  Bürgers  Silvester  Mayer 
von  Memmingen  und  des  Hans  Paur  von  Wurzach 
als  Zeugen  das  Privilegium  verkündet,  worauf  der  Land- 
richter die  Abschrift  in  Empfang  nimmt  und  erkl&rt,  es 
sei  unnötig,  dieselbe  noch  lange  zu  verlesen,  da  ihm 
die  Abschriift  des  Notars  genfige,  er  auch  das  Original 
besichtigt  habe ;  er  sei,  fährt  er  fort,  vom  EOnig  eingesetzt, 
dass  er  Christen,  Juden  und  Tartaren*)  Becht  solle  ergehen 
lassen;  das  werde  er  auch  künftig  thun  und  jedem,  der 
um  Becht  anhalte,  dazu  verhelfen.  Sollten  deshalb  die 
Herren  von  Ulm  vermeinen,  dass  sie  in  einer  Sache  be- 
schwert seien  oder  gegen  eines  ihrer  Freiheitsrechte 
gehandelt  worden  sei,  so  werden  sie  sich  wohl  zu  ver- 
halten wissen.  Der  Notar  erwiderte  darauf,  die  Herren 
von  Ulm  verlassen  sich  darauf,  dass  er  nicht  gegen  ihr 
Freiheitsrecht  handeln  werde,  da  sie  sonst  Ursache  hätten, 
die  darin  angesetzte  Pöne  einzuziehen. 

Am  81.  Oktob^  macht  der  Notar  in  Amedingen  in 
der  Behausung  des  Wirts  Hans  Vogler  in  der  untern  Stube 
im  Beisein  des  Wirts  Melchior  Wahl  von  Kempten 
als  Zeugen  den  Juden  das  Privileg  bekannt,  die  darauf 
erklären,  sie  wissen  keine  Forderung  in  dar  Herrschaft 
Ulm.  Am  gleichen  Tage  verkündet  der  Notar  das  Privileg 
in  Schwaikhausen  in  der  Behausung  des  Wirts  Hans 
Seybolt  in  der  untern  Stube  im  Beisein  des  Clement 
Huss  von  Angerhausen  und  des  Enderlin  Jelin 
von  Amedingen    als  Zeugen,   worauf  die  anwesenden 

2  unter  den  ,,Tartaren**  sud  die  ^Zigenner^  «i  Tontehen,  welche 
e  Jaden  „Freneate**  sind. 
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Jaden  versichern,  dass  sie  keine  Fordenmgen  in  der 
Ulmer  Herrschaft  haben;  sobald  die  anderen  Jaden  heim- 
kommen, wollen  sie  ihnen  die  Sache  anzeigen  and  sofern 
diese  Forderongen  haben,  werden  sie  es  nach  Uhn  berichten. 
Am  gleichen  Tage  besorgt  der  Notar  weiter  die  Pnblikation 
in  Ha  im  er  t  Ingen  in  der  Behaasang  des  Wirts  Anton 
Mair  in  der  antern  Stabe  im  Beisein  des  Hans  Waibel 
von  dort  and  des  Enderlin  Jelin  von  Amedingen  als 
Zengen,  woranf  die  erschienenen  Jaden  ebenfalls  erklftren, 
sie  haben  nichts  in  der  Herrschaft  Ulm  za  fordern,  wenn 
die  abwesenden  Jaden  heimkommen  and  Fordernngen 
angeben,  werden  sie  diese  nach  Ulm  mitteilen. 

Am  4.  November  verkündet  der  Notar  das  Privileg 
dem  Landgericht  in  Altdorf  oder  Weingarten,  wo 
der  Edelherr  and  Landrichter  Jörg  Elöckler  and  dessen 
Gericht  „gerichtsweise"  anf  dem  Rathaase  bei  einander 
sitzen  and  als  Zengen  Kaspar  Kegel  von  Osweil  and 
Michael  Kratzer  von  Ueberlingen  walten.  Der 
Notar  hinterlässt  anch  hier  eine  Abschrift,  woranf  der 
Landrichter  die  gleiche  Erklärnng  wie  in  Wangen  abgiebt 

Am  5.  November  verliest  der  Notar  die  Schrift  in 
Ravensbnrg  aaf  dem  Rathaase  in  der  gewöhnlichen 
Stabe  im  Beisein  des  Hans  Kessler  and  des  Michael 
Sterckh  als  Zengen.  Der  Notar  übergiebt  anch  hier  dem 
Statthalter  des  dortigen  Landgerichts  Jakob  Thoma 
samt  den  Richtern  eine  Abschr&t  des  Freiheitsrechts  der 
Herrschaft  Ulm. 

Am  6.  November  wird  das  Privileginm  in  Ogels- 
bansen  in  der  nntem  Stnbe  des  Wirts  Konrad  Mantz 
verlesen  im  Beisein  des  Wirts  nnd  des  Bürgers  Oeorg 
Erb,  woranf  die  anwesenden  Jaden  erklären,  sie  haben 
wissentlich  keine  Fordernngen  in  der  Ulmer  Herrschaft 
nnd  werden  es  den  nicht  anwesenden  Jaden  mitteilen. 
Am  gleichen  Tage  wird  die  Urknnde  noch  in  Mittel- 
biberach  im  Hanse  des  Jaden  Hayn  in  Gegenwart  des 
Peter  Bnrck  and  Konrad  Mantz  von  Ogelshansen 
als  Zeagen  bekannt  gemacht,  wo  in  Abwesenheit  des 
Jaden  Hayn  dessen  Ehefran  versichert,  wenn  „ihr  Jade" 
heimkomme,  werde  sie  ihm  die  Sache  anzeigen. 

Am  7.  November  pnbliziert  der  Notar  das  Privileg  in 
Ober-Simmentingen  in  der  antern  Stabe  des  Wirts 
Hans  Bader  im  Beisein  des  Wirts  nnd  des  Hans  Sant- 
herr  als  Zeagen,  woranf  der  dortige  Jade  sagt,  er  werde 
aafs  bäldeste  selbst  nach  Ulm  kommen  nnd  seine  For- 
dernngen der  Obrigkeit  anzeigen. 

Am  11.  November  verliest  der  Notar  das  Schreiben 
in  Heichlingen  in  der  obem  kleinen  Stabe  des  Vogts 
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Balthns  Beaer  im  Beisein  des  Hans  Mayr  and  Hans 
Waibel  als  Zeugen.  Der  Vogt  erklärt,  wofern  die 
Herren  von  Ulm  den  Jaden  so  yiel  als  möglich  bebolfen 
seien,  dass  sie  f&r  ihre  alten  Forderungen  bezahlt  werden, 
so  wollen  die  Juden  das  Privilegium  anhören,  worauf  der 
Notar  antwortet,  dass  das  kaiserliche  Privileg  der  Herren 
von  Ulm  dahin  laute,  dass  jede  Obrigkeit  schuldig  sei, 
ihre  Juden  vorzubieten;  was  dagegen  das  anbelange,  dass 
die  Herrschaft  Ulm  den  Juden  dazu  bebolfen  sein 
solle,  dass  ihre  alten  Forderungen  bezahlt  werden, 
so  haben  die  Herren  von  Ulm  von  jeher  männiglich, 
es  haben  Christen  oder  Juden  sein  mögen,  zu 
dem  zu  helfen  im  Gebrauch  gehabt,  was  jeder  zu 
Recht  anzusprechen  befugt  gewesen  sei,  und  er 
erachte,  dass  das  auch  fernerhin  geschehen 
werde.  Daraufhin  sagten  die  Juden,  dass  sie  nicht 
genau  wissen,  ob  man  ihnen  in  der  Herrschaft  Ulm  noch 
mehr  schuldig  sei  als  was  sie  jetzt  angeben ,  sie  wollen 
aber  die  Sache  nachsehen  und  falls  sie  weiteres  finden, 
dies  mit  den  etwaigen  Forderungen  der  abwesenden  Juden 
aafs  bäldeste  nach  Ulm  zu  wissen  thun. 

Am  19.  November  endlich  verliest  der  Notar  die 
Urkunde  in  dem  herrschaftlich  ulmischen  Flecken  Neu- 
hausen im  Kotthale  in  der  obem  Stube  des  Wirts 
Hans  Uhl  im  Beisein  des  Sebastian  Berler  und  des 
Jos  Winrich,  zweier  Bürger  von  Ulm,  als  Zeugen  dem 
dortigen  Juden  Simon,  worauf  dieser  erklärt,  er  sei  erst 
kurz  angezogen  und  es  sei  ihm  niemand  in  der  Herrschaft 
etwas  schuldig.  Es  wurde  darauf  dem  Simon  weiter 
eröffnet,  dass  der  Bat  der  Stadt  Ulm  vor  vielen  Jahren 
auf  ewige  Zeiten  das  Freiheitsrecht  erhalten  habe, 
keinen  Juden  mehr  in  sein  Gebiet  einkommen 
oder  häuslich  wohnen  zu  lassen,  und  da  der  Flecken 
Neuhausen  unmittelbar  in  der  hohen  und  landesherr- 
lichen Oberkeit  des  Ulmer  Bats  sich  befinde,  so  solle 
Simon  nicht  länger  mehr  als  einen  Monat  das  Geleite 
in  der  Herrschaft  haben;  er  solle  deshalb  nach  Ausgang 
dieses  Monats  nicht  mehr  vor  eine  hohe  oder  ni^ere 
Oberkeit  des  Bats  kommen,  sonst  werde  man  gegen  ihn 
nach  dem  Wortlaut  des  Privilegiums  vorgehen  und  man 
sage  ihm  dies  jetzt,  damit  er  wisse,  wie  er  sich  zu  ver- 
halten habe,  um  sich  vor  Schaden  zu  bewahren.  Der  Jude 
fragte  darauf,  wessen  man  ihn  denn  zeihe,  er  sei  doch  erst 
neu  angezogen  und  wisse  nicht,  wo  er  jetzt  in  dieser 
kurzen  Zeit  wieder  ein  Unterkommen  finden  solle,  worauf 
ihm  der  Notar  antwortete,  er  habe  den  Auftrag  erhalten, 
ihm  den  Befehl  des  Bats  zu  eröffiien  und  diesem  habe  der 
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Jnd«  Dachzakommen,  wenn  er  nicht  bezwecken  wolle,  dass 
man  mit  Strafe  gegen  ihn  einschreite. 

Die  Ürknnde  Bchliesst  mit  der  Erklänuig,  daas  nubdran 
er,  GatloB  Steinlin,  Bürger  in  Ulm  und  aus  kaiserlicher 
Gewalt  offenbarer  approbierter  Notar,  im  Beisein  der  oben 
genannten  Zeugen  das  Pririleginm  den  Glanricbteni,  Land- 
richtern und  ÄBsessoren  und  den  Jaden  an  den  genannten 
Orten  verkündet  und  ttberall  verglichene  ÄbBchriften  ans- 
geantwortet  habe,  er  dies  Instrament  libellweise  einem 
Snbstitnten  zom  Abschreiben  übergeben,  dasselbe  dann  mit 
eigener  Hand  nnterschrieben  nnd  es  mit  seinem  Notariats- 
zeichen and  seinem  Siegel  versehen  habe.^ 

Nachdem  so  anch  die  Herrschaft  oder  das  Ulmer 
Landgebiet  von  den  letzten  Jaden  ges&nbert  war,  gieng 
der  Kat  im  Jahre  1562  noch  einen  Schritt  weiter,  indem 
er  am  24.  Dezember  1562  gebot,  die  Juden  sollen  künftig 
anch  an  den  Hftrkten  in  der  Herrschaft  nicht  weiter 
gednldet  werden  nnd  am  24.  tfai  1&68  weiter  bestimmte, 
die  Jaden  sollen  künftig  bei  ihren  Reisen  alle  Neben- 
wege vermeiden  nnd  verpflichtet  sein,  stete  aof  der 
Strasse  zn  bleiben  und  das  gelbe  Judeoabzeichen  zn 
tragen,  damit  man  sie  als  Jaden  erkenne.*) 

a.    Dm  Dlmn  Iidn&dliillBMht  Iiiiai  ""<-""■*  IL 

Wehrten  sich  so  die  Reichsst&dte  meist  kr^Ug 
gegen  die  Aufnahme  von  Jaden,  so  verstanden  es  diese 
dagegen  immer  aafs  nene  wieder,  sich  dnrch  ihren  Ein- 
flnsB  an  den  verschuldeten  Hfifen  Aafenthaltsrechte 
für    die    landesherrlichen    Gebiete    aaazQwirken.     So 

gestattet  im  Jahre  1669  der  Herzog  Ferdinand  von 
esterreich  einigen  Jaden,  in  einem  ihm  gehörenden 
Dürfe  bei  Angsbnrg  zn  wohnen,  nnd  die  Verwahrung 
des  Angsburger  Bats  bleibt  erfolglos.*) 

Wie  die  seitherigen  Kaiser,  so  besULtigt  auch  Kaiser 

xiiiiilianll.  den  Städten  Ulm  nnd  Nürnberg  das  Frei- 

^heitfiriH'ht,  nach  Belieben  Juden  zn  haben  oder  nicht  in 

laben  '"),  and  erweitert  dabei  die  dem  Kate  von  Nürnberg 

Bnrch  Kaiser  Maximilian  I.  erteilte  Freiheit  dahin,  dass 

wie  Juden,  wo  sie  wohnen,  den  Nürnberger  Bürgern,  Hinter- 

r  Bässen,  Unterthanen,  Zugehörigen  und  Verwandten  in  der 

'  Stadt  und  auf  dem  Lande  wie  auch  deren  Weibern,  Eindem, 

Dienstboten  and  Haasgesinde  weder  auf  liegende,  unbe- 

wegliche,    eigene,    bestandene   oder  geliehene,   noch  auf 

)  FrcihdUbrief  der  SttAt  Ulm  wider  die  Jaden,  Hipt.  Ulm.  Stadtbibl. 
}  TceaeDmejer  der  Aeltere,  QjmDuialprogniiiin  ron  17B7,  8.  16. 
)  Btobbe,  Jnden  in  DentKhluid,  B.  67. 
*)  EepiÄiK,  Joden  ba  MltteUtor,  3.  iga 
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fahrende  und  bewegliche  Gfiter,  noch  aof  Unterpfänder, 
Briefe  oder  Verschreibangen,  noch  aof  Treu  und  Glauben, 
weder  mit  oder  ohne  Wucher,  weder  wenig  noch  viel 
ohne  Erlaubnis  von  Bfirgermeister  und  Rat  sollten  leihen 
oder  vorstrecken  oder  mit  ihnen  tauschen,  wechseln, 
Anlehen  oder  Eontrakte  machen  dttrfen;  nur  was  zur 
taglichen  Nahrung  und  Notdurft  von  fahrender  Habe  um 
bares  Geld  erkauft  wurde  und  die  freien  aufrichtigen 
Hantierungen  und  Commercien  in  den  freien  offenen 
Messen  und  Jahrmärkten  sollten  ausgenommen  sein, 
sonst  aber  sollte  weder  mflndlich  noch  schriftlich,  weder 
heimlich  noch  öffentlich  ein  Geschäft  mit  ihnen  eingegangen 
werden  noch  auch  wegen  solcher  Anlehen,  getroffener 
Kontrakte,  Obligationen  und  Handlungen,  auch  wenn  sie 
mit  handgegebener  Treue  und  Glauben  und  geschworenen 
Eiden  bestätigt  waren,  kein  Nflmberger  Hintersasse  vom 
Hofgericht  in  Rottweil,  vor  das  der  Bürgermeister 
und  Rat  yon  Nfimberg  f&r  sich  und  die  Seinen  privilegiert 
war,  oder  sonstigen  Land-  oder  fremden  Gerichten  vor- 
gefordert, beklagt  oder  auf  solches  Fordern  und  Klagen 
der  Juden  erkannt,  gerichtet  oder  geurteilt  werden  dürfen, 
wie  auch  in  Sachen,  Kontrakten,  Obligationen  und  Ver- 
schreibungen  durch  keine  verborgene  List  oder  einen 
Betrug,  als  ob  das  Darlehen  durch  eine  dritte  Person, 
z.  B.  einen  Christen,  orfolgt  sei,  oder  sonstigen  betrflg- 
Uchen  Schein  irgend  einer  Art  dem  entgegengehandelt 
werden  sollte,  bei  Strafe  des  Verfalls  des  von  den  Juden 
dargeliehenen  und  ausbezahlten  Gelds  samt  allen  dazu 
gekommenen  Lasten  an  den  Bürgermeister  und  Rat  von 
Nürnberg,  denen  dasselbe  ohne  Verhinderung  bleiben 
sollte  und  denen  auch  alle  beweglichen  Pfänder,  falls 
solche  versetzt  worden  waren,  zugestellt  und  überantwortet 
werden  sollten.") 

Aehnlich  lautete  wohl  die  Erweiterung,  welche  die  Stadt 
Ulm  empfleng.  Kaiser  Maximilian  n.,  König  in  Germanien, 
Ungarn,  Böhmen,  Dalmatien,  Kroatien  und  Slavonien, 
Erzherzog  zu  Oesterreich,  Herzog  zu  Burgund  und  Steier, 
Kämthen,  Krain  und  Wirtemberg,  Graf  zu  Tirol,  erklärt 
darin,  dass  er  die  Freiheitsrechte  derer  von  Ulm  wider  die 
Juden  vom  Jahre  1541  und  vom  Jahre  1561  bestätigt  und 
erweitert  habe,  doch  ist  der  eigentliche  Lihalt  in  dem 
erhaltenen  Instrument,  welches  nur  die  Verkündigung  der 
Verordnung  beurkundet,  nicht  angegeben.  Auch  diesmal 
wird  der  neue  Freiheitsbrief  durch  den  ulmischen  Notar 
Gallus  Steinlin    den  Juden   aller  umliegenden  Herr- 

")  WOrfel,  NOmbergs  Jadengemeinde,  S.  8. 
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Schäften  yerkflndet  Am  22.  Oktober  ist  Tagfahrt  aaf  dem 
Rathause  inBorgaUyWO  der  Notar  vor  dem  Landamtmann, 
dem  Bürgermeister  und  Bat  in  der  gewöhnlichen  Satsstabe 
im  Beisein  des  Mang  Petermann  yon  Boggenbarg  and 
des  Enderlin  Handt  yon  Wettenhausen  als  Zeugen 
den  Juden  und  Jüdinnen  das  Privileg  verkündet,  die  sich 
darauf  wie  allenthalben  vernehmen  lassen,  sie  haben  auch 
Privilegien,  deren  sie  sich  nicht  begeben  wollen;  ihr 
Kommen  solle  deshalb  lediglich  als  Beweis  dienen,  dass 
man  ihnen  etwas  schuldig  sei. 

Am  28.  Oktober  1571  kommt  der  Notar  nach  Günz- 
burg,  wo  er  im  Beisein  der  üblichen  zwei  Zeugen  auf  dem 
Bathause  in  der  gewöhnlichen  Stube  vor  Bürgermeister 
und  Bat  den  ortsanwesenden  Juden,  besonders  dem  Juden 
Schmiel,  das  Privilegium  verkündet,  wie  allenthalben 
eine  Abschrift  flbergiebt  und  die  Juden  ermahnt,  sich 
lauter  und  speciflce  zu  erklären,  wer  in  der  Herrschaft 
Ulm  ihnen  etwas  schuldig  sei,  wieviel  man  ihnen  schulde 
und  wofür  diese  Schuld  bestehe,  worauf  die  Juden  an- 
geben, dass  ihnen  niemand  in  der  Herrschaft  Ulm  etwas 
schuldig  sei. 

Am  26.  Oktober  kommt  der  Notar  nach  Orsenhausen, 
wo  er  in  der  obem  Stube  des  Wirts  Paul  Leichtlin 
im  Beisein  des  Wirts  und  des  Christian  Hertlin  als 
Zeugen  und  des  Amtmanns  den  anwesenden  Juden  und 
Jüdinnen  das  Privilegium  verkündet,  worauf  der  Jude 
Klein  Jäcklin  anzeigt,  dass  ihm  Oeorg  Wenger  in  der 
ulmischen  Herrschaft  Wain  25  Gulden,  ein  Malter  Boggen 
und  4  Viertel  Haber  schuldig  sei.  Femer  sei  ihm 
Matheus  Schilling,  der  sich  ausser  Lands  befinde, 
12  Batzen,  Hans  Scheflin  1  Gulden  für  1  Paar  Felle. 
Matheus  Kramer  16  Gulden,  Martin  Hess  80  Gulden 
und  ein  Malter  Boggen  schuldig.  Alle  diese  Dinge  habe 
er  ohne  Pfand  ausgeliehen,  nur  Hess  habe  ihm  ein  Boss 
im  Wert  von  10  Gulden  als  Pfand  gegeben.  Femer 
giebt  der  Jude  Jakob  an,  dass  ihm  Georg  Wenger 
30  Gulden  schuldig  sei,  Christian  Hess  8 Vi  Gulden  und 
Matheus  Schilling,  der  sich  gegenwärtig  in  Frank- 
reich befinde,  7  Gulden  und  1  Ort  sowie  1  Sack  Haber, 
weiter  sei  ihm  Christoph  Hess  Vi  Gulden,  alles  ohne 
Unterpfand,  schuldig.  Weiter  sagt  der  Jude  Aaron  aus. 
Matheus  Schilling  sei  ihm  16  Gulden  ohne  Unterpfand 
schuldig.  Die  Hausfrau  des  Juden  J  ü  d  1  i  n  giebt  an,  B  e  r  1 1  n 
Spet  sei  ihrem  Manne  5 Vi  Gulden  für  eine  Kuh  schuldig 
und  Georg  Besser  ungefähr  4  Gulden,  Matheus 
Schilling  aber  15  Gulden  und  Franz  Wenger  3  bis 
4  Gulden ;  sie  wisse  das  nicht  so  genau,  weil  ihr  Mann  nicht 
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zu  Hanse  sei,  alles  aber  sei  ohne  Unterpfand  dargeliehen. 
Der  Jade  Joseph  zeigt  an,  ihm  sei  Hans  Ketzer  der 
Alte  7  Oolden,  Christoph  Hess  2  Galden  für  Leder, 
alles  ohne  Unterpfand,  schuldig.  Der  Jade  Bar  ach  giebt 
an,  ihm  sei  Georg  Wenger  100  Galden  and  1  Malter 
Roggen  schaldig  und  er  habe  diesem  Schaldner  deshalb 
„ausbieten^  lassen.  Ferner  sei  ihm  MatheusSchilling, 
der  jetzt  in  Frankreich  sei,  einige  Galden,  Hans  Eenffel, 
genannt  Gegkelin,  8  Galden,  MatheasEeaffel  13  Galden 
1  Ort,  dann  Franz  Wenger  3  Galden  and  Christoph 
Hess  5  Galden  1  Ort,  aUes  ohne  Unterpfand,  schaldig. 
Die  Haasfraa  des  Jaden  Wolff  zeigt  an,  Georg  Wenger 
schalde  ihrem  Mann  25  Galden,  Martin  Hess  16  Galden, 
Georg  Staber  8  Galden  und  Jakob  Trautmann 
6  Galden,  alle  diese  Forderangen  seien  von  den  Schaldner 
unbestritten  and  ohne  Unterpfand ;  sonst  sei  ihnen  niemand 
in  der  Herrschaft  Wain  oder  in  anderen  Herrschaften 
der  Stadt  Ulm  etwas  schaldig. 

Am  5.  November  verliest  der  Notar  das  Privileg  in 
Ichenhansen  in  der  obern  Stabe  des  Wirts  Christoph 
Burkhard  im  Beisein  des  Hans  Merklin  von  Auten- 
ried  und  des  Christian  Hertlin  als  Zeugen,  worauf 
der  JudeFeyel  angiebt,  er  habe  von  seiner  verstorbenen 
Mutter,  der  Hausfrau  des  Juden  Jäcklin,  der  Jüdin 
Mündlein,  her  von  Hans  Bossle  in  Grosskötz  die 
Summe  zu  fordern,  die  er  seiner  Zeit  schon  den  Herren 
von  Ulm  angezeigt  habe.  Ferner  giebt  die  Hausfrau  des 
Juden  Säcklin  an,  dass  ihr  abwesender  Mann  seine 
Forderungen  nach  seiner  Rückkehr  nach  Ulm  melden 
werde.  Der  Jude  Mayr  erklärt  zu  Protokoll,  er  habe 
schon  früher  an  die  Ulmer  Kanzlei  berichtet,  was  man 
dem  Juden  Liebermann  zu  Bach  schuldig  sei;  ausserdem 
sei  ihm  eine  Ulmer  Käuflerin  für  den  Hans  Amman  in 
Ulm  4  Gulden  schuldig,  eine  Summe,  die  den  Kindern 
des  Juden  Liebermann  gehöre.  Sonst  wird  dort  nichts 
angezeigt. 

Am  5.  November  wird  die  Urkunde  in  Neuburg  an 
der  Kamlach  verlesen  in  der  obern  Stube  des  Vogts 
Thoman  Bentz  im  Beisein  des  Hans  Hailgenmann 
und  des  Christian  Hertlin,  worauf  der  alte  Jude 
Meyer  anzeigt,  dass  ihm  Hans  Ketzer  zu  Wain 
10  Gulden  schulde,  femer  sei  Hans  Kramer,  der  frühere 
Vogt  von  Ichenhansen  und  jetzige  Vogt  in  Grosskötz, 
dem  Juden  Aaron  25  Gulden  schuldig  und  der  Bader 
Simon  Niess  zu  Leipheim  44  Gulden,  alles  ohne 
Unterpfand;  sonst  wissen  sie  niemand,  es  wären  denn 
leibeigene   Leute,   deren   Leibeigenschaft   ihnen  ver- 
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borgen  geblieben  wäre ,  an  diesen  wollen  sie  sich  nichts 
begeben  haben,  woranf  der  Notar  erklärte,  dass  die  Jnden 
wohl  verstanden  haben  werden,  was  das  Prinleginm 
enthalte. 

Am  6.  November  kommt  der  Notar  nach  Mflnster- 
haasen,  wo  er  in  der  obem  Stabe  des  Wirts  Hans 
Pfeffer  im  Beisein  des  Jakob  Weisung  and  des  Georg 
Wo  1  mann  alsZengen  die  Freiheit  verkündet,  worauf  die 
Juden  erklären,  es  sei  ihnen  mit  Wissen  niemand  in  Ulm 
etwas  schuldig.  Am  gleichen  Tage  erfolgt  die  Publikation 
in  Thannhausen  im  Hause  des  Lorenz  Buschelin 
in  Gegenwart  des  Gastgebers  Nikolaus  Widenmann 
und  des  Christian  Hartlieb,  wo  die  Juden  ebenfalls 
aussagen,  man  sei  ihnen  nichts  schuldig. 

Am  7.  November  erfolgt  die  Verlesung  in  Erumbach 
in  der  obem  Stube  des  Vogts  Georg  Doppler,  wo 
ebenfalls  die  Juden  erklären,  dass  man  ihnen  nichts 
schuldig  sei,  wie  auch  in  Härben  die  Juden  die  gleiche 
Erklärung  abgeben. 

Am  8.  November  ist  der  Notar  in  Amedingen,  wo 
er  in  der  Behausung  des  Hans  Vogler  im  Beisein  des 
Hans  Binder  und  des  Christian  Hertlin  als  Zeugen 
das  Privileg  verliest,  worauf  die 'Juden  erklären,  dass 
ihnen  niemand  in  Ulm  etwas  schulde.  Am  gleichen  Tage 
geht  die  Verlesung  in  Haimertingen  im  Hause  des 
Wirts  Hans  Scheck  vor  sich  im  Beisein  des  Christian 
Ribelin  von  Mfinchroth  und  des  Christian  Hertlin 
als  Zeugen,  wo  die  Juden  und  Jüdinnen  ebenfiedls  erklären, 
dass  sie  von  Ulm  nichts  zu  fordern  haben. 

Am  9.  November  erfolgt  die  Publikation  in  Oster- 
berg  im  Hause  des  Vogts  Gedeon  Lehlin  im  Beisein 
des  Hans  Vischer  von  Oberroth  und  des  Christian 
Hertlin.  Der  Vogt  dort  erklärt,  sein  Junker  sei  nicht 
anheimisch  und  deshalb  habe  er  kein  Becht,  die  Juden 
zusammenzubieten;  man  solle  ihm  aber  die  Abschrift  da- 
lassen, dann  werde  er  das  Privileg  nach  Rückkehr  seines 
Junkers  selbst  den  Juden  vorlesen.  Es  kam  denn  auch 
die  Mitteilung,  dass  kein  Jude  etwas  zu  fordern  habe. 

Am  12.November  ist  der  Notar  in  Obersulmetingen, 
wo  er  im  Beisein  des  Michael  Baumann  und  des 
Christian  Hertlin  den  Juden  das  Privileg  verkündet, 
worauf  der  Jude  Berlin  anzeigt,  dass  ihm  Martin  Hess 
zu  Wain  für  ein  Darlehen  ohne  Unterpfand  etwas  über 
100  Gulden  schuldig  sei,  worüber  er  einen  Bechtsspruch 
des  Landgerichts  in  Altdorf  habe;  weiter  sei  ihm 
Matheus  Schilling  etwa  80  Gulden  ohne  Pfand  für 
ein  Darlehen  schuldig,  ferner  Hans  Mühlicfa  der  Alte 
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zu  Baastetten  120  Galden,  worfiber  er  briefliche  ür- 
kmide  habe;  dann  Jakob  Krämer  za  Baustetten  an 
130  Golden,  von  denen  32  zurückgezahlt  seien,  während 
er  das  andere  durch  HansHenlin  einzubekommen  hoffe. 
Weiter  sei  ihm  Martin  Geyssmayer  zu  Baustetten 
34  bis  35  Gulden  schuldig,  die  er  ihm  ohne  Unterpfand 
geliehen  habe;  dann  Simon  Vötter  in  Er  singen  unge- 
fähr 30  Gulden,  weiter  der  verstorbene  B&cker  Wolf  gang 
Bucher  von  Grimmelfingen  80  Gulden.  Der  Jude 
Meyer  zeigt  an,  Matheus  Schilling  zu  Wain  sei  ihm 
40  Gulden  schuldig.  Dem  Juden  Messe  ist  derselbe 
Matheus  Schilling  19  Gulden  schuldig.  Sonst  wissen  die 
Juden  nichts  anzugeben.  Am  gleichen  Tage  yerliest  der 
Notar  das  Privileg  in  Alberweiler  im  Beisein  des  Wirts 
Thoman  Eauffmann  und  des  Christian  Hertlin, 
worauf  die  Juden  angeben,  sie  haben  keine  Forderungen 
an  die  von  Ulm. 

Am  13.  November  verliest  der  Notar  die  Schrift  in 
Ogelshausen  im  Hause  des  Amtmanns  Hans  Grempen 
in  Gegenwart  des  Michael  Grempen  und  des  Christian 
Hertlin,  wo  die  Juden  ebenfalls  nichts  zu  fordern  haben. 

Am  14.  November  wird  in  der  Stadt  Biberach  in 
der  gewöhnlichen  Bathausstube  im  Beisein  des  Thoman 
Schneider  von  Simonsweiler  und  des  Christian 
Hertlin  vor  dem  Herrn  Bürgermeister  Wilhelm  Bran- 
denburger, dem  Altbfirgermeister  Heinrich  Pflummer 
und  dem  Herrn  Stadtschreiber  dem  reichsstAdtisch-biber- 
achischen  Juden  Hayn  und  dem  Juden  Messe,  des 
Hayns  Tochtermann,  der  in  dem  hospitalitischen  Flecken 
Baltringen  wohnt,  das  Privilegium  verlesen,  worauf  der 
Jude  Hayn  erklärt,  dass  er  seinerseits  kaiserliche  Privi- 
legien habe  und  hoffe,  dass  diesen  durch  das  ulmische 
Privileg  kein  Eintrag  geschehe ;  jedenfalls  müsse  man  eine 
Auslegung  durch  das  Keichskammergericht  abwarten.  Der 
Notar  erklärt  darauf  den  Juden,  dass  alle  diese  Privi- 
legien durch  das  Ulmer  Privileg  aufgehoben  seien,  worauf 
beide  Juden  angeben,  man  sei  ihnen  in  Ulm  ihres  Wissens 
nichts  schuldig.  Der  Notar  fügt  darauf  bei,  dass  er  es 
bei  dieser  Verkündigung  beruhen  lassen  werde. 

Am  schwersten  wurde  dem  Notar  die  Arbeit  mit 
den  Herrlinger  Juden.  Obwohl  er  dort  zweimal  mit 
seinen  Zeugen  erschien,  nahm  der  Vogt  daselbst  beidemal 
die  Sache  nicht  an,  da  sein  Junker  nicht  da  sei.  Der 
Notar  forderte  deshalb,  als  er  den  Junker  Bernhauser 
zu  Oberherrlingen  in  Blaubeuren  traf,  diesen  amt- 
lich auf,  seinen  Juden  das  Ulmer  Privileg  verkünden  zu 
lassen  und  die  Angabe  seiner  Juden   nach  Ulm  mitza- 
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teilen,  woraaf  der  Janker  erklärte,  er  sei  erbötig,  dem 
Privileg  nachzukommen,  and  werde  amgehend  Befehl 
hieza  geben.  Der  Notar  reiste  sodann  am  7.  Janaar  1572 
nochmals  nach  Herrlingen  and.  verlas  im  Hanse  der 
Witwe  des  Florian  Jäger  den  Jaden  im  Beisein  des 
Christoph  Knöringer  von  Söflingen  and  des  Erhard 
Stnrmlin  von  Stattgart  das  ülmer  Freiheitsrecht^ 
woraaf  der  dortige  Jade  Lieb  endlich  anzeigte,  dass  ihm 
Hans  Banr  von  Söflingen  aaf  Michaelis  22  Galden  and 
den  daza  gekommenen  Wacher  laat  Schaldbrief  schuldig 
sei,  weiter  der  Bürger  Daniel  Peter  zaUlm  fOr  Betten 
14  Galden  and  Ursula  Beurin  zu  Ulm  f&r  Betten 
iVs  Galden;  weiter  der  Bürger  Balthasar  Hell  zu  Ulm 
für  einen  Mantel  1  Gulden,  MagdalenaHag  für  Kleider 
11  Batzen,  Magdalena  Blattner  8  Gulden,  Maria 
Setzger  1  Gulden,  alle  Bürger  zu  Ulm.  Weiter  gab  der 
Jude  David  an,  ihm  sei  Ulrich  Hagen  von  Stein, 
d.  h.  Klingenstein,  für  ein  Boss  18  Gulden  und  den 
Wucher  schuldig,  dann  der  Bürger  Hans  Lutz  von  Ulm 
für  Kleider  8  Gulden,  Hans  Har derbeck  für  einen  Pelz 
7  Gulden  45  Kreuzer  und  für  Betten  12  Gulden,  ftlr 
welche  die  Witwe  Johanna  Lacher,  eine  arme  Frau  in 
Herrlingen,  die  das  Almosen  empfange,  Bürgschaft  geleistet 
habe.  Der  Jude  Jakob  zeigte  an,  Jakob  von  Nieder- 
hausen, von  welchem  Orte  er  nicht  wisse,  wo  er  gelegen 
sei,  sei  ihm  10  Gulden  für  ein  Darlehen  ohne  Pfand 
schuldig.  Der  Jude  Un statt  (?)  meldete,  Jörg  oder 
Peter  Strobel  von  Beimerstetten  sei  ihm  ungefähr 
66  Gulden  schuldig,  die  sein  Judenvater  als  Kaufinannsjade 
ihm  angezeigt  und  für  den  er  die  Forderung  übernommen 
habe.  Der  Herr  Bürgermeister  zu  Ulm  habe  in  der  Sache 
einen  Vergleich  vorgeschlagen,  den  er,  der  Jude,  aber 
ausgeschlagen  habe;  sonst  sei  man  ihm  seitens  Ulms 
nichts  schuldig. 

Auch  diese  Urkunde  endet  mit  der  Erklärung,  dass 
GallusSteinlin,  Bürger  zu  Ulm  und  kaiserlicher  Notar, 
im  Beisein  gemeldeter  Zeugen  das  genannte  Prlrilegiom 
den  Juden  und  Jüdinnen  an  gedachten  Orten  verkündet 
allenthalben  eine  Abschrift  übergeben  und  das  vorliegende 
Instrument  darüber  ausgefertigt  habe. 

Die  letzte  Nachricht,  welche  man  von  dem  Ulmer 
Judenprivilegium  hat,  stammt  vom  Jahre  1589,  indem  am 
23.  Mai  dieses  Jahrs  der  Graf  Friedrich  zu  Cronstein, 
Herr  zu  Schar f eneck  u.  s.  w.,  die  Erklärung  abgiebt, 
dass  man  ihm  namens  der  Stadt  Ulm  glaubhaft  vorgetragen 
habe,  wie  Kaiser  Karl  V.  sie  mit  einem  besondern  Privi- 
legium betreffs  der  Juden  bedacht  und  Kaiser  Ferdinand  L 
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dasselbe  nicht  allein  erneuert,  sondern  auch  mit  einigen 
Zusätzen  yermehrt  habe.  Da  es  sich  nun  in  Zukunft  zu- 
tragen könnte  y  dass  die  Stadt  Ulm  von  diesen  Freiheiten 
vor  dem  Eammergericht  (Gebrauch  machen  wollte  und  das 
Original  der  Urkunde  nicht  ohne  Sorge  und  (Gefahr 
des  Verderbens  an  den  Ort  des  Eammergerichts  gebracht 
werden  könnte,  so  habe  der  Kaiser  eine  Abschrift  davon 
anfertigen  und  am  23.  Mai  1589  dem  Hofgericht  in 
Rottweil  und  dem  Landgericht  in  Schwaben,  wie 
den  um  Ulm  herum  angesessenen  Herrschaften  und 
ihren  Juden  in  den  Jahren  1561  und  1571  Terkttndigen 
lassen«^*)  , 


24)  Die  Sehleksale  der  Jaden  Im  17.  imd  18.  Jahrhiiiidert« 

a.    Die  SohlckMle  der  Jvdai  Im  17.  JAhilrnndert. 

Das  17.  Jahrhundert  ist  den  Juden  eher  wieder  etwas 
günstiger  als  das  16.  Jahrhundert  Da  die  Juden  nicht 
mehr  so  bemittelt  wie  in  den  alten  guten  Zeiten  sind, 
so  liegt  den  Christen  wenig  an  ihrer  Bekehrung  und  man 
verhalt  sich  zu  ihren  Versuchen,  zum  Christentum  überzu- 
treten, sehr  ablehnend.  Da  ein  Jude,  wenn  er  sich  taufen 
liess,  das  Aufenthaltsrecht  und  eine  öffentliche  Geld- 
unterstOtzung  erhielt,  so  war  der Olanbenswechsel meist 
das  letzte  YerzweifliAigsmittel  f&r  die  Juden,  sich  eine 
Existenz  zu  schaffen.  Die  Erfahrungen  mit  solchen  Taufen 
waren  deshalb  auch  meist  wenig  erfreulich.  So  läuft  im 
Jahre  1574  in  Ulm  ein  getaufter  Jude  davon  und  lässt 
sein  christliches  Weib  und  sein  Kind  sitzen,  so  dass  ihm 
der  Bat  dieselben  nachschickt.^) 

Wie  furchtbar  die  Juden  damals  bereits  als  Folge 
ihrer  Unterdrückung  wirtschaftlich  und  gesellschaftlich 
gesunken  sind,  zeigen  mehrfache  Nachrichten.  So  erhängt 
sich  am  6.  Juli  1583  in  Ulm  der  Jude  Moses  im  Ge- 
fängnis. Der  Jude,  der  sich  im  Turm  erhängt  hatte,  sollte 
durch  den  Nachrichter  dem  Spital,  d.  h.  der  Anatomie, 
übergeben'  und  dann  zum  Griesthor  oder  Gänsthor  hinaus- 
geführt und  unter  dem  Hochgericht  begraben  werden. 
Seine  Kleider  sollten  vom  Einungsamt  durchsucht  werden, 
ob  sich  Geld  darin  finde,  und  der  Büttelmeister  und  der 
Turmknecht  die  Zelle  des  Juden  durchsuchen  und  das 
Holzwerk  öffnen,  ob  sich  kein  Geld  darin  finde.  Und 
damit  die  anderen  Juden  keinen  Schaden  zufügen  können, 

>*)  Ulmer  Freiheit  wider  die  Juden.    ICspt    Ulmer  Stadtbibl. 
*)  PraiMl,  Geschichte  der  Jaden,  S.  40. 
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solle  man  ihre  Hand  in  die  Qeige  schlagen.  Als  aber  der 
Wasenmeister  den  Jaden  in  die  Bahre  legen  wollte,  fieng 
dieser  an,  hebr&isch  zu  reden,  nnd  die  Sache  stellte  aid^ 
als  Betrag  heraas.*) 

Von  Bitaalmorden  yerlaatet  jetzt  in  Deatschland 
wenig  mehr.  Die  yorkommenden  Fälle  yon  derartigen 
Beschnldignngen  betreffen  die  slayischen  Länder,  Nieder- 
deatschland,  Oesterreich  nnd  Lothringen.  Im  Jahre  1650 
entsteht  in  Kaaden  in  Böhmen  die  Anklinge,  dass  am 
11.  März  der  ffinfjährige  Mathias  Tillich  yon  einem 
Jaden  geschlachtet  worden  sei.  Im  Jahre  1655  werden 
in  Tang^ch  in  Niederdentschland  die  Jaden  bezichtigt, 
dass  sie  am  Osterfeste  ein  Christenkind  geschlachtet  haben. 
Am  12.  Mai  1665  wird  in  Wien  eine  Fraa  aaf  graasame 
Weise  ermordet  Der  Leichnam  wird  in  einem  mit  Steinen 
beschwerten  Sack  in  einem  Teiche  gefanden;  der  Körper 
war  ganz  mit  Wanden  bedeckt  and  der  Kopf  and  die 
Beine  bis  zar  Kniehohe  waren  yom  Bampfe  getrennt.  Der 
That  wnrden  die  Jaden  bezichtigt  Am  25.  September  1669 
wird  aaf  dem  Wege  yon  Metz  nach  Boalay  in  der  Nähe 
yon  Glatigny  ein  dreijähriges  Kind  seiner  Matter  gestohlen 
and  farchtbar  yerstflmmelt  Die  That  wird  dem  Jaden 
Baphael  Leyy  zngeschrieben.  Am  12.  März  1675  wird 
in  Miess  in  Böhmen  ein  yierjähriges  Kind  ermordet  and 
die  That  den  Jaden  zngeschrieben.  Im  Jahre  1684  ent- 
steht in  Grodno  bei  Minsk  in  Rassland  das  Gerede,  ein 
Jade  namens  Schalka  habe  dea  sechsjährigen  Knaben 
Gabriel  nach  Bialystock  entf&hrt,  wo  er  darch  mehrere 
Jaden  za  Tode  gemartert  worden  sei. 

Die  politischen  Verhältnisse  der  Jaden  waren 
derart  geordnet,  dass  sie  in  den  einzelnen  Ländern,  wo 
sie  zngelassen  waren,  eine  geschlossene  Körperschaft 
bildeten,  die  anter  einem  Landesrabbiner  stand,  w&hrend 
die  einzelnen  Bezirke  ihre  gewählten  Vorsteher  hatten, 
welche  die  Gemeinde  priyatrechtlich  y  er  traten,  Rechts- 
streitigkeiten derselben  fahrten  and  Gemeindeanleheo 
aafnahmen.  Die  Jaden  waren  also  aach  in  jener  Zeit 
tiefster  Demfltigang  in  der  Aasftbaag  ihrer  Religionspflege 
in  keiner  Weise  gebindert,  sondern  man  erkannte  sie  Si» 
geschlossene  Körperschaft  an.  Sie  wmrea  keine  dentschea 
Staatsbürger,  sondern  Fremdlinge,  aber  ihre  kirchlichen 
Gebräache  wurden  anch  in  dieser  schlimmen  Zeit  yon 
Staatswegen  nicht  angetastet  Mit  Abgaben  and  Steuern 
waren  die  Jaden  damals  genan  so  fiberlastet  wie  die 
Bfirger  and  Baaern.  Sie  alle  waren  mit  Vermögenssteuern, 
Zehnten,  Frohndiensten  and  anderen  Lasten  mindestens 
gerade  so  geplagt  wie  heute  wieder  mit  allen  m(^lichen 
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Steuern,  Hypothekenzinsen,  Milit&ryerpflichtnngen ,  Qoar- 
tierlasten  und  anderen  Dingen.  Die  Juden  hatten  ihre 
Beichssteuem ,  ihre  Landessteuern,  ihre  Gemeindesteuern 
zu  zahlen;  sie  zahlten  ihr  Geleitsgeld  an  die  Kasse  des 
Landfriedens,  den  sogenannten  Leib  zoll,  wenn  sie  auf 
der  Reise  waren,  das  Kriegsbeitragsgeld  oder  die  Wehr- 
steuer fhr  die  Freiheit  vom  Militärdienst,  das  Silbergeld 
yon  1000  Beichsgulden  als  Beitrag  zur  Münze,  das  Feder- 
lappengeld, eine  Al^abe  von  einem  Goldgulden  f&r  jeden 
Juden,  der  yom  Jagddienste  befreit  war,  statt  dessen 
der  Jude  früher  einen  Centner  Federlappen  zu  liefern 
gehabt  hatte. 

In  Ulm  war  auch  im  17.  Jahrhundert  den  Juden 
der  dauernde  Aufenthalt  nach  wie  vor  durchaus  verboten 
und  die  diesbezüglichen  Freiheitsrechte  der  Stadt  wurden 
energisch  gehandhabt,  wie  denn  z.  B.  im  Jahre  1683  die 
alte  Judenfreiheit  Ulms  urkundlich  erw&hnt  wird.*)  Damit 
war  aber  nicht  gesagt,  dass  die  Juden  in  Ulm  keine  Bolle 
gespielt  hätten.  Namentlich  waren  es  die  Kreisyer- 
sammlungen  des  schwäbischen  Landfriedenskreises  in 
der  Bundeshauptstadt  Ulm,  welche  in  der  Begel  eine 
Menge  yon  Juden  als  Proyiantfaktore  oder  Ge- 
schäftsträger des  Kaisers  oder  anderer  Fürsten  und 
Landesherren  nach  Ulm  fährte.  Unter  dem  Schutze  yon 
Geleitsbriefen  brachten  diese  Grossjuden  ihre  Frauen 
und  Kinder,  Köche  und  Köchinnen  und  sonstige  Diener- 
schaft mit  und  yerstanden  es  bei  üiren  Geldmitteln,  gegen 
Abfindungsummen  an  den  Bat  sich  Freiheit  yom  Geleite 
der  Stadtknechte  und  die  Erlaubnis  zu  yerschaflfen, 
eine  eigene  Schlächterei  in  der  Stadt  einzurichten, 
so  dass  auch  andere  Juden  aus  der  Umgegend  leichter  in 
die  Stadt  gelangen  konnten.  Wie  ungehindert  sich  diese 
Juden  in  der  Stadt  bewegten,  beweist  die  Nachricht,  dass 
im  Jahre  1685  ein  reicher  Jude,  der  kaiserliche  Faktor 
Samuel  Oppenheimer  aus  Heidelberg,  sich  heraus- 
nahm, eine  lange  Wehr,  d.  h.  einen  Degen,  in  der  Stadt 
zn  tragen,  und  als  ihm  der  Bat  dies  mündlich  untersagen 
liess,  die  Antwort  gab,  man  habe  ihm  einen  solchen 
Bescheid  schriftlich  zu  geben,  so  dass  der  Bat  sich 
yeranlasst  sah,  beim  Beiche  Beschwerde  zu  führen.*) 

b,    JHt  Sdhiokiale  der  Jndn  im  18.  Jalirliuidtri. 

Seit  dem  18.  Jahrhundert  beginnt  auch  in  Deutsch- 
land das  Judentum,  sich  langsam  wieder  aus  den 
schweren   Schlägen    der    Beformationszeit   emporzu- 

")  PnaKl,  Geschichte  der  Juden«  8.  17,  21. 
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arbeiten.  Sehen  wir  am  Anfange  des  Jahrhunderts  die 
Jaden  vielfach  in  recht  gedrückten  Verhältnissen,  so  ge- 
winnen sie  doch  allmählich  wieder  immer  weitern  Spiel- 
ranm.  Der  Mittelpunkt  der  jüdischen  Thätigkeit  sind  auch 
damals  freilich  noch  andere  Länder.  Das  goldene  Hom, 
Sfidrnssland,  Polen  und  die  bnrgnndischen  Länder  Tom 
Niederrhein  bis  in  die  Schweiz  sind  die  Gegenden,  wo  der 
Jude  seine  Rechnung  findet  Man  findet  das  auch  ans 
den  Ritaalmordbescholdigongen  bestätigt,  welche  ans 
diesen  Gegenden  erschallen. 

Die  Kitaalm  ordbeschnldignngen  des  18.  Jahrhanderts 
betreffen  das  engere  Deutschland,  wo  der  Jude  keine  be- 
deutende Rolle  mehr  spielt,  weniger ;  sie  erschallen  meist  aus 
Russland,  Ungarn,  Polen,  dem  Elsass,  der  Schweiz, 
Belgien  und  der  Türkei.  Am  Charfreitag  1753  wird 
in  einem  Dorfe  bei  Kiew  der  dreijährige  Sohn  des  Edel- 
manns Studzinski  geraubt  und  ermordet  und  es  erhebt 
sich  die  Klage  gegen  die  Juden,  sie  haben  das  Sand  ent- 
führt, bis  zum  Ende  des  Schabbes  in  einer  Schenke  ver- 
steckt, mit  Hilfe  des  Rabbiners  Schmaja  grausam  geopfert 
und  das  Blut  in  Flaschen  gefüllt.  Am  19.  Juni  1754  ver- 
schwindet der  zehnjährige  Sohn  des  Johann  Balla  in 
Orkul  in  Ungarn.  Sein  Leichnam  wird,  von  vielen  Wunden 
bedeckt,  in  einem  benachbarten  Gehölz  aufgefunden.  Im 
Jahre  1775  werden  in  Polen  und  in  Weissenburg  im 
Elsass,  in  der  Schweiz  und  in  Lüttich  Ritualmords- 
beschuldigungen gegen  die  Juden  laut  Am  21«  Februar  1791 
wird  bei  Tasnad  in  Siebenbürgen  der  Leichnam  des 
18jährigen  Andreas  Takais  mit  geöffneten  Halsadern 
aufgefunden.  Der  Knabe  war  bei  dem  Juden  Abraham 
im  Dienst  gewesen.  Ln  gleichen  Jahre  erschallen  aus 
Holleschau  in  Mähren  und  aus  Wiplawicz  beiLublin 
Klagen  über  jüdische  Morde.  Auch  in  Pera  bei  Kon- 
stantinopel wird  den  Juden  damals  unter  Sultan  Selim  HI. 
zur  Last  gelegt,  sie  haben  einen  armenischen  Knaben  an 
den  Beinen  an  einem  Baume  aufgehängt  und  des  Bluts 
beraubt. 

In  Deutschland  hält  man  zunächst  noch  an  den 
alten  Einschränkungsbestimmungen  gegen  die  Juden  fest. 
Auch  die  Halsordnung  Kaiser  Josephs  I.  vom  Jahre  1709 
setzte  nach  altem  Brauch  auf  den  üebertritt  vom 
Christenglauben  zum  Judentum  den  Tod.  Aus  den 
Städten  sind  sie  fast  überall  ausgeschlossen,  doch  gelingt 
es  ihnen  schon  am  Anfang  des  18.  Jahrhunderts,  wenigstens 
wieder  auf  den  Märkten  Zulassung  zu  erhalten,  wie 
-.  B.  am  19.  Januar  1712  der  ülmer  Rat  verordnet,  die 
den  sollen  an  den  Bossmärkten  gegen  ein  Gtoleitgeld 
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von  täglich  10  Kreuzer  Zutritt  in  die  Stadt  haben.  Dagegen 
wird  ihnen  am  1.  Dezember  1726  das  Hansieren  mit 
Leder  bei  Beschlagnahme  der  Ware  verboten,  ebenso 
wie  den  Unterthanen  bei  4  Gulden  Strafe  untersagt  wird, 
ihnen  solches  abzukaufen  oder  dazu  behilflich  zu  sein.^) 
Der  Grund  dieser  Ausnahmegesetze  war  der  Gedanke, 
die  christliche  Bevölkerung  gegen  die  Uebervorteilungen, 
Schliche  und  Bänke  der  Juden  zu  sichern. 

Aehnlich  wie  in  Ulm  war  die  Lage  der  Juden  in 
anderen  Ländern.  So  ist  ihnen  z.  B.  nach  den  hessischen 
Jadenverordnungen  von  1739  und  1749  der  Erwerb  von 
Feldgütern  untersagt,  ebenso  das  Ausleihen  von  Geld 
auf  Grund  und  Boden  ohne  landesherrlichen  Dispens. 
Häuser  in  den  Hauptstädten  dürfen  sie  nur  in  gewissen 
Stadtteilen,  auf  dem  platten  Lande  keine  solchen  erwerben, 
die  seither  Christen  besessen  hatten.  Schuldurkunden 
über  Darlehen  und  Warenforderungen,  welche  mehr  als 
20  Thaler  betrugen,  mussten  beim  Gericht  des  Wohnorts 
des  christb'chen  Schuldners  aufgenommen  werden,  Schuld- 
scheine von  weniger  als  20  Thalem  mussten  von  wenigstens 
zwei  Zeugen  mitunterschrieben  sein.  Alle  Verträge  zwischen 
Christen  und  Juden  waren  ungültig,  wenn  sie  nicht  ge- 
richtlich gemacht  waren.  Klagen  aus  Viehhändeln  zwischen 
Christen  und  Juden  wurden  nicht  zugelassen,  wenn  nicht 
bei  Gericht  ein  Viehhandelsprotokoll  errichtet  war,  bei 
Wechseln  und  Kassengeschäften  mit  Christen  unterlagen 
sie  vielen  Einschränkungen.  Von  den  Zünften  waren  sie 
ausgeschlossen. 

Am  17.  April  1750  erschien  in  Preussen,  von  König 
Friedrich  dem  Grossen  auf  das  Genaueste  durchgesehen, 
das  „Bevidierte  General-Privilegium  und  Beglement  vor 
die  Judenschaft  im  Königreiche  Preussen.^  Die  bis  zum 
Jahre  1750  bestandene  Judenkommission  wurde  auf- 
gehoben und  die  Bechtsangelegenheiten  der  Juden  wurden 
den  Magistraten  und  Gerichten,  ihre  Schutzsachen  dem 
Generaldirektorium  überwiesen.  Die  Zahl  der  Juden  im 
Lande  sollte  nicht  steigen,  nur  eine  Anzahl  Gemeinde- 
beamte, wie  die  Babbiner,  deren  Beisitzer,  Vorsänger, 
Schreiber  u.  s.w.,  sollten  geduldet  werden.  Die  ordent- 
lichen Schutzjaden  durften  ihren  Schutz  nur  auf  ein 
Kind  vererben,  die  ausserordentlichen  erhielten  ihn 
nur  auf  Lebenszeit;  jene  auch  nur,  wenn  das  Kind 
1000  Thaler  bar  besass.  Fremde  Juden  hatten  nur  bei 
einem  Vermögen  von  10000  Thalern  Hoffnung,  durch  be- 
sondere Gnade  des  Königs  Aufnahme  im  Lande  zu  finden. 

*)  Ulmer  Handwerksordnungen.    Mspt.    Ulmer  Archiv. 
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Nichtkanfleate,  die  nicht  2nr  Bcdiennng  der  Gemeinilf 
gehörten,  waren  ausserordentliche  Schut^jnden,  z.  B.  Pet- 
Bchiereleeher,  Glasschleifer,  ßrillenmacher.  Maler  sowie 
alle  wandernden  KUnstler  nnd  Hausierer:  sie  wie  die 
Knechte,  Mägde  ii.  8.  w.  der  Juden  durften  niclit 
heiraten.  Später  wurde  indes  den  ordentlichen  Schnlz- 
jnden  gegen  die  Erlegung  von  70  000  Thalern  die  Erlaubnis 
gegeben,  ein  zweites  Kind  im  Lande  zu  verheiraten,  wobei 
jedoch  von  den  Beteiligten  fSr  1500  Thaler  inländische 
Gewerbeerzeugnisse  ausgeführt  werden  musst«n.  nachher 
aber  ein  Jeder  fOr  den  Krwerb  der  Ansetznng  eines  Kinds 
für  300  Thaler  Porzellan  kaufen  musste.  Diese  letzt* 
Bestimmung  bezweckte  eine  Hebung  der  kfiniglicheo  Por- 
zellanmanufaktur.  Um  den  hoben  Zinsen  nnd  dem  Wucher 
der  Juden  Schranken  zu  setzen,  wurde  ferner  den  Juden 
verboten,  zünftige  Gewerbe  zu  treiben,  Brauereien  und 
Brennereien  zu  besitzen  oder  besondere  Privilegien  vom 
Stnate  anzunehmen.  Nur  wenn  sie  neue  Fabriken  anlegten, 
durfte  ihre  Anzahl  vermehrt  werden:  Leliensmittel  feil  zu 
halten  und  Landwirtschaft  zu  treiben,  war  ihnen  Terboten. 
So  berichtet  eine  Kabinetsordre  vom  12.  November  1764, 
man  habe  erfahren,  dass  die  Juden  sich  beigehen 
lassen,  Kühe  zu  pachten;  das  missfalle  dem  König  und 
er  wolle,  dass  diese  Pachtungen  landwirtschaftlicher 
Gegenstände  von  Seiten  der  Juden  aufhören,  da  den 
Juden  der  Schutz  hauptsächlich  deshalb  erstattet  werde, 
um  Handel,  Commerce,  Manufakturen,  Fabriken  und  der- 
gleichen zu  betreiben,  den  christlichen  Leuten  aber  die 
Landwirtschaft  überlassen  sei  und  deshalb  jedes  in  seinem 
Fache  zu  bleiben  habe.  Ebenso  war  den  Juden  verboten, 
mit  rohem  Leder  und  Garnzeugen,  mit  Wolle  oder  Woll- 
waren zu  handeln,  damit  die  christliehen  Tuch-  und 
Wollzeugfabrikanten  nicht  von  den  Juden  gedrückt  nnd 
ausgesogen,  sondern  von  christlichen  Kauflenten  billig 
behandelt  und  erhalten  werden.  Endlich  war  den  Juden 
nicht  erlaubt,  Landgüter  zu  erwerben  oder  mehr  als  eine 
bestimmte  Anzahl  Häuser,  in  Berlin  z.  B.  nicht  Ober  40, 
zu  besitzen.') 

Die  Vennehrung  der  Juden  hatte  Friedrich  schon 
frllher  missfallig  bemerkt.  Nach  dem  Privilegium  von  1703 
sollten  in  Berlin  nur  152  Judenfamilien  sein,  im  Jahre  1750 
fanden  sich  deren  aber  bereits  203;  darum  wurde  am 
28.  August  1752  befohlen,  dass  die  Schutzjuden  nicht  mehr 
nach  Familien,  sondern  nach  Köpfen  gezählt  werden 
sollten;  war  die  bestimmte  Zahl  Qberstiegen,  so  mu3st«n 
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die  ärmsten  nnd  unsittlichsten  weggeschafft  werden.  Im 
Jahre  1774  lebten  in  Berlin  nebst  Vorstädten  3953  Juden, 
1770  im  eigentlichen  Berlin  3409.  Die  obersten  Ver- 
waltungsbehörden hatten  ferner  zum  Anfang  jeden  Jahrs 
tabellarische  Uebersichten  über  die  in  jedem  Ort  wohn- 
haften Juden  einzureichen.  Juden,  welche  sich  unter- 
standen, schwere  Dukaten  zu  beschneiden,  zu  befeilen 
oder  zu  belöten,  wurden  mit  Leib-  und  Lebensstrafe 
belegt  und  deren  Kinder  giengen  des  Schutzes  verlustig. 
Besondere  Abgaben  der  preussischen  Juden  warei^  das 
„Rekrutierungsgeld^  und  die  „Stolgebfihr''  an  den 
Propst  der  St  Nikolaikirche.  Von  Juden  vor  Gericht 
abgelegte  Zeugnisse  galten  nicht  als  vollwichtig.  In 
Bezug  auf  die  Religion  war  den  Juden  völlige  Freiheit 
des  Gottesdienstes  gewährt  und  die  Rabbiner  hatten 
weitgehende  Befugnisse  in  Ehe-,  Erbschafts-  nnd  Vor- 
mnndschaftssachen.  König  Friedrich  IL  schätzte  Moses 
Mendelssohn;  er  schlug  die  Untersuchung  gegen  den  1785 
zum  Judentum  Obergetretenen  Ratsmann  Steblitzki  zu 
Nikolai  in  Oberschlesien,  der  nach  der  Josephinischen 
Halsgerichtsordnung  von  1709  für  diesen  Abfall  vom 
christlichen  Glauben  das  Leben  verwirkt  hatte,  einfach 
nieder  und  nahm  ihn  als  Schutzjuden  an^):  man  sieht, 
man  war  damals  in  religiösen  Dingen  durchaus  duldsam 
gegenober  dem  Judentum,  während  man  es  sozial  auf  das 
Aeusserste  bekämpfte.  Anders  freilich  nach  dem  Tode 
König  Friedrichs  IL  (1787):  da  wurde  sofort  der  alte 
JudenleibzoU  abgeschafft  und  die  Juden  gewannen 
immer  weitem  Boden,  wenn  auch  die  Bestimmungen  vom 
Jahre  1750  bis  zum  Jahre  1812  in  Kraft  blieben. 

Mannigfach  findet  man  auch  im  18.  Jahrhundert,  dass 
Juden  den  Wunsch  äussern,  zum  Christentum  Oberzutreten; 
aber  auch  damals  sind  die  Erfolge  wenig  ermutigend. 
Im  Jahre  1731  bittet  in  Ulm  die  JOdin  Hanne  1  ange- 
legentlich um  Unterricht  in  der  christlichen  Religion. 
Der  Rat  erkundigte  sich  zunächst  Ober  dieselbe  bei  dem 
Magister  Johann  Georg  Diezen  dem  Aeltem  in  Heil- 
bronn und  wies  ihr  darauf  Unterhalt  im  Spital  und 
einen  Studenten  der  Theologie  als  Lehrer  an;  man  kam 
aber  bald  dahinter,  dass  es  ihr  nicht  Ernst  war,  sondern 
dass  sie  ihren  Spott  mit  dem  Christentum  trieb,  weshalb  sie 
der  Rat  auswies.  So  kann  man  es  dem  Ulmer  Rate  nicht 
verdenken,  wenn  er  im  Jahre  1750  dem  Bruchsaler 
Juden  Bernhard  Jakob  aus  Prag,  der  in  Ulm  getauft 
zu  werden  wünscht,  einen  Speziesthaler  reicht  und  ihm  den 
Rat  giebt,  sein  Bekehrungswerk  anderswo  vorzunehmen.^) 

*)  PreiBel,  Geschichte  der  Jaden,  S.  20. 
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Wie  es  die  Juden  schon  damals  wieder  in  dem 
ihnen  einst  von  den  Herzögen  Eberhard  im  Bart  und 
Christoph  fest  verschlossenen  Wirtemberg  trieben. 
ist  bekannt  Das  Schauspiel  nahm  f&r  die  Juden  freilich 
ein  trauriges  Ende,  als  im  Jahre  1737  in  Stuttgart  der 
Jude  Süss,  der  berüchtigte  Finanzminister  des  katholiken- 
freundlichen Herzogs  Karl  Alexander  (1733 — 1737) 
nach  dem  Tode  desselben  aufgehängt  wurde.  Am 
20.  Mai  1750  gelingt  es  denn  auch  den  Juden,  vom  Ulmer 
Rate  «die  Freiheit  zu  erhalten,  dass  sie  auf  den  Jahr- 
märkten zu  Leipheim  sollen  Handel  mit  Waren 
aller  Art  treiben  dfirfen,  während  sie  auf  den  Jahr- 
märkten von  Neilingen  und  auf  den  übrigen  Jahr- 
märkten der  Herrschaft  nur  mit  Vieh  handeln  durften,  und 
im  Jahre  1786  ist  das  Verhältnis  der  Juden  in  Ulm  derart^ 
dass  sie  an  allen  Rossmärkten  und  Viehmärkten  gegen 
ein  Taggeld  von  10  Kreuzern  frei  handeln  und  wandeln 
dürfen,  während  an  allen  anderen  Tagen  des  Jahrs  das 
Taggeld  1  Gulden  und  das  Geleitsgeld  fAr  den  sie  be- 
gleitenden Bürgermeisteramtsknecht  3  Kreuzer  fbr  die 
Stunde  beträgt.  Weiter  hält  sich  schon  damals  wieder 
ein  privilegierter  Jude  ständig  in  Ulm  auf,  derselbe 
hat  seine  Herberge  im  Gasthaus  zum  goldenen  Adler 
auf  dem  Weinhof,  bis  am  10.  Oktober  1785  bei  dem  grossen 
Brand  der  Veltlinsmühle  und  des  Schwörhauses  dieses 
Gasthaus  ein  Raub  der  Flammen  wird.^  Ausserdem 
bringen  die  Kriegszeiten,  namentlich  das  Jahr  1799  bis 
1800,  viele  Juden  nach  Ulm  herein  und  es  macht  nament- 
lich die  HoQfldin  KauUa  in  Hechingen  grossartige 
Militärlieferungen  zu  verschiedenen  Bedürfnissen,  was 
einer  beträchtlichen  Anzahl  vornehmer  und  geringer  Juden 
Veranlassung  giebt,  nach  Ulm  zu  kommen,  so  dass  sich  die 
Bürger  in  zunehmendem  Masse  über  die  Ausschreitungen 
dieser  Juden  beschweren.  Während  die  vornehmen  Juden 
die  Bürger  zum  Hazardspiel  verleiten,  klagt  der 
Rat,  stehlen  die  armen  Juden,  was  immer  möglich  sei, 
machen  den  Truppenteilen  den  Spion  und  treiben  ähn- 
liche verbotene  Dinge.®)  Auch  der  Direktor  des  Ulmer 
Stadttheaters,  welcher  damals  in  dem  neuen  Komö- 
dienhause des  Rats  flotte  Geschäfte  macht,  ist  ein 
Jude  namens  Gumberg.  Trotz  der  traurigen  Zeiten, 
trotz  Krieg,  Quartierlast  und  Teuerung  herrscht  damals 
in    Ulm    reges   Leben.     Ganze    Züge    mit    gefangenen 

*)  Ulmer  Handwerksakten,  Uimer  Stadtarchiv. 
^  Haid,  Ulm  nnd  sein  Gebiet,  S.  265. 

')  Schriftliche  Randbemerkung  in  Pfarrer  Weyermanns  Exemplar  tod 
^e6aenmf>7er,  Ulmer  Gymnasialprogramm  von  1797,  Ulmer  StadtbibL 
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Franzosen  werden  hier  auf  Schiffe  verladen  und  nach 
der  Festung  Ingolstadt  befördert;  Tausende  von  Mehl- 
fässern werden  von  den  jüdischen  Armeelieferanten 
nach  Uhn  geschafft  und  auf  dem  Mfinsterplatze,  im  Werk- 
hofe und  dem  Grfinhofe  gelagert.  Auf  dem  Michaelsberg 
wird  eine  Citadelle  erbaut  und  Tausende  von  fleissigen 
Händen  haben  Arbeit.  So  waren  die  Ulmer  Eaufleute, 
Bierbrauer,  Wirte,  Metzger  und  Bäcker  in  lebhafter 
Thätigkeit  und  sangen  mit  Begeisterung  trotz  der  sonst 
schlechten  Zeit  ihr:  „Freund,  ich  bin  zufrieden."  Alle 
Dienstage  war  Kasino  im  Bad,  jeden  Sonntag  Freiball  in 
der  Gans  bei  24  Kreuzern  Eintrittsgeld,  viermal  die  Woche 
gab  es  Komödie,  bis  es  Ernst  wurde  und  die  Franzosen 
kamen.*) 


26)  Die  SeUeksale  der  ülmer  Jnden  Im  19.  Jahrhundert. 

a.     Die  Ulmer  Jadea  bis  nun  JvdragtMti  Tom  Jahn  1828. 

Als  Ulm  unter  bayerische  Hoheit  kommt,  hört  sein 
Recht  auf  die  Jndenfreiheit  auf,  doch  machen  anfänglich 
nur  wenige  jüdische  Familien  von  dem  Niederlassungsrecht 
Gebrauch.  Im  Jahre  1806  siedelt  als  erster  Jude  der 
Jude  Heinrich  Röder,  genannt  Harburger,  von 
München  nach  Ulm  über.  Im  Jahre  1815  zieht  der 
Jude  SeligmannGuggenheimer  von  Hechingen  nach 
Ulm.*)  Die  Sache  wirbelte  bei  der  Ulmer  Bürgerschaft 
viel  Staub  auf.  Es  waren  namentlich  die  Ulmer  Rot- 
gerber  und  einige  andere  Innungen,  welche  gegen  die 
Zulassung  neuer  Gewerbetreibender  in  Ulm  Verwahrung 
einlegten,  da  sie  von  dieser  Zulassung  eine  schwere 
Schädigung  ihrer  Interessen  befürchteten;  diese  Vor- 
stellungen waren  indes  ebenso  vergeblich  wie  diejenigen 
der  Ulmer  Spezereihändler  und  Konditoren,  denen  die 
württembergische  Regierung  ebenfalls  6  neue  Gewerbe- 
treibende mit  Gewalt  aufgenötigt  hatte.  Ueberlegt  man, 
dass  der  Absatz  der  Ulmer  Geschäftsleute  durch  den  Ueber- 
gang  an  das  Königreich  Württemberg  und  die  dadurch 
erfolgte  Grenzsperre  mit  dem  Schlagbaume  auf  der 
Donaubrücke  auf  die  Hälfte  zurückgegangen  war, 
80  dass  die  Bevölkerung  Ulms  sich  seit  dem  Beginn 
des  Jahrhunderts  um  2000  Seelen  vermindert  hatte, 
dass  die  hohen  Kolonialzölle  den  Handel  aufs  schwerste 
schädigten,  die  hohen  Kriegssteuern  und  Kriegsverluste 
der  letzten  Jahrzehnte  die  wirtschaftliche  Lage  der  Stadt 

•)  Schultes,  Chronik  von  Ulm,  S.  867  flF. 
')  Presse],  Geschichte  der  Jadeo,  S.  21,  45 
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schwer  gesch&digt  hatten,  so  konnte  man  es  begreifen, 
dass  die  Ulmer  Oewerbsleate  die  sich  fortwährend 
mehrenden  Jaden,  welche  die  Stadt  überschwenunten, 
vollständige  Niederlagen  einrichteten  und  die  Gegend  mit 
ihren  Hausierern  Oberflnteten,  wenig  freudig  begrfissten. 
Ans  einer  angesehenen  Handelsstadt  grösseren  Stils 
war  eben  Ulm  seit  den  Bevolntionsjahren  durch  die 
Macht  der  Verhältnisse  zu  einem  mittleren  Land- 
städtchen heruntergesunken.  Die  alten  Handelshäuser 
der  Stadt  fahrten  jetzt  einen  sorgenvollen  Kampf  ums 
tägliche  Brot  und  mussten  durch  Fleiss  und  Sparsamkeit 
zusehen,  wie  sie  die  Folgen  der  neuen  Zeit  mit  ihren 
hohen  Abgaben,  Zöllen,  Stempelgebtthren  und  Postbe- 
f[)rderungssätzen  fiberwanden.') 

Was  insbesondere  die  seither  blühende  Ulmer  Bot- 
gerberei hart  betroffen  hatte,  war  die  Einführung  eines 
bayerischen  Lederschutzzolls,  welcher  den  Ulmer 
Rotgerbereien  den  seitherigen  starken  Lederabsatz  nach 
Bayern  völlig  unterband,  so  dass  die  Lederpreise  furcht- 
bar zurfickgiengen.  Nur  mit  Widerwillen  hatten  die 
Ulmer  Rotgerber  deshalb  zwei  neue  Gerbereien  begrüsst^ 
welche  von  Reutlinger  und  Stuttgarter  Qerber- 
meistern  in  der  Stadt  mit  besonderer  Erlaubnis  der  württ 
Regierung  gegründet  worden  waren.  Allgemein  war  die 
Klage  über  den  zunehmenden  Pfusch-  und  Schmutz- 
handel, der  die  alten  guten  Sitten  untergrabe;  die  Väter 
wussten  nicht  mehr,  was  sie  ihre  Söhne  werden  lassen 
sollten,  verdienten  sie  selbst  doch  kaum  das  nötigste  Brot 
auf  ihrem  Gewerbe.  So  litt  die  alte  gute  Sitte  immer 
mehr  not,  dass  der  Sohn  den  Beruf  des  Vaters  ergriff.*) 

Am  4.  Dezember  1815  hatte  denn  auch  der  Ulmer 
Handelsstand  gegen  die  Ansiedlung  des  Juden 
Guggenheimer  eine  Vorstellung  bei  der  württem- 
bergischen Regierung  für  den  Donaukreis,  dem  Oberamt  und 
dem  Ulmer  Rat  eingereicht  Der  Vorstand  der  Handlungs- 
innung,  Kaufmann  Kaspar  Hocheisen,  führte  darin 
aus,  nachdem  der  Kaufleutekörperschaft  durch  Uebersendung 
einer  Abschrift  des  Gerichtsprotokolls  vom  26.  September 
1815  von  dem  Gesuch  des  Seligmann  Guggenheimer 
und  seiner  Braut  Charlotte  Lämmle  von  Hechingen 
um  Schutzverleihung  in  Ulm  und  der  Aeusserung  des 
Ulmer  Senats  (Stadtrats)  in  der  Sache  Mitteilung  gemacht 
worden  sei,  gestatte  sich  die  Kaufleutekörperschaft,  auf  die 
Nachteile  hinzuweisen,  welche  nach  ihrer  Ansicht  hieraus 
fftr  die  Ulmer  Bürger  und  Einwohner  entstehen  mOssen. 

')  Vorstellung  des  Ulmischen  Handelsstands  an  die  K.  WOrtt  Regieruog 
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Seit  dem  Jahre  1499,  also  seit  317  Jahren,  seien  die 
Jaden  vom  ülmer  Bürger-  and  Beisitzerrechte  aasge- 
schlossen gewesen,  weil  man  anders  gegen  ihren  yerderb- 
lichen  Haosier-  and  Schleichhandel  nicht  habe 
aafkommen  können;  trotzdem  haben  sie  aber  überall  wie 
das  ünkrant  weitergewachert.  Leider  gehöre  eben  der 
grösste  Teil  der  in  der  Ulmer  Gegend  wohnenden  Juden 
za  jener  niedrigen  Hefe  der  Juden,  die  sich  zu  keinem 
anständigen  Geschäftsbetriebe  bequemen  wolle  und  bei 
elender  Kost  die  heillosesten  und  verächtlichsten  Gewerbs- 
arten treibe.  Ihre  Unverschämtheit,  Zudringlichkeit  vor 
Gericht  und  beim  Umgang  mit  Hoch  und  Nieder  und  im 
Handelsverkehr  sei  grenzenlos;  kein  Christ  werde  sich  so 
erniedrigend,  heimtückisch  und  betrügerisch  wie  diese 
Leute  betragen  oder  eine  derartige  Lebensweise  in  Kleidung 
and  Gebräuchen  führen.  Die  bayerischen  Landkrämer, 
welchen  seither  die  Ulmer  Handelshäuser  ihre  Waren  ge- 
liefert hätten,  bis  ihnen  die  Zollschranken  diesen  Absatz 
genommen  haben,  werden  jetzt  geschäftlich  völlig  von  den 
bayerischen  Juden  versorgt;  auch  in  Ulm  dringen  die 
jüdischen  Eleinreisenden  überall  in  die  Privathäuser  ein, 
während  der  Ulmer  Kaufmann  kaum  mehr  die  Quartier- 
lasten und  Abgaben  erschwingen  könne.  Dabei  habe  die 
kgl.  Staatskasse  nicht  einmal  einen  besondern  Vorteil  von 
diesen  Leuten.  Wenn  in  Ulm  die  Zahl  der  liederlichen 
Frauenspersonen  und  die  Untreue  der  Dienstboten  er- 
schreckend zunehme,  so  trage  dabei  einen  grossen  Teil 
der  Schuld  der  Umstand,  dass  die  Juden  heimlich  gestohlene 
und  verpföndete  Gegenstände  aufnehmen.  Der  Vorwurf 
sei  ja  nur  gegen  die  grosse  Masse  der  Juden  gerichtet, 
es  gebe  gewiss  einzelne  Ausnahmen  unter  ihnen ;  aber  auch 
letzteren  Juden  sollte  man  keinen  Schutz  in  Ulm  geben, 
denn  ihre  Bildung  sei  nur  Schein  und  gerade  die  reichen 
und  angesehenen  Juden  seien  es,  bei  denen  das  gemeine 
Gesindel  der  Nation  als  Knechte  und  Schleichhändler  das 
]<'eld  für  seinen  schädlichen  Hausierhandel  bekomme. 
Die  Juden  seien  der  Ruin  des  redlichen  Handels  und 
Gewerbs.  Die  bayerische  Krone  habe  derartige  Zu- 
mutungen nie  an  die  einstige  Reichsstadt  Ulm  gemacht  und 
in  solcher  Weise  in  die  ältesten  Rechte  der  Bürgerschaft 
eingegriffen,  wie  die  württembergische  Regierung.  Ulm  habe 
als  württembergische  Grenzstadt  jetzt  wahrlich  genug  zu 
leiden  und  so  hoffe  der  Ulmer  Handelsstand  bestimmt  auf 
Erfüllung  seiner  und  des  Magistrats  dringende  Bitte,  dem 
Juden   Seligmann   das  Schutzrecht   nicht   zu  gewähren. 

Als  diese  Vorstellung  nichts  half,  ergriff  der  Vertreter 
der  guten  Stadt  Ulm  im  württembergischen  Landtage, 


—     662     — 

Johann  Heinrich  Miller"),  das  Wort  in  der  Sache,  als 
der  Gesetzentwurf  betreffend  die  Aufnahme  neuer 
Bfirger  und  Beisitzer  in  die  wOrttembergischen 
Städte  zur  Verhandlung  kam.  Miller  betonte  bei  der 
Beratung  der  Kapitel  6,  7  und  11  des  Entwurfs,  dass 
dieser  für  so  viele  Körperschaften  sehr  wichtige  Gegen- 
stand in  keiner  Weise  genfigend  untersucht  sei,  so  dass 
daraus  allerlei  nachteilige  üebel  entstehen  können.  Er 
klagt  bitter  darüber,  dass  die  württembergische  Regierung 
gegen  den  dringend  ausgesprochenen  Wunsch  des  Rats  und 
der  Körperschaften  von  Ulm  trotz  aller  triftigen  Gründe 
und  Vorstellungen  die  Aufnahme  und  Ansiedelung  yon 
Handwerkern,  Handelsleuten  und  sogar  von  Juden  in  der 
Stadt  Ulm  bewilligt  habe.  Mit  geradezu  schonungsloser 
Eigenmächtigkeit  sei  die  Regierung  in  dieser  Sache 
vorgegangen;  man  habe  dem  Handels-  und  dem  Hand- 
werkerstande, die  schon  seither  mit  offenen  Läden  und 
Handwerksmeistern  weit  übersetzt  gewesen  seien,  neue 
Mitglieder  aufgedrungen  und  alle  Bitten  seien  einfach 
nicht  berücksichtigt  worden.  Am  empfindlichsten  aber  sei 
der  Ulmer  Handels-  und  Gewerbestand  dadurch  gekrankt 
worden,  dass  im  Monat  März  der  Jude  Seligmann 
Guggenheimer  aus  Hechingen  mit  all'  seiner  Habe 
und  einigen  Zentnern  Waren  in  Ulm  angefahren  ge- 
kommen sei  und  sich  bei  der  dortigen  Oberzollverwaltung 
dahin  ausgewiesen  habe,  dass  er  durch  die  Gnade  Sr. 
Majestät  des  Königs  von  Württemberg  als  Schutzjude 
aufgenommen  worden  sei  und  die  Erlaubnis  zum  Wohnsiti 
in  Ulm  erhalten  habe;  die  von  ihm  zu  leistenden  Gebühren 
habe  er  bereits  dem  Kameralamt  abgetragen  und  er  sei 
ein  Vetter  des  jüdischen  Handlungshauses  Kauila  &Cie. 
In  dieser  Eigenschaft  habe  sich  Guggenheimer  auch  als- 
bald in  mehreren  Ulmer  Handlungshäusem  persönlich  vor- 
gestellt 

Miller  bat  schiesslich  die  Ständeversammlung  unter 
Bezugnahme  auf  die  Eingabe  des  Ulmer  Handelsstands, 
sie   möge  beschliessen :    a)  dass  dem  Paragraph  11   ein 

^  Johann  Heinrich  Miller,  Kaoftnann,  Beaitier  desHaoaeaDSG 
in  der  Bafengssae,  war  geboren  1758  als  Sohn  des  Kronenwirts.  Vom 
König  Yon  Bayern  erhielt  er  1806  als  Hauptmann  im  Ulmer  Grenadier- 
bataillon die  goldene  Verdienstmedaille  als  Anerkennung  fAr  seine  treoeD 
Dienste  während  und  nach  der  iielagerung  und  Einnahme  der  Stadt  im 
Jahre  1805.  Im  Jahre  1809  führte  er  die  erste  Ulmer  Grenadierkompagoie 
als  Hauptmann  in  bayerischen  Diensten  gegen  die  Tiroler  nach  Kempten, 
die  sich  aber  bei  der  Ankunft  der  Ulmer  Truppen  bereits  zurOckgesogen 
hatten.  1816  war  er  Vertreter  der  ,.guten  Stadt**  Ulm  auf  dem  wirtem- 
^rgischen  Landtage  bei  der  Beratung  der  neuen  Yerfassnnff.  Sehnltes, 
•ronik,  8.  46a 


—    568     — 

Zusatz  beigefßgt  werde,  demzufolge  die  Berichte  der 
städtischen  Kollegien  über  die  Aufnahme  neuer  B&rger 
oder  Beisitzer  einer  gesetzlich  vorgeschriebenen  Prüfung 
unterzogen  und  ihnen  so  diejenige  Würdigung  eingeräumt 
werden  sollte,  welche  sie  als  amtliche  Berichte  einer 
städtischen  Behörde  verdienen,  welcher  die  Verhältnisse 
ihres  Wohnplatzes  und  ihrer  Gemeinde  am  besten  bekannt 
sein  müssen;  b)  dass  also  femer  Aufnahmen  bezw.  Zurück- 
weisungen künftig  nicht  mehr  als  Gnadensache  des  Landes- 
herrn behandelt  werden,  sondern  gesetzlich  geprüft  und 
erwogen  werden  sollen;  c)  dass  den  Bürgern  und  den 
gewerblichen  Körperschaften  der  Städte  ihre  hierauf 
bezüglichen,  von  der  Kgl.  Regierung  entzogenen  alten 
Gerechtigkeiten  zurückgegeben  werden  sollen.  Miller  fügte 
diesen  Vorschlägen  endlich  die  entschiedene  Erklärung 
bei,  dass  er,  was  die  durch  einen  Gnadenakt  des  Königs 
Friedrich  dem  Juden  Seligmann  Guggenheimer  aus 
Hechingen  zu  Teil  gewordene  Aufnahme  als  Königlich 
württembergischen  Schutzjuden  in  die  gute  Stadt  Ulm  be- 
treffe, sich  weitere  Schritte  vorbehalte. 

Geholfen  hat  diese  Auslassung  freilich  nichts.  Auch 
Guggenheimer  zog  wie  sein  Vorgänger  Köder  ungestört 
mit  seiner  Frau  in  Ulm  ein,  wo  er  jahrzehntelang  als 
Besitzer  des  jetzt  Friseur  Vetter 'sehen  Häuschens  neben 
dem  Kronprinzen  wohnte. 

Hascher  als  in  Württemberg  freilich  kamen  die  Juden 
in  Hessen  ans  Ziel.  Durch  die  neue  Zünfteordnung 
vom  5.  März  1816  wurde  dort  den  Juden  das  Recht  einge- 
räumt, jeder  beliebigen  Zunft  beizutreten,  während  ihnen 
die  Bildung  eigener  Judenzünfte  untersagt  wurde,  und  am 
30.Dezember  1823  wurde  die  seitherige  kör  per  Schaft  liehe 
Gestaltung  der  Juden  Schaft  in  Hessen  aufgehoben; 
an  ihre  Stelle  trat  die  Synagogengemeinde,  welche 
aus  den  israelitischen  Bewohnern  eines  Orts  oder  mehrerer 
Orte  zusammengesetzt  war.  Die  Körperschaftsverfassung 
dieser  Synagogengemeinden,  deren  mehrere  zu  Kreis-  und 
Provinzialverbänden  vereinigt  sind,  besteht  nur  hinsichtlich 
der  Eeligionsübung  und  der  davon  abhängigen  Ein- 
richtungen. Die  jüdischen  Gemeinden  sind  Eigentümer 
und  Besitzer  der  Synagogen  und  Friedhöfe,  Klagen  gegen 
sie  können  nicht  gegen  einzelne  Mitglieder,  sondern  nur 
gegen  die  Gemeinde  erhoben  w  rden.  Dem  Rabbiner 
steht  die  Vertretung  der  Gemeinde  nicht  mehr  zu,  seine 
Amtsthätigkeit  ist  auf  die  Seelsorge,  den  Unterricht  und 
die  Führung  der  Synagogenbücher  beschränkt 


—     664    — 

b.    M  Blig»b»  im  Ulatr  HaidslMtndi  gtgM  dk  Jaiw  Tom  Jtkn  ItSS. 

Bahnbrechend  fftr  die  unbeschränkte  Aufnahme 
der  Juden  in  Ulm  wurde  die  wfirttembergische  Gesetz- 
gebung des  Jahrs  1828.  Als  im  Jahre  1827  der  Ge- 
setzentwurf der  wfirttembergischen  Regierung  Ober  die 
öffentlichen  Verhältnisse  der  Israeliten,  d.  h.  auf 
deutsch  „Gotteskämpfer'',  wie  man  jetzt  aller  Jahr- 
tausende alten  Rechtssprache  entgegen  die  Juden  amt- 
lich benannte^),  bekannt  gemacht  wird,  verwahrt  sich 
sofort  die  Ulmer  Bürgerschaft  aufs  entschiedenste  gegen 
diese  Neuerung,  indem  der  „Ulmische  Handels-  und  Gfe- 
werbestand**  von  seinem  Mitbürger  Kunsthändler  Theodor 
Ulrich  Nübling*)  eine  Eingabe  an  die  wOrttem- 
bergische  Ständeversammlung  verfassen  lässt,  welche 
vom  2.  Januar  1828  datiert  und  der  Abgeordnete  der 
„guten  Stadt"  Ulm,  David  Schultes*),  ubergiebt 

Der  Ulmer  Handels-  und  Gewerbestand  macht  darin 
entschiedene  Vorstellung  gegen  einige  Artikel  des  neuen 
Entwurfs.  So  sehr  man  es  gewiss  anerkenne,  heisst  es 
darin,  dass  es  sich  mit  den  christlichen  Grundsätzen  nicht 
vertrQge,  wenn  man  die  menschenfreundliche  Absicht 
des  Gesetzentwurfs  misskennen  wollte,  und  so  sehr  man 
wünsche,  dass  die  im  Königreich  Württemberg  ange- 
sessenen Juden  aus  dem  Schlamme,  in  dem  sie  stecken, 
herausgezogen  und  einer  sittlichen  Verbesserung  näher 
gebracht  werden,  so  sehr  sei  man  besorgt  über  die  vor- 
gehabte Art  des  Vorgehens  in  dieser  Sache.  Man  kenne 
die  Veranlassung  nicht,  welche  gerade  die  württem- 

^)  Die  Forderung  der  Joden  an  Andersgl&nbige,  sie  als  Israeliten 
oder  „Qottesk&mpfer'  zu  bezeichnen,  ist  ebenso  yerletzend,  wie  die 
Forderung  der  katholischen  Kirche,  sie  als  .,alleinseligmachende 
Kirche**  anzuerkennen.  Beides  ist  eine  Forderung^  welcher  ein  pari- 
tätischer Staat  nur  unter  Verletzung  der  berechtigten  Gefühle  ander» 
Olanbensangehöriger  Folge  geben  kann. 

*)  Theodor  Ulrich  NQbling,  Knnsth&ndler,  Besitaer  des  Hauses 
C  71  in  der  Hirscbstrssse ,  geboren  1766,  Enkel  des  Ulmischen  Pfali- 
g^fen,  d.  h.  Reichsamtmanns,  gleichen  Namens,  verlor  frOh  seine  filtern, 
eine  angesehene  Beamtenfkmilie  der  Reichsstadt,  und  liess  sich,  des 
Lebens  bei  harten  Verwandten  mQde,  1788  von  dänischen  Werbern  an- 
werben, yerbrachte  8  Jahre  in  dänischen  Diensten,  schlag  die  ihm  ange- 
botene Offizierstelle  aus  und  kehrte  1791  nach  Ulm  zurOck,  wo  er  eine 
Kunsthandlung  errichtete.  1807  erhielt  er  als  Muor  des  Ulmer  Batailloni 
▼om  Köniff  von  Bayern  die  goldene  Verdienstmedaille  fQr  treue  Dienste 
idLhrend  der  Belagerung  vom  Jahre  1805,  1809  machte  er  den  Zog  nadi 
Kempten  gegen  die  Tiroler  mit.    Schuttes,  Chronik,  S.  858,  410. 

*)  David  Schultes,  Kaufmann,  Besitzer  des  Hauses  A  16  an  der 

HerdbrOcke,   langjähriger  Senator,   d.   h.  Stadtrat,  diente  der  Stadt  mit 

''nirzen  Unterbrechungen   als  Landtagsabgeordneter  vom  Jahre  1886  bis 

'41.    Er  war  gemässigter  Liberaler,  äusserst  wohlthätig  und  starb  hoch- 

%gt  im  Jahre  1874.    Schuttes,  Chronik,  S.  581. 
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bergische  Regierung  bewogen  habe,  den  Regierungen 
von  Preussen,  Bayern  a.  s.  w.  und  dem  16.  Artikel 
der  deutschen  Bundesakte,  nach  welchen  die  bürgerliche 
Verbesserung  der  Juden  durch  ein  möglichst  gleich- 
massiges  Vorgehen  geordnet  werden  sollte,  vor- 
zugreifen und  so  gleichsam  den  übrigen  deutschen 
Staaten  ein  Beispiel  zu  geben.  Man  thue  das  in  der 
gleichen  Zeit,  wo  in  ganz  Russland  und  Polen  neue 
Beschränkungen  des  Judenvolks  und  seines  schäd- 
lichen Treibens  angeordnet  werden,  während  doch  die 
Juden  in  Württemberg  kein  Haar  besser  seien  als  die 
polnischen  oder  russischen  Juden.  Man  billige  völlig  das 
Bestreben  des  Gesetzentwurfs,  eine  ernstliche  Verbesserung 
des  sittlichen  Zustands  dieser  Religionssekte  anzubahnen, 
aber  daneben  enthalte  der  Entwurf  eine  Reihe  von  Punkten, 
welche  in  Hinsicht  auf  die  bürgerlichen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Christen  bei  der  vorgehabten 
Civilisation  der  württembergischen  Juden  ernste  Bedenken 
erregen,  weil  sie  eine  schädliche  Wirkung  für  die 
Christen  haben  könnten.  Man  sei  der  Mühe  enthoben,  die 
sittliche  Beschaffenheit  der  Juden,  so  wie  sie  gegen- 
wärtig nun  einmal  sei,  zu  beschreiben,  der  Entwurf  besorge 
das  so  gründlich,  dass  dem  nichts  belzufQgen  sei,  indem  er 
sage :  die  Juden  haben  niedrige  und  gemeine  Gesinnungen 
und  einen  verdorbenen  Charakter  und  seien  deshalb  ein 
gemeiner  Gegenstand  der  Verachtung  der  Nationen,  weil 
man  sie  als  die  Ursache  des  sittlichen  und  wirt- 
schaftlichen Verderbnisses  der  Anderen  ansehe. 
Sie  zeigen  eine  sittliche  Verdorbenheit  in  Gesinnung 
und  Handlung,  ein  hartnäckiges  Festhalten  an  ihren  ver- 
alteten Sitten  und  Gebräuchen,  sie  sondern  sich  von  den 
Christen  ab,  haben  einen  Hang  zur  Bequemlichkeit, 
Mangel  an  Ehrgefühl  und  Gemeinsinn,  Mangel  an 
jedem  Bildungsdrange  und  seien  höchst  unreinlich  in  ihrem 
Aeussern.  Für  dieEinrichtungen  desLandes  empfinden 
sie  keine  Anhänglichkeit,  sondern  sie  vermeiden 
hartnäckig  jeden  Schritt  zu  einer  Verschmelzung.  Der 
Jude  stehe  wie  ein  versteinertes  lebendes  Bild  einer  ver- 
gangenen Zeit  unveränderlich  unter  den  Christen  und  werde 
dadurch  widerlich.  Er  habe  seinen  eigenen  Sabbathtag, 
seine  Speisegesetze,  er  halte  an  Formen  ohne  Inhalt,  die 
nicht  vermögend  seien,  ihm  Tugend  einzupflanzen.  Er 
wirke  widerlich  durch  das  Schmutzige  seines  Aeussern, 
durch  seine  verdorbene  Sprache  und  deren  eigentümliche 
Betonung.  So  steigere  sich  der  gemeinsame  Widerwille 
gegen  die  Juden  zum  gemeinsamen  Hasse  durch  die  Er- 
kenntnis von  der  Gemeinschädlichkeit  ihres  Daseins.    Um 
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ohne  körperliche  Anstrengoiig  darchzukommen ,  erkenne 
der  Jude  seine  Bestimmung  ausschliesslich  im  Handel 
Die  Erfahrung  der  letzten  15  Jahre  lehre,  wie  sehr  der 
den  Juden  anklebende  Vorwurf  der  Arbeitsscheu  begründet 
sei.  Der  Jude  treibe  ausschliesslich  den  Schacher- 
handel,  der  Oberall  autkomme,  wo  sich  der  Jude  einniste, 
und  verschwinde,  sobald  der  Jude  verdrängt  werde.  Der 
Jude  habe  bei  diesem  Handel  eigentümliche  Vorteile  und 
Künste  und  durch  Raffinement  und  Unredlichkeiten  aller 
Art  erlange  er  eine  üeberlegenheit  und  Vorteile  beim 
Verkehr  mit  dem  schlichten  Bürger  und  Bauer.  Finde  er 
einen  Weg,  wie  er  die  Gesetze  umgehen  könne,  so  sei 
ihm  hiezu  jedes  schlechte  Mittel  recht  Die  der 
jüdischen  Basse  eigene  Verschmitztheit,  ihr  Talent,  die 
Schwächen  anderer  zu  erspähen,  ihre  angespannte  Be- 
harrlichkeit und  das  Beispiel  der  Eltern  und  Glaubensge- 
nossen komme  den  Juden  dabei  zu  statten,  die  ihn  eine 
Menge  unredlicher  Kniffe  und  Künste  lehren.  Seine  ge- 
meine Denkungsart  lasse  ihn  jede  verächtliche  Behandlung 
übersehen,  sie  mache  ihn  zum  Gehilfen  bei  der  Ausführung 
schlechter  Streiche.  Es  gelte  deshalb  für  das  Zeichen  des 
sinkenden  Wohlstands  einer  Gemeinde,  wenn  die  Juden  in 
derselben  den  Schacherhandel  treiben. 

Dieser  wörtlich  wiedergegebenen,  leider  nur  zu  wahren 
Charakterschilderung  des  Judenvolks,  wie  sie  die  Re- 
gierungsvorlage gebe,  will  nun  die  Eingabe  folgendes 
beifügen:  Die  Juden  seien  Diebshehler  und  richten  als 
solche  das  gross te  Verderben  an.  indem  die  umher- 
schleichenden Schacherjuden  den  Dieben,  mit  denen 
sie  in  Verbindung  stehen,  ihre  gestohlenen  Dinge  ab- 
kaufen, was  der  einträglichste  Handel  dieser  Schacher- 
juden sei,  da  der  Dieb  nicht  nur  verkaufen  könne, 
sondern  verkaufen  müsse  und  mit  jedem  Erlös  sich  be- 
gnüge, wenn  er  seinen  Raub  los  werde.  Monatelang 
bleiben  die  Diebe  beharrlich  bei  der  Erklärung,  dass  sie 
das  gestohlene  Gut  an  einen  ihnen  unbekannten  Juden 
verkauft  haben,  und  so  komme  es  auch,  dass  der  verhältnis- 
mässige Anteil  der  Juden  an  den  Diebsbanden  im  Ver- 
hältnis zu  ihrer  Seelenzahl  weit  grösser  als  der  der  Christen 
sei,  wie  auch  die  Gaunersprache  viele  hebräische  Worte 
enthalte,  so  dass  man  annehmen  müsse,  dass  die  christ- 
lichen Diebe  durch  jüdische  Diebspraktiker  verführt  werden. 
Diese  beiden  Anschuldigangen  finden  sich  in  der  Be- 
gründung des  Gesetzentwurfs  nicht  berührt  und  doch  könne 
der  ruhige  und  steuerwillige  Bürger  bei  Diebereien  meist 
nur  deswegen  sein  Eigentum  nicht  wieder  erhalten,  weil 
-*er  einfaltige  Dieb  den  Juden  nicht  gekannt  hatte,  dem 
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er  seinen  Raub  verkauft  hatte  oder  weil  er  den  Jaden  als 
alten  Bekannten  nicht  yerriet.  Daneben  treibe  der  Jude 
Falschmünzerei  oder  durchschneide  oder  ätze  und  durch- 
bohre die  Gold-  und  Silbermünzen,  treibe  Wucher,  Güter- 
zerstttcklung  oder  Gaukler-  und  Taschenspielerkttnste. 

Die  Eingabe  giebt  sich  deshalb  der  festen  Hoffiiung 
hin,  dass  die  Ständeversammlung  die  Wichtigkeit  des 
Gegenstands  wohl  erwägen  und  vorsichtig  die  Folgen  be- 
trachten werde,  die  aus  ihren  Beschlüssen  nicht  nur  fftr 
die  jetztlebende  christliche  Generation,  sondern  auch  fftr 
deren  Nachkommen,  fftr  die  Kinder  und  Eindeskinder 
hervorgehen  werden.  Der  Entwurf  einer  allgemeinen 
Gewerbeordnung,  die  Gesetzesentwürfe  über  das  Gemeinde- 
bürger- und  Beisitzerrecht,  über  den  Hausierhandel  und 
über  die  öffentlichen  Verhältnisse  der  Juden  stehen  alle 
in  enger  Berührung  mit  einander;  es  seien  nicht  nur  Ver- 
besserungen, es  sei  nicht  nur  eine  Beseitigung  veralteter, 
unnütz  gewordener  Gebräuche  und  Formen,  sondern  eine 
vollständige  Umwälzung  und  Umgestaltung  der  bisherigen 
Einrichtungen  in  dem  Verkehr  der  Gewerbetreibenden, 
eine  folgenreiche  Veränderung  in  den  bürgerlichen  und  in 
den  Gemeindeverhältnissen  der  Württemberger,  was  mit 
diesen  Gesetzesanträgen  beabsichtigt  werde.  Es  sei  eine 
grosse  und  wichtige  Veränderung,  die  in  manchen  anderen 
Staaten,  namentlich  auch  in  Preussen  und  in  Bayern, 
schon  mehrmals  in  Vorschlag  gebracht,  jedoch  in  keinem 
derselben  zu  so  scharfer  vollständiger  Ausführung  ge- 
kommen sei,  wie  sie  der  württembergische  Entwurf  be- 
antrage. So  enthalte  der  zweite  und  dritte  Teil  des  Ent- 
wurfs folgende  Bestimmungen :  Jeder  einheimische  Israelite 
solle  einer  bestimmten  Gemeinde  als  Bürger  oder  Beisitzer 
angehören  und  es  könne  ihm  nötigenfalls  das  örtliche  Bei- 
sitzrecht  in  einer  Gemeinde  angewiesen  werden.  Ebenso 
solle  keinem  Israeliten  mehr  ein  blos  persönliches  Schutz- 
recht ohne  erbliches  Bürger-  oder  Beisitzerrecht  erteilt 
werden  dürfen.  Der  Israelit  solle  künftig  die  gleichen 
Hechte  zum  Erwerb  liegender  Güter  oder  zum  Aufenthalt 
in  einer  fremden  Gemeinde  haben  wie  der  Christ  und  jede 
Zunft  oder  Innung  solle  verbunden  sein,  jeden  einheimischen 
Israeliten  als  Mitglied  aufzunehmen.  Wenn  man  diese 
Vorteile  und  bürgerlichen  Rechte  der  vorangegangenen 
Charakterschilderung,  den  bösartigen  Eigenschaften  und 
der  niederträchtigen  Handlungsweise  der  Jaden  gegenüber- 
stelle und  sich  die  Folgen  denke,  die  aus  dieser  raschen 
Emporhebung  der  Juden  hervorgehen  müssen,  so  könne 
man  es  den  ulmischen  wie  allen  württembergischen  Ge- 
schäftsleuten nicht  verdenken,  wenn  sie  mit  Abscheu  und 
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Widerwillen  an  eine  solciie  gewaltsame  Vermischung  ] 
des  Jadenvolk^  mit  den  Christen  denken.  Das  freilich  su  • 
eR  gerade,  wa»  diene  Handeisverderber  suchen  und  wänscben 
und  wogegen  sich  die  Gewerbetreibenden  QberaiJ  im  Beiche 
sträuben.  'Aie  wollen  wieder  in  die  Städte  dringen,  am 
dort  ihr  niedrigen  Gewerbe  öffentlich  zu  betreiben,  das 
ihnen  auszuüben  seither  nur  auf  Schleichwegen  möglieb 
gewesen  sei.  und  so  in  schrankenloser  Ausstrümang  über 
Stadt  und  Land  durch  den  Einkauf  und  Verkauf  ge- 
stohlener, einfieKchmaggrlter  und  minderwertiger  Waren 
oder  durch  Wucher,  d.  h.  Judenzinse,  dasjenige  Unheil 
Überall  zu  verbreiten,  das  seither  nur  an  den  ihnen  frei- 
gegebenen Orten  geherrscht  habe.  Man  wolle  die  seitherige 
Scheidewand  auf  einen  Schlag  gewaltsam  einstflrzen  und 
der  ZÖgellosigkeit  der  Juden  den  bereits  so  tief  gesunkenen 
wttrttembergischen  Handel  frei  überlassen.  Die  Folge 
werde  sein,  dass  dieser  aus  den  seitherigen  geordneten 
Bahnen  getrieben  und  eine  heillose  Pfuscher-  und  Klein- 
krämer Wirtschaft  entstehen  werde,  die  den  christlich- 
deatschen  Kredit  im  AuBlaade  untergraben  und  das 
kaufmännische  Ansehen  der  christlich-deutschen  Geschäfts- 
leute vor  den  Fremden  schwächen  und  verkrüppeln  werde. 

Mit  Recht  sei  in  dem  Entwürfe  betont,  es  gelte  fBr 
ein  Zeichen  des  sinkenden  Wohlstands  einer  Ge- 
meinde, wenn  die  Juden  in  derselben  ihren  Hausierhandel 
aufschlagen,  und  der  Hausierhandel  entstehe  nicht  durch 
das  örtliche  Bedürfnis,  sondern  er  komme  auf,  wo  sich 
der  Jude  einniste,  und  verschwinde  wieder  mit  dem  Juden. 
Um  so  unbegreiflicher  sei  das  Vorgehen  der  Regierung. 
Die  Unreinlichkeit.  Verschmitztheit,  Bestechlichkeit,  Un- 
verschämtheit und  Zudringlichkeit  der  Juden  werde  sich 
den  Christen  mitteilen,  so  bald  die  Vermischung  eingeleitet 
werde.  Dann  werden  die  Diebe  noch  leichter  als  seither 
Gelegenheit  linden,  ihr  gestohlenes  Gut  an  den  Mann  za 
bringen.  Gott  möge  darum  das  wOrttembergische  Volk  in 
Gnaden  vor  einer  solchen  Vermengung  bewahren  und  ein 
guter  Geist  die  Beschlüsse  der  Standeversammlung  lenken, 
damit  es  nicht  gelinge ,  dieses  verderbliche  Volk  den 
Wilrttembergern  gewaltsam  aufzudrängen  und  es  in  die 
Städte  zu  werfen,  um  hier  Treu  und  Glauben  und  den 
Kredit  und  Ruf  im  Auslande  zu  untergraben. 

Eine  Aussicht  zur  Rettung,  fährt  sodann  die  Eingabe 
fort,  gewähre  in  dieser  Beziehung  der  14.  Artikel  des 
Entwurfs,  der  die  Anlegung  eigener  Jude nkolonieen 
mit  eigener  Markung  und  Gemein  de  Verfassung 
betreffe.  Dies  sei  4«  x\fcW\%,%\.%  W«g  und  das  wirk- 
samste   Mitt,6\,    4.\.ft     ■«üV«t«,^«av'««i.  feäÄV^\Ktt.    der 
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Kegiernng  in  Bezug  auf  die  Juden  zu  erreichen.  Wenn 
die  Juden  eigene  Schulen  und  Erziehungsan- 
stalten, volle  Religionsfreiheit,  eigene  Ge- 
meindeverfassung  haben,  könne  man  sie  am  besten 
zu  einer  geregelten  Gewerbethätigkeit  und  zur  Arbeitsam- 
keit, zur  sittlichen  Verbesserung  hinüberleiten.  Sobald 
man  dieses  verwilderte  Volk  in  eigenen  Städten  oder 
Dörfern  beisammen  habe,  können  bei  angemessener  Auf- 
sicht und  ernstlicher  Handhabung  der  zu  diesem  Zweck 
beantragten  Verordnungen  und  Gesetze  die  Absichten  der 
Regierung  zum  Gelingen  gebracht  werden.  Nicht  Juden- 
dörfer  aber  seien  zu  schaffen,  sondern  eine  württem- 
bergische Judenstadt,  und  zwar  möglichst  nahe  bei 
Stuttgart,  damit  die  Regierung  das  Thun  und  Treiben 
der  dort  angesiedelten  Juden,  ihre  Fortschritte  in  der 
Besserung  und  ihr  Eingehen  in  den  Willen  des  Gesetzes 
in  der  Nähe  beobachten  und  leiten  könne.  In  dieser 
Jadenstadt  möge  man  dann  Judenvolksschulen  und  Juden- 
gymnasien errichten,  dort  mögen  sie  volle  Religionsfreiheit 
geniessen  und  durch  wissenschaftlich  gebildete  Rabbiner 
von  den  Eigenheiten  und  Abgeschmacktheiten  gesäubert 
werden,  welche  ihrer  Verschmelzung  mit  den  Christen  im 
Wege  stehen.  Dort  mögen  sie  den  geregelten  Handels- 
und Geschäftsbetrieb  lernen,  dort  mögen  die  wenigen 
Handwerker,  welche  die  Juden  des  Lands  in  ihren 
Reihen  zählen,  sich  niederlassen  und  jüdische  Lehrlinge 
und  Gesellen  ausbilden,  damit  diese  später  tüchtige  Meister 
werden.  Für  die  Erzeugnisse  ihres  Fleisses  aber  gebe 
man  ihnen  die  gleichen  Rechte  wie  den  christlichen  Ge- 
werbetreibenden. 

Wie  sich  die  Herrenhuter,  die  Quäcker  und 
andere  Religionssekten  in  Amerika,  Deutschland,  den 
Niederlanden,  Holstein  in  Städten  und  Flecken  zusammen- 
gefunden haben  und  den  Schutz  der  Landesherrschaft 
geniessen,  ihre  eigene  Gemeindeverwaltung  haben  und 
nützliche  Staatsbürger  seien,  so  mögen  sich  auch  die  Juden 
zu  eigenen  Gemeinden  vereinigen,  dann  werde  vielleicht 
in  20  oder  30  Jahren  es  soweit  sein,  dass  der  christliche 
Gewerbsmann  nicht  mehr  erschrecken  müsse,  wenn  ein 
jüdischer  Handelsmann  oder  Handwerker  darum  einkomme, 
seinen  Wohnsitz  verlegen  zu  dürfen,  er  werde  Judensöhne 
in  die  Lehre  nehmen  können,  weil  diese  dann  die  nötige 
Erziehung  genossen  haben  werden  und  mehr  als  seither 
gutthun  werden,  statt  die  Lehrherren  zu  betrügen.  Dass 
das  jetztlebende  Judengeschlecht  sich  zu  einer  Vermischung 
mit  christlichen  Familien  nicht  eigne,  sondern  hiezu  erst 
einer  längern  Läuterung   und  Civilisierong   bedürfe,  sei 
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aa«  dem  Vorhergehenden  entichUicIi.  Rin  ^lehrter  Jude, 
Hr.  Karl  Weil,  sebe  in  einer  kleines  Schrift  „Lieber 
die  Zolassaa)*  der  Juden  zum  Btlrt^erreclit''  statistisdie 
Nachrichten,  um  hieraus  div  Forwchritt«  der  Cirilisiernn? 
und  G«werl>Dthfttigkeit  der  .laden  zu  beveisen;  der  Ver- 
fasser ßäbe  dabei  aber,  sei  ee  absichtlich,  sei  es  am 
Miinfjel  an  Zahlen,  die  in  den  einzelnen  Länderu  vor- 
handene UesRDitzah]  der  JadenfaniUieu  nicht  an,  so  dass 
sii'h  aus  diesen  Nachrichten  kein  richti^r  Schloss  Tiber 
den  verhältnismftssigen  ForWchritt  der  in  der  ganzen  Welt 
Kerstrenten  Nation  ziehen  laR»<e  und  die  ganze  histcriach- 
»taiistiHohe  Abhandlang  dan  AiiHehen  zweifelhafter  Üross- 
thuerei  erhalte. 

Noch  dem  Gesetzentwurf  solle  ferner  jeder  Jude 
ktliiftig  die  Fähigkeit  erhallen,  als  Zeuge  zu  wallen, 
wobei  denn  doch  mit  gutem  Grund  zn  besorgen  sei,  dass 
die  rechtliche  Ablegong  eines  Zeugnisses  und  eines  Kids 
von  diesem  Volke  m  AchAdlichen  und  sch&ndlichen  UDte^ 
ni'hiiningen  missbrancht  werden  könnte.  Weiter  sei 
atiH'iilleiut,  dass  in  dem  <!ese(z?niwurf  die  christliche 
Sittenlehre,  die  Erziehung  und  geistige  Ausbildung  der 
christlichen  Staatsbürger  gar  nicht  in  Erwägung  genommeti 
worden  sei.  so  dass  sich  die  Frage  aufwerfe,  ob  denn  die 
Juden  nur  auf  Kosten  und  zum  Nachteil  der  Christen 
civilisiert  und  gebessert  werden  kfinneo,  und  ob  zur  Er- 
reichung dieser  Besserung  durchaus  nötig  sei.  dass  man  den 
Christen  für  den  Juden  opfere.  Seine  Erziehang  und 
religiösen  Grundsätze  legen  dem  Christen  im  allgemeinen 
weit  strengere  Pflichten  in  Bezug  auf  Rechtlichkeit,  Red- 
lichkeit, Hingebung  an  den  Nächsten,  Befolgung  der  Staats- 
gesetze auf,  als  der  Mosaismus  vom  Juden  verlange.  Der 
Christ  wende  mehr  Sorgfalt  und  Aufwand  auf  die  Er- 
ziehung seiner  Kinder  in  Bezug  auf  die  sittliche  und 
innere  Ausbildung  als  der  Jude,  der  sich  zufrieden  gebe, 
wenn  die  äussere  Form  und  der  Schein  gewahrt  werde. 
Die  Folge  der  christlichen  Erziehung  sei  deshalb,  dass  in 
einem  richtigen  christlichen  Hauswesen  geistige  und 
körperliche  Reinlichkeit  und  Ordnung,  im  Familienkreise 
sittlicher  Anstand  und  ein  gemessener  Grad  von  Bildung 
beobachtet  werden,  Dinge,  die  aber  alle  einen  gewissen 
wirtschaftlichen  Aufwand  fordern.  Dieser  Aufwand 
sei  für  den  Christen  unvermeidlich,  wenn  er  andernfalls 
als  Christ  leben,  handeln  und  wohnen  wolle.  Der  Jude 
dagegen  bedürfe  diesen  Aufwand  nicht,  und  sei  dadurch  im 
wirtschaftlichen  Wettbewerb  dem  Christen  voraus,  der  sich 
Dicht  seiner  h&.'aä\K\\en  Q^biäuche  und  Sitten,  seines  sitt- 
lichen Tri6A)8  zum  GoXAa,  iM.\a. '^fcSij?».«^!., -üshi.  Rechten, 
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znr  Ordnung  entschlagen  könne,  ohne  seiner  Religion 
zu  entsagen  nnd  damit  sich  selbst  za  erniedrigen  and 
verächtlich  za  machen;  er  könne  nicht  lügen,  betragen 
and  wachem.  Dazu  aber  werde  es  kommen:  der  Christ 
werde  sein  müssen  wie  der  Jade,  wenn  man  derartige 
gewaltsame  Massregeln  dnrchführe  wie  sie  der  Gesetzent- 
warf verlange.  Die  ühner  Handels-  and  Gewerbsleate 
bitten  deshalb  die  St&ndeversammlung ,  dem  beantragten 
„Oesetzentwarf  über  die  öflfentlichen  Verhältnisse  der 
Israeliten^  in  seinem  ganzen  umfange  die  Zustimmung 
nicht  zu  geben,  sondern  die  Anträge  dahin  zu  mildern, 
dass  das  Einlassen  der  Juden  in  die  Städte  als  höchst- 
verderblich für  die  gute  Sitte  und  Gewerbsamkeit  der 
christlichen  Staatsbürger  vermieden,  das  jüdische  Volk 
aber  auf  einem  andern  Wege  zu  einer  solchen  Thätigkeit 
allmählich  vorbereitet  und  erzogen  werde.'') 

Auch  diese  Vorstellung  war  freilich  nicht  vermögend, 
die  württembergische  Regierung  in  ihrem  Beginnen  zu 
hemmen.  Die  „  Humanitätsidee '^  der  Zeit  wollte  ihr 
Opfer  haben:  das  Gesetz  kam  zu  stände,  5  Jahre  bälder 
als»  in  Hessen,  wo  die  Juden  erst  am  29.  Oktober  1838 
den  Christen  bürgerlich  gleichgestellt  wurden,  indem  man 
bestimmte,  dass  der  Jude  an  jüdischen  Gemeindeumlagen 
lediglich  die  auf  dem  Synagogenverband  beruhenden 
Leistungen,  die  Talmud-,  Thora-  und  Jerusalemsgelder 
bezahlen  sollte,  während  alle  seitherigen  Abgaben,  denen 
die  Juden  infolge  ihrer  Hörigkeits-  und  Schutzverhältnisse 
unterworfen  gewesen  waren,  aufgehoben  wurden. 

0.    Bit  HmwntwloUttiig  dsr  Ulmn  Jodeagtiiitlnda  lelt  dmi  Jalira  1828. 

Mit  dem  Gesetz  vom  Jahre  1828  war  den  Juden  in 
Württemberg  die  Bahn  freigemacht  und  bald  war  denn 
auch  die  „gute  Stadt"  Ulm  einer  der  bevorzugtesten 
ünterkunftsorte  fQr  die  neugeschaffenen  Staatsbürger.  Am 
3.  Februar  1845  gestattete  die  königlich  württem- 
bergische israelitische  Oberkirchenbehörde  in 
Stuttgart,  in  Ulm  einen  Filialgottesdienst  einzu- 
richten, und  bestellte  als  Vorsängereiverweser  den  Schul- 
amtsverweser  Simon  Einstein  aus  Laupheim  in 
Mühringen  und  im  Juli  1845  wurden  die  Juden  Selig- 
mann   Guggenheimer,    Dr.   med.  Isak   Röder   und 

^  Gedrockte  Eingabe  der  Ulmer  Handels-  und  Gewerbslente  an  die 
wflrttembergigche  Ständekammer  betreffend  den  „Geeetzentwnrf  Ober  die 
öffentlichen  Verh&ltniBse  der  Israeliten.'*   Beigebunden  der  einst  dem  ver- 
storbenen Pfarrer   Weyermann   gehfirigen  Sammlung  ftiterer  ulmische' 
Gymnasialprogramme«    Uimer  Stadtbibl. 
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Baditikoiisaleiit  Jakob  Hess  als  Gtemdndeyertreter  ge- 
wihlt  Die  Gemeinde  bestand  im  Jahre  1846  ans  15  selbst- 
•ttadigen  Jn4en  mit  57  Köpfen,  darunter  6  Haasbesitzer. 
Im  Jahre  1853  ei^aofte  sie  einen  Oarten  von  dem  Gärtner 
Siess  neben  dem  christlichen  Friedhofe  an  der  yer- 
Ungertm  Franenstrasse  und  errichtete  daselbst  einen 
„israelitischen  Friedhof."®)  1858  ist  die  Gemeinde 
bereits  261  Köpfe  stark,  1861  327,  1864  373,  1867  394, 
1871  555;  1878  sind  es  137  selbstständige  Juden,  darunter 
II  Witwen,  1875  giebt  es  in  Ulm  zusammen  692  Juden, 
1880  604.  1885  geht  die  Zahl  erstmals  wieder  auf  667 
lurflck,  1890  sind  es  nur  noch  664,  1894  sind  es  663.^) 

Als  Anwälte  der  Filialgemeinde  Ulm  stellt  das 
Eirchenyorsteheramt  Laupheim  auf:  im  April  1846 
Seligmann  Guggenheimer,  im  März  1848  Aaron 
Isak  Mai  er,  im  März  1850  Bechtskonsulent  Jakob 
Hess,  im  März  1853  Aaron  Isak  Maier,  im  März  1856 
Seligman  Lob  Strauss.  Als  Kirchenvorsteher 
walteten  1856  Doktor  Isak  Böder,  1858  Albert  Kuhn, 
1862MichaelNeuburger,  KreisgerichtsprokuratorHess, 
Immanuel  Stern,  1863  Kosman  Erlanger,  1864 
Albert  Kuhn,  1868  Isidor  Gump,  Isak  Neuburger. ^^) 
Im  Jaiire  1872  wurde  die  Mitgliederzahl  des  Kirchenyor- 
Btelwramts  yon  4  auf  5  erhöht  Gewählt  wurden  1873 
Kreisgerichtsprokurator  Hess  und  Ignaz  Bach,  1874 
Nathan  Thalmessinger,  Lazarus  Moos  und  Kos- 
man Dreyfuss,  1875  Leopold  Marx,  1878  Kosman 
Dreyfuss  und  Kosman  Erlanger.  1880  Lazarus 
Moos  und  Max  Mayer,  1882  Joseph  Bach,  1884 
Isidor  Moos,  Kosman  Dreyfuss  und  Bernhard 
Leyinger,  1886  Heinrich  Lebrecht  und  Isak  Aaron 
Mayer,  1890  Beohtsanwalt  Dr.  Hirsch  und  Louis  Hilb, 
1892  Salomon  Dreyfuss,  Rechtsanwalt  Elias  Sänger 
und  Isak  Mayer,  1895  Moses  Leyi. 

Am  12.  September  1873  findet  die  Einweihung  der 
neuen  Synagoge  auf  dem  Weinhofe  statt,  nachdem  das 
seitherige  ^ottesdienstliche  Lokal  im  hintern  Saal  der 
Bierbrauerei  zur  Krone  sich  längst  als  ungenfigend  er- 
wiesen hatte,  und  im  Jahre  1888  erhält  die  ülmer  Juden- 
gepieinde  einen  eigenen  Geistlichen,  indem  der  Rabbiner 
L>r.  Fried  aus  Ratibor  mit  den  geistlichen  Funktionen 
der  Gemeinde  betraut  wird. 


2  Scliiiltds,  Chronik  Ton  Ulm,  S.  497. 


,  Wagner,    Die   wirtBchaftlichen    yerhftltnisse   der    Stadt    Ulm  in 
^Ortt  yierteUahrshefte  für  Btatiatik  und  Landeskonde,  Bd.  1    8    42 
titaart  1886.  ,,.««. 

^^  PreBsel,  GeBchichte  der  Juden,  8.  21,  46. 


Sohlusswort 


In  seiner  Schrift  über  die  Jadenfrage  bezeichnet 
Du  bring  als  einzig  gangbaren  Weg  zur  Lösung  dieser 
Frage  die  kritische  Sichtung  der  Mittel,  welche  die 
Nationen  in  früheren  Zeiten  zur  Abwehr  der  Ueber- 
griffe  des  Judentums  in  Anwendung  gebracht  haben« 
Wenn  er  mit  dieser  Empfehlung  der  historischen 
Methode  als  grundlegende  Behandlungsart  fQr  die  Juden- 
frage das  Richtige  getroffen  hat,  so  ist  die  Berechtigung 
und  das  Bedürfnis  der  vorliegenden  Arbeit  erwiesen. 
Freilich  aber  ist  ebenso  sicher,  dass  eine  derartige 
Aufgabe,  wie  sie  gerade  die  geschichtliche  Unter- 
suchung der  Judenfrage  darstellt,  nicht  von  einem 
Einzelnen,  dass  sie  aber  auch  nicht  allein  von  Ange- 
hörigen der  Judenschaft  selbst  gelöst  werden  kann, 
sondern  auch  die  nichtjüdischen  Kreise  sich  ihrer 
annehmen  müssen,  weil  eben  eines  Mannes  Bede  keine 
Rede  ist  und  beide  Teile  zu  hören  sind,  wenn  die  ruhige, 
sachliche  Klärung  der  Geister  in  brauchbarer  Weise 
gefordert  werden  soll.  Das  ist  aber  durchaus  notwendig. 
Das,  was  man  kurz  die  „  Judenfrage^  nennt,  ist  nun  einmal 
wieder  da;  keine  Macht,  kein  Fürsten-  oder  Kirchherrn- 
wort wird  sie  aus  der  Welt  schaffen,  weil  sie  eben  eine 
sittliche  Berechtigung  hat.  Aber  eins  muss  ge- 
lingen, wenn  nicht  beide  Teile,  Juden  und  NichtJuden, 
gleich . schwer  unter  ihr  leiden  sollen:  sie  muss  aus  den 
Wirren  der  ersten  Sturm-  und  Drangperiode  heraus- 
geleitet und  in  ein  ruhigeres  Fahrwasser  gebracht  werden, 
damit  sie  dasjenige  Gepräge  erhält,  das  sie  nach  ihrer 
innern  Bedeutung  beanspruchen  darf. 

Mit  dieser  Absicht  ist  der  Verfasser  ans  Werk  ge- 
gangen. Das  Ergebnis,  das  er  bekommen  hat,  geht 
dahin,  dass  der  Kampf  der  mittelalterlichen  Scholastik 
kein  Kampf  gegen  den  Mosaismus  war,  sondern  ein 
Kampf  der  national-sozialen  Yolkskräfte  des  vereinigten 
Abendlands  gegen  die  Auswucherung  durch  das  Gross- 
kapital.  Wenn  dabei  in  zehn  Fällen  neunmal  der  Jude 
getroffen  wurde,  wenn  allmählich  bei  diesem  Kampf  die 
nichtjüdischen  Teile  des  bekämpften  Feinds  verschwanden 
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und  nur  noch  der  Jude  übrig  blieb,  so  durfte  es  nicht 
wunder  nehmen,  dass  sich  allmählich  beide  Begriffe, 
Wucher  und  Judentum,  in  der  Volksanschauung  der 
Nationen  verschmolzen,  so  war  daran  nicht  die  bekämpfte 
Sache,  sondern  eh^h  der  Jude  schuld. 

Wenn  im  Mittelalter  die  Päpste  sich  zum  sogenannten 
„Kampf  gegen  das  Judentum"  entschlossen,  falls  sie 
nicht  selbst  den  Juden  wohl  gesinnt  waren,  so  betonten 
sie  stets,  dass  man  die  Juden  nicht  wegen  ihres 
Glaubens  TBrfolgen  solle,  weil  der  Glauben  Gewissens- 
sache sei.  Nicht  als  Hüter  des  christlichen  Dogmas 
bekämpften  sie  die  Mitglieder  der  jüdischen  Religion, 
sondern  als  Friedensfürsten,  als  Herren  über  den 
Gottesfrieden  im  heiligen  Keiche  bekriegten  sie  den 
Wucher,  die  fenoris  redundantia,  den  übermässigen 
Geschäftsgewinn,  den  unlautern  Wettbewerb, 
mochte  er  nun  yon  jüdischer,  lombardischer  oder 
anderer  Seite  kommen.  Wie  in  den  westfälischen  Ge- 
richten des  heiligen  Faim  unter  ihrer  Begünstigung 
freie  Volksgerichte  enstanden,  welche  in  dem  Haber- 
feldtrelben  der  Oberbayern  noch  heute  nachwirkend,  die 
verlotterte  weltliche  Gerichtsbarkeit  der  Zeit  über 
den  Haufen  warfen  und  auf  scholastisch-sozialer 
Grundlage  ein  Kirchenrecht  für  Wuchersachen 
schufen,  welches  dem  Talmudismus  der  weltlichen 
Justiz  den  Bang  ablief,  so  wird  auch  die  Judenfrage  der 
Zukunft  eben  keine  Judenfrage  als  solche  sein  dürfen, 
sondern  ein  Kampf  gegen  die  Auswüchse  des  Gross- 
kapitals. Damit  wird  dann  auch  der  von  jüdischer  Seite 
so  gerne  und  mit  Erfolg  verwertete  Einwand  wegfallen, 
dass  man  die  jüdische  Religion  verfolge. 

Nicht  ob  Jude  oder  NichtJude,  muss  deshalb  der 
entscheidende  Gesichtspunkt  sein,  sondern  ob  wirtschaft- 
lich sittlich  oder  unsittlich.    Das  Mittel,  womit  die 
Kirche  im  Mittelalter  in  dieser  Beziehung  die  reinliche 
Scheidung  bewirkte,  war  die  Forderung  einer  gewissen 
Mindestleistung  von  Zucht  und  Sitte  auch  im  wirt- 
schaftlichen  Verkehr    mit  dem  Nebenmenschen, 
die   üebertragung    der    christlichen  Nächstenlehre 
auch  auf  das  Wirtschaftsleben.    Wer  diese  Leistung 
nicht  erfüllte,  wurde  als  Strafe  mit  dem  wirtschaftlichen 
Bann  der  Kirche,  mit  dem  Geschäftsboykott  belebt. 
Wer  sich  der  kirchlichen  Gnadenmittel  erfreuen   wollte, 
lurfte  mit  einem  Menschen,  der  mehr  Gewinn  nahm, 
.Is  sich  nach  landesüblichem  Brauche  ziemte,  nicht 
issen  und  trinken,  ihm  nicht  um  Lohn  dienen,  nichte  bei 
hm  kaufen^  ihm  nichts  verkaufen,  nicht  im  gleichen  Hause 


